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Borwort. 


Später als beabfichtigt war, ift der nachfolgende Band 
zum Abſchluß gelangt und es liegt mir darum ob, eine ent- 
Ichuldigende Erflärung abzugeben. Die Verzögerung des 
Abfchluffes der Arbeit hat ihren Grund in der Natur. ded 
Stoffes, melcher zu bearbeiten war. Während der erfte 
Band weſentlich verfafjungsrechtlichen, ift der zweite wejent- 
Ih verwaltungsredhtlichen Inhaltes. Das Berfaffungsrecht 
des Deutjchen Reiche® war in feinen Grundlagen wie ein- 
zelnen Beftandtheilen von Anbeginn der ftaatsrechtlichen Neu 
geftaltung Deutſchlands an ein Gegenftand vielfeitiger und 
theilmweife heroorragend tüchtiger Bearbeitung geweſen; ja in 
vieler Beziehung konnte bier felbft auf der Grundlage älterer 
ftaatsrechtlicher Arbeiten mit Nuten meiter gebaut werden. 
Unter diefen Umftänden war der Gedanke, ein „Eurzgefaßtes 
Lehrbuch” des BVerfaflungsrechtes zu bearbeiten, wohl aus— 
führbar: der Berfaffer war berechtigt, dem Plane der Arbeit 
gemäß für Detatlausführungen auf die umfaffenderen Bear- 
beitungen des Stoffes, ſei es daß diefelben in fyftematifcher 
ſei e3 in monographifcher Form vorlagen, zu vermweifen. 

Diefe Methode der Arbeit erwies ſich bei dem in dem 
nachfolgenden zweiten Bande verarbeiteten Stoffe al3 unhalt- 
bar. Derfelbe ift bis jest noch viel zu wenig juriftifch behan— 
delt, als daß der Gedanke eines „Eurzgefaßten Lehrbuches“ 
nah dem im erften Bande feftgehaltenen Plane mit Nugen 


vi Borwort. 


hätte zur Ausführung gebracht werden fünnen. Das ge- 
fammte bier einfchlägige Material an Nechtsfägen bis in 
das Fleinfte Detail mußte erft aus den Quellen berausge- 
arbeitet werden und in Folge deſſen wurde aus dem „kurz⸗ 
gefaßten Lehrbuch“, welches ohne in's Detail einzugehen, nur 
die Darftellung in großen Zügen geben follte, ein Xehr- und 
Handbuch des ReichSvermaltungsrechtes, bei welchem die Ab- 
fiht auf volftändige foftematifche Wiedergabe des gefammten 
in die Sphäre der Reichsgewalt gezogenen Rechtsſtoffes ge- 
richtet war. Allerdings ergab fich durch diefe der Natur des 
Stoffe entjprungene Aenderung des Planes eine Dishar- 
monie zwiſchen der Methode des erften und der des zweiten 
Bandes: gleihwohl erfchienen die Gründe für die bezeichnete 
Aenderung überwiegend, zumal ja das Verwaltungsrecht dem 
Berfaffungsrecht gegenüber immerhin einen felbftändig abge- 
grenzten Stoff darftellt. 

Das „Lehrbudh des Deutfchen Verwaltungsrechtes“ von 
Georg Meyer (Leipzig 1883) kam erft nach Beendigung 
des Drudes, die legte Abtheilung von Laband's „Staat3- 
recht des Deutfchen Reiches“ (Tübingen und Freiburg 1882) 
erft nach Abgabe des Manuſcriptes an die Druderei in die 
Hände des Verfaſſers; erftere8 Werk fonnte demgemäß gar 
sicht, leßtereß nur bei der Eorrectur benußt werden. 


Königsberg i. Pr. 17. März 1883. 
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8. 25. 
Aus Poſt- und Telegraphenmefen.! 
I. Die Rechtsquellen. 

1. Das Poſtweſen unterliegt nad der Ver— 
faffung der „Sefeggebung und Beauffidtigung 
des Reiches.“ (RB. a.4 3. 10.) 

Schon im Norddeutfhen Bunde war demgemäß das 
Princip der deutjchen Pofteinheit durchgeführt worden, nach— 
dem insbeſondere die fürftlih Thurn und Taxis'ſche Poft- 
verwaltung, welche für einen großen Xheil der deutjchen 

! gaband II S. 71; Meyer | Denbein in v. Holtzendorffs 


©. 506; v. Rönne II 1, 285 ff.; | RLex. 3 jowie endlich den 
Mandıy, der civilrechtliche trefflichen immeniar zum Boft- 


Inhalt der Reichsgeſetze 8. 47 
(die Materie gehört aber nicht 
in das Reichscivilrecht). — 
Fiſcher: die deutſche Poſt- und 
Telegraphengeſetzgebung 2. A. 
I derjelbe in v. Holgen- 

8 Sahrb. I 409 ff, II 
Frl ff; vgl. ferner die poftredht- 
lichen Artikel von E. Meier 
(ſpeciell s. v. „Poſt“) und Kir: 


Zorn, Staatsrecht. II. 


geſetz von Dambach 4. A. 1881, 
welcher in ſehr ausführlicher 
Meile dad reiche cafuiftijche 
Material gerichtliher und ver: 
waltungsrechtlicher Entſcheidun. 
gen in Poſtſachen beibrin 
für die Zwecke eines ezinge 
iſt dieſes caſuiſtiſche Material 
freilich nur zu geringem Theile 
verwerthbar. 
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Mittel- und Kleinftaaten das Poſtweſen verwaltet hatte, 
durch DBertrag vom 28. Januar 1867 an Preußen über- 
gegangen und von legterem Staat zugleich mit der eigenen 
Poftverwaltung auf die Gentralgemalt übertragen worden 
war.? 

Die Principien des deutjchen Poftrechtes find im 8. Ab- 
Ichnitte der PVerfaflung (SS. 48 — 52) normirt. In Elfaß- 
Lothringen wurde diefer Theil der Berfafjung durch Special- 
geſetz ſchon vom 1. Januar 1872 ab eingeführt. Zur Aus— 
führung diefer Vorfchriften erging eine Reihe von Spectal- 
gefegen und Verordnungen: 


1. in Betreff der Organiſation: 

a) das G. v. 28. Oct. 1871 (RGEB. 347) das jog. Poſt— 
gejeg in Kraft feit 1. Januar 1872 für das ganze Reich,? 
unter Aufhebung des Nordd. BG. v. 2. Nop. 1867; 

b) das ©. v. 20. Dec. 1875 (RGB. 318), das ſog. 
Eifenbahnpoftgefeß, welches an Stelle von 8. 4 des Poſt— 
geſetzes umfaſſende neue Vorfchriften gibt, für Bayern und 
Württemberg aber nicht gilt;* für Eifenbahnen geringerer 
Bedeutung ift dieſes Geſetz adaptirt durch V. d. Reichskanz— 
lers v. 28. Mai 1874 (CBl. 380); 


2. in Betreff des Gebührenweſens: 


a) das G. v. 28. Oct. 1871 (RGB. 358) über das 
Pofttarmefen, durch welches da8 Gef. v. 4. Nov. 1867 auf- 


2 Hiſtoriſches über den trau- Fifcher 410 f. · Die Gefchichte 
rigen Zuftand des Poſtweſens | der preußifchen Poſt ift darge- 
vor Aufrichtung des Norddeut- | jtellt in einem umfaffenden Werfe 
ihen Bundes TabandII286'; | von Stephan 1859. 

v, Rönne II 1, 285; Dam- 3 Dambad XIIf. 
bach If; © Meier %;| * Dambadh XIVf. 
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gehoben wurde; dazu zwei Nachtragsgefege v. 17. Mai 1873 
(RGB. 107) und v. 3. Nov. 1874 (RGB. 127); 

b) das ©. v. 5. Juni 1869 (BGB. 141) über die Porto⸗ 
freiheiten, eingeführt in Bayern und Württemberg durch 
G. v. 29. Mai 1872 (RGB. 167), in Südheſſen durch ©. 
v. 20, Dec. 1875 (RGB. 323); 

c) das ©. v. 16. Mai 1869 (RGB. 377) über Einfüh- 
rung von Tilenapheufeeinaen— 

3. in Betreff des Betriebsdienſtes: 

a) die Poſtordnung v. 8. März 1879 (CBl. 185) ſammt 
Nachtrag v. 24. Aug. 1879 (CBl. 538);* 

b) die Telegraphenordnung v. 6. Sept. 1880 (CBl. 560); 
diefe beiden Verordnungen des Reichskanzlers geben eine er: 
ihöpfende Ordnung des Betriebsdienſtes unter Aufhebung 
aller der zahlreichen älteren Verordnungen, welche über die 
Materie ergangen waren. — 


> Nah Mandry 8.477 wäre | Orunde, daß dieſelbe „in Ver: 


die neueſte Poftordnung 

14. Mär; 1881 („früher oft, 
ordnungen v. 18. Dec. 1874 u. 
v. 8. März 1879"). Ein Boft- 
reglement v. 14. März 1881 
exiſtirt jedoch nicht. 

s Die TelO. iſt erlaſſen auf 
Grund von RV. a. 48. Sie 
enthält, obwohl Verordnung, zahl⸗ 
reiche Vorſchriften, welche nach 
Analogie des Poſtgeſebes auf 
dem Geſetzesweg zu erlaſſen 
waren; die Rechtskraft dieſer 
Vorſchriften iſt jedoch trotz dieſer 
Form des Erlafſſes nicht zu be- 
zweifeln. Wohl aber ergeben ſich 
Bedenken gegen die Rechtskraft 
der ganzen TelO. aus dem 


tretung” des Neichöfanzlerd vom 
Fürſten Hohenlohe erlafen: ift. 
Fürft Hohenlohe war und tft 
Botichafter ded Reiches bei der 
franzöfiichen Republik. Als fol 
cher ift er in feiner Weife fähig, 
den Reichskanzler taatörechtlich 
zu „vertreten”, als interimi- 
ſtiſcher Vertreter des Gtaatöfe- 
cretaͤrs des Auswärtigen Amtes 
war er das ebenſowenig, da das 
G. v. 17. März 1878 ſich nur 
auf die wirkt en Chef3 der 
betreffenden oberiten Reichsbe⸗ 
hörden beziehen fann und die 
TelO. doch keinenfalls in das 
Reſſort des Auswärtigen fällt. 
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c) Die VollzV. des Reichskanzlers v. 9. Febr. 1876 
(CBl. 87 ff.) zum Eiſenbahnpoſtgeſetz ſammt Nachträgen v. 
9. Mat 1878 ((Bl. 1878, 261). 

Il. Das verfaflungsmäßige Princip der Bofteinheit iſt 
jedoch nicht in voller Reinheit zur Durchführung gelangt, 
ſondern erfährt mehrfache Modificationen zu Gunſten der 
Einzelſtaaten. 

1. Die Verfaſſung weiſt dem Reiche ausſchließlich zu 
die Geſetzgebung a) über die rechtlichen Verhältniſſe der Poft- 
und Telegraphenanftalten zum Publikum b) über die Vor— 
rechte diefer Anftalten c) iiber das Gebührenmefen, einjchließ- 
lich der Portofreiheiten (RB. a. 52°). Diefe drei Geficht3- 
punfte, welche die Berfafjung hervorhebt, erjchöpfen den 
materiellen Inhalt des Berwaltungszmweige ziemlich 
vollftändig: die Poft- und Telegraphengefesggebung 
ift demgemäß in materieller Hinficht ausſchließlich 
Sache des Reiches. Davon find nad) pofitiver Vorfchrift 
der Verfaffung nur ausgenommen: die reglementarifchen und 
Tarifbeſtimmungen für den internen Verkehr innerhalb 
Bayern? und Wiürttembergd. (RB. a. 52?) 

2. Die Verwaltung des Poft- und Zelegraphenmefeng 
ift in Bayern und Württemberg volllommen jelbftändig 
(RD. a. 52). Ohne jegliche Einwirfung des Reiches be- 
ftimmen fomit diefe Einzelftaaten die Behördenorganifation, 
ernennen auch alle Beamten jelbftändig, das Poſt- und 
Telegraphenmwefen ift ein Stüd der Yandesverwaltung, jedoch) 
in materieller Beziehung nah Maßgabe der Gefege 
des Reiches zu führen? Diefes Recht Bayernd und 


i Dazu 3 10. 8.50. Poſt⸗ 8 Weber die rechtlichen Bezie- 
taxG. 8. 1 hungen zwiſchen der Reichspoſt⸗ 
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Württembergs ift ein Ausnahmsreht im Sinne von RL. 
a. 78°. 

Die Poft- und Zelegraphenverwaltung im übrigen Reichs⸗ 
gebiete dagegen ift Reichsverwaltung und zwar nach pofitiver 
Vorſchrift der Berfaffung unter Leitung des Kaiſers. Dem- 
nach find ſämmtliche Beamte dieſes Verwaltungs— 
zweiges verpflichtet, den kaiferlihen Anordnungen 
Folge zu leiften und hierauf durch ihren Dienfteid 
zu verpflichten (RV. a. 503.) 

Der Kaifer ernennt jedoch nicht alle Beamte, wie Dies 
an fih aus RB. a. 18 zu folgern wäre, fondern kraft der 
Specialvorſchrift a. 50 4° nur: a) alle oberen Beamten 
der Verwaltung, als welche eremplificativ („3. B.“) aufge- 
führt werden: Directoren, Räthe, Oberinfpectoren; b) alle 
Beamten des „Aufſichts- u. |. w. (sic!) Dienſtes“, als welche 
eremplificativ Inſpectoren, Controleure genannt werden.? 

„Die anderen bei den Berwaltungsbehörden der Poft 
und Telegraphie erforderlichen Beamten ſowie alle für den 
Iocalen und technijchen Betrieb beftimmten, mithin bei den 
eigentlichen Betriebsftellen fungirenden Beamten u. |. w. (sic!) 
werden von den betreffenden Landesregierungen angeftellt.“ 
Auf dieſes Recht haben jedoch die meiften Einzeljtaaten zu 
Gunften des Kaiſers Berzicht geleiftet.!% Die vom Kaifer 


verwaltung einer», der Bay: | unmittelbaren Beamtendienjt ded 
riihen und Württembergifchen Reiche? ſtehenden Kategorieen 
Poſtverwaltung andrerſeits vgl. | Laband II 2882. 
Laband II 293 f. In einem i0 RV. a. 505 dazu E. Meier 
ähnlichen Verhältniß wie die 95; HänelI 105 ff. bei. La⸗ 
beiden letztgenannten Staaten band II 289-291. Bolle 
ftehen zum Reiche auch Dejter- | Einheit der Verwaltung in den 
reich-Ungarn und Luxemburg. Händen des Reiches beiteht für 
’ ©. dad Berzeichniß der im | die ſämmtlichen Cinzeljtaaten 
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ernannten Beamten leiften nur ihm den Dienfteid und ftehen 
in feinerlei Dienftverhältnig zu den Einzelftaaten, in deren 
Gebiet fie fungiren; die von legteren ernannten Beamten 
find zwar formell Yandesbeamte, die Gehorfamsverpflichtung 
gegenliber dem Kaifer ift aber in den Dienfteid aufzunehmen 
und materiell fungiren fie lediglich na Maßgabe der Bor- 
Schriften des Reichsrechtes ftehen auch unter den Borfchriften 
des Reichsbeamtengeſetzes. (RD. a. 50 *. *.)H 


3. Die Wahrnehmung der Beziehungen der Reich3poft- - 


und Zelegraphenverwaltungen zu auswärtigen Verwaltungen 
fteht ausfchlieglich dem Reiche zu, als deflen Vertreter der 
Kaifer zu handeln berufen ift. (RV. a. 50 2.)12 

Nur Bayern und Württemberg wurde auch bier ein 
Ausnahmsreht concedirt, indem dieſen Einzelftaaten die 
Negelung des „eigenen unmittelbaren Verkehrs“ mit ihren 
Nachbarſtaaten (Bayern Defterreich, Bayern- Schweiz, Würt- 
temberg = Schweiz) freigegeben wurde. (RB. a. 52 3.)13 

III. Die Grundzüge des Reichspoſt- und Telegraphen- 
rechted find in der Verfaffung niedergelegt, ebenſo find die 
porerwähnten Cremtionen für Bayern und Württemberg 
verfaſſungsmäßig feftgeftellt. 


mit Ausnahme von Sachſen, 
Baden, beiden Medlenburg, 
Braunjchweig und Sadjen Al- 
tenburg. 

1 NB.a.50%. „Den einzel: 
nen Landesregierungen wird 
von den in Rede ftebenden Er- 
nennungen joweit diejelben ihre 
Gebiete betreffen, behufs der 
Iandeöherrlichen Beftätigung und 
Publication rechtzeitig Mit. 


theilung gemacht werden“. Cine 
juriftiiche Bedeutung hat weder 
jene „Beſtätigung“ noch Diele 
„Bublication.“ 

12 Die zahlreichen Poſt- und 
Telegraphenverträge mit fremden 
Staaten enthalten das Syſtem 
eine hoch entwidelten interna- 
tionalen Boftrechtes, welches 
ſelbſtändig zu bearbeiten ift. 

13 Laband II 2922. 


Gh _ 
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Zur Durchführung diefer Vorfchriften ergingen die oben 
aufgeführten Gejege, welche einfach unter den allgemeinen 
Rechtsſätzen für Geſetze ftehen. 

Ueber die Abgrenzung von Geſetz und Verordnung ent- 
hält ferner die Verfaſſung noch eine Vorfchrift, welche zwar 
dermalen kaum mehr von erheblicher praftifcher Bedeutung 
ift, nachdem die Poftgefeggebung zum Abjchluß geführt ift, 
welche aber juriftifch ein befonderes Intereſſe bietet. Bereits 
oben wurde principiell ausgeführt, 1* daß innere Geſichtspunkte 
für die Abgrenzung der Sphären des Geſetzes einerſeits der 
Berordnung andrerfeit3 fich nicht gewinnen laſſen, daß viel- 
mehr die Entjcheidung diefer Frage im einzelnen Falle, jo: 
weit nicht präciſe Vorschriften des pofitiven Rechtes vorhanden 
find, nur als Sache der Geſetzgebungspolitik betrachtet 
werden kann. Die Berfafjung verſuchte nun f. 3. für das 
Poftwefen eine Grenzbeftinnmung in folgender Vorſchrift zu 
geben: „Die Geſetzgebung“ d. i. die Form des Geſetzes, 
„erſtreckt fich nicht auf diejenigen Gegenftände, deren Rege— 
lung nach den in der Norddeutichen Poft- und ZTelegraphen- 
verwaltung maßgebend gemwefenen Grundfägen der reglemen 
tarifchen Feitfegung oder admimiftrativen Anordnung über- 
laſſen iſt.“ (RB. a. 482.) Dieſe Verfaſſungsvorſchrift läßt 
fih nad) ihrem Wortlaute lediglich aus der Rechtsgeſchichte 
der norddeutſchen bezw. preußifchen Poft erklären, enthält 
fomit eine principielle juriftifche Antwort auf die Frage nad 
der Grenze zwijchen Geje und Verordnung auch nicht. Ihre 
authentifche Interpretation hat jene Vorſchrift in der in- 
zwijchen erlaffenen Gejeßgebung gefunden: es darf ange- 
nommen werden, daß Alles dasjenige was biß jet nicht 


4 9.1 S. 107. | 15 Dambad 162. 
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auf dem Wege des Geſetzes normirt wurde, der Verordnungs⸗ 
Iphäre zufällt; Schwierigkeiten zwifchen Regierung und Reichs 
tag — die Berfaffung wollte offenbar zu meit gehenden par- 
lamentarifchen Anfprüchen vorbeugen — baben fich hiebei 
nicht ergeben. 

Dem Wege der Verordnung bebält das Geſetz!s aus⸗ 
drücklich vor: 

1. Die Bedingungen für die Annahme aller Poſtſen⸗ 
dungen, ſpeciell das Maximalgewicht von Briefen und 
Packeten, die Bezeichnung der unzuläſſigen Gegenſtände; 
(a. a. O. 3.1.2.5.) 

2. Die Gebüren für Poſtanweiſungen, Vorſchußſendungen 
und ſonſtige Geldübermittelungen durch die Poſt, für Sen⸗ 
dungen von Drudjachen,!" Waarenproben, Muſtern, Corre⸗ 
ſpondenzkarten, recommandirte Sendungen, Stadtbriefe, für 
Beſtellung von Poftfendungen, insbeſondere Sendungen mit 
Behändigungsfcheinen, Erpreßjendungen, Badete, Werthien- 
dungen, Beförderung durch Eſtafette, Yaufjchreiben wegen 
Poftjendungen und Veberweifung von Zeitungen, fowie auch 
über Kontirung und Creditivung von Porto; (aa. O. 3. 
6. 7.9.) 

3. Die Vorſchriften über die Art der Beitellung; (a. a. 
O. 8.7) 

4. Die Bedingungen der Rüdforderung bon Seite des 
Abfenders; (a. a. O. 3. 3.) 

5. Die Vorſchriften über die Behandlung unbeftellbarer 
Sendungen und wegen fchlieglicher Verfügung über ſolche; 
(a. a. O. 3. 3.4.) 


16 Poſtgeſ. S. 50. vgl. dazu | 7 *8 8. 13 dazu agühzend 
Dambach 163. CBl. 1881, 154: Buchdruck, 








mer  — —— 
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6. Die Bedingungen für die Beförderung von Reifenden 
mit der Fahrpoft oder Ertrapoft, jowie die Gebüren hiefür; 
(a. a. O. 3.8.) 

7. Die Anordnungen zur Aufrechterhaltung der Ordnung, 
der Sicherheit und des Anſtandes auf den Poſten, in den 
Poſtlocalen und den Paſſagierſtuben. — (a. a. O. 3. 10.) 

Das Verordnungsrecht weiſt die Verfaſſung poſitiv dem 
Kaiſer zu (RB. a. 50°). Das Poſtgeſetz dagegen überträgt 
das PVerordnungsrecht dem Reichskanzler, 1° der bei gewiſſen 
Materien die Zuftimmung des Bundesrathe erholen muß; '° 
ebenjo überträgt das Eifenbahnpoftgefeg das Verordnungs⸗ 
recht dem Reichsfanzler, der jedoch hiefür der Zuftimmung 
des Bundesrathes bedarf und zuvor das Gutachten der Reichs⸗ 
poftverwaltung und des ReichSeifenbahnamtes erholen muß. 
An Stelle des Reichskanzlers Tann der Staat3jecretär des 
Reichspoſtamtes mit Rechtskraft Verordnungen erlaffen, fall? 
derjelbe wie dies dermalen der Fall mit der ftaatSrechtlichen 
Stellvertretung des Reichskanzlers beauftragt ift.?”! Die 
übrigen Poftgejege enthalten Feine Vorfchrift über das Ber- 
ordnungsrecht. 

Für den internen Verkehr in Bayern und Württemberg 
ſteht das Verordnungsrecht dieſen Einzelſtaaten nad) Maß— 
gabe ihres inneren Staatsrechtes zu.?? 


Kupferitih, Stahlitih, Hol | 7 EiſPG. a 
Schnitt, Litho-, Metallo-, Photo-, | 21 ©. oben 8 16. 199 ff. vgl. 
Hekto⸗, Bapyro-, Chromographie. auch oben N. 6. 
18 PG. 8.501 % 2 PG. 8. 50° vb. RV. a. 52. 
3 PG. 8.50. 3.2.4. 6. Poſttax G. 8. 13. 
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II. Die Organifation.?3 


1. „Dem Kaifer gehört die obere Leitung der 
Poſt- und ZTelegraphbenverwaltung an" (RR. 
a. 501.) 

Daneben fieht die Berfafjung auch eine Mitwirkung des 
Bundesrathes vor, indem dem 5. ftändigen Ausſchuſſe des 
oberften Reichsorganes neben dem Eifenbahn- auch das Poft- 
und Telegraphenwefen zugewieſen ift. (RB. a. 7.) 

In Anbetracht der erjtbezeichneten Specialvorjchrift der 
Berfaffung wird jedoch eine materielle Mitwirkung des Bun- 
desrathes an diefem Berwaltungszweige nicht ftattfinden 
fünnen, foweit eine folche nicht ausdrücklich vorgefehen ijt. 2% 

2. Die oberfte Verwaltungs- und Aufficht3behörde ift 
der Reichskanzler als nach der Verfafjung einziger verant- 
wortliher Minifter des Reiches. 

In Unterordnung unter den Reichskanzler ift thatfächlich 
oberjter Chef dieſes Verwaltungszweiges derjenige der Staat3- 
jecretäre des Neiches, welcher an der Spite des ReichSpoft- 
amte325 al3 der combinirten?® oberften Centralftelle für 
Poft- und Xelegraphenmwejen ftehbt. Der Staatsjecretär des 
Neichspoftamtes kann mit der ftaatZrechtlichen Stellvertre- 
tung des Reichskanzlers nah) Maßgabe des ©. v. 17. März 
1878 beauftragt werden und dies ift dermalen gejchehen. 2 

Dem Reich3poftamt, welches in drei Abtheilungen orga= 


23 Raband II 351 — 358; | 1875 (RGB. 379), 23. Febr. 
Fiſcher 429 ff. 1880 (RGB. 25). 

2 PG. 8. 602. EiſPG. a. 10. 26 Die Trennung wurde de— 

25 Vgl. oben B. I 215. Die | finitiv beſeitigt durch die V. v. 
Entwidelung bis zumjeßigen Zu- | 23. Febr. 1880. 
ſtand ftellen dar die B.0.18.Der. | 27 ©. oben B.1 206; v.Kir- 
1867 (BGB. 328), 22. Dec. | henheim 113; E. Meier 95. 
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nifirt ift, liegt nach der Berfaffung ſpeciell ob, „dafür zu 
jorgen, daß 1. Einheit in der Organifation der Verwaltung 
und 2. im Betriebe des Dienftes fowie 3. in der Dualifi- 
cation der Beamten hergeftellt und erhalten wird.” (RV. a. 
501.) ' 

3. Das Neich3poftgebiet, welchen nach dem früher Be- 
merkten Bayern und Württemberg nicht angehören, ift dann 
weiter eingetheilt in 40 inländijche Provinzen, zu mweldhen im 
Ausland noch das deutfche Boftamt in Konftantinopel kommt. 
Un der Spige jeder Poftprovinz, deren Grenzen unabhängig 
von den Gebietögrenzen der Einzelftaaten find, fteht eine 
Dberpoftdirection als combinirte oberfte Provinzialvermwal- 
tungs⸗ und Auflichtsftelle für das Poſt- und Telegraphen- 
wefen.?? Neben dem Oberpoftdirector ftehen fpeciell für die . 
Aufficht über das Caſſenweſen noch bejondere Inſpectoren 
je für Poſt- und Telegraphenweſen in unmittelbarer Unter- 
ordnung unter den Provincialchef. 

4. Die locale Verwaltung wird getrennt für Poft- und 
ZTelegraphenwejen durch Poft- und Telegraphenämter geführt. 
Die Poftämter find in drei Klaffen abgeftuft, daneben be- 
ftehen noch Poftagenturen, deren Dienft Ortseinmohnern als 
Nebenbefhäftigung übertragen wird. Die Errichtung der 
einzelnen Stellen erfolgt durch die Centralbehörde, welche in 
der Freiheit der Organifation nur durch den Reichshaushalts— 
etat bejchränft ift.2? 


22 V. v. 22. Dec. 1875 8.4. | DBgl. die Angaben beiv. Nönne 
Zahlreiche "Laiferlihe Berord- | I, 314f. 

nungen ergingen über die terri- | 7 E. Meier 95 f.; v. Kir- 
toriale Abgrenzung diefer Bolt: | chenheim 112 ff. Ueber die 
provinzen, val.3.B. BGB.1869, | Organifation der ZTelegraphen: 
129. RGB. 1871, 472. 1872, 1. | anftalten |. TO. 8. 3. 
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5. Für die Qualification zum Boftdienft beftehen geſetzliche 
Vorſchriften nicht. Verordnungsgemäß hat dem eigentlichen 
Poftdienft ein Borbereitungsdienft voranzugehen, zu welchem 
nur Perſonen zugelaſſen werden dürfen, welche 1. da3 Reife: 
zeugniß eines Gymnaſiums oder einer Realſchule erjter Ord- 
nung befigen, 2. nicht unter 17 und nicht über 25 Jahre 
alt, 3. fürperlich gefund 4. unbejcholtenen Rufes und frei 
von Schulden find, 5. eine Kaution von 900 Mark erlegt 
haben. Aufnahme und Entlaffung verfügt der Oberpoftdi- 
vector. Der Borbereitungsdienft dauert 3 Jahre. Nach Ab- 
lauf diefer Zeit ift eine Prüfung abzulegen, welche die Dua- 
lification zum Poftfecretär verleiht; eine zweite beim Reichs— 
poftamt abzulegende Prüfung bildet die Uebergangsſtufe zum 
höheren Poftdienft. Im Uebrigen gelten für die Poft- und 
Zelegraphenbeantten die allgemeinen Vorſchriften des Reichs⸗ 
beamtenrechte3. Für diefe Beamten ift außerdem noch aus 
den Ueberjchüffen der Poftverwaltung in den vecupirten 
franzöfifchen GebietStheilen während des Krieges 1870/71 
eine bejondere Stiftung?! mit eimem Grundcapital von 
300 000 Marf?? gebildet worden zur Förderung der Wohl- 
fahrt, insbeſondere zu Unterftügungszweden für die Beamten 
felbft fowie deren Hinterbliebene. 3 Diefe Stiftung führt 
den Namen Kaijer Wilhelm-Stiftung, wird vom Reich3poft- 
amt nad) Maßgabe des vom Kaiſer erlaſſenen Statutes3* 


30 Ueber den Rang der Boft- 31 G. v. 20. Zuni 1872 (RGB. 
u. Oberpoſträthe V. v. 1. Apr. 210), dazu G. v. 4. März 1876 
1871 (RGB. 103), dazu Nach- (RGB. 122), Statut: KV. v. 
trag V. v. 22. Febr. 1882 (RGB. | 29. Aug. 1872 (RGB. 373). 
42), der Telegraphendirectoren 32 Statut 88. 1. 5. 

v. 27. Dec. 1871 (RGB. 1872, 33 Statut 88. 2. 3. 
7), 17. Febr. 1876 (RGB. 186). 34 Statut 88. 4. 6—15. 
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und unter Controlle der Rechnungen dur den Reichärech- 
nungshof verwaltet. — 


III. Das materielle Recht. 
I. Die principielle Rechtsnatur des Poſtgeſchäftes. 

1. „Das Boftwefen und das Telegraphenmwejen 
werden für das gefammte Gebiet des deutſchen 
Neiches als einbeitlihe Staatsverfehrsanftalten 
eingerichtet und verwaltet.“ (RB. a. 481.) 

Diefer Grundjag der deutjchen Reichsverfaſſung tft Feine 
nothwendige Confequenz des StaatSbegriffes: es läßt jich 
fehr wohl ein StaatSwefen denken, in welchem das gejammte 
Poſt- und Telegraphenweſen der Privatinduftrie überlaſſen 
wäre,36 dann ſtünde dafjelbe ala Gemerbe unter den Regeln 
des allgemeinen Gewerbepolizeirechtes, das einzelne Gefchäft 
unter den Regeln de3 allgeinen Civil- und Civilprozeßrechtes. 
Die civilifirten Staaten der modernen Welt haben e3 jedoch 
als eine ihrer Hauptaufgaben erfannt, den Berfehr ihrer Unter: 
thanen möglichft zu entfeffeln, zu befördern, zu fihern, zu 
erleichtern. Um diefen Zwed in volllommenfter Weiſe er- 
reichen zu können, wurden Poft und ZTelegraphie allenthalben 
in Staat3betrieb genommen und für den Staat als foldhe 
monopolifirt. Zu den älteren Zweigen der Staatsthätigfeit, 
wie Rechtspflege und Schug nach außen waren mit fteigender 
Cultur andere getreten, welche das innere Leben des Volkes 
betrafen wie Unterrichtöwefen und dazu ift in neuefter Zeit 
auch noch die Fürſorge des Staates für den äußeren Privat- 
verfehr gefommen. Es handelt fich bei Poſt und Te- 
legraphie demnach begrifflih nicht um ein lucra— 


3 Statut $. 16. | v. Kirchenheim 109. 
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tives Gefhäft, daß der Staat betreibt, fondern 
um Erfüllung einer Staat3pflidt, um einen Zweig 
der StaatSverwaltung: darum iſt es begrifflid 
unmöglih, die Poſt als Kaufmann zu betrad- 
ten.” 

Allerdings folgt der Staatszwed, dem’ Bolt und Tele- 
graphie zu dienen haben, nicht aus dem Begriff des 
Staates: aus diefem Begriffe aber folgt überhaupt fein an- 
derer Zweck al3 der einzige: geordnete Herrfchaft tiber die 
Unterthanen durch Sabung des Rechtes. Was man fonft 
noch fchablonenhaft an Zwecken des Staates aufzuführen 
pflegt, folgt nicht aus dem Begriff, jondern wechjelt nach 
Zeit, Ort, Voll, Die moderne Civilifation hat unter an- 
derem auch den durch Poſt und Telegraph vermittelten Ber- 


fehr der Unterthbanen den Staat3zweden eingefügt. 








37 A. A. Die meiſten handelö- 
rechtlichen Schriftſteller, ſo ins— 
beſondere Thöl HR. 88. 30. 
57°, Gareis HR. 374 wagt 
die Behauptung, e8 fei „aner- 
fannt, daß der Umstand, daß 
der Staat die Poſttransportge⸗ 
ichäfte betreibt, die Gewerbs— 
mäßigfeit nicht ausschließt und 
demnach injofern er Poſttrans⸗ 
portgeichäfte gewerbömäßig be- 
treibt, ald Kaufmann anzujehen 
und zu behandeln iſt.“ Aud) 
das Reichöoberhandelögericht und 
das Neichögericht haben conje- 
quent, felbit durch Plenarbe— 
Ihluß, in dieſem Sinne ent- 
ſchieden. 

Dagegen hält das Reichöpoit: 
amt ſtreng an der im Text ver- 
tretenen Anficht feſt. Richtig 


Dem=- 


auch Seydel, Gewerbepolizei- 
recht 4, Dambach 5 und ins— 
beſondere in ausgezeichneter De- 
duction Goldſchmidt HR. J, 
490, ferner Volkmann in Boft- 
archiv 1874, 321; v. Kirchen: 
heim 110: „die Boftverwaltung 
iſt gleichwerthiged Glied im ge- 
jammten Berwaltungdorganis- 
mus. Die rechtliche Natur der 
Poftverwaltung bejtimmt ſich 
niht etwa nad) Regeln des 
PBrivat- und Handelsrechtes, 
ſondern nach öffentlichrechtlichen 
Srundfägen. Die Poftverwal- 
tung iſt nicht Gewerbebetrieb, 
Iondern Staatöverwaltung und 
der Staatsfecretär des Reichs— 
poftamted iſt nicht der erite 
Frachtführer des Reiches.” 


Das Poft- und Telegraphenweien. 8.25. - 15 


gemäß befteht in diefer Beziehung ein ſtaatsrechtlicher An⸗ 
ſpruch der Unterthanen gegenüber dein Staate ganz ebenfo 
wie bezüglich der Nechtöpflege und des Unterrichtes und in 
ganz demfelben Umfange;?® auf jedem Gutsbezirke eine Boft- 
anftalt zu errichten, ift freilich der Staat jo wenig verpflichtet 
wie ein Gericht oder eine Schule. Ä 

Das Princip bat in der Berfaffung a. 48 unzmeidentigen 
Ausdrud gefunden. “Leider findet fich jedoch in a. 49! ein 
Anklang an die privatrechtliche Auffaffung in den Worten: 
„die Ausgaben werden aus den gemeinschaftlichen Einnahnten 
beftritten. Die Ueberfchüjfe fließen in die Reichskaſſe.“ 
Daraus fünnte gefolgert werden, daß die Ausgaben nach der 
Berfafjung fi) nah den Einnahmen bemeffen müßten und 
dieje nicht überfchreiten dürften. Wenn aber da3 Poſtweſen 
ein Stüd der Staatsverwaltung bildet, fo ift diefer Geſichts⸗ 
punft völlig irrelevant: das Poſtweſen mag dann thatfächlich 
ein lucratives Geſchäft fein, an fich aber ift e8 vom lucrum 
im Gegenſatz zum „Gewerbe“ völlig unabhängig und die 
nothmendigen Ausgaben müßten gedeckt werden, auch wenn fie 
die Einnahmen überjchreiten, mie dies zeitweile in der 
Schweiz der Fall war. 

1. Das Gewerbe- und Civilrecht gilt ſomit für die Poft 
und deren Geſchäfte an fih nicht, vielmehr folgt aus der 
obigen principiellen Erörterung, daß der Staat die Poſt 
unter bejondere. Rechtsvorſchriften ftellen muß. Dies ift 
für das Deutfche Reich auch in weiten Umfange gejchehen 
j. oben die Angaben ©. 2—4. 

E3 fragt fich jedoch, ob Lücken des Poſtſpecialrechtes aus 
dem allgemeinen Civilvecht ergänzt werden dürfen: die Ana- 


38 A. A. Laband II 300. 
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logie der großen Mehrzahl der einzelnen Zweige des Poftge- 
Ihäftes zum Frachtgeſchäft fcheint für Bejahung der Frage zu 
Iprechen.3? Gleichwohl tft diefelbe wegen der principiell verfchte- 
denen Bafis, auf welcher beide Gefchäfte beruhen, zu ver- 
neinen, zudem reicht die Analogie auch für den Hauptzweig 
des Poftgejchäftes, das Briefgefchäft, und ebenfo das Tele- 
graphengefchäft, nicht aus. Wohl aber können pofitive Ge— 
ſetzesvorſchriften auf das gewöhnliche Civilrecht ala ſubſidiär 
anzumwendended Recht vermeijen.*%” In den deutfchen Poft- 
gejegen findet fich eine derartige Vorfchrift nicht, wohl aber 
im Handel3gejegbuch a. 421? und 449, Diefe Borfchriften 
aber beziehen fich nur auf das Frachtgefchäft, treffen fomit 
für die Beförderung von Briefen nicht zu. Für dieſen 
Zweig fehlt demnach eine Verweiſung auf das Civilrecht als 
jubfidiäre Rechtsquelle: der Richter hat folglich die Entfchei- 
dung eventuell nicht aus „den allgemeinen civilrechtlichen 
Grundſätzen“, fondern aus den Geſichtspunkten der Staat3- 
verwaltung und des öffentlichen Rechtes zu entnehmen. — 


II. Das Monopol. 

Der dur Poft und Telegraphie zu erfüllende Staat8- 
zwed kann nur dann völlig erreicht werden, wenn Die Haupt- 
maſſe des Betriebes ausfchlieglich dem Staat vorbehalten ift. 

Das deutjche Voftrecht conftituirt demgemäß ein Monopol 
des Staates für die Beförderung von 

1. verjiegelten, zugenähten oder font verfchloffenen Briefen, 
und 


9 So auch Laband II 331; | 4 Dambah 5 3.1 u. 2 
v. Kirchenheim 111. richtig, 3 unrichtig. 

40 Mebereinftimmend Gold- | #2 Raband II 308—315. 
ſchmidt HR.I 491". 


- 
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2. politijchen Zeitungen, welche öfter als einmal wöchent⸗ 
lich erjcheinen,* 
3. Telegramm. 

Das Monopol befteht in dem gejeglihen Zwange für 
Jedermann, fich für die Beförderung der angegebenen Gegen— 
ftände der ftaatlichen Anftalten bei Strafe zu bedienen und 
dem gejeglichen Verbote für Jedermann, die Beförderung 
jener Gegenftände gegen Entgelt zu übernehmen und zwar 
gleichgültig, ob gemerb3mäßig oder für einen einzelnen Yall;*5 
unentgeltliche Beförderung ſowie Beförderung durch expreffe 
Boten oder Fuhren ift geftattet.** Das Monopol befteht nur 
für diejenigen Orte, welche durch Poftanftalten d. i. Anftalten, 
Durch welche mindeftens Briefe geſammelt und vertheilt werden, 
verbunden find. Nicht monopolifirt ift demnach der Buch— 
und Zeitungsverkehr innerhalb eines Ortes, ſowie für Zei— 
tungen auch der Verkehr im Umkreis von 2 Meilen vom 
Erjheinungsorte ab (15 Kilometer von der Weichbild- 
grenze.) Im übrigen aber befteht das Monopol nicht allein 
für inländifche, fondern ebenfo für ausländifche Briefe und 


#3 Poſtgeſ. $. 1, dazu Dam: | Anfang an dad Monopol des 


bad) T—10, fpeciell über die, 
Begriffe „Brief“ und „politiiche | 


Zeitung.” 


4 Nach Caband IT 312 be 


ſteht bezüglicdy der Telegramıne 


Staates geipigent: Auch Die 
V. v. 7. März 1876 über die 


. Betriebötelegraphen der Eifen- 
bahnen ift nur erflärlich aus 


dem Gedanken ded Monopols. 


ein Monopol nicht. Allerdings ! Ebenſo TelD. 8. 28. Vgl. aud) 
fehlt eine fpecialgefegliche Bor- | Fiſcher 441. 


Ichrift hierüber. Die Verfaflung | 


aber erklärt dad Telegraphen- 
wejen zur „Staatöverfehrsan- 
ftalt.” Daraus bat die oberite 
Zelegraphenftelle mit Recht von 


Zorn, Staatöredht. IT. 





3 Dambad 11—13. 

46 PG. 8. 2, dazu Dam bach 
15; E. Meier 96. 

in Dambach 11--12. 
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Beitungen, fei es daß diejelben für das Inland beftimmt 
find oder nur tranfitiren.* 

Bei Telegrammen befteht fein Monopol für Privat- 
etabliffement3 und ebenſo dürfen die BetriebStelegraphen der 
Eifenbahnen auch dem Publifum zur Verfügung geftellt 
werden, jedoch nur wo 1. feine NReichötelegraphenanftalt 
am Orte ift oder wenn dies der Fall, ſoweit Berfonen, melde 
nit den Zügen anfommen, ab- oder durchreifen, die Benutzung 
begehren, 2. unter Befolgung materieller Vorſchriften des 
NeichStelegraphenrechtes; 3. unter der PVerpflichtung die 
Depeſche der nächſten NeichStelegraphenanftalt zur Weiter- 
beförderung zu übergeben. Nebenanlagen zu Telegraphen 
ſowie inSbefondere Fernfprechanlagen (Zelephon) fallen unter 
das Zelegraphenmonopol; die „Bedingungen“ für Errichtung 
und Betrieb werden demgemäß vom Reich3poftamt aufgeftellt.°° 

Das Monopol fann in Fällen von Krieg oder gemeiner 
Gefahr durch eine officielle Publication des Staatsſecretärs 
des Neich3poftamtes außer Kraft gejegt werden.5! 


III. Da8 Boftgeheimniß.’? 
Der gejammte Betrieb des Poft- und Telegraphengefchäftes 
ift beherrfcht vom Princip des ftrengften Amtsgeheimniſſes: 


3 PG. 8. 12. | so TelO. 8. 28. 
#9 Meber die Benußung der | °1 PG. 8. 15. 

Eifenbahnbetriebötelegraphen er: | °? ©. die Erörterungen bei La⸗ 
ging eine befondere B.d. RR. | band II 302ff.;v. Schwarze: 
v. 7. März 1876 (CBI. 156). | die Beichlagnahme von Briefen 
Bol. übrigens au TelO. 8. 13 : und Telegrammen in feinen Er- 
über eine principiele Modifica- | örterungen aus dem Strafproceß- 
tion des Monopold aus Gefichtd- | reht 9.2 S. 100ff.; Wieding 
punkten der Gittlichkeit und | s.v. Briefgeheimniß in v. Holgen- 
öffentlichen Ordnung |. aud) | dorffs RLex. 

unten ©. 29%, 
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„das Briefgeheimniß ift unverleglich“.? Das Briefge- 
heimniß in diefem Sinne befteht nicht allem für den Umfang des 
monopolifirten, jondern de gefammten Poftgefchäftes, 
aljo auch für offene Sendungen. Die Beamten find dem⸗ 
gemäß verpflichtet, keinerlei Mittheilung an dritte Perjonen 
weder über den Inhalt noch über die Thatjache, ja felbft 
über die Adreffe von Poftjendungen und ZTelegrammen zu 
machen.5* 

Das Poſtgeheimniß ift, ſoweit es ſich um „unbefugte 
Eröffnung oder Unterdrückung“ von Briefen oder Packeten 
handelt, ftrafrechtlih,5 im übrigen disciplinariſch ges 
jichert. 56 

2. Eine Abweichung vom Princip des Poſtgeheimniſſes 
iſt nur im Intereſſe der Rechtspflege und nur nach Maßgabe 
der vorhandenen pofitiven Gefeßesbeitimmungen geftattet. 
Dieje find: 

a) Bei ftrafrechtlichen Unterfuchungen können die an den 
Beichuldigten gerichteten Briefe, Telegramme und Poftjen- 
dungen auf der Poft befchlagnahmt werden; ebenfo Briefe 
und Sendungen, aus welchen zu jchließen ift, daß fie vom 
Beihuldigten herrühren oder für ihn beftimmt find umd daß 
ihr Inhalt für die Unterfuchung Bedeutung habe; die Be— 
ſchlagnahme darf fich aber immer nur auf eine einzelne Poſt— 
jendung beziehen.5” ine derartige Beſchlagnahme auf dem 





53 PG. $.5, 2D.9.2; über | FF NREGB. SS. 354, 355; 
Eröffnung unbeftellbarer" Gen:  Dambah im Gerichtäfaal 
dun en vol. noch PO.$.40, III. XXIII, 283; 0. Schwarze 103. 

Dambadı 24; v.Schwarze 56 eabanı II 306 f. 5. oben 
108: band B, 303. Eine 8.12 
andere Anficht hat aufgeftellt 57 p. hwarze 112 f. vgl. 
Löwe Comm. 3. StPO. 313. | aber auch 116. 
2* 
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Gebiete des Strafrechte8 muß durch richterliches Urtheil ver- 
fügt werden; die Staatsanwälte haben jedoch gleichfalld das 
Beichlagnahmerecht unter folgenden Borausfegungen: 1. wenn 
Gefahr auf Verzug obwaltet 2. wenn es fih um eine Un- 
terfuchung wegen Berbrechend oder wegen Vergehens handelt. 
Die vom Staatdanwalt befchlagnahmten ©egenjtände find 
unerdffnet den: Richter in Vorlage zu bringen und die 
ſtaatsanwaltſchaftliche Beſchlagnahme tritt ipso jure außer 
Kraft, wenn fie nicht binnen 3 Tagen vom Richter beftätigt 
wird. Die betheiligten Perſonen (Adreſſat und Abjender) 
find, fobald der Unterſuchungszweck dies geftattet, entjprechend 
zu unterrichten. 58 

b) In Concursjahen fünnen auf Anordnung des Con— 
cursgerichtes „alle für den Gemeinfchuldner eingehenden Sen- 
dungen, Briefe, Depefchen,“ beichlagnahmt werden und find 
dann dem Maffeverwalter auszuhändigen; der Gemeinfchuldner 
farın beim Gericht Aufhebung diefer Verfügung beantragen, 
auh Einfiht in die, eventuell Herausgabe der bejchlag- 
nahmten Sachen fordern, wenn ihr Inhalt nicht die Maſſe 
betrifft. 

Der Poft fteht eine materielle Cognition über die gericht- 
liche oder ſtaatsanwaltſchaftliche NRequifition nicht zu. 

Für Die Sphäre des Livilprocefies find reich3gejegliche 
Vorſchriften, welche eine Durchbrechung des Poftgeheimniffes 
geftatten, nicht vorhanden; eine zwangsweife Einwirkung 
der Gläubiger auf Poftfendungen des Schuldners ift immer 
nur möglid nad) erfolgter Aushändigung derfelben,‘! fontit 


SPD. 88. 99. 100; © Bol. Laband II, 306. 


Dochow Strafproceß 136 f. v 
Schwarze 108. 06 CPO. 8. 712. Dambadı. 


9 ConcO. 8. 111. 
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liegt bier eine Durchbrechung des Poſtgeheimniſſes niemals 
vor. Die Bezugnahme von PG. $.5 auf „civilprozefftta- 
liſche Fälle“ ift demnach gegenſtandslos. 

Ungerechtfertigte Beſchlagnahme Seitens eines Poſt- oder 
Zelegraphenbeamten Tann einen ftrafrechtlihen Thatbeſtand 
nad Maßgabe von RStGB. $. 354 conftituiren, und conſti⸗ 
tuirt in jedem Falle einen disciplinarifch zu ahndenden That— 
beftand; außerdem kann möglicher Weife auch eine civilrecht⸗ 
liche Haftung für den jehuldigen Beamten begründet fein.‘ 

Someit das Briefgeheimniß reicht, dürfen die dazu ver- 
pflichteten Beamten auch nicht über amtliche Dinge Zeugniß 
geben und die vorgeſetzte Behörde ift nicht berechtigt, Die 
Beamten zum Zwed der Zeugichaft vom Amtsgeheimniß zu 
entbinden. Eine Abweichung von Poſtgeheimniß ift nur 
nach Maßgabe der obigen gejeglichen Vorſchriften geftattet; 
diefe Vorſchriften find ausſchließend und die allgemeimeren 
Beitimmungen über die Zeugnißpflicht der Beamten‘? dem⸗ 
gemäß hier nicht anwendbar. 


IV. Die Privilegien der Poft. 

1. Die Sicherheit des Poft- und Telegraphendienftes ift 
durch mehrere Beftimmungen des Strafgefegbuches in be— 
fonder8 ausgezeichneter Weife gejchligt.6* 

2. Das wichtigfte Privilegium der Poft befteht im Mo— 
nopol, |. darüber oben 1. 

3. Die Boft hat eine Reihe von Privilegien an öffent- 
lihen Wegen: 


62 Bal. oben B. I. 242. 4 REIGB. 88. 317, 318, 354, 
CRD. 8. 341, StPO.8.583. | 355. Laband II 307, 354. 
AA. Dambad 27. 
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a) Chaufjeegelder und andere Communicationabgaben 
auf öffentlichen Wegen (Wege-, Brüden-, Damm, Pflafter>, 
Prahm-, Fährgelder) dürfen nicht erhoben werden von den 
ordentlichen Boften und deren Beiwagen, Kurieren, Efta- 
fetten, ledigen Boftfuhrwerfen und Pferden auf dem Rückweg, 
Briefträgern, Boftboten, Perfonenfuhrwerkfen von Privaten, 
welche al3 Erſatz für die Poft verwendet werden. Unter 
diefe Vorſchrift fallen fomohl die vom Staat, als die von 
Gemeinden, Corporationen oder Privaten erhobenen Abgaben 
der bezeichneten Art, der letzteren drei Sategorieen jedoch 
„unbefchadet wohlerworbener Rechte.“ 6 

b) Zur Herftelung von Xelegrapbenleitungen muß dag 
erforderliche Straßenterrain immer unentgeltlich überlaffen 
und überhaupt von der Straßenbauverwaltung auf das Te= 
legraphenmwefen ftet3 bejondere Rüdficht genommen werden. 

c) Wenn die gewöhnlichen Wege gar nicht oder jchwer 
paffirbar find, darf die Poft” auch Neben- und Feldwege 
fowie ungehegte Aeder und Wiefen benugen, jedoch gegen 
Entfehädigung an die Eigenthlimer.s® 

d) Pfändung und Berhaftung von Poftbeamten bezw. 
Poftinventar im Dienft ift unzuläffig.° 

e) Alle Gefährte müſſen auf gegebene Signal der PBoft 
bei Strafe fofort ausweichen, Fährleute müſſen die Poft un- 
verzüglich befördern, Thore, Brüden, Barrieren vom Wach— 
perjonal fchleunigft geöffnet werden.?® 


6 BO. 8.1 auch auf Briefträger vgl. Dam- 
es V. d. SR. v.25. Juni 1869 | bady 82. 
nit publicirt). Laband II 6s PG. 8. 17 


so 6. 818, vgl. Dambach 
2* Unzweifelhaft bezieht ſich 83. 
die Abſicht des Geſetzgebers 0 PG. 88. 19, 23. 
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4. Bon befonderer Wichtigkeit find die Privilegien der 
Poſt bezüglich der Eijenbahnen.’! Diefelben find unter Auf- 
hebung des urjprünglichen a. 4 des PG. in einem Special- 
geje zufanımengefaßt, welchen bezüglih der Cifenbahnen 
von untergeordnneter Bedeutung eine bejondere, die a. 2, 3, 
4 des Geſetzes weſentlich modificirende Verordnung des 
Reichskanzlers an die Geite tritt. 

Die Erreihung des Staatszweckes, dem die Poft zu 
dienen bat, ift geradezu bedingt von der möglichft uneinge- 
ſchränkten Benugung der Eifenbahn durch die Poft.? Die 
gejeggeberifhe Drdnung dieſes Punktes bietet keinerlei 
Schwierigfeit da, wo die Eifenbahnen in der Hand des 
Staates concentrirt find. Der für die Poft in Betracht 
fommende Gefihtspunft ift jedoch jo zwingender Natur, daß 
der Staat in Bezug auf den in Rede ftehenden Punkt Fraft 
feiner Souveränetät auch die in Privateigenthbum ftehenden 
Eifenbahnen nothwendig ebenjo rechtlich behandeln muß wie 
die Staatdeifenbahnen. Demgemäß macht auch unfere deutfche 
Geſetzgebung bei Feſtſtellung der Verpflichtungen der Eifen- 
bahnen zu Bmeden des MPoftdienftes keinerlei Unterſchied 
zwiſchen Staats⸗ und Privatbahnen. 

Das Princip des gegenſeitigen Verhältniſſes von Poſt 
und Eiſenbahnen drückt die Vollz. V. z. Eiſenb. PG. zutref⸗ 
fend folgendermaßen aus: „Die Beamten der beiderſeitigen 
Verwaltungen ſind verpflichtet, bei Wahrnehmung ihres 
Dienſtes dergeſtalt Hand in Hand zu gehen, daß das Intereſſe 
beider Verwaltungen nach Möglichkeit gefördert, Nachtheil 


11 Vgl. E. Meier, s. v. Eiſen⸗ 12 Laband II 315. 
safngelepgebung in v. Holtzen⸗ 
dorff Rler. I 670. 
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für die eine oder andere Verwaltung aber vermieden wird. 
Soweit ſolches mit den Intereſſen der eigenen Verwaltung 
verträglich erjcheint, müfjen die. Beamten in allen Vorkomm⸗ 
niffen des Dienftes den Wünfchen der Beamten der anderen 
Bervaltung willfährig fich bemweifen,“ 73 

Die einzelnen Verpflichtungen find: 

a) Die Eifenbahnen find gehalten, ihren Betriebsdienft, 
foweit Natur und Erforderniffe deflelben dies geftatten, jo 
einzurichten, daß er den Bedürfniſſen des Poftdienftes ſoviel 
als nothwendig entjpricht, insbeſondere bei Feftitellung der 
Fahrpläne und Poſtanſchlüſſe.““ 

b) Die Eifenbahnen find gehalten, Briefe und Zeitungen 
mit allen Zügen ohne Ausnahme zu befördern. Andere als 
Brief und Beitungsfendungen brauchen bei Zügen, „Deren 
Fahrzeit beſonders furz bemeffen it“, nicht mitgenommen zu 
werden, fondern find nad) Anordnung der Eifenbahnauffichts- 
behörde auf die übrigen Züge entjprechend zu vertheilen.”> 
Befondere Eifenbahnzüge für Poſtzwecke können nicht verlangt, 
aber bei jedem Eifenbahnzug muß die Einftellung eines be- 
fonderen Wagen für den Poftdienft geftattet, die Einftellung 
mehrerer Boftwagen dagegen kann nur auf Grund vorheriger 
Ichriftlicher Anmeldung gefordert werden. 

c) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünzte® Gold und 
Silber, Juwelen, Bretiofen ohne Unterjchied des Gewichtes, 
Padete im Einzelgewiht bis zu 10 kg, dazu die nöthigen 
Beamten und Geräthfchaften müfjen von den Eifenbahnen 
immer unentgeltlich befördert werden. Für alle übrigen 


73 Bol. V. VIII 3.1. 35 Eiſ.PG. a.2—5. V. V. 
8 Eiſ.“PG. a. 1!. Boll. | II—V. 
.I. 
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Sendungen ift den Eifenbahnen eine Vergütung zu gewähren, 
welche „nach der Geſammtmenge der auf der betreffenden 
Eifenbahn fich bewegenden zahlungspflichtigen Poftftüde auf 
den Achskilometer“ zu berechnen iſt; s die Vergütung ift auch 
dann zu bezahlen, wenn die Sendungen im Poftwagen be- 
fördert werden; die Kegeln, nach welchen die Berechnung zu 
erfolgen bat, find auf dem Berordnungswege genau feftgeftellt 
und von dem Princip beherrſcht, daß feine der beiden Ver— 
waltungen auf Koften der anderen Gewinn erzielen joll.? 

d) Bei neuen Eijenbahnhochbauten, ebenfo bei Um⸗ 
und Crmeiterungsbauten ift auf die Bedürfniffe der Poft- 
verwaltung möglichfte Rüdficht zu nehmen, derjelben ins8beſon⸗ 
dere auch die erforderlichen Dienfträume und Dienftwohnungen 
für Beamte zu unfündbarer Miethe zu gemähren.’® 

e) Die Eifenbahnen müffen auf ihrem Zerrain immer 
die Errichtung ftaatliher Telegraphenleitungen unentgeltlich 
geftatten; als Aequivalent ift denjelben andrerfeit3 die unent- 
geltliche Benugung der StaatStelegraphen gejtattet; ferner 
müſſen fie bei Störung der Staatdtelegraphen ihre Betrieb3- 
telegraphen zum Staatsdienft unentgeltlich aushilfsweiſe zur 
Berfügung ftelen. Telegraphenbeamte und Telegraphen⸗ 
arbeiter müfjen immer zur Betretung des Eifenbahnterraing 
zugelafien, Zelegraphenmaterialien zu ermäßigten Fracht— 
jägen befördert, Telegraphenleitungen erforderlichen Falls von 
der Eijenbahnverwaltung ausgebefjert werden.”? 


7° Eiſ.⸗PG. a. 21, 5. v. 24. Dec. 1881 ((Bl. 1882 
11 Eiſ. PG. a. 22. Dazu V. S. 4). 

V. IIĩ 3.2, IV3.2, VII) Eiſ. PG. a. 7. V. V. VI. 

3.7; II 3.4 iſt abgeändert | 7%) B.d. BR. v. 21. Dec. 1868 

durch V. v. 9. Mai 1878 (CBL. | (nicht publicirt), Laband II 

262), ferner III 3.2 durd V. | 322. 
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Die Verpflichtungen der Eifenbahnen find im einzelnen 
Tale nach Maßgabe von Geſetz und Berordnung durch 
gütliche8 Einvernehmen der beiderfeitigen Verwaltungen feit- 
zuftellen.® Streitigkeiten enticheidet in erfter Inſtanz die 
ZandeseifenbahnauffichtSbehörde, gegen deren Entjcheidung 
Recurs an den Bundesrath geftattet ift, welcher definitiv 
entjcheidet; Provocation auf richterliche Entjcheidung ift dem— 
nad) principiell ausgejchlofjen.®! 

5. Perjonengeld, Porto und andere Boftgebühren dürfen 
ohne richterliches Erfenntnig nah Maßgabe der für die 
öffentlichen Abgaben des Staates geltenden Borjchriften 
zwangsweiſe vom Abjender eingetrieben werden, letterer ift 
jedoch befugt, biegegen den Rechtsweg zu bejchreiten.®? 

6. Auf dem Wege des Arreftes oder der Execution kann 
Poftinventar nicht bejchlagnahmt werden, wohl aber fann 
folhes unter Umständen Beftandtheil einer Concursmaſſe 
fein.83 

7. Die vorjhriftsmäßigen Poftdienftpferde find frei von 
Spanndienften für Staat3- und Communalzwede ſowie aud) 
von der zwangsweiſen Aushebung im Sriege.st 

8. Trifft die Poft unterwegs ein Unfall, fo find die 
Anwohner der Straße zu ſchleunigſter Hilfeleiftung bei Strafe 
verpflichtet und können hiezu eventuell durch die Ortspolizei— 
bebörde zwangsweiſe angehalten werden; für geleiftete Hilfe 
it vollftändige Entihädigung zu gemwähren.® 


so V. V. VI3.1. |. % „8 8.22. Kriegsleiſt. G. 

sa Eiſ. PG. a. 12. 8.25 3.4 

82 88. 8.25. Dazu Dam- IV Bo. 8 21. RStGB. 
bach 92 ff. 360 3.1 

ss PG. 8.20. Conec. O. 8. 13. 
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V. Dad Redhtöverhältnig gegenüber dem Bublitum.& 


A. Dur die Benugung der ftaatlihen Poft- und Teles 
graphenanftalten Seitens des Publikums wird im einzelnen 
Fall zwiichen der Staatsanftalt und dem diefelbe Benußenden 
eine Obligation des öffentlichen Rechtes begründet, welche 
nach beiden Richtungen Rechte wie Pflichten hervorbringt, 
deren Subjumtion unter privatrechtliche Kategorieen, fei es 
des Frachtgefchäftes, ſei e8 der locatio conductio operis, 
jedoch als principiell unftatthaft erachtet werden muß:%7 das 
Privatrecht vermag für Verhältniffe des öffentlichen Rechtes 
Analogieen zu bieten, nicht aber dürfen folche Verhältniffe ein- 
fach in die Schablonen des Privatrechtes eingezwängt werden; 
die Theorie des öffentlichen Rechtes nıuß fi daran gewöh— 
nen, öÖffentlichrechtliche Dinge aus ihren eigenen Gefidht3- 
punkten juriftiich zu würdigen und verzichten lernen auf die 
erborgten Umhüllungen des Privatrechtes, welche in ihrer 
Anwendung auf das öffentliche Hecht doch immer die be- 
denklichften und nur in der gezwungenften Weife zu ver- 
dedenden Blößen bieten. Die Aufgabe eines Briefe oder 
Telegrammes zur Beförderung durch den Staat ift jo wenig 


ss Laband II 327 ff. faht ſatz zum jus cogens erflärt 
das NRechtöverhältnik ganz privat- | ift, in das Gegentheil um.” 
rechtlich, muß aber doch aner- Ebenfo ift die Erörterung von 
tennen: „fat man die einzelnen, | Mandry $. 47 ganz privat: 
von den Boftämtern gejchlofjenen | rechtlich. 
Geſchäfte in das Auge, jo kehrt 7 Mehrere Schriftiteller ge- 
fi) allertingd der Grundjaß des | brauchen ald techniichen Aus— 
Privatrechtö, daß die Parteien | drud Die Bezeichnum Poſttrang· 
beim Abſchluß von vermögens⸗ | portvertrag”. o Dambadı bad) 
rechtlichen Verträgen volle Dis- 88 Died beneit jehr —8— 
poſitionsfreiheit haben, ſoweit die Erörterung bei Mandry 
nicht ausnahmsweiſe ein Rechts- ©. 480 f. 
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eine locatio conductio operis wie die Einreichung einer Klage 
bei Gericht. Dieſes mie jenes iſt lediglich ein Antrag des 
Unterthanen beim Staat, feine Staatspflicht zu erfüllen. 

B. Die aus dieſer Obligation des öffentlichen Rechtes 
für beide Theile entftehenden Rechte und Pflichten im Ein— 
zelnen ergeben fich aus den hiefür erlaffenen jpeciellen Ge— 
jegen und Verordnungen in folgender Weife: 

}. Die Poſt- bezw. Telegrapbenanftalten find 
principiell verpflichtet, die an fte gerichteten An— 
träge anzunehmen.® 

Someit das Poſtgeſchäft monopolifirt iſt, ift dieſe Ver— 
pflihtung al3 eine unbedingte zu betrachten. Dieſe Rechts— 
pfliht hat im Geſetz einen bejonderen Ausdrud gefunden 
bezüglich der Zeitungen: „feine im Gebiete des Deutfchen 
Reiches erjcheinende Zeitung darf vom Poſtdebit ausgefchlofjen 
werden.” Dieſe generelle VBorjchrift entjprang unzweifelhaft 
dem nämlichen Gedanken, welchem fpäterhin das Reichs— 
preßgejeß dahin Ausdrud gab, daß ein Verbot inländijcher 
Zeitungen überhaupt unftatthaft fei.% Der Grundfag hat 
jedoch in der Zmifchenzeit mehrfache Modificationen erfahren 
und damit hat ſich auch die rechtliche Bedeutung jener gene- 
rellen Vorſchrift des Poftgefeges weſentlich modificirt. 

Der rechtlihe Zwang der Poft, das Zeitungsgejchäft zu 
betreiben,”! hat zur nothwendigen Vorausſetzung, daß die 
betreffende Zeitung vom Staat durch Nichterlaß eined Ver⸗ 
bote3 zugelaffen fer; andernfalls eriftirt die Zeitung für das 


9 PG. $. 3 dazu jedoch PO. Sehr audführlid über 
88. 10, 11, ferner TO. 8. 1. | daß Zeitungdgeihäft Dambach 
Dambach7. Laband I1299. | 19 ff. 

” PreßG. 8. 14. 
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Rechtsgebiet überhaupt nicht und es Tann fomit von einer 
Rechtspflicht der Poft, foldhe Zeitungen gejchäftlich zu ver- 
treiben, feine Rede fein.” 

Die Modificationen des im PG. ausgeſprochenen Prin- 
cipe3 find: 

1. Zeitungen, welche auf Grund des Geſetzes v. 28. Det. 
1878 (RGDB.) gegen die gemeingefährlichen Beftrebungen der 
Socialdemofratie 88. 11. 12, 

2. Zeitungen, welche auf Grund des in Elſaß-Lothringen 
geltenden Preßrechtes — das Reichspreßgeſetz ift in diefem 
Theile des Reichsgebietes nicht eingeführt worden? — ver: 
boten find, braucht die Poft nicht nur nicht zum gejchäft- 
lichen Bertriebe anzunehmen, fondern darf fie nicht an- 
nehmen. Da3 Gleiche gilt für ausländifche Zeitungen, welche 
im Reich verboten find.* — 

Für Telegramme modificirt ſich die Nechtöpflicht des 
Staates zur Beförderung ferner durch die folgenden Säße: 

1. Eine zeitweile Schliegung der Zelegraphenanftalt 
fann aus dringenden Gründen durch die Behörde erfolgen, 

2. Zelegramme, deren Inhalt gegen das Gejeg oder die 
Rückſicht des öffentlichen Wohles oder der Sittlichfeit ver- 
ftößt, können zurückgewieſen werden.” — 

Aber auch für denjenigen Umfang des Poſtgeſchäftes, 


>” Die Poſt wird demgemäß | * Dambad 21—22. La— 
auch nicht für verpflichtet erach- | band II 302. 
tet werden dürfen, Beftellunaen 2. Ein jolhe8 Verbot ift je- 
an- und Beförderungen vorzu- | doh nur auf die beichränfte 
nehmen, fie muB dieſe ebenjo | Zeitdauer von 2 Jahren ge 
ablehnen wie die Ausgabe. La⸗ Ntattet. rbb. 8.14. — Dam- 
band IT 302! fchließt nur leß- | bach 2 
tere aus. Ebenfo Dambad 20. s Kid, 8.1, I. IH. 
Richtig v. Liszt Preßrecht 108 f. 
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welcher nicht monopolifirt tft, befteht principiell kraft Gefeßes 
die NRecht3pflicht der Poft, die ihr gemachten Anträge zu er- 
füllen. Die Gründe, aus welchen eine Ablehnung ftatthaft 
ift, find in der Poftordnung genau aufgeführt.” — 

II. Die Poft- und Zelegraphenanftalten find verpflichtet, 
die üibernommenen Aufträge nah Maßgabe von Geſetz und 
Verordnung auszuführen, insbejondere aber fir möglichft 
rafche Abjendung, Beförderung und Beftellung Sorge zu 
tragen.” Die näheren Borfchriften hierüber enthalten in 
ſehr detaillirter Weife die Neglements.” Eine Prüfung der 
Identität von Adreſſat und Empfänger, eine Prüfung der 
Echtheit von Unterfchrift und Siegel nach ordnungsmäßiger 
Aushändigung des Formulare zum Ablieferungsichein an 
den Adreflaten braucht Seitens der Poſt nicht ftattzufinden. ꝰ 

Unbeftellbare Briefe und Telegramme find zu vernichten, 1% 
andere unbeftellbare Sendungen und zurüdgelaffene Pafjagier- 
effecten find nach Abzug von Porto und fonftigen Koften zu 
Gunſten der Poftarmen- und Unterftügungsfaffe zu veräußern 
bezw. derfelben baar zu übergeben. Bei verjpäteter Meldung 
des Adreſſaten ift jedoch der Betrag aus der Cafe zurüd- 
zubezahlen, jedoch ohne Berechnung von Zinfen. 19 

II. Die Boft haftet dem Abjender in gemifjen 
Fällen für Verzögerung, Befhädigung, Verluft.1% 

26 Poſtkarten PO. $.12, II. | rechted zu erfolgen, HGB. a. 
Fahrpoft SS. 47, 57, IV. Packete 405 ift nicht anwendbar. So 
88. 10. 11. auch Dambah 24 f. UN. 

97 Weber abfichtliche rechtswi- | Laband II 3383. 


drige Bernichtung Unterdrüdung, . 8. 48. 
Borenthaltung RStOB. 55.354. | RO. 8.40, IV.V. TOD. 
. 23 


$. 23. 
END. 55.28, 32 ff. TO. 8. 101 PG. 8. 26; dazu Laband 
22 ff. Die Ablieferung bat nur | II 326. 

nad Maßgabe des Poftipecial: 12 Dambach 31. Laband 
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Hierüber find folgende gefegliche VBorfchriften vorhanden ; 
1. Gar feine Haftung befteht: 

a) bei den nicht pofitiv im Gejeg SS. 6—15 aufgeführten 
Kategorieen des Poftgejchäftes, insbeſondere beim Ver⸗ 
luft von Briefen, 1% und Telegrammen.!% Die Bes 
ſtimmungen des Gefeges find für die Frage: der Haft: 
pflicht der Poftverwaltung ganz erfchöpfend; 

b) menn der Berluft, die Beihädigung ober die verzögerte 
Beförderung oder Beftellung 

e) durch eigene Yahrläffigfeit des Abſenders 

#) oder durch die unabwendbaren Folgen eines 
Naturereignijfes! oder 

y) dur die natürliche Beichaffenheit des Gutes 
berbeigeführt worden iſt; 1% 

c) für Schaden am Inhalt der Sendung, wenn der 
Verſchluß und die Verpadung der zur Poft gegebenen 
Gegenftände bei der Aushändigung an den Empfänger 
äußerlich unverlegt und zugleich das Gewicht mit dem 
bei der Einlieferung ermittelten übereinftiinmend be- 
funden wird. “Die ohne Erinnerung erfolgte Annahme 
einer Sendung begründet hierfür eine Vermuthung; ! 

d) bei betrüglicher Werthdeclaration; 108 

e) fir die Beförderung mit Ertrapoft;!® 


II 334. Dazu eine umfaffende | der Poft zu vertreten. Vgl. 
Specialliteratur. Dambach 38. 
103 PG. 8. 12. 16 RG. 8. 6°. PO. 8. 1l. 


mbach 36 ff.61. Val. HGB. 
‚* TO. 8. 24, ausnahmsweiſe > 398, 2 1 g 58 


werben die Gebühren zurüd- | "10 38 5.7. Dambac 4. 
eritattet. 108 PG. 8, 

105 Seder casus und jede an- 1 RO. 8. 11: dazu Dam» 
dere vis major ift demnad) von | bach 63. 
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f) in Fällen von Krieg oder gemeiner Gefahr, wenn 
durch Erflärung des Staat3fecretärd des Reichspoſt⸗ 
amtes unter Aufhebung des Monopols die Haftung 
ausdrüdlich ausgefchloffen wurde. 110 

2. Für Berluft haftet die Poftvermaltung bei recom- 
mandirten Sendungen und Sendungen per Eftafette; im 
erfteren Fall werden 42 M. vergütet, eventuell bei Badeten 
mehr. 1! 

3. Für Berluft und Beichädigung bei Briefen !!? mit, 
ferner bei Badeten mit und ohne Werthangabe.13 Zu er- 
jegen ift bei Werthangabe nah Maßgabe diefer Angabe, «3 
jet denn, daß die Poftverwaltung beweiſen könne, dieſelbe 
überfteige den gemeinen Werth der Sache, in welchem Falle 
nur legterer zu erjegen ıft!!* (über betrügliche Declaration 
j. oben 8. 1, d) !"5 

Bei Badeten ohne Werthangabe ıft der wirklich erlittene 
Schaden zu erjegen, jedoch nicht mehr als 3 M. pro 500 gr 
und nicht weniger al3 3 M. 

Nah den nämlichen Grundfäßen wid Paſſagiergut Bei 
der Fahrpoft behandelt. !!6 

4. Für Verzögerung bei Beförderung oder Beitellung 
haftet die Poft bei Briefen mit Werthangabe und allen 
Badeten, „wenn die Sendung durd) die verzögerte Beförderung 
oder Beftellung verdorben ift oder ihren Werth bleibend ganz 
oder theilweife verloren hat”, ausgenommen jedoch Ver—⸗ 
änderung des Curſes oder marktgängigen Preiſes. 


10 PG. 8. 1 1 PO. 8. 6. Tambad 58 ff. 
1u1 PG. 8. 98, II PO. 8. 15, 15 StGB. 8.2 

Dambach 57—58. 16 PG. 8. 11. 
2 26.8.6! 3.1. 17 BG. 8. 62. 


| 
13 8.8.9. Dambad 158. | 
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5. Für Boltanweifungen und Poftaufträge leiftet die 
Poſt unbedingte Öarantie, es ſei denn, daß eigene Fahr- 
läffigfeit des Abſenders vorliege. 118 

- 6. Ber förperliher Beihädigung von Reiſenden der 
Fahrpoft trägt die Poft Kur- und BVerpflegungsfoften, wenn 
der Unfall nicht ermeißlich durch höhere Gewalt — alfo 
Zufall hat die Poft zu vertreten — oder durch eigene Yahr- 
läffigfeit des Reiſenden verfchuldet war. !!9 

Borausfegung des Schadenserſatzanſpruches ift in jedem 
Falle die Befolgung der in Geſetz und Verordnung be- 
gründeten Vorfchriften Seitens de3 Abſenders; diefe Voraus⸗ 
ſetzung ift im Falle der Beftreitung vom Kläger nachzumeifen;; 
beruft fich dagegen die Poft auf einen ihre Haftpflicht aus⸗ 
Ichließenden Grund, fo ift diefer von der Poft nachzumeijen. 1% 

Die Klage ift gegen die Oberpoftdirection des Einlieferungs- 
bezirkes zu richten. Das Klagerecht verjährt binnen 
6 Monaten vom Einlieferungd- bezw. — oben 3.6 — 
Beihädigungstermine; die Zrift wird unterbrochen durd) 
Erhebung der Klage ſowie durch Neclamation bei der 
competenten Oberpoftdirection. !?? 

IV. Diejenige Berfon, welche mit der Poftin ein 
öffentlihrehtlihes Obligationsverhältniß tritt, 
ift der Abfender, nit der Empfänger. Der Abjender 
hat einmal den Verpflichtungen von Geſetz und Verordnung, !?? 


115 PG. 8. 61 dazu Laband nm, 2 7 8. 13; dazu CPO. 
336. Dambach 42. 66.2 29. 

1 PG. 8. 11! 3.2 dazu Fu PG. 8 14 dazu RS 
Dambach 59—61. 88. 230, 16, 461, 683. 

120 Sehr eingehend hierüber 8. 24, IV (2 Monate). 
im Einzelnen Dam bach zuden | 13 Zaband II 301, 380. 
betr. SS. des Geſetzes. Dad PoſtG. 8. 50? bezeichnet 


Zorn, Staatorecht. II. 3 
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befonder8 bezüglich der Berpadung, Einlieferung u. ſ. f. zu 
entfprechen 1%* und ſodann — die Hauptpflicht des Abjenders 
— das vorſchriftsmäßige Porto zu bezahlen. 

Das Porto ift feine vertraggmäßige Geldſchuld, 28 auch 
feine Steuer, fondern fällt unter den finanzrechtlichen Begriff 
der Gebühr, wie 3. B. Gerichtsſporteln. 12 

Das Porto wird entweder baar erlegt oder — und dies - 
bildet die Regel — in Poftwerthzeichen, welche von den Poft- 
anftalten verfauft werden. 1?7 

Portofrei find 1. die Correfpondenzen und Telegramme 
der regierenden Fürften und deren Gemahlinnen und Wittwen, 
jowie der Hofhaltungen derſelben; s 2. alle Reichsdienſt⸗ 
fachen 120 (von und an Reichsbehörden, einfchlieglich des Reichs⸗ 
tage3 ferner aud) des telegraphijchen Verkehrs der Bundes- 
rath3bevollmächtigten in Bundesrathsangelegenheiten), 13° wenn 
die äußere Beichaffenheit jomie dad Gewicht der Sendungen 
den von der ReichSpoftverwaltung in diefer Beziehung zu 
erlafjenden befonderen Beitimmungen ent|pricht, 13! 


die auf ſtaatlicher Vorſchrift be- 127 Bofttar®. 8. 9. ©. v. 16. 
ruhenden Pflichten principiell | Mai 18695. 11. BD.8.43. TOD. 
trig als „Beitandtheil des | $. 18 

Vertrages zwilchen der Poft- | 128 'ö n 5. Mat 1869 (RGB. 

anftalt und dem Abjender”. &8 | 141) 8. 1. V. v. 2. Juni 1877 

handelt fi) hier jo wenig um | (RGB. 524) $. 13.1. (erlafien 

einen „Bertrag” im Sinn ded | auf Grund von RB. a.48 u. 50). 

Privatrechtes wie bei den ftaat- 139 G. v. 5. Mat 1869 88. 2 

lihen Vorſchriften über die | bi8 4. V. v. 2. Juni 1877 8. 1 

Form einer einzureichenden | 3. 3—D. 

Klageſchrift. 130 V. v. 2. Juni 1877 8.1 
1 NO,88.7—9, 28, 31. 
1235 Sp Caband II 328. 

186 9, Kirhenheim s. v. 

Portopflichtigkeit in v. Holtzen⸗ 

dorffs RLex. 


.2. 

131 Ueber die Bezeichnung der 
gebübrenfreien Telegramme |. 
.v. 2. Juni 1877 8,4. 


wm 80 


Das Poit- und Telegraphenweien. 8. 25. 35 


3. die Telegramme von Eifenbahnbeamten an vorgefeßte 
Behörden über Unglüdsfälle und Betriebsftörungen. 132 

4. Außerdem werden „einftweilen“ aufrecht erhalten vie 
bisherigen Portobegünftigungen für das Landheer und die 
Marine, Doch können diefelben durch Faijerliche Verordnung 
aufgehoben oder bejchränft werden, 133 

Alle übrigen Portofreiheiten im Deutfchen Reiche find ohne 
Entfehädigung aufgehoben, e8 fer denn, daß biefür ein pri- 
vatrechtlicher Titel nachweisbar wäre; neue Portofreiheiten 
fönnen nur auf dem Wege des Geſetzes begründet werden. 13 

Dienftjendungen der Einzelftaaten find portopflichtig, doch 
fönnen fich die Behörden der Einzelitaaten auf Bortozahlung 
in Form jährlicher Averſen mit der Poftverwaltung einigen. 135 

Stadtpoftfendungen und Stadttelegramme find in jedem 
Falle portopflichtig. 13° 

Das Porto beträgt im übrigen für den gewöhnlichen 
franfirten Brief auf alle Entfernungen 10 Pf. bis zum 
Gewicht von 15 Gramm, bei größerem Gewicht 20 Pf., das 
Höchftgewicht eines Briefes ift 250 Oramm.!?” Bei un- 
franfirten Briefen tritt hiezu ein Zujchlag von 10 Pf., ebenfo 
bei unzureichend franfirten Briefen neben den Ergänzungs- 
porto. 138 

Das Porto für Padete beträgt bis zum Gewicht von 
5 Kilogramm auf Entfernungen bis zu 10 Meilen 25 Pf., 
für weitere Entfernungen 50 Pf.; für unfranfirte Padete 
fommt biezu da8 obige Zufchlagporto; beim Gewicht von 


12 V. re 2. Juni 1877 (RGB. 136 ebenda 8.3?.B.v.2. Zuni 
524). 8.1 3.6 1877 8.2 | 
13 G. v. 5, Mai 1869 8.5. 187 0.81 
134 ebenda SS. 6, 10. 138 Pofttar®. 8. 1. 
138 ebenda $. 11. 
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über 5 Kilogramm bi8 zum Höchſtgewicht von 50 für bie 
erften weiteren 5 Silogramme die oben bezeichneten regel- 
mäßigen Portofäge, fodann weiter für jedes überſchießende 
Kilogramm bis 10 Meilen 5 Pf., bis 20 Meilen 10 Pf., bis 
50 Meilen 20 Pf., bis 100 Meilen 30 Pf., bis 150 Meilen 
40 Bf., über 150 Meilen 50 Pf. '3° 

Für Briefe und Padete mit Werthbangabe werden erhoben: 
für Briefe bis 10 Meilen 20 Pf., bei weiterer Entfernung 
40 Pf., bei Padeten einmal der obige Betrag, dazu bei 
Briefen wie Padeten eine Berficherungsgebühr ohne Unter: 
fchied der Entfernung und zu jeder Höhe der Werthangabe 
von 5 Pf. für je 300 Mark, jedoch mindeftens immer 10 Pf. ! 
Zufchlagporto wird bei Dienftfendungen nicht erhoben. 14 

Das Porto beruht für Briefe, Padete, Werthfendungen 
auf Gefeg; für ZTelegramme beruht da8 Porto auf Verord- 
nung;'*? für Zeitungen ift der Boftverwaltung einheitliche 
Normirung der Gebühren dur das Geſetz zur Pflicht ge- 
macht.us — 

Die Poft contrabirt wie oben bemerft mit den: Abjender. 
Die Confequenz diefe8 Satzes märe der allgemeine Fran 
kirungszwang. Diefe Conjequenz ift jedoch nur bezüglich 
folgender Kategorieen des Poſt- und Xelegraphenverfehrs 
wirklich gezogen:!* Telegramme, Poftfarten, Boftanmeifungen, 
Waarenproben, Druckſachen, Rüdicheine, Boftaufträge Die 
Nichtbeachtung der Rechtsvorſchrift über Frankirungszwang 
hat nicht Strafe, fondern nur Nichtbeförderung des betreffenden 


139 8 v. 17. Mai 1873 8. 1. 142 TO. 8.9 
PO. 8. 1 om BO. S. 3. Bofttur®, 8.10. 
10 @, 9.17. Mai 1873 8.2. 14 TD. 8.18. BO. 88. 12, 
1 PoſttaxG. 8.13. ©.0.17. | V. 16, 11.17. 18. VII. 19, XI. 
Mai 1873 8.3. | 


Das Poſt- und Telegraphenwejen. 8. 25. 37 


Gegenſtandes zur Folge; ausnahmsweiſe erfolgt Rückgabe an 
den Abfender behufs der erforderlichen Frankfirung. !45 

Für alle übrigen Zweige des Poſtgeſchäftes befteht fein 
Sranfırungszwang. Die Poft muß demnad) den ihr gemachten 
Anträgen auch dann genügen, wenn eine Bortozahlung Seitens 
des Abſenders nicht erfolgt, worin die ftillfehweigende Vor— 
ausjegung liegt: daß das Porto vom Empfänger der Sen- 
dung zu erheben jei.' Die Poft darf in diefem Falle das 
vom Abfender zu entrichtende Porto nur angemefjen erhöhen 
(f. oben). Der Empfänger aber ift nicht verpflichtet, die 
unfranfirte Sendung anzunehmen, jondern kann diejelbe ohne 
weiteres zurückweiſen, da eine rechtliche Verbindlichkeit gegen- 
über der Poft für ihn an fich nicht befteht. Die Poſt hat 
dann bezüglich” der Portozahlung lediglih den Regreß an 
den Abjender. Eine Rechtzpflicht des Empfängers zur PBorto- 
zahlung entfteht erft durch ausdrüdliche Annahmeerflärung 
oder durch die Thatfache der Annahme: die Aushändigung 
an den Adreſſaten ſoll principiell erft erfolgen, wenn das 
Porto bezahlt bezw. Sicherſtellung biefür erwirkt ift. 

Die Anfprühe der Poft auf Portozahlung verjähren 
binnen eine Jahres nach dem Entftehen der Forderung. + 


VI. Boitdefraudation.!” 


Außer den Vorfchriften des gemeinen Strafrechtes, welche 
den fpeciellen Schuß des Poft- und Telegraphenbetriebes 
bezweden, fowie den oben bereit3 erwähnten fpeciellen Straf: 


15 PO. 8. 26, II. Meves s. v. Poſtſtrafrecht in 
146 BD. 8. 44. v. Holgendorff Reex. Dam bach 
147 Poſttax G. 8. 1°. 97—130. Laband II 347 — 
18 Poſttax G. 8. 7 351. 


149 PG. 88. 27 — 35, vgl. dazu 
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vorſchriften der Poftgefege, dienen dem Schuge diefes ftaat- 
lichen Berwaltungszweiges insbeſondere die detaillirten Vor⸗ 
Iohriften über Defraudation. 

Unter den fpecifiihen Thatbeſtand der Defraudation 
fallen ; 

1. Berlegungen des Monopols, 1% 

2. Mißbrauch der Portofreiheit durch unerlaubte Ver⸗ 
wendung einer biefür vorgefchriebenen Bezeichnung 
oder Verpadung einer portopflichtigen Sendung in eine 
portofreie, 

3. Berwendung entwertheter Poftwerthzeichen oder Tele⸗ 
grapbenfreimarfen zur Frankirung. 

Diefe Thatbeftände find al3 Defraudation ftrafbar, wenn 
porfäglich begangen und vollendet, !5! Verſuch ift ftraflos. 152 
Die Strafe befteht in dem Vierfachen des defraudirten Porto, 
beträgt jedoch in feinem alle weniger al3 3 Marf, außer- 
dem ift das defraudirte Porto ſelbſt nachzuzahlen.3 Im 
Falle der Uneinbringlichkeit ift die Geldftrafe durch das Ge- 
riht in Haft umzuwandeln, !°* deren Dauer jedoch 6 Wochen 
nicht überfteigen darf. 15 Erfter Rüdfall zieht Verdoppelung, 
jeder fernere Vervierfahung der Strafe nad fih.'% Die 
wegen Defraudation erfannten Strafen fallen in die Poft- 
armen- und Unterjtigungscaffe. 197 

Die ftaatlichen Polizei: und Steuerbehörden müſſen auf 


10 PG. $. 27, Dazu analog | 1% StPO. 8. 263. Meves 
©. v. 16. Mai 1869 8.2. B.v. | 105. Dambach 126. 

2. uni 1877 8.5. 155 .$.31. 

151 Meves 103. A. A. Dam: 156 PG. 8. 284%. Dazu 
bach 99. . 
1532 Dambach 100. 157 PG. 8. 33. 
153 RG. 8. 80. 
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Requifition der Voftbehörden zur Verhütung und Entdedung 
von Boftübertretungen mitwirken. Die Poftbehörden dürfen 
Briefe und Sachen, bezüglich deren eine Defraudation ftatt- 
fand, befchlagnahmen und zurlidbehalten bis zur Bezahlung 
der Strafe oder Cautionsleiftung biefür, dürfen diefelben 
aber nicht eröffnen. 

Das Berfahren!®® ift jehr genau und eigenthümlich ge- 
ordnet. 1. Zunächſt erläßt die competente Oberpoftdirection 
auf Grund des erhobenen Thatbeftandeg — die Erhebung 
fann auch dur Vernehmung von Zeugen erfolgen — ein 
Strafmandat!° an den Schuldigen; wird dies binnen 
10 Zagen bezahlt, fo ift das Verfahren beendet. 

2. Wird dagegen binnen diefer Friſt die Strafe nicht 
bezahlt, jo fällt die Oberpoftdirection auf Grund einer ſum— 
marifchen Unterfuchung eine formelle Entſcheidung. 

3. Dieje kann binnen 10 Tagen nah der Eröffnung 
durch Recurd an das Reichspoſtamt, !eo welcher bei jeder 
Poftbehörde eingelegt werden kann, angefochten werden; dag 
Recursreſolut des Reichspoſtamtes ift definitiv und darf die 
angefochtene Entjcheidung niemals in pejus abändern, !6ı 

4. Die competente Oberpoftdirection kann jedoch die 
Sache, jo lange noch Fein formeller Strafbeſcheid erlaffen 
ift, jederzeit an die ordentlichen Strafgerichte abgeben. 
Died muß gejchehen, wenn der Angeflagte auf erfolgte Vor⸗ 
fadung vor der Oberpoftdirection nicht erjcheint und auch 
feine jchriftlihe Einlafjung einreicht. '6⸗ 

5. Der Angeflagte fann die Abgabe der Sache an die 


158 Meve8103— 105. Dam- 161 Dambach 147. Meves 
bach 130— 152. a. a. O. 

159 PG. 8. 34. 162 PG. 8. 85 dazu StPO. 

160 BG. 8. 42. 8.7 ff. | 
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Strafgerihte in jedem Stadium des Verfahrens bis zur 
Einlegung des Recurfes an das Reichspoſtamt bezw. Ablauf 
der hiefür eröffneten zehntägigen Frift fordern. 

VI. Die Ausfagen von Briefträgern und Poſtboten über 
gejchehene Beftellung, welche auf Dienfteid abgegeben werden, 
gelten al3 wahr bis zum Nachweiß des Gegentheiles, 1% 


IV. Das Poſtſinanzrecht. 
©. hierüber unten Buch IX. 


8. 26. 
Aus Eifenbahnmefen.! 


I. Rechtsquellen und Organiſation. 

Die Reichsverfaſſung weift in a. 4 3. 8 den Reiche „die 
Gejeggebung und Beauffihtigung“ über das Eijen- 
bahnmejen zu und fagt ina. 42: „die Bundegregie- 
rungen verpflichten fich (sic!), die deutſchen Eifen- 
bahnen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs 
wie ein einheitliches Neg verwalten — — zu 
laſſen.“ 

Dieſe Sätze enthalten, wenn auch in einer höchſt eigen— 
thümlichen juriſtiſchen Formulirung, materiell das nämliche 
Princip, welches a. 48 für Poſt- und Telegraphenweſen auf⸗ 
ftelt. Auch die Eifenbahnen müſſen principiell nach der 


163 no. $. 47 dazu Dam«|s. v. a ara bei 
bach 1 v. Holtzendorff Rönne 

1 kabant II 8.72. Fiſcher IT 1, 314—332. Geydel 
die Verkehrsanſtalten des Reiches | Komm. 189—194 u. Die von 
bei v. Holgendorff Zahrb. I 409. biejen Schriftitellern citirte Lite- 
II 211. IV 421. E. Meier | ratur. 
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RB. als „Staatöverkehrsanftalten” betrachtet werden? und 
aus dieſem Princip wird die Specialgefeßgebung die näm- 
lichen Confequenzen zu ziehen haben, wie die bezüglich des 
Poft- und Telegraphenweſens bereit3 gejchehen ift, da flr 
jene Berfehrsanftalt in jeder Beziehung die nämlichen inneren 
Gefichtspunfte maßgebend find wie für dieſe.? 

Die große Streitfrage, ob Staatd= oder Privatbetrieb 
der Eifenbahnen, ift demnach für das Neichsftaatsrecht im 
Princip erledigt und zwar durch die beiden principiellen 
Richtpunkte: 1. Staat3betrieb und 2. Reichsver— 
waltung. 

Die Confequenzen diefer Principien find bis jet noch 
nicht gezogen worden, * vielmehr befindet ſich dag deutjche 
Eijenbahnmefen dermalen in einem die theoretiihe Dar: 
ftellung aufs bedenflichite erfchwerenden Uebergangsſtadium, 
das unzweifelhaft noch geraume Zeit andauern wird. Die 
in der Reichsverfaſſung enthaltenen eifenbahnrechtlichen Säge 
find unter diefen Umftänden nur Bruchftüde, welche nicht zu 
einer ſyſtematiſchen Einheit zufammengefaßt werden können. 
Sie find theilmeife der Ausdrud wichtiger und weittragender 
PBrincipien, theilmeife, ſpeciell in militärifcher Hinficht, Einzel- 
porfchriften von hoher Bedeutung, theilmeife aber auch von 


® Auch Laband II 363 ift | jal des Reichseiſenbahngeſetzes 
der Anficht, daß der in a. 42 | 1. Laband II 358f. v. Rönne 
präcifirte Grundjaß dazu führen | II 1, 328— 332 u. die von 
muß, „die Oberleitung der ge- | diejen Schriftitellern citirte Spe⸗ 
jammten &ijenbahnverwaltung | cialliteratur, vor allem Die ver- 
völlig auf das Reich zu über- | ſchiedenen Denkichriften Des 
tragen. Ebenſo E. Meier | Reichdelfenbahnamtes. Bol. auch 
664 f. Fiſcher in v. Holtzendorffs 

3 Bol. oben ©. 13 ff. Sahrb. II 212 ff. 

Neber das bisherige Schid- 
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jo untergeordneter Wichtigkeit, daß ihre Aufnahme in das 
Reichsgrundgeſetz kaum gerechtfertigt erfcheint. Die juriftifche 
Formulivung der betreffenden Berfafjungsartifel unterliegt 
faft durchweg den fchwerften Bedenken. ® 

Reich3eifenbahnen im juriftiichen Sinne find bis jegt nur 
die elfaßslothringifchen Eifenbahnen. Die franzöfifche Ne- 
gierung hatte im Frankfurter Friedensvertrag die Verpflich- 
tung übernehmen müſſen, diefe Eifenbahnen gegen einen be— 
ftimmten Kaufpreis (325 Mill. Fr.) an das deutſche Reich 
abzutreten. Das auf dieſem Wege in das Eigenthum des 
Reiches gelangte Eifenbahnneg wurde ſpäter weſentlich er- 
mweitert® und mit beftimmter Abficht auch dann unter directer 
Reichöverwaltung behalten, als im übrigen eine jelbjtändige 
elfaß-lothringifche Yandesverwaltung eingerichtet worden war. 
Die Eentralbehörde für diefen bis jet nur befchränften Reichs— 
eifenbahncompler ift das Reihsamt für die Verwal— 
tung der Reichseiſenbahnen, erridtet durch K.V. v. 
27. Mai 1878 (RGB. 1879, 193), deffen Chef ein Staats- 
jecretär ift, der auch für fein Neffort mit der verantwort- 
lichen Stellvertretung des Reichskanzlers beauftragt wurde; 
die Leitung des Reichsamtes ift dermalen verbunden mit der 
Leitung des preußifchen Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten.” 

Der weitaus größere Theil der deutfchen Eifenbahnen da- 
gegen fteht nicht unter NReich8verwaltung, fondern nur unter 
Neihsaufficht. Einzelne deutjche Staaten haben bereit3 das 
Staatsbahnſyſtem völlig durchgeführt, in anderen ‚dagegen 
befteht daneben noch ein rein privater Eifenbahnbetrieb; ins— 


5) Vgl. bieber Laband II 7 ©. oben B. IS. 216 Hand» 
363 ff. über a. 42, 43, 46°, 376? ud d. Deutiche Reich 1882, 
über a. 452, 73 ff. 

6 ©. unten: III 
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befondere war leßteres bis vor kurzer Zeit in Preußen in 
weiten: Umfange der Fall und dadurch die Durchführung der 
Principien der Reichöverfaffung geradezu zur Unmöglichkeit 
gemacht.s Die preußifche Gejeggebung ift nunmehr auch ihrer- 
jeit38 mit Energie an das Werk gegangen, die unbedingt 
nothwendige thatjächliche Baſis für Ausführung der eifen- 
bahnrechtlichen Principien der Reichsverfaſſung berzuftellen.? 

Alle deutfhen Eifenbahnen aber, ob in Ber- 
waltung de3 Reiches, der Einzelftaaten oder pri— 
vater Geſellſchaften befindlih, find der Aufſicht 
des Reiches unterworfen, welche nah Maßgabe 
der Berfaffung zu üben ift. Zu diefem Zwecke wurde 
als Centralaufſichtsſtelle das Reichſseiſenbahnamt durd 
G. v. 27. Juni 1873 (RGB. 164) errichtet;o daſſelbe iſt 
eine kollegialiſch organiſirte Behörde, deren Mitglieder vom 
Kaiſer ernannt werden; (88. 1. 2.) die Aufſicht über das 
Eiſenbahnweſen iſt unter Verantwortlichkeit und nach den 
Anweiſungen des Reichskanzlers auszuüben. ($. 3.) Die 
Functionen diefer Behörde präcifirt das Geſetz im Einzelnen 
folgendermaßen: 1. Allgemeines Auffichtsrecht, 2. Ausfüh- 
rung von Berfafjungsporfchriften und Gefegen über das 


8 Weber die frühere Entwide- 
Inng in Preußen |. &. Meier 
663: „In Preußen find gerade 
die Jufrativen Streden in PBri- 
vathände gerathen im Gegenjaß 
zu den meilten anderen deutichen 
Ländern und im Widerſpruch 
mit dem gerade in Preußen 
befonderd energijchen Staatöge- 
danfen und hat ein Bau und 
Betrieb des Staats erit be- 
gonnen, ald e8 ſich um Bahnen 


handelte, für welche das SBrivat- 
Tapital nicht zu gewinneu war.” 
9 G. v. 20. Dec. 1879, v. 14. 
Febr. 1880, v. 7. März 1880. 
10 Seydel in Ztſchr. f. deut- 
ihe Gejeggebung v. Behrend 
und Dahn VII 617 findet in 
dieſem Geſetz mit Unrecht eine 
Berfaflungsänderung. Unrichtig 
nennt v. Rönne II 1, 320 das 
Neichdeilenbahnamt eine Cen- 
tralverwaltungsbehörbe. 
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jo umtergeordneter Wichtigkeit, daß ihre Aufnahme in das 
Reichsgrundgeſetz kaum gerechtfertigt erfcheint. Die juriftifche 
Formulirung der betreffenden Berfaffungsartitel unterliegt 
faft durchweg den ſchwerſten Bedenken.? 

Reicheifenbahnen im juriftiichen Sinne find bi3 jegt nur 
die eljaß-lothringifhen Eijenbahnen. Die franzöfifche Re- 
gierung hatte im Frankfurter Friedensvertrag die Verpflich- 
tung übernehmen müſſen, diefe Eifenbahnen gegen einen be- 
fiimmten Raufpreis (325 Mil. Fr.) an das deutjche Reich 
abzutreten. Das auf diefem Wege in das Eigenthum des 
Reiches gelangte Eifenbahnneg wurde fpäter mefentlich er- 
mweitert® und mit beftimmter Abſicht auch dann unter directer 
Reichsverwaltung behalten, als im übrigen eine felbftändige 
elfaß-lothringifche Yandesverwaltung eingerichtet worden war. 
Die Centralbehörde für diefen bis jeßt nur bejchränften Reichs- 
eifenbahncompler ift das Reihsamt für die Berwal- 
tung der Reichseiſenbahnen, errichtet durch K.V. v. 
27. Mai 1878 (RGB. 1879, 193), deifen Chef ein Staats- 
fecretär ift, der auch für fein Reſſort mit der verantwort- 
lichen Stellvertretung des Reichskanzlers beauftragt wurde; 
die Leitung des Reichsamtes ift dermalen verbunden mit der 
Leitung de3 preußifchen Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten.” 

Der weitaus größere Theil der deutfchen Eifenbahnen da- 
gegen fteht nicht unter Reichsverwaltung, fondern nur unter 
Reihsaufficht. Einzelne deutfche Staaten haben bereit3 dag 
Staatsbahnfyftem völlig durchgeführt, in anderen dagegen 
befteht daneben noch ein rein privater Eifenbahnbetrieb; ing- 


5) Vgl. hieher Laband II 7 ©. oben B. IS. 216 Hand⸗ 
363 ff. über a. 42, 43, 46°, 376? us d. Deutiche Neid, 1882, 
über a. 452. 73 ff. 

6 ©. unten: III. 
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befondere war lettere8 bis vor kurzer Zeit in Preußen in 
weitem Umfange der Fall und dadurch die Durchführung der 
Principien der Reichsverfaſſung geradezu zur Unmöglichkeit 
gemacht.° Die preußifche Gefeßgebung ift nunmehr auch ihrer- 
ſeits mit Energie an das Werk gegangen, die unbedingt 
nothwendige thatfächlihe Baſis für Ausführung der eifen- 
bahnrechtlichen Principien der Reichsverfaſſung berzuftellen.? 

Alle deutfhen Eifenbahnen aber, ob in Ber- 
waltung des Reiches, der Einzelftaaten oder pri- 
vater Geſellſchaften befindlih, find der Aufſicht 
de8 Reiches unterworfen, melde nah Maßgabe 
der Berfajfung zu üben ift. Zu diefem Zwecke wurde 
als Eentralauffichtsftelle dag Reichseiſenbahnamt dur 
G. dv. 27. Juni 1873 (RGB. 164) errichtet;!0 daſſelbe ift 
eine Tollegialifch organifirte Behörde, deren Mitglieder vom 
Kaifer ernannt werden; (88. 1. 2.) die Aufficht über das 
Eifenbahnmefen ift unter Berantwortlichkeit und nad den 
Anmweifungen des Reichskanzlers auszuüben. ($. 3.) Die 
Functionen diefer Behörde präcifirt das Gefeg im Einzelnen 
folgendermaßen: 1. Allgemeines Auffihtsreht, 2. Ausfüh- 
rung von Berfafjungsporfchriften und Gefegen über das 


8 eber die frühere Entwide- 
Inng in Preußen ſ. E. Meier 
663: „In Preußen find, gerade 
die Iukrativen Streden in Pri⸗ 
vathände gerathen im Gegenſatz 
zu den meiſten anderen deutſchen 
Ländern und im Widerſpruch 
mit dem gerade in Preußen 
beſonders energiſchen Staatsge— 
danken und hat ein Bau und 
Betrieb des Staats erſt be— 
gonnen, als es ſich um Bahnen 


handelte, für welche das Privat— 

kapital nicht zu gewinneu war.“ 
’ ©. v. 20. Dec. 1879, v. 14. 

Febr. iecc v. 7. März 1880. 

10 Seydel in Ztſchr. f. deut⸗ 
Ihe Geſetzgebung v. Behren 
und Dahn VIL 617 findet in 
dieſem Gejeg mit Unrecht.’ 
Berfafjungdänderung. u; mten 
nennt v. Rönne II 
Reichseiſenbahnamt ‚au von 
tralverwaltigt (RD. a. 41). 
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fo untergeordneter Wichtigkeit, daß ihre Aufnahme in das 
Reichsgrundgeſetz kaum gerechtfertigt erfcheint. Die juriftifche 
Formulirung der betreffenden Berfafjungsartitel unterliegt 
faft durchweg den ſchwerſten Bedenfen.® 

Reich3eifenbahnen im juriftifchen Sinne find bis jegt nur 
die elfaß-lothringifchen Eifenbahnen. Die franzöfiiche Re— 
gierung hatte im Frankfurter Friedensvertrag die Verpflich- 
tung übernehmen müffen, diefe Eifenbahnen gegen einen be- 
ftimmten Kaufpreis (325 Mi. Fr.) an das deutſche Reich 
abzutreten. Das auf diefem Wege in das Eigenthun des 
Reiches gelangte Eijenbahnneg wurde ſpäter mejentlich er- 
mweitert® und mit beftimmter Abficht auch dann unter directer 
Reichsverwaltung behalten, als im übrigen eine jelbftändige 
elfaß-lothringifche Yandesverwaltung eingerichtet worden war. 
Die Eentralbehörde für diefen bis jet nur beſchränkten Reichs⸗ 
eifenbahncompler tft das Reichsamt für die Verwal: 
tung der Reih3eifenbahnen, errichtet durh 8.2. v. 
27. Mai 1878 (RGB. 1879, 193), deſſen Chef ein Staats- 
fecretär ift, der auch für fein Reſſort mit der verantwort- 
lichen Stellvertretung des Reichskanzlers beauftragt wurde; 
die Leitung des Reichsamtes ift dermalen verbunden mit der 
Leitung des preußischen Minifteriums der öffentlichen Arbeiten.” 

Der weitaus größere Theil der deutfchen Eifenbahnen da⸗ 
gegen fteht nicht unter Richsverwaltung, fondern nur unter 
Reihsaufficht. Einzelne deutfche Staaten haben bereit$ dag 
Staatsbahnſyſtem völlig durchgeführt, in anderen dagegen 
beftehbt daneben noch ein rein privater Eifenbahnbetrieb; ins⸗ 


5) Bal. hieher Laband II| 76G. oben 38.1. 216 Hand- 
363 ff. über a. 42, 43, 463, 376° buch } d. Deutiche Reich 1882, 
über a. 452. 73 ff. 

6 ©. unten: III. 
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befondere war leßteres bis vor kurzer Zeit in Preußen in 


weiten Umfange der Fall und dadurch die Durchführung der 
Principien der Reichöverfaffung geradezu zur Unmöglichkeit 
gemacht.s Die preußische Geſetzgebung ift nunmehr auch ihrer: 
feit3 mit Energie an das Werk gegangen, die unbedingt 
nothwendige thatfächliche Baſis für Ausführung der eifen- 


bahnrechtlichen Principien der Reichsverfaſſung herzuftellen.? 


Alle deutfhen Eifenbahnen aber, ob in Ber- 
waltung des Reiches, der Einzelftaaten oder pri— 
vater Geſellſchaften befindlih, find der Aufſicht 
des Neiches unterworfen, welche nah Maßgabe 
der Berfaffung zu üben ift. Zu diefem Bmede wurde 
ala Centralauffihtsftele da8 Reichseiſenbahnamt durd 
G. v. 27. Juni 1873 (RGB. 164) errichtet;!% daſſelbe ift 
eine Tollegialifh organifirte Behörde, deren Mitglieder vom 
Raifer ernannt werden; (88. 1. 2.) die Aufficht über das 
Eifenbahnmefen ift unter Berantwortlichfeit und nach den 
Anmweifungen des Reichskanzlers auszuüben. ($. 3.) Die 
Functionen diefer Behörde präcifirt das Gefeg im Einzelnen 
folgendermaßen: 1. Allgemeines Auffichtsreht, 2. Ausfüh- 
rung von Berfafjungsporfchriften und Gefegen über das 


8 Meber die frühere Entwide- | handelte, für welche das Privat- 
Inng in Preußen |. E. Meier | fapital nicht zu gewinneu war.” 
663: „In Preußen find gerade | ° ©. v. 20. Dec. 1879, v. 14. 
die lukrativen Streden in Pri- | Tebr. 1880, v. 7. März 1880. 
vathände gerathen im Gegenfag | 9 Seydel in Ztſchr. f. deut—⸗ 
zu den meijten anderen deutfchen | jche Geſetzgebung v. Behre 
Ländern und in Widerſpruch und Dahn VII 617 findeYin 
mit dem gerade in Preußen | diefem Geſetz mit Unrecht/eine 
beſonders energiſchen Staatöge- | VBerfafjungsänderung. Urtrichtig 
danken und hat ein Bau und nennt v. Rönne II 1, 820 dag 
Betrieb des Staats erſt be= | Reichdeifenbahngmt eine &en- 
gonnen, als es fih um Bahnen tralverwaltungs behörde. 
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Eifenbahnmefen, 3. Abftellung von Mängeln und Mipftänden. 
(8. 4.) 

Demgemäß kann das Reichseifenbahnamt innerhalb feiner 
Zuftändigfeit tiber alle Einrichtungen und Maßregeln von 
den Eifenbahnvermaltungen Auskunft erfordern oder nad) 
Befinden durch Abordnung von Commiſſaren ſich unterrichten 
und hiernach das Erforderliche veranlaſſen. (8. 4?.) 

Zur Durchführung feiner Anordnungen ſtehen dem Neich3- 
eijenbahnamt „bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes“ den Pris 
vatbahnen gegenüber diefelben Befugniffe zu wie den ftaat- 
lichen Auffichtsbehörden der Einzelftaaten; die Einzeljtaaten 
müffen den Verfügungen des ReichBeifenbahnamtes entfprechen 
und können biezu durch alle dem Reiche zu Gebote ftehenden 
Zmwangsmittel, äußerften Falles auf dem Wege der Erecution, 
angehalten werden; gegenüber den Reichseiſenbahnen find die 
Anordnungen des Reichseifenbahnantes durch Vermittelung 
des Reichskanzlers zur Durchführung zu bringen. ($. 5.) 

Wird gegen eine vom Reichseiſenbahnamt verfügte Maß⸗ 
regel Widerfpruch erhoben auf Grund der Behauptung, daß 
diefelbe „nicht in den Gefegen und rechtägiltigen Borjchriften 
begründet“ fei, jo ift die Sache der Entjcheidung des ver- 
ftärften ReihSeifenbahnamtes zu unterbreiten. Diefe 
Behörde fungirt al8 DVerwaltungsgericht in Eifenbahnfachen 
und jteht als folches nicht unter der Verantwortlichfeit des 
Reichskanzlers. Sie befteht aus 2 Räthen des Reichgeijen- 

- bahnamte® und 3 Richtern unter Vorfig des Präfidenten 
Da Heigseenbehramte die Entjcheidung erfolgt auf Grund 
colletgialer Berathung durch Mehrheitsbeſchluß. ($. 5*.)" 





Das im Geſetz vorbehaltene | CBl. 1876, 197. 
Regulativ ir oueſe Behörde |. 
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Die Trennung zwiſchen Auffiht und Verwaltung in den 
beiden NeichSeifenbahnbehörden findet darin ihren prägnan- 
teften Ausdrud, daß gemäß gefeglicher Vorſchrift Niemand 
eine Stelle im Reichseiſenbahnamt befleiden darf, welcher an 
der Verwaltung einer deutjchen Eiſenbahn betheiligt ift 
(8. 2?). 

Diefe Ordnung des Reichseiſenbahnweſens hat fich nicht 
bewährt: eine principielle Trennung von Verwal— 
tung und Auffiht wird in feiner Centralſtelle 
durhführbar fein, am wenigſten aber fiherlih im 
Berfehrsmwefen. Das Reichseiſenbahnamt hat, wie der 
Sahrgang 1875 des Lentralblattes für das deutſche Reich 
ausweiſt, anfänglich den Berjuch einer energifchen Thätigfeit 
gemacht: dieſer Verſuch jcheiterte und die fpäteren Publi- 
cationen des Reichgeifenbahnamtes bejchränften ſich auf An- 
fimdigungen der Eröffnung neuer Bahnftreden u. dgl. 


II. Die einzelnen materiellen Sätze des Reichseifenbahnredhtes. 


Die Competenz de3 Reiches zur Gefeggebung in Eifen- 
bahnſachen ift nah RV. a. 4 3. 8 völlig unbefchränft. Erem- 
tionen biervon fünnen nad) der Verfaffung nur Bayern in 
ziemlich weiten Umfange, Württemberg in Bezug auf einen 
untergeordneten Punkt beanjpruchen. 

Reichseiſenbahngeſetze exiftiren bis jegt nicht. 

Wohl aber enthält die Berfaffung in ihrem 9. Abfchnitt 
— in Eljaß-Lothringen eingeführt v. 1. Januar 1872 ab 
durh ©. v. 11. Dec. 1871 (RGB. 444) — eine Reihe eijen- 
bahnrechtlicher Detailvorfchriften. 

1. Das Reich darf jederzeit im gefammten 
Reich3gebiete Eifenbahnen bauen oder den Bau von 
jolden durch Brivate conceffioniren (RP. a. 41). 
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Jedoch bedarf es biefür immer eined Geſetzes. Eine Be- 
fhränfung des Weiche befteht nur nach diejer formellen 
Geite; materielle Schranken für das Reich find nicht vor⸗ 
handen, denn die beiden Borausfegungen, welche die Berfaflung 
für den Bau neuer ReichSeifenbahnen aufftellt: „Intereſſe 
der Bertheidigung Deutfchlands“ und „Intereſſe 
des gemeinjfamen Verkehrs“ find fo allgemeiner Art, 
daß darin eine juriftiiche Schranke für das Reich überhaupt 
nicht gefunden werden Tann. 

Daß gegen die Anlage von durch Reichsgeſetz bejchlofjenen 
NeichSeifenbahnen ein „Widerfpruch der Bundesglieder, deren 
Gebiet die Eijenbahnen durchfchneiden,* ausgeſchloſſen ift, 
ergibt fich juriſtiſch ſchon aus den allgemeinen Grundfägen 
über da8 Berhältniß der Einzelftaaten zur Centralgewalt. 1? 
Die Worte der Berfaffung: „unbeſchadet der Landeshoheits⸗ 
rechte” find gegenftandslos, da für den Umfang des Reichs⸗ 
geſetzes die Landeshoheitsrechte ipso jure außer Kraft treten, 
im übrigen aber ebenjo ipso jure aufrecht bleiben. !3 

Conceffionirt das Reich einen Privatunternehmer zum 
Bau einer Eijenbahn, jo kann derſelbe zugleich mit dem 
Erpropriationsreht ausgeftattet werden und zwar entweder 
nah Maßgabe fpecieller Beftimmungen des Reichsgeſetzes 
jelbft oder nad) Maßgabe der Landesgeſetzgebung über das 
Erpropriationgredt. 1 

Diefe Vorſchriften der Reichsverfaſſung gelten auch für 
Bayern. 

2. „Jede beftehbende Eifenbahnvermwaltung ift 
verpflichtet, fih den Anſchluß neu angelegter 


12 ©. oben B.1©.9 14 Raband II 361? A. A. 
13 Treffend Laband 1 361. | Seydel Comm. 189. 
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Eijenbahnen auf Koften der legteren gefallen zu 
lafjen.* (RB. a. 41?) Dies gilt auch für Bayern, 

3. Alle landesgefeglihen Vorſchriften, welde 
die Ertheilung von Widerſpruchsrechten an be- 
tebende oder neu zu bildende Eiſenbahnverwal— 
tungen gegen die Anlegung von Parallel» oder 
Concurrenzbabnen geftatteten, find durdh Die 
Reichsverfafjung aufgehoben. Bereit erworbene Rechte 
diefer Art bleiben jedoch unberührt. Dies gilt auch für 
Bayern. (RB. a. 413.) 

4. Allen bebördlihen Anordnungen, welde die 
Bertheidigung Deutfchlands zum Zweck haben, 
müffen fämmtlide Eijfenbahnverwaltungen un- 
verzüglich Folge leiften. Militär: und Kriegsmaterial 
ift auch im Frieden auf allen deutfchen Eifenbahnen zu gleichen 
und zwar herabgefeßten Breifen zu befördern. Dies gilt 
auh für Bayern. (RB. a. 47) Die Tariffäge bat der 
Bundesrath zu beftimmen. 

5. Die Eifenbahnverwaltungen find durch die Reich3- 
verfaffung (a. 44) verpflichtet: 

a) die nöthigen Perfonenzüge mit entjprechender Fahr: 
gefchwindigfeit für den durchgehenden Verkehr, 

b) ebenfo die nöthigen Güterzüge, 

c) directe Erpedition im Perſonen- und Güterverkehr 
unter Gejtattung des Ueberganges der Transportmittel einer 
Bahn auf die andere einzurichten, 

d) in einander greifende Fahrpläne aufzuftellen. 

Für Bayern gelten diefe VBorfchriften formell nicht, werden 
aber materiell gleichfall3 beobachtet. 


15 Näheres ſ. Kriegsleift®. | u. oben B. I ©. 405, 410 ff. 
88. 28— 31. Naturalleiit®. 8. 15 
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6. Nah NP. a. 42 „verpflichten fich die Bundes- 
regierungen“ die neu herzuftellenden Bahıen 
nad einbeitliden Normen anlegen und ausrüften 
zu lafjen.“ 

Die eigenthümliche juriftifche Terminologie dieſer Ver— 
faſſungsbeſtimmung könnte auf eine vertragsmäßige Einigung 
der „Bundesregierungen“ über die oben genannten Punkte 
bezogen werden. Eine foldhe würde jedoch allgemeinen flaatS- 
rechtlichen Grundjägen mwiderfprechen!® und überdied wird 
a. 42 unzweifelhaft beherrfcht von a. 4 3.8, welcher die 
„Geſetzgebung“ über das Eifenbahnmelen dem Reiche zumeift. 
Das Reih ift darnach unzweifelhaft berechtigt, 
auf dem Wege des Gejeged die Anlage und Aus- 
rüftung der Eifenbahnen zu normiren. Nur Bayern 
ift bievon erimirt; doch fteht dem Reiche auch Bayern gegen- 
über das Recht zu, „im Wege der Geſetzgebung einheitliche 
Normen für die Conftruction und Ausrüſtung der für 
die Kandesvertheidigung wichtigen Eifenbahnen aufzu— 
ftellen.“ (RV. a. 46°); da faum eine Eifenbahn al3 nicht 
„wichtig für Die Yandesvertheidigung“ wird betrachtet werden 
fönnen, jo enthält die für Bayern ftatuirte Eremtion von 
der Reichsgeſetzgebung bezüglich der Anlage („Conftruction“) 
und Ausrüftung der Eifenbahnen eine materielle Schranfe 
für das Reich nicht. 

In Confequenz des a. 42 fchreibt die Berfaflung a. 43 
weiter vor; „es follen (sic!) demgemäß in thunlichfter 
Beichleunigung übereinftimmende Betriebseinrichtungen ge= 
troffen, insbeſondere gleiche Bahnpolizeireglements eingeführt 
werden. Das Reich hat dafür Sorge zu tragen, daß Die 


16 S. oben B. LS. 92, 105. 
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Eifenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die 
nöthige Sicherheit gewährenden baulichen Zuftande erhalten’ 
und dieſelben mit Betriebsmaterial fo ausrüften, wie das 
Verkehrsbedürfniß es erheifcht.“ 18 

Die Interpretation diefer Verfaſſungsvorſchrift bietet nad 
verfchiedenen Richtungen Hin Schwierigkeiten. Zunächſt 
erhebt fich die Frage: wer ift competent zum Erlaß der die 

a.42 u. 43 ausführenden Anordnungen. Die Verfaſſung 
fagt: „die Bundesregierungen verpflichten ſich“, „es follen — 
— getroffen werden“, „das Reich hat dafür Sorge zu tragen.“ 
Darnah würde die PVerfaffung die Ausführung der a. 42 
u. 43 in der Weife zulaffen, daß jene Anordnungen in über— 
einftimmender Weife von den Einzeljtaaten getroffen würden ? 
unter Vorbehalt der Controle des Neiches ſowohl über die 
Einheitlichfeit als tiber den thatfächlichen Zuftand des Eifen- 
bahnweſens. 

Andrerſeits aber geſtattet die Verfaſſung die Ausführung 
der a. 42 u. 43 unzweifelhaft auch in der Weile, daß jene 
Anordnungen direct von NReihswegen erlajjen 
werden, wodurd dem allgemeinen Grundfag von 
RB. a.4 3.8 und der fpeciellina. 42übernommenen 
Berpflihtung gemäß für die fämmtlichen Einzel: 
ftaaten bindendes Recht gejchaffen wird, für Bayern 
jedoch mit dem Borbehalt, daß das PVorhandenfein der in 
a. 46° genannten Borausfegung: „wichtig für die Randes- 
vertheidigung“ gegeben fein muß, was ohne meitere3 bei 
jeder Eiſenbahn angenommen werden darf und daß die be- 


17 Bahnpolfegl. 88. 1—6. 2° Laband II 365 hält nur 


18 BahnpolRegl. 88. 7—19. | diefen Weg nach der Berfaflung 
19 Laband II 364 ff. für zuläffig. 


Zorn, Staatsreht II. 4 
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treffenden Borfchriften fich auf „Conftruction und Ausrüftung” 
beziehen, worin allerdingd eine materielle Schranfe des 
Reiches Bayern gegenüber Liegt. 

Das Reich hat von diefem ihm durch Die a. 42 und 43 
der Verfaſſung eingeräumten Rechte einen fehr umfafjenden 
Gebrauch gemacht, indem nachfolgende Verordnungen des 
Bundesrathes erlaffen und aud) von Bayern angenommen 





wurden. 1 


a. Bahnpolizeireglement für die deutjchen Eijen- 
bahnen v. 4. Januar 1875. (74 SS)? 

b. Signalordnung v. 4. Januar 1875.23 

c. Babhnordnung für Eifenbahnen von unter= 
geordneter Bedeutung dv. 12. Juni 1878% 

d. 8. v. 12. Juni 1878 über Conftruction und Be— 
Ihaffenheit der Bahnanlagen. (40 SS)” 


21 Nach Laband II 366 er- 
mangeln alle dieje Berordnungen 
principiell der Rechtskraft, ihre 
Annahme oder Nichtannahme 
ftand lediglih im „Belieben“ 
der Einzelſtaaten. Mandry 
$. 47 behauptet einen princi- 
piellen Unterjchied zwiſchen diejen 
Verordnungen, welchen er aud) 
die Telegraphenordnung anfügt 
und den Poſtverordnungen, weil 
„zwilchen jolche und das ebenfalls 
zu Grunde liegende HGB. hier 
zwei jelbjtändige Reichsgeſetze 
treten,” das Poſtgeſetz und das 
Poſttaxgeſetz. Es iſt aber nicht 
einzuſehen, wie hieraus ein Un— 
terſchied in der juriſtiſchen Be— 
urtheilung reſultiren ſoll. Die 


Boftordnung iſt allerdings auf 


Grund eined Specialgeſetzes er- 
lafien, die TelO. und die ſämmt⸗ 
lihen Gijenbahnverordnungen 
aber führen fih ein ald auf 
Grund der Berfaffung er- 
lafien, aljo doch wohl auch eines 
„Geſetzes“. Die Frage ift 
immer nur Die, ob eben daß 
Öeieb hiezu die Competenz 
a 


gab. 

” CBl. 1875, 57; dazu Er- 
gänzungen und Abänderungen 
CBi. 1878, 355. 1881, 13, 172, 
261, 348. 

23 CPL. 1875, 73; dazu Er- 
gänzungen und Abänderungen 
CBl. 1878, 363. 1880, 483. 

+ CBl. 1878, 341. 

3 CBl. 1878, 332. 
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e. V. v. 12. Juni 1878 über die Befähigung von 
Bahnpolizeibeamten und Tocomotivführern.* — 

7. Endlich fteht dem Reich nach a. 45 die „Controle 
über das Tarifweſen“ zu. Unter „Zarifwefen“ jubfu- 
mirt die Verfaſſung in eigenthümlicher Terminologie a) die 
Transportbedingungen b) die Frachtſätze.“ 

a) Das Neih „wird namentlih dahin wirken, 
daß baldigft auf allen deutfhen Eifenbahnen 
übereinftimmende Betriebsreglement3 eingeführt 
werden.“ 

Auh für die Durhführung diefer Verfaſſungsvorſchrift 
war der oben bezeichnete doppelte Weg möglih: auch bier 
wurde der Weg der directen Regelung von Reichswegen ge- 
wählt und man wird der bezüglichen Verordnung des Bundes- 
rathes die feite juriftifche Baſis bindender Rechtskraft für 
die Einzelftaaten jo wenig beftreiten dürfen wie den oben 
sub 6. erwähnten Verordnungen. Nur für Bayern ift, da 
der Betrieb unmöglich unter „Anlage und Ausrüſtung“ fub- 
fumirt werden Tann, unzweifelhaft, daß die Annahme der 
bundesräthlichen Verordnung im freien Belieben dieſes Staates 
ftand; nachdem aber diefe Annahme erfolgte, 23 ſteht Bayern 
unter den nämlichen Rechtsvorfchriften wie die übrigen Einzel: 
ftaaten. . 

Der Bundesrath erließ bezüglich der Transportbedin— 
gungen für Perjonen, Reifegepäd, Leichen, Fahrzeuge, Thiere, 
Güter auf deutfchen Eifenbahnen unterm 11. Mai 1874 ein 
Betriebsreglement,?? das weiterhin mehrfach ergänzt 


25 CBl. 1878, 364; dazu Er- | über die Terminologie jpeciell 
Anzungen und Abänderungen ben, Begriff „Betrieb”. 
EB 1881, 172. 23 Bayr.®. u. VBl. 1874. 
7 Bol. Laband IT 266 ff. 7 Das eritg Regl. wurde er- 


4* 
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und modificırt wurde; eine Ergänzung zum Inhalt der 
bundesräthlichen Verordnung bildet u. A. auch das Geſetz 
v. 25. Februar 1876 (RGB. 163) iiber Viehbeförderung auf 
deutjchen Eifenbahnen. 3 

Der maßgebende juriftifhe Geſichtspunkt für 
das Eifenbahntransportgefhäft ift dermalen un- 
zweifelhaft der handelsrechtliche, da die Eijen- 
bahnen noch nicht al3 „Staat3verfehrsanftalt” wie 
Poft und Telegrapbie eingerichtet find. Demgemäß 
ergibt fich 1. daS Reglement als Berordnung des Bundes- 
rathes darf nicht dem Handelsgeſetzbuche widerfprechen 
und dafjelbe, fomweit zwingendes Recht in Frage fteht, aud) 
nicht abändern 2. das allgemeine Handel3recht über Fract- 
gefchäfte gilt ohne weiteres jubfidiär auch für das Eifenbahn- 
geichäft 

Auf den „Betrieb“ der Eifenbahnen bezieht fich ferner 
noh das Specialgefes v. 7. Juni 1871 (RGB. 207). 
Nach demfelben haftet der Betrieb3unternehmer für Tödtungen 
oder Körperverlegungen beim Eifenbahnbetrieb, indem er 
den biedurch entftandenen Schaden zu erjegen hat „fofern er 
nicht bemeift, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder durd) 
eigenes Verfchulden des Getödteten oder Verletzten verurfacht 
ift“, und diefe Haftpflicht Fan vertraggmäßig nicht außge- 
ihloffen werden. (88. 1.5.) Die näheren Borfchriften über 
Berechnung des Schadenerfaganfpruches, gerichtliche Ber- 


laffen untern 10. Zuni 1870 | 1882, 147. ©. Meier 668. 
(BOB. 419); das geltende ift | Rukdeſchel s. v. Reglement 
publicirt, CBl. 1874, 179; dazu | der Eifenbahnen in v. Holken- 
Ergänzungen und Abänderungen dorffs RLex. 3.4. 

CBl. 1876, 223. 1877, 7, 633. | 39 Dazu VollzV. d. BR. v. 
1878, 238. 1879, 478, 482. | 13. Juli 1879 (CBl. 479). 
1880, 452. 1881, 83, 261, 348, 
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fahren und Perjährung find lediglich ciwilrehtliher Natur. 
Weitergehende VBorjchriften des Landesrechtes werden durch 
das Reichsgeſetz ausdrüdlich vorbehalten. 31 

b) Kraft der ih übertragenen „Controle über das Tarif- 
weſen“ wird das Weich weiter „namentlich dahin wirken”, daß 
„die möglichfte Gleihmäßigfeit und Herabjegung der Tarife 
erzielt, inSbefondere daß bei größeren Entfernungen für den 
Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, 
Roheijen, Diingungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden ein 
dem Bedürfniß der Landwirthſchaft und Induſtrie entfprechen: 
der ermäßigter Tarif und zwar zunächſt thunli der Ein- 
pfennigtarif eingeführt werde.“ 3? 

Die Kompetenz des Reiches, auf dem Wege feiner Ge- 
feßgebung einen Einheitstarif vorzufchreiben, ift zwar in der 
obigen Berfaffungsbeftimmung, die dem Reich nur eine Con⸗ 
trole vindicirt, nicht enthalten, wohl aber würde diefe Com- 
petenz nothwendig aus a. 4 3. 8 der RB. gefolgert werden 
fünnen.? Zur Beit übt das Reich fein Controlrecht über 
das Tarifmefen nur durch Kenntnignahme aus. “Der unter 
den deutjchen Eifenbahnverwaltungen feftgeftellte Einheitstarif 
ift zwar vom Bundesrath „beſtätigt“ worden, ift aber in 
feiner Weife Beftandtheil des Reichsrechtes, jondern lediglich 
Privatvertrag;®* vderfelbe enthielt übrigens feine „Herab— 
ſetzung“, jondern eine Erhöhung der früheren Tarife, der 
„Einpfennigtarif” ift nirgends eingeführt, demgemäß hat aud) 


3 Vgl. die eingehende Er- wirken könne“ (Laband II 
örterung bei Mandry 8.49. | 8371), ift weniger a. 45 ald a. 4 
2 Bol. EBI. 1875, 79. 3.8 Vgl. au) Laband II 
3 Die „Handhabe” für das | 359?. 
Reich, „mittelft deren ed auf) *°* TabandII 377; E. Meier 
die Fortentwidelung und Umge- | 668. 
ftaltung des Tarifweſens ein- 
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da3 württembergifche Refervatrecht?® bis jetzt Feine praktiſche 
Bedeutung gewonnen. 

Bei Nothitänden, beſonders ungemöhnlicher Theuerung 
der Lebensmittel kann der Kaifer auf Vorfchlag des YBundes- 
rath3ausfchuffes für das Eiſenbahnweſen einen „niedrigen 
Spectaltarif” vorjchreiben für den Transport von Getreide, 
Mehl, Hülfenfrüchten und Kartoffeln, diefer Spectaltarif darf 
jedoch nicht unter den niedrigften Tariffag, der für Roh— 
producte auf der betreffenden Bahn gilt, herabgehen (RL. 
a. 46). 

8. Die reichsrechtlichen Vorfchriften fiber die Pflichten 
der Eijenbahnen in Bezug auf das Poſt- und Telegraphen- 
mefen ſ. oben ©. 23. ff. 


III. Die Reichseifenbahnen. 


Durd die Zufag-Convention zum Frankfurter Friedens- 
vertrag v. 10. Mai 1871 (RGB. 234) dazu Conv. v. 11. Dec, 
1871 (RGEB. 1872, 7) a. 16 übernahm der franzöfifche 
Staat die Verpflichtung, die in Elſaß-Lothringen, ſoweit diefe 
Lande an das Reich abgetreten wurden, belegenen, im Eigen: 
thum einer Privatgefellichaft ftehenden Eifenbahnen zurüdzu- 
faufen und diejelben gegen Zahlung eines Kaufpreife von 
325 Millionen Thalern fchuldenfrei dem Deutfchen Weiche 
zu übertragen. Durch die Ausführung diefer Be— 
ftinmungen erwarb das Reich Privateigenthbum 
an einem bedeutenden Eijfenbahbncompler, der 
weiterhin noch erheblich erweitert wurde. 3% 


5 Mürtt. Sal. Prot. ( BGB. | 396), 15. Zuni 1872 (RGB. 
1870, 657) 3. 2 209), 18. Zunt 1873 (RGB. 
 &.9.14.Zuni1871(R6B. | 143). 
258), 22. Nov. 1871 (RB. 
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Zugleich übernahm der franzöfiiche Staat die Berpflich- 
tung, dafür Sorge zu tragen, daß auch die Verwaltung der 
bisher von der oben bezeichneten Privatgefellichaft verwalteten, 
auf großberzoglich luxemburgiſchem Gebiete belegenen Wil- 
belm-Turemburg-Eifenbahbn dem Deutjchen Reiche 
übertragen werde?” Auch diefe Verpflichtung wurde erfüllt 
and ſomit erwarb das Reich neben den in feinem Eigen- 
thum ftehenden Eifenbahnen noch die Verwaltung über 
eine hochwichtige an die Reichſseiſenbahnen angrenzende fremde 
Linie. Diefe Verhältniffe wurden auf dem Wege des Staats⸗ 
vertraged mit dem Großherzogthum Luxemburg genau ge- 
ordnet: das Rechtöverhältnig der Wilhelm-Luremburg-Eifen- 
bahn ift aber principiell ein mwefentlich andere als das der 
eljaß-lotbringifchen Reichseiſenbahnen. „Staatsanftalt“ 
wie Boftund Telegraph ſind jedoch auch die legteren 
vorerft nicht, fondern Privateigenthum des Reiches; 
das Verhältniß zu der Wilhbelm-Luremburg-Eifen- 
bahn ift ein privatrehtlihes Pachtverhältniß. 

Gefegliche Beftimmungen über die Verwaltung der Reichs⸗ 
eifenbahnen find nicht ergangen. Oberſte Verwaltungsſtelle 
ift das Reichsamt für die Verwaltung der Reichgeifenbahnen 
in Berlin, unter welchem die kaiſerliche Generaldirection 
in Straßburg? als oberfte Iocale Verwaltungsftelle und 
ihr untergeordnet ſechs Betriebsinfpectionen fungiren. 


7 Zuf. Conv. v. 10. Mai 1871 | (RGB.1876, 234). G. v. 8. Mai 
„RGB. 234) 8.6 Abi. 3—5, | 1878 (RGB. 93). 
dazu Staatövertr. mit Luxemburg as KV. v. 9. Dec. 1871(RGB. 
v. 11. Juni 1872 vb. ©. v. 15. | 480), welche aber principiell mo⸗ 
Juli 1872 (RGB. 329); ferner | dificirt ift durch die V. v. 27. 
Staatövertr. mit Belgien v. 11. | Mai 1878 über Errichtung des 
Suli 1872 (RGB. 1873, 339), | Reichdamted f. d. ‚Verwaltung 
mit Zuremburg v. 11. Dct. 1876 | der NeichBeijenbahnen. 
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Die Berwaltung der Wilhelm-Luremburg-Eifenbahn ein- 
Ihlieglih der fpäter erbauten Ergänzungslinien ıft dem 
Deutfchen Reiche verpachtet gegen Zahlung einer jährlichen 
Pachtſumme von 2500 000 Francd an die frühere Gefell- 
Ihaft (500 000 Fr. hat Belgien für feinen Theil zu be- 
zahlen) 3° bis zum 31. Dec. 1912 und zwar primär nad 
Maßgabe derjenigen Beitimmungen, nad welchen die Ver- 
waltung durch die franzöfifche Geſellſchaft geführt wurde, 
Jedoch hat das Reich ausdrüdlih die Verpflichtung über— 
nommen, die Verwaltung unter vollftändigfter Wahrung der 
Neutralität des Großherzogthumes Luremburg zu führen, 
ingbefondere die Bahn zu feiner Zeit zum Transport von 
Truppen, Waffen, Kriegsmaterial und Munition zu benugen 
und während eines Krieges, an welchem das Deutfche Reich 
betheiligt wäre, auch derfelben zur Berproviantirung der 
Truppen auf feine die Neutralität des Großherzogthums ver- 
legende Weiſe fich zu bedienen. Der Sit der Verwaltung 
ift in Yuremburg und das Deutjche Reich) muß in Sachen 
der Wilhelm-Luremburg-Eifenbahn vor den Iuremburgifchen 
Gerichten Recht geben und Recht nehmen. Bon der Perſon 
des zum Chef der Verwaltung berufenen Beamten ift der 
großherzoglichen Regierung vor der Ernennung Mittheilung 
zu machen und die HoheitSrechte des Iuremburgifchen Staates 
find dur einen Specialcommiffar wahrzunehmen. Außer- 
dem hat die Iuremburgifche Regierung noch das Recht, einen 
Ausſchuß aus vier Mitgliedern zu beftellen, welcher mindeſtens 
vierteljährlich einmal und außerdem auch auf befondere Ein- 


39 Staatövertr. m. Belgien v. | vertrag mit Zuremburg v. 11. 
11. Suli 1872 a. 7. Suni 1872 enthalten, dazu StB. 

0 Die nachfolgenden Bor- | v. 11. Oct. 1876 a. VII. 
ſchriften find in dem Staats—⸗ 
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ladung, ſei es der deutjchen Generaldirection, fei es der 
Inremburgifchen Regierung mit Bertretern der deutjchen Ber- 
waltung und dem Iuremburgifchem Staatscommiſſar zufammen- 
tritt, um über die Bedürfniffe des Verkehrs und des Betriebs 
zu beratben. Zu Beamten und Bedienfteten der Bermaltung 
jollen vorzugsweife luremburgifche Staatsangehörige ermählt 
werden; Deutſche wie Luxemburger, welche bei der Eifenbahn 
angeftellt find, behalten ihre StaatSangehörigfeit; die Beamten 
find hinſichtllch der Führung ihres Amtes den Ddeutjchen 
Disciplinarbehörden und Disciplinarporfchriften, im übrigen 
dem Nechte des Ortes, wo fie ihr Domicil haben, unter- 
worfen. Die Betriebsreglements und Tarife find in Ein- 
Hang zu halten mit den für die Reichseiſenbahnen geltenden 
Beitimmungen; das Reich ift verpflichtet, den Perfonen- und 
Güterverkehr möglichft zu erleichtern und zu befördern, jpeciell 
durch die Beſtimmungen über die Tarife für Transporte nad) 
dem Königreich der Niederlande; die deutſchen Betriebsmittel 
müſſen auch auf Inzemburgifchen Gebiete zugelaffen werden. 
Im übrigen ift die Berwaltung nach den für die Reichs— 
eifenbahnen geltenden Beftimmungen zu führen; über die 
Ergebniffe des Betriebs ift der großherzoglich Iuremburgifchen 
Regierung alljährlich im Monat März eine fummarijche 
Ueberfiht zu erftatten, welche der Staatscommiſſar einer 
Prüfung unterwerfen und zu diefem Zmede die Bücher, Re⸗ 
gifter, Rechnungen der Generaldirection, ſoweit fie ſich auf die 
Wilhelm-Luremburgbahn beziehen, einjeben darf. Für die 
Aufftellung diefer Meberficht ift durch Staatsvertrag ein ge⸗ 
naues Schema vereinbart. Die von der Iuremburgifchen 
Regierung der Bahn gewährte Staatsfubvention von 8 Mil- 
lionen Francs ift allmählig zu tilgen; bis zum Zeitpunkt der 
Tilgung verzichtet das Deutjche Reich auf jeden Antheil am 
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Gewinn; fpäterhin ift der Gewinn zwifchen dem Deutfchen 
Reihe und dem Großherzogthum Luremburg gleihmäßig zu 
theilen. Fr die Ausftattung mit Betriebsmaterial ift dem 
Deutfchen Reiche eine entfprechende Entſchädigung zu ent- 
richten, für deren Berechnung der Bertrag gleichfall3 genau 
Vorſchriften gibt. 

Bis zum Ablaufe des Zeitraumes, für welchen die Wilhelm- 
Zuremburgbahn in dem oben erörterten Rechtöverhältnig zum 
Deutſchen Reiche fteht, darf der Zollvereinigungsvertrag mit 
Zuremburg v. 20/25. Oct. 1865 nicht gefündigt werden. 

Die auf belgifchem Gebiete belegenen Streden der Wilhelm- 
Zuremburgbahn wurden durch Staatövertrag v. 11. Juli 1872 
an den belgijchen Staat übertragen und zugleich im Einzelnen 
die Nechtöverhältniffe zwifchen diefem und dem Deutjchen 
Reiche geordnet. 


Ss. 237. 
Bas Manf- und Gemichtsmefen.! 
I. Rechtsquellen und Prganifation. 

Nach RV. a. 4 3. 3 unterliegt das Maaß- und Gewichts⸗ 
wefen der Gefeßgebung und Beauffichtigung des Reiches. Dem⸗ 
gemäß war ſchon für den norddeutfchen Bund dur ©. v. 
17. Auguft 1868 (BGB. 473) eine einheitlihe Maaß- und 
Gewihtsordnung erlaffen worden, welche feit 1. Juli 1875 
für das ganze Reich in Kraft fteht;? dazu erging ein Nach: 


I RabandI1S.75;0.Rönne | ? In Bayern erfolgte die Ein- 
II 1, 241 ff.; E. Meier in | führung dur) ©. 1v.26.Nov. 1871 
v. Holgendorffö Nler. 3.4., s. v. | (RGB. 397) unter Ausflug 
„Maaß- und Gewichtdordnung”, | der a. 15—20, an deren Stelle 
Dochow ebenda s. v. „Ach- | die a. 11 u. 12 des bayr. ©. v. 
ordnung.” 29. April 1869 in Kraft ver- 
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tragsgefeß (Aufhebung des a. 4) v. 7. Dec. 1873 (RGB. 377), 
ferner ein zweites v. 20. Juli 1881 (RGB. 249).3 Zum Boll- 
zug des Geſetzes wurde unterm 16. Juli 1869 die Aich- 
ordnung erlafien (Beil. zu Nr. 32 des RGB. 1869), dazu 
die Wihgebührentare v. 12. Dec. 1869 (Beil. zu Nr. 40 
des RGB.), neu redigirt unterm 24. Dec. 1874 (CBl. 1875, 
94). Die Aichordnung ift durch elf Nachträge, die bis 1873 
im RED. feitdem im CBl. publicirt find,* abgeändert und 
ergänzt worden und bedürfte dringend einer Neuredaction; 
auch die Aichgebührentare hat nach ihrer Neuredaction von 
1874 wieder mehrere Nachträge erhalten.® 

Das Vermeſſungsweſen ift durch eine bejondere V. d. 
BR. v. 5. Juli 1872 (RGB. 270) geordnet worden und 
ift in den Zufammenhang des Geerechte8 zu vermeijen 
(j. unten $. 40). 

Die Bollzugsverordnungen zu den Maaß- und Gemwicht3- 
gefegen zu erlaffen, ift nah M.- u. GO. a. 18 die Neich$- 
normalaihungscommiffion competent; nur die Verordnungen 
über die äußerften Tehlergrenzen der im Verkehr zuläffigen 
Maaße und Gewichte find dem Bundesrath vorbehalten.® 

Den Einzelftaaten ift principiell jede Competenz zur 
Regelung de Maaß⸗ und Gewichtöwefend entzogen. — 

Dberfte Eentralftelle für das Maaß- und Gewichtsweſen 
ift das Reichsamt des Inneren, welches feine Thätigkeit in 


blieben. Sn Eljak Lothringen Vgl. d. d. Rr. v. 
erfolgte die Einführun —*B März 1877 NED, 408). 


v. 19. Dec. 1874 (ROB.1875, 
® Das ©. v. 10. März *— 5 ©.dieAngabenbeiv.Rönne 


IT 1,246. Die officielle Schreib⸗ 
(BGB. 46) iſt, nachdem es 
„deutihe Staaten” außerhalb weile it dermalen „Ad... 
deB Neiches nicht mehr gibt, | Mu. GO. a. 10, 18. 
gegenſtandslos. 
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dieſem PVerwaltungszweig jedoch auf die oberfte Aufficht3- 
führung befchränft; in Wirklichkeit ift die Verwaltung des 
Maaß- und Gewichtsweſens concentrirt in der Reichs— 
normalaihungscommiffion,? einer durch die M.— u. GO. 
in Berlin errichteten collegialen Behörde, von deren Gejchäfts- 
freiß nur Bayern erimirt ift, welches feine eigene Normal: 
aihungscommiffion fich vorbehalten hat. 

Die Normalaihungscommiffion hat darüber zu wachen, 
daß im gefammten Reichsgebiet dag Aichungsweſen nad 
übereinftimmenden Regeln und dem Intereſſe des Verkehrs 
gemäß gehandhabt werde. Ihr liegt die Anfertigung und 
Berabfolgung der Normale, foweit nöthig auch der Aichungs⸗ 
normale an die Aichungsftellen des Reiches ob und fie ift 
daher mit den für ihren Gefchäftsbetrieb nöthigen Inſtrumen— 
ten und Apparaten auszurüften. | 

„Die Normalaihungscommiffion bat die näheren Bor- 
Schriften über Material, Geftalt, Bezeichnung und fonftige 
Beichaffenheit der Maaße und Gewichte, ferner über die von 
Seiten der Aichungsftellen innezuhaltenden Zehlergrenzen zu 
erlafjen (f. jedodh M.- u. GO. a. 10%. Sie beſtimmt melche 
Arten von Waagen im öffentlichen Verkehr oder nur zu be= 
fonderen gewerblichen Zmeden angewendet werden dürfen 
und feßt die Bedingungen ihrer Stempelfähigkeit feſt. Sie 
hat ferner das Erforderliche über die Einrichtung der fonft 
in der Maaß- und Gewicht3ordnung aufgeftellten Meßwerk—⸗ 
zeuge vorzujchreiben, ſowie über die Zulaffung anderweiter 
Geräthichaften zur Aichung und Stempelung zu entjcheiden. 
Der Normalaihungscommiffion Tiegt e8 ob, das bei der 
Aichung und Stempelung zu beobachtende Verfahren und 


M. u. GO. a. 18, dazu V. d. RK. v. 19. Feb. 1869 (BGB. 46). 
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die Zaren für die von den Aichungsftellen zu erhebenden 
Gebühren (Art. 15) feftzufegen und überhaupt alle die tech- 
niſche Seite des Aichungsweſens betreffenden Gegenftände 
zu regeln.“ 

Die bayriſche Normalaihungscommiffion ordnet die im 
Borausgehenden angeführten Materien formell jelbftändig, iſt 
aber geſetzlich verpflichtet, dies materiell in Uebereinſtimmung 
mit den von der Reichsbehörde erlaſſenen Vorſchriften zu thuns. 

Unter der Centralbehörde ſtehen die Aichämter.“ Die 
Errichtung von folchen ift den Einzelftanten vom Reiche vor- 
gefchrieben, im übrigen aber ift den Einzelftaaten die Organi- 
ſation volljtändig überlaffen!® mit der Maßgabe, daß nicht 
jedes Aihungsamt für alle Arbeiten dieſes Reſſorts aus- 
gerüftet zu fein braucht. Die AuffichtSbehörden zu beftellen, 
ift gleichfall8 den Einzelftaaten überlaffen, auch können mehrere 
Einzelftaaten eine gemeinfame Behörde diefer Art beftellen, !! 
nur die Oberaufficht ift der ReichSbehörde vorbehalten. 


II. Die einzelnen materiellen Rechtsfühe. 
I. Da8 Maaß- und Gewichtsſyſtem. 

Die ftaatlihe Ordnung des Maaß- und Gewichtsſyſtemes 
befteht darin, daß durch gejetliche Vorſchrift einer Anzahl 
von Definitionen Rechtskraft verliehen d. i. mit dem Worte 
eine beftimmte Dimenjion verbunden wird. Der Staat 
befieblt, daß eine gewiſſe Bezeihnung einen nad 


s &.1.26.Nov.1871(BGB. | im CB. publicirt und wird 
397), 8. 3, durch welchen die a. | Durch fortlaufende Publicationen 
11 u. 12 des bayr. G. v. 29. April | in diefem Organe evident ge- 
1869 reichögejegliche Sanction | halten. 
empfiengen. 10 Pr. G. v. 26. Nov. 1869. 

’<Mr u. GO. a. 15, 16. Dad Mon. GO. a. 17. 
Verzeichniß dieſer Behörden ift 
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Raum oder Gewicht feftgeftellten Inhalt darftellt 
und die Untertbanen haben diefem Befehle Ge— 
borfam zu leiften. '? 

Die Örundlage dieſes Syſtemes bilden 

1. da8 Meter oder der Stab, 
2. da8 Kilogramm; 

Die weitere Ordnung des Syſtemes befteht in der Ddeci= 
malen Theilung oder Vervielfältigung jener Mapftäbe'3, 

„Das Meter ift zwar nicht im firengen Sinne ein 
Naturmaaß, da es überhaupt einen Körper, den die Natur 
in unveränderlichen und gleichen Dimenfionen bervorbringt, 
nicht gibt, und die Gradmeſſungen zur Beſtim— 
mung der Entfernung des Pol3 vom Nequator 
(da3 jog. Erdquadrat) deſſen zehnmillionfter Theil 
dad Meter ift, ſowohl wegen der Beränderlichkeit der 
Erde, als auch wegen der Schwierigfeit eracter Meffungen 
nur eine relative Genauigkeit ergaben. Man bat aber durch 
einen damal3 angefertigten Platinftab, den im Kaiferl. 
Archive zu Paris aufbewahrten Mötre des Archives, jede 
Zweideutigkeit für die Einheit diefes Längenmaaßes befeitigt. “+ 

ALS Urmaaß giltdemgemäß derjenige Platinftab, 
welcher im Befig der Preußifchen Regierung ſich 
befindet und im. Jahre 1863 durch eine von diejer 


12 Gerade entgegengejeßter | pen, Scheffel oder Kilogramımn, 


Meinung it Laband II 440: 
„das Maaß⸗ und Gewichtsſyſtem 
befteht aus einer Reihe von 
Definitionen — — —; an und 
für fich find diefe Definitionen 
feine Rechtsſätze. Welche Di- 
menjionen und Gewichtämengen 
mit dem Namen Meter, Schop- 


Pfund, Eentner bezeichnet wer- 
den, iſt ebenjowenig Gegenftaud 
eined Rechtsſatzes wie die Be⸗ 
deutung von Ausdrüden, welche 
die Qualität von Waaren be- 
zeichnen.” 

3 M.⸗ u. GO. a. 1, 6. 

14 & Meier 733. 
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und der Franzöfijhen Regierung eingefegte Com— 
mifjion mit dem erwähnten Franzöſiſchen Urmaaße 
verglichen worden ift.'5 Das Meter bildet die Ein- 
beit der Längenmaaße, der hundertſte Theil deffelben 
beißt das Centimeter oder der Neuzoll, der taufendfte 
Theil dag Millimeter oder der Strid, zehn Meter heißen 
da8 Defameter oder die Fette, taufend Meter heißen das 
Kilometer. !s 

Die Einheit der Flächenmaaße bildet da8 Duadratmeter 
oder der Duadratjtab, hundert Duadratmeter beißen das 
Ar, zehntaufend Quadratmeter heißen das Hektar. !7 

Die Orundlage für die Rörpermaaße bildet dag Kubik— 
meter oder der Kubikſtab; die Einheit ift der taujendfte 
Theil des Kubikmeter und heißt daS Liter oder die Kanne, 
da8 halbe Liter heißt der Schoppen, hundert Liter oder 
der zehnte Theil des Kubikmeters heißt dag Heftoliter oder 
das Faß, fünfzig Liter find ein Scheffel.'® 

„Mit diefem Linienmaaß könnte auch die Gewichtseinheit 
dargeftellt werden, das Gewicht des Waſſers, melches eine 
Raumeinheit bei einer feitgeftellten Temperatur faßt. Da 
dies aber doch nur eine Definition fein würde, fo hat man 
ein zweites Urmaaß ala Gewichtseinheit Hingeftellt. “1° 
Als Urgewicht gilt das im Befig der Preußifchen ' 
Regierung befindlihe Platinfilogramm, welches 
im Jahre 1860 durch eine von der Preußifchen und 
Sranzöfifchen Regierung niedergefegte Commiffion 
mit dem im Kaiferl, Archive zu Paris aufbewahrten 
Kilogramme prototype verglichen worden ift. (a. 5). 


5 M. u. GD. a. 2. 18 Ebenda C. 


1 M.⸗ u. GO. a. 3. A. 9 E. Meier a. a. O. 
17 Ebenda B. 
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Raum oder Gewicht feftgeftellten Inhalt darftellt 
und die Untertbanen haben diefem Befehle Ge— 
horfam zu leiften. '? 

Die Örundlage dieſes Syſtemes bilden 

1. da8 Meter oder der Stab, 
2. da8 Kilogramm; 

Die weitere Ordnung des Syſtemes beſteht in der deci=- 
malen Theilung oder Vervielfältigung jener Maßſtäbe 13. 

„Da Meter ift zwar nit im ftrengen Sinne ein 
Naturmaaß, da es überhaupt einen Körper, den die Natur 
in unveränderlichen und gleichen Dimenfionen herporbringt, 
nicht gibt, und die Gradmeſſungen zur Beſtim— 
mung der Entfernung des Pol3 vom Aequator 
(da8 ſog. Erdquadrat) deffen zehnmillionfter Theil 
da8 Meter ijt, ſowohl megen der Beränderlichfeit der 
Erde, ald auch wegen der Schwierigkeit eracter Mefjungen 
nur eine relative Genauigfeit ergaben. Man hat aber durch 
einen damal3 angefertigten PBlatinftab, den im Kaiferl. 
Archive zu Paris aufbewahrten Mötre des Archives, jede 
Biweideutigfeit für die Einheit dieſes Längenmaaßes befeitigt. "1 

Als Urmaaßgiltdemgemäß derjenige Platinftab, 
welcher im Befig der Preußiſchen Regierung ſich 
befindet und im. Jahre 1863 durch eine von diejer 


12 Gerade entgegengejegter | pen, Scheffel oder Kilogramm, 


Meinung ift Laband II 440: 
„das Maaß/⸗ und Gewichtsſyſtem 
befteht aus einer Reihe von 
Definitionen — — —; an und 
für ſich find Diele Definitionen 
feine Rechtsſätze. Welche Di- 
menjionen und Gewichtömengen 
mit dem Namen Meter, Schop- 


Pfund, Centner bezeichnet wer- 
ben, iſt ebenſowenig Gegenſtaud 
eines Rechtsſatzes wie die Be—⸗ 
deutung von Ausdrücken, welche 
die Qualität von Waaren be- 
zeichnen.” 

3 Mu. GO. a. 1, 6. 

4 E. Meier 733. 
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und der Franzöſiſchen Regierung eingefegte Com— 
miffion mit dem erwähnten Franzöfifchen Urmaaße 
verglichen worden ifl.!° Das Meter bildet die Ein- 
heit der Längenmaaße, der bundertfte Theil deflelben 
heißt daS Centimeter oder der Neuzoll, der taufendfte 
Theil dag Millimeter oder der Strich, zehn Meter heißen 
da3 Defameter oder die Kette, taufend Meter heißen das 
Kilometer. !s 

Die Einheit der Flächenmaaße bildet da8 Quadratmeter 
oder der Duadratftab, Hundert Quadratmeter beißen das 
Ar, zehntaufend Quadratmeter beißen da8 Hektar. ! 

Die Grundlage für die Körpermaaße bildet das Kubik— 
meter oder der Kubifitab; die Einheit iſt der taufendfte 
Theil de3 Kubikmeter und heißt das Liter oder die Kanne, 
das halbe Liter heißt der Schuppen, hundert Liter oder 
der zehnte Theil des Kubikmeters heißt das Heftoliter oder 
das Faß, fünfzig Liter find ein Scheffel.'® 

„Mit dieſem Linienmaaß könnte auch die Gewichtseinheit 
dargeſtellt werden, das Gewicht des Waſſers, welches eine 
Raumeinheit bei einer feitgeftellten Temperatur faßt. Da 
dies aber doch nur eine Definition fein würde, jo hat nıan 
ein zweite3 Urmaaß als Gewichteinheit bingeftellt.“ '° 
Als Urgewicht gilt das im Befig der Preußiſchen 
Regierung befindlide Platinfilogramm, mweldhes 
im Jahre 1860 durch eine von der Preußifchen und 
Sranzöfifchen Regierung niedergefegte Commiffion 
mitdem im Kaiferl Archive zu Paris aufbewahrten 
Kilograınme prototype verglichen worden ift. (a. 5). 


> M.⸗u. GD. a. 2. 18 Ebenda C. 


15 M.⸗ u. GO. a. 3. A. 9 E. Meier a. a. O. 
17 Ebenda B. 
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Dies Kilogramm, gleich zwei Pfund, ift das Gewicht eines 
Liters deftillirten Waſſers bei + 4 Grad des hunderttheiligen 
Thermometerd. Das Kilogramm wird in 1000 Gramm 
eingetheilt, mit decimalen Unterabtheilungen; zehn Gramm 
heißen da8 Defagramm oder Neuloth; der zehnte Theil 
eines Gramms heißt das Decigramm, der hundertfte das 
Centigramm, der taufendfte das Milligramm; em 
halbes Kilogramm beißt das Pfund, 50 Kilogramm oder 
100 Pfund heißen der Centner, 1000 Kilogramm oder 
2000 Pfund beißen die Tonne. 

Die Beftimmungen des Gefeßed find für den „üffent- 
lichen Berfehr“ inſoweit zwingendes Net, als zum „Zu- 
meſſen und Zumägen“ nur Maaße, Gewichte und Waagen 
verwendet werden dürfen, welche den gefeglichen Vorfchriften 
entjprechen und eine amtliche Beglaubigung diefer Ueberein- 
fiimmung empfangen baben.?! Die Feftjtelung der oben 
bezeichneten Borausfegungen des Geſetzes ift im einzelnen 
Tall lediglich quaestio facti. 

Diefer Grundſatz ift noch in befonderer Weife nad fol- 
genden Richtungen ergänzt; 

1. Bei dem Verkauf meingeiftiger Flüffigfeiten nach 
Stärfegraden dürfen zur Ermittelung de3 Alkoholgehaltes 
obwohl e3 fich hierbei nicht um ein „Zumeffen“ oder „Zumägen“ 


 M.:u.GD.a.6. Die offi- | II 441. Ueber „Zumeffen und 


ciellen Abkürzungen der ſämmt— 
lihen Maaß⸗ und Gewichtsbe— 
zeihnungen s. CBl. 1877, 565. 

„u. GSa. 10. Dabei 
iſt — den Parteien un- 
benommen, fi privatim auf 
andere Dimenfionen ald die der 
M.⸗ u. GO. zu einigen. Laband 


Zuwägen“ ebenda 444f., jpeciell 
über dad Wägen der Apotheker 
V. d. NormalAichComm. v. 1. 
Mai 1872 (Beil. zu RGB. Nr. 
14). Ein bejonderes Medicinal- 
gewicht findet nicht ftatt (M.- u. 
SD. a. 7). 
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handelt, nur gehörig geftempelte Altoholometer und Ther- 
mometer angewendet werden; ?? 

2. Der in Fäflern zum Verkauf kommende Wein darf 
dem Käufer nur in foldhen Fäſſern, auf melden die den 
Raumgehalt bezeichnende Zahl der Liter durch Stempelung be- 
glaubigt ift, überliefert werden, ausgenommen ausländifcher 
Wein in Originalgebinden. ? 

3. Gasmeſſer nach welchen die Vergütung für den Ge- 
brauch von Leuchtgas beftimmt wird, follen gehörig ge- 
ftempelt fein. ** 

4. Dazu kommt nunmehr nod) das Specialgejeg dv. 20. Juli 
1881 betr. die Bezeichnung des Naumgehaltes der Schanf- 
gefäße (RGB. 249), welches am 1. Januar 1884 in Kraft 
tritt (8. 71). 

Darnach müſſen „Schankgefäße“ — als jolde 
werden eremplificativ bezeichnet: Gläfer, Krüge, Flaſchen 
($. 1), andererfeits find pofitiv ausgenommen „feftverjchloffene 
(verriegelte, verfapfelte, fejtverforkte u. |. w.) Flaſchen und 
Krüge, fowie Schanfgefäße von Y/,, Liter oder weniger“ ($. 6) 
al3 amtliche Beglaubigung einen Füllftrich, deſſen Abſtand 
vom oberen Rand des Gefäßes im Geſetz felbit ($. 2) genau 
normirt ift,2° haben, wenn fie zur Verabreihung von Wein, 
Dbftwein, Moft oder Bier in Gaft- und Schankwirthichaften 
dienen follen; ferner muß auf den Gefäßen jelbft der Soll- 
inhalt nach dem Litermaaß angegeben fein, e3 fei denn, daß 
es fi) nur um Litergefäße oder darunter handelt. (8. 11.) 
Bom 1. Januar 1884 ab find im VBerfehr der Gaſt— 


2 M. u. GO. a. 11. über den „Füllſtrich“ gibt SS. 12, 
23 M.⸗ u. GO. a. 12. 2, 3 (äußere Form, Ort der An- 
+ M.⸗ u. GO. a. 13. bringung, Fehlergrenzen). 


2 Die näheren Borjchriften 
Zorn, Staatsrecht II. 5 
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und Schankwirthſchaften nur Gefäße des Liter— 
ſyſtemes (Liter, vom Liter aufwärts in Stufen von \/,, 
abwärts !/,, Liter, außerdem noch Biertelliter) geftattet. 
(8.13) Die Wirthe müſſen amtlich beglaubigte Flüffigfeit3- 
maaße zur Prüfung ihrer Gefäße jederzeit bereit halten ($. 4), 
die vorſchriftswidrigen Gefäße find einzuziehen, es kann auch 
auf Vernichtung erfannt werden. ($. 5.) 

Die Beftimmungen der M.- u. GO., ebenfo des Special- 
gefees tiber die Schanfgefäße find ftrafrechtlich geſchützt durch 
die Androhung von Geld- bezw. Haftftrafe gegen ſolche Ge— 
‚werbetreibende, welche „zum Gebrauch in ihren Gewerbe 
geeignete, mit dem gefeglichen Aichungsſtempel nicht verfehene 
oder unrichtige Maaße, Gewichte oder Waagen“ verwenden, 
ja bei welchen folche nur vorgefunden werden. ?6 

Im Privatverfehr, ebenjo im öffentlichen Verkehr, wenn 
nicht Gewerbetreibende betheiligt find, find andere Maaße, 
Gewichte und Waagen zuläffig, mwenigftens ift der Gebrauch 
von folchen nicht unter Strafe geftellt. ?7 


I. Die Herftellung der Maaße und Gewichte. 


Die Herftellung der dem vom Staat vorgejchriebenen 
Syſtem ent|prechenden Geräthichaften zur Yeitftelung ver 
Macke und Gewichte erfolgt nicht durch den Staat, jondern 
auf dem Wege der Privatinduftrie. Die Benugung der fo 
bergeftellten Gerätbichaften zum Zumefjen und Zumägen im 
Öffentlichen Verkehr darf aber nur ftattfinden nach erfolgter 
amtlicher Beglaubigung, durch welche die Uebereinſtimmung 
mit dem Rechtsſyſtem des Staates feftgeftellt iſt: Aichung 


26 RStGB. 8. 369 3.2 u. | 7 Raband I1445; vgl.jedoch 
G. v. 20. Zuli 1881 8.5. M.: u. GO. a. 102, 
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oder Stempelung.® Diefe erfolgt durch die ftaatlichen 
Aichämter nah Maßgabe der Detailporfchriften der Aich- 
ordnung: der von einem Aichungsanıt ertheilte Stentpel hat 
öffentlichen Glauben für das ganze NeichSgebiet.” Jedes 
Achungsamt führt einen doppelten Stempel, einen mit allen 
übrigen Behörden diefer Gattung gemeinfamen und einen 
befonderen, von allen übrigen unterfchiedenen. Die er- 
forderlichen Belanntmacdhungen hierüber gefchehen durch dag 
Gentralblatt. Unbefugte Nachahmung folder Stempel ift 
als Fälſchung einer öffentlichen Urkunde ftrafrechtlich zu ver- 
folgen. 3" | 

Zur Achung und Stempelung dürfen nach dem Geſetz 
nur ſolche Maaße und Gewichte zugelaffen werden, welche 
den Definitionen des Geſetzes entfprechen.? Die Normal: 
aichungscommiſſion hat den Aichämtern, den bayerifchen durch 
Bermittelung der bayerifchen Normalaihungscommilfion, die 
erforderlichen Normale zur Prüfung zu liefern, welche nad) 
Maßgabe des in Berlin befindlichen Urmaaßes und Urge- 
wichtes bergeftellt find. %* Ueber die zuläffigen Fehlergrenzen 
find auf dem Verordnungswege durch den Bundesrath ge— 
naue Vorſchriften erlaffen worden. 5 Außerdem liegt den 


23 M.- u. GO. a.10. Eine | gende Verordnungen: 1. für 
SpecV. ren über die Meßge- | Maaße, Gewichte, Waagen v. 


räthe bei Prüfung von Eijig | 6. Dec. 1869 (BGB. 698). 2. 
und Holzgeiftj.EB1.1880, S. 87. für Maaße von Brennmaterialen 
> M.- u. GO. a. 20. und Höferwangen v. 16. Aug. 
 M.- u. GO. a. 19. 1871 (RGB. 328). 3. für Gold- 
3 Laband II 447. münzgewichte, Meßapparate für 
2 M.- u. GO. a. 14. Flüffigkeiten und Yederwaagen 
3 M.- u. GO. a. 15. für Eifenbahnpaffagiergepäd v. 
4 Mi- u. GS. a. 9. 14. Dec. 1872 (CBl. 1873, 3). 


35 M.- u. GO. a. 102. Meber | Dazu ergingen |päter noch mehr- 
die Fehlergrenzen ergingen fol« | fach abändernde Verordnungen 
5* 
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Einzelftaaten die Pflicht ob, die im Gebrauche der Aichämter 
befindlichen Aichungsnormale auf ihre Uebereinftimmung mit 
den Normalmaaßen und Gewichten in periodifchen Zwifchen- 
räumen zu prüfen?® und die Berichtigung bezw. Außercurd- 
fegung durch Vernichtung des Stempels bei denjenigen 
Stücken zu veranlafjen, welche die äußerften zuläffigen Fehler- 
grenzen üüberfchreiten. ?7 

Die Aihungsämter haben alljährlich den AuffichtSbehörden 
genaue Berichte über ihre Thätigfeit zu erftatten. 


8. 28. 
Aus Münzmefen.! 


I. Rechtsquellen und Organiſation. 


I. Die RB. weiſt in a.4 3. 3 dem Reiche die Geſetz⸗ 
gebung und Beauffichtigung über „die Ordnung des Münz- 
ſyſtemes nebſt Feftftelung der Grundjäge über die Emiffion 
von fundirtem und umfundirtem Papiergelde“ zu. Das Neid) 
hat diefe Aufgabe erfüllt duch Schaffung eines einheitlichen 
deutfchen Münzſyſtemes; doch ift die Reform dermalen noch 
nicht zu vollem Abſchluße gelangt. 

Die Ausführung der obigen Berfafjungsbeftimmung er- 
folgte durch die Specialgefege: 


vgl. CBl. 1875, 436. 1881, 98.| Laband IIS.74:v».Rüönne 
— Mebrigend finden lic) auch II 1, 248 - 268; Koch >. * 
mehrfach in den Verordnungen | „Geld-⸗“ und „Münzweſen“ 
ber Normalaichungscommiſſionv. Holtzendorffs RLex. 3.U., auch 
Borichriften über die Fehler: | A. Wagner ebenda s.v. Reichs 
grenzen vgl. z. B. CBl. 1880, | bank. Außerdem volkswirth⸗ 
707, 712. ſchaftliche und privatrechtliche 
Mu. GO. a. 17. Literatur: |. Die Angaben bei 
7 V. v. "22. Mir; 1876 (CBl. Laband II 410°. Ferner 
185). Mandry $. 19. 
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1. über die Ausprägung von Reichsgoldmünzen v. 4. Dec. 
1871 (RGB. 404), 

2. über da8 Münzweſen v. 9. Juli 1873 (RGB. 233) 
ſammt Nachtragdgefegen v. 20. April 1874 (RGB. 35) und 
6. Januar 1876 (RGB. 3), in Eljaß- Lothringen eingeführt 
durch Specialgefeß v. 15. Nov. 1874 (RGB. 131). 

3. über die Ausgabe von ReichScaffenfcheinen v. 30. April 
1874 (R6B. 40) u. von Papiergeld v. 16. Juni 1870 (BGB. 
507).? 

Das Münzgeje behielt die Beftimmung des Zeitpunktes, 
von welchem ab das neue Reichsgeldſyſtem, die „Reichswäh⸗ 
rung”, in Kraft treten folle, Faiferlicher unter Zuftimmung 
des Bundesrathes zu erlafjender Verordnung vor:? demge- 
mäß wurde vom Kaifer der 1. Januar 1876 als dieſer 
Beitpunft beftinmt,* dag Geſetz aber hatte den Einzelftaaten 
frei gegeben, das neue Syftem auch fchon früher einzufüihren.® 
Goldmünzen ausprägen zu laffen, war den Einzelſtaaten 
bereit3 durch da3 ©. v. 4. Dec. 1871 unterfagt worden. Vom 
Jahre 1874 ab wurden dann alle Landesmünzen Schritt für 
Schritt durch PVerordnungen des Bundesrathed aufgerufen, 
eingelöft und außer Curs gefegt,® jo daß dermalen von 
älteren Landesmünzen nur mehr die Thaler den Geldcha- 
rafter befigen. — 

“ U. Das Münzwefen gehört zum Miniſterialreſſort des 


2 Dad ©. 21. Zuli 1370| KB. v. 22. Sept. 1875 
(BGB. 499) über öffentl. Dar- | (RGB. 303). 
lehnscaſſen, deren Scheine „die 5 MG. a. 1?. 
Stelle des baaren Geldes ver- 6 Auf Grund von MG. a. 6. 
treten jollen”, iſt aufgehoben | Eine Aufzählung der einzelnen 
durch ©. v. 6. März 1878 | hieher gehörigen Verordnungen 
(RGB. 5). ift heute nicht mehr erforderlich. 
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Neichsamtes des Inneren. Eine eigene Münzprägeanftalt 
hat da8 Weich nicht errichtet, fondern bedient fi) der neun 
einzelftaatlichen Vrägeftätten in Berlin, Hannover, Yranf- 
furt a M., Münden, Stuttgart, Dresden, Karlörube, 
Darmftadt, Hamburg. Die Organifation diefer Münzſtätten 
ift völlig den Einzelftaaten überlaffen geblieben. Doc, unter- 
jtehen diefelben der Aufficht des Reiches,” melche durch be- 
jondere vom Reichskanzler zu ernennende Commiflare au3- 
zuüben ift nad) Maßgabe der biefür vom Bundesrath er- 
laffenen materiellen Vorſchriften; den Reichscommiſſaren ift 
jede erforderliche Auskunft zu ertheilen, auch Einfiht in die 
Bücher zu gewähren; überdies hat jede Münzftätte alljähr- 
lih dem Reichskanzler einen Geſchäftsbericht zn erftatten. 


II. Die einzelnen Vorſchriften des deutfchen Münzredhtes. 


I. Die Ordnung des Münzſyſtemes iſt nach heutigen 
Begriffen Aufgabe des Staates, ebenfo wie die Ordnung 
des Maaß- und Gewichtsſyſtemes. Aus dem Begriff des 
Staates zwar kann diefe Aufgabe nicht als nothwendige be- 
hauptet werden, wie dies von den meiften Schriftjtellern ge= 
ſchieht; in Staaten auf niedriger Eulturftufe fehlt regelmäßig 
jede Ordnung des Münzſyſtemes, ohne daß darum jenen 
Staaten der Staatscharakter abgefprochen werden dürfte, in 
unferen heutigen hoch entwidelten Culturverhältniffen muß 
aber die Ordnung des Münzſyſtemes jedenfall3 dem Staate 
pindicirt werden; die jog. „Münzhoheit“ iſt fomit zwar nicht 
principiell, wohl aber für unfere heutigen Verhältniſſe als 
ein Stüd der Staatdgewalt zu betrachten. 

Die Ordnung des Münzſyſtemes befteht ebenfo wie die 


7 &.v. 4. Dec. 1871 8. 7, dazu Laband II 480. 
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des Maaß- und Gewichtsfſyſtemes weſentlich nur in Defini- 
tionen: mit gewiſſen Definitionen ift fraft des Befehles der 
Staatsgewalt ein beftimmter Werth verbunden. Das Münz- 
ſyſtem ift fomit die Drdnung des Geldes d. i. der 
gejeglihen Zahlungsmittel, derjenigen Zahlung3- 
mittel, welche jeder Forderungsberedhtigte zur Be- 
friedigung feiner Forderungen annehmen muß. Die 
Nechtsfäge über das Geld und der Begriff des Geldes find 
demnach juriftifh an den concreten Staat gebunden: Geld 
im juriftiichen Sinne ift nur, was nach deutjchen Rechte 
Geld ift, nicht alfo franzdfifche, englifhe Münzen, fo wenig 
wie in Frankreich und England deutjche Münzen juriftiich 
Geld find 

Der Staat kann den Rechtscharafter von Geld jedem 
Ding beilegen. Die Staaten mit geordneten wirtbfchaftlichen 
Berbältniffen pflegen jedoch) nur Edelmetalle mit dem Geld- 
charakter auszuftatten, fei e8 Gold und Silber, fer es nur 
Gold, wobei dann unedle Metalle wie Nidel und Kupfer zur 
Ergänzung des Münzſyſtemes nach unten verwendet werden. 
Für die juriftifhe Betrachtung ift dasjenige, was 
vom Staat den Geldcharafter empfängt, an fi 
vollfommen irrelevant. 

U. Nah deutfhem Rechte ift principiell nur 
Gold in der gejeglihen Prägung Geld: daß 
Deutfhe Reich bat die Goldwährung angenom- 
men.? 

s Borzüglid Laband II | furrogate „in Zahlung zu neh- 
412. Kine etwas andere An- | men” macht aber diefe nod) 
ficht entwidelt Manpdry 212", | keineswegs zu Geld im Necht3- 
Geld muß in jedem Falle in | finn und widerjpricht auch nicht 
Zahlung genommen werben: eine | der Vigen Begriffsbeſtimmung. 
ſtaatliche Vorſchrift, auch Geld⸗ IMS. a. II. 
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1. Die Grundlage des Syſtemes bildet der Satz: aus 
einem Pfunde feinen Goldes werden 139, Münzftüde ge- 
prägt, die den Namen Krone führen. 10 

2. Den zehnten Theil des Werthes der Krone reprä- 
fentirt die Mark, melde in Silber auszuprägen ift; fie 
bildet die Rechnungseinheit des deutfchen Münzſyſtemes.! 

3. Die Mark wird eingetheilt in 100 Pfennige, die 
aus Kupfer geprägt werden. '? 

4. Su Gold werden neben der Krone noch geprägt: 
Doppelfronen und halbe Kronen." 

5. In Silber außer der Marf: Münzftüde zu 5 und 
2 Mark, zu 50 und 20 Pfenmigen. 

6. In Nidel Münzſtücke zu 10 und 5 Pfennigen. '° 

7. Zu Kupfer außer dem Pfennig noch Zweipfennigftüce ;!® 
außerden hat Bayern das Recht, im Falle des Bedarfes 
Halbpfennigftüde prägen zu lafjen.'” 

Man pflegt im Gegenſatze zu denjenigen Münzen, welche 
aus dem Metalle geprägt find, dem principiell allein der 
Geldcharakter zukommt, die Münzen aus anderen Metallen 
ala Scheidemüngen zu bezeichnen. Eine juriftiiche Bedeutung 
bat diefe Unterfcheidung nicht. 

III. Aus dem Principe, daß nur Goldmünzen Geld im 
juriftifchen Sinne find, zieht das Gefe eine Reihe ſpecieller 
Eonjequenzen: 

1. Aus dem Principe ergibt fi, ohne daß dies pofitio 


10 G. v. 4. Dec. 18718. 1. KV. 13 G. 8 4. Dec. 1871 8. 3. 
v. 17. Feb. 1875 (KGB. 72). MG. a.2 


"©. 0.4 Der. 1871 9.2, EMO. 238 
NO. a. 1". MO. ca. 3 3. 3. 
2 G. v. 4. Dec. 1871 8.2. 1 G. v. 4. Dec. 1871 8.131. 
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formulirt wäre, daß die Circulation von Goldmünzen in un: 
beſchränktem Umfange ftattfinden darf. Demgemäß ift auch 
Privatperfonen geftattet, die ftaatlichen Prägeanftalten mit der 
Ausprägung von Goldmünzen zu beauftragen (f. darüber 
unten VII). 

2. Der Betrag der Silbermünzen, welche circuliren, darf 
„bis auf weiteres” 10 Marf pro Kopf der Bevölkerung nicht 
überſteigen. 18 

Zahlungen in Silbermüngzen brauchen außer bei Staats⸗ 
caffen nur bis zu 20 Mark angenommen zu werden. !? 

3. Der Betrag der Nidel- und Kupfermünzen darf bis 
auf meitere8 21/, Marf pro Kopf der Bevölkerung nicht 
überfteigen. ?° 

Zahlungen in folden Münzen brauchen nur bis zu einer 
Mark angenommen zu werden. ?! 

4. Der Staat ift principiell verpflichtet, Scheidemüngen 
in Gold umzumechfeln, jedoch nad) pofitiver Vorfchrift des 
Geſetzes Silbermünzen nur von 200, Nidel- und Kupfer- 
mäünzen nur von 50 Marf ab und nur an den vom Bunded- 
rath fpeciell biefür beftimmten Kaffen. ?? 

5. Bon dem Principe ift jedoch eine weittragende Aus⸗ 
nahme dadurch gemacht, daß die Thaler preußifchen ſowie 
auch Öfterreichifchen Gepräges bi8 Ende d. %. 1867 bis jetzt 
nicht nur nicht eingezogen wurden, jondern fogar den Gold- 
münzen gleichgeftellt find. In Folge deflen befteht thatfächlich 
zur Zeit troß des Geſetzes im deutfchen Reiche noch Doppel- 
währung. Der Bundesrath ift jedoch befugt, die Thaler ein- 


is MG. a. 4. 1 MS. a. 91, 
I MG. a. 91. 2 MG. a. 9%. V. d. 
20 MG. a. 5 v. Dec. 1875 (CBl. Fre 
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zuziehen oder auch fie vorerft den Reichsſilbermünzen gleich- 
zuftellen. ?? 

IV. Der Geldcharafter der Münzen iſt bedingt vom Bor- 
handenfein eines bejtimmten Gewichtes, de8 Bollge- 
wichtes. Das Gefeg fordert „pollftändige Genauigkeit der 
Münzen nad Gehalt und Gewicht" und enthält hierüber 
jowohl für die Gold- al3 übrigen Münzen genaue Por- 
Ihriften, beftimmt inZbefondere auch die äußerfte zuläffige 
Tehlergrenze (Toleranz) bei der Prägung, ohne daß hiedurd) 
das Vollgewicht rechtlich alterirt würde. ?° | 

Außerdem aber ftellt das Geſetz noch die Fiction auf, 
dag auch noch innerhalb einer weiteren Gewichtsgrenze, der 
des ſog. Paſſirgewichtes, Bollgewicht und Vollwerth der 
Münzen anzunehmen fei. Das Paſſirgewicht ift nur für 
Goldmünzen im Geſetz genau firirt, nänlih 5 Taufendftel 
unter dem Normalgewicht bei Kronen und Doppelfronen, 
7 Zaufendftel bei halben Kronen.?* So lange diefe Grenze 
nicht überfchritten, find die Münzen vollwerthig. Münzen 
aber welche Untergewicht Haben, haben principiell 
den Geldcharakter verloren,? dürfen von öffentlichen 
Caſſen, welche fie in Zahlung empfangen haben, nicht wieder 
ausgegeben werden?® und müſſen falls das Untergewicht durch 
den Umlauf verurfacht if, eingezogen und eingelöft werden.” 

Hnfihtlih der Scheidemüngen ift eine genaue Grenze 
des Untergewichtes im Geſetz nicht firirt; fie find einzuziehen, 


3 MG. a. 15 3.1, ©. R 20. 26 G. v. 4. Dec. 1871 8. 9. 
April 1874 (RGB. 35), ©. v. | ME. a. 2. 
6. Sanuar 1876 (RGB. 3), V. 7 V. d. BR. v. 9. Mai 1876 
v. 2. Nov. 1876 ROB, 221). | (EBL. 260) sub II. 

2 MG. a.3 8.1 28 G. v. 4. Dec. 1871 8. 92. 

> &. v. 4. Dee. 1871 8. 7. > G. v. 4. Dec. 1871 8. 93. 
MS. a. 2. MG. a. 3 8. 1°. 
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wenn fie in Folge des Umlaufes „an Gewicht oder Erfenn- 
barkeit erheblich eingebüßt haben;“3% über diefe Voraus- 
fegungen zu befinden, ift Sache des Bundesrathes, dem auch 
das Recht zufteht, die Einziehung von unjchön geprägten 
Münzen anzuordnen. 

V. Im Rechte, das Münzſyſtem zu ordnen, liegt ins- 
bejondere auch die Berechtigung für den Staat zu Außer: 
cursſetzung, Tarifirung und Umlaufßverboten. 

Die Münzen des vom Staate feitgeftellten Münzſyſtemes 
dürfen umlaufen und müfjen umlaufen, jo lange fie den gefeg- 
lichen Vorausſetzungen entjprechen. Bei den heutigen hochent- 
widelten Eultur- und Verkehrsverhältniſſen läßt es fich jedoch 
faum vermeiden, daß neben den Münzen des eigenen Staates 
auch fremdftaatliche Münzen umlaufen. Ein principielles Verbot 
hiergegen befteht nach deutfhem Rechte nicht; wohl aber liegt 
e3 im Rechte des Staates zur Ordnung des Münzſyſtemes, 
ein folche8 Verbot erlaffen zu können und zwar ift hierzu 
der Bundesrath competent, der auch bezüglich mehrerer aus⸗ 
wärtiger Münzſorten von diejem feinem echte Gebraud) 
gemacht hat. 3! 

Iſt ein jolches Umlaufsverbot nicht ergangen, fo circuliren 
fremde Münzjorten als Waare und ftehen als ſolche unter 
den allgemeinen civilcechtlichen Grundfägen. Der Staat kann 


30 MG. a. 102. ländiſchen halben, öſterreichiſchen 


31 MG. a. 13 3.1 Umlaufs⸗- 
verbote ergingen unterm 19. Dec. 
1874 für alle Münzen des öfter- 
reih. Conventiondfußed, ſowie 
mehrere dänifche Münzſorten, 
16. Det. 1874 (RGB. 126) für 
finniſche Silbermüngzen, 29. Juni 
1374 (RGB. 111) für die nieder: 


und ungarijchen viertel Gulden, 
22. Sanuar 1874 (RGB. 12) 
für die öfterreichifchen, ungari- 
ſchen, niederländiichen ‚Gulden 
und Zweieinhalbgulden, v. 26. 
Febr. 1875 (RGB. 134) für die 
polnischen drittel und jechitel 
Talara Stüde. 
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diefe Grundfäge jedoch modificiren durch ſog. Tarifirung 
d. i. fefte Preisbeftimmung der Waare; der Staat pflegt von 
diefem Rechte Gebrauch zu machen bezüglich folcher Münzen, 
die fih jehr vielfach im Verkehre befinden; der juriftifche 
Sinn der Tarifirung ift aber niemals der, daß die tarifirte 
Münze zum Tarifpreis im Verkehr angenommen werden muß, 
fondern lediglich der entweder eines Verboted, eine Münze zu 
höherem als dem beftimmten Preiſe im Verkehr anzubieten 
oder zu geben, oder eines Befehles an die Caſſen des Staates, 
gewiffe Münzen zu einem beftimmten öffentlich befannt zu 
machenden Curſe in Zahlung zu nehmen. 32 

Endlich ift der Staat noch beredtigt, Münzen außer 
Curs zu fegen.? Die Außercursfegung kann ſich nur auf 
eigene Münzen des Staated d. i. entweder von ihm felbit 
geprägte oder doch von ihm mit dem Rechtscharacter des Geldes 
begabte wenn auch im Auslande geprägte beziehen:?* ihr ju- 
riftiicher Sinn ift Entziehung der Geldqualität. Regel— 
mäßig ift die Außercursfegung der Vorläufer der vollitän- 
digen Einziehung einer Münzſorte. Die Außercursfegung 
muß bei Münzen, die der Staat jelbft geprägt bat, gegen 
vollftändige Entſchädigung (Einlöfung) gefchehen. Die ein- 
zelnen KRategorieen der deutfchen Münzen beruhen auf Gejeg, 
die Außercursjegung ganzer Kategorieen bedürfte demnach 
immer einer gejeglihen Bafis. Außerdem darf eine Außer- 
cursſetzung einzelner Münzen nur in Folge von Untergewicht 
angeordnet werden. 


3 MG. ca. 13 3.1, 2. 34 Vgl. biefür ©. v. 15. Nov. 
3 MO. a. 8, derjelbe begeht, 1874 ASS, 131) $$. 2, 4. V. 

ih zwar formell nur auf die 2 BR. 1.21. Sept. 1875 (RGB. 

bisherigen Landesmünzen, ift | 307). 

aber unbedenklich zu generalifiren, 

dazu Laband II 419? 


Das Münzweien. 8. 28. 77 


Bon dem Rechte der Außercursfegung mußte ein höchſt 
umfafjender Gebrauch gemacht werden zum Zmede der Durch⸗ 
führung des neuen Münzſyſtemes. Das vom Geſetz biefür 
vorgefchriebene Verfahren ift folgendes: die öffentlichen Caſſen 
werden angewieſen, die betreffenden Münzforten oder Münz- 
ftüde, welche bei ihnen eingeben, nicht wieder auszugeben. 
Deffentlihe Caſſen find die Reichs-, EinzelftaatS- und Ge- 
meindecaflen, ferner die Caſſen der Geld- und Creditanftalten 
und Banken. Bei Einlöfung ganzer Münzforten ſoll mindeftens 
3 Monate vor dem Termin ein Aufgebot zur Präfentation 
behufs der Einlöfung erlaffen werden; für Ießtere felbft ift 
mindeftend der Zeitraum von A Wochen frei zu laffen und 
ein allgemeiner Umrechnungsmaßftab feftzujegen. Diefe An- 
ordnungen erfolgen durch den Bundesrath. * 

‘VI Die Durchführung der vom Staate erlaffenen Münz- 
ordnung ift in erfter Linie durch die ftrafrechtlichen Vorfchriften 
gegen Münzfälfchung gefchligt. 3 

Nachgemachte oder verfälichte und ebenjo gewaltfam be- 
Thädigte Münzſtücke find von den Staatscaffen anzuhalten, 
in den beiden erfteren Fällen ft immer und im legteren Fall 
eventuell wenn der Verdacht eines Münzverbrechens vorliegt, 
Anzeige beim Strafrichter zu erftatten.?” Durchlöcherte und 
ander3 als durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht ver- 
ringerte, ingleichen verfäljchte Münzſtücke brauchen auch von 
öffentlichen Caſſen nicht angenommen zu werden. ?® &emalt- 
fam bejchädigte aber vollwichtig gebliebene echte Reichsmünzen 
find von den Reichs- und Landescaſſen anzuhalten, durch 


; MO. 7 Die näheren Borjchriften 
36 —E ss 146—152.| 8. ‚D 9. Mai 1876 (EBl. 260). 
360, 4—6. 38 MG. a. 101. ©. v. 4. Dec. 


ı 1871 8.9. 
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Zerſchlagen oder Einjchneiden für den Umlauf unbraudbar 
zu maden und alsdann dem Einzahler zurüdzugeben.? 

Außerdem kann der Bundesrath noch in feinen Vollzugs⸗ 
verordnungen zum Münzgeſetz Vorſchriften erlafien, die durch 
Androhung von Rechtsnachtheilen den Vollzug fichern .* 

VI. Die Münzprägung,*! di. die Herftellung 
der für den Berfehr erforderliden Münzjtüde nad 
Maßgabe des ftaatlih geordneten Münzfyftemes ift 
monopolifirt. Nur die neun deutfchen Staatsmünzſtätten 
dürfen Münzen prägen; Herftellung von Münzen außerhalb 
der Staatsanftalten wäre auch dann ftrafrechtlich als Miünz- 
fälſchung zu verfolgen, wenn die Münzen materiell den ge= 
jeglichen Borjchriften vollftändig ent|prechen würden. * 

Die Prägung auf den einzelftaatlichen Münzftätten erfolgt 
auf Koften und für Rechnung des Neiches.? Das Rechts— 
verhältniß zwijchen dem Reiche und den Einzelftaaten, welche 
Münzftätten unterhalten, ift aber fein privatrechtliches, ** 
jondern das Reich bedient fich lediglich einzeljtaatlicher Be— 
hörden zur Durdführung der ihm durch die Berfaffung 
übermiejenen Aufgaben, zu welchen als ein integrirender Be: 
ftandtheil de8 Münzweſens auch die Münzprägung gehört. *> 


9 EHI. 1878, 9. 
40 Bgl. auch z. B. MG. a. 132. 
1G. v. 4. Dec. 1871 8. 6. 
Me, a. 3 8.4 Ein „indu- 
ſtrielles Unternehmen“ aber iſt 
die Münzprägung nicht, wie 
Laband II 414 annimmt. Der 
Staat iſt ſo wenig „bei dem 
Betriebe der Münzpräganſtalten 
ein Fabrikant von Gold⸗ und 
Silberwaaren“ wie „im Be— 
triebe der Poſt ein Frachtführer.“ 


Auch die Münzprägung gehört 

nicht dem Privat: Sondern nur 
dem öffentlichen Rechte an, aus⸗ 
genommen nur die Prägung 
von Goldmünzen auf Privat- 
rechnung. 

* SSL. 8.146; dazu La⸗ 
band II 228. 

43 MS. a 

“4 © eeband II 430. 

5 Man Tann aljo nicht einen 
Gegenfag dahin formuliren (Ta- 
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Demgemäß liefert der Reichskanzler den Einzelftaaten 
das zur Prägung erforderliche Material, beftinmt ferner 
unter Zuftimmung des Bundesrathes, wieviele Stüde einer 
Münzjorte überhaupt zu prägen und mie diefer Betrag auf 
die neun Münzftätten zu vertheilen ſei: das Miſchungs⸗ 
verhältniß iſt Durch das Geſetz für Silber und Gold auf 
900 Theile Gold, bezw. Silber zu 100 Theilen Kupfer firirt. *7 

Die Einzelftaaten haben diejen Anordnungen lediglich zu 
gehorchen und den ihnen zugewieſenen Betrag rechtzeitig und 
in richtiger Prägung abzuliefern, das Berfahren bei der 
Prägung, fpeciel Durchmeffer der Münzen, Bejchaffenbeit 
und Infchrift der Ränder werden vom Bundesrath feit- 
geftellt.** Die Einzelftaaten erhalten vom Reiche einen Präge- 
lohn ausbezahlt, welchen gleichfalls der Reichskanzler nad) 
Anhörung des Bundesrathes feitfett. *° 

Die Typen aller deutjchen Münzforten, die ſog. Urmatrizen, 
befinden fich in Berlin, und Abzüge derfelben werden von 
Reichswegen den einzelftaatlichen Prägeftätten geliefert. Wie 
die Maaße und Gewichte den Aichungsftempel, jo müſſen 
auh die Münzen ein öffentlich rechtliches Beglaubigung» 
zeichen, da8 fog. Münzzeichen, tragen: daffelbe bejteht in 
einem für jede Münzftätte verfchiedenen lateinifchen Buchjtaben 
unter dem Kopf des Landesherrn, bezw. dem Reichsadler. 


band II 415): Das Reih hat | G. v. F Dec. 1871 8. 62, 

die Ordnung des Münzſyſtemes, MG. a. 3 8.4 

die Einzelſtaaten haben die Be— 17 G. ji 8 Dec. 1871 88.4 

ſugniß aue Dtüingprägn ng Münz | 7. MG. a. 3 8.1. 

monopol), denn die Einzelftanten 18 (9, v. 4 Dec. 1871 8.5 i. 

haben legtered Necht nur als | f. NO. a. 3 88. 2—3. 

Drgane des Reiches. Vgl. auch 9 G. v. 4. Der. 1871 8. 6?, 
2. Könne II 1,2521; Mandry MO. a. 38.4 
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Die Münzen unter 2 Mark find auf allen Münzftätten 
in vollfommıen gleicher Form auszuprägen;5% die Zweimarf- 
ftüde und die Münzen höheren Werthed dagegen find nur 
auf der Reversſeite gleich, indem fie bier den Reichsadler 
mit der Umfchrift „Deutfches Reich”, ferner Werthangabe 
und Jahreszahl tragen; auf der Aversſeite Dagegen find 
diefe Münzen verfchieden, indem hier das Geſetz die An- 
bringung der Köpfe der Yandesherren bezw. des Hoheits⸗ 
zeichens der freien Städte geftattet.5! 

Bon dem ftaatlihen Monopol befteht nach dem Geſetz 
eine Abweihung nur in Betreff der Goldmünzen. Solche 
dürfen auch auf Rechnung von Privaten geprägt werden, 
jedenfall3 aber darf dies nur auf den ftaatlichen Münzftätten 
gefcheben.? Der Beiteller muß ſich jedoch die Lieferung 
von Zwanzigmarkſtücken gefallen laſſen und überhaupt dürfen 
die Münzftätten Aufträge von Privaten nur annehmen, wenn 
und joweit nicht Beftellungen des Reiches auszuführen find. 
Der Prägelohn unterliegt auch in dieſem Yalle nicht etwa 
freier Vereinbarung, fondern wird vom Reichskanzler unter 
Zuftimmung de3 Bundesrathes normirt, darf aber gejeglich 
7 Mark für die Prägung eines Pfundes feinen Goldes nicht 
überfteigen;°3 diefer Kohn fließt überdies an die Einzeljtaaten 
nur in Höhe desjenigen Betrages, der vom Reiche als Lohn be- 
zahlt wird, der Reſt ift an die Reichscaſſe abzuführen.“ Alle 
materiellen Borfchriften, welche das Reich für das Präge- 


— — — — — 


s0 MG. a. 3 8. 3. Ei v. 8. Suni 1875 (EB. 

Be Der. 1871 8. 6. 349 MG. a. 123. V. d. BR. v. 
MO.n.38.2 29. Mai 1875 (GBI. 348). 

2 MG. a. 123; dazu V. d. 64 MG. a. 12%, 


Das Münzmeien. 8. 28. 81 


verfahren erlaffen hat, müſſen auch bei Prägung für Private 
ftreng befolgt werden. 


III. Das Papiergeld, °5 


Ebenfo wie edlen Metallen fann der Staat 
auch Papierftüden den Geldcharacter beilegen: in 
diefem Falle allein fann im juriftifhen Sinne von 
Papiergeld geſprochen werden. Banknoten find nie 
mal3 Bapiergeld, fondern juriftifch nur privatrechtliche Schuld- 
urfunden, allerdings nehmen folche Werthpapiere nicht felten 
den Character von Geldjurrogaten an.” 

Die Reichsverfaſſung behält die Feftftellung der Grund- 
jäge über die Ausgabe von „fundirtem’” und unfundirtem 
Papiergeld“ dem Reiche vor. Jedenfalls dürfen demnach 
die Einzelftaaten fein Papiergeld ausgeben’®, was auch eine 
nothwendige Folge des Reichsmünzſyſtemes iſt. Aber auch 
da3 Neich bedürfte zur Ausgabe von Bapiergeld noch einer 
jpecialgefeglichen Baſis, welche zur Zeit fehlt. Das deutſche 
Recht fennt ſomit die Inftitution des Bapiergeldes 
überhaupt nidt. 

Die Einzelftaaten waren durch Reichsgeſetz verpflichtet 
worden, ihr Papiergeld — ſolches circulirte im Betrage von 
61 374 000 Thaler — bis 1. Juli 1875 zur Einlöfung 
aufzurufen und „thunlichft ſchnell“ einzuziehen.” Zum Erjag 


5 A. Wagnera.a.D.364f. | wechjelt hier Papiergeld mit 
Laband II 413. ee N Gennbias II 36 
56 58 Diefer Grundjfag wurde 
9.3 Wpand II 434. Gareis ſchon dur) ©. v. 16. Juni 1870 
(BGB. 507) aufgeftellt, wieder- 
— Papiergeld, iſt holt im ©. v. 30. April 1874 

nach dem Ob igen ein unmög: | $. 8?. 
liher Begriff. Die RB. ver- 59 G. v. 30. April 1874 8. 2. 


Zorn, Staatsrecht II. 6 
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für den jo in Wegfall gebrachten Betrag papierenen Geldes 
gab auch das Reich papierene Werthzeichen „ Reihscajfen- 
ſcheine“, aus; diejelben find aber nicht ‘Bapiergeld es befteht 
jomit für Private fein Zwang der Annahme; andrerjeits 
find die Reichscaſſenſcheine auch nicht Schuldurfunden einer 
Bank fondern des Reiches: für die Caſſen des legteren beſteht 
demgemäß auch eine unbedingte Annahme- und Einlöfungs- 
pflicht.*! Den Caſſen des Reiches find in diefer Beziehung 
gleichgeftelt die Caffen der Einzelftaaten, der Gemeinden, 
der Banken und Creditinftitute. 

Die Reichscaſſenſcheine werden in Stüden von 5, 20 
und 50 Mark, ausgegeben. Der dauernd zum Umlauf be- 
ftinnmte Betrag ıft 120 Millionen Mark, welche nad) der 
Bevölferungsziffer v. 1. Dec. 1871 auf die Einzelftaaten 
vertheilt mwurden.® Außerdem erhielten aber Diejenigen 
Staaten, deren einzuziehender Papiergeldbetrages den ihnen 
gefeglich zufommmenden Betrag von ReichScaffenjcheinen über- 
ftteg, noch einen diefen Ueberſchuß bis auf zwei Drittel aus- 
füllenden Mehrbetrag von Baargeld oder Eaffenjcheinen, ẽ 
der aber bis 1890 zurüderftattet fein muß; von dieſem 
Beitpunft ab dürfen nicht mehr als der gefegliche Normal» 
betrag der Caſſenſcheine circuliren, 6566 

Die Caſſenſcheine als Schuldurfunden des Reiches werden 


© ebenda 8. 5°. Unrichtig 61 ebenda $. 3. 
nennt jomit v. Rönne 268 die 65 Dadurch erhöhte ich der 


Saffenicheine „dad einzige Pa: | Betrag auf 174 Mill. M., 1880 


piergeld im Deutjchen Reiche.“ waren nur mehr 159 Mil. M. 
61 ebenda 8.51, in Umlauf. 
62 ebenda $.1. 65 Nachweiſungen über Durdy- 
63 Bar fein Papiergeld hatten | führung des Geſetzes werden 
nur die Hanfejtädte, Oldenburg | periodifh im CBl. publicirt vgl. 
und Lippe-Detmold. 3.8.1881, 140. 
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außgefertigt Durch die Reichsfchuldenvermwaltung unter Controle 
der Reichſsſchuldencommiſſion.“ Beſchädigte oder unbrauchbar 
gewordene Scheine ſind vom Reich zu erſetzen, falls das 
präſentirte Stück mehr als die Hälfte eines ganzen unzweifel⸗ 
haft echten Scheines darſtellt. Außerdem wird nur aus— 
nahmsweiſe Erſatz geleiftet.*° Solche Scheine find jedenfalls 
von den öffentlichen Caſſen anzuhalten und dürfen nicht 
wieder ausgegeben werden. ®° 


8. 29. 
Ans Bankmefen.! 
I. Principielle Erörterung und Rechtsquellen. 

I. Brincipiel verfchieden von den bisher betrachteten 
Berwaltungszweigen des Reiches ift das Banfwefen: nur im 
uneigentlichen Sinne kann legteres den erfteren angereiht 
werden. 

Während beim Poft- und Telegraphenmwefen die Ordnung 
des Syſtemes und der Betrieb des Gefchäftes ganz in ein- 
ander übergegangen find, während beim Münz- — wie beim 
Maaß- und Gewichtswefen jene beiden Seiten zwar trennbar 
find, aber doch bei erfterem die gefchäftliche Seite für den 
Staat monopolifirt und bei legterem menigftend von einer 
ftaatlihen Beglaubigung abhängig gemacht ift, iſt das Syſtem 
des Bankweſens nicht ftaatlich geordnet und das Bankgeſchäft 


7 G. v. 30. April 1874 SS. 6, !Raband 118. 73. v Rönne 
8 vgl. Dazu die Beſchreibung | IT 1, 268—285; ferner der um- 
CBl. 1875, 48. fange und inhaltreiche Artikel 
6 G. v. 30. April 1874 8.6. | „Reichsbank“ von A. Wagner 
996, B.v. 18. Mai 1876 (CBl. | in v. Holbendorff3 RLex. 3. 2. 
6). 
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weder monopolijirt noch von einer ftaatlichen Beglaubigung 
abhängig gemacht. Das Banfwefen ift vielmehr be- 
hberrfht von dem unfer ganzes Gewerbeweſen be- 
herrihenden Princip der Öemerbefreiheit.? Das 
Banfgefhäft ift ein Gewerbe: während der Staat 
beim Betrieb der Poft nıht Frachtführer und bei 
der Prägung von Münzen nit Gold- oder Silber- 
arbeiter ift, ift er, fall3 er am Bankgeſchäft ſich 
betheiligt, in der That nicht mehr und nicht weniger 
als einfacher Bantier.? 

II. Das Princip der Gewerbefreiheit aber jchließt nicht 
aus, daß einzelne Gewerbe in mehr oder minder weiten 
Umfange unter ftaatlihe Controle geftellt find (ſ. den fol- 
genden $). Died gejchah auch bezüglich des Bankweſens, 
jedoch nicht für den ganzen Umfang des Banfgefchäftes, fondern 
nur für einen einzelnen Zweig defielben, die Ausgabe von 
Banknoten. Sn übrigen aber ift der Betrieb des Bank— 
gefchäftes frei. Wenn RB. a. 4 3.4 „die allgemeinen Be— 
ftimmungen über das Bankweſen“ der Gefeßgebung und Be— 
auffichtigung des Reiches untermirft, jo hat diefe Verfaſſungs⸗ 
beftimmung eine fpecialgefegliche Durchführung bis jegt nur 
bezüglich des fog. Notengefchäftes gefunden. 

Ill. Das Princip der Bankfreiheit erfährt ferner eine 
eigenthümliche Modification dadurd), daß auch der Staat d. i. 
das Neih in den Wettbewerb der freien Concurrenz durch 
Aufrihtung einer Reichsbank eingetreten ift. Der Betrieb 


2 Eine gedanfenreihe Kritif | band IL 382 annimmt für Poſt— 
dieſes Princips der Banffreiheit | und Bankweſen die nämlichen, 
ſ. beit AU. Wagner 348 ff. fondern gerade entgegengejeste: 

3 Die principiellen Erwägun- | legtered ift ‘Privatgewerbe, er- 
gen find demnach nicht wie La- | jtered Staatöverwaltungszweig. 
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einer Staatsbank ift altpreußifche, in Fritifchen Zeiten ſegens— 
reich bewährte Tradition: demgemäß wurde nach Aufrichtung 
des Reiches, da die Verfaſſung das Bankweſen der Compe- 
ten; des letzteren zugewieſen hatte, die preußische Bank dent 
Reiche gegen 1. 15 Millionen Marf baar, 2. Rückgabe des 
von preußifchen Staat eingefchoffenen Capitales von 
5720400 Mark jomwie 3. der Hälfte des Reſervefonds mit 
9 Millionen Mark, 4. Uebernahme einer Rente an den 
preußifchen Staat von 1865730 Marf zahlbar bis zum 
Sabre 1925, käuflich übertragen.* Die Reichs-Bank trat 
am 1. Januar 1876 ın’3 Leben. 

Daß bei Errichtung der Reichsbank öffentliche Intereſſen 
mitbeftimmend, vielleicht in erftes Linie maßgebend waren, ift 
unzweifelhaft und bat auch im Geſetz felbft klaren Ausdruck 
gefunden: „die Reichsbank bat die Aufgabe, den 
Geldumlaufim gefammten Reich8gebiete zu regeln, 
die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und für 
die Nugbarmahung verfügbaren Kapitales zu 
forgen.°*" Gleichwohl kann den Ausgangspunft für die 
juriftifche Betrachtung der Reichsbank nicht der Sat bilden: 
daß ‚die Reichsbank „in erfter Reihe zur Förderung der all- 
gemeinen ftaatlichen Aufgaben und der öffentlichen Wohlfahrt 
dienen jolle,? fondern der andere Sag: daß die Reichsbank 
eine durch Vorſchriften des öffentlihen Rechtes 
eigentbümlih modificirte privatredtlihe Actien- 
gefelljhaft if. Die Reichsbank ıft für die juriftiiche Be— 
trachtung nicht StaatSverfehrsanftalt, fondern fisfalifches 


BankG. 8. 61. Vertr. 88. 1, 6 BankG. 8. 12; dazu Die 
3, 6. Kritif von A. Wagner 371. 
5 BankSt. $.1. "So Laband II 381. 
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Privatinftitut. Dies ergiebt fich zur Evidenz aus dem Princip, 
daß das Bankweſen fein Stüd der Staat3hoheit ift ſowie 
aus allen die Reichsbank betreffenden Specialrecht3fägen. 

Drganifation und Gefchäftsbetrieb der Reichsbank find 
allerdings durch ftaatliche Vorfchriften normirt. Diefe Vor: 
Schriften bilden jedoch bei der principiellen Natur der Reichs— 
banf feinen Theil de3 ftaatlichen Verwaltungsrechtes. Wohl 
aber ift die der Fall bei denjenigen Rechtsfätzen, melche ſich 
auf die StaatSaufficht über das Notengefchäft beziehen: dieſe 
qualificiren ſich Tyftematifch als ein Theil des Gemerbepolizei- 
rechtes. Die theoretifche Darjtelung müßte demnah nach 
diefen beiden Geſichtspunkten unterjcheiden und nur die leßteren 
Borfchriften wären im Rahmen des ftaatlichen Verwaltungs» 
rechtes zu erörtern. Da jedoch die Gefeßgebung eine Unter- 
fcheidung in diefer Beziehung nicht macht, muß auch die theo- 
retiiche Darftellung von einer ſolchen abſehen. 

IV. Das pofitive Rechtsimaterial befteht in dem ©. v. 
14. März 1875 (RGB. 177), dem Bankgeſetz,s ferner der 
KB. v. 21. Mai 1875 (RGB. 203), dem Reihsbanffta- 
tut.? Periodiſche Heberfichten über den Stand des deutjchen 
Bankweſens werden im Gentralblatt veröffentlicht. 


II. Die Staatsauffidt über dns Notengeſchäft. 10 


I. Banknoten find juriftifh nicht Geld, fondern 
privatredtlide Schuldurfunden: für Niemand, 


8 Meber die Entitehun sge⸗ 
ſchichte des Geſetzes ſ. A. "Bag. 
ner 365. 

’ Das Statut ift auf Grund 
von BankG. 8. 40, wo unter 11 
Ziffern zugleich der materielle 


Snbalt befjelben bezeichnet iſt, 
vom Kaifer im Einvernehmen 
mit dem Bundesrath erlaflen. 

10 BankG. 88. 42— 55, vgl. 
dazu U. Wagner 349 ff. 
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auh nicht für Staatscaffen befteht fomit eine 
Rehtspfliht der Annahme folder Papiere zur 
Tilgung von Schuldverbindlichfeiten und es kann 
eine ſolche Rehtspfliht auch für Staatscaſſen 
durch Landesgeſetz nicht begründet werden." 

Banknoten find aber volf3wirthfchaftlich dem Gelde ziem- 
lich gleich; fie erfüllen im Verkehr die Funktionen von Geld, 
merden auch in normalen Zeiten dem Gelde thatſächlich 
gleichgeacdhtet; fie find zwar nicht Geld aber Geldjurrogat 
und man bat fie demgemäß zutreffend im Gegenfag zum 
Papiergeld Geldpapiere genannt. 

Demgemäß liegt auch der Gedanfe nahe: wie das Geld 
jo folle auch Ddiefe8 Geldfurrogat nur vom Staate audge- 
geben werden. Died Princip beberrjcht auch dag Notenemij- 
fionsreht in Frankreich, Defterreih:Ungarn, Belgien, den 
Niederlanden. Aber auch für den Fall, daß das Notenemif- 
fionsrecht nicht monopolifirt ift, ift dieſes Recht der Aus— 
gabe von Geldſurrogaten dod ein Privilegium fo weitgehender 
Natur, daß die Ertheilung deſſelben bei geordneten 
wirtbihaftliden Berhältniffen dem Staat vor- 
behalten bleiben muß und daß der Staat auf eine 
wirfjame Controle über die Bethätigung deſſelben 
nicht verzichten darf. Dieſe beiden Gedanken beherrſchen 
auch die deutjche Geſetzgebung, mährend das Princip des 
ftaatlihen Notenmonopol3 vom Gejetgeber abgelehnt wurde, 

II. Neue Notenprivilegien fann demnadh nur 
da8 Reich ertheilen und zwar nur in der Form 
eines Gejetes;'? das Reich bat von diefem Rechte nur 


1 BankG. 8. 2. Grundſatz war ſchon im G. v. 
2 BankG. 8. 1., derſelbe 27. März 1870 aufgeſtellt. 
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Gebrauch gemacht zu Gunften der Reichsbank.!“ Der Neu- 
verleihung gleich fteht die Erhöhung beftehender Privilegien 
tiber den bei Erlaß des Bankgeſetzes zuläffigen Notenbetrag. 
Den Einzelftaaten ift fomit jede Competenz in 
dDiefer Beziehung entzogen." 

Die beim Erlaß des Reichsgeſetzes vorhandenen 
Privilegien aber wurden nicht aufgehoben, fondern 
in ihrer Eriftenz principiell anerfannt,!5 jedoch mit 
der Maßgabe, daß in ſolchen Fällen, wo dem Staate ein 
Kündigungsrecht vorbehalten war, diefe Kündigung kraft 
Geſetzes am frübeften möglichen Termine eintreten ſolle, falls 
die Bank nicht ihren Notenbetrag auf den am 1. Januar 
1874 eingezahlten Betrag ihres Grundcapitales befchränfen 
und fih den Borfchriften des BankG. $. 44 unterwerfen 
wollte. is 

Außerdem aber wurde die Ausiibung der von Einzel: 
ftaaten ertbeilten Privilegien durch die Reichsgeſetzgebung 
mit folgenden Schranfen umgeben: 

1. Einzelftaatlihe Privilegien dürfen nur im 
Gebiete desjenigen Staates der fie verliehen aus— 
geübt werden; die Circulation der betreffenden 
Noten außerhalb dieſes Gebietes iſt bei Strafe 
verboten.” 

- 8% Solde Banken dürfen außerhalb de3 betref- 
fenden Staatsgebietes niht Zweiganftalten nod 

Agenturen erridten, ſich auch nicht als Geſell— 

ſchafter an anderen Bankhäuſern betheiligen.!8 


3 BankG. 8. 16!. | 6 BankG. 8. 46. 

12 Eine Auönahme macht nur | 17 Bant®. 8. 43; Dazu Die 
Banf®. 8. 473 für Bayern. GStrafbeitimmung &. 56. 

15 BankG. 8. 42. 
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E3 liegt auf der Hand, daß diefe Vorſchriften einen 
irgend erbeblicheren Gejchäftsbetrieb für die Banken der 
deutfchen Kleinftaaten geradezu zur Unmöglichkeit machen 
mußten und in der That war dies auch bei dem jeder Schil- 
derung jpottenden Zuftande des Bankweſens in mehreren 
Kleinftaaten ihr erflärter Zweck. 19 

Das Geſetz gibt jedoh die Möglichkeit, die obigen 
Schranken zu befeitigen. Banken, welche auf Grund einzel- 
ftaatliher Privilegien das Emiſſionsrecht befigen, konnten 
nämlich für ihre Noten die Circulationsfähigkeit im ganzen 
Reiche erwerben, wenn fie bis 1. Januar 1876 folgende 
Borausfegungen erfüllt hatten:% 

1. Die Bank darf ihre Betrieb3mittel nur in den im 
$.13 unter 1 biß 4 bezeichneten Gefchäften, und zwar zu 
4 höchſtens biß zur Höhe der Hälfte des Grundkapitals der 
Banf und der Rejerven, anlegen. 

Bezüglich des Darlehnsgefchäfts ift der Bank eine Frift 
bi3 zum 1. Januar 1877 eingeräumt, innerhalb welcher fie 
ihre Darlehne den Beftimmungen des $. 13 Nr. 3 zu kon— 
formiren bat. 

Sie bat jeweilig den Prozentſatz öffentlich befannt zu 
machen, zu welchen fie discontirt oder zinsbare Darlehne 
gewährt. 

2. Die Bank legt von dem fich jährlich über da8 Maaß 
von AU, Prozent des Grundkapitals hinaus ergebenden 
Reingewinn jährlich mindeſtens 20 Prozent jo lange zur 
Anfammlung eines Reſervefonds zurüd, als der legtere nicht 
ein Biertheil des Grundkapitals beträgt. 


18 BankG. 8. 42; dazu die 17 ©. die Angaben hierüber 
Strafbeftimmung 8. 58. bei A. Wagner 354, 
2° BankG. 8. 44. 
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3. Die Bank verpflichtet fih, für den Betrag ihrer im 
Umlauf befindlichen Banfnoten jederzeit mindeſtens ein Dritt- 
theil in fursfähigen deutſchem Gelde, Reichs-Kaſſenſcheinen 
oder in Gold in Barren oder ausländiihen Münzen, das 
Pfund fein zu 1392 Mark gerechnet, und den Reſt in dis— 
fontirten Wechfeln, welche eine Verfallzeit von höchſtens drei 
Monaten haben und aus welchen in der Regel drei, min 
deſtens aber zwei als zahlungsfähig befannte Verpflichtete 
haften, in ihren Kafjen als Dedung bereit zu halten. 

4. Die Bank verpflichtet fih, ihre Noten bei einer von 
ihr zu bezeichnenden Stelle in Berlin oder Frankfurt, deren 
Wahl der Genehmigung des Bundesrath3 unterliegt, dem 
Inhaber gegen fursfähiges deutſches Geld einzulöfen. 

Die Einlöfung hat fpäteftend vor Ablauf des auf den 
Tag der Präfentation folgenden Tages zu erfolgen. 

5. Die Bank verpflichtet fich, alle deutichen Banknoten, 
deren Umlauf im geſammten NeichSgebiete geftattet ift, an 
ihrem Site, ſowie bei denjenigen ihrer Zweiganftalten, melde 
in Städten von mehr als 80,000 Einwohnern ihren Sit 
haben, zu ihrem vollen Nennwerthe in Zahlung zu nehmen, 
jo lange die Bank, welche folche Noten ausgegeben hat, ihrer 
Noteneinlöfungspfliht pünktlich nachfommt. Alle bei einer 
Bank eingegangenen Noten einer anderen Bank dürfen, jo: 
weit e3 nicht Noten der Reichsbank find, nur entweder zur 
Einlöfung präfentirt, oder zu Zahlungen an diejenige Bank, 
welche diejelben ausgegeben bat, oder zu Zahlungen an dem 
Orte, wo legtere ihren Hauptjig hat, verwendet werden. 

6. Die Bank verzichtet auf jede8 Widerſpruchsrecht, 
welches ihr entweder gegen die Ertheilung der Befugniß zur 
Ausgabe von Banknoten an andere Banken, oder gegen Die 
Aufhebung einer etwa bejtehenden Verpflichtung der Landes⸗ 
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regierung, ihre Noten in den öffentlichen Kaſſen ftatt baaren 
Geldes in Zahlung nehmen zu laffen, zuftehen möchte. 

7. Die Banf willigt ein, daß ihre Befugniß zur Aus— 
gabe von Banknoten zu den in $. 41 bezeichneten Terminen 
durch Beſchluß der Landesregierung oder des Bundesraths 
mit einjähriger Kündigungsfriſt aufgehoben werden fünne, 
ohne daß ihr ein Anfpruch auf irgend welche Entſchädigung 
zuftände. 

Sobald dem Reichskanzler der Nachweis hierüber ſowie 
über die Errichtung der vom Gefeß vorgefchriebenen Ein- 
föfung3ftelle erbracht war, hatte erfterer für die betreffende 
Banf die befchränfenden Beftimmungen des 8. 43 aufzuheben. ?! 

Außerdem geftattete das Geſetz auch eine Bejeitigung der 
den Betrieb des Gejchäftes durch Filialen oder Agenturen ver- 
bietenden Vorjchriften des 8.42. ALS comıpetent zur Außer- 
fraftfegung deſſelben war der Bundesrath erflärt, wenn 
1. die oben bezeichneten Vorausfegungen für unbejchränfte 
Kirculationsfähigfeit der Noten erfüllt waren, 2. ein Antrag 
der Landesregierung, in deren Gebiet die Filiale oder Agen- 
tur errichtet werden follte, vorlag. ?? 

Die erforderlichen Bekanntmachungen des Reichskanzlers 
waren im RGB. zu veröffentlichen. ?3 

Dei Erlaß des Bankgeſetzes beftanden 32 Notenbanten?* 
auf Grund landesrechtlicher Privilegien; davon verzichteten 
al3bald 16 auf ihr Emiſſionsrecht. Cireulationsfähigfeit für 
ihre Noten im ganzen Reich3gebiet erwarben 1. die Frank—⸗ 
furter Banf, 2. die bayrifche Notenbanf, 3. die ſächſiſche Bank 


2! BankG. 8. 45. 2RGB. 1875, 198. Bol. 
22 Bant®. 8. 44°. A Wagner 373. 
23 Banf®. 8. 45. 
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in Dresden, 4. die mwürttembergifche Bank, 5. die badifche 
Bank, 6. die Banf für Süddeutſchland in Darmftadt, 7. die 
fölnifche Privatbanf, 8. die Danziger Privatactienbanf, 
9. die Provinzialactienbanf des Großherzogthums Pofen, 
10. die Commerzbanf in Lübeck, 11. die Bremer Banf, 12. die 
ftädtifche Banf in Breslau, 13. die Magdeburger Privatbanf, 
14. die hannöverfche Bank, 15. der Leipziger KRaffenverrein, 
16. die Chemnitzer Stadtbanf. 

Die sub 7—16 genannten Banken dürfen auch allent- 
balben im Reiche Filialen und Agenturen errichten. 25 

Die Braunfchweigiihe Bank übt ihr Tandesrechtliches 
Privileg, ohne eine Befeitigung der Schranfen der 88. 42 
u. 43 erwirkt zu haben. 

II. Ausländifhe Banknoten oder fonftige auf 
den Inhaber lautende unverzinzlide Schuld— 
perfchreibungen ausländifcher Corporationen, Ge— 
jellfhaften oder Privaten in Reichswährung aus— 
Ihlieglih oder neben anderen Werthbeftimmungen 
find für Zahlungen im Reiche bei ftrenger Strafe 
verboten.?* Ebenfo ftebt jede andermeite unbefugte 
Ausgabe von Banknoten unter Strafe.” 

IV. Für den Gefhäftsbetrieb aller Notenbanfen 
gibt das Geſetz folgende Normativvorfchriften: 

1. Am 7.15. 23. und legten jeden Monats bezw. jpä- 
teftend 5 Tage nachher muß der Geſchäftsſtand nad Maß- 
gabe der gefeglichen Normativbeftimmungen publicirt werden, 


3 V. d. RK. v.29. Dec. 1875| 26 BankG. 8. 11; dazu die 
or 390) Er are u Strafbeitimmung $. 57. 
(RGB. 2), 23. Zuli 1876 
170), 13. Od. 1877 (RGB.| “ BankG. 5.55. 
567). 
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ebenfo Bilanz und Jahresabſchluß fpäteftend 3 Monate nad 
Abſchluß des Gefchäftsjahres; die Publication hat im Reichs⸗ 
anzeiger zu erfolgen, 2° 

2. Die Noten dürfen nur auf Stüde von 100, 200, 
500, 1000 Mark bezw. das Mehrfache dieſes letzteren Be⸗ 
tragen lauten.” 

3. Alle Noten müſſen von der Emiſſionsbank auf Präfen- 
tation fofort baar eingelöft, ebenfo jederzeit in Zahlung an- 
genommen werden. Bei den Filialen der Reichsbank ift 
jedoch die Verpflichtung Feine unbedingte, jondern beftimmt 
fi) nad) dem vorhandenen Baarbeftand und dem zeitweiligen 
Geldbedarf; eventuell ift die Einlöfung dur die Central: 
anftalt zu vermitteln. Könnte leßtere diefer ihr in abfoluter 
Weife vom Geſetz auferlegten Verpflichtung nicht nachkommen, 


jo müßte entweder Liquidation eintreten oder die betreffende 


23 BankG. 8.8. für die Reichs— 
bank BankSt. 8. 13, V. d. BR 
v. 15. Januar 1877 (CBl. 24); 
dazu a Strafbejtimmung in 
8. 59 
Die wöchentliche Veröffent⸗ 
lichung muß angeben 

1. auf Seiten der Paſſiva: 
das Grundkapital, den Reſerve⸗ 
fonds, den Betrag der umlau- 
fenden Roten, die jonjtigen täg- 
lich fälligen Berbindlichkeiten, 
die an eine Kündigungsfriſt ge- 
bundenen Berbindlichfeiten, Die 
jonftigen Paſſiva; 

2. auf Seiten der Aktiva: den 
Metalibeftand (den Beitand an 
furöfähigem deutichen Gelbe und 
n Gold in Barren oder aus— 
ländifhen Münzen, das Pfund 


fein zu 1392 Mark berechnet), 
den Beitand: an Reiche: Kaffen- 
Icheinen, au Noten anderer 
Banfen, an Wechſeln, an Lom—⸗ 
bardforderungen, an Effekten, 
an jonftigen Aftiven. 

Welche Kategorien der Aktiva 
und Paſſiva in der Sahresbilang 
gejondert nachzuweiſen find, be- 
ſtimmt der Bunbdesrath. 

Außerdem find in beiden Ber- 
Öffentlihungen Die aus weiter- 
begebenen im Inlande zahlbaren 
Wechſeln entiprungenen even- 
tuellen Berbindlichfeiten erficht- 
lich zu machen. 

> BankG. 8. 3, dazu A. Wag— 
ner 368. Dal. auch Münze. 
a. 182. 
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Geſetzesvorſchrift durch Specialgejeg juspendirt werden. 3 
Beſchmutzte oder beſchädigte Noten müſſen von der Emiſſions⸗ 
banf bezw. deren Filialen oder Einlöfungsftellen einbehalten 
werden. Für vernichtete oder verlorene Noten braucht fein 
Erfaß geleiftet zu werden, für bejchädigte nur dann, wenn 
das producirte Stüd mehr al3 die Hälfte einer erwiejener- 
maßen echten Note beträgt. ?! 

4. Notenbanten dürfen Wechjel zwar discontiren, aber 
nicht acceptiren, feine Beitgefchäfte für eigene oder fremde 
Rechnung machen, auch für ſolche feine Bürgjchaft über- 
nehmen. ?? 

5. Vgl. außerdein no oben S. 89—91 3. 1—7. 

V. Der Notenbetrag aller deutjchen Notenbanfen, 
welche bei Erlaß des Bankgeſetzes eriftirten, wurde geſetzlich 
frirt. Der gefammte fteuerfreie Notenbetrag iſt nach dem 
Geſetz 385 Millionen Mark. Darin ift der Betrag der 
Reichsbank mit 250 Mill. M. bereit3 enthalten. Der ge- 
jeglich firirte Notenbetrag darf jedoch überfchritten werden, 
nur ift in dem Falle, wenn der Notenunrlauf den Baar- 
porrath und den gefeglichen Betrag überfteigt vom Miehrbetrag 
eine Notenfteuer von 5%, an die Reichscaſſe zu entrichten. ?* 
Der gejeglihe Notenbetrag derjenigen Banfen, welche auf 
ihr Emiffionsrecht verzichten, wächlt kraft gejetlicher Beftim- 
mung der Reichsbank zu. Dadurch erhöhte ſich der fteuer- 


30 Laband II 398. 3 BankG. 8.9. Ueber die Be- 

31 BankG. 88. 4, 5, für die | rechnung der Steuer: BankG. 
Reichsbank 8. 18. 8. 10; dazu die Strafbeſtimmung 

32 BankG. 8. 7; dazu die | in 8. 59 3. 2-8. 
Strafbeſtimmung 8. 58. 35 BankG. 8. 92; dazu ROB. 

33 Anl. zu BankG. 8.9, ROB. | 1876, 124, 170. 1877, 567. 
1875, 198. 
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freie Notenbetrag der Reichsbank von 250 Millionen auf 
273 875000 Mark d. i. 80%, aller Noten. % 

Eine Einziehung der fämmtlihen Noten einer Bank hat 
der Bundesrath anzuordnen, wenn die Banf das Emiſſions⸗ 
recht verloren bat, ferner wenn „ein größerer Theil“ der 
Noten einer Bank in beſchmutztem oder beſchädigtem Zuftande 
umläuft. Außerdem aber kann der Bundesrath auf Antrag 
feine Genehmigung zur Einziehung ertheilen, wenn nach⸗ 
gewiejenermaßen gefälfchte Noten einer Bank in Berfehr ges 
langt find. Der Bundegrath hat in ſolchem alle das bei 
der Einziehung zu beobacdhtende Verfahren genau anzuordnen, 
die Einlöfungsftellen zu bezeichnen, die Friften zu beftimmen 
u. ſ. wm. Die betreffenden Anordnungen find im Reichsgeſetz⸗ 
blatt zu publiciren. ?7 

VI Die Notenbanfen unterliegen einer fortwährenden 
ftaatlichen Aufficht, welche durch vom Reichskanzler zu 
ernennende Reihscommiffare ausgeübt wird, denen auf Ber- 
langen Einfiht in die Bücher, Gejchäftslocale und Caſſen 
zu gewähren ift. ® 

VII. Jede Aenderung des Bankſtatuts bedarf der 
Genehmigung des Bundesrathes, „fofern fie da8 Grund» 
capital und den Reſervefond, den Geſchäftskreis oder die 
Dedung der auszugebenden Noten oder die Dauer der Bes 
fugniß zur Notenausgabe zum Gegenftande haben.“ “Die 
Genehmigung darf nur ertheilt werden, wenn die Bank ſich 
den Borfchriften des $. 44 unterwirft. Weitergehende Be- 
Ihränfungen, welche etwa das Landesrecht bezüglich des 


36 A. Wagner 369. d. BR. v. 15. März 1878 (RGB. 
37 BankG. 8. 6. 6), 19. Oct. 1878 (RGB. 350) 
38 BankG. 8.48, vgl. dazu V. u.a. m. 
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Disconto-?ombard-Effecten- und Depofitengefchäftes ftatuirt, 
bleiben vorbehalten. 3 

VII. Notenprivilegien erlöjfchen“ 

1. durch Zeitablauf, 

2. durch Verzicht, 

3. durch Eröffnung des Concurſes über die Banf, 

4. durch Kündigung Seitens der Landesregierung bezw. 
des Bundesrathes nad) Maßgabe des Statutg, 

5. durch Richterfpruch. * 

Gerichtliche Klage auf Entziehung des Privilegs durch 
den Neichöfanzler oder die Yandesregierung des Domicils der 
Bank ift ftatthaft aus folgenden Gründen: 

1. wenn die Vorfähriften der Statuten, des Privilegiums 
oder des gegenwärtigen Geſetzes über die Dedung für 
die. umlaufenden Noten verlegt worden find oder der 
Notenumlauf die dur Statut, Brivilegium oder Gejeg 
beftimmte Grenze überfchritten hat; 

2. wenn die Bank vor Erlaß der in 8.45 erwähnten 
Bekanntmachung des Reichskanzlers außerhalb des durch 
$. 42 ihr angemwiejenen Gebiet3 die in $. 42 ihr unter: 
fagten Geſchäfte betreibt, oder außerhalb des durch 
8.43 ihr angewiefenen Gebiet3 ihre Noten vertreibt 
oder vertreiben läßt; 

3. wenn die Banf die Einlöſung präfentirter Noten nicht 
bewirft 
a) an ihren Sige am Tage der Präfentation, 

b) an ihrer Einlöfungsftelle ($. 44 Nr. 4) bis zum 


9 Banf®. 8. 47. Vollſtreckung des Urtheild ge- 
2 BankG. 8. 49. naue Borfchriften in 88. 51—53. 
1 Banft®. $. 50, über Die 


Das Bankweſen. 8.29. 97 


Ablaufe des auf den Tag der Präſentation folgenden 
Tages, 

c) an fonftigen durh die Statuten beftimmten Ein- 
löfungsftellen bi8 zum Ablaufe des dritten Tages 
nach dem Tage der Präfentation; 

4. fobald das Grundkapital fih durch Berlufte um em 

Drittheil vermindert bat. 

Die Klage ift im ordentlichen Verfahren und zwar als 
Handelsfache zu behandeln. 


III. Die Reichsbank. *2 | 


I. Durch Bertrag v. 17/18. Mai (RGB. 215)* ging 
die preußische Banf vom 1. Januar 1876 ab auf daS Neid) 
über. Das Betrieb3capital derfelben wurde auf 120 Millionen 
Mark feftgeftellt, welche in 40 000 auf den Namen lautende 
untheilbare und unfündbare Actien zu 3000 Marf zerlegt 
wurden. * Die Namen der Inhaber find in die Stammbücher 
der Bank einzutragen, dies allein ift rechtlich entfcheidend. Die 
Dividendenfcheine und Talons find auf den Inhaber ausge— 
ſtellt.“ Die Actien werden durch den Reichskanzler an Privat: 
perfonen begeben;* wobei den Antheildeignern der früheren 
preußischen Banf durch das Geſetz ein Borrecht gewahrt wurde.“ 
Das Neid) leiftete feine Einzahlung. 

Die Reichsbank ift fomit unzmeifelhaft eine Xctien- 
gejellfchaft des Privatrechtes; ift ala folche juriftifche Perfon* 
und fteht unter den Normen de gemeinen Handelsrechtes, 


2 BankG. 88. 12—41. #6 BankG. 8. 62. 

3 Dazu Preuß®. v. 27. März 7 BankG. 8.61 3.3. BankSt. 
1875, BankG. 8. 61. 8.2. 

BankG. 8. 23. 18 BankG. 8. 23°. 

5 BankSt. 88. 3—5. 


Zorn, Staatsrecht II. 1753 
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foweit nicht ein Specialvecht für fie gefchaffen wurde. Zu 
das Handelsregifter braucht fie jedoch nicht eingetragen zu 
werden.2? Die Reichsbank hat aber zugleich öffentliche 
Snterejjen zu wahren und fteht darum unter Aufficht und 
Leitung des Neiches; aus diefer eigenthümlichen Doppel- 
ſtellung erklären ſich folgende Rechtsſätze: 

1. Die Reichsbankbehörden und Reichsbankbeamten haben 
die Rechte von Reichsbehörden und Reichsbeamten; zwar 
find fie nicht Reichsbehörden und Reichsbeamte im ftaat3- 
rechtlihen Sinne, da die Reichsbank nicht Staatäverfehrs- 
anftalt und ihre Thätigkeit nicht ein Stüd des ftaatlichen 
imperium ift; in Anbetracht aber der öffentlichen Interefjen, 
denen die Reichsbank auch zu dienen hat, ift durch pofitive 
Vorſchrift den ReichSbanfbeamten der Rechtscharacter von 
Reichsbeamten zuertheilt worden. 5! 

Die Reichsbankbeamten werden theil3 vom Kaiſer, 
theild vom Reichskanzler, theils vom Reichsbankpräſidenten 
ernannt. 5? 

Kein Beamter der Reichsbank darf Actionär derfelben 
fein. °3 

2. Die Reichsbankcaſſe fteht vollkommen abgejchlofjen 
und jelbftändig neben der Reichscaſſe; für die Verpflichtungen 
der Reichsbank haftet nur die erftere und die Beamten werden 
nur aus diefer bezahlt. > 

3. Der Reichsbanketat ift fein integrirender Beſtandtheil 


9 BankG. 8. 66. 251) vb. v. 30. Mai 1881 (CBl. 
so BankG. 8. 12. 232). . 
51 BankG. 8. 281; dazu auch 52 BankG. 88. 27, 36. 

V. v. 19. Dec. 1875 (RGB. 378) 53 BankG. 8. 283. 

und v. 8. Juni 1881 (RGB. 4 BankG. 8. 282. 

117). v. 25. Juni 1881 (CBl. 


Dad Bankweſen. 8. 29. | 099 


des Neich&hauptetat, wird demfelben aber, foweit er das 
Directorium betrifft, als Anhang beigegeben und in der 
nämlichen ftaatsrechtlihen Form  feftgeftellt, ebenfo vie 
Sahresrechnung controlitt. Der Banketat, fomeit er nicht 
das Directorium betrifft, iſt durch den Kaifer im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrath aufzuftellen. 55 

4. Die Reichsbank und ihre Filialen find frei von der 
ftaatlichen Einkommen- und Gewerbefteuer, dagegen allen 
übrigen Steuern in$bejondere aljo Communalfteuern unter- 
worfen. 5° 

Die Reichsbank ift nicht definitiv errichtet, vielmehr wahrt 
dad Geſetz dem Reiche die Möglichkeit der Liquidation. 57 
So wie die deutfchen Bankverhältniſſe jetzt geordnet find, 
follen fie vorerft biß 1. Januar 1891 bleiben. An diefem 
Zeitpunkt aber hat das Reich die Möglichkeit einer dreifachen 
Entſcheidung. 

1. Es tritt keinerlei Aenderung ein, dann gilt die Reichs— 
bank immer wieder für je 10 Jahre prolongirt; jedoch bedarf 
es hiefür der Zuſtimmung des Reichstages. 

2. Das Reich kann die ſämmtlichen Antheile der Reichs- 
bank, welche fich im Privateigenthum befinden, zum Nenn- 
werth erwerben, dann geht auch die Hälfte des Reſervefonds 
auf das Reich über, die andere Hälfte ift unter die bisherigen 
Actionäre zu vertheilen. 

3. Das Reich kann die Bank liquidiren. Diefe Abficht 
des Reiches muß fpäteftens ein Jahr vor dem oben be- 


5 BankG. 88. 282, 29. Meber | 187I(RGB.173), 30. Mai 1880 
die Sontrole durch den Rech- (RGB. 119). 
nungshof, vgl. auch die ©. v. 56 BankG. 8. 21; dazu La— 
22. Mai 1817 (RGB. 499), | band II 400. 
1. Juni 1878 (RGB. 97), 5. Zuli 57 BankG. 8. 41. 
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zeichneten Zermine durch Faiferlihe mit Zuftimmung des 
Bundesrathed zu erlaffende Verordnung befannt gemacht 
werden. Zuftimmung des Reichstages iſt nicht erforderlich; 
verweigert der Reichdtag feine Zuftimmung (f. oben 3. 1) zur 
Fortführung der Bank, jo muß die Liquidation eintreten. 
Die Orundftüde kann das Reich zum Buchwerth übernehmen, 
die Hälfte des Reſervefonds fällt in die Reichscaſſe, die 
übrigen Beſtände find nah Maßgabe der ftatutarifchen Vor⸗ 
Ihriften durch das Directorium unter Leitung des Reich3- 
kanzlers zu liquidiren. 58 

Da mit dem 1. Januar 1891 alle Notenprivilegien der 
anderen Banken vom Reiche gekündigt werden fünnen, ° fo 
ergiebt ſich zu dieſem Zeitpunfte die gejegliche Möglichkeit, 
da8 gefammte Bankweſen neu zu ordnen, falls ſich die 
Principien auf welchen die Gejeggebung dermalen beruht, 
nicht bewährt haben follten 3. B. alfo eine Monopolbant 
für die Notenausgabe ohne jegliche Betheiligung von Privat: 
perjonen zu fchaffen; der Procentſatz der Reichsbanknoten 
betrug jchon i. J. 1880 80 p&t. des Gefammtumlaufes, 6 

II. Die Organifation der Reichsbank ift durch das 
Bankgeſetz und Banfftatut vollftändig geregelt. 

1. Oberfter Berwaltungschef der Reichsbank iſt der 
Reichskanzler. „Su Behinderungsfällen wird die Leitung 
durch einen vom Kaifer hiefür ernannten Stellvertreter wahr- 


5» Statut 88.31, 32. Dadurch | weiterer einheitlicher Regelung 
find die handelsrechtlichen Vor- des Notenbankweſens oder wenn 
ichriften ausgeſchloſſen. Kaband | eine Notenbank den Anordnun- 
Il 389. gen gegenwärtigen Gejeßed zu- 

5° ſ. oben ©. 91; dabei tft je- | widergehandelt hat. Ob dieſe 
doch zufichert: „Von Seiten des | Boraudjegungen vorliegen, ent- 
Bundesrathed wird eine Kün- | jcheidet der Bundesrath.“ 
Dizung nur eintyeten zum Zwede | A. Wagner 373. 


. ® . 
. L } ® 

® .». ® ® 
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genommen *,6! der jedoch nicht ftaatsrechtlicher Stellvertreter 
im Sinne de8 ©. v. 17. März 1878 fein fann.2 Analog 
diefem leßteren Geſetze kann auch gemäß obiger Vorjchrift des 
Banfgejeges eine Stellvertretung des Kanzler3 dauernd 
eingerichtet werden, da die Gefchäftsausdehnung „Behinde- 
rungsfall“ im Sinne des Gefeges ift. 

2. Die Verwaltung felbft wird geführt von einem 
Directorium, beftehend aus einem Bräfidenten und der 
erforderlichen Anzahl von Räthen, welche vom Kaifer auf 
Vorſchlag des Bundesrathes für Lebenszeit ernannt werden. 6 
Die Verwaltung ift nach den Borfchriften des Reichskanzlers 
zu führen, die Beſchlüſſe des Directorium3 werden mit ein- 
facher Stimmenmehrheit gefaßt. 

3. Bon der Reichsbank reffortiren 222 Filialen im Reich3- 
gebiet.* Kraft des Gefeges ift die Reichsbank berechtigt, 
jolde Filialen überall im Reichsgebiet anzulegen, ® die unter 
denjelben Rechtsvorſchriften wie die Gentralanftalt ftehen. 
Diefelben find entweder Reichsbankhauptſtellen, Reichs— 
banfftellen oder Reih3banfnebenftellen. Die erjteren 
werden auf Anordnung des Bundesrathe® an größeren 
Orten errichtet, an ihrer Spige muß ein aus mindeſtens 
zwei Perſonen beftehender Vorſtand ftehen, fie find dem 
Reihsbankdirectorium unmittelbar untergeordnet. 6 

Die Reichsbankſtellen werden vom Reichskanzler errichtet 
und find ebenfalls direct dem Reichsbankdirectorium unter: 


Rank. 8.26, vgl. dazu be- | fang 1881: die Reichsbank über- 
züglich der Stellvertretung CBl. | trifft in dieſer Beziehung alle con: 
1880, 801. tinentalen Banfen. 

62 Vgl. dazu oben B. J. ©. 65 BankG. 8. 12°. 

205°. 6 BankG. 88. 36, 123. Bal. 
6 BankG. 8. 27. die Aufzählung der Hauptitellen 
4 Died war der Stand An- | EBI. 1875, 802. 
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geordnet, die Reichsbanfnebenftellen werden vom Reichs⸗ 
banfdirectorium errichtet und find den Hauptftellen unter- 
geordnet. 67 

4. Die Aufficht über die Reichsbank führt das Reichs— 
banfcuratorium, beftehend aus einem vom Kaiſer er- 
nannten und 3 vom Bundesrath gewählten Mitgliedern 
unter Borfig des Reichskanzlers; ss daffelbe hält vierteljähr- 
fihe Sigungen ab zur Entgegennahme des Rechenfchafts- 
berichte8 der Verwaltung. Die Aufficht über die Filialen 
führen faiferlihe Specialcommiffare. 

5. Die privaten Actionäre find an der Verwaltung gleich- 
falls betheiligt, wenn auch nur in fehr untergeordneter Weife. 

a) Sie bilden eine Öeneralverfammlung.® Stimm- 
berechtigt in derfelben ift jeder anweſende Bertreter eines 
Antheilsfcheines für jeden Antheilsjchein (außer bei Wahlen, 
wo jeder Actionär nur eine Stimme hat)” doch kann eine 
Perſon nicht mehr als 100 Stimmen haben; die Beſchluß⸗ 
faflung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit, bei Stimmen- 
gleichheit entfcheidet die Stimme Ddesjenigen, der die meiften 
Antheile repräfentirt. 

Eine Beihlußfaffung der Generalverfammlung ift vecht- 
Ih nothwendig für Erhöhung des Grumdcapital3;”! bei 
fonftigen Abänderungen des Statutes muß die ©eneral- 
verfammlung gehört werden; außerdem erhält fie noch be— 
ftimmte Mittheilungen.?? 

b) Die Generalverfammlung wählt ferner in geheimer 


ii BankG. $. 37. 70 BankSt. 8. 24. 

$ 

® Bant®. 8. 30, Bantgı, | Bankst. 8. 23.21. 
Ei 16—22, dazu Laband IT| 7 Laband II 386. 
86. 
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Wahl einen Centralausſchuß,'s nah Art des Auffihts- 
rathes bei den gewöhnlichen Actiengefellichaften, beftehend aus 
15 Mitgliedern, für welche zugleih 15 Stellvertreter zu 
wählen find. Wählbar find nur Actionäre, welche mindeftens 
drei Antheilfcheine Haben. Der Centralausjhuß ift die 
„fändige Vertretung der Antheilgeigner gegenüber der Ber- 
waltung.” Sämmtliche Mitglieder und Stellvertreter müffen 
im Reichsgebiet, mindeftend je neun beider Kategorien in 
Berlin ihr Domicil haben. Alljährlich fcheidet ein Drittel 
der Mitglieder aus, die Ausfcheidenden find wieder wählbar. 
Beſchlußfähig ift der Centralausſchuß bei Anmwefenheit von 
fieben Mitgliedern. Aus beftimmten im Geſetz aufgeführten 
Gründen tritt ipso jure Berluft der Mitgliedichaft ein, ?* 
aus anderen Gründen kann der Ausschluß eines Mitgliedes 


von der Generalverfammlung verfügt werden. ”5 
Der Centralausſchuß tritt allmonatlich einmal zujammen, 
um die Berichte der Verwaltung entgegen zu nehmen’ und 


73 BankG. 88. 31—33, Bank: 
Gt. 88. 22—26. 

14 BankG. 8. 333: Concurs, 
Nichttheilnahme an den Ber- 
jammlungen während eines hal- 
ben Jahres, Verluſt einer der 
„orauäjepungen der Wählbar- 
eit 


75 BankG. 8. 33°: „Wenn 
ein Ausfchußmitglied dad Bank⸗ 
geheimniß ($. 39) verlegt, die 
durch jein Amt erlangten Auf- 
ſchlüſſe gemißbraucht oder fonjt 
das öffentliche Vertrauen ver: 
Ioren bat, oder wenn durd) das— 
ſelbe überhaupt das Intereſſe 
des Inſtituts gefährdet erſcheint, 
ſo iſt die Generalverſammlung 


berechtigt, ſeine Ausſchließung 
zu beſchließen.“ 

16 BankG. 8. 32: „Dem Cen— 
tralausſchuß werden in jedem 
Monat die wöchentlichen Nach— 
weiſungen über die Disconto-, 
Wechſel- und Lombardbeitände, 
den Notenumlauf, die Baar- 
fonds, die Depofiten, über den 
An und Berfauf von Gold, 
Wechſeln und Effekten, über die 
Bertheilung der Yonds auf die 
Zweiganftalten zur Einficht vor: 
gelegt, und zugleich die Ergeb— 
nifje der ordentlichen und der 
außerordentlichen Caſſenreviſio⸗ 
nen, jowie die Anfichten und 
Borihläge des Reichebanf-Di- 
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in den gefeglich beftimmten Fällen fein Gutachten abzugeben ; 7 
eine befchließende Competenz hat er nur ausnahmsweife. 7° 

c) Der Centralausſchuß wählt aus feiner Mitte eine 
Subceommiffion auf ein Jahr, beftehbend aus 3 Mit- 


rectoriumd über den Gang der | e) über die Höhe des Dis- 
Geſchäfte im Allgemeinen und | contofaged und des Lombard- 
überdieetwaerforderlihen Maß: | Zinsfußed, jomwie über Ber- 
regeln mitgetheilt.” : änderungen in den Örundfäßen 
m Bankö. 8. 32: | und Friften der Greditertheilung; 
a) über die Bilanz und die | t) über Vereinbarungen mit 
Gewinnberechnung, welche nad) | anderen Deutjchen Banfen (8. 19), 
Ablauf des Gejchäftsjahres vom ſowie über die in den Geſchäfts— 
Neichöbanf : Directorium aufge= | beziehungen zu denjelben zu beob» 
ftellt, mit deſſen Gutachten dem | achtenden Grundſätze. 
Reichskanzler zur definitiven Teit- Allgemeine Gejchäftsanwei- 
jeßung überreicht, und demnächſt jungen und Dienftinftruftionen 
den Antheildeignern in deren | find dein Gentralausichuffe als⸗ 
urdentliher Generalverfamm: | bald nad ihrem Erlaffe (8. 26) 
lung mitgetbeiit wird; i zur Kenntnignahnte mitzutheilen. 
b) über Abänderungen des  BantG. 8. 35: „Geſchäf 
R .8. 89: „ fte 
Beſoldungs. und Penſionsetats mit den Finanzverwaltungen des 
Reichs oder deutſcher Bundes- 
ſtaaten dürfen nur innerhalb der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
und des Bankſtatuts gemacht 
und müſſen, wenn andere als 
die allgemein geltenden Bedin— 
gungen des Bankverkehrs in An— 
wendung kommen ſollen, zuvor 
zur Kenntniß der Deputirten 
gebracht, und, wenn auch nur 
Einer derſelben darauf anträgt, 
dem Centralausſchuß vorgelegt 
werden. Sie müſſen unterbleiben, 
wenn der letztere nicht in einer 
beichlußfähigen Verſammlung 
mit Stimmenmehrheit für die 
Zuläſſigkeit ſich ausſpricht.“ 


ec) über die Beſetzung erledig— 
ter Stellen im Reich3banf-Direc- 
torium, mit Ausnahme der 
Stelle des Präfidenten, vor der 
Beihlußfafjung des Bundes: | 
raths (8. 27); 

d) über den Höchſtbetrag, bis 
zu welchem die Fonds der Bank 
zu Lombarddarlehen verwendet 
werden können. 

Der Ankauf von Effekten für 
Rechnung der Bank kann nur 
erfolgen, nachdem die Höhe des 
Betrages, bis zu welcher die 
Fonds der Bank zu dieſem 
Zwecke verwendet werden können, 
zuvor mit Zuſtimmung des Cen— 
tralausſchuſſes feitgefegt it; | 
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gliedern, für welche zugleich Stellvertreter zu benennen find 
„zu fortlaufender ſpecieller Controle über die Bermaltung 
der Reichsbank.“ Die Mitglieder dürfen den Sigungen des 
Directoriumd mit berathender Stimme beimohnen, ebenfo 
den Safjenrevifionen, fie fünnen jederzeit die Bücher prüfen. ”° 

d) Bei den Reichsbankfhauptftellen können in analoger 
Weile Bezirksausſchüſſe gebildet werden; der Reichs— 
fanzler ernennt die Mitglieder aus den Antheilgeignern; der 
Ausſchuß mählt aus feiner Mitte 2—3 Beigeordnete zur 
fortlaufenden fpeciellen Eontrole der Gejchäftsführung, ſoweit 
eine folche, ohne in den Gefchäftsgang ftörend einzugreifen, 
möglich if. Wo fein Bezirksausſchuß gebildet ift, ernennt 
der Reichskanzler diefe Beigeordneten.® 

III. Ebenſo ift der Geſchäftsbetrieb der Reihsbanf®! 

durch das Geſetz regulirt. 
A. Berpflihtungen der Reichsbank werden begründet 
durch Unterfchrift von zwei Mitgliedern des Directoriums, 
bei Hauptjtellen des PVorftandes, bei Stellen und Nebenftellen 
behält das Geſetz fpecielle Anordnung des Reichskanzlers 
por. 8? 

B. Das ganze Gejchäft ift beherrfcht von: Princip des 
ftrengften Geheimniſſes. Ueber alle einzelnen Gefchäfte, 
beſonders die mit Privatperfonen abgefchloffenen, ferner über 
den Umfang des gewährten Credites muß ftrengfte® Ge— 
beimniß beobachtet werden. Die Beamten find hiezu fchon 
traft ihres Dienfteides, die Mitglieder des Centralausſchuſſes 


79 BankG. 8. 34. 27. Dec. 1875 (CBl. 820). Bei 


0 BankG. 8. 36. BankSt. | den RBEtellen entjteht die Ver: 

ss. 27—29. pflihtung Durch Unterjchrift der 
1 Qaband II 391—393. beiden Mitglieber bes Borftandes 
82 Bank. 8. 38, dazu V. v. | oder deren Stellvertreter. 
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fowie die Beigeordneten werden fpeciell beim Amtsantritt 
biezu verpflichtet. Eine Durchbrechung des Geheimniſſes ift 
nur im Intereſſe der Rechtspflege nad) Maßgabe der gejeg- 
lihen Borfchriften über die Zeugnißpflicht ftatthaft. 8 

C. Die Reichsbank ift nicht wie die Poſt verpflichtet, die 
ihr angebotenen Geſchäfte zu übernehmen, * abgejehen von 
den unten zu erwähnenden Ausnahmen, fondern hat in diefer 
Beziehung das Recht völlig freier Entfcheidung wie jedes 
private Bankgeſchäft. Sie darf aber nur diejenigen Gefchäfte 
überhaupt machen, die ihr durch das Geſetz geftattet find, 85 
Es find dies folgende: 

1. Gold und Silber in Barren und Münzen kaufen und 
verfaufen; 

2. Wechjel, welche eine DVerfallgeit von höchſtens drei 
Monaten haben und aus welchen in der Regel drei, mindeftens 
aber zwei al3 zahlungsfähig befannte Berpflichtete haften, 
ferner Schuldverfchreibungen des Reichs, eines deutſchen 
Staat3 oder inländifcher fommunaler Korporationen, welche 
nach fpäteftens drei Monaten mit ihrem Nennwerthe fällig 
find, disfontiren, faufen und verfaufen; 

3. zinsbare Darlehne auf nicht länger als drei Monate 
gegen bewegliche Pfänder ertheilen (Lombardverfehr), und 
zwar: 

a) gegen Gold und Silber, gemlünzt und ungemünzt, 

b) gegen zinstragende oder ſpäteſtens nad) einem “Jahre 

fällige und auf den Inhaber lauiende Schuldverfchrei- 
bungen des Reichs, eines deutjchen Staat3 oder in= 


3 BankG. 8. 39. vb. StPO. 4 Raband II 391. 
8. 53, CPO. $. 348, ConcO. 5 BankG. 8. 13, Laband II 
8.5, dazu Laband II 394—5. | 389. 


Daß Bankweſen. 8.29. 107 


ländifcher kommunaler Korporationen, oder gegen 
zinstragende, auf den Inhaber lautende Sculd- 
verjchreibungen, deren Zinfen vom Reiche oder von 
einem Bundesftaate garantirt find, gegen voll einge- 
zahlte Stamm- und Stammprioritätßaftien und Prio- 
ritätöobligationen deutfcher Eifenbahngefellfchaften, 
deren Bahnen in Betrieb befindlich find, ſowie gegen 
Pfandbriefe landfchaftlicher, fommunaler oder anderer 
unter ftaatlicher Aufficht ftehender Bodenkreditinſtitute 
Deutjchlandd und deutſcher Hypothekenbanken auf 
Altien, zu höchſtens drei Viertel des Kurswerthes, 

c) gegen zindtragende, auf den Inhaber lautende Schuld- 
verfchreibungen nicht deutfcher Staaten, ſowie gegen 
jtaatlih garantirte ausländische Eifenbahn-Prioritätg- 
obligationen, zu höchftens 50 Prozent des Kurs- 
wertheg, 

d) gegen Wechfel, welche anerkannt folide Verpflichtete 
aufmeifen, mit einem Abjchlage von mindeftens 
5 Prozent ihres Kurswerthes, 

e) gegen Berpfändung im Inlande lagernder Kaufmanns⸗ 
waaren, höchſtens bis zu zwei “Drittheilen ihres 
Werthes; 

4. Schuldverſchreibungen der vorſtehend unter 3. b. be- 
zeichneten Art kaufen und verkaufen; die Geſchäftsanweiſung 
für das Reichsbank-Directorium ($. 26) wird fefttellen, bis 
zu welcher Höhe die Betriebsmittel der Bank in folchen 
Schuldverfchreibungen angelegt werden dürfen; 

5. für Rechnung von Privatperfonen, Anftalten und 
Behörden Inkaſſos bejorgen und nach vorheriger Dedung 
Zahlungen leiften und Anmeilungen oder Ueberweiſungen auf 
ihre Zmeiganftalten oder Korrejpondenten ausſtellen; 
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6. für fremde Rechnung Effekten aller Art, ſowie Edel⸗ 
metalle nad) vorheriger Dedung faufen und nad) vorheriger 
Üeberlieferung verkaufen; 

7. verzinsliche und unverzingliche Gelder im Depofiten- 
geihäft und im Giroverkehr annehmen; die Summe der ver- 
zinslihen Depofiten darf jedoch diejenige des Grundfapitals 
und des Nefervefonds der Bank nicht überfteigen; 

8 MWerthgegenftände in Verwahrung und in Bermwaltung 
nehmen. 

D. Außerdem enthält das Gefeg bezüglich des Geſchäfts— 
betriebe3 nocd) folgende Specialbeſtimmungen: 

1. Die Reichsbank muß alle ihr überwiefenen Guthaben 
des Reiches unentgeltlich verwalten, alle Zahlungen für das 
Reih annehmen und andrerſeits bis zur Höhe des Reichs— 
guthabens Zahlungen für daſſelbe feiften. ® 

In analoger Weife kann die Reichsbank auch die finan- 
zielle Gefchäftsführung für Einzelftaaten übernehmen und fie 
ift biezu Preußen gegenüber vertragsmäßig verpflichtet. °7 

2. Die Reichsbank muß das ihr angebotene Barrengold 
zum feften Sage von 1392 Mark pro Pfund fein gegen 
Reichsbanknoten annehmen. 8° 

3. Die Reichsbank darf nur die im Geſetz felbft be= 
zeichneten Werthpapiere lombardiren. Andrerjeit3 aber 
darf die Reichsbank Yombardpfänder ohne bejondere Benad)- 
rihtigung des Schuldner und ohne gerichtlihe Mitwirkung 
durch einen ihrer Beamten oder eine zu Verfteigerungen be= 
fugte Perſon öffentlich verkaufen und fih au dem Erlös 


5 BankG. 8. 22, BankSt. BankO. v. 5. Det. 1846 88. 21 
8. 11, vgl. auch CBl. 1875, 821. bis 25. 

MT BankG. 88. 222, 35, über 8 BankG. 8. 14. 
Preußen Bertr. $. 12, vb. Pr. | #9 Bant®. $. 13. 
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bezahlt machen oder wenn der verpfändete Gegenftand einen 
Börſen- oder Marktpreis hat, zu dieſem Preiſe jelbft einen 
nicht öffentlichen Verkauf vornehmen. ® 

4. Der Discontfag der Reichsbank ſowie der Zinsſatz 
für Darlehen ift öffentlich befannt zu machen. ?! 

5. Meber das Notengefchäft der Reichsbank gelten einmal 
alle oben S. 86 ff. erörterten Vorfchriften. Außerdem noch 
folgende Specialbejtimmungen: 

a) Die An und Ausfertigung, Einziehung und Ber- 
nihtung der Reichsbanknoten erfolgt unter Controle der 
Reichsichuldencommiffion, welcher zu diefem Zwed ein vom 
Raifer ernanntes Mitglied binzutritt. ꝰ 

b) Die Reichsbanknoten müfjen volle Dedung haben und 
zwar für ein Drittel in Baargeld (al3 ſolches gelten bier 
neben dem Geld auch Reichscaffenfcheine, Barrengold und 
ausländiſche Münzen) und für zmei Drittel in Wechjeln, 
die eine Berfallzeit von höchſtens 3 Monaten haben und in 
der Regel von 3, mindeftend aber 2 befannten zahlung2- 
fähigen Bürgen mitunterzeichnet find. 9? 

c. Die Reichſsbank muß auch alle Noten der anderen, 
dem Reichsgeſetz unterworfenen Banfen annehmen, ſowohl 
bei der Gentralanftalt als auch bei den Filialen in Städten 
mit mehr als 80000 Einwohnern als auch am Sig der 
Emiſſionsbank. Diefe Noten find entweder der letteren zur 
Einlöfung zu präfentiren oder zu Zahlungen an die Emiffiond- 
banf oder wenigſtens am Domicilsorte derfelben zu ver- 
wenden. 


Bank. 8.20, vgl. HGB. 3 BankG. 8. 17, dazu La⸗ 
a. 311, vgl. Laband II 399. | band II 396]. 

9 BankG. S. 15. 24 BankG. 8. 19. 

2 BankG. 8. 162. 
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6. Die Gewinnvertheilung ift durch Geſetz und Statut 
in folgender Weiſe geordnet: 

41, %, Dividende müfjen vertheilt werden, felbft wenn 
hiefür auf den Refervefond gegriffen werden müßte. Ge- 
ftattet jedoch der erzielte Gewinn eine höhere Dividenden- 
vertbeilung, jo find zuvörderſt 20 %, des Mehrgewinnes 
dem Nefervefond zuzumeifen, bis diefer den vierten Theil 
des Grundcapitales erreicht hat, der Reſt fällt zur Hälfte 
an die Reichscaſſe, zur Hälfte ift er an die Actionäre zu 
vertheilen. ft auf Grund dieſes Vertheilungsmodus die 
Dividende auf 8%, geftiegen, fo find vom Reſt °/, der 
Reichscaſſe zuzumeifen, zur Bertheilung an die Actionäre 
zu bringen. 

Dividendenrüdftände verjähren binnen 4 Jahren vom 
Fälligfeitstermin ab zum Vortheil der Bank. 


8. 30. 
Ans Gemerbemefen.! 


I. Die Principien des deutfchen Gewerberechtes und die Rechtsquellen. 
I. Die Gewerbeordnung v. 21. Juni 1869. 


Nah RB. a. 4 3.1. unterliegen der Beauffichtigung und 
Gejeggebung de Reiches die „Beitimmungen über den Ge— 
werbebetrieb.“ 


% BankG. 8. 24, BankSt. 
88. 142, 15. 

Laband ITS. 76, v.Rönne 
18.15 (fait ga ng veralte) ferner 
die verdienftvolle erichöpfende 
Monographie von Mar Seydel: 
das Gewerbepolizeirecht nach der 


Neichögewerbeordnung (1881), 
dann die Gommentare von Ja - 
cobi: die Gewerbegeſetzgebung 
im Deutfchen Reihe; Marci- 
nowäfi: die deutfche Gewerbe- 
ordnung 1880. Sehr eingehend 
ift das Gewerbewejen behandelt 
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Schon der norddeutſche Bund hatte demgemäß die Auf⸗ 
gabe in Angriff genommen, dem Gewerbeweſen eine einheit- 
fihe gefegliche Ordnung zu geben und zwar war man im 
Princip darüber nicht zweifelhaft, daß diefe Ordnung auf 
der Baſis einer möglichſt unbefchräntten Gewerbe freiheit 
zu beruhen habe, gemäß denjenigen Grundfägen, auf welchen 
die preußifche Gewerbegeſetzgebung bereit3 jeit den Edicten 
v. 2. Nov. 1810 u. 7. Sept. 1811 aufgebaut war und welche 
in der Gewerbeordnung v. 17. Januar 1845 neuerdings zu 
jpecialgefeglicher Durchführung gebracht worden waren.? Die 
im Allgemeimen Landrecht enthaltene Gewerbeordnung war 
auf dem principiell entgegengefegten Standpunkt der pofitiven 
Organifation des Gemwerbemefens durch den Staat aufgebaut. 
Die Gefete von 1810 und 1811 waren das Werk Harden⸗ 
bergd. Die renolutionären Bewegungen d. J. 1848 richteten 
fi merfwürdiger Weife u. a. auch mit großer Schärfe gegen 
den freiheitlichen Grundgedanfen der Gefeggebung von 1845; 
die daraus entjprungene „reactionäre” Geſetzgebung“ (2. v. 
7. Sebruar 1849) hatte aber feine lange Dauer. 

Die Regierung des norddeutjchen Bundes legte bereit3 
i. J. 1868 dem Reichstage den Entwurf einer umfaflenden 
Gewerbeordnung vor, weldhe an die Grundgedanfen des 
preußischen Rechtes anfnüpfte. Da jedoch zwifchen Regierung 
und Reichstag nicht fofort eine volftändige Einigung über 
den umfangreichen und tiefgreifenden Entwurf erzielt werden 


in zahlreichen Artikeln der 3. X. | bung entiprechende Redaction 
v. Holtzendorffs RLex., darunter | der Gewerbeordnung ift der 
bejonders eine Reihe vorzüglicher | Monographie von Seydel an 
Arbeiten von E. Meier. Eine | gefügt. 

befonderd dankenswerthe tem 2 EMeierin v. Holtzendorffs 
heutigen Stand der Geſetzge- Rer. s. v. Gewerbeordnung. 
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überaus detaillirte Faſſung bereit3 fehr dem Gedanken einer 
pollftändigen Organijation der Gewerbe durch den Staat. 


II. Reichs- und Landesrecht. 


Indem das Gemwerbemefen der Competenz des Reiches 
zugewieſen und von leßterem eine vollftändige Gewerbeordnung 
erlaffen wurde, haben die Einzelftaaten principiell jede Com- 
petenz, in dieſe Materie einzugreifen, verloren, e3 fer denn, 
daß das Reichsgeſetz ſelbſt für feine Ausführung oder Er- 
gänzung auf die von den Einzeljtaaten zu erlaffenden Recht3- 
läge verwies. 

Soweit die Gewerbeordnung Rechtsvorſchriften nicht ent- 
hält und auch nicht auf landesrechtliche Ergänzung verweift, 
wäre au allgemeinen Grundjägen anzunehmen, daß dem 
Principe der ©emerbefreiheit gemäß Befchränfungen nicht 
gewollt waren, bezm. die vorhandenen außer Kraft treten 
jollten.® Dies ift auch die Meinung von Yaband. That: 
jächlich aber fteht Yandesgewerbepolizeirecht neben dem Reichs⸗ 
recht in erheblihem Umfange in Kraft, ohne daß daffelbe 
die formelle Bafis feiner Rechtskraft in einem Auftrage des 
Neiches fände. Wenn die Motive zur Gewerbeordnung und 
ihnen folgend mehrere Schriftiteller (E. Meier) eine Unter: 
Iheidung zwiſchen Zulafjung zum Betriebe und Ausübung 
der Gewerbe machen und das Reichsrecht nur auf erftere, 
nicht auf leßtere beziehen, für legtere demnach auch jest noch 


5 Zaband IL 458f., Seydel | GewO: „Der Betrieb eines 
28f., 54f., 56, Jacobi 22, | Gewerbes ift Sedermann ge= 
Marcinowski 22, ©. Meier | ftattet, joweit nicht Durch dieſes 
8. v. Öewerbebetrieb 3. 4. Geſetz Ausnahmen oder Be— 

6 Dafür Ipricht jedenfalls auch | ſchränkungen vorgefchrieben oder 
der Wortlaut des 8. 1 der | zugelaffen find.“ 
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eine unbejchränfte Competenz der Einzelftaaten annehmen, 
jo Tann dies als richtig nicht zugegeben werden, da die Ge- 
werbeordnung in einer ganzen Weihe ihrer Vorfchriften fich 
doch unzweifelhaft auch auf die Ausübung von Gewerben 
bezieht? und überhaupt fraglich erfcheint, ob jene Unter- 
ſcheidung gemacht werden kann. 

Eine Löſung der jchmwierigen und zweifelhaften Frage 
wird vielmehr nur in dem Gate gefunden werden fünnen, 
daß die Reichsgewerbeordnung nicht alles Landes— 
gemwerbepolizeirecht befeitigen bezw. ausſchließen 
wollte, fondern nur dasjenige, was mit der Ge— 
werbeordnung unvereinbar tft.® Freilih wird dieſe 
Grenze unter Umftänden eine fehr ſchwankende fein? und es 
kann ſehr wohl gegen jenen Sat der Einwand erhoben 
werden: daß alle bejchränfenden Beftimmungen de3 Landes⸗ 
rechte unvereinbar jeien mit dem reichSrechtlichen Princip 
der Gewerbefreiheit: der Gefeßgeber wird fich weiterhin der 
Aufgabe nicht entziehen dürfen, auch diefe Frage einer klareren 
pofitiven Löſung zuzuführen, als welche fie bis jebt ge- 
funden bat. | 

Eine befondere Art von Verordnungen, auf welche die 
Gewerbeordnung mehrfach verweift, find die Orts ftatuten. 
Darunter find zu verftehen Verordnungen communaler Dr- 
gane. Sole find zur Ausführung der Gewerbeordnung 


7 Bal. 3. B. die Borfchriften | ° Vgl. über die Bedenken 
über den Schuß der gewerblichen | diefer Auffaffung 3. B. Die An- 
Arbeiter, über die gewerblichen | gaben bei Seydel 31! über 
Anlagen u. a. m. die bayrijche Prarid. Auch hier 

s So auch die preuß. AusfV. | dürfte die Bemerkung Seydels 
v. 4. Sept. 1869. Marci- | ©. 82 über die Örenzen bed 
nowski 22. Snterpretationsrechte8 zutreffen. 

8* 
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zuläffig, ſoweit leßtere jelbft die ausfpridt. Die Form 
derjelben richtet fich nach Landesrecht, doch Jchreibt das 
Reichsrecht vor: 1. vor Erlaß von Ortsftatuten müffen „die 
betheiligten &emerbetreibenden” „gehört“ werden, 2. Orts⸗ 
ftatuten bedürfen der Beftätigung der „höheren Berwaltungs- 
behörde”,1° 3. Ortsftatuten können von den Gentralbehörden 
„wegen Gejegmwidrigfeit” außer Kraft gefegt werden. !! 


III. Gewerbefreibeit und Monopolrecht des Urhebers.!2 


A. Jeder Deutſche hat Fraft der Reichsangehörigkeit nach 
der Berfafjung das Recht, frei feiner Ermwerbsthätigfeit zu 
leben und dafür den Schuß des Staates nad) Maßgabe der 
Gelege in Anfpruch zu nehmen. Die Ermerbsthätig- 
feit ift principiell frei und fteht infofern lediglich 
unter den Normen des Privatrehtd. Doch ergeben 
fih Schranfen für die freie Erwerbsthätigkeit der Privaten, 
infofern, als gewiſſe Erwerbszweige durch Staat3gefeß ganz 
oder zum Theil der privaten Erwerbsthätigkeit entzogen ſind: 
ein Beiſpiel hiefür bietet insbeſondere das Poſtweſen.!“ 

Andrerſeits ſtellt der Staat ferner trotz des Princips der 
Gewerbefreiheit für gewiſſe Erwerbszweige, welche principiell 
der privaten Concurrenz überlaſſen ſind, beſondere Voraus⸗ 
ſetzungen, ſei es bezüglich der Zulaſſung, ſei es bezüglich der 


10 Dies iſt die Terminologie | zieht Seydel nicht in die Dar- 
der GewO. Die nähere Be: | jtellung ein. E. Meier s. v. 
zeichnung der Behörden ift dem | &ewerbefreiheit. 

Landesrecht überlaffen (GewO. I RV. a. 3. GewO. $.1: „der 
8. 155%. Für Preußen ſ. die | Betrieb eines Gewerbes iſt Je—⸗ 
Angaben bei Marcinowöft. | dermann geftattet.“ 

1 GewO. 8. 142. 14 Seydel 6, 23. vgl. Hemd. 

12 Sendel 8. 4: Gewerbe- |$.5. . 
freiheit. Den Monopolſchutz be- 
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Ansübung auf, gleichfalls aus dem Gefichtspunft des öffent- 
lichen Intereſſes. !° 

Die erſteren Beſchränkungen ſind in Specialgeſetzen (die 
Gew.⸗O. nennt die Zoll-, Steuer- und Poſtgeſetze ſpeciell) 
enthalten, die legteren bilden den Hauptbeftandtheil der Ge⸗ 
mwerbeordnung. Dieje charakteriſirt fih fomit als 
ein Polizeigefeg auf der Baſis der Gewerbefrei- 
heit, !6 nicht al8 eine organifhe Ordnung des Ge- 
werbeweſens, wie eine jolde 3. B. das Allgemeine Land⸗ 
recht enthielt. 

Aus dem Princip der Gewerbefreibeit find im Gefeg 
jelbjt mehrere Conſequenzen befonder3 und ausdrüdlich ge- 
zogen: 

1. es gibt für das. Gemerberecht feinen Unterjchied von 
Stadt und Land; !? 

2. die Handwerker find nicht bejchränft auf den Verkauf 
der von ihnen felbit verfertigten Waaren ;'® 

3. bejondere Abgaben für den Betrieb von Gewerben, 
abgefehen von ftaatlichen und communalen Steuern, dürfen 
nicht mehr erhoben werden;!? 

4. jedermann kann gleichzeitig mehrere Gewerbe, ſowie 
dafjelbe Gewerbe in mehreren Niederlaffungen betreiben, ſowie 
außerhalb des Ortes der gewerblichen Niederlafjung perjön- 
lich oder duch Reifende Waaren auffaufen und Waarens 


25 Seydel | Bifchen Gewerbeweſens bemeift 
16 Laband er 457 f. Daß | das Gegentheil. 
aber ter Staat „das Gedeihen 7 GemD. 8. 2. 
und Blühen der Gewerbe — 18 Gemd. 8. 3, vgl. 8. 64 
nicht unmittelbar fördern” könne, 19 Gew.d. 8.72. 6. Sieier 
kann nicht zugegeben werben. | s. v. Gewerbeſteuer. 
Gerade die Geſchichte des preu⸗ 
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beftellungen auffuchen, legtere8 jedoh nur auf Grund eines 
Legitimationsfcheineg;?0 

5. die Preisbeftimmung für gewerbliche Erzeugniffe durch 
den Staat findet fünftig nicht mehr ftatt, abgefehen von den 
im Geſetz ſelbſt ausdrücklich zugelafienen Fällen ;?! 

6. bejeitigt find alle den Gewerbebetrieb bejchränfenden 
Vorſchriften confeffioneller Natur;?? ferner diejenigen Vor⸗ 
ihriften, welche die Zulaffung zum Gewerbebetrieb vom Be- 
fig de3 Gemeindebürgerrechtes abhängig machten;?3 ebenfo 
die den Gewerbebetrieb von Frauen befchränfenden Vor- 
ſchriften;“ dagegen find die Beichränfungen für Militär- 
perjonen und Beanıte ausdrüdlich aufrecht erhalten worden; ?5 


20 GewO. 88 3, 42, 44. Bal. 
Seydel49, ferner unten S. 149f. 

21 GewO. 8. 72, |. hierüber 
unten 146 f. 

22 G. über die Freizügigkeit 
v.1. Nov. 1867 (BGB. 55) 8.1. 

3 GewO. 8. 13. Marci- 
nowöfi 69, Seydel19?. „Nach 
dem begonnenen Gewerbebetriebe 
ift, ſoweit dies in-der beftehen- 
den Gemeindeverfafjung be— 
gründet ift, Der Gewerbetrei— 
ende auf Berlangen der Ge- 
meinde-Behörde nad) Ablauf 
von 
dad Bürgerrecht zu erwerben. 
Es darf jedoch in diefem Falle 
von ihm das ſonſt vorgejchrie- 
bene oder übliche Bürgerrechts— 
geld nicht gefordert und ebenſo 
nicht verlangt werden, daß er 
jein andermeit erworbenes Bür- 
gerrecht aufgebe.” 

2 GewDd.$.11 (vgl. HGB. 


a. 6; dazu Mandry 18 ff.) 
„Frauen, welche jelbftjtändig ein 
Gewerbe betreiben, können in 
Angelegenheiten ihres Gewerbes 
jelbititandig Rechtsgeſchäfte ab- 
ſchließen und vor Gericht auf- 
treten, gleichviel, ob ſie verhei- 
rathet oder unverheirathet find. 
Sie fünnen fi) in Betreff der 
Geſchäfte aus ihrem Gewerbe— 
betrieb auf die in den einzel- 
nen Bundesjtaaten bejtehenden 
Rechtswohlthaten der Frauen 


ı nicht berufen. Es macht hierbei 
drei Jahren verpflichtet, 


feinen lnterfchied, ob ſie das 
Gewerbe allein, oder in Ge— 


meinschaft mit anderen Berjonen, | 


ob fie daffelbe in eigener Perſon 
oder durd einen Stellvertreter 
betreiben.“ 

3 Gemd. $. 12?. RMilG. 
8.42, RBeamt®. 8.16, |. oben 
3.1390, 238. Für die Tandes- 
beamten das Landesrecht: pr. ©. 
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ebenjo die landesgefeglichen Vorjchriften über den Gemerbe- 
betrieb von juriftifchen Perjonen des Auslandes ; 26 

7. eine Entziehung des Rechtes zum &emerbebetrieb ift 
nur dann auf adminiftrativem oder gerichtlichem Wege zu—⸗ 
läffig, wenn die im Geſetz biefür aufgeftellten Vorausfegungen 
gegeben find ;?7 

8. aufgehoben find v. 1. Januar 1873 ab? alle Rechte 
von Zünften und faufmänniichen Corporationen, Andere vom 
Betriebe eine Gewerbes auszuſchließen, alle andermeitigen, 
ausschließlichen Gemwerbeberechtigungen, ſowie alle Zwangs⸗ 
und Bannrechte, welche mit ausfchlieglichen Gewerbeberedh- 
tigungen verbunden waren, außgenommen nur das Abdederei- 
gewerbe;?? ferner alle Bannrechte, deren Aufhebung nach dem 
Inhalt der Berleihungsurfunde ohne Entſchädigung zuläffig 
war; ferner der Mahl-, Brau⸗, Branntwein-, Gebäd- und 
Fleiſchzwang, fofern diefe Rechte nicht durch Vertrag des 
Bannpflichtigen mit dem Bannherrn begründet waren, 30 

Für ablösbar wurden erflärt alle übrigen, nicht direct 
aufgehobenen Zwangs- und Bannrecdhte, fofern die Berpflich- 
tung durch Grundbeſitz, Corporationsmitgliedfchaft oder Wohn- 
fig begründet war, fowie da8 Krugverlagsrecht. Die näheren 
Beftimmungen hierüber wurden der Landesgefegebung vor= 
behalten. 3! 


v. 17. Sanuar 1845 8.19, v. 29 Aber auch dieſes ift in 


10. Suni 1874, Preußen für ablösbar erklärt, 
236 Hemd. $. 121. G. v. 17. Dec. 1872, Kornfeld 
27 GewO. $. 1431, vgl. une | in v. Holgendorff3 RLex. 

ten ©. 149 1. » GewO. 88.4, 7, Ziff. 1-5. 


28 Brunner in v. Holbken- 
dorffs RLex. s. v. Bannrechte; 1 GewO. 88. 8,9 (Streitig⸗ 
Dareinomöh 38—59, Sey- | feiten). 
del 26 
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Zwangs- und Bannrechte ſowie ausschließliche Gemerbe- 
berechtigungen, ſoweit fie durch das Geſetz für aufgehoben 
oder ablösbar erklärt find, ebenfo Realgewerbeberechtigungen 
können fünftig nicht mehr begründet werden. 32 

B. Das Monopolreht des Urheber und Er- 
finderg.3 

J. Die Verwerthung geiftiger Producte ge— 
merblicher Natur ift nah Maßgabe des Geſetzes 
für einen befiimmten Zeitraum nur demjenigen 
geftattet, der die geiftige Arbeit geleiftet hat;’* 
in diefem princtpiellen Sage findet die Gemerbefreiheit nad) 
deutſchem echte ihr nothwendiges Correlat. 

Diefen Grundjag hat die Neichdgefeggebung nicht in 
einem einheitlichen, fondern in ſechs verjchiedenen Special- 
gefegen zur Durchführung gebradt: die Competenz des 
Reiches zum Erlaß diefer Gefege war ſchon durh RV. a. 4 
3.1 („Gewerbewefen“) gegeben,. wurde aber noch in 3.5 
(„Erfindungspatente”) und 6 („Schuß des geiftigen Eigen- 
thums“) bejonderd ftatuirt. Die ſechs Geſetze, welche ſich 
demnach ſämmtlich als Specialgeſetze zur Gewerbeordnung 
darſtellen, ſind 


32 GewO. 8. 10; über den Be⸗ | die reiche Specialliteratur, be— 


griff Reulgewerbeberechtigungen 
I. Seydel 20 u. die bier cit. 
Literatur; dazu Mandry $.16. 

33 Qaband II 468—490 be- 
handelt jehr eingehend und lehr- 
reich den Patentſchutz, läßt da⸗ 
gegen die übrigen durch Die Ge— 
jeggebung ftatuirten Monopol- 
rechte gänzlich unberüdfichtigt; 
vgl. ferner die einſchlägigen Ar- 
tifel v.&. Meier und Meves 
in v. Holbendorffd Rler. Dazu 


jonder8 an Kommentaren über 
das Patentgejeß und die Syiteme 
des Privatrechtes. Vgl. auch 
Mandry 8. 53 und beſonders 
Sei in Buſch Archiv XXXV 
027. 

s Dabei kann ed fich aber 
begrifflich nicht um ein „Eigen- 
thum“ handeln. 

Eine treffende Kritik des „gei- 
ftigen Gigentpums” I. bei La⸗ 
band II 468. 


7 
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da3 ©. v. 11. Juni 1870 (BGB. 339), 
das ©. v. 30. Nov. 1874 (RGB. 134), 
das G. v. 9. Januar 1876 (RGB. 4), 
das G. v. 10. Januar 1876 (RGB. 8), 
das G. v. 11. Januar 1876 (RGB. 11), 
das G. v. 25. Mai 1877 (RGB. 501). 

aille dieſe Geſetze beruhen auf dem gleichen oben prä—⸗ 
ciſirten Grundgedanken. Es iſt ſomit durchaus richtig, wenn 
Laband?es das Patentweſen in dem ſyſtematiſchen Zuſammen⸗ 
hange des Verwaltungs- ſpeciell des Gewerberechtes behan⸗ 
delt; es iſt aber zu eng, wenn dieſer Schriftſteller hier nur 
die Erfindungspatente beizieht, da die in den anderen ge- 
nannten Geſetzen conftituirten Monopolrechte genau das 
nänliche Princip zum Ausdrud bringen,” wenn daſſelbe 
bier auch theilweife über das gewerbliche Gebiet hinaugreicht. 

II. Die deutfche Gefeggebung ftatuirt ein Monopolrecht 
des Autors: 

1. bei Schriftwerfen, 37 

2. bei geographifchen, topographifchen, naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen, ardhiteftonifchen, technifchen und ähnlichen Zeichnungen 
und Abbildungen, welde nah ihrem Hauptzwed nicht als 
Kunſtwerke zu betrachten find, 3 

3. bei muſikaliſchen Compofitionen, 3° 


nppmn 


35 Staatsrecht II 470. oben aufgeführten Geſetze zu 
»6 Died führt richtig bezüg- | erörtern, vielmehr muß an die— 
ih des Marfenichuged aus | fer Stelle eine Skizzirung der 
Meves a. a. O., — beſon⸗ verwaltungsrechtlichen Grundge⸗ 
ders E. Meier s. v. Erfin⸗ banfen jener Gejege genügen. 
dungspatente ©. 717. Es kann 7 &.v. 11. Zuni 1870 $.1. 
felbftverftändlih nicht Aufgabe 38 ebenda 8. 48. 
eines ſtaatsrechtlichen Lehrbu 39 ebenda $. 45. 
fein, das geſammte Detail 
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4. für öffentliche Aufführung von dramatifchen, mufifa- 
lichen oder mufifaliich-dramatiihen Werfen, * 

5. für Werfe der bildenden Künfte, ausgenommen der 
Baukunft, * 

6. für Photographieen, * 

7. für gewerbliche Meufter und Modelle, * 

8. für andere gewerbliche Erfindungen jeder Art, aus— 
genommen wenn deren Verwerthung „den Geſetzen oder 
guten Sitten zumiderlaufen würde,” ferner „von Nahrungs-⸗, 
Genuß- und Arzneimitteln fowie von Stoffen, welche auf 
hemijchem Wege hergeftellt werden, ſoweit die Erfindungen 
nicht ein beftimmtes Verfahren zur SHerftellung der Gegen— 
ftände betreffen, “ 

9. für Waarenzeichen, *5 

10. für Faufmännifche Fremen. * 

II. Der Monopolfchug fteht zu Ziff. 1—7 dem Urheber, 
zu Biff. 8 dem Erfinder, zu Ziff. 9—10 der anmelden- 
den Firma zu, doch enthalten die Gefege in dieſer Be— 
ziehung mehrfah Modificationen, die eine Gewährung des 
Urheberſchutzes auch an andere Perfonen, ſpeciell den Heraus⸗ 
geber ſchon Fraft des Geſetzes ermöglichen.” Hinfichtlich 
der gemwerblihen Erfindungen ift übrigens ſcheinbar das 
Princip, daß der Schuß dem Erfinder gebühre, völlig ver- 


#0 ebenda 8. 50. 2; dazu Laband II 475 ff. 
* G—.v. 9. Januar 1876 88.1. | E. Meier s. v. Erfindungspa⸗ 
3, v. 10. Januar 1876 $. 8. tente 718, beſonders über den 
42 ebenda $.1, 11. Unterfchied von Erfindungen u. 
#3 1: v. 11. Januar 1876 | Entdedungen. 
88. 1, 2; dazu E, Meier in 5 G. v. 30. Nov. 1874 88.1, 
v. Holgendorffe RLex. s. v. 8, 13. 
Myſta ſchug 6 HGB. a. 15—27. 
1b, Mai 1877 88. 1, 7 G. v. 11. Suni 1870 8. 2. 
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laffen, indem primär der erjte Anmelder patentirt wird; * 
das Princip ift jedoch dem gegenüber dadurch gewahrt, 
daß dem Erfinder vermöge ded im Geſetz aufs genauefte 
geregelten Aufgebot3verfahrens die Erhebung des Einfpruches 
gegen Ertheilung des Batentes an den Anmelder geftattet 
und nach erfolgter Ertheilung des Patente auch eventuell die 
Erhebung einer Klage auf Nichtigkeitserflärung gewährt ift.*° 

IV. Der Monopolſchutz de Urheber hat bei den oben 
Ziff. 1—6 genannten Kategorien in der Regel nit zur 
Borausfegung, daß die Urheberfchaft durch einen öffentlich 
rechtlichen Akt formell beglaubigt ift: es bedarf alfa hier 
nur ded nach den Regeln des Livilrechtes zu erbringenden 
Beweijes der Urheberſchaft. Nur ausnahmsweiſe ift auch 
bei diefen Kategorien Anmeldung zu einer Eintragßrolle 
erforderlich, welche vom Stadtrath zu Leipzig geführt wird.’ 

Mufter und Modelle dagegen fünnen auf den Monopol: 
fhug nur Anspruch erheben, wenn unter Deponirung eines 
Eremplares die Eintragung bezw. Anmeldung zur Eintragung 
in ein Mufterregifter erfolgt ift, welche von den Gerichten 
zu führen find. 

Ebenfo find Marken in das Zeichenregifter einzutragen, 
um des Monopoljchuges tbeilhaftig zu werden,’ ferner 
Firmen in das Handelßregifter. 


# G. v. 25. Mai 1877 8.3, | Eintragdrolle für Werfe der 
vgl. Laband II 477; E. Meier | bildenden Künfte, V. d. RE. v. 
718. 29. eb. 1876 (CBl. 119). 

#2 G. v. 25. Mai 1877 88. 32, 531 &, v. 11. Sanuar 1876 
7:, 102; vgl. Zaband II 478. | 88.7, 9—13, ©. v. 30. Nov. 

> G. v. 11. Suni 1870 88.6*, | 1874 SS. 1, 3°. Vollz. v. d. 
11, 39—42, 52?, G. v. 9. Ja- RK. v. 29. Febr. 1876 über das 
nuar 1876 $. 9°. Weber die | Mufterregifter (CBl. 123), dazu 
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Gewerbliche Erfindungen endlich bedürfen gleichfall3 für 
den materiellen Monopolfhug einer formellen ftaatlichen An- 
erfennung, des fog. Patentes.” Zur Entfcheidung über 
Ertheilung, Zurüdnahme und Nichtigerflärung von Patenten 
ift eine bejondere Behörde eingefegt, das Patentamt. 
Daffelbe refjortirt vom Reichsamt des Inneren, ift collegia- 
fh organifirt und in 7 Abtheilungen formirt.3 Ihm liegt 
in feinen einzelnen Abtheilungen die Entſcheidung in allen 
Patentſachen ob, insbefondere find vor demfelben auch die 
contradictorifchen Verhandlungen zu pflegen, welche das Geſetz 
für den Fall der Erhebung des Einſpruchs Seiten? de3 
Erfinderd vorschreibt. Die Entfeheidungen des Patentamtes 
d. 1. einer Abtheilung defjelben können durch Beſchwerde an- 
gefochten werden, welche von einer oder mehreren anderen 
Abtheilungen des Patentamtes entjchieden wird. Das 
Patentamt hat die Patenturfunden auszufertigen, ein voll 
ftändiges Verzeichniß aller ertheilten Patente, die Batent- 
rolle, zu führen, die vom Geſetz vorgefchriebenen Publi— 
cationen in Patentfachen anzuordnen; für Crtheilung des 
Patentes wird eine einmalige und fodann meiter alljährlich, 
jo lange der Patentfehug dauert, eine jährliche Gebühr er- 
hoben. 55 

V. Der Monopolfhug hat folgenden Inhalt: Während 
der Zeitdauer des Schutzes ift Nachdrud, Nachbildung, Nach- 
ahmung des gefchügten Gegenftandes verboten; über die 


Pgchtrag v. 23. Juli 1876 (CBl. *1 G. v. 25. Mai 1877 88. 152, 
16, 25. V. v. 18. Juni 1877 
= ©. v. 25. Mai 1877 88.13 | $. 9. 
—20. KVollzV. v. 18. Juni 5 &.v. 25. Mai 1877 88.8, 
1877 (RGB. 533). 
5: Näheres Laband ILATIfF. 


' 
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Feftftellung des Thatbeftandes geben die Gejege ſehr detail- 
lirte Vorſchriften. 5 

Die Rechtsfolgen der Verletzung des Monopolſchutzes 
ſind theils civil- theils ſtrafrechtliche; ihre Feſtſetzung im 
einzelnen Fall erfolgt durch die ordentlichen Gerichte, über 
das hiebei zu beobachtende Verfahren enthalten die Geſetze 
ſehr detaillirte VBorfchriften. 55 Techniſche Fragen können von 
den Gerichten den ſog. Sachverſtändigenvereinen zur 
Begutachtung vorgelegt werden und dieſe Vereine können 
auf Anrufen der Parteien auch als Schiedsgerichte fungiren. 
In Patentſachen iſt das Patentamt der geſetzliche Sachver⸗ 
ſtändigenverein, für die übrigen Kategorieen ſind beſondere 
Vereine aus Perſonen, welche mit den Verhältniſſen des 
betreffenden Erwerbszweiges genau vertraut find, zu bilden. 5 

Der Monopolfhug ift vererblich und veräußerlich, 5° em 
Heimfallgrecht des Fiscus findet daran nicht ftatt. Zeitlich 
ift der Schuß in den verfchiedenen Gejegen verjchieden be- 
ftimmt: der Patentfhug dauert 15, der Schuß für Photo- 


Das Gewerbemeien. 8. 30. 


56 G. v. 11. Juni 1870 88.4 
bis 7, 44, 46-48, 50-56. ©. 
v. 9. Sanuar 1876 88.4—8, v. 
10. Sanuar 1876 88. 2. 4, v. 
11. Sanuar 1876 88. 4—6. dazu 
E. Meier 721. 

37 G. v. 11. Suni 1870 88.18 
bis 25, M—56. ©. v. 9. Ja⸗ 
nuar 1876 8.16, v. 10. Sanuar 
1876 8.9, v. 11. Sanuar 1876 
8. 14, v. 25. Mai 1877 SS. 34 
bis 40, v. 30. Nov. 1874 88.13 
bi8 19, dazu Laband II 484 
bis 485. 

53 &.v. 11. Zuni1870 88. 31, 
49, v. 9. Januar 1876 8. 162, 


v. 10. Sanuar 1876 8.10, v.11. 
Sanuar 1876 8.14?. G. v. 25. 
Mai 1877 8.18. Dazu V. d. 
NE. v. 29. Febr. 1876 (CHI. 
117), über die fünftleriichen pho— 
tographijchen und gewerblichen 
Sadverftändigenvereine, nebſt 
Nachtrag v. 16. Zuli 1879 (CBl. 
49%). 

9 G. v. 11. Juni 1870 8. 3, 
v. 9. Januar 1876 8. 2, v. 10. 
Januar 1876 8.7,v.11. Zanuar 
1876 8. 3, v. 25. Mai 18778. 6. 

© G. v. 11. Juni 1870 8.17, 
v. 9. Ranuar 1876 8. 15. 


128 Bud VIII. Die einzeln. Zweige d. Reichöverwaltung. 


negative Vorſchrift ift jedoch für die Begriffsbeſtimmung nicht 
vermerthbar, denn ihre Abficht ift nach Ausweis der Motive. 
nicht, den Begriff Gewerbe zu begrenzen, fondern nur ge= 
wiſſe Erwerbszweige, ſei e8 der Landes-, ſei es der Reichs— 
ſpecialgeſetzgebung vorzubehalten; überdies enthält die Ge- 
werbeordnung doch bezüglich mehrerer in $. 6 genannter 
Erwerbszweige Borfchriften. 2 

Für die Beftimmung des Begriffes Gewerbe ift zunächſt 
von Wichtigfeit der Sag: alle FZunctionen der Staat3- 
gemalt al3 folder können begrifflih nit Ge— 
werbe fein. Der Betrieb eines Gewerbes ift feiner 
Natur nah eine private Thätigfeit.e Ausübung 
der Staatdgewalt und &emerbefreiheit müſſen 
fih begrifflid ausjhliegen. Die Functionen der 
Staatsgewalt als ſolcher laſſen fich nicht ein für allemal 
erjchöpfend bejtimmen, find vielmehr wechjelnd und wandelbar 
je nach Zeit, Ort und Umftänden. Unmandelbares Merkmal 
eines jeden Staates ift nur die Souveränetät: was aber ein 


Befugniß zum Halten öffent- 


funde (vorbehaltlich der Bejtim- | 
liher Fahren und die Rechts— 


mungen in den 88. 29, 30, 53, 


80 und 144), die Errichtung 
und Berlegung von Apotheken 
und den Verkauf von Arznei- 
mitteln (vorbehaltlich der Be— 
ftimmung im $. 80), die Er: 
ziehung von Kindern gegen Ent- 
gelt, das Unterrichtsweſen, die 
advofatoriihe und Notariats- 
Prarid, den Gewerbebetrieb der 
Audwanderungdunternehmer u. 
Audwanderungsagenten,der Ber: 
fiherungsunternehmer und der 
Gijenbahnunternehmungen, den 
Bertrieb von Lotterieloofen, die 


verhältniffe der Schiffsmann— 
Ichaften auf den Seeſchiffen. 

Eine Berordnung des Bun- 
deöpräfidiums wird beftimmen, 
welhe Apotheferwaaren dem 
[reien Verkehr zu überlaffen 
in „" 

72 SeydelT, Marcinowski 
31, E. Meier in v.Holgendorffs 
Mer. s. v. Oewerbebetrieb. 
Demgemäß durfte au Seydel 
für Feititelung des Begriffs 
in $.2 nicht aus $. 6 argumen- 
tiren. 
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Staat kraft der Souveränetät als Staat in den Kreis feiner 
Aufgaben ziehen will, Tann ſich ſehr verfchieden beftimmen 
und die moderne Qulturentwidelung hat Vieles in die Auf: 
gaben de3 Staates einbezogen, was zu anderen Zeiten viel 
leiht gar nicht eriftirte oder wenigftend ganz der Privat⸗ 
induſtrie überlaffen war. Ein beſonders augenfälliges Beilpiel 
biefür bieten Bolt, Telegraphie, Eiſenbahnweſen. 

Dadurch ift aber nicht ausgeſchloſſen, daß aud 
der Staat Gewerbe betreibt. Daß der Staat aud) 
Privatperfon juriftifch fein kann, ift unzweifelhaft; als ſolche 
aber fann der Staat auch Gewerbe betreiben und unterliegt 
al3 Gemwerbetreibender principiell den Normen de3 BPrivat- 
und &ewerbepolizeirechted. Der Staat kann demnach neben 
Privatperſonen Fabrikbefiger, Bankier, überhaupt Gewerbe⸗ 
treibender jeder Art fein und thatjächlich ift Dies in weitem 
Umfange der Fall; das Reich betreibt ein Bankgeſchäft, die 
Einzelitaaten betreiben Gewerbe der verjchiedenften Art, man 
denke z.B. nur an den ſchwungvollen Gewerbebetrieb in den 
ftaatlihen Strafanitalten. 

Ja felbft dann ift der Begriff des Gewerbes nicht aus- 
gejchloffen, wenn ein Erwerbs zweig ganz für den Staat 
monopolifirt ift, 3. B. Pulverfabrifation, Tabadsfabrifation. 
Denn dabei kann es fih nicht um Aufgaben des Staates 
als folchen handeln, wie beim Verkehrsweſen; die Ordnung 
des lesteren vindicirt fi) heute der Staat als folcher, da 
er e3 für feine Pflicht hält, den Verkehr der Unterthanen 
fo viel als irgend möglih zu fürdern und zu erleichtern, 
das Bedürfniß der Unterthbanen nad) Tabad zu befriedigen 
dagegen kann nicht Aufgabe des Staates als ſolchen jein, 
wohl aber fann möglicher Weife der Staat aus finanziellen 
Gründen fich veranlaßt fehen, das Tabacksgewerbe ausjchließ- 

Zorn, Staatörcht. I. 9 
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Ich in feine Hand zu nehmen. Münzweſen, Maaß— 
und Gewichtsweſen, Poſt- und Telegraphenwejen 
find nur Staatsverwaltungszweige und entziehen 
fi jeder privatredtliden Betrachtung,“s beim 
Eijenbahnmefen wird die Entwidelung in Kürze ebenfalld 
dahin führen; auch für das Berficherungd- und Bankweſen 
ift der Geſichtspunkt des öffentlichen Intereſſes al3 ausfchließ- 
licher und damit die Mebernahme in Staatöverwaltung mög- 
ich; als Inhaber des Tabadmonopole dagegen wäre der 
Staat immer &emwerbetreibender; ob und was die Unter- 
thanen rauchen oder jchnupfen, Tann nicht Staatsintereſſe 
fein; das Staatsinterefle kann hier höchſtens fecundär maß- 
gebend fein. ?* | 

Zum Begriff des Gewerbes gehört außerdem noch, daß 
die betreffende Thätigfeit dauernd betrieben werde und auf 
Gewinn gerichtet fer.” 

Andere effentielle Momente für den Begriff 
Gewerbe laſſen fih nicht gewinnen. Insbeſondere 


73 So richtig Seydel 3°, 4. 
Bal. oben zu den betreffenden 88. 

14 Sehr treffend Seydel 3f.: 
„die amtliche Thätigkeit fallt 
nicht unter den Begriff des Ge- 
werbes, wenngleich fie von den 
Beamten zum Zwede des Er- 
werb8 übernommen wird. An- 
drerjeitd verliert eine Thätigfeit 
den Character des Gewerblichen 
nicht Schon dadurd), daß fie von 
einem Subject des öffentlichen 
Rechtes (Herricher, Gemeinde) 
unternommen wird. In jolddem 
Falle ift vielmehr zu prüfen, ob 
die betreffende Thaͤtigkeit ledig- 


lid den Zweck des Erwerbes 
verfolgt (eine rein fiscaliſche iſt) 
oder ob ſie unmittelbar auf die 
Wahrnehmung öffentlicher In: 
tereſſen abzielt. Trifft erſteres 
zu, ſo liegt Gewerbebetrieb vor; 
wenn letzteres, ſo kann von 
einem Gewerbe ſelbſt da nicht 
geſprochen werden, wo die be— 
zügliche Thätigkeit ein Erträg- 
niß abwirft.“ 

75 Das Moment des „Erlaub⸗ 
ten”, dad Seydel 1 noch be 
Kan iſt juriſtiſch ſelbſtverſtänd⸗ 
ich. 
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läßt fich ein Gegenfag zwifhen Gewerbe und „hö— 
berer Geiftesthbätigfeit” nicht conftruiren.’”” Iſt 
legtere eine amtliche oder fehlt ihr die auf Erwerb gerichtete 
Abfiht oder Handelt es fich um eine einmalige, wenn aud 
wiederholte, Thätigfeit, jo ift der Gewerbebegriff unanmend- 
bar: an fich aber ift die Befchäftigung von Aerzten, Jour⸗ 
naliften, Rechtsanwälten, Geiftlihen von Privatreligiong- 
gejellichaften eine gewerbliche, ſelbſt wenn der gemeine Spradj- 
gebrauch dieje Befchäftigungen nicht unter den Gewerbebegriff 
jubfumiren würde.” Ebenfo muß dies von der Land—⸗— 
wirtbihaft principiell gelten: auch die Urproduf- 
tion jeder Art ift ein Gewerbe.'s 

Dagegen ift Gejindedienft niht Gewerbe, 
Geſindedienſt ift überhaupt feine jelbftändige Be— 
Ihäftigung, fondern eine die Arbeit der Yamilien- 
glieder ergänzende Thätigleit: der Gefindedienft 
fann demnach begrifflih gar nicht fjelbftändig ge— 
faßt werden, fondern bildet ein Appendir der Fa— 


76 Webereinft. Seydel4, aber 
ipäter: „daß die wifllenichaft- 
lichen und künſtleriſchen Berufs: 
thätigfeiten Gewerbe in diejem 
Sinne nicht find, iſt ausdrück— 
lich bezeugt,“ vgl. auch S. 113. 
GewO. 8. 6 erimirt u. A. die 
Heilkunde, Erziehung von Kin- 
dern gegen Entgelt, dad Unter: 
richtsweſen, die Advocatur und 
das Notariat. | 

7 Seydel unterfcheidet zwi- 
fchen einem &ewerbebegriff „im 
Allgemeinen” und einem Ge— 
werbebegriff der RBewO. Den 
erfteren beftimmt er im Wejent- 


lichen übereinftimmend mit den 
Ausführungen ded Terted. Ob 
das zu Gebote ftehende Material, 
da 8.6 eine Begriffäbeftinmung 
unzweifelhaft nicht geben wollte, 
ausreicht, einen bejonderen 
Gewerbebegriff nach der RGBewO. 
auf der vagen Grundlage des 
„gewöhnlichen Sprachgebrau— 
ches“ zu conſtruiren, erſcheint 
ſehr zweifelhaft. Die Argumente 
Seydels hiefür ſind nicht 
zwingend. 

18 Vgl. hieher Seydel 4 aber 
dann 8. GewO. 8. 6 eximirt 
Bergweſen und Fiſcherei. 

9* 
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milie und ſteht principiell Lediglich unter den für 
legtere maßgebenden Gefiht3punften. 

Den Unterjchied zwifchen Handwerf und Gewerbe 
fennt das heutige deutfche Recht nicht: Handwerk ift Ge— 
werbe; juriftifch ift der Begriff des Handwerfes in 
dem des Gewerbes aufgelöft.” 

Ebenso befteht kein principielle8 Unterſcheidungsmerkmal 
zwilhen Fabrik und Gewerbe.so Wohl aber hat fi 
neuerdings ein ſtarkes Bedürfnig herausgeftellt nach beſonderen 
Rechtsſätzen für den gewerblichen Fabrikbetrieb. An fich ift 
der Geſichtspunkt Hier nur der, daß wie fonft fpecielle polizei- 
liche Normen für einzelne Gewerbe (Wirthe, Trödler ıc.) 
erlaffen, fo hier polizeiliche Normativbeftimmungen für ganze 
Kategorien von Gewerben gemäß der diefelben in eigenthüm- 
licher Weife charakterifirenden Methode der Arbeit für noth- 
wendig erachtet wurden. Demgemäß wäre vor allem eine 
pofitive gejegliche Firirung der charafteriftiihen Merkmale 
diefer ArbeitSmethode nöthig, eine Antwort auf die Frage: 
was ift eine Fabrik? Die neue fchweizerifche Gefeßgebung 
hat auch den Verſuch einer Beantwortung diefer Frage ge— 
macht.°! Die deutfche Gefegebung dagegen hat zwar in ein- 
zelnen Beziehungen ein umfaſſendes Fabrifrecht gefchaffen, 
die Frage: was tft eine Fabrik? Dagegen principiell un- 
beantwortet gelaffen und die Beantwortung nur dadurch 
einigermaßen erleichtert, daß pofitiv vorgefchrieben tft: auf 


? An einigen Stellen der | 1877 a. 1: „Fabrik ift jede in- 
GewO. ift jedoh der Begriff | duftrielle Anftalt, in welcher 
Handwerk ald ein fpecififcher | gleichzeitig und regelmäßig eine 
noch feitgehalten (8. 3, 642). | Mehrzahl von Arbeitern außer- 

°Bol.Seydelll,&.Meier | halb ihrer Wohnungen in ge- 
8. v. Yabrifgejeßgebung ©. 777. | jchlofjenen Räumen befchäftigt 

1 Eidg. FabrikG. v. 23. März | find.” 
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MWerkftättert, welche mit regelmäßiger Benugung der Dampf- 
fraft arbeiten, Hüttenwerke, Bauhöfe, Werften, finden die 
fabrifrechtlichen Beftimmungen der Gem.-D. „entfprechende 
Anwendung“ ;%? aber auch Bergwerfe, Salinen, Aufbereitungs- 
anftalten, unterirdifch betriebene Brühe und Gruben ftehen 
unter dem fpeciellen Fabrikrecht.ss Keineswegs aber wollte 
damit eine erfchöpfende Aufzählung der verfchiedenen Arten 
von Fabriken gegeben werden. 

Die Theorie, mwenigftens die juriftifche, ift demnach zur 
Zeit nicht in der Lage, auf die Frage nad) dem Begriffe 
Fabrik eine klare Antwort geben zu können. & 


II. Die Gewerbetreibenden. 


Das Geſetz kennt drei Kategorien von Gemwerbetreibenden: 
jelbftändige Gewerbetreibende, gewerbliche Stellvertreter, ge- 
- werbliches SHilfsperfonal. 


A. Selbjtändige Gewerbetreibende. 


I. Selbjtändiger Gewerbetreibender ift, wer auf eigene 
Berantwortlichleit, wenn auch nicht nothmendig 
auf eigene Rehnung® ein Gewerbe betreibt. Das Recht 


2 GewO. 8. 154°, in der | 1341. Nach den Motiven zum 
Faſſung des G. v. 17. Zuli 1878. | ©. v. 17. Suli 1878 wird „in 

ss GewO.s. 154°. Bol. Sey- | Anfehung der großen Mehrzahl 
del 1341— 125. Nach Seydel | gewerblicher Anlagen die Ans 
fallen die in GewO. 8. 154? ge= | wendbarfeit jenes Begriffes für 
nannten Betriebe „im Allge- ! die Praxis feinen Zweifel er- 
meinen nicht unter die Gewerbe- | regen.” 
ordnung”, da fie zur Urproduc« 5 „Eigene Rechnung” fordert 
tion gehören. E. Meier s. v. Gewerbebetrieb 
Bol. Seydel11 bei. N.7, | ©. 162. Bal. Seydel 12. 
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zum Gewerbetrieb ift ein höchſt perfünliches und erliicht mit 
dem Tode oder Wechjel des Inhabers. 

Die perfönlihe Dualification zum Gewerbebetrieb war 
in früherer Zeit theils generell, theils fpeciell flir die einzelnen 
Gewerbe von den verjchiedenften Vorausſetzungen perjünlicher 
und fachlicher Natur abhängig gemadt. Die Bewegung 
der neueren Zeit ging hauptfähli dahin, dieſe 
Beihränfungen fo vollftändig als möglich zu be— 
feitigen. Darin befteht mefentlich das Princip der Gemwerbe- 
freiheit; bereit3 oben bei Gelegenheit der Erörterung diefes 
Principe3 wurden Die mwichtigften derjenigen Schranfen an= 
gegeben, welche durch die deutſche Reichsgeſetzgebung in 
Confequenz des angenommenen ‘Principe bejeitigt wurden. 
Im Brincip ift jeder Deutfche frei, jedes Gemerbe 
an jedem Orte zu betreiben, aud in mehreren 
Niederlafjfungen, aud außerhalb des Domicil3- 
ortes, eine Perfon darf auch mehrere Gewerbe be— 
treiben. Eine Entziehung des Rechts zum Gewerbebetrieb 
überhaupt ift weder auf gerichtlichem noch Adminiftrativem 
Wege ftatthaft; eine jolche Unterfagung des Betriebes kann 
fih nur auf ein einzelnes beftimmtes Gewerbe beziehen und 
ift nur möglich) auf Grund pofitiver gefeglicher Voraus— 
fegungen.” (Darüber f. unten ©. 149.) 

II. Das Princip der Gemwerbefreiheit jhließt 
aber nit aus, daß der Ordnung halber alle Ge— 
werbetreibenden gewiſſen und einzelne Gewerbe— 
treibende befonderen polizeiliden Erforder- 
niffen unterworfen werden. % 


6 GewO. 88. 1, 3, 42. ss Affe nicht im Geſetz pofitiv 
7 Gemd. 8. 143. aufgeführten „Sonceffionen” find 
aufgehoben. GewO. 8.7, 3.5. 
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Demgemäß beftimmt das Geſetz: 

1. Alle Gewerbe ohne Ausnahme müſſen mindefteng 
gleichzeitig mit dem Beginn des Betriebes der nach Landes⸗ 
recht zuftändigen Behörde, in Preußen der Gemeindebehörde, 
angemeldet werden; die Anmeldung hat zu enthalten den 
Namen des Gewerbetreibenden, die Art des Gewerbes, den 
Beitpunft der Eröffnung, bei Preßgewerben (Buch- und 
Steindruder, Buch- und Kunfthändler, Antiquare, Reihbiblio- 
thefare, Inhaber von Xefefabinetten, Berfäufer von Drud- 
Schriften, Zeitungen und Bildern) auch eine genaue Angabe der 
°ofalitäten; die Behörde bejcheinigt die Anmeldung; bei 
Feuerverficherungsagenturen ift die Anzeige von dem Inhaber 
auh an die „zuftändige Behörde ſeines Wohnortes“, in 
Preußen die OrtSpolizeibehörde, zu richten. Abmeldung bei. 
Aufgabe oder Entziehung des Betriebes ift nur bei dem 
legtgenannten Gewerbe porgefchrieben.? 

2. Diejenigen Anlagen, „deren Betrieb mit un— 
gewöhnlihem Geräuſch verbunden ift,“ müffen der 
Drt3polizeibehörde angezeigt werden und zwar ſpä— 
teftend mit Beginn der Errichtung. Falls fi in der Nähe 
der Anlage Cultusgebäude öffentlich anerkannter Religions- 
gefelfchaften („Kirchen“), Schulen oder andere öffentliche 
Gebäude, Kranken oder Heilanftalten befinden, „deren be- 
ftimmungsgemäße Benugung durch den Gewerbebetrieb auf 
diefer Stelle eine erhebliche Störung erleiden würde,” bat 
die Ortspolizeibehörde an die höhere Verwaltungsbehörde 


9 GewO. 88. 14, 151; dazu | 4 Wochen) über etwa weiter 
Marcinowski 67. Strafbeit. | gehende Vorſchriften für An- 
8. 148 3.1, 2, 3 (Geldftrafe | und Abmeldung nad) Landes— 
bis 150 M. event. Haft bis | oder Neicheredht |. Seydel 49. 
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graphien 5, der Schug der Mufter und Modelle 1—3 Jahre 
nah Wahl des Gefuchftellerg, jedoch kann eine Ermeiterung 
bi8 auf 15 Jahre ftattfinden; die anderen Arten des Ur- 
heberfchuges endlih dauern bis 30 Jahre nach dem Tode 
des Urheber3 bezw. bei mehreren des letztverſtorbenen. 6! 

Wie aller Rechtsſchutz principiell, fo hat auch der Monopol- 
Ihuß feine territoriale Grenze an der Grenze des Staates; 
der Urheberſchutz ift jedoch pofitiv auch auf die im Ausland 
erfchienenen Werfe „inländifcher Urheber” ausgedehnt. Reich3- 
angebörigfeit ift rechtliche Vorausfegung für den Monopol: 
ſchutz nicht. e 

VI. Der Monopolſchutz erliſcht durch Ablauf der ge- 
jeglichen Zeit und duch Verzicht; bei Waarenzeichen ift immer 
die formelle Löfchung im Regiſter nöthig;6 der Patentſchutz 
geht auch zur Strafe verloren bei Nichtentrichtung der ge= 
jeglichen Gebühr binnen drei Monaten nach dem Fälligfeit3- 
termin; das Erlöjchen tritt ipso jure ein, ift aber in der 
Patentrolle zu vermerken. * 

Patente können ferner zurüdgenommen und für nichtig 
erklärt werden. Competent biezu ift das Patentamt in feiner 
7. Abtheilung ala Berwaltungsgericht ;°° gegen Entfcheidungen 
auf Zurüdnahme oder Nichtigkeit ift Berufung and Reichs— 
gericht geftattet. 66 

1 G. v. 25. Mai 1877 8.7, 63 G. v. 30. Nov. 1874 88.5, 
v. 10. Sanuar 1876 8. 6, v. 11. | 12. 
Sanuar 1876 8.8, v. 11. Zuni 4.9.25. Mai 1877 8. 9. 
1870 88. 8—16, 52, v. 9. Ja⸗ 65 G. v. 25. Mai 1877 8.143. 
nuar 1876 88. 9—14. V. v. 18. Zuni 1877 8.1. 

2 G.9.11.Xuni18708.611, | 6 ©. v. %. Mai 1877 8.321. 
v.9. Januar 18768.20,0.11.3a: | G. v. 16. Juni 1879 (RGB. 
nuar 1876 $. 93,16, v. 25. Mai | 157) 8.1. KVollzV. v. 1. Mat 


1877 8. 12, v. 30. Nov. 1874 | 1878 RGB. 90), Bis f. d. 
8.19. Neichögericht SS. 12 vb. 7. 
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Patente find auf Antrag für nichtig zu erklären, wenn 
fih ergibt, daß die Erfindung nicht patentfähig war; die 
Entſcheidung auf Nichtigkeit hebt ale Wirkungen des Patentes 
vollfommen auf, 6 

Zurücknahme de3 Patentes auf Antrag ift zuläffig: 1. wenn 
das Patent binnen 3 Jahren nach feiner Ertheilung nicht 
im Inland zur gewerblichen Verwerthung gelangte, 2. im 
Öffentlichen Interefje, wenn 3 Jahre nach der Ertheilung es 
fi) als nothwendig erweift, die gemerbliche Verwerthung 
einer Erfindung auch Anderen zu ermöglichen, der Patent» 
inbaber aber biezu feine Zuſtimmung verweigert (fog. Licenz⸗ 
zwang). 68 

Endlih Tann ohne Antrag eine Aufhebung oder Be- 
Ihränfung des Patentjchuges erfolgen, wenn eine Erfindung 
für Heer und Flotte oder fonft im Intereſſe der öffentlichen 
Wohlfahrt nugbar gemacht merden fol; die Entſcheidung 
hierüber fleht nur dem Reichskanzler zu; der Patentinhaber 
ift angemefjen zu entjchädigen; vermag hierüber eine gütliche 
Bereinbarung nicht erzielt zu werden, fo entjcheiden die Eivil- 
gerichte. 6 

IV. Der Begriff Gewerbe.’ 

Das Gefeg gibt eine Definition des Begriffs 
Gewerbe nit. Die Gew.-O. zählt nur in $.6 eine 
Reihe von Erwerbsthätigfeiten auf, auf welche „daS gegen- 
wärtige Geſetz“ „feine Anwendung” finden ſoll.“! Dieſe 


7 G. v. 25. Mai 1877 8. 10. | gegebenen Yafjung lautet: „Das 
6s G. v. 25. Mai 1877 8. 11. | gegenwärtige Setes findet feine 
9 G. v. 25. Mai 1877 $.5?. | Anwendung auf dad Bergweſen 
10 Seydel S$.1, 2. (vorbehaltlich der Beftimmungen 
71 8,6 in der ihm durch G. | der SS. 152, 153 und 154), die 
.23. Zuli 1879 (RGB. 267) | Fifcheret, die Ausübung der Heil« 


u 
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negative Vorſchrift ift jedoch für die Begriffsbeftimmung nicht 
vermerthbar, denn ihre Abficht ift nach Ausweis der Motive 
nicht, den Begriff Gewerbe zu begrenzen, fondern nur ge 
wiffe Erwerbszweige, jei e8 der Landes-, fei es der Reichs— 
pecialgefeggebung vorzubehalten; überdies enthält die Ge- 
werbeordnung doch bezüglich mehrerer in $.6 genannter 
Erwerbszweige Vorjchriften. 7? 

Für die Beitimmung des Begriffe® Gewerbe ift zunächft 
von Wichtigkeit der Sag: alle Functionen der Staat3- 
gemalt als folder können begrifflid nit Ge- 
werbe fein. Der Betrieb eines Gewerbe ift feiner 
Natur nah eine private Thätigfeit. Ausübung 
der Staatdgewalt und &emwerbefreiheit müfjen 
ſich begrifflid ausfhließen. Die Functionen der 
Staatsgewalt al3 folcher Taffen fih nicht ein für allemal 
erichöpfend beftimmen, find vielmehr wechſelnd und wandelbar 
je nach Zeit, Ort und Umftänden. Unmandelbares Merkmal 
eine3 jeden Staates ift nur die Souveränetät: wa3 aber ein 


kunde (vorbehaltlich der Beſtim- Befugniß zum Halten öffent: 
mungen in den 88. 29, 30, 53, | licher Fähren und die Rechts— 
80 und 144), die Errichtung | verhältniffe der Schiffsmann- 
und DBerlegung von Apotheken nalen auf den Seeſchiffen. 
und den Berfauf von Arznei: e Berordnung des Bun— 
mitteln (worbehaltlih der Be— beepräfibiums wird beitimmen, 
ftimmung im $. 80), die Er- | welhe Apotheferwaaren dem 
ziehung von Kindern gegen Ent= | freien Verkehr zu überlaffen 
gelt, dad Unterrichtäwejen, Die | find.” 

advofatorifche und Notariats- 72 Seydel7, Marcinowsfi 
Praxis, den Gewerbebetrieb der | 31, &. Meier in v. Holtzendorffs 
Auswanderungdunternehmer u. | RLex. s. v. Gewerbebetrieb. 
Auöwanderungdagenten,derBer- | Demgemäß durfte aud) Seydel 
ſicherungsunternehmer und der | für Feſtſtellung des Begriffs 
Eifenbahnunternehmungen, den | in $. 2 nicht aus S. 6 argumen= 
Vertrieb von Lotterielooſen, die | tiren. 
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Staat fraft der Souveränetät al8 Staat in den Kreis feiner 
Aufgaben ziehen will, kann fich ſehr verfchieden beftimmen 
und die moderne Eulturentwidelung hat Bieles in die Auf- 
gaben de3 Staates einbezogen, was zu anderen Zeiten viel- 
leidt gar nicht eriftirte oder wenigftend ganz der Privat- 
induftrie überlaſſen war. Ein beſonders augenfälliges Beifpiel 
hiefür bieten Poſt, Telegraphie, Eifenbahnmefen. 

Dadurch ift aber nicht ausgeſchloſſen, daß aud 
der Staat Gewerbe betreibt. Daß der Staat aud 
Privatperſon juriftifch fein kann, ift unzweifelhaft; als ſolche 
aber kann der Staat auch Gewerbe betreiben und unterliegt 
al3 Gewerbetreibender principiel den Normen des Privat- 
und Gewerbepolizeirechte®. Der Staat kann demnad) neben 
Privatperſonen Yabrikbefiger, Banfter, überhaupt Gewerbe⸗ 
treibender jeder Art fein und thatfächlich ift dies in weiten“ 
Umfange der Fall; das Reich betreibt ein Bankgeſchäft, die 
Einzelftaaten betreiben Gewerbe der verjchiedenften Art, man 
denke 3. B. nur an den ſchwungvollen Gewerbebetrieb in den 
ftaatlihen Strafanitalten. 

Ya ſelbſt dann ift der Begriff de Gewerbes nicht au8- 
gefchloffen, wenn ein Erwerbs zweig ganz für den Staat 
monopolifirt ift, 3. B. Pulverfabrifation, Tabadsfabrikation. 
Denn dabei kann es ſich nicht um Aufgaben des Staates 
al3 folchen handeln, wie beim Verkehrsweſen; die Ordnung 
des letzteren vindicirt ſich heute der Staat als ſolcher, da 
er e3 für feine Pflicht hält, den Verkehr der Unterthanen 
jo viel al3 irgend möglich zu fördern und zu erleichtern, 
das Bedürfniß der Unterthanen nah Tabad zu befriedigen 
dagegen kann nicht Aufgabe des Staates al3 folchen fein, 
wohl aber kann möglicher Weife der Staat aus finanziellen 
Gründen fich veranlaßt fehen, das Tabacksgewerbe augfchließ- 


Zorn, Staatsrecht. II. 9 
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Ich in feine Hand zu nehmen Münzweſen, Maaß- 
und Gewichtsweſen, Poſt- und Zelegrapbenwejen 
find nur Staatsverwaltungszweige und entziehen 
fih jeder privatrechtlichen Betrabtung,”? beim 
Eifenbahnmwefen wird die Entwidelung in Kürze ebenfalls 
dabın führen, auch für das DVerficherungd- und Bankweſen 
ift der Geſichtspunkt des öffentlichen Intereſſes als ausſchließ— 
licher und damit die Uebernahme in Staatöverwaltung mög 
(ih; als Inhaber des Tabadmonopoles dagegen wäre der 
Staat immer Gewerbetreibender; ob und was die Unter: 
thanen rauchen oder fchnupfen, Tann nicht Staatsintereſſe 
jein; das Staatsinterefje kann bier höchftens jecundär maß 
gebend fein. ?* 

Zum Begriff des Gewerbes gehört außerdem noch, daß 
die betreffende Thätigkeitt dauernd betrieben werde und auf 
Gewinn gerichtet fei.”° 

Andere ejjentielle Momente für den Begriff 
Gewerbe laſſen fih niht gewinnen. Insbeſondere 





13 Sp richtig Seydel 35, 4. 
Sg. oben zu den betreffenden SS. 

* Sehr treffend Seydel 3f.: 
„Die amtlihe Thätigkeit fällt 
nicht unter den Begriff des ©e- 
werbed, wenngleich fie von den 
Beamten zum Zwede des Er- 
werb3 übernommen wird. An— 
drerjeitö verliert eine Thätigkeit 
den Character des Gewerblichen 
nicht Schon dadurd), daß fie von 
einem Subject des öffentlichen 
Rechtes (Herricher, Gemeinde) 
unternommen wird. In foldem 
Falle ift vielmehr zu prüfen, ob 
die betreffende Thätigfeit ledig: 


li den Zweck des Erwerbes 
verfolgt (eine rein fiöcalifche ift) 
oder ob fie unmittelbar auf die 
Wahrnehmung öffentliher Sn- 
terefien abzielt. Trifft erfteres 
zu, jo liegt Gewerbebetrieb vor; 
wenn lettered, jo Tann von 
einem Gewerbe ſelbſt da nicht 
geiprochen werden, wo die bes 
zügliche Thätigkeit ein Erträg- 
niß abwirft.” 

75 Das Moment des „Erlaub- 
ten”, dad Seydel 1 noch be- 
Er iſt juriſtiſch ſelbſtverſtänd— 
ich. 
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läßt fich ein Gegenjag zwifhen Gewerbe und „hö— 
herer Geiſtesthätigkeit“ nicht conftruiren.’ Iſt 
legtere eine amtliche oder fehlt ihr die auf Erwerb gerichtete 
Abficht oder Handelt es fich um eine einmalige, wenn auch 
wiederholte, Thätigkeit, jo ift der Gewerbebegriff unanwend- 
bar: an fich aber ift die Beichäftigung von Aerzten, Your- 
naliften, Rechtsanwälten, Geiftlihen von Privatreligions- 
gejelichaften eine gewerbliche, felbft wenn der gemeine Sprad)- 
gebrauch dieſe Beichäftigungen nicht unter den Gewerbebegriff 
jubjumiren würde.” Ebenfo muß dies von der Land— 
wirthſchaft principiell gelten: auch die Urproduk— 
tion jeder Art ift ein Gewerbe. ”°® 

Dagegen ift Gefindedienft niht Gewerbe, 
Geſindedienſt ift überhaupt feine felbftändige Be— 
Ihäftigung, fondern eine die Arbeit der Familien— 
glieder ergänzende Thätigfeit: der Gefindedienft 
fann demnach begrifflih gar nicht felbftändig ge- 
faßt werden, fondern bildet ein Appendir der Fa— 


76 Webereinft. Seydel4, aber 
fpäter: „daß die wiflenichaft- 
lichen und Fünftlerifchen Berufd- 
thätigfeiten Gewerbe in dieſem 
Sinne nicht find, ift ausdrüd- 
lich bezeugt,“ vgl. auch ©. 113. 
GewO. $. 6 erimirt u. A. die 
Heilkunde, Erziehung von Kin- 
dern gegen Entgelt, dad Unter- 
richtsweſen, die Advocatur und 
dad Notariat. 

T Seydel unterjcheidet zwi- 
ſchen einem &ewerbebegriff „im 
Allgemeinen” und einem Ge— 
werbebegriff der RBewO. Den 
erfteren beftimmt er im Wefent- 


lichen übereinftimmend mit den 
Ausführungen des Terted. Ob 
das zu Gebote ſtehende Material, 
da 8.6 eine Begriffsbeftimmung 
unzweifelhaft nicht geben wollte, 
ausreicht, einen bejonderen 
Gewerbebegriff nach der RGewO. 
auf der vagen Grundlage des 
„gewöhnlichen Sprachgebrau- 
ches“ zu conſtruiren, erſcheint 
ſehr zweifelhaft. Die Argumente 
Seydels hiefür find nidt 
zwingend. ' 
78 Bol. hieher Seydel 4 aber 
dann 8. GewO. 8. 6 erimirt 
Bergwejen und Filcheret. 


9* 
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milie und fteht principiell lediglich unter den für 
legtere maßgebenden Geſichtspunkten. 

Den Unterfchied zwifchen Handmwerf und Gemerbe 
fennt das heutige deutfche Necht nicht: Handwerk ift ©e- 
werbe; juriftifch ift der Begriff des Handwerkes in 
dem des Gewerbes aufgelöft.” 

Ebenjo befteht Fein principielles Unterjcheidungsmerkmal 
zwilhen Yabrif und Gewerbe. Wohl aber bat fi 
neuerdings ein ſtarkes Bedürfniß herausgeftellt nach bejonderen 
Rechtsfätzen für den gewerblichen Fabrikbetrieb. An fi ıft 
der Geſichtspunkt hier nur der, daß wie ſonſt fpecielle polizeis 
Iihe Normen für einzelne Gewerbe (Wirthe, Trödler ꝛc.) 
erlaffen, fo bier polizeiliche Normativbeftimmungen für ganze 
Kategorien von Gemwerben gemäß der diefelben in eigenthiim- 
licher Weife charakterifirenden Methode der Arbeit für noth- 
wendig erachtet wurden. Demgemäß märe vor allem eine 
pofitive gefegliche Fixirung der charakteriftiichen Merkmale 
diefer ArbeitSmethode nöthig, eine Antwort auf die Frage: 
was ift eine Fabrif? Die neue fchweizerifche Gefeßgebung 
hat auch den Verſuch einer Beantwortung diefer Frage ge- 
madt.®! Die deutfche Gefeggebung dagegen hat zwar in ein- 
zelnen Beziehungen ein umfaflendes Fabrikrecht gefchaffen, 
die Frage: was ift eine Fabrik? dagegen principiell un- 
beantwortet gelaffen und die Beantwortung nur dadurd) 
einigermaßen erleichtert, daß pofitio vorgejchrieben ift: auf 


° An einigen Stellen der | 1877 a.1: „Fabrik ift jede in- 
GewO. ift jedoch der Begriff | duftrielle Anftalt, in welcher 
Handwerk ald ein fpecifiicher | gleichzeitig und regelmäßig eine 
nody fejtgehalten (SS. 3, 64%). | Mehrzahl won Arbeitern außer- 

so Vgl. Seydel11,E. Meier | halb ihrer Wohnungen in ge- 
s. v. Yabrifgejeßgebung ©. 777. | Ichloffenen Räumen beichäftigt 

2 Eidg. FabrikG. v. 23. März | find.” 
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Werkſtätten, welche mit regelmäßiger Benugung der Dampf: 
fraft arbeiten, Hüttenwerfe, Bauhöfe, Werften, finden Die 
fabrifrechtlichen Beitimmungen der Gew.⸗O. „entſprechende 
Anwendung”; aber auch Bergwerke, Salinen, Aufbereitung3- 
anftalten, unterirdifch betriebene Brüche und Gruben ftehen 
unter dem fpeciellen Fabrikrecht.ss Keineswegs aber wollte 
damit eine erfehöpfende Aufzählung der verjchiedenen Arten 
von Fabriken gegeben werden. 

Die Theorie, wenigſtens die juriftifche, iſt demnach zur 
Zeit nicht in der Tage, auf die Frage nad) dem Begriffe 
Fabrik eine klare Antwort geben zu können. ® 


II. Die Gewerbetreibenden. 


Das Geſetz kennt drei Kategorien von Gewerbetreibenden: 
jelbftändige Gewerbetreibende, gewerbliche Stellvertreter, ge= 
werbliches Hilfsperfonal. 


A. Selbftändige Gewerbetreibende. 


I. Selbftändiger Gemwerbetreibender ift, wer auf eigene 
Berantmwortlihfeit, wenn auch nicht nothwendig 
auf eigene Redhnung® ein Gewerbe betreibt. Das Recht 


2 GewO. 8. 1542, in der | 1341. Nach den Motiven zum 
Faſſung des ©. v. 17. Zuli 1878. | ©. v. 17. Juli 1818 wird „in 

ss GewO.8. 154°. Vgl. Sey: | Anfehung der großen Mehrzahl 
del 1341— 125. Nah Seydel | gewerblicher Anlagen die Ans 
fallen die in GewO. 8. 1543 ge= | wendbarfeit jened Begriffes für 
nannten Betriebe „im Su .! die Praxiß feinen Zmeifel er. 
meinen nicht unter die Gewerbe: | regen.” 
ordnung”, da fie zur Urproduc- 3 ‚Eigene Reung, fordert 
tion gehören. E. Meier s. v. Öewerbebetrieb 

4 Bol. Seydel 11 beſ. N.7, | ©.162. Dal. Seydel 12. 
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zum Gewerbetrieb ift ein höchft perfönliches und erlifcht mit 
dem Tode oder Wechjel des Inhabers. 

Die perfönlide Dualification zum &emerbebetrieb mar 
in früherer Zeit theils generell, theils fpeciell flir die einzelnen 
Gemerbe von den verjchiedenften Vorausfegungen perfönlicher 
und fachlicher Natur abhängig gemadt. Die Bewegung 
der neueren Zeit ging hauptſächlich dahin, dieſe 
Beſchränkungen fo vollftändig als möglich zu be— 
feitigen. Darin befteht wejentlich das Princip dev Gemerbe- 
freiheit; bereit3 oben bei Gelegenheit der Erörterung diefes 
Principes wurden die wichtigften derjenigen Schranken an= 
gegeben, melde Durch die deutſche Neichögefeßgebung in 
Confequenz des angenommenen Principe befeitigt wurden. 
Im Brincip ift jeder Deutfche frei, jedes Gewerbe 
an jedem Drte zu betreiben, auch in mehreren 
Niederlaffungen, auch außerhalb des Domicil3- 
ortes, eine Perfon darf auch mehrere Gewerbe be— 
treiben. Eine Entziehung des Rechts zum Cemerbebetrieb 
überhaupt ift weder auf gerichtlichem noch Adminiftrativem 
Wege ftatthaft; eine ſolche Unterfagung des Betriebes kann 
fih nur auf ein einzelnes beftimmtes Gewerbe. beziehen und 
ift nur möglih auf Grund pofitiver gefeglicher Voraus— 
fegungen.°” (Darüber ſ. unten ©. 149.) 

II. Das Princip der Gewerbefreiheit ſchließt 
aber nit aus, daß der Ordnung halber alle Ge— 
werbetreibenden gewiſſen und einzelne Gewerbe- 
treibende befonderen polizeilihden Erforder- 
nijfen unterworfen werden. % 


6 GewO. 88.1, 3, 42. ss Affe nicht im Gejeg pofitiv 
7 GewO. 8. 143. aufgeführten „Conceſſionen“ find 
aufgehoben. GewO. 8.7, 3.5. 
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Demgemäß beftimmt das Geſetz: 

1. Alle Gewerbe ohne Ausnahme müſſen mindefteng 
gleichzeitig mit dem Beginn des Betriebes der nach Landes⸗ 
recht zuftändigen Behörde, in Preußen der Gemeindebehörde, 
angemeldet werden; die Anmeldung bat zu enthalten den 
Namen des Gemerbetreibenden, die Art des Gewerbes, den 
Zeitpunft der Cröffnung, bei Preßgewerben (Buch- und 
Steindruder, Buch- und Kunfthändler, Antiquare, Leihbiblio- 
thefare, Inhaber von Lefefahinetten, Verkäufer von Drud- 
fhriften, Zeitungen und Bildern) auch eine genaue Angabe der 
2ofalitäten; die Behörde befcheinigt die Anmeldung; bei 
Feuerverficherungsagenturen ift Die Anzeige von dem Inhaber 
auch an die „zuftändige Behörde feines Wohnortes“, in 
Preußen die Ortöpolizeibehörde, zu richten. Abmeldung bei. 
Aufgabe oder Entziehung des Betriebes ift nur bei dem 
legtgenannten Gewerbe vorgejchrieben. 8° 

2. Diejenigen Anlagen, „Deren Betrieb mit uns 
gewöhnlidem Geräuſch verbunden ift,“ müffen der 
Drtspolizeibehörde angezeigt werden und zwar ſpä— 
teftend mit Beginn der Errichtung. Falls fich in der Nähe 
der Anlage Eultusgebäude öffentlich anerkannter Religions- 
geſellſchaften („Kirchen“), Schulen oder andere öffentliche 
Gebäude, Kranken oder Heilanftalten befinden, „deren be- 
fiimmungsgemäße Benugung durch den Gewerbebetrieb auf 
diefer Stelle eine erhebliche Störung erleiden würde," bat 
die Ortspolizeibehörde an die höhere Verwaltungsbehörde 


ss GewO. SS. 14, 151; dazu | 4 Wochen) über etwa weiter 
Marcinowski 67. Strafbeit. | gehende Borjchriften für An- 
8. 148 3.1, 2, 3 (Geldftrafe | und Abmeldung nad) Landes- 
bi3 150 M. event. Haft bi3 | oder Reichsrecht ſ. Seydel 49. 
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zu berichten, welche definitiv entfcheidet, ob der Weiterbetrieb 
zu unterfagen oder etwa unter befonderen Bedingungen zu 
geftatten fer, 

3. „Gefährliche Anlagen“, d. i. folche, welche durch 


die Örtliche Lage oder die Beſchaffenheit der Betriebsftätte - 


für die Befiger oder Bewohner der benachbarten Grundjtüde 
oder für das Publifum überhaupt erhebliche Nachtheile, Ge: 
fahren oder Beläftigungen herbeiführen können, bedürfen 
por der Errichtung einer befonderen Genehmigung 
der nach Landesrecht zuftändigen Behörde, ebenjo 
für jede Veränderung der Betrieböftätte und mwejentliche Ver- 
änderungen der Betriebdart.?! Dieſe Anlagen find dann im 
Geſetz jelbft aufgezählt und dem Bundesrath die Befugniß 
eingeräumt, das gefegliche Verzeichniß auf dem Verordnungs⸗ 
wege noch zu erweitern oder zu modificiren, jedoch vorbehalt- 
lich der nachträglichen Genehmigung des Neichdtaged.” 


 Gewd. 8. 27. Dazu die | Gewinnungdorte ded Materials 
Kritit von Seydel 68. errichtet werden, Olad- und 





„1 GewDd. 88.16, 25. dazu die 
Strafbeft. $. 147 3. 2 Geld— 
ftrafe bis 300 M. event. Haft) 
vgl. E. Meier ſ. v. „Sefähr- 
liche Anlagen”. Marcinowski 
11—83. Seydel 56. 

” GewO. $. 16 zählt als 
jolhe Anlagen auf: Schieß— 
pulver- Fabriken, Anlagen zur 
Teuerwerferei und zur Berei- 
tung von Zünditoffen aller Art, 
Gaöbereitungd- und Gasbewah- 
rungs= Anstalten, Anftalten zur 
Deitillation von Erdöl, Anlagen 
zur Bereitung von Braunfohlen- 
tbeer, Steinkohlentherr und 
Koaks, fofern fie außerhalb der 


Rußhütten, Kalk, Ziegel- und 
Gypsöfen, Anlagen zur Ge— 
winnung rober Metalle, Röſt—⸗ 
fen, Metallgießereien, fofern 
fie nicht bloße Tiegelgießereien 
find, Hammerwerfe, chemijche 
Tabrifen aller Art, Schnell- 
bleichen, Firnißſiedereien, Stärfe- 
fabrifen, mit Ausnahme der 
Habrifen zur DBereitung von 
Kartoffelitärte, Stärfeiyrups- 
Tabriten, Wachstuch-— Darın- 
ſaiten- Dachpappen- und Dach⸗ 
filzfabriken, Leim-, Thran- und 
Geifenfiedereien, Anodenbren- 
nereien, Snochendarren, Knochen- 
fochereien und SKnochenbleichen, 
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Landesrechtlich Tann durch Ort3ftatut beftimmt werden, daß 
„einzelne Ortstheile“ „vorzugSweife” zu derartigen Anlagen 
zu benußen oder andrerfeit3 davon freizulaffen feten.°3 
Das Berfahren für Ertheilung der ftaatlichen Genehmi- 
gung ift theilweife im Geſetz felbft normirt, im übrigen der 
Feitftelung durch das Landesrecht überlaſſen.“ Die Ge- 
nehmigung kann auch unter Bedingungen ertheilt werden. 
Diefelbe bezieht fih nur auf die Betriebsftätte und die Be- 
trieb8art; in der Perfon des Inhabers beftehen gejeßliche 
Vorausſetzungen nicht, es Tann fomit eine Anlage ohne neue 
Genehmigung auf eine andere Perfon übergehen. 

- Die Genehmigung zur Errichtung einer Anlage im Sinne 
des 8. 16 (ebenfo die Conceſſion nad) 88. 30, 32, 33) erlifcht, 
falls nicht binnen einem Jahre die Errichtung bezw. Aus- 
übung wirklich erfolgte. Es kann jedoch fehon zugleich mit 


Zubereitungsanjtalten für Thier- 
haare, Talgſchmelzen, Schlächte- 
reien, Gerbereien, Abdedereien, 
Poudretten- und Düngpulver: 
Fabriken, Stauanlagen für 
Waſſertriebwerke. 

Dazu kamen durch ©. v. 2. 
März 1874 (RGB. 19): Hopfen- 
Schwefeldörren, Aöphaltkoche- 
reien und Pechfiedereien, ſoweit 
fie außerhalb der Gewinnung? 
orte des Materiald errichtet wer- 
den, Strohitoffpapier- Yabrifen, 
Darmzubereitungd = Anftalten, 
Fabriken, in welchen Dampftefiel 
oder andere Blechgefäße durch 
Bernieten bergeftellt werden; 
ferner durch V. d. BR. 26. Zuli 
1881 (RGB. 251), 12. Suli 
1882 (RGB. 123): Rali-Tabrifen 
und Anftalten zum Imprägniren 


von Holz mit erhisten Theer— 
Dlen; Kunftwollefabrifen und 
Gewerbeanlagen für Herjtellung 
von Celluloid. Beſondere Bor: 
Ichriften die in Diefen Zufammen- 
bang gehören enthält ferner die 
Gewd. noch in 8. 23° für Stau- 
Anlagen bei Wafjerwerfen, 5.23? 
für öffentl. Schlachthäuſer, 8. 24 
für Dampftefjel, dazu V. d. BR. 
v. 29. Mai 1871 (RGB. 122), 
8.28 für dur Wind bewegte 
Triebwerke. Vgl. auch E. Meier 
s. v. Dampfkeſſel, Marci- 
nowski 87—104 fpeciell über 
das ergänzende preußijche Recht. 

3 Gemd. 8. 233. 

* GewO. 88. 17—22. Dazu 
Seydel 59 f. 

> GewD. 8. 25. 
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Ertheilung der Genehmigung ftaatlicherfeit3 eine beliebige 
Frift gefet werden, „binnen welcher die Anlage bei Ber- 
meidung des Erlöfchen® der Genehmigung begonnen und 
ausgeführt und der Gewerbebetrieb angefangen werden muß.“ 
Auch kann die außerdem kraft Geſetzes bejtimmte einjährige 
Friſt auf Antrag verlängert werden, „ſobald erhebliche Gründe 
nicht entgegenftehen.“ inftellung des Betriebes hat, wenn 
fie 3 Jahre gedauert hat, ohne dag Friftung bewilligt wurde, 
das Erlöjchen der ertheilten Genehmigung zur gejeglichen 
Folge. Die Friftung darf für die Anlagen des $. 16 micht 
verfagt werden, jo lange „wegen einer durch Erbfall oder 
Concurserflärung entftandenen Ungemißheit über das Eigen- 
thum an einer Anlage oder in Folge höherer Gewalt, der 
Betrieb entweder gar nicht oder mit erheblichem Nachtheile 
für den Inhaber oder Eigenthlimer der Anlage ftattfinden 
fann. "9% . 

4. Während fonft eine Organifation der Gewerbe durch 
den Staat dur) das Princip der Gewerbefreiheit ausge⸗ 
ſchloſſen ift, behält das Gejeg bezüglich einzelner Gewerbe 
doch dem Staate die Möglichkeit einer folhen vor und zwar 

a) für die dem öffentlichen Perſonen- oder 
Güterverkehr innerhalb eines Ortes durch Fuhr— 
werfe, Gondeln, Sänften, Reit- oder Rajtthiere 
oder andere Transportmittel dienenden Gewerbe, 

b) die Gewerbe von Perſonen, welche auf öffent- 
lihen BPBlägen oder Straßen ihre Dienfte an— 
bieten, ?? 

c) da8 Gewerbe der Pfandleiher” ſowie der 

% GewO. 88. 49. 50. » GewO. 88. 34, 38 in der 


7 Hemd. 8. 37. Faflung des ©. v. 23. Zuli 1879 
a. 4 (RGB. 267). Seydel 93. 
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gewerbemäßige Anlauf beweglider Saden mit 
Gewährung des Rückkaufsrechts. Jedenfalls bedürfen 
Pfandleiher und Rückkaufshändler einer Erlaubniß (darüber 
f. unten Ziffer 6). Außerdem aber fann Umfang der Be- 
fugniffe und Verpflichtungen, wie Gefchäftsbetrieb der Pfand- 
leiher und Rückkaufshändler ganz von Staatswegen geordnet 
werden. „Soweit es fih um diefen Gejchäftsbetrieb handelt, 
gilt die Zahlung des Kaufpreifes als Hingabe des Darlehens, 
der Unterfchied zwifchen dem Kaufpreife und dem verabredeten 
Rückkaufspreiſe ald bedungene Vergütung für das Darlehen 
und die Berpfändung der Sache als Verpfändung derjelben 
für da8 Darlehen.“ 

Competent zu derartigen Anordnungen ift ad a) und b) die 
DOrtspolizei — ade) die Centralbehörde, in letzterem Fall 
jedoch nur, ſoweit die Landesgefege nicht Beftimmungen treffen.“ 

d) für Trödler — „Handel mit gebrauchten Kleidern, 
gebrauchten Betten oder gebrauchter Wäfche, Kleinhandel mit 
altem Metallgeräth oder Metallbruch oder mit Garnabfälen 
oder Dräumen von Seide, Wolle, Baummolle oder Leinen” — 
und Gefindevermiether fann durch die Centralbehörden, 
abgefehen von der für dieſe Gewerbe erforderlichen Conceſſion 
(f. unten Ziff. 6) vorgefchrieben werden, wie fie „ihre Bücher 
zu führen und welcher polizeilichen Controle über den Um— 
fang und die Art ihres Gejchäftsbetriebes fie ſich zu unter- 
werfen haben. *% 

e) Außerdem können im Grenzzollbezirk bezüglich aller 
ftehenden Gewerbe durch die oberfte Yandesfinanzbehörde alle 
Anordnungen erlaffen werden, welche zur Sicherung des 
Zollintereſſes als nothwendig erfcheinen. 190 


GewO. 8 35% ©. v. 10 VereinszollG. v. 1. Zuli 
23. Zuli 1879 a. 4, III | 1869 (BGB. 317) $. 124°. 
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5. Eine Approbation des Staates, melde auf 
Grund einer abgelegten Prüfung ertheilt wird, 
und welche nicht auf Zeit ertheilt werden darf, ift zum 
Beginne des Betriebes bei folgenden Gewerben nöthig: 

a) bei Seefahrern, ſ. hierüber unten $. 40. 

b) bei Hebammen; das Neichörecht fordert nur Prü- 
fung und Approbation; die näheren Borfchriften hierüber 
feftzuftellen ift dem Landesrecht überlaſſen; die Approbation 
it ſomit immer eine einzelftaatliche und demgemäß auch nur 
für den betreffenden Einzelftaat rechtskräftig ; 102 

c) landesrechtlich kann das Gewerbe der Markſcheider 
von einer Prüfung abhängig gemacht werden; los 

d) bei Aerzten.!% 

Die Gewerbeordnung erimirt in $. 6 die ärztliche Thätig- 
feit von ihrer Geltung, fordert aber doch in 8. 29: für die 
Ausübung des ärztlichen Berufes ftaatliche Approbation. 9 

Perfonen, welche ſich als Aerzte, fei es allgemein, fei es 
für einen beftimmten Zweig des ärztlichen Berufes (Wundz, 
Augen, Zahn, Thier-Aerzte, Geburt3helfer) oder mit gleich- 
bedeutenden Titeln „bezeichnen oder Seitens des Staates oder 
einer Gemeinde als ſolche anerkannt oder mit amtlichen 
Funktionen betraut werden follen,“ bedürfen einer Approbation, 
welche nur auf Grund einer bejtandenen Prüfung ertbeilt 
werden Darf, „ed darf die Approbation jedoch von der vor= 
berigen afademifchen Doctorpromotion nicht abhängig gemacht 


101 GewO. 8. 401. | 195 8.29 gilt auch auf Grund 
102 GewO. 8. 30°. Geydel| ded ©. v.15. Zuli 1872 (KGB. 
117. A. A. Sacobi 612. 350) in Eljaß-Lothringen, dazu 


108 GewO. 8. 343 in der| V. v. 19. Suli 1372 (RGB. 
Fafſung des ©. v. 23. Juli 1879 | 351), dazu die Strafbeft. $. 147 
(RGB. 267) a. 4. 3. 3 (Geldftrafe bis 300 M. 

194 &, Meier s. v. Merzte. | event. Haft). 
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werden;“ „Doctor medicinae* ift jedenfalls, obwohl die Er- 
werbung des Doctorgrades gefetlich nicht mehr Beftandtheil 
der vom Gejeß geforderten Prüfung fein darf, als ein dem 
ärztlichen gleichbedeutender Titel zu betrachten. !% 

Das Prüfungs: und Approbationsverfahren ift vom 
Reiche genau durch zahlreiche Verordnungen ded Bundesrathes 
geordnet. 10° Der Bundesrath bezeichnet mit Rückſicht auf 
das vorhandene Bedürfniß in verjchiedenen Theilen des 
NeichSgebietes die Behörden, welche für das ganze Reich 
gültige Approbationen zu ertheilen befugt find und erläßt die 
Borfchriften über den Nachweis der Befähigung, 108 

Die ertheilte Approbation bezieht fi auf den ganzen 
Umfang des Heilberufes, nur für Zahnbeilfunde dürfen be- 
fondere Approbationen ertheilt werden. Die Namen der 
approbirten Perjonen werden im Gentralblatt für dag Deutſche 
Reich publicirt. Ausnahmsweiſe kann auch eine Dispenfation 
von der Prüfung. dur) den Bundesrath erfolgen. 1® 

Im übrigen ift die Ordnung der Rechtöverhältniffe der 
Aerzte dem Landesrecht überlaffen. 

e) Bei Apothefern.!!° 

Auch die Apotheker bedürfen einer auf Grund einer ab- 
zulegenden Prüfung, vorbehaltlich jedoch auch hier der gemäß 
GewO. 8. 29°, ftatthaften Dispenjation ertheilten Appro- 


16 A. A. Seydel 115. 108 GewO. 8. 29°. 

107 Für Aerzte u. Sahnärgte 19 GewO. 8. 29%, dazu B.v. 
V. v. 25. Sept. 1869 (BGB. | 9. Dec. 1869 (BGB. 687). 
635), dazu v.28. Juni u. 19. Juli 10 8, v. 5. März 1875 (CBl. 
1872 (RGB. 243, 351), für | 167), v. 13. Nov. 1875 (CB. 
Thierärzte B. v. 27. März 1878 | 761) für BOT dag 
(CB. 160). Bol. dazu für „ibänderungen CBl. 1879 
ya noch Marcinowafi | 850. 
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bation, deren nähere Borausjegungen durch Verordnungen 
des Bundesrathes geregelt find. Völlige Yreizligigfeit der 
Apotheker, mie diefe bei den Aerzten auf Grund der ertheilten 
Approbation befteht, ift jedoch durch den Vorbehalt des 
Reichsgeſetzes: daß bezüglich der „Errichtung und Verlegung“ 
von Apotheken das Landesrecht maßgebend fein folle,!!! aus⸗ 
gefchloffen. Abgeſehen von den Borfchriften über Appro- 
bation ift auch das Apothefergewerbe in $. 6 ausdrücklich 
von der Geltung der Gewerbeordnung erimirt und der Re- 
gelung durch das Landesrecht jomit auch in allen übrigen Be- 
ziehungen anheimgegeben. Welche Apotheferwaaren dem 
freien Verkehr überlaffen find, 'ift gemäß GewO. $. 6? 
durh K. V. v. 4. Januar 1875 (RGB. 5) beftimmt. 12 

6. Einer von der höheren Berwaltungsbehörde zu er- 
theilenden Conceffion!!? oder Erlaubniß, welche nicht anf 
Zeit ertheilt werden darf (ausgenommen die gemäß GewO. 
8. 43 ertheilte) bedarf der Betrieb folgender Gewerbe: 

a) Privatfranfen-, Brivatentbindungs- und 
Privatirrenanftalten. Die Conceffion wird der ein- 
zelnen Anftalt ertheilt und ift zu verfagen: 

a) „wenn Thatſachen vorliegen, welche die Unzuverläffigfeit 
des Unternehmers in Beziehung auf die Leitung oder 
Verwaltung der Anftalt darthun,“ 

ß) „wenn nach den vom Unternehmer einzureichenden Be— 
jhreibungen und Plänen die baulichen und die fonftigen 
technischen Einrichtungen der Anftalt den gejundheits- 
polizeilichen Anforderungen nicht entſprechen.“ 114 


11 GewO. 8. 293, | 35,30 30, u 33. |. auch oben 
112 Sepbeltid. Dazu StGB. Ziff8 
g. 367 114 Sn, 8. 30 in der Faf 





13 Zu ven Soncejlionen der 
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b) Schaufpielunternehmungen. 

Die Erlaubniß ift zu verjagen „wenn die Behörde auf 
Grund von Thatſachen die Ueberzeugung gewinnt, daß der 
Nachſuchende die zum beabjichtigten Gewerbebetrieb erforder- 
liche Zuverläffigfeit insbeſondere in fittlicher, artiftifcher und 
finanzieller Hinficht nicht befigt.“ Die Conceffion wird bier 
der Perſon ertheilt. 115 

c) Das Gewerbe der fog. fliegenden Buchhändler. 

Darunter ift zu verftehen die gemerbemäßige Verbreitung 
von Schriften und Bildwerfen an öffentlichen Orten mittels 
Ausrufs, Verkaufs, Vertheilung, Anheftung oder Anſchlags. 
Die Conceffion ift hier von der Ort3polizeibehörde zu er⸗ 
theilen in Form eines Legitimationgfcheines, welcher immer 
mitgeflihrt werden muß. Verſagung des Scheines ift nur 
nah Maßgabe der für das Haufirgewerbe geltenden Vor— 
ſchriften geftattet. 116 

d) Der Handel mit Giften ift ferner conceffions- 
pflichtig ſoweit er nicht ausdrüdlih durch das Landesrecht 
für frei erklärt iſt. 117 

e) Ebenfo das Lootſengewer be.is 

f) Ebenſo das Gewerbe der Markfcheider, 11 

g) Ferner ift conceffionspflichtig das Gewerbe der 


jung des ©. v. 23. Suli 1879 | die gemeingefährl. Beftreb. d. 
0.2. Dazu Strafbett 8. 147 | Soetaldemoeratie v. 21. Det. 
3. 1 (Gelditrafe bis 300 M.| 1878 (NGB. 351) SS. 24, 28. 
event. Haft) Dazu Seydel 77 ff. | Ueber dad Haufirgewerbe ſ. 
15 GewO. $. 32 in der Yal- | unten. 
fung des ©. v. 15. Juli 1880. UT RStGB. 8. 367 3. 8. 
Seydel 79 ff. Bal. Seydel 9. 
16 GewO. $ 43 dazu Straf. 18 GewO. 8. 34°. 
beit. 8. 148 3. 5 (Gelditrafe bis 19 GewO. 8.343 in der Faſ—⸗ 
150M. event. Haft bis 4 Wo⸗ | fung des ©. v. 23. Juli 1879 
hen), vgl. hierher auch ©. gegen ' a. 4. 
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Pfandleihber,! wozu auch der gewerb3mäßige An- 
fauf beweglidher Sachen gegen Gewährung des 
Nüdfaufsrechtes gehört. Die Conceffion ift zu ver- 
jagen „wenn Thatſachen vorliegen, welche die Unzuverläffig- 
keit des Nachjuchenden in Bezug auf den beabfichtigten Ge⸗ 
werbebetrieb darthun.“ Landesrechtlich kann ferner beftimmt 
werden, daß durch Ortsſtatut die Ertheilung der Conceſſion 
zum Betrieb des Pfandleihgewerbes von dem Nachweis des 
vorhandenen Bedürfniſſes abhängig gemacht werde. 121 
h) Conceſſionspflichtig ift endlih das Wirthichafts- 
gemwerbe, d. i. der Betrieb von Gaſt- und Schanfwirth- 
Ichaften jowie der Kleinhandel mit Spiritus und Brannt- 
wein.12? Die Erlaubniß ift zu verfagen: 
©) „wenn gegen den Nachjuchenden Thatſachen vorliegen, 
welche die Annahme rechtfertigen, daß er das Gewerbe 
zur Förderung der Völlerei, des verbotenen Spiels, 
der Hehlerei oder der Unfittlichfeit mißbrauchen werde,“ 
6) „wenn das zum Betriebe des Gewerbes beftimmte 
Local wegen feiner Bejchaffenheit und Lage den polizei= 
lichen Anforderungen nicht genügt,“ 
y) ferner darf durch das Landesrecht beftimmt werden 123 


130 S. oben 138 f. werbefreiheit. Sey del 82—91. 
121 GewO. 8. 34 in der Faſ- | Der Vorbehalt, welchen das ©. 
fung des ©. v. 23. Zuli 1879 | v. 12. Sunt 1872 (RGB. 170) 
a.4. für Bayern gemacht hatte, ift 
122 GewO. 8. 33 in der Faf- aufgehoben dur ©. v. 23. Juli 
ſung des G. v. 23. Juli 1879 
Leuthold s. v. Gaft- u. u Diefe Beitimmungen find 
Schankwirthſch. in v. Holgen- | durch die Novelle v. 23. Zuli 
dorffs RLex. Reiche Caſuiſtik 1879 neu getroffen. Vgl. zu 
bei Marcinowski 147—154. | denjelben Seydel 88 ff. 
Dol. auch E. Meier 3. v. Öe- 
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aa) daß die Erlaubniß zum Ausſchank von Brannt- 
wein oder zum Kleinhandel mit Branntwein oder 
Spiritus allgemein, 

bb) daß die Conceffion zum Betrieb von Gaft- 
wirthfchaften oder zum Ausſchank von Bier, 
Wein und anderen nicht unter aa) fallenden 
geiftigen Getränfen in Orten mit weniger als 
15000 Einwohnern, 

cc) daß auch in größeren Städten, bier aber durch 
ſpecielles Ortsſtatut die Erlaubniß zum Betrieb 
der unter bb) genannten Gewerbe vom Nach⸗ 
weis eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig 
gemacht werde. 

Bor Ertheilung der Conceſſion ift immer die Ortspolizei⸗ 
und die Gemeindebehörde gutachtlich zu hören. 

7. Außerdem kann der Betrieb gewilfer Gewerbe be- 
ftimmten Perfonen lediglich aus perjönlichen Rüdfichten unter- 
jagt werden, und immer ift bei den hier in Frage ftehenden 
Gewerben befondere Anzeige der Eröffnung des Betriebes an 
die „zuftändige Behörde“ vorgefchrieben;!?* diefe Gewerbe find: 

a) da8 Gewerbe der Tanz, Schwimm⸗ und QTurnlehrer 
kann Perſonen, melche eine gerichtliche Beſtrafung wegen 
Berbrechend oder Bergehend mider die Sittlichkeit erlitten 
haben, unterfagt werden, 

b) das Gewerbe der Gefindevermiethber Perfonen, welche 
eine Beſtrafung der sub a) bezeichneten Art oder eine jolche 
„wegen aus Gewinnſucht begangener Vergehen oder Ver⸗ 
brechen gegen das Eigenthum“ erlitten haben, 


12 GewO. 8. 35. Dazu | Strafe bi8 150 M. event. Haft 
Strafbeit. $. 148 3.4. (Geld- | bis 4 W.). 


Zorn, Staatsredht. II. 10 
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c) da8 Gewerbe der Trödler folchen Perfonen, welche 
eine Beftrafung der sub b) lettbezeichneten Art erlitten haben. 

8. Tür gemwiffe Gewerbe behält die GewO. vor, daß 
eine öffentliche Anftellung und Beeidigung „auf die Beob- 
achtung der beftehenden Vorſchriften“ erfolgen kann; nur 
wenn diefen Boranzfegungen genügt ift, haben die Hand- 
(ungen der betreffenden Amtsinhaber die „bejondere Glaub- 
würdigkeit“ oder die „bejonderen rechtlichen Wirkungen, “ 
welche die Geſetze ihnen beilegen. Jenen Borausfegungen 
muß genügt werden, wo „verfaflungsmäßig“ ein Anftellung3- 
recht für „Staats- oder Communalbehörden oder Eorpo- 
rationen“ beftehbt. Der Betrieb des Gewerbes felbft ift im 
übrigen frei. Die in Frage kommenden Gewerbe find: 
„Feldmeſſer, Auctionatoren, diejenigen, welche den Feingehalt 
edler Metalle oder die Beichaffenheit, Menge oder richtige 
Berpadung von Waaren irgend einer Art feftitellen, ver 
Güterbeftätiger, Schaffner, Wäger, Meſſer, Brader, Schauer, 
Stauer u. |. m.“ 125 

9. Für das Gewerbe der Schornfteinfeger ift landes- 
rechtlich die Abgrenzung von Kehrbezirken geftattet; die Ab- 
grenzung eventuell auch Veränderung der Bezirke fteht der 
höheren Berwaltungsbehörde zu, joweit nicht Privatrechte 
entgegenftehen. 126 

10. Zaren können von Staatswegen aufgestellt werden, 
jedoch immer mit der Maßgabe, daß die Gemerbetreibenden 
die Taren ermäßigen dürfen. 197 

a) Für Lohnbediente und andere Perfonen, welche auf 


135 GewO. $. 36. Dazu| 126 GewO. 8. 39. 
Strafbeit. 8. 147 3.1. Dal 7 GewO. 8. 79. Dazu 
Kir Preußen Marcinowski | Strafbeit. 8. 148 3. 8 gegen 
Ueberſchreitung. 
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öffentlichen Straßen und Blägen oder in Wirthshäuſern ihre 
Dienfte anbieten, ſowie für die Benutzung von Wagen, 
Pferden, Sänften, Gondeln und anderen Zransportmitteln, 
welche öffentlich zum Gebrauch aufgeftellt find. Die Feit- 
ftellung der Zare erfolgt durch die OrtSpolizeibehörde in 
Uebereinftinmung mit der Gememdebehörde, 128 

b) Für ärztliche Functionen und für das Apothefer- 
gewerbe können gleichfalls von Staatswegen Taren aufgeftellt 
werden, jedoch dürfen diefelben für erftere überhaupt feinen 
obligatorifchen Charakter, für lettere nur den eines Preis⸗ 
marimums tragen. 129 

c) Für die verfchiedenen Zweige des Wirthſchaftsgewerbes 
fönnen Die Gemerbetreibenden durch die Ort3polizeibehörde 
zur Aufftellung eimer vollftändigen Taxe angehalten fowie 
auch) dazu veranlaßt werden, ihr Preisverzeichniß amtlich 
feftftellen zu Laffen und in den Gewerbslocalitäten anzufchlagen; 
Abänderungen treten in ſolchem Falle erſt in Kraft, wenn 
den legteren beiden Erfordernifjen genügt ift; tiber hierauf be- 
zügliche Beſchwerden kann die Ort3polizeibehörde vorläufig 
entjcheiden, jedoch vorbehaltlich des Rechtswegs. 130 

d) Sind die Kehrbezirke der Schornfteinfeger ftaatlich 
abgegrenzt und ausschließlich beftimmten Perfonen zugewieſen, 
jo tft auch die Aufftellung amtlicher Zaren geftatte. Die 
Aufftelung erfolgt durch die OrtSpolizeibehörde im Ein- 
verftändnig mit der Gemeindebehörde oder wenn der Bezirk 


128 GewO. $. 76 vb. 8. 37; 139 GewO. 8.80. Weber die 
ob dad Gewerbe dem Verkehr Taren der Aerzte für dem Staat 
innerhalb eine8 Ortes oder | geleiftete Functienen vgl. das 
von Ort zu Ort dient, iſt für | preuß. ©. v. 9. März 1872 
die Aufftellung von Taren gleich- (Geie. 265). 
giltig. Vgl. au) Seydel 71. 130 GewO. $ 

3. 
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mehrere Ortſchaften umfaßt, durch die untere Berwaltungs- 
bebörde. 13! 

e) Bäder und Berfäufer von Backwaaren können durd) 
die Ortöpolizeibehörde zur Aufftellung von Zaren fire gewiſſe 
Zeiträume angehalten werden, die Preißnerzeichniffe find in 
diefem Falle außen am Berkaufslocal während der Verkaufs⸗ 
zeit anzufchlagen und foftenfrei mit dem polizeilichen Stempel 
zu verjehen. !?? 

f) Taren können auch aufgeftellt werden bezüglich der 
in Gewd, 8. 36 genannten Gewerbe. '33 

II, Selbftändige &ewerbetreibende fünnen ihr Gewerbe 
durh Stellvertreter! ausüben, fall das Geſetz Dies 
nicht pofitin verbietet. Stellvertreter ift, wer im Namen 
des Principal3 gewerbliche Hechtsgefchäfte abſchließen darf. 
Der Stellvertreter fteht gewerbepolizeilich unter den nämlichen 
Vorſchriften wie der Principal: ftellt das Geſetz für Iegteren 
bejondere Borausfegungen auf, jo muß denfelben auch der 
Stellvertreter genügen;'35 doch wird leßteren in den Fällen 
der 88. 34 u. 36 feine formelle Conceſſion ertheilt, fondern 
nur Genehmigung der die Conceffion ertheilenden Behörde. 136 
Berlegungen der gemwerbepolizeilichen Vorſchriften durch den 
Stellvertreter find nur von dieſem zu vertreten, nicht vom 
Principal, es jei denn, daß letterer die betreffenden Maß- 








131 GewO. $. 77. 

12 GewO. $. 73. dazu 74 
über die Berpflichtung, aud 
Wage und Gewichte zur Con: 
trole im Verkaufslocal zu halten. 

133 GewO. 8. 78, ſ. oben S.146. 

131 Seydel 14f. 

1355 GewO. 8. 46. 

136 GewO. 8. 47. Inwiefern 
für die nach den 88. 34 u. 36 


conceſſionirten oder angeſtellten 
Perſonen eine Stellvertretung 
zuläſſig iſt, hat in jedem eim- 
zelnen Falle die Behörde zu be— 
ſtimmen, welcher die Conceſſio— 
nirung oder Anſtellung zuſteht. 

Daſſelbe gilt in Beziehung 
auf biejenigen Schornfteinfeger, 
denen ein Kehrbezirk zugewiejen 
iſt (8.39). 
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nahmen ſelbſt angeordnet oder troß feiner Kenntniß derfelben 
fie nicht unterjagt hat; in legteren Fällen trifft die gefegliche 
Strafe beide. Auch tritt in diefem Falle Verkuft der Con⸗ 
ceffion, Approbation oder Beitallung für den Principal ein, 
falls das Geſetz diefe Rechtsfolge androht; andernfalls iſt 
der Principal bei Verluſt der Conceſſion verpflichtet, den 
Stellvertreter zu entlaffen. 197 

IV. Ueber Berluft des Rechtes zum Gemerbe- 
betrieb gibt das Geſetz nur folgende Vorſchriften: 

1. Bei allen denjenigen Gewerben, zu deren Beginn nad 
dem Geſetz „eine befondere Genehmigung erforderlich ift,“ 
Tann, wenn der Beginn des Betriebes ohne diefe Genehmi- 
gung erfolgte, polizeiliche Einftellung des Betriebes erfolgen, 13 

2. Wegen „Üüberwiegender Nachtheile und Gefahren für 
das Gemeinwohl“ kann die fernere Benugung einer jeden 
gewerblichen Anlage durch die höhere Vermaltungsbehörde 
jeder Seit unterfagt werden, doch ift dem Befiger für den 
erweizlichen Schaden Entihädigung zu leiften. 129 

3. Die auf Grund des $. 29 ertheilten Approbationen 
fönnen von der VermaltungSbehörde zurüdgenommen werden, 
wenn die Unrichtigkeit der Nachweife dargethan wird, auf 
Grund deren fie verliehen wurden. 14 

4 Die Genehmigungen und Beſtallungen, welche auf 
Grund der 88. 30, 32, 33, 34, 36 verliehen wurden, können 
aus dent gleichen Grunde wie die Approbationen des $. 29 
zurüdgenommen werden umd außerdem auch dann, menn aus 
Handlungen oder Unterlafjungen des Inhabers der Mangel 


37 GewO. s. 181. | 0 GewO. $. 531. Weber 
0 GewO. $. 15°. Dazu | etwaigen Verzicht und befien 

Seydel 552. juriftiiche Bedeutung |. Seydel 
1 GewO. 88. 51, 52. 69 f. 
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derjenigen Eigenfchaften, welche bei der Ertheilung voraus⸗ 
gefegt werden mußten, klar erhellt. * 

5. Gewerbliche Anlagen, welche den Vorſchriften der 
88.16 u. 24 mwiderfprechen, können von der Polizeibehörde 
befeitigt bezw. in einen den Bedingungen, unter welchen die 
Genehmigung ertheilt wurde, entfprechenden Zuftand verjegt 
werden. Vorausſetzung für derartige polizeiliche Maßregeln 
ift jedoch ein ftrafrichterliches Urtheil. 1 

6. Kraft des — allerdings nur für Beit erlaffenen — 
G. v. 21. Oct. 1878 (RGB. 351) gegen die gemeingefährlichen 
Beitrebungen der Socialdemokratie kann endlich gerichtlich 
auf Unterfagung de3 Gewerbebetriebe neben Freiheitsitrafe 
erfannt werden gegen Gaſt- und Schanfwirthe, Kleinhändler 
mit Branntwein oder Spiritus, Buchhändler, Buchdruder, 
Leihbibliothefare und Inhaber von Lefecabinetten, welche ſich 
die Agitation für focialdemofratifche, focialiftiiche oder com- 
muniftifche Beftrebungen, die den Umfturz der beftehenden 
Staats- oder Gejellfchaftsordnung bezweden, zum Gefchäfte 
machen. 143 

Außer diefen Fällen fann nah Reichsrecht, das 
in dieſer Beziehung jede Modification durd die 
Einzelftaaten ausfhließt, die Befugniß zum Ge— 
werbebetrieb weder durch richterliche no durd 
adminiftrative Entjcheidung entzogen werden. !4 


11 GewO. 8. 53°. men von diefem Grundjaße, 
12 GewO. 8. 147°. Dazu welche durch die Steuergejege 
Seydel 67. begründet find, bleiben jo lange 
143 Alleg. G. 88. 23 vb.2211?. | aufreht erhalten, als viele 
Dazu auch 24, 28. Steuergejege in Kraft bleiben.” 


14 Sin Borbehalt nur in | (Abi. 2.) 
GewO. $. 1431. „Ausnah⸗ 
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B. Hilföperjonal.'!# 


I. Zum gewerblichen Hilfsperfonal gehören alle diejenigen 
Perfonen, welche von einem felbftändigen Gewerbetreibenden 
zu SHilfeleiftung irgend melcher Art im Gewerbebetrieb an- 
geftellt wurden. Das Geſetz unterjcheidet Lehrlinge, Gefellen, 
(Gehilfen) und Fabrifarbeiter, ohne daß jedoch für jede diefer 
Kategorien ſyſtematiſch abgefchloffene Vorſchriften aufgeftellt 
wären. Jeder Gewerbetreibende kann nach Belieben Gefellen, 
Gehilfen, Arbeiter, Lehrlinge annehmen, in legterer Beziehung 
jedoch vorbehaltlich der im Geſetz vorgefchriebenen Beſchrän— 
fungen;!# nur für das Apotheferhilfsperfonal bleibt das 
Landesrecht vorbehalten. 17 

Das Berhältnig zwifchen Principal und Hilfsperfonal iſt 
in erfter Linie Sache freier, vertraggmäßiger Einigung, 148 
doc enthält dag Geje allerdings eine Reihe fpecieller Vor: 
Ihriften, welche die Vertragsfreibeit befchränfen; folche Be— 
fiinnmungen enthielt ſchon Titel VII. der urjprünglichen 
Gewd.; die neuerdings erfolgte Nevifion des Titels geht 
darin noch wefentlich weiter. Das Princip des Normal- 


15 Seydel 17, 119—149. 


zur Bergleichung bei; das eidg. 
Bol. Kräwel s.v. Gewerb- M 


Fabrikgeſetz v. 23. März 1877 


lie Arbeiter (im Wejentlichen 
nur eine Reproduction der ge: 
jeglichen Beitimmungen), ferner 
die audgezeichnete Arbeit von 
E. Meier =. v. genit eſetz⸗ 
gebung; legterer Schriftiteller 
zieht beſonders in lebrreichiter 
Weiſe auch das englijche, ſchwei⸗ 
zeriſche und franzöſiſche Recht 


iſt die beſte geſetzliche Ordnung 
der ſchwierigen und tiefgreifen- 
den focialen Frage. 

1465 GewO. 8. 41. 

147 GewO. 8. 1541 in der 
Faflung dee ©. v. 17. Zuli 
1878 


18 GewO. 8. 1051, vgl. Dazu 
Seydel 119. Mandry 8.45. 
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arbeitstages ift jedoch von der deutſchen Gefeggebung nicht 
recipirt worden. 14 

II, Die allgemeinen Beichränfungen der Bertragsfrei- 
heit find: 

1. An Sonntagen und (einzel-Jftaatlich anerfannten Feier: 
tagen können Arbeiter nicht vertrag3mäßig zur Arbeit 
verpflichtet werden, ausgenommen wenn e3 fich um folde 
Arbeiten handelt, welche nach der Natur des betreffenden 
Gemwerbebetriebes einen Aufjhub oder Unterbrechung nicht 
geftatten, 150 

2. Der Lohn muß den Arbeitern baar in Reichs— 
wäbrung bezahlt werden, Berbot des ſog. Truck— 
Igftemes;'5! nur Lebensmittel zum Anfhaffungspreife, Woh⸗ 
nung, Teuerung, Landnugung, regelmäßige Belöftigung, 
Arzueien, ärztliche Hilfe, Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen 
übertragenen Arbeiten dürfen auf den Lohn angerechnet 
werden. 15? Die Arbeitgeber und die diefe vertretenden Per⸗ 
ſonen 53 dürfen Arbeitern nicht Waaren creditiren, 1% fie aud) 
nicht nöthigen, ihre DBedürfniffe durch Entnahme aus be» 
ftimmten Berkaufgftellen zu befriedigen. 5 Verträge, welche 


19 Bol, E. Meier a. a. D. | Gewerbetreibenden im Ginne 





774, ferner s. v. Normalarbeits- 
tag. Marcinowski 11. 
150 GewO. $. 105% 3 

Seydel 124. 

151 GewO. 8. 115!. dazu die 
Gtrafbeit. $. 146 3.1 (Geld⸗ 
ſtrafe bis 2000 M. event. Ge- 
fangniß bi8 6 Monat), Dazu 
Mandry 426-480. 

152 GewO. 8. 115°. 

153 GewO. 8. 119. 


dazu 


„Den 


ber 88. 115 bi8 118 find glei 
zu achten deren Samilienglieder, 
Gehülfen, Beauftragte, Ges 
ſchäftsführer, Aufjeher und Fak—⸗ 
toren, fowie andere Gewerbe- 
treibende, bei deren Gejchäft 
eine der bier erwähnten Per- 
fonen unmittelbar oder mittelbar 
betheiligt iſt.“ 

158 GewO. 8. 115°. 

155 GewO. 8.1172. 
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diefen gefeglichen Beftimmungen zumiderlaufen, find nichtig. 1% 
Der gejegwidrig gegebene Lohn fällt, joweit er noch vor» 
Banden oder jomweit daraus eine Bereicherung erwachlen, an 
die Hilfscaffe, welcher der Arbeiter angehört, eventuell an 
eine andere Hilfscafje, ſubeventuell an die Ortsarmencaffe 
und gilt dem Arbeiter gegenüber als nicht gegeben. 15" Cine 
Beſchlagnahme des Lohnes zum Zweck der Befriedigung oder 
Sicherung eines Gläubigers ift nur ftatthaft: 1. wenn ber 
betreffende Dienft die Berfon, gegen welche die Beſchlagnahme 
fi richten fol, ganz oder doch hauptſächlich in Anſpruch 
nimmt, 2. wenn der zu bejchlagnahmende Lohn bereits ver⸗ 
dient, aber am Zahlungstage nicht eingefordert ift; 3. aus⸗ 
gefchloffen ift die Befchlagnahme bei Steuerbeträgen, Alimen⸗ 
tationsansprüchen, welche auf Geſetz beruben, bei Gehalt von 
dauernd angeftellten fog. Privatbeamten, welches nicht mehr 
als 1500 Mark!ss beträgt. DBerträge, welche diefen Vor⸗ 
Ichriften zuwiderlaufen, find nichtig. 5° 

Arbeitgeber dürfen ihre Arbeiter in der Berfligung über 
den verdienten Lohn nicht bejchränten, es fei denn bebufs 
„Detheiligung an Einrichtungen zur Berbefferung der Lage 
der Arbeiter oder ihrer Familien.” 160 

III. Außerdem enthält das Geſetz noch zahlreiche und 
hochwichtige Vorſchriften, welche fitr weibliche und jugendliche 
Arbeiter die Bertragsfreiheit wejentlich einfchräntende Norma 
tivbeſtimmungen lei aufftellen ;!82 


156 GewO. $8.117!, 118. 190 GewO. 8.117?. 

17 GewO. 88.116, 118. ©. 16 Dazu die Strafbeft. S. 146 
Meier 780f. Thöl HR. 6. | 3.2. (Geldftrafe bis 2000 M. 
4.183 ff.- event. Gefängniß bi8 6 Mor 

18 Mandry 236'°, 


nate.) 
196. v. 21. Juni 1869 169 Ueber den Begriff „Fa⸗ 
(BGB. 242); dazu Mandry | brif” ſ. oben ©. 1327. 
234 ff. Der Abjchnitt „4. Verhält- 
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1. Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken nicht 
bejchäftigt werden. 

2. Für jugendliche Perjonen bi zu 16 Jahren fowie für 
Frauen kann der Bundesrath die Beichäftigung in Fabriken 
gleichfall3 verbieten, wenn die Arbeit mit befonderen Gefahren 
für die Geſundheit oder Sittlichfeit verbunden ift. 163 

Demgemäß wurde verboten 

a) die Beihäftigung von Frauen und Kindern bis zu 
14 Jahren in Walz- und Hammerwerken, 1% 

b) die Beichäftigung von Knaben bis zu 14 Jahren 
und Arbeiterinnen bis zu 16 Jahren in Glashütten beim 
unmittelbaren Betrieb, 16 

e) die Beichäftigung von jugendlichen Arbeitern beiderlei 
Geſchlechts unter 16 Jahren beim unmittelbaren Betrieb von 
Spinnereien, 1% 

d) die Beihäftigung von Frauen unter Tag in Berg: 
werfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, unterirdijchen Gruben 
und Brüchen. 167 

3. Jugendliche Perfonen von 12—14 Jahren dürfen in 
Fabriken nur zwiſchen 5'/, Uhr Morgens und 8, Uhr 
Abends bejchäftigt werden, in jedem Yalle aber höchſtens 
6 Stunden per Tag! und unter Einhaltung regelmäßiger, 








nifje der Fabrifarbeiter” enthält 
nur Schutzvorſchriften für Frauen 
und jugendliche Arbeiter, was 
in der XTertredaction hätte be- 
merkt werden jollen, zur Ber- 
hütung des durch Die Dermalige 
Nedaction geradezu provocirten 
Mißverſtändniſſes, als enthalte 
das Geſetz ein ſyſtematiſches und 
vollſtändiges Fabrikrecht. Die 
Fabrikarbeiter über 21 Jahre 
bilden keine beſondere Kate— 


gorie des gewerblichen Arbeiter- 
perſonales (GewO. 8. 134). 

163 GewO. 88. 1351, 139al, 

149,9 BR. v. 23. April 
1879 (CB. 303). 

15 V. d. BR. v. 23. April 
1879 (CBl. 305). 

16 V. d. BR. v. 20. Mat 
1879 (CBl. 362). 

167 GewO. $. 154* in der 
Faflung ded ©. v. 17. Zuli 1878. 

168 GewO. $. 135°. 
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gefeßlih normirter Paufen bei der Arbeit. Die Paufen 
müſſen für Kinder eine halbe Stunde, für junge Leute 
zwifchen 14 und 16 Jahren Mittags eine Stunde, ſowie 
Bormittags und Nachmittags je eine halbe Stunde mindefteng 
betragen. Während der Baufen darf den jugendlichen Ar- 
beitern eine Beſchäftigung in dem Yabrifbetriebe überhaupt 
nicht und der Aufenthalt in den Arbeitgräumen nur dann 
gejtattet werden, wenn in denfelben diejenigen Theile des 
Betriebes, in melchen jugendliche Arbeiter bejchäftigt find 
für die Zeit der Paufen völlig eingeftellt werden. Schul⸗ 
pflichtige Kinder dürfen überhaupt nur dann befhäftigt werden, 
wenn fie nachgemwiejenermaßen täglich mindeften® 3 Stunden 
Unterrit in einer ftaatlih anerkannten Schule erhalten ;17° 
an Sonn= und Feittagen ſowie in der von dem ordentlichen 
Geeljorger für den Religions-, Ratechumenen-, Confirmandenz, 
Beicht-, Communionunterricht beftimmten Zeit dürfen folche 
Perſonen gar nicht befchäftigt werden.!”! Weber Zahl und 
Beſchäftigungsart jugendlicher Arbeiter bis zu 16 Jahren 
ift die Bolizeibehörde fortlaufend zu unterrichten und durch 
fie eine fortgejegte Controle nach den Normativbeftimmungen 
des Geſetzes auszuüben. 1? In der Anzeige find die Fabrik, 
die Wochentage, an welchen die Beichäftigung ftattfinden foll, 
Beginn und Ende der Arbeitdzeit und der Paufen, ſowie 
die Art der Befchäftigung anzugeben. Eine Aenderung bierin 
darf, abgefehen von Berfchiebungen, welche durch Erjegung 
behinderter Arbeiter für einzelne Arbeitsfchichten nothwendig 
werden, nicht erfolgen, bevor eine entjprechende weitere An⸗ 
zeige der Behörde gemacht if. 


19 GewO. 88. 136% nal. m GewO. 5, 1363. 
aber 139?. 2 GewO. $. 138. Dazu 
m GewO. 8. 135°. Strafbelt 8.149 3.7. 
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In jeder Fabrik bat der Arbeitgeber dafür zu forgen, 
daß in den Fabrifräumen, in welchen jugendliche Arbeiter 
befchäftigt werden, an emer in die Augen fallenden Stelle 
ein DVerzeichniß der jugendlichen Arbeiter unter Angabe ihrer 
Arbeitötage, fowie des Beginnes und Endes ihrer Arbeits: 
zeit und der Pauſen außgehängt if. Ebenjo hat er dafür 
zu jorgen, daß in den bezeichneten Räumen eine Tafel aus⸗ 
gehängt ift, welche in der von der Gentralbehörde zu be— 
ftimmenden Faffung und in deutlicher Schrift einen Auszug 
aus den Beftimmungen tiber die Beichäftigung jugendlicher 


Arbeiter enthält. 


Abweichungen von diefen Vorſchriften geftattet das Ge- 


je nur in befonderen Ausnahmefällen. 173 


Für jedes in 


einer Yabrif zu bejchäftigende Kind (14—16 Jahre) muß 


173 GewO. 8. 139. „Wenn 
Naturereigniſſe oder Unglüds- 
fälle den regelmäßigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen haben, 
to können Ausnahmen von den 
in $. 134 Abi. 2-4 und in 
8. 136 vorgefehenen Beſchrän— 
tungen anf die Dauer von vier 
Wochen durch die höhere Ver— 
waltung8behörde, auf längere 
Zeit durdy den Reichskanzler 
nachgelafien werden. In drin— 
genden Fallen ſolcher Art, jo- 
wie zur Verhütung von Un- 
glüdsfällen kann die Ortspolizei⸗ 
behörde, jedoch höchitend auf 
die Dauer von 14 Tagen, ſolche 
Ausnahmen geitatten. 

Wenn die Natur des Betriebes 
oder Rüdfichten auf die Arbeiter 
in einzelnen Yabrifen es er- 
wünjcht erjcheinen laſſen, daß 


die Arbeitözeit der jugendlichen 
Arbeiter in einer anderen al3 
der durch 8. 136 vorgejehenen 
Weiſe geregelt wird, jo kann 


-auf befonderen Antrag eine an⸗ 


dermeite Regelung hinfichtlich 
der Pauſen durch die höhere 
Berwaltungsbehörde, im Uebri⸗ 
en durch Den Reichskanzler ge- 
—* werden. Jedoch dürfen 
in ſolchen Fällen die jugend— 
lichen Arbeiter nicht länger als 
jech8 Stunden beichäftigt werden, 
wenn zwilchen den Arbeits» 
ftunden nicht Paufen von zu- 
ſammen mindejtend einftündiger 
Dauer gewährt werden. 

Die auf Grund vorjtehender 
Beitimmungen zu treffenden 
Verfügungen müſſen jchriftlich 
erlafjen werden.“ 
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dem Arbeitsherrn eine polizeiliche Arbeitsfarte behändigt 
werden, 174 

Die Arbeitäfarten werden auf Antrag oder mit Zus 
flimmung des Vaters oder Bormundes durch die Orts⸗ 
polizeibehörde koſten⸗ und ftempelfrei andgeftellt; ift die 
Erklärung des Vaters nicht zu befchaffen, jo kann die Ge- 
meindebehörde die Zuftimmung deſſelben ergänzen. Sie 
haben den Namen, Tag und Jahr der Geburt, fowie Die 
Religion des Kindes, den Namen, Stand und letten Wohns 
ort des Vaters oder Bormundes und außerdem die zur 
Erfüllung der gefeglichen Schulpflicht ($. 135) getroffenen 
Einrichtungen anzugeben. 

Der Arbeitgeber bat die Arbeitälarte zu verwahren, auf 
amtliche Verlangen jederzeit vorzulegen und am Ende des 
Arbeit3verbältniffes dem Vater oder Bormund wieder aus- 
zuhändigen. ft die Wohnung des Vaters nicht zu ermitteln, 
fo erfolgt die Zuftellung der Arbeitskarte an die Mutter 
oder den fonftigen nächften Angehörigen des Kindes. 

4. Jugendliche Perſonen zwifchen 14 und 16 Jahren 
ditrfen in Fabriken höchftens 10 Stunden täglich 17° und nur in 
der sub 3 bezeichneten Zeit und Art befchäftigt werben; fpeciell 
gilt auch für fie das dort bezüglich der Sonntagsarbeit, 
des Neligiongunterrichtes, der polizeilichen Kontrole Bemerkte. 

5. lie jugendliche Arbeiter fomwie für rauen kann der 
Bundesrath in Fabrilationszweigen, wo die Arbeit mit be- 
fonderen Gefahren für die Gefundheit oder Sittlichleit ver- 
bunden ift, die Bedingungen, unter welchen die Beichäftigung 
erfolgen darf, ganz frei bejtimmen. 17 


11 GewO. 8.187. 6 GewO. 8. 1394. 
1» Gewd. 9.1354. | 


158 Bud VIII. Die einzeln. Zweige d. Reichöverwaltung. 


6. Für Arbeiter bis zu 18 Jahren müflen in allen 
Zweigen der gewerblichen Arbeit Seiten der Arbeitäherren 
die durch das jugendliche Alter derfelben gebotenen befonderen 
Rückſichten auf Geſundheit und Sittlichfeit genommen, ſowie 
denfelben die nöthige Zeit zur Weiterbildung durch den Be— 
fuch von gemeindlihen oder ftaatlihen Fortbildungsfchulen, 
der landesgejeglich oder durch Ortsftatut für obligatoriſch 
erklärt werden kann, gewährt werden; eventuell ift die hiefür 
erforderliche Zeit von Staatswegen zu beftimmen, 177 

7. Arbeiter unter 21 Jahren dürfen nur auf Grund eines 
polizeilich außgeftellten Arbeits buches bejchäftigt werben; 
dafjelbe hat Namen, Ort, Jahr und Tag der Geburt und 
Unterfchrift de Arbeiter3 zu enthalten, im übrigen ift die 
Einridtung der Arbeitsbücher durch den Reichsfanzler zu 
beftimmen. Jede Polizeibehörde hat iiber die von ihr aus 
gejtellten ArbeitSbücher ein Verzeichniß zu führen. Die 
Arbeitöbücher werden auf Antrag oder mit Zuftimmung von 
Bater oder Vormund, eventuell der Gemeindebehörde foften- 
fret durch die Bolizeibehörde des legten dauernden Aufent- 
halt3ortes ausgeftellt auf Grund des geleifteten Nachweiſes 
der erfüllten Schulpflicht, find während der Dienſtzeit vom 
Arbeit3herrn zu verwahren, auf amtliches Verlangen jederzeit 
borzuzeigen und nach erfolgtem Austritt aus dem Dienft dem 
Arbeiter unter Bermerf des Ein- und Austrittes fowie der Art 
der Beichäftigung auszuhändigen, auch auf Antrag durch die 
DOrtöpolizeibehörde FToftenfrei zu beglaubigen. Wenn das 
Arbeitsbuch vollftändig ausgefüllt oder nicht mehr brauchbar, 
oder wenn es verloren gegangen oder vernichtet ift, jo wird 


7 GewO. $.1201% Dazu | Den Begriff 38 rthildungeſchule⸗ 
Strafbeſt. 8. 147 3. 4. über | Seydel 123 
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an Stelle defjelben ein neues Arbeit3buch ausgeftellt. Die 
Ausstellung erfolgt durch die Bolizeibehörde desjenigen Ortes, 
an welchen der Inhaber des ArbeitSbuches zulegt feinen 
dauernden Aufenthalt gehabt bat. Das ausgefüllte oder 
nicht mehr brauchbare Arbeitsbuch ift durch einen amtlichen 
Bermerf zu ſchließen. 

Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle eines nicht mehr 
brauchbaren, eines verloren gegangenen oder vernichteten 
Arbeitsbuches ausgeftellt, fo ift die darin zu vermerken. 
Für die Ausftellung kann in diefem Yal eine Gebühr bis 
zu fünfzig Pfennig erhoben werden. 

Sit das Arbeitsbuch bei dem Arbeitgeber unbrauchbar 
geworden, verloren gegangen oder vernichtet, oder find von 
dem Arbeitgeber unzuläffige Eintragungen oder Vermerke in 
oder an dem ArbeitSbuche gemacht, oder wird von dem Ar- 
beitgeber ohne rechtmäßigen Grund die Aushändigung des 
ArbeitSbuches verweigert, jo kann die Ausftellung eines 
neuen Arbeitöbuches auf Roften des Arbeitgebers beanjprucht 
werden. 

Ein Arbeitgeber, welcher das Arbeitsbuch feiner gejeß- 
lichen Verpflichtung zumider nicht rechtzeitig ausgehändigt 
oder die vorjhriftsmäßigen Eintragungen zu machen unter- 
laffen oder unzuläffige Eintragungen oder Vermerke gemadt 
hat, ift dem Arbeiter entfhädigungspflichtig. Der Anſpruch auf 
Entfehädigung erlifcht, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nad) feiner Entftehung im Wege der Klage oder Einrede gel- 
tend gemacht wird. Ein Urtheil über Führung und Tüchtigfeit 
des Arbeiterd darf in das Arbeitsbuch nicht aufgenommen 
werden, wohl aber fünnen die Arbeiter beim Dienftaustritt 
ein Specialzeugniß über Art und Dauer der Beichäftigung, 
auf Verlangen auch über ihre Führung begehren. Die Ein- 
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tragungen find mit Tinte zu bewirken und von dem Arbeit- 
geber zu unterzeichnen. Sie dürfen nicht mit einem Merkmal 
verſehen fein, welches den Inhaber des ArbeitSbuches günftig 
oder nachtheilig zu Fennzeichnen bezwedt. 178 

8. MWöchnerinnen dürfen 3 Wochen lang nad ihrer Ent- 
bindung gar nicht in Fabriken befchäftigt werden. 17? 

9. Zu den Borfchriften in den 88. 135°?-*, 136 (f. oben 
Ziffer 2 und 3) enthält dag Gejeg jedoch den generellen 
Vorbehalt: Für Spinnereien, Fabrifen die mit ununter- 
brochenem Feuer arbeiten oder fonft durch die Art ihres 
Betriebes auf eine regelmäßige Tag- und Nachtarbeit ange- 
wiefen find oder deren Betrieb eine Eintheilung in regel- 
mäßige Arbeitsfchichten von gleicher Dauer nicht geftattet 
oder feiner Natur nach auf beftimmte Jahreszeiten beſchränkt 
iſt, kann der Bundesrath auf dem Verordnungswege erleich- 
ternde Vorſchriften erlaffen, jedoch dürfen in feinem Falle 
Kinder mehr als höchſtens 36, junge Leute 60, in Spinne- 
reten 66 Stunden wöchentlich befchäftigt werden. “Derartige 
Verordnungen ded Bundesrathes find übrigens dem Reichstag 
bei feinem Wiederzufammentritt vorzulegen und außer Kraft 
zu fegen, falls dieſer es verlangt. !% 





8 GewO.s88. 107 - 114, dazu 
$. 137, ferner bezüglich des 
Detaild Seydel130 ff. Land— 
graf s. v. Arbeitsbücher Straf. 
beit. $. 150. 

19 GewO. 8. 135,6 dazu E. 
Meier 779. Nah Man- 
dry 462 wäre dieſe Beitimmung 
„niht auf Yabrifarbeit be» 
ſchränkt“; dies ift aber unrich- 
tig, da der ganze Abjchnitt 4 
fih nur auf Fabrifarbeit bezieht. 


10 GewO. 8. 139a%2 Auf 
Grund diefer Geſetzesbeſtim—⸗ 
mung erließ der Bundesrath 
erleichternde Specialvorichriften 
für den Betrieb von Walz- und 
Hammerwerfen, Glashütten, 
Spinnereien, Gteinfohlenberg- 
werfen (B. v. 23. April u. 
20. Mai 1879, 10. Zuli 1881 
CBl. 1879, 303. 304. 362. 1881, 
275). Vgl. auch Seydel138 ff. 
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IV. Die Gewerbetreibenden find in allen Gewerben ver- 
pflichtet, „diejenigen Einrichtungen berzuftellen und zu unter- 
halten, welche mit Rückſicht auf die befondere Beſchaffenheit 
des Gewerbebetriebe und der Betriebfiätte zu thunlichfter 
Sicherung gegen Gefahr fir Leben und Geſundheit nothwendig 
find.“ 181 Die näheren VBorfchriften hierüber ift der Bundesrath 
zu erlafjen competent, ſolche Vorſchriften find jedoch bis jegt 
nicht ergangen; bis zum Erlaß derfelben ift die Geltung des 
Landesrechtes vorbehalten. Für Tödtungen und KRörperver- 
legungen, welche bein Betrieb von Bergwerken, Steinbrüchen, 
Gräbereten, Fabriken fich ereignen, befteht eine Haftpflicht der 
ArbeitSherren nach Maßgabe des Specialgefegesv. 7. Juni 1871. 
(RGB. 207.) 

V. Zur Controle der Fabriken überhaupt und fpeciell 
der Durchführung der den Schug der Arbeiter bezwedenden 
Vorſchriften (135—139a, 120°) find nach dem Geſetz be- 
jondere Beamte von den Einzelitaaten für beftimmte Bezirke 
zu beftellen, „außfchließlich oder neben den ordentlichen Polizei- 
behörden“, welch’ Tetsteren fie jedenfalls in Rechten und Pflich- 
ten gleichftehen, die Fabrifinfpectoren oder Gewerbe: 
räthe. Diefelben können jederzeit Revifionen, namentlich auch 
Nachts, während die Fabriken im Betriebe find, in den 
Fabriken ihres Bezirkes vornehmen, find aber vorbehaltlich 
der Anzeige von Gefegwidrigfeiten zum ftrengften Geheimniß 
über alle ihnen hiebei zur Kenntniß gekommenen Dinge ver- 
pflichtet; fie haben über die Zuftände ihres Bezirkes fort- 
laufende genaue Jahresberichte zu erftatten, welche auch dem 
Bundesrath und Reichstag vorzulegen find. !82 


10 GewO. 8. 120° Dal. | rere reichögerichtliche Entfchei- 
dazu Mandry 465° über meh- | dungen. 
132 GewO. $. 139P. Dazu 


Zorn, Staatsredt II. il 
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VL Streitigfeiten zwifchen jelbftändigen Gemerbetreis 
benden und ihren Arbeitern, welche fih auf Antritt, Forts 
fegung oder Aufhebung des Arbeit3verhältnifies, auf bie 
gegenfeitigen Leiftungen aus demfelben, auf Ertheilung oder 
Inhalt der Arbeitsbücher und Zeugniſſe beziehen, find 
in erfter Linie von den hiezu eingefegten befonderen Behörden 
(Gewerbegerichte) zu entfcheiden. 1% Eventuell find hiezu Die 
Gemeindehörden competent, jedoch ift gegen deren Entjchei- 
dung Berufung auf gerichtliches Gehör innerhalb 10 Tagen 
geftattet. An Stelle der Gemeindebehörden können Innungen 
oder von folchen gebildete Schied3gerichte treten.!% Durch) 
Ortsftatut können zur Entjcheidung derartiger Streitigkeiten 
auch Schiedögerichte eingefegt werden, welche von der Ge— 
meindebehörde unter gleihmäßiger Zuziehung von Arbeit- 
gebern und Arbeitern zu bilden find. 18 

VI Bezüglih der Lehrlinge enthält das Gejeg eine 
Reihe fpecieller Vorſchriften. 18 


Lehrlinge find von dem Lehrherrn, deſſen väterlicher Zucht. 


fie unterworfen find, !®” oder einem „geeigneten ausdrüdlich 
dazu beftimmten“ Bertreter jomohl in dem zu erlernenden 


E. Meier a.a.D. 781. Die | rung dur einen dem Reichdtag 
preuß. Dienftanwetfung für die | 1878 vorgelegten Entwurf in 
Gewerberäthe v. 24. Mai 1879 | Ausficht genommen war, fchei- 
ſ. b. Marcinowski 247—252. | terte, weil Regierung und Reich3- 
Denjelben ift in Preußen auch | tag ſich über die Frage des 
die Controle über die Durch: Vorſitzes in denfelben nicht eini- 
führung von GewO. 8.16 über: | gen konnten. 

tragen. Gtrafbeit. 8.149 3.7. 18 GewO. 8.972 3.4. 

183 Bol. E.Meier s. v. Ge- 185 GewO. 8.120a. . 
werbegerichte, bejonderd über 186 GewO. 88. 126— 133. 
die Einrichtungen in der Rhein- | Dazu Strafbeit. $. 148 3.9, 10. 
provinz. Die reichögefegliche | Mandry $.46. 

Cinführung von Gemwerbege | 197 Gewd. 8. 127. 
richten, welche von der Regie— 
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Gewerbe in der durch den Zwed der Ausbildung gebotenen 
Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweifen, al3 auch über- 
haupt zu Urbeitfamfeit und guten Sitten zu erziehen und 
vor Ausſchweifungen zu bewahren. ss Insbeſondere ift ihnen 
die erforderliche Zeit und Gelegenheit zur Fortbildung und 
zum Beſuch des Gottesdienfted an Sonn und Feiertagen 
zu gewähren. In Anbetracht der fittlichen Bedeutung des 
Lehrverhältniffes fchreibt das Geſetz vor, daß Berfonen, 
welche durch gerichtliches Urtheil der bürgerlichen Ehrenrechte 
verluftig erklärt worden find, auf die Dauer diefes Ehr- 
verluftes Arbeiter unter 18 Jahren nicht unterweifen dürfen; 
in diefem alle kann polizeiliche Entfernung aus dem Arbeits- 
verhältniß jtattfinden.!8® 

Der Lehrvertrag kann mündlich oder fchriftlich abge= 
ſchloſſen werden, doch ift die fchriftliche Form vom Geſetze 
dadurch begünftigt, daß gewilfe Anfprüche aus dem Xehr- 
vertrage nur im Falle fchriftlichen Abfchlufjes deffelben geltend 
gemacht werden können. 1% 

Der Lehrzeit geht eine Probezeit voran, melde nicht 
weniger als vier Wochen und nicht mehr als drei Monate 
betragen darf; mährend derfelben ift das Lehrverhältniß voll- 
fommen frei löslich, nach Ablauf derfelben nur aus den im 
Geſetz jelbft ſowohl für den Lehrherrn als für den Lehrling 
genau bezeichneten Gründen. 1 Außerdem gilt der Xehrvertrag 
aufgehoben durch den Tod des Lehrlingd und den des Lehr— 


188 GewO. 8.126. | feitig das Verhältniß löſen, wenn 
19 GewO. 8. 106. Mandry | der Lehrherr feine gefeßlichen 
101. Verpflichtungen gegen den Lehr- 
10 GewO. 88.130, 132. ling in einer die Geſundheit, die 


191 GewO. 88. 128 vb. 123, | Sittlichfeit oder die Ausbildung 
124 3.1,3,5. Der Lehrling darf | des Lehrlings gefährdenden 
außerdem (j. unten S. 167200) ein- Weiſe vernadhläfligt, oder das 


11* 
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herrn, wenn dies binnen 4 Wochen geltend gemacht wird. 
Berläßt der Lehrling in einem dur) das Geſetz nicht vor- 
gejehenen Falle ohne Zuftimmung des Lehrheren die Lehre, 
jo kann legterer den Anfpruh auf Rüdfehr des Lehrling 
nur geltend machen, wenn der ehrvertrag fchriftlich gejchloffen 
ift. Die Polizeibehörde kann in diefem Falle auf Antrag des 
Lehrherrn den Lehrling anhalten, jo lange in der Lehre zu 
verbleiben, bis durch gerichtliches Urtheil das Lehrverhält- 
niß für aufgelöft erklärt if. Der Antrag ift nur zuläffig 
binnen einer Woche nad dem Austritte des Lehrlings. 
Im Falle der Weigerung der Rückkehr kann die Polizei- 
behörde den Lehrling zwangsweiſe zurüdführen laffen oder 
durh Androhung von Geldftrafe bis zu 50 Mark oder Haft 
bi3 zu fünf Zagen ihn zur Rückkehr anhalten.'% ft von 
den Lehrherrn das Verhältniß aufgelöft worden, weil der 
Lehrling die Lehre unbefugt verlaffen hat, fo darf die von dem 
Lehrherrn beanjpruchte Entfhädigung, wenn in dem Lehr- 
bertrage ein Anderes nicht bedungen ift, im Höchftbetrage fo 
feitgejegt werden, daß für jeden auf den Tag des Vertrags- 
bruches folgenden Tag der Lehrzeit, höchftens aber für ſechs 
Monate, die Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrheren den 
Gejellen oder Gehülfen ortsüblich gezahlten Lohnes berechnet 
wird. 

Für die Zahlung der Entſchädigung find ala Selbft- 
ſchuldner mitverhaftet der Vater des Lehrlinge, ſowie der- 
jenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum Berlaffen der 
Lehre verleitet, oder welcher ihn in Arbeit genommen bat, 


Recht Der väterlichen Zucht | genden Verpflichtungen unfähi 
mißbraucht oder zur Erfüllung | wird. ’ fahig 
ver ihm vertragsmäßig oblie— 12 Gewd. 8. 130. 
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obwohl er wußte, daß der Lehrling zur Fortfegung eines 
andermeitigen Lehrverhältniſſes noch verpflichtet war. Hat 
der Entfchädigungsberechtigte erft nach Auflöfung des Lehr- 
verhältniffes von der Perjon des Arbeitgebers, melcher den 
Tehrling verleitet oder in Arbeit genommen bat, Kenntnig 
erhalten, fo erlifcht. gegen dieſen der Entſchädigungsanſpruch 
erſt vier Wochen nach erhaltener Kenntniß. 19 

Erflärtder Vater oder Bormund des Lehrlings dem Lehrherrn 
Ihriftlich, daß der Lehrling zu einem anderen Beruf oder Gewerbe 
üiberzugehen gedenfe, jo gilt das Verhältniß nad) vier Wochen 
al3 gelöft; die gleiche Erklärung kann auch der Lehrling 
jelbft, falls er großjährig, mit Rechtskraft abgeben. Will der 
Lehrling dann wieder zu dem früheren Gewerbe zurüdfehren, 
jo bedarf es hiezu für die Zeit von neun Monaten nad) 
Aufhebung des früheren Lehrverhältniffes der Zuſtimmung 
de3 früheren Lehrherrn. !% 

Nach Ablauf der Lehrzeit erhält der Lehrling iiber Dauer 
der Lehrzeit, Kenntniſſe, Yertigfeiten und DBetragen ein 
Zeugniß des Lehrheren, melches von der Gemeindebehörde 
foftenfrei zu beglaubigen ift. — 

Die Fürforge für das Lehrlingsweſen ift eine bejonders 
wichtige Aufgabe der Innungen (f. über dieſe unten ©. 181). 
Die Innungen find verpflichtet, für die technifche, gewerbliche 
und fittliche Ausbildung der Lehrlinge zu jorgen und können zu 
diefem Zwecke Fachſchulen einrichten und ihrer dauernden Lei— 
tung unterftellen;1% fie haben ferner Streitigfeiten zwijchen 
Meiftern und Lehrlingen über das Xehrverhältnig im Sinne von 


133 Gewd. 8.133. Strafbeft. ©. v. 18. Zuli 1881 
194 GewO. $. 131. Dazu | a2. 
195 GewO. 8.97a 3.1. 
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GewO. 8. 1204 an Stelle der Gemeindehörde zu entjcheiden. 19 
Die fürforgende Zhätigkeit der Innungen bezüglich des 
Lehrlingsweſens hielt man für fo wichtig, daß der Gefeb- 
geber in diefem Punkte vor einer Durchbrechung des Prin- 
cipes der Gewerbefreiheit nicht zurückſcheute. Das Geſetz 
geftattet nämlich, daß, wenn auch in widerruflicher Weife, von 
Staatswegen die Kompetenz der Innungen auch auf folche 
Gewerbetreibende ausgedehnt werde, welche der Innung nicht 
angehören. Die höhere Verwaltungsbehörde kann nämlich nach 
Anhörung der AuffichtSbehörde. „für den Bezirk einer Innung, 
deren Thätigfeit auf dem Gebiete des Lehrlingsweſens fic) 
bemährt bat,“ in mwiderruflicher Weije beiftimmen: 

1. Daß Streitigkeiten über das Lehrverhältnig im Sinne 
des 8. 120a der GewO. durch die Innung an Stelle der 
Genteindebehörde in jedem Falle entjchieden werden müſſen, 
gleichgiltig ob der ftreitende Meifter der Innung angehört 
oder nicht, falls a) einer der ftreitenden Xheile dies verlangt 
und b) der Meifter der Innung angehören Tünnte ;197 

2. daß bezw. inwieweit die Innungsporfchriften über 
Drganifation des Lehrlingsmwefens, fpeciell iiber Ausbildung 
und Prüfung der Lehrlinge einfchlieglich der Lehrbriefe all: 
gemein bindend fein follen. Die Prüfungscommiffion ift jedoch 
dann, wenn Lehrlinge geprüft werden follen, deren Meifter 
nicht zur Innung gehören, nur zur Hälfte von der Innung, 
zur andern Hälfte von der Aufficht3behörde zu beftellen. 19 

VIII. Das Arbeitöverhältnig, abgefehen vom Lehrling» 


196 A 8.97 3.4 0b.100d bogu Strafbeit. © 18. Juli 
bei. A 1881 a.2 in Abänderung von 
197 u 8.100e 23.1. GewdD. 8.148, 3.10. Ueber die 


18 GewO. $. 100e, 3. 2, | Lehrbriefe der Snnungen $. 129. 
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verhältniß, ift von beiden Seiten frei lösbar nach vierzehn- 
tägiger Kündigung, 1% außerdem aus einer Anzahl von gefeg- 
lich genau bezeichneten Gründen fofort. ?°0 Arbeitgeber, melche 


19 GewDO. 8. 122. 

200 GewO. 88. 123,124. Bor 
Ablauf der vertraggmäßigen Zeit 
und ohne Auftündigung können 
Geſellen und Gehülfen entlafjen 
werden: 

1. wenn fie bei Abſchluß des 
Arbeitsvertrages den Arbeit: 
geber durch Vorzeigung 
falſcher oder verfälſchter Ar- 
beitsbücher oder Zeugniſſe 
hintergangen oder ihn über 
das Beſtehen eines andern, 
ſie gleichzeitig verpflichtenden 
Arbeitsverhältnifſes in einen 
Irrthum verjegt haben; 

2. wenn fie eines Diebitahl3, 

einer Entwendung, einer 

Unterfchlagung, eines Be- 

truges oder eined liederlichen 

Lebenswandels ich fchuldig 

machen; 

.wenn jie die Arbeit unbe- 
fugt verlaffen haben oder 
lonft den nach dem Arbeits- 
vertrage ihnen obliegenden 

Berpflihtungen nachzukom⸗ 

men beharrlich verweigern ; 

.wenn fie der Verwarnung 
ungeachtet mit Heuer und 

Licht unvorjichtig umgehen; 

5. wenn fie ſich Thätlichfeiten 

oder grobe Beleidigungen 
egen den Arbeitgeber oder 
jeine Vertreter oder gegen 
die Yamilienangehörigen des 
Arbeitgeberd oder jeiner Ber- 


= 


Wan 


treter zu Schulden fommen 

laflen; 

6. wenn fie einer vorſätzlichen 
und rechtswidrigen Sachbe- 
Ihädigung zum Nachtheil 
des Arbeitgeberd oder eines 
Mitarbeiterd ich fchuldig 
maden; 

7. wenn fie Familienangehörige 

des Arbeitgeberd oder feiner 
Vertreter oder Mitarbeiter 
zu Handlungen verleiten oder 
mit Hamilienangehörigen 
des Arbeitgeber oder feiner 
Vertreter Handlungen be— 
eben, welche wider die Ge— 
—* oder die guten Sitten 
verſtoßen; 

.wenn fie zur Fortſetzung der 

Arbeit unfähig oder mit 
einer abjchredenden Krank: 
heit behaftet jind. 

Sn den unter Nr. 1 bi8 7 

gedachten Fällen ift die Ent- 

lafjung nicht mehr zuläffig, 
wenn die zu Grunde liegenden 

Thatfahen dem Arbeitgeber 

länger ald eine Woche befannt 

find. 

Snwiefern in den unter Nr.8 
gedachten Fällen dem Entlafjenen 
ein Anfpruch auf Entiehädigung 
zuſtehe, ift nach dem Inhalt des 
Bertraged und nach den allge 
meinen gefeglichen Borfchriften 
zu beurthbeilen. 

Vor Ablauf der vertragd- 


je e) 
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Arbeiter zum gejfegwidrigen Berlaffen des Dienftes verleiten 
oder in Kenntniß des erfteren Umſtandes befchäftigen, find 


ſtrafbar und fchadenerfagpflichtig. U Während der Dauer 


des Arbeitsverhältnifjes find die Arbeiter dem Dienftherrn 
zum Gehorſam in Bezug auf ihre Arbeiten und die häus— 
lichen Einrichtungen verpflichtet, dürfen aber zu häuslichen 
Dienften nicht genöthigt werden.22 Beim Abgang aus der 
Arbeit kann der Arbeiter ein Zeugniß über Art und Dauer 
feiner Bejchäftigung, auf befonderes Verlangen auch über 
feine Führung fordern, welche von der Ortöpolizeibehörde 
foften- und ftenpelfrei zu beglaubigen ift.20 


mäßigen Zeit und ohne Auf- 
fündigung können Geſellen und 
Gehülfen die Arbeit verlaffen: 
1. wenn ſie zur Fortjeßung der 


Lohn nicht in der bedungenen 
Weiſe augzahlt, bei Stüd: 
lohn nicht für ihre aus: 
reichende Beihhäftigung Jorgt, 


Arbeit unfähig werden; 

2. wenn der Arbeitgeber oder 
feine Vertreter ſich Thätlich- 
feiten oder grobe Beleidi- 
gungen gegen die Arbeiter 
oder gegen ihre Yamilien- 
angehörigen zu Schulden 
kommen laſſen; 

3. wenn der Arbeitgeber oder 
feine Vertreter oder Fami—⸗ 
lienangehörige derjelben Die 
Arbeiter oder deren Yami- 
lienangehörige zu Hand» 


oder wenn er fi) widerredht- 
liher Webervortheilungen 
gegen ſie jchuldig macht; 

. wenn bei Fortſetzung der 
Arbeit das Reben oder die 
Gefundheit der Arbeiter 
einer ermweislichen Gefahr 
ausgeſetzt fein würde, welche 
bei Eingehung des Arbeits- 
vertrages nicht zu erfennen 


war. 
Sn den unter Nr. 2 und 3 


gedachten Fällen tft der Austritt 


lungen verleiten oder mit aus der Arbeit nicht mehr zu- 
den Yamtlienangehörigen der | läfjig, - wenn Die gu Grunde 
Arbeiter Handlungen bes | liegenden Thatſachen dem Ar— 
eben, welche wider die Ge- | beiter länger als eine Woche 
Febe oder die guten Gitten | befannt find. 
laufen; 201 GewO. $. 125. 

4.wenn der Arbeitgeber den | 202 Gemd. $. 121. 
Arbeitern den fchuldigen | 203 GewO. 88. 113,114. 
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1.20% Die Gewerbeordnung in ihrer urjprünglichen 
Yaffung hatte die durch Ortsſtatut oder Anordnung der 
Berwaltungsbehörde begründeten Verpflichtungen der felb- 
ftändigen Gewerbetreibenden, für ſich einer Hilfscaffe für 
jelbftändige Gewerbetreibende beizutreten ausdrüdlich auf- 
gehoben. 25 Daran wurde nicht? geändert. Für das Hilfs- 
perjonal felbft war volle Freiheit gewährt, einer privaten 
Hilfscaſſe anzugehören; nur wenn dies nicht gefchehen, konnte 
durch Ortsftatut der Beitritt zu einer beftimmten Hilfscaffe 
obligatorifch gemacht werden. Im übrigen war die Materie 
dem Landesrecht überlaffen. Diefer Zuftand erwies fich als 
ungenügend und demgemäß wurde Die ganze Materie im 
Jahre 1876 durch die Gefeßgebung in umfafjender Weife 
neu geordnet. Darnach gilt jet folgendes Recht: 

1. Alle gemwerblihen Arbeiter, mwelde das 
16. Xebensjahr zurüdgelegt haben, können durd) 
Drtsftatut verpflichtet werden, einer eingefchrie- 
benen Hilfscaſſe anzugehören,?% ausgenommen nur 
diejenigen Arbeiter, welche jog. Knappſchaftscaſſen ange- 
hören ;?°” dagegen trifft die gejeßliche Verpflichtung die bei 
Bergwerken, Aufbereitungsanftalten und Brüchen oder Gruben 
befchäftigten Arbeiter, für welche ein andermeitiger Caſſen⸗ 
zwang nicht befteht. Borausfegung dieſer Verpflichtung tft 
aber immer ein Ort3ftatut; wo fein folches vorhanden, befteht 
auch Fein Caſſenzwang. 

Zweck der eingefchriebenen Hilfscaflen ift gegenfeitige 
Unterftügung „für den Fall der Krankheit. “208 


24 Pol. zum Folgenden: &.| 2% GewO. 8. 41a. 

Meier, ſ. v. Hilfscaflen. Man: 207 GewO. 8. 141f?. 

dry 8.14. 208 G. v. 7. April 1876 $.1. 
05 GewO. $. 140. | 
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tragungen find mit Tinte zu bewirfen und von dem Arbeit: 
geber zu unterzeichnen. Sie dürfen nicht mit einem Merkmal 
verjehen fein, welches den Inhaber des ArbeitSbuches günftig 
oder nachtheilig zu kennzeichnen bezwedt. 178 

8. Wöchnerinnen dürfen 3 Wochen lang nach, ihrer Ent- 
bindung gar nicht in Fabriken befchäftigt werden. 17° 

9. Zu den Vorſchriften in den 88. 135°-*, 136 (j. oben 
Ziffer 2 und 3) enthält daS Gefe jedoch den generellen 
Borbehalt: Für Spinnereien, Fabrifen die mit ununter- 
brochenem Feuer arbeiten oder fonft durch die Art ihres 
Betriebes auf eine regelmäßige Tag- und Nachtarbeit ange- 
wiejen find oder deren Betrieb eine Eintheilung in vegel- 
mäßige Arbeitfchichten von gleicher Dauer nicht geftattet 
oder feiner Natur nach auf beftimmte Jahreszeiten bejchränft 
ift, kann der Bundesrath auf dem PVerordnungswege erleich- 
ternde Vorſchriften erlafen, jedoch dürfen in feinem alle 
Kinder mehr ala höchftens 36, junge Leute 60, in Spinnes. 
reien 66 Stunden wöchentlich bejchäftigt werden. “Derartige 
Berordnungen des Bundesrathes find librigens dem Reichstag 
bei feinem Wiederzufammentritt vorzulegen und außer Kraft 
zu fegen, falls diefer es verlangt. 1% 


8 GewDd.88.107—114, dazu 
$. 137, ferner bezüglich des 


10 GewO. 8. 139 a2,8. Auf 
Grund vieler Geſetzesbeſtim⸗ 





Details Seydel 130ff. Land- 
graf s. v. Arbeitsbücher Straf⸗ 
beſt. 8. 150. 

10 GewO. 8. 135,6 dazu E. 
Meier 779. Nach Man— 
dry 462 wäre dieſe Beſtimmung 
„niht auf Tabrifarbeit bes 
ſchränkt“; Died ift aber unrich- 
tig, da der ganze Abjchnitt 4 
fi) nur auf Fabrifarbeit bezieht. 


mung erließ der Bundesrath 
erleichternde Specialvorichriften 
für den Betrieb von Walz: und 
Hammerwerfen, Glashütten, 
Spinnereien, Gteinfohlenberg- 
werfen (B. v. 23. April u. 
20. Mai 1879, 10. Zuli 1881 
CBl. 1879, 303. 304. 362. 1881, 
275). Vgl. auch Seydel 138 ff. 
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IV. Die Gewerbetreibenden find in allen Gewerben ver- 
pflichtet, „diejenigen Einrichtungen berzuftellen und zu unter: 
halten, welche mit Rüdficht auf die befondere Beſchaffenheit 
bed Gewerbebetriebe und der Betriebäftätte zu thunlichfter 
Sicherung gegen Gefahr fir Xeben und Gefundheit nothwendig 
find.“ 181 Die näheren Vorfchriften hierüber ift der Bundesrath 
zu erlaffen competent, ſolche Vorſchriften find jedoch biß jetzt 
nicht ergangen; bis zum Erlaß derfelben ift die Geltung des 
Landesrechtes vorbehalten. Für Tödtungen und Rörperver- 
legungen, welche beim Betrieb von Bergmerfen, Steinbrüchen, 
Gräbereien, Fabriken fich ereignen, befteht eine Haftpflicht der 
Arbeitäherren nad) Maßgabe des Specialgefegesp. 7. Juni1871. 
(RGB. 207.) 

V. Zur Controle der Fabriken überhaupt und fpeciell 
der Durchführung der den Schuß der Arbeiter bezweckenden 
Vorſchriften (135—139a, 120°) find nach dem Geſetz be- 
jondere Beamte von den Einzelftaaten für beftimmte Bezirke 
zu beftellen, „ausschließlich oder neben den ordentlichen Polizet- 
behörden“, welch’ letzteren fie jedenfalls in Rechten und Pflich- 
ten gleichjtehen, die Fabrifinfpectoren oder Gewerbe: 
räthe. Diefelben können jederzeit Revifionen, namentlich auch 
Nachts, während die Fabriken im Betriebe find, in den 
Sabrifen ihres Bezirkes vornehmen, find aber vorbehaltlich 
ber Anzeige von Öefegwidrigfeiten zum ftrengften Geheimniß 
über alle ihnen hiebei zur Kenntniß gefommenen Dinge ver- 
pflichtet; fie haben tiber die Zuftände ihres Bezirkes fort- 
laufende genaue Jahresberichte zu erftatten, welche auch dem 
Bundesrath und Reichstag vorzulegen find. 182 


10 GewO. 8. 120%. Bol. rere reichsgerichtliche Entfchei- 
dazu Mandry 465° über meh: | dungen. 
12 GewO. 8. 139. Dazu 


Zorn, Staatsrecht IT. 11 
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VL Gtreitigfeiten zwiſchen felbftändigen Gewerbetrei⸗ 
benden und ihren Arbeitern, welche ſich auf Antritt, Fort⸗ 
jegung oder Aufhebung de3 Arbeit3verhältnifjes, auf Die 
gegenfeitigen Leiftungen aus demfelben, auf Ertheilung oder 
Inhalt der Arbeitsbücher und Zeugniſſe beziehen, find 
in erfter Linie von den hiezu eingejegten befonderen Behörden 
(Gemwerbegerichte) zu entjcheiden. iss Eventuell find hiezu die 
Semeindehörden competent, jedoch ift gegen deren Entjchei- 
dung Berufung auf gerichtliches Gehör innerhalb 10 Tagen 
geftattet. An Stelle der Gemeindebehörden können Innungen 
oder von folchen gebildete Schiedägerichte treten.!* Durch 
Ortsſtatut können zur Entſcheidung derartiger Streitigkeiten 
auch SchiedSgerichte eingejet werden, welde von der Ge- 
meindebehörde unter gleihmäßiger Zuziehung von XArbeit- 
gebern und Arbeitern zu bilden find. 18 

VO. Bezüglih der Lehrlinge enthält das Geſetz eine 
Reihe fpecieller Borjchriften. 186 

Lehrlinge find von dem Lehrherrn, defjen väterlicher Zucht. 
fie unterworfen find, !®” oder einem „geeigneten ausdrädlich 
dazu beitimmten“ Vertreter ſowohl in dem zu erlernenden 





E. Meier a.a.D. 781. Die 
preuß. Dienftanweiiu ug ar für bie 
Gewerberäthe v. 24. 1879 
ſ. b. Marcinowsti 247—252. 
Denfelben ift in Preußen auch 
die Controle über die Durch: 
führung von GewO. $. 16 über: 
tra, en. Strafbeit. 8.149 3.7. 

3 Bol. E. Meier s.v. Ge- 
werbegesiähe, bejonderd über 
die Einrichtungen in ber Rhein- 
proving. Die reichögejegliche 
Einführung von Gemerbege- 
richten, welche von der Regie- 


rung durch einen dem Reichstag 
1878 vorgelegten Entwurf in 
Ausſicht genommen war, ſchei⸗ 
wete, weil Regierung und Reichs- 

g fih über Die Frage des 
Werkes in denjelben nicht eint« 
gen konnten. 

184 GewO. 8.97? 3.4. 

1855 GewO. $. 120a. 

156 GewO. 88. 126— 133. 
Dazu Strafbeit. 8.148 3.9, 10. 
Mandry S.46. 

17 Gewmd. $. 127. 
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Gewerbe in der durch den Zweck der Ausbildung gebotenen 
Reihenfolge und Ausdehnung zu untermeifen, al3 auch über- 
haupt zu Wrbeitfamfeit und guten Sitten zu erziehen und 
por Ausfchweifungen zu bewahren.!%® Insbeſondere ift ihnen 
die erforderliche Zeit und Gelegenheit zur Fortbildung und 
zum Beſuch des Gottesdienfte8 an Sonn= und Feiertagen 
zu gewähren. In Anbetracht der fittlichen Bedeutung des 
Lehrverhältniffes fchreibt das Geſetz vor, daß Berfonen, 
welche durch gerichtliches Urtheil der bürgerlichen Ehrenrechte 
verluftig erklärt worden find, auf die Dauer diefes Ehr- 
verlufte3 Arbeiter unter 18 Jahren nicht unterweifen dürfen; 
in diefem Falle kann polizeiliche Entfernung aus dem Arbeits- 
verhältniß jtattfinden.!®° 

Der Lehrvertrag kann mündlich oder ſchriftlich abge= 
ſchloſſen werden, doch ift die fchriftliche Form vom Geſetze 
dadurch begünftigt, daß gewiſſe Anſprüche aus dem Lehr- 
vertrage nur im Falle ſchriftlichen Abjchluffes deſſelben geltend 
gemacht werden können. 1% 

Der Lehrzeit geht eine Probezeit voran, welche nicht 
weniger ala vier Wochen und nicht mehr al drei Monate 
betragen darf; während derjelben ift das Lehrverhältniß voll- 
fommen frei löslich, nach Ablauf derjelben nur aus den im 
Geſetz felbft jomohl für den Lehrherrn als für den Lehrling 
genau bezeichneten Gründen. 7! Außerdem gilt der Xehrvertrag 
aufgehoben durch den Tod des Lehrlings und den des Lehr- 


188 GewO. 8. 126. | feitig das Verhältniß löfen, wenn 
189 GewO. 8. 106. Mandry | der Lehrherr feine gejeglichen 
101. Berpflichtungen gegen den Lehr- 
10 Gemd. 88.130, 132. ling in einer die Geſundheit, Die 


191 GewO. 88. 128 vb. 123, | Sittlichfeit oder die Ausbildung 
124 3.1,3,5. Der Lehrling darf | des Lehrlings gefährdenden 
außerdem (f. unten S.1672%)ein- | Weiſe vernachläffigt, oder das 


11* 
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herren, wenn dies binnen 4 Wochen geltend gemacht wird. 
Berläßt der Lehrling in einem durch das Geſetz nicht vor- 
gefehenen Falle ohne Zuftimmung des Lehrherrn die Lehre, 
fo kann legterer den Anfpruh auf NRüdfehr de3 Lehrling 
nur geltend machen, wenn der Xehrvertrag fchriftlich gefchloffen 
ift. Die Polizeibehörde kann in diefem Falle auf Antrag des 
Lehrherrn den Lehrling anhalten, jo lange in der Xehre zu 
verbleiben, bis durch gerichtliches Urtheil das Lehrverhält- 
niß für aufgelöft erflärt if. Der Antrag ift nur zuläffig 
binnen einer Woche nach dem Außtritte des Lehrlings. 
Im Falle der Weigerung der Rückkehr kann die Polizei: 
bebörde den Lehrling zwangsweiſe zurüdfüihren laffen oder 
dur Androhung von Geldftrafe bis zu 50 Marf oder Haft 
bi3 zu fünf Zagen ihn zur Rückkehr anhalten. ft von 
dem Lehrheren das Verhältniß aufgelöft worden, weil der 
Lehrling die Lehre unbefugt verlajfen hat, fo darf die von dem 
Lehrherrn beanspruchte Entfehädigung, wenn in dem Lehr— 
vertrage ein Anderes nicht bedungen ift, in Höchftbetrage jo 
feftgefegt werden, daß für jeden auf den Tag des PVertrags- 
bruches folgenden Tag der Xehrzeit, höchſtens aber für ſechs 
Monate, die Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherrn den 
Geſellen oder Gehülfen ort3üblich gezahlten Lohnes berechnet 
wird. 

Für die Zahlung der Entihädigung find als Selbſt— 
Ihuldner mitverhaftet der Vater de Lehrlinge, ſowie der- 
jenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum Verlaſſen der 
Lehre verleitet, oder welcher ihn in Arbeit genommen hat, 


Recht der väterlichen Zucht | genden Berpflichtungen unfähig 
mißbraucht oder zur Erfüllung | wird. 
ver ihm vertragsmäßig oblie- 12 Gewd. 8.130. 
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obwohl er mußte, daß der Lehrling zur Fortfegung eines 
andermweitigen Lehrverhältniſſes noch verpflichtet war. Hat 
der Entjehädigungsberechtigte erft nach Auflöfung des Lehr- 
verhältniffes von der Perfon des Arbeitgebers, welcher den 
Lehrling verleitet oder in Arbeit genommen bat, KRenntniß 
erhalten, jo erlifcht. gegen diefen der Entſchädigungsanſpruch 
erft vier Wochen nach erhaltener Kenntniß. 193 

Erflärt der Bater oder Bormund des Lehrlings dem Xehrherrn 
Ichriftlich, daß der Lehrling zu einem anderen Beruf oder Gewerbe 
überzugeben gedenfe, jo gilt daS Verhältniß nad) vier Wochen 
als gelöft; die gleiche Erklärung kann auch der Lehrling 
jelbft, falls er großjährig, mit Rechtskraft abgeben. Will der 
Lehrling dann wieder zu dem früheren Gewerbe zurüdfehren, 
fo bedarf es hiezu für die Zeit von neun Monaten nad) 
Aufhebung des früheren Lehrverhältniffes der Zuftimmung 
de3 früheren Lehrherrn. !% 

Nach Ablauf der Lehrzeit erhält der Lehrling über Dauer 
der Lehrzeit, Kenntniffe, Yertigfeiten und Betragen ein 
Zeugniß des Lehrherrn, welches von der Gemeindebehörde 
foftenfrei zu beglaubigen ift. — 

Die Fürforge für das Lehrlingsmefen ift eine beſonders 
wichtige Aufgabe der Innungen (f. über diefe unten ©. 181). 
Die Innungen find verpflichtet, für die technifche, gewerbliche 
und fittliche Ausbildung der Lehrlinge zu forgen und können zu 
diefem Zwecke Fachſchulen einrichten und ihrer dauernden Lei⸗ 
tung unterftellen;?%5 fie haben ferner Streitigkeiten zwiſchen 
Meiftern und Lehrlingen über das Lehrverhältnig im Sinne von 


193 GewO. 8.133. Strafbeit. ©. v. 18. Zuli 1881 
4 GewO. $. 131. Dazu | a2. 
195 GewO. 8.97a 3.1. 
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Gewd.$.1202 an Stelle der Gemeindehörde zu entjcheiden. 1% 
Die fürforgende Thätigfeit der Innungen bezüglih des 
Lehrlingsmwefens hielt man für fo wichtig, daß der Gefeb- 
geber in diefem Punkte vor einer Durchbredhung des Brin- 
cipe8 der Gewerbefreiheit nicht zurückſcheute. Das Geſetz 
geftattet nämlich, daß, wenn auch in widerruflicher Weife, von 
Staatömwegen die Competenz der Innungen auch auf folche 
Gewerbetreibende ausgedehnt werde, welche der Innung nicht 
angehören. Die höhere Verwaltungsbehörde kann nämlich nach 
Anhörung der AuffichtSbehörde „fiir den Bezirk einer Innung, 
deren Thätigkeit auf dem Gebiete des Lehrlingsweſens fich 
bewährt hat,“ in widerruflicher Weiſe beiftimmen: 

1. Daß Streitigkeiten über das Lehrverhältnig im Sinne 
de 8. 120a der GewO. durch die Innung an Stelle der 
Gemeindebehörde in jedem Falle entichieden werden müſſen, 
gleichgiltig ob der ftreitende Meifter der Innung angehört 
oder nicht, falls a) eimer der ftreitenden Theile dies verlangt 
und b) der Meifter der Innung angehören könnte ;!9 

2. daß bezw. inwieweit die Innungsvorſchriften tiber 
Drganijation des Lehrlingsweſens, peciell über Ausbildung 
und Prüfung der Lehrlinge einfchließlich der Lehrbriefe all- 
gemein bindend fein follen. Die Prüfungscommiffion ift jedoch 
dann, wenn Lehrlinge geprüft werden follen, deren Meifter 
nicht zur Innnkg gehören, nur zur Hälfte von der Innung, 
zur andern Hälfte von *er Aufſichtsbehörde zu beſtellen. 19° 

VIII. Das ArbeitSverhältnig, abgefehen vom Lehrlings- 


16 GewO. 8.97 3.4 06.1004 | dazu Strafbeſt. ©. v. 18. Juli 
bei. 1881 a.2 in Abänderun von 
17 GewO $.100e 3.1. Gewd. 8.148,3.10. Ueber die 


18 GewO. $. 100e, 3. 2, | Lehrbriefe der Junungen 8. 129. 
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verhältniß, ift von beiden Seiten frei lösbar nach vierzehn- 
tägiger Kündigung,” außerdem aus einer Anzahl von gefeß- 


lich genau bezeichneten Gründen ſofort. 20 Arbeitgeber, welche 


19 GewO. 8. 122. 

200 GewO. 88. 123,124. Bor 
Ablauf der vertragsmäßigen Zeit 
und ohne Auffündigung können 
Geſellen und Gehülfen entlafjen 
werden: 

1.wenn fie bei Abſchluß des 
Arbeitövertrages den Arbeit- 
geber durch Borzeigung 
falicher oder verfälichter Ar- 
beitöbücher oder Zeugniſſe 
hintergangen oder ihn über 
das Beſtehen eines andern, 
ſie gleichzeitig verpflichtenden 
Arbeitöperhältniffes in einen 
Irrthum verjegt haben; 

2. wenn fie eines Diebftahls, 
einer Entwendung, einer 
Unterfchlagung, eines Be- 
truges oder eined liederlichen 
Lebenswandels fich ſchuldig 
machen; 

3. wenn ſie die Arbeit unbe— 
fugt verlaſſen haben oder 
ſonſt den nad) dem Arbeits- 
vertrage ihnen obliegenden 
Berpflichtungen nachzufom- 
men beharrlid, verweigern; 

4. wenn fie der Verwarnung 
ungeachtet mit Feuer und 
Licht unvorfichtig umgeben; 

5. wenn fie ſich Thätlichkeiten 
oder grobe Beleidigungen 
gegen den Arbeitgeber oder 
jeine Vertreter oder gegen 
die Samilienangehörigen des 
Arbeitgebers oder jeiner Ber- 


treter zu Schulden kommen 

lafien; 

6. wenn fie einer vorfäglichen 
und rechtöwidrigen Sachbe- 
Ihädigung zum Nachtheil 
des Arbeitgeberd oder eines 
Mitarbeiters fih ſchuldig 
machen; 

7. wenn jie Samilienangehörige 
des Arbeitgeberö oder jeiner 
Bertreter oder Mitarbeiter 
zu Handlungen verleiten oder 
mit Hamilienangehörigen 
des Arbeitgeberö oder feiner 
Vertreter Handlungen be- 

eben, welche wider die Ge- 
—* oder die guten Sitten 
verſtoßen; 

8. wenn ſie zur Fortſetzung der 
Arbeit unfähig oder mit 
einer abſchreckenden Krank—⸗ 
heit behaftet ſind. 

Sn den unter Wr. 1bis7 
gedachten Fallen iſt die Ent- 
laffung nit mehr zuläflig, 
wenn Die zu Grunde liegenden 
Thatfachen dem Arbeitgeber 
länger als eine Woche bekannt 
find. 

Snwiefern in den unter Nr.8 
gedachten Hallen dem Entlafjenen 
ein Anjpruch auf Entihädigung 
zuftehe, ift nach dem Inhalt des 
Vertrages und nach den allge 
meinen gejeglichen Borjchriften 
zu beurtheilen. 

Bor Ablauf der vertragd- 


168 Bud VIII. Die einzeln. Zweige d. Reichöverwaltung. 


Arbeiter zum gefegwidrigen Berlaffen des Dienftes verleiten 
oder in Kenntniß des erfteren Umftandes befchäftigen, find 
ftrafbar und fchadenerfagpflichtig. 2% Während der Dauer 
des Arbeitöverhältniffes find die Arbeiter dem Dienftherrn 
zum Gehorfam in Bezug auf ihre Arbeiten und die häus- 
lichen Einrichtungen verpflichtet, dürfen aber zu häuslichen 
Dienften nicht genöthigt werden.?2 Beim Abgang aus der 
Arbeit kann der Arbeiter ein Zeugniß über Art und Dauer 
feiner Beichäftigung, auf befonderes Verlangen auch über 
feine Führung fordern, welches von der Ortöpolizeibehörde 
foften- und ftempelfrei zu beglaubigen ıft.203 | 


mäßigen Zeit und ohne Auf- 
fündigung fünnen Geſellen und 
Gehülfen die Arbeit verlaflen: 
1. wenn fie zur Fortjeßung der 


Lohn nicht in der bedungenen 
Weiſe auszahlt, bei Stück— 
lohn nicht für ihre aus— 
reichende Beſchäftigung ſorgt, 


Arbeit unfähig werden; 


2.wenn der Arbeitgeber oder 
feine Vertreter ſich Thätlich- | 


feiten oder grobe Beleidi- 
gungen gegen die Arbeiter 
oder gegen ihre Familien- 
angehörigen zu Schulden 
fommen laffen; 


oder wenn er fi) widerredht- 
liher Webervortheilungen 
gegen fie fchuldig macht; 

.wenn bei %ortjeßung der 
Arbeit dad Leben oder die 
Geſundheit der Arbeiter 
einer erweißlichen Gefahr 
ausgeſetzt fein würde, welche 


3. wenn der Arbeitgeber oder bei Eingehung des Arbeits- 
feine Vertreter oder Yami- vertraged nicht zu erfennen 
lienangehörige derjelben die war. 

Arbeiter oder deren Fami— Sn den unter Nr. 2 und 3 
lienangehörige zu Hand» | gedachten Fällen ift der Austritt 
lungen verleiten oder mit aus der Arbeit nicht mehr zu- 
den Samilienangehörigen der | läflig,. wenn die zu Grunde 
Arbeiter Handlungen bes | liegenden Thatjachen dem Ar- 
gehen, welche wider die Ge- | beiter länger ald eine Woche 
jege oder Die guten Gitten | befannt find. 

laufen; 21 GewO. 8. 125. 

4. wenn der Arbeitgeber den | 7% Gemd. 8. 121. 
Arbeitern den ſchuldigen 308 GewO. 88.113, 114. 
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1X.2%4 Die Gewerbeordnung in ihrer ursprünglichen 
Faflung hatte die durch Ortsſtatut oder Anordnung der 
Berwaltungsbehörde begründeten Verpflichtungen der felb- 
ftändigen Gemwerbetreibenden, für fih einer Hilfscaffe ftir 
jelbftändige Gewerbetreibende beizutreten ausdrüdlich auf- 
gehoben. ?°° Daran wurde nichts geändert. Für das Hilfg- 
perfonal jelbft war volle Freiheit gewährt, einer privaten 
Hfscaffe anzugehören; nur wenn dies nicht gefchehen, konnte 
durch Ortsſtatut der Beitritt zu einer beftimmten Hilfscaffe 
obligatorifch gemacht werden. Im übrigen war die Materie 
dem Landesrecht iiberlaffen. Diefer Zuftand erwies fich als 
ungenügend und demgemäß wurde Die ganze Materie im 
Sabre 1876 durch die Gefeßgebung in umfafjender Weije 
neu geordnet. Darnach gilt jet folgendes Recht: 

1. Alle gewerblichen Arbeiter, welche das 
16. Zebensjahr zurüdgelegt haben, können durd) 
Drtöftatut verpflichtet werden, einer eingejchrie- 
benen Hilfscaffe anzugehören,?% ausgenommen nur 
Diejenigen Arbeiter, welche ſog. Knappſchaftscaſſen ange- 
hören ;?07 dagegen trifft die gejegliche Verpflichtung die bei 
Bergwerken, Aufbereitungsanftalten und Brüchen oder Gruben 
bejchäftigten Arbeiter, fir welche ein andermweitiger Caflen- 
zwang nicht beſteht. VBorausfegung diefer Verpflichtung iſt 
aber immer ein Ortsftatut; wo fein folches vorhanden, befteht 
auch fein Caſſenzwang. 

Zweck der eingejchriebenen Hilfscaffen ift gegenjeitige 
Unterftügung „für den Fall der Krankheit. “208 


204 Bol. zum Folgenden: &.| ?% GewO. 8. 41a1. 
Meier, ſ. v. Hilfäcafien. Man- 27 Gemd. 8. 141. 
Dry 8.14. 8 G. v. 7. April 1876 $.1. 
5 GewO. 8. 140. 
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Die Arbeiter können jener Verpflichtung in doppelter 
Weiſe genügen: entweder durch Zugehörigkeit zu einer pri- 
paten (freien) Caffe, welche jedoch den Erforderniffen des 
Geſetzes tiber die eingefchriebenen Hilfgcaffen genügen muß?" 
oder durch Eintritt in eine officiele Caſſe, welche von einer 
Gemeinde oder einem größeren Communalverband dur) 
Ortsſtatut angeordnet ift.?!° Wird nicht der Nachweis der 
Zugehörigkeit zu einer privaten Caſſe erbracht, fo kann der 
Eintritt in eine foldhe Gemeindecafje vorgefchrieben werden. ?t! 
Die Gemeinden haben auch die Einrichtung foldher Caſſen 
nah Anhörung der Betheiligten zu regeln und die Verwal: 
tung derjelben ficher zu ftellen.?!? Der Beitritt erfolgt durch 
ſchriftliche Erflärung oder Unterzeichnung des Statuts. 213 

Wer der Pflicht zur Betheiligung nicht genligt, kann von 
der Cafe für alle Zahlungen, welche bei rechtzeitigem Ein- 
tritt von ihm zu entrichten gewefen wären, gleich einem Mit- 
gliede in Anjpruc genommen werden. ?! 

Der Zugehörigkeit zu einer Hilfscaffe wird es gleich 
geachtet, mern nach Maßgabe der Tandesgefege Arbeiter auf 
gemeindliche Anordnung regelmäßige Beiträge zum Zwecke 
der Rranfenunterftigung zu bezahlen haben; der Beitritt zu 
einer officiellen Caſſe kann in diefem Falle nicht verlangt 
werden.?° Der Ausſchluß von Mitgliedern aus der Caſſe 
fann nur unter den dur das Statut beftimmten Formen 
und aus den darin bezeichneten Gründen erfolgen. Er ift 
nur zuläffig bei dem Wegfall einer die Aufnahme bedingenden 
Borausfegung, für den Fall einer Zahlungsſäumniß oder 


09 GewO. $. 141a?. 213 G. v. 7. April 1876 8. 61. 
210 GewO. 88.141, 141e. 24 GewO. $. 141a?, dazu 
211 GewO. 8. 14141. 141d Serjährung) 


212 Hemd. 8. 1412. 215 GewO. 8.1 
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einer folchen ftrafbaren Handlung, welche eine Verlegung der 
Beilimmungen des Statut3 in fich fchließt. Wegen des Aus- 
tritte8 oder Ausfchluffes aus einer Geſellſchaft oder einem 
Bereine können Mitglieder nicht ausgeſchloſſen werden, 
wenn fie der Caſſe bereit3 zwei Jahre angehört haben. 
Erfolgt ihre Ausfchliegung vor Ablauf diefer Zeit, fo haben 
fie Anſpruch auf Erſatz de3 von ihnen bezahlten Eintritt3- 
geldeg, 216 

Beftehende Caſſen, hinfichtlich welcher bei Erlaß des Ge— 
fees eine "Eintrittspflicht gewerblicher Arbeiter begründet 
war, haben fi bis Ablauf des Jahres 1884 den Bor- 
ſchriften des neuen Geſetzes anzupaflen, widrigenfall3 fie ihre 
Rechte ohne Weiteres verlieren. Bis dahin finden die Vor- 
chriften der neuen Gejeggebung über die eingefchriebenen 
Hilfscaffen auf fie entfprechende Anmendung. Das Gleiche 
gilt von beftehenden Caſſen, bei welchen zwar feine obliga- 
toriſche Eintrittöpflicht begrlindet ift, welche aber landesrecht⸗ 
fich als juriftifche Perfonen anzufehen find?!” Durch Orts- 
ftatut kann vorgefchrieben werden, daß Arbeitgeber ihre zum 
Eintritt in eine Caſſe verpflichteten Arbeiter bei derfelben an- 
melden, bei Strafe der Selbftverpflichtung zur Zahlung der 
betreffenden Beiträge. 218 

2. Die Rechte der eingeſchriebenen Hilfscafjen 
werden erworben dadurd, daß die höhere Ber- 
waltungsbebörde das Statut genehmigt; aud) 
jede Abänderung des Statutes bedarf diefer Genehmigung 
und ebenfo die der Generalverfammlung.?% Für den Inhalt 


216 G. v. 8. April 1876 8.15. 219 G. v. 7. April 1876 8. 4. 
217 G. v. 8. April 1876 a. 2. 220 G. 19.7. April 1876 88. 4°, 
218 GewO. $. 14lc, Ziff. 3, | 203. 

Dazu 8. 141d. (Berjährung.) 
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des Statuts gibt das Gefeg genaue Normativvorjchriften ;?! 
der von der Caſſe zu führende Name muß diefelbe von allen 
anderen am Ort oder in der Gemeinde beftehenden Caſſen 
unterfcheiden und den Zuſatz „eingefchriebene Hilfscafjen“ 
enthalten. Die Staatsbehörde darf dem Statut die Ge- 
nehmigung nur aus den im Geſetz bezeichneten Gründen 
verfagen. Die Entſcheidung ift binnen ſechs Wochen nad) 
der Vorlage des Statutes, welche durch den Gemeindevor- 
ftand zu erfolgen bat, zu fällen; gegen die Entjcheidung kann 
Recurs ergriffen werden.?s Die höhere Verwaltungsbehörde 
bat über die zugelafenen Hilfscaſſen Regifter zu führen.?** 


221 G. v. 7. April 18768 3. verjammlung, über die Art 
Das Statut der Kafle muß Be- ihrer Beſchlußfaſſung und 
ſtimmung treffen: über die Stimmberechti— 

1.über Namen, Gig, und gung der zu Zujchüffen ge- 
Zwed der Kaſſe; jeglich verpflichteten Yrbeit: 


2. über den Beitritt und Aus- eber; 
tritt der Mitglieder; 7. über bie Abänderung des 
3. über die Höhe der Beiträge, Statut; 


welche von den Mitgliedern | 8. über bie Verwendung bed 


zu entrichten find, und, falld 
die Arbeitergeber zu Zu: 
ſchüſſen gejeglich verpflichtet 
find, über deren Höhe; 


Kafjenvermögend im_ Falle 
der Auflöjung oder Schlie- 
Bung der Kaffe: 


9. über die Aufftelung und 


4. über die Vorausſetzungen, Prüfung derZahresrechnung. 
die Art und den Umfang Das Statut darf feine DBe- 
der Unterjtüßungen; ftimmung enthalten, welche mit 

5. über die Bildung des Vor- dem Zwede der Kaffe nicht in 


ſtandes, die Vertretung der 
zu Zuſchüſſen geſetzlich ver- 
pflichteten Arbeitgeber in 
demjelben, jowie über die 
Legitimation feiner Mitglie- 
der und den Umfang jeiner 
Befugnifie; 

über die Zufammenjegung 
und Berufung der General» 


Verbindung ſteht oder den Bor- 
Ioriften dieſes Geſetzes zuwider⸗ 


"5 ©. v. 7. April 1876 8. 2. 

223 G. v. 7. April 1876 8. 4. 
Dal. dazu Marcinowski 254 
bis 256. 

224 Ebenda 8. 4°. 


5 
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Bis zum Ablauf eines Jahres nach Auflöfung oder Schließung 
einer Caſſe kann die Zulaffung einer neuen Caſſe derjelben 
Art und Mitglieder verfagt werden. Die Mitglieder der 
Caſſe dürfen zum Beitritt zu anderen Gefellfchaften oder 
Bereinen nur dann genöthigt werden, wenn durch das Start 
ein folcher Beitritt für alle Mitglieder der Caſſe bei der 
Errichtung vorgejehen wurde. Im übrigen dürfen die 
Mitglieder zu Feinerlei Handlungen oder Unter 
laffungen, welde mit dem Caſſenzweck nicht in 
Berbindung ftehen, genöthigt werden. %8 

3. Durch die Genehmigung des Statut3 erwirbt 
die Caſſe ipso jure die Rechte der juriftifchen 
Perfon. Fir die Verbindlichfeiten haftet nur das Caſſen⸗ 
vermögen. ??? Die Mitglieder find zur Leiſtung der gefeglichen, 
bezm. ftatutarischen Cafjenbeiträge verpflichtet, eventuell können 
diefelben ınit Hilfe des Staates im Verwaltungswege einge- 
trieben werden, jedod unter Vorbehalt der Berufung auf 
gerichtliche8 Gehör.” Zu meiteren VBermögensleiftungen 
können die Mitglieder nicht verpflichtet werden, die Beiträge 
fönnen jedoch nad Maßgabe von Gefchlecht, Alter, Geſund⸗ 
heit3zuftand und Beichäftigung der Arbeiter verjchieden ab- 
geftuft werden. 22° Die Einrichtung von Mitgliederflaffen mit 
verfchiedenen Beitrags⸗ und Unterftäigungsfägen ift zuläjfig. 

Im übrigen müfjen die Beiträge und Unterftügungen 
fiir alle Mitglieder nach gleichen Grundfägen abgemefjen fein. 
Zu anderen als Unterſtützungs- und Bermwaltungszweden 
dürfen Aufwendungen aus dem Vermögen der Laffe nicht 


225 (Shenda $. 32. 237 Shenta 8.5. 
226 (Shenda $. 6°. Vgl. dazu | 2 Ebenda $.14. 
E. Meier 334. 239 Ebenda $. 8. 


174 Bud VIII. Die einzeln. Zweige d. Reichöverwaltung. 


gemacht werden? Eine Ermäßigung der Beiträge oder eine 
Erhöhung der Unterftügungen bedarf für Caſſen, in An- 
ſehung deren eine BeitrittSpflicht der Arbeiter begründet ift, 
der Genehmigung des Vorſtandes der Gemeinde oder des 
größeren Communalverbandes, auf deren Anordnung Die 
Beitrittöpflicht beruht. 

Eine Erhöhung der Beiträge oder eine Ermäßigung der 
Unterftügungen bi3 auf den gefeglichen Diindeftbetrag ($.11) 
fann die genannte Behörde für diefe Caffen nad Anhörung 
des Borftandes verfügen, wenn nach dem Rechnungsabſchluſſe 
des legten Jahres die Einnahmen der Caſſe zu den ftatuten- 
mäßigen Aufwendungen nicht ausgereicht haben.231 Die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Caſſe find von allen den Zwecken 
der Caſſe fremden Einnahmen und Ausgaben getrennt feit- 
zuitellen und zu verrechnen, ebenfo find die Beftände der 
Cafje immer gefondert zu verwahren. Für die Anlage ver- 
fügbarer Capitalien gelten die VBorfchriften über die Mündel⸗ 
gelder. 23? 

Alle fünf Jahre hat eine Reviſion der Caffe durch einen 
unparteiifchen Sachverftändigen nah Maßgabe der mahr- 
jcheinlichen Höhe der Einnahmen und Ausgaben flattzufinden, 
über das Ergebniß derfelben ift an die Aufficht3behörde zu 
berichten, und eventuell find die zur Herftellung des Gleichge- 
wichtes erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Durch Orts⸗ 
ftatut kann bei officiellen Caſſen vorgefchrieben werden, daß 
die Arbeitgeber für ihre Arbeiter die fälligen Beiträge bis zur 
Hälfte des verdienten Lohnes an die Caſſe vorjchiegen und 
ferner für Fabrikherren, daß diefelben ſelbſt Beiträge an die 


230 Ebenda 8.18. - 232 Ebenda $. 24. 
231 Ebenda 8. 141, 2, »33 Ebenda $$.25, 26. 


Das Gewerbeweien. $. 30, 175 


Caſſe bis zur Hälfte der Höhe desjenigen Betrages entrichten, 
welchen die Geſammtheit ihrer Arbeiter bezahlt?” 

4. Die Organe der Caſſe find Generalverfammlung, 
Borftand und Ausſchuß;?s erftere befteht aus fämmt- 
lichen Mitgliedern der Caſſe oder mindeften® 30 Abgeord- 
neten derjelben; der Vorftand wird gebildet durch Wahl der 
Generalverfammlung ;??% die Arbeitgeber, welche Beiträge zur 
Caſſe bezahlen, haben Anſpruch auf Vertretung im Borftand 
nah Maßgabe ihrer Zufchüffe, jedoch nicht mehr als bis zu 
einem Drittel der Stimmen; ??7 in der Generalverfammlung 
dürfen die Arbeitgeber nicht mehr als die Hälfte aller Stimmen 
baben.?33 Außerdem kann noch in fafultativer Weiſe ein Aus⸗ 
ſchuß dem Vorſtand zum Zweck der Controle zur Seite 
gefet werden;?3? die Mitglieder des Borftandes find der 
&emeindebehörde anzumelden. 2% 

Der Borftand führt die Gefchäfte der Gejellihaft nach 
innen und nach außen.” Die Generalverfammlung, melcher 
die Führung der Gejchäfte obliegt, fomweit nicht andere Or⸗ 
gane hiefür beftellt find, 2? wird berufen, wenn der Aus⸗ 
ſchuß oder ein Zehntel der ftimmfähigen Mitglieder der 
Generalverfammlung dies beantragt; die Sigungen dürfen 
nur im Reichsgebiet an emem Orte, wo die affe eine 
Zahlungsſtelle bat, abgehalten werden.” In der General: 
verfammlung hat jede anmefende Mitglied, welches groß- 
jährig und im Befig der bürgerlichen Ehrenrechte ift, eine 


234 GewO. $. 14lc, Ziff. 1 238 (Shenda 8.213. 
u.2, 141f!, dazu ©. v. 7. April 239 Ebenda $.19. 
1876 8. 9, dazu auh ©. v. 210 Ebenda $. 171, 


7. Zuni 1871 8.4. 241 Shenda 88. 16, 18. 
335 Ebenda 8. 212. 212 Ebenda 8. 20. 
236 Ebenda 8. 161. 213 Ebenda 8. 22, vgl. auch 


237 Ebenda 8. 162. 8. 333. 


176 Bud VIII. Die einzeln. Zweige d. Reichsverwaltung. 


Stimme. Mitglieder, welche mit den Beiträgen im Rückſtande 
find, können von der Theilnahme an der Abftimmung aus⸗ 


gefchloffen werden. ?* 


5. Die Gründe, aus welchen die Caſſe ſelbſt gefchlofien 


— 


"24 Ebenda 8.211. 

25 Ebenda $. 29, vgl. dazu 
auh ©. gegen die gemeingel. 
Beſtr. d. Sorcialdem. v. 21. Oct 
1878 (RGB. 351), 8. 1°. 

Die Schließung einer Kafje 
kann durch die höhere VBerwal- 
tungsbehörde erfolgen: 

1. wenn mehr als ein Biertheil 
der Mitglieder mit der Ein- 
zahlung der Beiträge im 
Rückſtande ift und troß er- 

angener Aufforderung ber 

uffichtebehöthe weder die 
Beitreibung der fälligen Bei- 
träge, noch der Ausſchluß 
der ſäumigen Mitglieder er- 
folgt; 

. wenn die Kafje troß ergan- 
gener Aufforderung der Auf- 
ichtöbehörde vier Wochen 
mit Zahlung fälliger nicht 
jtreitiger Unterftüßungen im 
Rückſtande iſt; 

.wenn die Generalverſamu⸗ 
lung einen mit den Bor: 
Ichriften dieſes Geſetzes oder 
des Kaflenftatutd im Wider- 
ipruh ſtehenden Beſchluß 
gefaßt hat und der Auflage 
der Aufſichtsbehörde, den— 
ſelben zurückzunehmen, inner- 
halb der geſetzten Friſt nicht 
nachgekommen iſt; 


DD 


80 


werden darf, zählt das Geſetz in erſchöpfender Weiſe auf, ?*5 


4.wenn dem $. 6 diejed Ge- 
fees zuwider Mitglieder zu 
Handlungen oder Unterlaf- 
jungen verpflichtet, oder 
wenn der Borichrift des 
8. 13 entgegen Beiträge von 
den Mitgliedern erhoben oder 
Berwendungen aus dem Ber: 
mögen der Kaffe bewirkt 
werden; 

.wenn im alle des 8. 26 
innerhalb einer von ber 
höheren Berwaltungsbehörde 
angemeflen zu bejtinmenden 
Frift für die Herftellung des 
Gleichgewichts zwiſchen den 
Verpflichtungen und Ein— 
nahmen der Kaſſe nicht 
Sorge getragen iſt; 

6. wenn Mitglieder aus einem 
nach dieſem Geſetze unzu- 
läſſigen Grunde aus der 
Kaſſe ausgeſchloſſen werden. 
Gegen die Maßregeln der 

Verwaltungsbehörde iſt der Re— 

kurs zuläſſig; wegen des Ver⸗ 
fahrens und der Behörden gelten 
die Vorſchriften der 88. 20 und 

21 der Gewerbeordnung. In 
Elſaß⸗Lothringen finden ſtatt 
derſelben die dort geltenden Be— 
ftimmungen iiber das Berfahren 
in ftreitigen Verwaltungsjachen 
entiprechende Anwendung. 


oa 
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nur bei den fog. freien Caſſen ift freiwillige Auflöfung durch 
Beſchluß der Generalverfammlung mit *, der vertretenen 
Stimmen zuläjfig.”* Die Liquidation erfolgt durch den Vor⸗ 
ftand, eventuell bei Schließung der Caſſe oder falls der Vor- 
ftand feinen Berpflichtungen nicht genügt, duch von der 
AuffichtSbehörde beftellte Liquidatoren. Aus dem Caflenver- 
mögen find zunächft alle vor der Auflöfung oder Schließung 
fällig gewordenen Unterftügungen zu entrichten. 

6. Mehrere Hilfscaflen können auch zu einem Caſſen— 
verband durch Beichluß der betreffenden Generalverfamm- 
lungen zufammentreten; es ift in diefem Falle ein Berband- 
ftatut aufzuftellen und ein Berbandsporftand aus Wahl 
der PVorftände oder Ausſchüſſe der einzelnen Caſſen zu be- 
ftellen. ?*7 

7. Die eingefchriebenen Hilfscaſſen ftehen unter 
Aufficht des Staates; melde Behörden berufen find, 
diefe wahrzunehmen, beftimmt das Landesrecht. Die Auf: 
fichtSbehörden haben die allgemeine Controle zu üben, 
können jederzeit die Bücher einfehen, in beftimmten Friften 


216 Ebenda 8. 28. Dal. 30 zu Stande fommt, jo lange 


bis 32. ferner Borftand oder Aus⸗ 
27 Shenda $. 35. Ihuß die Crfüllung ihrer 
218 Ebenda $. 33, Dazu Obliegenheiten verweigern, 
Marcinowski 266f. nit der Wahrnehmung diefer 
29 Vgl. dazu jedoch auch $.28: Obliegenheiten geeignete Ber- 
Für diejenigen Kafjen, in An- onen betrauen; 
jehung deren eine Beitrittöpfliht | 2.jo lange die &eneralver- 
der Arbeiter begründet iſt, kann fammlung oder eine durch 
der Borftand der Gemeinde oder das Geſetz oder Statut vor—⸗ 
des größeren Kommunalverban- gejchriebene Beſchlußfaſſung 
ded, auf deren Anordnung die ter  Generalverfammlung 


Beitrittöpflicht beruht, nicht zu Stande kommt, die 
1. fo lange die Wahl des Vor— Befugnifje derfelben wahr- 
ftandes oder Ausſchuſſes nicht nehmen. 


Zorn, Staatsredht II. 12 
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müfjen ihnen nach bejtimmten Formularen Meldungen über 
die Mitglieder, die Krankheits- und Sterbefälle, die Beiträge, 
die Rechnungsabichlüffe gemacht werden.29 Die Auffichtz- 
behörden können auch Ordnungsftrafen gegen die Organe der 
Verwaltung verhängen, fowie außerordentliher Meife bie 
Generalperſammlung ber ufer. 251 

8. Die Hilfscaſſen find ſtrengſtens auf thren 
Zweck befhränft und hierauf tft hauptſächlich die 
Sontrole der Aufficht3behörden zu rihten.?%? Der 
Zweck iſt: Unterfiügung der Mitglieder für den 
Krankheitsfall. Das Recht auf Unterftägung beginnt 
ſpäteſtens mit dem Ablauf der 13. Woche nad) erfolgtem Eintritt 
und dauert eben fo lange nach dem Austritt oder Ausschluß; 
für die erfte Woche der Krankheit kann die Unterftigungg- 
pfliht der Cafje durch das Statut ausgefchloffen werden, 253 
Die Unterftügung muß 13 Wochen geleiftet werden, falls die 
ArbeitSunfähigfeit nicht früher ihr Ende erreicht. Der Unter 
ftügungSbeitrag muß für Männer mindeftens die Hälfte, für 
rauen ein Drittel des Lohnes der gewöhnlichen Tagearbeiter 
nah dem Jahresdurchſchnitt und darf nicht mehr als da3 
Fünffache des gejeglichen Mindeſtbetrages betragen.?* Big 
auf zwei Drittel der Unterftügung Tann eine Anrechnung des 
ärztlichen Honorare3 und der Arzneien ftattfinden. Ausſchluß 
der Unterftügung in Fällen beftimmter Krankheiten ift unzu— 
läſſig.ss An Stelle de3 Beitrages kann auch Verpflegung 
in einer Kranfenanftalt treten. An Hinterbliebene Berftor- 
bener darf ebenfalls eine Beihilfe gewährt werden, welche 


350 Tbenda — 27, Yormulare | 62, 13. 

CBl. 1 253 Ebenda 8.7 
251 ande 4 333, #, 254 Ebenda 88. 1, 12. 
352 &. 1.7. April 1876 $8. 3%, | 286 Ebenda 8. 7%. 
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das Zehnfache des Betraged der wöchentlichen Unterftügung 
wicht überſteigen darf. Der Unterftägungsanfprud) darf 
nicht libertragen, verpfändet, beſchlagnahmt werden. 257 

9. Die Durchführung der Beftimmungen des Geſetzes 
gegen die Mitglieder erfolgt nah) Maßgabe der oben ange- 
gebenen Vorſchriften, eventuell vermittelft ftaatlicher Hilfe; 
gegen die Mitglieder des Vorſtandes kann die Aufficht3- 
hehörde Drdnungsftrafen verhängen; ferner können gegen 
Vorſtands⸗ und Ausihugmitglieder wegen Zumwiderhandlungen 
gegen.die Borichriften des Geſetzes auch gerichtliche Strafen 
bis zu 300 Mark erkannt werden.?® 

C. Snnungen.® 


I. Das nämliche Gewerbe fann von mehreren Perjonen 
in felbftändiger Weife betrieben werden, in diefem Falle 
gelten lediglich die sub A. erörterten gefeglichen Vorfchriften. 
Es können jedoch auch mehrere oder alle Gewerbe— 
treibende eines beftimmten oder mehrerer Öemerbe- 
zweige ſich zueiner Rechtsgemeinſchaft vereinigen, 
welche Innung?® beißt. Bekanntlich war da8 Gewerbe- 
recht der früheren Beit nur Innungsrecht, das ganze Ges 
werbemwejen war corporativ organifirt, nur tin Rahmen der 
Innung war überhaupt ein Gewerbebetrieb möglich. 

Die deutfche Gewerbeordnung fteht principiell auf dem 
entgegengejegten Standpunkte, dem der Gemwerbefreiheit, defien 


256 Ebenda 8. 12%. Seydel 32—46, Mandry 
257 Ebenda $. 10. 8. 13. 
258 Ebenda 88. 33%, 34, vor- 260 GewO. $. 97. Mandry 
behaltlih StGB. 8. 266. 149, Seydel 33%; das bis— 
259 Bol. Gierfe 3. v. In⸗ | herige Recht geitattete die Bil- 
nungen in v. Holbendorff 3 RE., | dung von Innungen nur unter 
wo jedoch dad neue Innungs- | Gewerbetreibenden „gleicher oder 
gefeg noch nicht berüdfichtigt ift. | verwandter Gewerbe.” 
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Confequenz Befeitigung des Innungszwanges, jowie aller 
ausfchließenden Vorrechte gewerblicher Corporationen ift. Die 
Gemerbeordnung in ihrer urfprünglichen Faſſung batte die 
Confequenzen jener Principien für dag Innungsweſen in 
ziemlicher Reinheit gezogen. Die gewerblichen Bereini- 
gungen trugen darnach nur den Character privater 
Affociationen und waren für das Öffentliche Recht 
jo gut wie bedeutungslos. Dringenden Anforderungen 
des Gewerbeftandes gemäß erfolgte aber neuerding3 eine 
Revifion des VI. Titel3 der GewO. durch das G. v. 18. Juli 1881 
(RGB. 123), deren Bedeutung fi) dahin characterifiren läßt, 
daß unter Aufrehthaltung des Principes der Ge— 
werbefreiheit?®! doch den Innungen wieder eine 
erhöhte öffentlihrehhtliche Bedeutung durch die 
Geſetzgebung vindicirt wurde. ?%2 Das G. v. 18. Juli 1881 
ſetzt an Stelle der 88. 97—104 der GewO. neue Vor— 
ſchriften, bezieht ſich alſo nur auf „neue“, d. i. nach Erlaß 
des Geſetzes errichtete Innungen. Indirect aber haben dieſe 
Vorſchriften durch a. 3 des alleg. Geſetzes rückwirkende Kraft 
empfangen, indem dem Staat das Recht ertheilt wurde, alle 
Innungen früherer Errichtung (welche gemäß GewO. 8. 31 
fortdauern), welche nicht bis Ablauf d. J. 1885 ihre Ber- 
faſſung dem neuen Geſetz entſprechend abgeändert haben, 
nach fruchtloſer Aufforderung der Centralbehörde, jene Ab⸗ 
änderung binnen beſtimmter Friſt vorzunehmen, aufzulöſen. 
Dadurch ſind von dem vorgenannten Termine ab wohl auch 
die 88. 71—96 der Gemd. thatſächlich als aufgehoben zu 


261 Eine Durhbrehung des | 29 Seydel 32, Mandry 
Principes enthält nur $. 100e | 155. 

des neuen Innungsgeſetzes be- 

züglich des Lehrlingsweſens. 
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betrachten, wenn auch immerhin die Möglichkeit des Yort- 
befteheng von Innungen nad Maßgabe des früheren Rechtes 
nicht ausgeſchloſſen iſt. 63 

II. Die Rechtsverhältniſſe der Innungen be- 
ruhen entweder auf Staat3gefeg oder auf auto- 
nomem Statut der Innung (nicht Ortsſtatut).?“ Das 
Statut darf den allgemeinen Grundjägen gemäß nur intra 
nicht contra oder praeter legem fein; ausdrüdlich fchreibt 
das Geſetz vor, daß das Statut fi nur auf die „in diefem 
Geſetz bezeichneten Aufgaben der Innung“ beziehen dürfe. ?65 
Ferner aber enthält das Geſetz auch genaue Borjchriften 
jowohl darüber was im Statut enthalten fein muß, als 
auch was in demfelben nicht enthalten fein darf.?s 


263 Seydel 46. Mandry a) die von den Innungs— 


147 Dauernd in Kraft ver: mitgliedern bei der An: 
bleiben nur die 88. 89, 93, 94. nahme von Lehrlingen zu 
264 GewO. g. 98a. Das Reichs⸗ erfüllenden Vorausſetzun⸗ 
amt des Innern hat den Ent- gen und Formen, fowie 
wurf eined Normalinnunggfta- die Dauer der Lehrzeit; 
tute8 ausarbeiten laſſen und b) die Ueberwachung der Be- 
den DBundeöregierungen über: obachtung der in 88. 120, 
fandt. CBl. 1882, 247 ff. ab- 126, 127 enthaltenen Bor: 
gedrudt. ſchriften ſeitens der In- 

365 GewO. $. 98a}, nung; 

356 GewO. $. 98a? beftimmt c) die Verpflichtung der 
hierüber: Das Statut muß Be- Meifter, ihre Lehrlinge 
ftinmung treffen: zum Beſuche der Port: 

1. über Namen, Sit und Be- bildungsfchule oder der 
zirf der Innung, Fachſchule anzuhalten; 

2. über die Aufgaben der In— d) die Beendigung der Lehr⸗ 
nung, ſowie über die dauern: dei die Ausjchreibung der 
den Einrichtungen zur Er: ehrlinge vor der Innung 
füllung dieſer Aufgaben ; und die Crtheilung des 
namentlich find die nachfol- Lehrbriefes; 


genden Verhältniſſe des Lehr⸗ e) die Bildung der Behörde 
lingsweſens zu regeln: und dad Verfahren zur 
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Das Statut bedarf zu feiner Rechtskraft der 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde, 
ebenfo jede Abänderung des Statut3.?” Weber Ab» 
änderungen des Statutes darf überdies die Innungsver⸗ 
ſammlung nur in Gegenwart eines Vertreters der Aufſichts⸗ 
behörde beſchließen. Dieſe Genehmigung darf verſagt werden, 
wenn bereits eine Innung in dem Bezirk der Behörde für 
die gleichen Gewerbe beſteht; s da8 corporative Leben 
foll für jede Kategorie der Gewerbe möglidhft con- 


Entſcheidung der im 8. 97 
unter Nr. 4 bezeichneten 
Gtreitigfeiten ; 

3.uber Aufnahme, Austritt 
und Ausſchließung der Mit: 
glieder; 

4. über die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder, insbeſondere 
über die Beiträge, welche 
von denjelben zu entrichten 
find, und über den Maßitab, 
nad) welchem deren Umle- 
gung erfolgt; 

5. über die etwa wegen Ber: 
legung ftatutarifcher Bor: 
Ichriften gegen die Snnungs- 
mitglieder zu verhängenden 
Ordnungsitrafen ; 

6. über die Bildung des Vor— 
ftandes, über den Umfang 
feiner Befugnife und die 
Formen jeiner Gejchäfts- 
führung; 


T.über die Zufainmenfegung | 


und Berufung der Innungs⸗ 
verfammlung, über das 
Stimmredt in derjelben und 


2 


Ne) 





über die Art der Beſchluß— 
faſſung; 

über die Beurkundung der 
Beichlüffe der Innungsver— 
ſaumlung und des Vorſtan⸗ 
es; 

‚über die Vorausſetzungen 
und die Form einer Ab- 
änderung des Statuts; 
‚über die Vorausſetzungen 
und die Form der Auflöfung 
der Innung; 
.über die Verwendung des 
Innungsvermögens im Falle 
der Auflöſung oder Schlie— 
Bung der Innung; 

„über die Aufitellung und 
Prüfung Der Sahreörech« 
nung. 

Das Statut darf feine Be- 


ftimmung enthalten, welche mit 
ben in diefem Geſetze bezeichne- 
ten Aufgaben der Innung nicht 
in Berbindung fteht oder geſetz— 
lihen Borjchriften zuwiderlänft. 
267° GewO. 8. 98b!. 
368 GewO. 8. 98 P. 
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centrirt werden. Die Öenehnigung muß aber verfagt 
werden, 1. wenn das Statut den Anforderungen des Geſetzes 
nicht entjpricht, 2, went durch daſſelbe dem Ermeſſen der 
Behörde gemäß die Erfüllung der den Innungen gejetlich 
obliegenden Pflichten nicht genligend gefichert erfcheint, 3. wenn 
der Innungsbezirk fich nicht mit dem ftaatlichen Verwaltungs⸗ 
bezirk dedt und die Gentralbehörde die im diefem Falle ges 
jeglich geforderte Genehmigung verjagt hat.26° 

Die Entſcheidung ift mit Gründen verjehen dem Gejud- 
fteller zu infinuiren und Tann nad) Maßgabe der allgemeinen 
Vorſchriften mit Recurs angefochten werden. 270 

Neben dem Hauptftatut kennt dag Geſetz für gewiſſe 
Fälle auch noch ein Nebenftatut.?”! in folches ift vorge- 
ſchrieben, 1. wenn die Innung einen gemeinfchaftlichen Ge— 
werbebetrieb einrichten, 2. wenn fie für ihre Mitglieder 
Hilfscaffen gründen, wenn fie zur Entſcheidung von Streitig- 
feiten zmifchen Innungsmeiſtern und deren Gejellen Schieds- 
gerichte beftellen will. Für die Genehmigung gelten die näm- 
lichen Borfchriften wie bezüglich des Hauptftatut3; doc ift 
bier vor der Entjcheidung die Gemeindebehörde des Ortes 
und die Auffihtsbehörde „zu hören“ und die Genehmigung 
iſt vollkommen dem freien Ermefjen der Staat3behörde anheim- 
gegeben. Die Gründe der Berfagung find in der Entjchei- 
dung anzugeben, gegen die Entfcheidimg ift binnen 4 Wochen 
Befchwerde an die Centralbehörde gejtattet.?7? 

III. Die Berfaffung der Innung. 

1. Dur die Genehmigung des Statute3 wird 


29 GewO. g. 982. 1 Gemd. 8. 98c. vb. 97a, 
0 GewO. 8. 98 bt. Ziff. 4, 5, 6. 
| 72 Hemd. $. 98c. 
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die Innung juriſtiſch eriftent und empfängt die im Ge— 
je ftatuirten Rechte und Pflichten. Der Innungsbezirk 
foll fih regelmäßig mit dem ftaatliden Bermwal- 
tungs bezirk (dem Bezirk der „höheren Berwaltungsbehörde“) 
deden; Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Central: 
behörde.?? Die Innung iſt juriftifhe Perſon, für 
ihre Berbindlichfeiten haftet nur das Innungs— 
vermögen.” Berechtigt zur Erridtung von In— 
nungen find die felbftändigen Gewerbetreibenden 
für einen beftimmten ftaatliden Verwaltungsbe— 
zirk. Rechtlich verpflichtet zum Beitritt ift fein 
Gemwerbetreibender, Austritt ift geftattet,27° doch 
verliert der Austretende jeden Anſpruch an das Vermögen 
der Innung und muß alle bi3 zum Tage feines Austrittes 
außgejchriebenen Beiträge bezahlen; auch kann das Statut 
die vorherige Anzeige des Austrittes früheftend 6 Mo- 
nate vor diefem ſelbſt vorjchreiben.?”* Jede Innung muß 
einen beftimmten Namen führen, welcher fie von allen am 
Ort oder in der Gemeinde befindlichen Innungen unter: 
jcheibet. 277 

2. Mitglieder der Innung können jein:?78 

a) felbjtändige Gewerbetreibende; 

b) Perſonen, welche im Großbetrieb des betreffenden 

Gewerbes „als Werkmeifter oder in ähnlicher Stellung 
beſchäftigt ſind;“ 


273 GewO. 8. 981. 275 Gewd. 8. 1007, Seydel 
214 GewO. 8. 991. Vgl. hiezu | 34. 
8.89 über die für gewiſſe Rechts- 276 GewO. 8. 1007,82, Man- 
geichäfte erforderliche Genehmi- | dry 152. 
gung der Auflichtöbehörde.  Yewd. 8.982, 
Mandry 154. 278 GewO. $. 1001. 
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c) andere Perfonen al3 Ehrenmitglieder, die jedoch feine 
Rechte und Pflichten gegenüber der Innung haben. ?7 

d) Wittmen verftorbener Mitglieder, jo lange fie das 
Geſchäft fortführen und den im Gefeg oder Statut 
begründeten Berpflichtungen genügen; doch dürfen Frauen 
fein Stimmrecht in der Innung haben und können die 
Ehrenrechte nicht ausüben. 280 

Bon der Aufnahme in eine Innung ausgejchloffen?*! find: 

a) Perſonen, welchen durch gerichtliches Urtheil die bitrger- 
lichen Ehrenrechte aberfannt find; 

b) Perfonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen befchränkt find. 

Innungsmitglieder, bei welchen die oben bezeichneten 

Rechtsfolgen eintreten, find auf die Dauer diefer geminderten 
Kechtsfähigfeit von der Ausübung der Stimm- und Ehren- 
rechte in der Innung ausgefchlofjen. 282 

Außerdem darf ftatutarifch die Aufnahme in eine Innung 

abhängig gemacht werben. 

a) vom Nachweis einer zurücdgelegten Lehrlings- oder 
Gejellenzeit; 

b) vom Nachweis einer beftandenen Prüfung, die jedoch 
nur auf die Befähigung zur felbftändigen Ausführung 
der gemöhnlichen Arbeiten des betreffenden Gewerbes 
gerichtet fein darf. 283 


79 Seydel 401. | zeit oder von der Ablegung einer 
230 GewO. $. 100°. Prüfung abhängig gemacht, jo 
281 GewO. 8. 1008, ift eine Ausnahme von der Er: 
262 GewO. 8. 1008. füllung dieſer Anforderungen 


283 GewO. 8. 1002. Iſt die | nur unter beſtimmten im Statut 
Aufnahme von der Zurüdlegung feſtgeſtellten Vorausſetzungen 
einer Lehrlings- oder Gefellen« | zuläffig. Bon einem Aufnahme- 
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Bon den gefjeglichen oder ftatutarifchen Erforderniffen für 
Aufnahme in die Innung darf zu Gunſten Einzelner nicht 
dispenſirt werden, ?8* 

Wer den geſetzlichen Vorausſetzungen genügt, 
muß aufgenommen werden.?ss Die Bezeichnung als 
Innungsmeiſter, von Nichtmitgliedern der Innung geführt, iſt 
ſtrafbar. 28 

Die Innungsmitglieder ſind verpflichtet, dem Geſetz und 
dem Statut zu gehorchen, insbeſondere die Innungsbeiträge 
zu bezahlen, dürfen aber zu Handlungen oder Unterlaſſungen, 
welche mit dem Zweck der Innung in keinem Zuſammenhang 
ſtehen, nicht verpflichtet werden. 287 Die Beiträge und Ord— 
nungaftrafen fünnen auf Antrag des Innungsporftandes auf 
dem Zwangswege wie ®emeindeabgaben beigetrieben werden, 
die Beiträge jedoch vorbehaltlich des Rechtsweges. ?°° 

Schließung der Innung Tann nur aus den im Geſetz 
aufgezählten Gründen ausgefprocdhen werden? und tritt 


fuchenden, welcher bereitö vor und die erforderliche Aende— 
einer anderen, den Voraus— rung des Statut innerhalb 
jegungen dieſes Geſetzes ent- einer zu fegenden Friſt nicht 
\prechenden Innung deſſelben bewirkt wird; 

Gewerbes eine Aufnahmeprü- 2. wenn die Innung wieder⸗ 
fung beſtanden hat, kann eine holter Aufforderung der Auf: 
folye nicht nochmals verlangt fichtöbehörde ungeachtet Die 


werden. Erfüllung der ihr durch $. 97 
23 GewO. 8. 100°. 5. gelebten Aufgaben vernach- 
285 GewO. 8. 100%. läſſigt 
286 GewO. 8.149, 3. 8. 3. wenn die Innung ſich gefeß- 
37 GewO. 8. 100b. widrigerHandlungen oderlin- 


268 GewO. 8. 10063. verlaflungen ihuldig macht, 
29 Hemd. 8S. 103. Die dur welche dad Gemein» 
Gründe für die Schließung find: wohl gefährdet wird, oder 
1. wenn fi) ergiebt, daß nach wenn fie andere als Die ge: 
8. 98b die Genehmigung ſepuch zuläſſigen Zwecke ver⸗ 
hätte verſagt werden müffen folg 
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außerdem ipso jure bei Verhängung des Concurſes ein; die 
Entfcheidumg der höheren Berwaltungsbebörde auf Schließung 
faın auf dem Wege des Recurſes angefochten werden. Die 
Liquidation erfolgt bei freiwilliger Auflöfung, fall die Imung 
nicht anders bejchließt durch den Borfland, bei Schließung, 
ebenfo wenn der Vorſtand feiner Verpflichtung nicht genügt, 
durch Die von der Aufficht3behörde ernannten Tiquidatoren. ?% 
Aus dem vorhandenen Vermögen find zunächft die Verbind- 
lichleiten der Innung zu erflillen, Fonds jedoch welche für Unter- 
rihtsanftalten oder andere öffentliche Zwecke beftimmt find 
fiherzuftellen, eventuell durch Mebernahme des gefammten 
Bermögend ſammt den darauf ruhenden Laſten auf die Ge- 
meinde. Eine Bertheilung des vorhandenen Reſtes auf die 
Innungsmitglieder darf nur erfolgen bis zur Höhe des vom 
Einzelnen eingezahlten Beitrages; der etwa dann noch vor- 
handene Ueberſchuß fällt an die Gemeinde zur Förderung 
gewerblicher Zwecke, ſofern ftatuterifch oder landesgefetlich 
nicht anders beftimmt ift.2°! Streitigkeiten, bezüglich der Aus⸗ 
einanderjegung entjcheidet die höhere Verwaltungsbehörde. 
Diefe Vorſchriften kommen auch im alle der Auflöfung 
der Innung durch Ausfterben ihrer Meitglieder zur An- 
wendung. Ä 

3. Innungsverfammlung.. 

Die fämmtlihen Mitglieder der Innung bilden Die 
Innungsverſammlung, zu welcher in gemilfen vom Geſetz 
bezeichneten Fällen auch die Gefellen und Gehilfen beigezogen 
werben müſſen, nämlich bei Gefelenprüfungen und bei Be- 
grändung und Verwaltung foldher Einrichtungen, für melde 
Die Arbeiter Beiträge bezahlen follen, oder welche zu ihrer 


20 GewO. 8. 103. | #1 Gewd. 8.94, vb. 103a?. 
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Unterftügung beftimmt find. Außerdem kann durch das Statut 
eine Zuziehung der Gefellen auch in anderen Fällen ange- 
ordnet werden.?? Der Innungsverſammlung liegt ob: 

a) die Wahl des Innungsvorſtandes; 

b) die Entfcheidung über den Beitritt zu einem Innungs⸗ 
verband; 

c) die Entſcheidung über Auflöfung der Innung dur) 
Mehrheitsbefchluß, der jedoch nur in Gegenwart eines 
Vertreters der AuffichtSbehörde gefaßt werden darf und der 
Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde bedarf; 

d) die Entſcheidung über alle übrigen Innungsangelegen- 
beiten, für welche nicht eine der anderen Organe com= 
petent ift. 

e) Beihlußfaffung über Abänderung des Statut3 oder 
der Nebenftatuten nach Maßgabe der oben sub c be= 
zeichneten Vorſchriften. 2% 

4. Innungsvorſtand. ?% 

Jede Innung muß einen aus einer oder mehreren Per- 
ſonen beftehenden Borftand haben, der Borftand ift von der 
Sunungsverfammlung zu wählen und die erfolgte Wahl der 
Auffichtsbehörde mitzutheilen. Der Vorſtand vertritt Die 
Innung nad innen und außen, gerichtlich und außergericht- 
lich; mit der Vertretung nad) außen können durch dad Statut 
auch einzelne Mitglieder in befonderer Weife beauftragt werden. 

5. Aufſicht Sbehörde. ?% 

In Städten tft die Oemeindebehörde ipso jure Auffichts- 


293 GewO. 8. 1008. GewO. $. 104, dazu 
293 GewO. 88. 101, 104a?, Strafbef ®. v. 18. Juli 1881 


103a, 1046. a.2 in Ergänzung von GewO. 
2 Gewd. 8. 101. $. 149. 
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behörde; andernfalls ift die AuffichtSbehörde durch die höhere 
Berwaltungsbehörde des Bezirkes zu bejtimmen, erftredt ſich 
der Innungsbezirk über das Gebiet der leßteren hinaus, 
durch die Gentralbehörde, 
Die Auffihtsbehörde hat nach dem Geſetz folgende Rechte: 
a) die generelle Controle über Durchführung von Gefeg 
und Statut mit der Befugniß, Ordnungsftrafen zu 
dieſem Zweck gegen Mitglieder der Innungsämter und 
der Innung, ſowie auch Gefellen, ſoweit fie an den 
Geſchäften der Innung betheiligt find, zu verhängen; 
b) Entjcheidung von Streitigkeiten über Aufnahme und 
‚Ausfhlug von Mitgliedern, über Wahlen, über die 
Rechte und Pflichten der Inhaber von Innungsämtern; 
ec) Zheilnahme an der Innungsverſammlung, wenn über 
Auflöfung der Innung oder Abänderung des Statutes 
berathen werden ſoll; 
d) Theilnahme an den von der Innung veranftalteten 
Prüfungen, jedoch nur in facultativer Weife; 
e) Berufung und Leitung der Innungsverſammlung, wenn 
der Borftand einen hierauf gerichteten Antrag ablehnt; 
f) Ueberwahung, eventuell Vornahme der Liquidation. 
Die Entjcheidungen der Aufficht3behörde können A Wochen 
lang durch Recurs an die nächftvorgejegte Behörde, der 
jedoch bei der Aufſichtsbehörde felbft einzulegen tft, angefochten 
werden. 
6. Innungsausſchuß.?s 
Die fämmtlichen, unter der nämlichen AuffichtSbehörde 
ftehenden Innungen verjchiedener Gewerbe oder auch ein 
Theil derjelben, können mit Stimmeneinheit der betreffenden 


26 Gewd. 8. 102. 
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Snnungsverfammlungen durch Geſammtſtatut fi zu einer 
einheitlichen Corporation organifiren. Das Statut ebenfo 
wie jede Aenderung defjelben bedarf der Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde, die frei verfagt werden Tann; 
gegen den verjagenden Beſcheid ift binnen 4 Wochen Be: 
jchwerde an die Bentralbehörde geftattet. Zur Vertretung 
der gemeinfamen Intereſſen ift ein Innungsausſchuß zu be- 
ftellen, welchem auch Rechte und Pflichten der einzelnen In⸗ 
nungen, ausgenommen ſolche vermögensrechtlicher Natur 
iibertragen werden fünnen. Der Ausſchuß kann durd) die 
höhere Berwaltungsbehörde gefchloffen werden, wenn er 
feine ftatutarifhen Pflichten verfäumt oder -diefelben „über- 
jchreitet.2”” Dem Innungsausſchuß gegenüber ftehen der 
Auffihtsbehörde die nämlichen Rechte zu wie der einzelnen 
Innung. 

7. Innungsverbände.?s 

Endlich kann die corporative Organiſation der Gewerbe 
auch noch über Den Bezirk der Aufſichtsbehörde hinaus aus— 
gedehnt werden. Es können nämlich auch Innungen, welche 
unter perſchiedenen Aufjicht3behörden ftehen, zu Innungs— 
verbänden fich aufammenjchließen und das Geſetz gibt eine 
territoriale Grenze für derartige Organifationen gar nicht. 
Die Conftituirung erfolgt durch übereinftimmenden Beſchluß 
der betheiligten Iunungsverfammlungen auf Grund eines 
Berbandäftatutes, melches .der ftaatlichen Genehmigung be⸗ 
darf. Die Genehmigung ift zu ertheilen von der höheren 


27 Hemd. 8. 103. a) über Namen, Zwed und Be⸗ 

28 GewO. 8. 104a. zirk des Verbandes, 

29 Das Statut muß Beitin- | b) Über die Bedingungen der 
mungen enthalten: Aufnahme in den Berband 
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Berwaltungsbehörde, wenn die betheiligten Innungen ſämmt⸗ 
Ich in dem Bezirk domicilirt find; von der Centralbehörde, 
wenn fie in den Bezirken mehrerer höherer Verwaltungs» 
bebörden ihren Sig haben; vom Reichskanzler, wenn fie 
mehrere Einzelftaaten umfafjen.% Die Genehmigung muß 
verjagt werden a) wenn der Berband fich nicht innerhalb 
der gejeglichen Grenzen hält, b) wenn das Statut nicht den 
gefeglichen Anforderumgen entfpricht, c) die Genehmigung 
kann ferner verfagt werden, wenn die Zahl der am Verband 
betheiligten Innungen nicht ausreichend erfcheint, um die 
Bmede des Berbandes wirkſam zu verfolgen. Gegen bie 
Entfcheidung der höheren Bermaltungsbehörde auf Verfa⸗— 
gung der Genehmigung ft Recurs geftattet. 

Der Berband darf nur die gemeinfame Verfolgung und 
Pflege beftimmter gewerblicher Aufgaben und Intereſſen be⸗ 
zweden und muß fih von Allem, was nicht hiezu gehört, 
fernhalten. 

Die Organe ded Verbandes find die VBerbandävertretung 
und der Verbandsvorftand; letterer bat insbeſondere die 
Beziehungen zu den ftaatlichen Auffichtsbehörden wahrzu⸗ 
nehmen, fei e8 durch Anträge und Berichte aus eigener Ini⸗ 


und des Außfcheidend aus und die Yorm einer Abän- 


demſelben, derung des Statuts, 
c) über Bildung, Sitz und | g) über die Vorausſetzungen 
Befugniffe des BVorftandes, und die Form einer Auflö- 


d) über die DBertretung des fung des Verbandes. 
Verbandes und ihre Befug: | Das Gtatut darf feine Be- 
niffe, ſtimmung enthalten, welche mit 

e) über die Beiträge zu den | den gejeglichen Zwecken bes 
Ausgaben des Innungsver- | Verbandes nicht in Verbindung 
bandes, ſteht oder geſetzlichen Vorſchrif⸗ 

f) über die Vorausſetzungenten zuwiderläuft. 

300 GewO. 8. 104c. 
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ttative, fei es durch Gutachten auf Verlangen der Staats⸗ 
behörde.°! Die Auffichtsbehörde hat nad) Maßgabe genauer 
Beitimmungen des Gefeges Controle über den Innungs- 
verband zu pflegen.?? Berfammlungen ded Berbandspor- 
ftandes und der Bertretung des Verbandes dürfen nur in- 
nerhalb des Berbandsbezirfes abgehalten werden. 

Sie find der höheren Berwaltungsbehörde, im deren 
Bezirt der Borftand feinen Sitz hat, ſowie der höheren 
Berwaltungsbehörde, in deren Bezirke die Berfammlung ab- 
gehalten werden fol, unter Einreichung der Tagesordnung 
mindeftend eitte Woche vorher anzuzeigen. Der leßteren 
fteht das Recht zu: 

a) die Berfammlung zu unterjagen, wenn die Zaged- 
ordnung Gegenſtände umfaßt, welche zu den Zweden 
des Berbandes nicht in Beziehung ftehen; 

b) in die Berfammlung einen Vertreter zu entjenden, und 
durch diefen die Verſammlung zu fchließen, wenn die 
Berbandlungen auf Gegenftände fih erftreden, welche 
zu den Zweden des Verbandes nicht in Beziehung 
ftehen, oder wenn Anträge oder Vorfchläge erörtert 
werden, welche eine Aufforderung oder Anreizung zu 
ftrafbaren Handlungen enthalten. 

Auch beftimmt das Geſetz genau, aus welchen Gründen 
eine Auflöfung des Berbandes durch die Staatsbehörde er— 
folgen kann. Competent zur Auflöfung ift die zur Geneh- 
migung des Statutes competente Behörde.3® Gegen den 
Beſchluß ift Beſchwerde zuläffig. 


sn GewO. 8. 104f. 308 GewO. 8. 104g. Diele 
302 GewO. 8. 104d, e. Gründe find: 


1. wenn ſich ergiebt, daß nach 
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IV. Die Aufgabe der Innungen.?% 

1. Im Anfſchluß an die hiftorifche Bedeutung der In— 
nungen bezeichnet daS Gejeg als Aufgabe der neu zu bil- 
denden Innungen in erjter Linie: Pflege des gewerb- 
lihen Gemeingeiftes fowie Aufrehterhaltung und 
Stärfung der gewerbliden Standesehre unter den 
Mitgliedern. Das ift die oberfte Aufgabe, wmelche jede 
Imnung nach ihren Kräften zu erfüllen verpflichtet ift. 

Auf alles was unter dieſe Geſichtspunkte fällt, können 
die Innungen ihre Wirkſamkeit ausdehnen, insbeſondere ift 
ihnen auch geftattet, einen gemeinfchaftlichen &ejchäftsbetrieb 
zur Förderung des Gewerbebetriebes ihrer Mitglieder einzu- 
richten, 30° geeignete Einrichtungen zur Förderung der gewerb⸗ 
lichen und technifchen Ausbildung fowie auch Prüfungen ber 
Meifter und Gefellen zu veranftalten und über lebtere Zeug: 
niffe auszuftellen,30 

2. Den Innungen liegt fodann ob, zur „Förderung eines 
gedeihlichen Verhältnifjes zwifchen Meiftern und Gefellen“ 
beizutragen; 39” zu dieſem Zmed hat die Innung insbeſondere 
das Herbergsweſen der Gefellen zu ordnen und für Die 


8. 104c Nr. 1 und 2 Die 
Genehmigung hätte verjagt 
werden müflen und die er- 
forderlihe Wenderung Des 
Statuts innerhalb einer zu 
feßenden Friſt nicht bewirkt 
wird; 

2. wenn ben auf Grund des 
8. 104e erlafienen Verfü— 
en nicht Folge geleijtet 


3. wenn der Verbandsvorſtand 
Zorn, Staatsrecht II. 


oder die DBertretung des 
Verbandes ſich geſetzwidriger 
Handlungen ſchuldig machen, 
welche das Gemeinwohl ge⸗ 
fährden, oder wenn fie an- 
dere ald die gejeglich zu- 
läffigen Zwecke verfolgen. 
02 Hemd. 8. 97 3.1 

35 Hemd. 8. 97a 2. 4. 

6 Gemd. 8. * 3, 2,8. 
3077 GewO. 8.97 3.2 
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Nachweifung von Gefellenarbeit zu forgen; Streitigkeiten 
über das Arbeit3verhältnig (8. 1202) zwifchen Meiftern und 
Gefellen fünnen von der Innung ſelbſt fchiedsrichterlich ent- 
fchieden oder an von der Innung gebildete Schied3gerichte 
zur Entjcheidung überwieſen wmerden.?® Der Borfigende 
des Schiedsgerichts wird von der AuffichtSbehörde be 
ftimmt und braudt der Innung nicht anzugehören. Die 
Beiftger, deren Zahl mindeftens 2 betragen muß, find zur 
Hälfte aus den Innungsmitgliedern, zur anderen Hälfte aus 
den Gefellen durch die Gefammtheit oder eine Vertretung 
derfelben zu wählen; die Annahme der Wahl kann nur aus 
den nämlichen Gründen wie eine Bormundichaft abgelehnt 
werden. 

Gegen die Entjcheidung der Schiedögerichte ift Berufung 
auf gerichtliches Gehör geftattet.?% Die auf Grund der 
Beftimmungen in 88. 97 Nr. 4 und 97a Nr. 6 ergebenden 
Entfcheidungen in Streitigkeiten der Innungsmitglieder mit 
ihren Gefellen und Lehrlingen find vorläufig vollftredbar. 
Die Vollſtreckung erfolgt durch die Polizeibehörden nad) 
Maßgabe der Vorfchriften über die gerichtliche Zmangsvoll- 
ftredung. Lehrlinge find auf Antrag der zur Entſcheidung 
berufenen Innungsbehörde von der Polizeibehörde anzuhalten, 
vor der erfteren perfönlich zu erjcheinen. 

3. Die Innungen ſind berechtigt, Hülfscaſſen für ihre 
Mitglieder und deren Angehörige ſowie Gefellen und Lehr- 





— 


38 GewO. 88.97 3.4, 97a eingerichteten Behörden, für Ge- 
3. 6. Diele Annungsgerichte jellen Dagegen ift dieſe Beſchrän— 
treten für Lehrlinge an Stelle | kung im Deieb nicht ſtatuirt. 
der Gemeindebehörden, nicht | Sendel 351, 36°. 
aber der bejonderen auf 9 GewO. 8. 100d. 

Grund von GewO. 8. 120a 
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linge zur Unterftügung bei Krankheit, Tod, anderweiter Ar- 
beitäunfähigfeit oder fonftiger Bedürftigkeit zu errichten! 


(}. oben ©. 169 ff.) 


4. Ueber die Aufgaben der Innungen in Bezug auf das 
Zehrlingswefen (ſ. oben ©. 165f.) 

5. Die Innungen find berechtigt, im Rahmen des Ge- 
ſetzes auch die Erfüllung anderer Aufgaben zu übernehmen, 
die im Geſetz gegebene Aufzählung ift lediglich eremplificati- 


ver Natur. 311 


310 GewO. $. 97a 3.5. När | 


heres beſtimmt über foldhe 
Caſſen 8. 1006. „Weber die 
Einnahmen und Ausgaben 


der nach Maßgabe des 8. 97a 
unter Nr. 5 begründeten Unter: 
ſtützungskaſſen muß getrennte 
Rechnung geführt werden. Das 
ausichließlich für diefe Kaffen 
bejtimmte Bermögen ift getrennt 
von Dem übrigen Innungsver— 
mögen zu verwalten. Verwen— 
dungen für andere Zwede dürfen 
aus demſelben nicht gemacht 


| 


gemacht werden. Die Gläubiger | 


der Kafle haben das Recht auf 


abgejonderte Befriedigung aus 


bem getrennt verwalteten Ber- 


ögen. 

Auf ſolche Krankenkaſſen der 
Innungen, welche eine den 
Vorſchriften des Geſetzes über 
die eingeſchriebenen Hülfskaſſen 
vom 7. April 1876 entſprechende 
Unterſtützung gewähren ſollen, 
finden folgende Beſtimmungen 
Anwendung: 
1.den Meiftern, welche für 

ihre Gejellen und Lehrlinge 

dieKafjenbeiträge vorjchießen, 


| 
| 
| 
| 


jteht das Necht zu, die lep- 
teren bei der dem Yaällig- 
feitötage zunächft vorausge⸗ 
henden oder bei einer diefem 
Tage folgenden Lohnzahlung 
in Anrechnung zu bringen; 
. der Anſpruch auf Unter: 
ftügung aus der Kaſſe kann 
mit rechtlicher Wirkung we- 
der übertragen noch ver: 
pfändet werden; er fann 
nicht Gegenftand der Be: 
ſchlagnahme fein; 
die Gejellen können, jo lange 
lie den Kaflen angehören, 
zu den nad Maßgabe des 
$.141a begründeten Ver— 
pflichtungen nicht herangezo- 
gen werten; 
Geſellen, welche bereits einer 
eingefchriebenen Hülfskaffe 
angehören, können, jo lange 
fie an derſelben betheiligt 
ind, zum Gintritt in die 
entjprechende Unterftüßung3- 
faffe der Innung nicht ge- 
zwungen werden.“ 
1 Hemd. 8. Tal, 
Seydel 36. 


18) 


3. 


4. 


dazu 
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III. SHaufirgewerbe und Marktverkehr. 


I. Dad Haufirgewerbe.3t? 


1. Beſondere Beitimmungen enthält das Geſetz für dag 
Haufirgewerbe, welches den Gegenſatz zum ftehenden &e- 
werbebetrieb bildet. Unter den Begriff des Haufirgewerbes 
fallen 313 folgende Arten der gewerblichen Erwerbsthätigfeit 
„in eigener Berjon“ außerhalb des Wohnortes des Gewerbe⸗ 
treibenden, jofern es fich dabei nicht um Begründung einer 
gewerblichen Niederlafjung oder Effectuirung von vorher ge- 
machten Waarenbeftellungen handelt: 

1. da3 Feilbieten von Waaren irgend einer Art, 

2. das Ankaufen von Waaren irgend einer Art bei anderen 
Perjonen, als bei Kaufleuten oder an anderen Orten, 
als in offenen Verfaufsftellen zum Wiederverfauf, 

3. das Aufjuchen von Waarenbeftellungen, oder 

4. das Feilbieten von gewerblichen oder fünftlerifchen 
Leiftungen oder Schauftellungen, bei welchen ein höheres 
wifjfenfchaftliches oder Kunſt⸗Intereſſe nicht obwaltet; 

ingbejondere fallen unter den Begriff auch die Wanderlager. 

2. Zum Betrieb des Haufirgewerbes if, ausgenommen 
für den Verkauf und Ankauf roher Erzeugniffe der Land— 
und Forftwirtbichaft, des Garten und Obftbaueg, * immer 
ein Yegitimationsfchein erforderlich, der auf die Perſon 
ausgeftellt wird und über den Haufirer felbft, den ihm ge= 


312 GewO. 88. 55—63, dazu 14 GewO. 8.55. Ebenfo für 
Safe, 55; 148 3.7, 149 | Außlänter im gewöhnlichen 
. Mareinowsti | ren zverkehr. V. v. 7. März 
11— 12: Senden 97—109. | 1877 (CBl. 142) Ziff. 1. 

1» GewO. $. 55. 
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ftatteten Gewerbebetrieb und die etwaigen Gehülfen die nö- 
thigen Angaben enthalten muß; »is der Schein ift immer 
mitzuführen und auf Verlangen der ftaatlichen Organe vor- 
zumeifen; eventuell Tann der Betrieb von der Behörde einge- 
ftellt werden.3! Der Schein wird auf ein Kalenderjahr 
ausgeſtellt und ift nach Ablauf deſſelben zu erneuern.31? 
Meber den, Antrag auf Ertheilung ift binnen 14 Tagen zu 
entjcheiden, im Fall der Ablehnung unter Angabe der be- 
treffenden Geſetzesbeſtimmung.?is Derſelbe bezieht fich in der 
Regel auf das ganze Reichsgebiet. 

Die Ertheilung des Legitimationsfcheines erfolgt: 

1. für den Ankauf und Verkauf ſelbſtgewonnener Erzeug- 

niffe der Jagd und des Fiſchfanges, 

2. für den Verkauf jelbftverfertigter Waaren, welche zu den 
Gegenftänden des Wochenmarftverfehr8 gehören und 
für das nad Landesgebrauch hergebrachte Anbieten 
gewerblicher Zeiftungen innerhalb der von der Polizei- 
bebörde näher zu beftimmenden Umgegend des Wohn- 
ortes 

durch die Unterbehörde, welche für den Ort, wo der Ge⸗ 
werbetreibende ſeinen Wohnſitz hat, zuſtändig iſt, 

für alle anderen Arten des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ziehen durch die höhere Verwaltungs-Behörde. 

In den Fällen, für welche die Geſetze die Ausſtellung 
eines Gewerbeſcheines nothwendig machen, kann dieſer auch 
zugleich den Legitimationsſchein erjegen.3'? 

Deutichen Staatsangehörigen, welche das 21. Tebenzjahr 
zurüdgelegt haben und im Reichsgebiet domicilirt find, darf 


315 GewO. 8. 601. 318 GewO. 8. 572, 
316 GewO. 8. 61. 319 GewO. 8.58, dazu V. v. 
37 Gewd. 8. 601. 31. Dec. 1871 ROB. 1872, 2). 
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der Legitimationzjchein nur aus folgenden Gründen verjagt 
iwerden: 320 

a) Wegen einer abjchredenden oder anftedenden Krankheit 
des Gefuchfteller3; b) wenn derjelbe wegen eines aus Gewinn⸗ 
fucht begangenen Berbrechens oder Vergehen gegen das Eigen- 
thum, eines folchen gegen die Sittlichfeit, eines vorfäglichen An— 
griffes auf Leben oder Geſundheit, wegen vorfäglicher Brandftif- 
tung, endlich wegen Zumwiderhandlung gegen die Verbote oder 
Sicherung3maßregeln betreffend die Einführung oder Ver— 
breitung von anftedenden Krankheiten oder Viehſenchen be- 
ftraft ift; der Schein kann in diefen Fällen immer verfagt 
werden, wenn im Urtheil eine Bejchränfung der bürgerlichen 
Ehrenrechte ausgefprochen ift, außerdem mur, wenn dag Ur- 
theil auf eine Freiheitsftrafe von mehr als 6 Wochen lautet, 
die Berfagung des Scheines ift für die Dauer von 2 Jahren 
nach erfolgter Verurtheilung, bei Gefängnißftrafe nach ver- 
büßter Strafe geftattet; c) wenn der Gefuchiteller unter 
Polizeiauffiht fteht; d) wenn derfelbe wegen gewohnheits— 
mäßigen Bettelns, Arbeitsfchen, Landftreicherei, Trunkſucht 
übel berüchtigt ift. 

3. Beftimmte im Gejeg bezeichnete Kategorien von 
Maaren dürfen im Haufirgemerbe nicht vertrieben werden, 
nämlich: 

1. geiſtige Getränke aller Art; 

2. gebrauchte Kleider und Betten, Garnabfälle, Enden 
und Dräumen von Seide, Wolle, Leinen oder Baum= 
wolle, Bruchgold und Bruchfilber; | 

3. Spielfarten, Xotterieloofe, Staats- und ſonſtige Werth 
papiere; 


30 Hemd. S. 57. 
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4. Scießpulver, Feuerwerkskörper und andere exrplofive 
Stoffe; 

5. Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. 
Der Bundedrath kann jedoch, fall er ein Bedürfniß biefür 
gegeben findet, anordnen, daß die Erlaubniß zum Verkauf 
oder Anfauf der einzelnen ausgeſchloſſenen Gegenftände er- 
theilt werde. „Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder 
der Geſundheitspflege“ kann ferner der Bundesrath, in drin- 
genden Fällen auch der Reichskanzler, im Einvernehmen mit 
dem Bundesrathsausſchuß für Handel und Verkehr auch 
andere ©egenftände jeder Art vom Haufirgewerbe aus- 
jchließen; ein jolches Verbot darf jedoch immer nur für be- 
ſtimmt begrenzte Zeiträume erlaffen werden! Sm Boll: 
grenzbezirf endlich ift die ganze Ordnung des Haufirgewerbes 
erforderlichen Falles durch die oberfte Landesfinanzbehörde 
feftzuftellen. 

4. Kinder unter 14 Jahren dürfen von Haufirern nicht 
mitgeführt werden, andermeites Hilfsperfonal nur auf Grund 
bejonderer behördlicher Erlaubniß, welche nur ertheilt werden 
darf, wenn das Perſonal den gefeglichen Vorausjegungen 
für den Haufirer ſelbſt genügt. Stellvertretung ift unzu— 
läſſig. Ausgenommen biervon find der Verkauf der im 
8. 58 bezeichneten Gegenftände, jofern er innerhalb der von 
der Polizei- Behörde näher zu beftinimenden Umgegend des 
Wohnortes erfolgt, und der ebendajelbit unter 2. bezeichnete 
Gewerbebetrieb. 323 

5. Aus den oben Ziff. 2 angegebenen Gründen, aus 
melchen der Legitimationsſchein Reichsangehörigen verfagt 


321 GewO. 8. 56. 323 Hemd. 8. 621. 
322 Hemd. $. 622, | 
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werden fan, muß derfelbe Ausländern verweigert werden ;?24 
ferner wenn der Geſuchſteller das 21. Lebensjahr noch nicht 
zurüdgelegt hat, ferner jolchen Perfonen, welche durch ihre 
Perfönlichfeit zu erheblichen polizeilichen Bedenken Anlaß 
geben,??° endlih megen mangelnden Bebürfnifjes: Topf⸗ 
bindern, Kefjelflidern, Händlern mit Drahtwaaren und ähn- 
lichen Gegenftänden, darf der Schein überdie® nur ertheilt 
werden, wenn fie bereit$ im vorhergegangenen Kalenderjahr 
einen folchen hatten.” Der Ausländern ertheilte Schein 
bezieht jich überdies immer nur auf den Bezirk der erthei- 
lenden Behörde, kann jedoch durch die Behörde eines anderen 
Verwaltungsbezirks auf diejen ausgedehnt, andrerſeits kann 
diefe Ausdehnung immer wegen mangelnden Bedlirfniffes 
abgelehnt merden.??” 

6. Die öffentliche Aufführung von Muſik ſowie öffent: 
liche Darbietung von Schauftellungen, theatralifchen Vor- 
ftellungen oder fonftigen Yuftbarfeiten, „ohne daß ein höheres 
Antereffe der Kunft oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet“, auf 
Straßen oder im Umherziehen oder an einem Ort vorüber- 
gehend und ohne Begründung eines ftehenden Gewerbes ift nur 
geftattet a) auf Grund des Legitimationsfcheineß und b) der 
befonderen Erlaubniß der DrtSpolizeibebörde, welche ohne 
weiteres verfagt werden Tann. 

Der Legitimationdfchein kann in diefem Fall außer aus 
den oben sub 1. bezeichneten Gründen auch wegen mangeln- 


324 Die Materie ift ausführ: eine sompetenten Behörden. 
lich geordnet durch V. v. T. März Seyd 
1877 (CBl. 142) zu Gmd. | 33 Ebene Ziff. 3. 
8.57%. Dazu V. v. 4. Samıar 326 Ebenda Ziff. 2. 
1873 (CB. 2) über die zur | 237 Ebenda Ziff. 5. 
Ausftellung der Legitimations- 
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den Bedürfniſſes verfagt werden und bezieht fich hier inmmer 
nur auf den betreffenden Verwaltungsbezirt, kann jedoch auf 
andere Bezirfe durch die competente höhere Verwaltungs⸗ 
behörde ausgedehnt, andererjeit3 aber die Ausdehnung wegen 
mangelnden Bedärfnifjes auch abgelehnt werden. Bei Schau⸗ 
ipielergefellfchaften ift Vorausſetzung für Ertheilung des 
Scheine aud die Erfüllung der nach 8. 32 gefeglich vor⸗ 
gefchriebenen Erfordernifie für Schaufpielunternehmer.3% 

7. Der Geſetzgebung der Einzelftaaten ift vorbehalten, 
den An- oder Verkauf im Umberziehen von näher zu be= 
zeichnenden Begenftänden des gemeinen VBerbrauches von den 
befchränfenden Borjchriften der KeichSgefeßgebung zu exi⸗ 
miren.32 


II. Der Markttvertehr.? 


Als dritte Art des Gemwerbebetriebes fennt das deutjche 
Gewerberecht noch den Gewerbebetrieb in der Weife, daß 
Waaren auf öffentlichen, polizeilich angemwiefenen Plätzen dem 
Publifum feilgeboten merden (Meilen, Jahr-, Wochen- 
Märkte). 

Hierüber gelten folgende Borfchriften: 

1. Der Beſuch ift zu Kauf und Verkauf frei,3! nur für 


338 GewO. 88.59, 60°. 

‚9 GewDO. 8. 68. 

30 GewO. 88. 64 - 71, dazu 
Strafbeſt. 8. 149 3.6. Leut— 
hold in v. Holtzendorffs NE. 
8.v. „Marftpolizei” und „Marft- 
Nanbägelber . Seydel 109 
—113. 

31 GewO. 8. 641, dazu jedoch 
folgende Modification in Abi. 2: 

„Wo jedoch nad) der biöhe- 
rigen Ortsgewohnheit gemilje 


Handwerkerwaaren, welche nicht 
zu den im $.66 bezeichneten 
Gegenftänden gehören, nur von 
Bewohnern des Marktorted auf 
dem Wochenmarkte verkauft 
werden durften, kann die hö— 
here Verwaltungsbehörde auf 
Antrag der Gemeindebehörde, 
den einbeimifchen Berfäufern 
die Fortſetzung des herkömm— 
lichen SB ndenmorfinerkehre mit 
jenen Handwerferwaaren gejtat- 
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Auzländer kann der Bundesrath als Retorfionsmaßregel 
eine Beſchränkung verfügen.33? 

2. Bejondere Gebühren dürfen nur für die polizeilich 
angemwiejenen Marktjtände und Gerätbichaften erhoben werden, 
ohne daß hiebei ein Unterjchied zwifchen Einheimischen und 
Fremden gemacht werden dürfte.333 

3. Der Wochenmarktverkehr ift inhaltlih durch „das 
Geſetz jelbft beftimmt. Gegenftände deffelben find: 

1. rohe Naturerzeugniffe mit Ausſchluß des größeren 
Viehs; 

2. Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land- und Forft- 
wirthichaft, dem Garten» und Obſtbau oder der 
Fifcherei in unmittelbarer Verbindung fteht, oder zu 
den Nebenbefchäftigungen der Landleute der Gegend 
gehört, oder durch Taglöhnerarbeit bewirkt wird, mit 
Ausſchluß der geiftigen Getränfe; 

3. frijche Lebensmittel aller Art.3%* 

Doch kann die Verwaltungsbehörde auf Antrag der Ge— 
meindebehörde „nach Ortsgewohnheit und Bedürfniß“ den 
Umfang erweitern, fei e3 für den ganzen Bezirk, ſei es für 
einzelne Orte;35 auf Jahrmärften dinfen auch fonft Ber- 
zehrungsgegenftände und Fabrikate aller Art feilgehalten 
werden; für Berfauf von geiftigen ©etränten zum Genuß 
auf der Stelle bedarf e3 jedoch der Genehmigung der Orts— 
polizeibehörde.336 

4. Zahl, Zeit und Dauer der Märkte ift durch die 


ten, ohne auswärtige Verkäufer Deu bon Marktitandsgeldern 
derjelben Waaren auf dem (GeſS. 513). 
Wochenmarkte zuzulaffen.” 334 Se. 8. 66. 
332 (Hemd. 8. 643, 335 GewO. $. 65. 
333 GewO. $. 68, dazu pr. ©. 336 GewO. 8. 67 
v. 26. April 1872 über die Er- 
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Berwaltungsbehörde zu normiren; die Ortspolizeibehörde 
fann im Einverftändniß mit der Gemeindebehörde im Rah- 
men des Geſetzes eine vollftändige Marktordnung erlaffen ;3?7 
die Erweiterung des Verkehrs auf Märkten, welche bei be- 
fonderen Gelegenheiten oder für beftimmte Gattungen von 
Gegenftänden gehalten werden (Specialmärften) — fiir welche 
e3 im übrigen bei den beftehenden Beftimmungen verbleibt 
— ſoll nur im Einvernehmen mit der Gemeindebehörde er- 
folgen. Marktberecitigungen aus früherer Zeit können 
dur die behördlichen Anordnungen durchbrochen oder be- 
feitigt werden; nur ausnahmaweife wird hiefür Entjchädi- 
gung gewährt, wenn durch die Anordnung die Zahl der biß 
dahin abgehaltenen Märkte vermindert wird und eine grö- 
Bere Zahl ausdrüdlih und unmiderruflic durch fpeciellen 
Titel verliehen war.3%? 

5. Im Örenzzollbezirf unterliegt der Marftverfehr den 
Anordnungen der oberften Finanzbebörde, fo weit es zur 
Sicherung des Zollintereffes für nöthig erachtet wird. 

6. Nah Ausbruh der Ninderpeft kann in gemiffen 
Umkreis vom Seuchenort die Abhaltung von Meefjen und 
Märkten unterfagt werden. *! 

7. Beichränfungen des Verkehrs mit den zu Mefjen und 
Märkten gebrachten, aber unverfauft gebliebenen Gegenftänden 
find aufgehoben. Der Einzelverfauf folder Gegenftände 
außer der Marktzeit ift jedoch nur unter denfelben Bedin- 
gungen zuläffig, unter welchen derjelbe ftatthaft fein wiirde, 
wenn die Gegenftände nicht auf den Markt gebracht wären.32 


337 GewO. 8. 69. 340 Pereindzollgejeg v. 1. Zuli 
ss GewO. 8. 70. 1869 (BGB. 317) $. 124° 
39 GewO. $. 65°. 1 G. v. 7. April 1869 S. 17. 


2 GewO. 8. 71. 
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IV. Die Durdführung der Gewerbeordnung. 


I. Zur Durdführung der Gewerbeordnung dienen ein- 
mal die zahlreichen Strafvorfchriften des 10. Titels fowie 
de3 allgemeinen Strafgeſetzbuches.“s Die Berhängung der 
bier angedrohten Strafen fällt lediglich den ordentlichen 
Strafgerihten zu. Ausdrücklich aufgehoben hat die GewO. 
8. 144? die Vorſchriften, welche Medicinalperfonen unter 
Androhung von Strafen einen Zwang zur ärztlichen Hilfe 
auferlegen; derartige Borjchriften können demnach auch landes⸗ 
rechtlich nicht mehr erlaſſen werden. 

Ferner gehört noch hierher folgende - Specialvorjchrift: 
Ale PVerbote und Strafbeitinnmungen gegen &ewerbe- 
treibende, gewerbliche Gehülfen, Gefellen oder Fabrifarbeiter 
wegen Berabredungen und Vereinigungen zum Behufe der 
Erlangung günftiger Lohn- und Arbeitöbedingungen, insbe⸗ 
ſondere mittelft Einftellung der Arbeit oder Entlafjung der 
Arbeiter, werden aufgehoben. Jedem Theilnehmer fteht der 
Rücktritt von folchen Vereinigungen und Berabredungen frei, 
und es findet aus legteren weder Klage noch Einrede ftatt. 

Wer Andere durch Anwendung körperlichen Zwanges, 
durch Drohungen, durch Ehrverlegung oder durch Verruf3- 
erflärung beftimmmt oder zu beftimmern verjucht, an folchen 
Berabredungen Theil zu nehmen, oder ihnen Yolge zu 
leiften, oder Andere durch gleiche Mittel hindert oder zu 
hindern verfucht, von folchen Berabredungen zurüdzutreten, 


#3 ss. 222, 230, 232, 266 | Ziffer ©. v. 24. Mai 1880, 
Ar. 3, 290, 297, 298, 300, | Wuchergejeh (RGB.1880 110), 
360 Nr. 1,7, 9, 12 (zu legterer | a.2 367 Nr. 3,5, 7,9, 15, 369. 
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wird mit Gefängniß bis zu drei Monaten beftraft, fofern 
nach dem allgemeinen Strafgefeg nicht eine härtere Strafe 
eintritt. 

II. Außerdem fieht die GewO. mehrfach bejondere Or- 
gane für Ausführung ihrer Beftimmungen vor: Gemerbe- 
gerichte, Fabrikinſpectoren ꝛc. 

III. In erſter Linie aber liegt die Durchführung der Ge- 
werbeordnung den PVerwaltungsbehörden ob. Für das Ber- 
jahren dieſer Behörden gibt daS Geſetz einige allgemeine 
Rormativbeftimmungen : + 

1. Alle gewerbepolizeilichen Verfügungen fünnen mit Re— 
curs angefochten werden. 

2. Eine der beiden entjcheidenden Inftanzen muß collegial 
beſetzt jein. 

3. Die Collegialbehörde ift befugt, Unterfuchungen an 

Ort und Stelle zu veranlaffen, Zeugen und Sachverftändige 
zu laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den an—⸗ 
getretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 
4. Bildet die collegiale Behörde die erſte Inſtanz, fo fie 
ihre Entſcheidung in öffentlicher Sigung fällt, nach erfolgter 
Ladung und Anhörung der Parteien, in den Fällen des $. 16 
auch dann, wenn zwar Einwendungen nicht angebracht find, 
die Behörde aber nicht ohne Weiteres die Genehmigung 
ertheilen will und der Antragfteller innerhalb vierzehn Lagen 
nach Empfang des die Genehmigung verfagenden oder nur 
unter Bedingungen ertheilenden Bejcheides der Behörde auf 
mündliche Verhandlung anträgt. 


34 GewO. 88. 20, 21, 22. nahmen in SS. 151: % 24, 30, 32 
Dieſe 88. beziehen jich eigentlich | —35, 37, 51, 53, 54, 57, 98b, 
nur auf die Anlagen des $.16, | 98c, 100d, 103, jowie im Hilf8- 
find aber allgemeinen Charac- | cafjengefeg 88. 4, 29. Bol. 
ters geworden durch Die Bezug: | Seydel 51 ff. | 
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5. Bildet die collegiale Behörde die zweite Inftanz, jo er: 
teilt fie ftet3 ihre Entſcheidung in öffentlicher Sigung, nad) 
erfolgter Ladung und Anhörung der Parteien. 

6. Die Entfcheidungen find den Parteien fammt Gründen 
zu infinuiren. Bejchwerde kann jedermann einlegen, der in 
der Sache als Partei betheiligt ift. Die Zrift zur Recht: 
fertigung der Bejchwerde beträgt 14 Tage.?s 

7. Im übrigen ift die Regelung dieſes adminiftrativen 
Streitverfahrend den Landesgeſetzen überlafjen.3t7 


35 GewO. $. 20. | 37 Gewd. 8. 211. 
36 GewO. 8. 20. 


Nenntes Buch, | 
Das Reihsfinanzreht.* 


$. 31. 
Ans Ayftem des Reichsfinanzreihtes, 


I. Zur Erfüllung feiner Aufgaben bedarf jedes ftaatliche 
Gemeinweſen finanzieller Mittel. Diejelben fließen entweder 
aus vorhandenem StaatSvermögen oder aus Beiträgen, 
welche von den Staat3angehörigen erhoben (Steuern), oder 
aus Leiſtungen, welche von legteren für die Benutzung ein- 
zelner Staatsinftitutionen entrichtet werden (Gebühren, 
Taren). 

Die Drdnung des ftaatlihen Finanzweſens zu treffen, 
ift die Aufgabe der Finanzgewalt. Die Finanzgemwalt 


* Eine ausgezeichnete juriſti- dorffs Sahrb. I 581, 465, III 
iche, allerdings leider dem heu- | 60—252 das Reichsfinanzweſen 
figen Stande der Gejeßgebung |, behandelt. Vgl. ferner Zorn 
nicht mehr entiprechende Mono: | in v. Holtzendorffs RLex. 3.4. 
rapbie über die Materie hat s. v. Reichsfinanzweſen. — 

aband in Hirth’8 Ann. 1875, | Meyer, Lehrb. SS. 201 — 211. 
405—566 veröffentliht. Jetzt — H. Schulge, Lehrb. ©. 574 
Laband, Staatörebt III —608. — v. Rönne III, 
ss. 107— 126. Borwiegend von | 65—143. — Seydel in Beh: . 
der nationalöfonomijchen Seite | rend u. Dahn, Zeitjchr. für 
hat A. Wagner in v. Holten- deutſche Gejeggebung VII 226 ff. 
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ift ein Stüd der Staat3gemwalt und theilt nıit leßterer 
die begrifflihen Eigenfchaften: fie bildet ein einzelnes der 
Hoheitsrechte, welche in ihrer Gefammtheit die Souveränetät 
conftituiren und ift fomit begrifflich ebenjo jchranfenfos wie 
die letztere (f. oben B. 1 47). 

„Die Finanzgewalt ift die Staatögewalt, ſoweit fie ſich 
auf dem Gebiet des Finanzwefend äußert“ (Laband). 
Die Finanzgewalt bat eine rechtliche und eine wirthichaftliche 
Seite, je nachdem es fih um die Ordnung des Syſtemes 
oder die befte Art der Erhebung und Berwendung der 
finanziellen Mittel des Staates handelt: eine begriffliche 
Scheidung zwifchen Finanzgewalt und Finanzwirthſchaft! 
ift jedoch) für das Staatsrecht nicht erforderlih, da auch 
legtere, foweit fie überhaupt durch Rechtsſätze geordnet ift, 
ein Stüd des ftaatlichen Finanzſyſtemes if. — 

II. Die Finanzgewalt ift, wie oben bemerkt, ein Stüd 
der Staatsgewalt, folglih mit dem begrifflichen Merkmal 
der Souveränetät audgeftattet. Im Bundesftaat gelten dem⸗ 
nach Hinfichtlichh der Finanzgewalt alle diejenigen Güte, 
welche oben Hinfichtlih der Souveränetät für den Bundes- 
ftaat feitgeftellt wurden. (B. I, 52.) 

Im Bundesftaat hat die Centralgewalt eine 
aufeigenem Recht beruhende, felbftändige Finanz— 
gemalt. 

Das characteriftiiche Merkinal des Bundesftaates ift 
neben der füderativen Organifation des Trägers der Sou— 
neränetät die Theilung der ftaatlichen Functionen zwiſchen 
Gentralgewelt_und Einzelftaaten. Beide bedürfen jomit zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben finanzieller Mittel; die überhaupt 





ı Wie fie Laband durchführt. 
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für den Staat in Betracht kommenden Yinanzquellen find 
demgemäß entjprechend zwiſchen beiden zu vertheilen, falls 
nicht, was auch denfbar wäre, die Kentralgewalt den Einzel- 
ftaaten die für fie erforderlichen Mittel baar zur Verfügung ftellt. 

Aus eigenem Vermögen die finanziellen Bedürfniffe zu 
dedien, find weder das Reich noch die Einzelftaaten in der 
Lage. Wie in allen modernen Eulturftaaten, fo mußte auch 
in Deutichland ein umfaſſendes Syſtem der Befteuerung 
ausgebildet werden, nach welchem die Staatsangehörigen zur 
Dedung der finanziellen Bedürfniſſe des Staates beigezogen 
werden. Die Verpflichtung der StaatSangehörigen hiezu ift 
ein Beitandtheil der allgemeinen Unterthanenpflit. 

Man pflegt das ftaatlihe Steuerſyſtem zu unterfcheiden 
nad) der Seite der direften und der der indireften 
Steuern, je nachdem unmittelbar Geldbeträge oder Abgaben 
für den Verbrauch gemifjer. Gegenftände des Lebensbedarfes 
erhoben werden. Die nähere Erörterung diefer verjchiedenen 
Methoden der Befteuerung ift nicht Aufgabe des Staats⸗ 
rechtes. 

Aus dem Begriff des Bundesftaates ergeben 
fih für die Vertheilung der Finanzquellen zwi— 
Then Gentralgewalt und Einzelftaaten beftimmte 
Richt punkte nicht. Ebenſowohl kann der Bund auf 
die indireften, die Einzeljtaaten auf die direkten Finanz⸗ 
quellen angewiejen fein als umgekehrt. Da jedoch die Drd- 
nung der internationalen Beziehungen des Staates im 
Bunbesftaate zwedmäßig dem Bunde überwiefen wird, wird 
auch das Zollweſen, welches den Waaren-Berfehr mit frem⸗ 
den Staaten betrifft, im Bundesftaate am beften der Gentral- 
gemalt übertragen. Begrifflich notwendig aber ift dies nicht. 

II. Die Bertheilung der Finanzquellen im deutfchen 

Zorn, Staatsrecht IL. 14 
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Reihe war das Ergebniß einer ſchon Jahrzehnte alten hiſto⸗ 
riſchen Entwidelung: der Geſchichte des deutſchen Zoll- 
vereineg.? 

Schon vor Errichtung des Neiches beftand unter der 
Hauptmaffe der jegigen Bundesglieder eine forgfältig orga= 
nifirte Gemeinschaft der Berbrauchgfteuern und Zölle, der 
fog. Zollverein. Derfelbe ift hervorgegangen aus der 
mit Recht berühmt gewordenen preußifchen Zollgefeßgebung 
von 1818. Das Berhältnig war jedoch bis zur Aufrich- 
tung de norddeutjchen Bundes ein reines Societätöverhält- 
niß: die für den Bund geltenden Normen wurden auf dem 
Wege des Staatövertrages feftgejtellt, fo daß alfo jedes ein- 
zelne, wenn auch noch fo Fleine Bundesglied die Weiterbil- 
dung jener Normen, auch wenn fie abjolut nothwendig war, 
durch fein verneinendes® Botum hindern fonnte. Doch ge- 
lang es troß wiederholter ſchwerer Krifen den Verein auf 
der Baſis gemeinfamer Normen über Zölle und Verbrauchs— 
ftenern aufrecht zu erhalten. Die Einnahmen aber flofjen 
nicht etwa in eine gemeinjame Caſſe, jondern wurden auf 
die Einzelftaaten nad) Maßgabe der Kopfzahl der ortsan— 
iwefenden confumirenden Bevölferung repartirt. Die Ber- 
waltung wurde von den Einzelftaaten bejorgt; wur zur Con⸗ 
trole der Einheit wurde eine gegenfeitige Ueberwachung durch 
delegirte Beamte eingerichtet. 

Nah Aufrichtung des norddeutihen Bundes erfuhr der 
Zollverein eine principielle Umgeſtaltung, jedoch fo, daß das 
frühere Societätöverhältnig immer noch nachwirkte. Yür die 


2 Bgl. hierüber befonderd die | Weber: der deutfche Zollverein 
ausgezeichneten Artikel” von | 1872. — v. Auffeß: die Zölle 
Treitihfe in den Preuß. | und Steuern ded Deutichen 
Sahrb. 1872, H. 10—12, ferner | Reiched 2. X. 1880. 
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Staaten des norddeutichen Bundes murde die Competenz 
über Zollweſen und Berbrauchsfteuern der Gentralgemalt zus 
gewiejen; mit den drei jüddeutichen Staaten wurde das 
Berhältnig der Zolleinheit erneuert. Jedoch nicht mehr 
principiell als Societätsverhältniß: die Gefeßgebung über 
jene Moaterien war nunmehr Sache der Bundesgemwalt; die 
Factoren der Geſetzgebung waren Bundesrath und Reichstag. 
In diefe Geſetzgebung wurden nun jofort auch die fitddeut- 
Shen Staaten einbezogen: für daS Zollmefen wurde fchon 
1867 der gefammtdeutfche Bundesftaat hergeftellt; die füb- 
dentichen Staaten wirkten im Bundesrath und Reichstag an 
der Zollgefeggebung mit: Zollbundesrath und Zollparlament; 
dafür aber waren fie auch ebenjo wie die Binzelftaaten des 
norddeutjchen Bundes diefer Geſetzgebung ohne weiteres 
unterworfen. Die Berechnung und Bertheilung der Zoll» 
einnahmen blieb tie zuvor geregelt, von der Möglichkeit 
eines wirkſamen Emjpruches eines einzelnen Gliedes des 
Bollbundes gegen Weiterbildung des Zollrechtes war aber 
feine Rede mehr. ? 

Damit war in der Hauptjache bereits das PVerhältniß 
gefehaffen, wie es feit Aufrichtung des Reiches befteht. 
Ueberdie8 wurde jeßt nicht allein die Geſetzgebung in 
Zollſachen der Centralgewalt zugefchieden, jondern auch die 
fämmtlichen Erträge aus Zöllen und Verbrauchsſteuern als 
direfte Einnahme des Reiches erklärt. Nur die Berwaltung 
blieb nach wie vor in den Häuden der Einzelftaaten. 

Indem fo die ftaatenbundlihde Organifation 


3 Eine forgfältige Darftellung | recht des norddeutfchen Bundes 
des Staatsrechts diejer Periode und des deutichen Zollverein 
giebt Tuhdichum: Verfaſſungs- Tübingen 1870. 
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der Zoll- und indirekten Steuergemeinfhaft in 
die bundesftaatlihe Form umgegoffen wurde, er: 
gab fich ein bis ins Detail bereits fertiges Finanz- 
ſyſtem für das neue ftaatliche Gemeinweſen. 

Der VI. Abfchnitt der norddeutichen Bundesverfaflung 
wurde volftändig in die deutſche Reichsverfaſſung über- 
nommen. 

Darnad beruht das Finanzſyſtem des Reiches 
in der Hauptjadhe auf den Zöllen und indirelten 
Steuern, während den Einzelftaaten das direfte 
Befteuerungdwefen vorbehalten blieb. — 

IV. Someit Zölle, indirefte Steuern und Gebühren 
(deren Hauptbeftandtheil die Einnahmen aus dem Poft- und 
ZTelegraphenmwejen bilden) nicht zur Dedung der finanziellen 
Beditrfniffe des Neiches ausreichen, verweiit die Verfaflung 
eventuell 1. auf Reichsfteuern, 2. auf die ſog. Matri- 
fularbeiträge (R®. a. 70). 

Ein direktes Reichsſteuerſyſtem ift bis jest nur inſofern 
ausgebildet worden, als das Reich gewiſſe Stempelab- 
gaben theils von den Einzelſtaaten an ſich genommen, theils 
neu für ſich eingeführt hat (ſ. unten 8. 32, sub VI.). 

Im übrigen tft das Reich durch die Berfaflung auf 
Beiträge der Einzelitaaten, ſog. Matrifularbeiträge, 
angewiefen. Dieſe Inftitution wurde in dag Reich aus dem 
alten deutfchen Bunde übernommen, Dieſelbe ift die correcte 
finanzielle Conſequenz des Begriffes Staatenbund: wie diefer 
jelbft fein Staat ift, fondern lediglich eine Societät mehrerer 
fouveräner Staaten, fe fehlt ihm auch die Yinanzgewalt und 
fein Finanzsyften iſt nur Societätöwirthfchaft: die finanziellen 
Bedürfniſſe des Staatenbundes werden gededt durch Bei— 
träge der Mitglieder de Bundes. Der Staatenbund kann 
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begrifflich Feine eigene Finanzgewalt, alfo auch auch feine 
eigenen Yinanzquellen haben.‘ 

Wenn demnah die Matrifularbeiträge das 
correcte Finanzfyftem für den Staatenbund dar- 
ftellen, fo folgt daraus ihre principielle Unrich— 
tigfeit für den Bundezftaat. Der Bundesftaat muß 
eigene Finanzquellen haben, er ift juriftifche Perſon, darf 
aljo auch finanzrechtlich nicht als Societät organifirt fein. 
Der Staatenbund fann begrifflih feine eigenen 
Einnahmen haben, feine Einnahmen find immer 
Einnahmen der Bundesglieder; der Bundesftaat 
muß begrifflich eigene Einnahmen und nur folde 
haben. 

Diefe principiellen Gefichtöpunfte wurden fomohl bei Be⸗ 
rathung der norddentfchen Bundesverfafjung als auch ſpäter 
immer anerfannt und die Matrikularbeiträge als „Noth- 
behelf“ bezeichnet; der Wortlaut der Verfafjung ſelbſt bringt 
dies gleihfall3 zum Ausdrud. Die Matrilularbeiträge 
follten nach der Reichsverfaſſung nur einen pro- 
viſoriſchen Beitandtheil des Reichsfinanzrechtes 
bilden. % ? 


4 Zaband bei Hirth 489: 
„Das Princip der Matrikular- 
beiträge ift der prägnantefte Au8- 
drud der Vereinswirthſchaft“. 

5) Darum hatte auch der 
Zollverein bi8 1867 ſtaatsrecht⸗ 
lich keine Yinanzgewalt, auch 
feine „beichräntte”, wie dies 
Laband a.a.D.406 behauptet. 
Zutreffend Wagner 581; We— 
fterfamp 68, 72. Es wäre 
demnach aud) principwidrig, im 


Staatenbunde die „verbündeten 
Souveräne” privatrechtlic als 
„juriſtiſche Perſon“ zu betrachten, 
wie alte Kalk, a.a. D. 226 
für zuläffig hält. 

6 hr Bis marck im Reichs⸗ 
tag (Sten. Ber. 1879, 927): 
„Das erite Motiv, welches mic) 
in meiner politifchen Stellung 
als Reichskanzler nöthigt, für 
die Reform einzutreten, ijt das 
Bedürfniß der finanziellen Selb- 
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ftändigfeit ded Reichs. Dieſes 
Bedürfniß ift bei der Herftellung 
der Reichöverfaffung ſchon aner- 
fannt worden. Die Reichs— 
verfaſſung jegt voraus, 
daß der Zustand der Ma- 
trifularbeiträge ein vor- 
übergehender jein werde, 
welcher jo lange dauern 
jolle, bis Reichsſteuern 
eingeführt wären.“ „Es iſt 
für das Reich unerwünſcht, ein 
läftigerKoftgänger bei den Einzel⸗ 
ftaaten zu jein, ein mahnender 
Gläubiger, während es der frei- 
gebige Verſorger der Einzel- 
ſtaaten fein könnte, bei richtiger 
Benugung der Quellen, zu 
welchen die Schlüfjel durch die 
Berfaffung in die Hände des 
Reiches gelegt, bisher aber nicht 
benußt worden find.” „Diefem 
Zuftand muß, glaube ich, ein 
Ende gemacht werden, denn die 
Matrifularumlage ift ungleich 
und ungerecht in ihrer Verthei- 
lung; 30: oder 100000 Be- 
wohner von Thüringen oder 
- Walde können nicht eben fo viel 
bezahlen an Matrikularbeiträgen, 
wie 30. oder 100000 Bewohner 
von Bremen oder Hamburg. Die 
Conjolidation des Reichs, der 
wir ja alle zujtreben, wird ge- 
fördert, wenn die Matrikular- 
beiträge durch Reichsſteuern er- 
fegt werden; fie würde auch nicht 
verlieren, wenn diefe Steuern 
fo reichlich ausfallen, dab die 
Einzelftaaten vom Reich empfan- 
gen, anftatt daß fie biöher in 
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einer nicht immer berechenbaren 
und für fie unbequemen Weife 
zu geben hatten.” 
bg.v.Bennigfen im Reich: 
tag (Sten. Ber. 1879, 2180): 
„Die Matrikularbeiträge find 
immer als ein Nothbehelf be- 
trachtet worden bis dahin, daß 
bad Reich jelbjt genug eigene 
Einnahmen hätte aus Zollen und 
Berbrauchäfteuern und anderen 
Steuern zur Dedung ſämmt⸗ 
liher Audgaben. Ueber das Un— 
genügende diejer Einrichtung 
und über dad Bedenflidhe der 
ganzen Form diefer Art von 
Steuererhebung find nicht blos 
im Sahre 1867, fondern auch 
ipäter wiederholt eingehende 
Grörterungen vorgekommen und 
ed ift darüber eigentlich niemals 
ein Zweifel gewejen, daß man 
die Erhebung von Matrikular⸗ 
beiträgen nur ald Nothbehelf 
anfehe, weil man bei den nicht 
genügend fließenden eigenen Ein— 
nahmen des Reiches ſich zur 
Zeit nicht anders helfen konnte.“ 
Und an anderer Stelle: „Seit 
Jahren iſt das ein feſter poli- 
ttiiher Plan (die Matrikular⸗ 
beiträge zu bejeitigen), daraus 
hervorgehend, daß es nicht gleich- 
giltig fit, in einem Bundesttaate, 
ob die Reichsgewalt ſelbſt mit 
den nöthigen Finanzmitteln aus— 
geftattetift, welcheihr überwiefen 
find und nur für fie fließen oder 
ob fie auf den guten Willen der 
Einzelftaaten allerdings mit dem 
verfaffungsmäßigen Anipruch an⸗ 
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Das Reichsfinanzrecht hat nunmehr eine principiell hoch- 
wichtige Veränderung erfahren durch das ©. betr. den Zoll⸗ 
tarif v. 15. Juli 1879 (RGB. 207), fpeciell durch den $. 8 
dejlelben (Antrag Frandenftein). 

Nah RB. a. 70 dienen, neben anderen Finanzquellen, 
„zur Beftreitung aller gemeinfchaftlichen Ausgaben" — — 
„die aus den Zöllen, den gemeinfchaftlichen Verbrauchs⸗ 


jtenern — — fließenden gemeinfchaftlichen Einnahmen.“ Nur 
„injoweit diefelben durch diefe Einnahmen nicht gededt werden, 
find fie — — durch Beiträge der einzelnen Bımdesftaaten 


— — aufzubringen.“ Zum Zwede der Durchführung des 
m a. 70 feitgeftellten Finanzigftemes fchreibt RB. a. 38 vor: 
„der Ertrag der Zölle und der anderen in a. 35 bezeichneten 
Abgaben — — fließt in die Reichscaſſe. Diefer Ertrag be- 
ftehbt au der gefammtten, von den Zöllen und den übrigen 
Abgaben aufgefonmenen Einnahme nah Abzug 1. der auf 
Gefegen oder allgemeinen VBerwaltungsporfchriften beruhenden 
Stenervergütungen und Ermäßigungen, 2. der Nüderftat- 
tungen für unrichtige Erhebungen, 3. der Erhebungs- und 
Verwaltungskoſten“, welch' legtere dann im Einzelnen jpecia- 
liſirt werden. 

Dem gegenüber fchreibt $. 8! des Tarifgeſetzes v. 
15. Juli 1879 vor: „derjenige Ertrag der Zölle und 
der Tabadfteuer, welcher die Summe von 130000000 
Mark in einemsahre überfteigt, ift den einzelnen 
Bundesflaaten nah Maßgabe der Bevölferung, 


gewiejen ift, dad Geld was ihr | trifularbeiträge A. Wagner 

fehlt, bei den Einzelitanten zu | I 583, 628, ſ. auch die oben 

erheben.“ cit. YAeußerungen des Yürjten 
7 Ueber die volfdwirthichaft- | Bismarck. 

lihen Bedenken gegen die Dla- 
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Zunächſt fragt ſich, iſt die oben nachgewieſene Verfaſſungs⸗ 
änderung überhaupt in Rechtskraft getreten, da dieſelbe lediglich 
durch einfaches Geſetz erfolgte. Dieſe Frage iſt, wie früher aus⸗ 
geführt,“ zu bejahen; die Verfaſſung ſchreibt für Verfaſſungs⸗ 
änderungsgeſetze feine beſtimmte äußere Form vor und that⸗ 
Tähhlich ift eine folche auch niemals beobachtet worden. An 
der Giltigkeit der die Berfafjung abändernden Beſtimmung 
des Tarifgeſetzes befteht jomit, da diefelbe unzweifelhaft nad) 
Maßgabe von RB. a. 78! zu Stande fan, ein juriftiich 
begründeter Zweifel nicht; damit ift diefe Beftimmung 
aber felbft Beftandtheil der Berfafjung geworden 
und fönntenur nad Maßgabe der für Berfaffungg- 
änderungen geltenden Borfchriften wieder abge- 


ändert werden.!® 


Bon einer blos „rehnerifchen” Bedeutung de3 


trage8 eine Ueberweiſung an die 
einzelnen Staaten aus der Reichs⸗ 
caſſe jtattfinden. Das Neid) wird 
aljo vermöge eines Geſetzes, 
welches es fich ſelbſt gibt, eine 
jtändige Ausgabe in feinem Bud— 
get aufzunehmen haben, deren 
Betrag den einzelnen Staaten 
ur freien Berwendung zu: 
—*— Es bedarf daher auch 
nicht der a. 70 der Verfaſſung 
einer Aenderung, weldyer ver: 
langt, daß zunächſt Die Weber- 
Ihüffe zur Verwendung kommen 
tollen, da die Ueberſchüſſe fich 
erjt dann ergeben, wenn alle 
Ausgaben beitritten find und 
wenn Dad Reich ſich eine Aus: 
gabe geſetzlich auferlegt, mag jie 
für dad germaniſche Muſeum, 


mag fie für die Gefammtheit der 
Einzelſtaaten votirt werden, jo 
muß immer dieje „nägabe erſt 
geleiſtet werden, ehe Ueberſchüſſe 
entſtehen können. Wir haben 
alſo unſererſeits die Reichsver— 
faſſung in allen ihren Artikeln 
für uns und die Verletzung, die 
in der Preſſe vielfach behauptet 
wird — ich weiß nicht, ob auch 
heute in den Reden — beſtreiten 
wir und gewärtigen den Beweis, 
der bisher nicht vorliegt.“ 

46816. 124. 

15 Berneint wurde diefelbe im 
Reichdtag in ausführlicher De- 
Suchion durd) den Abg. Beſeler. 
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16 ©. oben B. LI. a. a. O. 
A. A. die ſämmtlichen Redner 
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8. 8 des Tarifgefeges Tann fomit ftaatSredhtlid 
nicht die Rede fein,” derfelbe ändert zwei hod« 
wichtige Artifel der Verfaſſung ab und erhebt die 
beit Aufrihtung der Verfaſſung nur als „Noth— 
bebelf angenommene Inftitution der Matrifulars 
beiträge zu einem integrirenden Beftandtheil des 
Reichsfinanzſyſtemes.“Is Daß andererfeit3 durch jenen 
8. 8, bezw. den neuen Zolltarif die Matrifularbeiträge injo- 
fern bejeitigt werden, als das Reich den Einzelftaaten die 
zur Bezahlung derjelben nöthigen Summen liefert; daß 
weiterhin jener 8. 8 der ReichSeinheit injofern dient, als 
durch denjelben, bezw. durch das Zolltarifgefeg überhaupt, 
das Finanzweien von Reich und Einzelftaaten zu einer that- 
fählih und juriftifch fehmwerlich mehr zu fondernden Einheit 
verbunden wird,is ift nicht im Abrede zu ftellen und fo 
dürfte der viel umftrittene Antrag Srandenftein auf die Dauer 
gerade das Gegentheil von dem bewirken, mas die Abficht 
des Antragftcler® war, die Beſtimmung ſcheint äußerlich 
betrachtet föderaliftifch oder partifulariftifch und wird rein 
centraliftifch wirken.?o 


im Reichötag, die überhaupt eine 
Berfaflungsänderung annahınen 
fon. Bennigſen 2185, u. bejon- 
ders Befelera.a. O. 

1 v. Treitſchke a a. O. 
2355 bezeichnet die Frage als 
„eine jener juriſtiſchen Spitz⸗ 
findigkeiten, welche nach deutſcher 
Unfitte in unſerem Parlamenta— 
rismus eine nur zu verhängniß- 
volle Rolle gejpielt haben, eine 
Epipfindigfeit feiner, unfindbarer 
noch als die GStreitfragen der 
preußiſchen Conflictszeit dereinſt 
waren.“ Damit iſt die ſtaats— 


rechtliche Bedeutung des 8. 8 
doch wohl allzu ſehr auf die 
leichte Achſel genommen. 

is Richtig v. Bennigſen 
a. a. O. 2182. 

19 Dieſen (allerdings nicht 
unmittelbar jtaatsrechtlichen) 
Geſichtspunkt betonte jehr richtig 
der Abg. Taster a.a.D. 2205. 
Daß der Abg. v. Bennigſen 
diefen Geſichtspunkt ganz unge» 
würdigt ließ, war jedenfalld ein 
jehr großer Fehler. . 

20 Ueber die budgetrechtliche 
Bedeutung des $. 8 ſ. unten 
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V. Das Reich als juriftifhe Perſon des öffent- 
lien Rechtes ift aud) Brivatrehtsfubject: Reichs, 
fis cus.ꝰ 

Die Verfaſſung ſpricht nicht vom Reichsfiscus, ſondern 
nur von der „Reichscaſſe“, von gemeinſchaftlichen Einnahmen 
und Ausgaben, was im Zuſammenhang mit den aufrecht 
erhaltenen Matrikularbeiträgen zur Annahme der Staats⸗ 
form des Staatenbundes für das deutſche Reich verleiten 
könnte, denn der Staatenbund hat keinen ſelbſtändigen Fiscus 
und kann begrifflich keinen ſolchen haben. Daß das Reich 
aber dieſe Staatsform nicht hat, wurde früher nachgeiiefen.?? 
Aus der den Reich zufommenden Staatsform des 
Bundesftaates ergibt ſich mit logifcher Nothwendig- 
feit das Borhandenfein eines Reih3fiscus in Be- 
ziehung auf diejenigen civilrechtlichen Verbind— 
lichkeiten, welche aus der Verwaltung von Reichs— 
behörden oder von Landesbehörden im Auftrage 
des Reiches entſtehen.* Die Reichsgeſetzgebung hat dies 
nur zögernd anerkannt, zuerſt in dem G. v. 4. Juli 1868 
(BGBL. 433), welches in 8. 1 von „Bundeseigenthum“ ſpricht 
und damit doch auch einen Bundesfiscus voraugfegt, ſodann 


8. 34, ferner indbefondere La- 
band StR. III 2, 3351, 375. 

2! Qaband III S. 107; v. 
Rönne II1$.71. Mandry der 
civilrechtliche Inhalt der Reichs⸗ 
Bern (2. X.) 88. 144, 201. 

ernburg Preuß. Privatrecht 
8. 57. Schulze, D. StR. 
577: der Reichsfiscus „war von 
ſelbſt gegeben.“ Ueber den Zu- 
fand vor dem ©. v. 25. Mat 


1873, |. Seydel a. a. D. 227. 
Caband bei Hirth 408 ff. Daß 
das Reich allein für Reichsſchul⸗ 
ben haftet, iſt übrigens nicht ein 
Grund für Die jelbjtändige 
vermögensdrechtlihe Perjönlidy- 
feit des Reiches (Taband 410), 
ern eine 8) Folge derfelben. 


23 Laband rn 2, 19. 
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weiter in dem ©. v. 1. Juni 1870 (BGB. 312) 8.23 die 
Abgaben von der Flößerei betreffend. * Erſt durch dag hochwich⸗ 
tige ©. v. 25. Mai 1873 (RGB. 113) wurde die Frage deft- 
nitiv außer Zweifel geftellt. Der Reichsfiscus 2 tft auch hin- 
ſichtlich des Gerichtsftandes jest unter einheitliches Recht 
gebracht, „der allgemeine Gerichtäftand des Fiscus wird durch 
den Sitz der Behörde beftimmt, welche berufen ift, den Fiscus 
m dem Rechtsſtreite zu vertreten" (CPO. 8. 20). Im 
übrigen dagegen gelten Hinfichtlich der Privilegien des Reichs— 
figend Diejenigen Beftimmungen, welche in den einzelnen 
Staaten für den Landesfiscus an dem betreffenden Amtsfige 
gelten, insbeſondere hinfichtlih der Befreiung von Steuern 
und fonftigen dinglichen Laften?”, eine Incongruenz, welcher 
erft das deutſche Eivilgefegbuch ein Ende bereiten wird; big 
dahin aber ergreifen etwaige Abänderungen de3 Landesrechtes 
binfichtlich der Rechtsverhältniſſe des Fiscus ohne weiteres 
auch den Reichsfiscus. 

VI. Das Caſſenweſen des Reiches?s concentrirt ſich in 


2 Laband bei Hirth 411. 
Seydel 228. 

25 Ueber die Einheitlichkeit 
des Reichsfiscus als jelbitver- 
ſtäudliche Conſequenz der Ein— 
heit des Staatsbegriffes, }. La⸗ 
band III 2, 192. 

25 Dadurch iſt $. 1, Abi. 3 
ded ©. v. 25. Mat 1873 erfegt. 

7 Bol. die jpecielle Anwen 


dung dieſes Grundſatzes in ©.. 


v. 25. Mat 1873, 8. 1, Abſ. 2; 
diefer 2. Abjag bezieht ſich auf 
das gefammte Reichdeigenthum 
im Gegenjat zu dem ſonſtigen 
Snhalt des Geſetzes, welches nur 
Die aus dem Land es eigenthum 


in das Reichseigenthum über- 
gegangenen Gegenjtände betrifft. 
%aband III 2,196 bei Hirth 
411; Seydel 236 ff. Vgl. über 
die Interpretation des cit. $ 1? 


auch v. Rönne II 1,69. Die 


prozefjualiichen Vorrechte, |. bei 
Laband III 2,198. Die Steuer- 
freiheit der Reichsbank folgt übri- 
gend nicht aus dem allgemeinen 
Princip der Steuerfreiheit des 
Keichsfiscus. 

22 Vgl. den anonymen Artikel 
„Staatstaffenverwaltung” in v. 
Holgendorff3 RLex. III 751. 
Handbuch f. d. deutiche Reich 
1882, ©. 156, 287. 
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der Reihshauptcaffe, früher Generalcaffe des nord» 
deutfchen Bundes, welche vom Reichsſchatzamt reffortirt. 2? 

Nach dem Bankgefeg muß die Reichsbank alle Zahlungen 
des Neiches annehmen und ebenfo ſolche bi auf Höhe des 
Reichsguthabens leiften.° Demgemäß murde beftimmt, daß 
die Reichsbankhauptcaſſe als Reichshauptcaſſe zu fungiren 
babe und alle Zahlungen für das Reich an diefe Caſſe zu 
zahlen feien. Die Reich3banfhauptcaffe hat jedoch in ihrer 
Eigenfchaft als Reichshauptcaſſe jelbftändige Buchführung zu 
pflegen und wurde zu Ddiefem Zwecke mit einer bejonderen 
Geſchäftsabtheilung ausgeftattet. Alle amtlichen Ausfertigungen 
der Reichshauptcaſſe müſſen die Unterfchrift des Vorſtehers 
diefer Gefchäftsabtheilung oder feines geordneten Vertreters 
und die Unterfchrift eines derjelben angehörigen Buchhalters 
tragen, Quittungen überdies noch außerdem des betreffenden 
Caffirers.31 

Mit den Einzelftaaten findet monatliche Abrechnung ftatt. 3? 


$. 32. 
Bie rinzelnen Finanzquellen des Reiches, 


I. Das Reichsvermögen. ! 


Das Deutfche Reich erfreute fich nach feiner Gründung 
nicht eined großen Domanialvermögend, wie dies bei den 
meiften der alten Staaten der Fall if. Trogdem ift der- 
malen bereit3 das Reich Eigenthümer eines jehr bedeutenden 


28.» BR. v. 21. Januar 
1868 (BGB. 1) d. RR. v. | (CHI. 821). 
1. Juni 1871 (RGB. 126). 22 Vgl. den angef. Artikel in 
30 BankG. 8. 22. BankSt. | v. Holkendorffs RLex. III 752. 
S. 11. ©. oben 8. 29. ©. 108. I Laband III 2 8. 108. 


1 V. d. RK. v. 29. Dec. 1875 
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Bermögenscompleres, deſſen einzelne Beitandtheile theilmeije 
zu unmittelbarer Benugung theilweife durch ihre Erträgnifie 
zur Dedung der finanziellen Bedürfniſſe des Reiches dienen. 
Man kann vollswirtbichaftlih nach dieſen beiden Geſichts⸗ 
punften das Staatsvermögen eintheilen in VBerwaltungs- 
und Yinanzvermögen, ftaatsrechtlich dürfte jedoch dieſer 
Unterfcheidung eine erhebliche Bedeutung nicht zufommen.? 

Die einzelnen Beftandtheile des Reichsvermögens find: 

1. diejenigen Mobilien und Immobilien, welche 
feit Aufrichtung des norddeutschen Bundes zur Er- 
füllung der Staat3zwede des Gefammtitaates 
angeſchafft wurden;? bei der Umwandlung des norddeut- 
[hen Bundes in das Deutfche Reich) wurde der Mebergang 
aller von der norddeutfchen Bundesregierung befchafften Mo⸗ 
bilien und Immobilien auf das Reich als jelbftverftändlich 
angenommen; 

2. diejenigen Mobilienund Immobilien, welche 
außerdem „dem dienftliden Gebrauche einer ver- 
faffungsmäßig aus Reihsmitteln zu unterhalten 
den Bermwaltung dienen.“ 

Diefer Rechtsſatz fand definitive Anerkennung durch das 
wichtige ©. v. 25. Mai 1873 (RGB. 113), „zur näheren 
Feitftellung der Recht3verhältniffe rüdfichtlich derjenigen Ge— 
genftände, welche zum dienftlichen Gebrauche einer verfaſſungs⸗ 
mäßig aus Reichmitteln zu unterhaltenden Verwaltung be- 


NA N Laband bei Hirth Meder, 5 203. Schulze, ©. 
412 und SLR. III 2, 201, der | StR. 5 
annimmt, daß beide Kategorien 3V Mi B. ©. v. 14. Juni 
„ſowohl in ftaatörechtlicher ald | 1873 (ROB. 138), v. 23. Mai 
finanzwifjenfchaftliher Hinficht | 1877 (RGB. 500), v. 8. März 
von ganz verjchiedenen Regeln | 1878 (RGB. 6), v. 15. Mai 
beberriht werben.” Ebenſo | 1879 (ROB. 139) u.a. m. 
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ſtimmt find“, welches den Anlaß zu hodhintereffanten Debatten 
im Reichstage bot.* 

Durch die Aufrichtung des Geſammtſtaates waren eine 
Neihe von Berwaltungszweigen an die Gentralgewalt ütber- 
wiefen worden, welche mit einem fehr umfaflenden Apparate 
an Mobilien und Immobilien ausgeftattet waren, fo das 
Auswärtige, Poſt und Zelegraphie, Militär und Marine. 
Diefer geſammte Apparat, welcher bi3 dahin den Einzel- 
ftaaten zu Eigentum gehört hatte, wurde thatfächlich zugleich 
mit den betreffenden Verwaltungszweigen vom Geſammt— 
ftaate übernommen. Das civilrechtliche Verhältniß viefer 
Bermögenäftüde aber bot in Theorie und Praris die größten 
Schwierigfeiten, da weder die Verfaflung noch die Special- 
gefeggebung des Reiches bis zum 25. Mai 1873 eine Baſis 
zu defjen Feſtſtellung lieferte. 

Die verbündeten Regierungen nahmen laut wiederholt 
abgegebener officieller Erflärung an: die Mobilien feien in 
das Eigenthum, die Immobilien dagegen nur in dauernde 
und unfündbare Nugung des Reiches übergegangen, wäh— 
rend das Eigenthum an letteren den Einzelftaaten ver- 
blieben ſei.* 


4 Sten. Ber. 25 ff., 355 ff., 
491. Anlagen Nr. 6 (Motive). 
Nr. 51 (Commiljiondbericht) 
Nr. 53, Nr.58. Vgl. dazu 


verfafjung hat dem Bunde und 
Reiche eine Reihe wichtiger 
Verwaltungszweige übertragen, 
der Bund und dad Reich wur— 


Seydel a.a.D. 331f.; ferner 
Laband 422 ff. (aus ber Zeit 
vor Grlab, bes Geſetzes) jetzt 
StR. III 2, 220 ff. 

5 Bal. bie Aeußerungen des 
Miniſter Delbrüd im Reichs— 
tage Sten. Ber. 1873 22: 

„Die Bundes⸗ und Reichs— 


den in Beziehung auf die Aus— 
übung dieſer Verwaltung der 
Univerſalſucceſſor der einzelnen 
Bundesſtaaten. Es hat dar— 
über niemals ein Zweifel 
beſtanden, daß, indem die 
einzelnen Bundesſtaaten 
dieſe Verwaltung an das 
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Reich abtraten, fie dem 
Reihe auch überlajjen 
hatten, diejenigen beweg- 
lihen und unbeweglichen 
Gegenjtände, welde fid 
bisher im Beſitz der ein- 
zelnen Staaten befanden 
und nunmehr den an den 
Bund oder das Reich über- 
gegangenenQBerwaltungen 
zum Zweck diefer Berwal- 
tung zufielen. Es bat, 
wie gejagt, darüber ein Zweifel 
nicht bejtanden, und ed Eonnte 
ein Zweifel nicht beſtehen, denn 
es wäre geradezu widerjinnig 
gewefen die Bermwaltung an bie 
Gemeinſchaft abzutreten ohne 
den Apparat, der zur Yührung 
diefer Verwaltung nöthig ift. 
Es ergab jih nun als noth- 
wendige Konjequenz aus ber 
Berfafjung ſelbſt unter den 
Bundeöregierungen ded Nord- 
deutichen Bundes fehr bald ein 
Einverſtändniß darüber, daß die 
beweglichen Gegenjtände, wel- 
he in der bezeichneten Weiſe 
an den Bund übergegangen 
waren, in der That audy in dad 
Cigentbum des Bundes 
übergegangen ſeien“ — — — 
„Sehr viel fchwieriger war die 
Frage, wie ed mit den Immo: 
bilien, mit den Grunditüden 
ftehe, welche von den Berwal- 
tungen der einzelnen Staaten 
in den Beſitz ded Reichs über- 
gegangen waren. Es waren, 
und ih bin felbit in der Lage 
gemejen, dieſe Auffaſſung in 
Zorn, Etaatöredht II. 
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dem Norddeutfchen Reichötage 
wiederholt auszuſprechen, ed 


waren Bedenken aus der Reichd- 
verfafjung ohne weitered die 
Konjequenz herzuleiten, daß dieſe 
unbeweglichen Gegenftände, die 
ihrer Natur nady dem VBerbrauche 
nicht unterliegen, ohne weiteres 
in dad Eigenthum des Reiches 
übergegangen feien und ſo lange 
folye Bedenken obwalten, lag 
ed in der Natur der Sache, 
dag man von dem Beitehenden 
audging, aljo zunächſt das Eigen- 
tbum der einzelnen Bundes» 
Staaten an diefen Gegenftänden 
ald fortdauernd vorausſetzte.“ 
Damit läßt fich übrigens die 
unmittelbar folgende Aeußerung 
Delbrücks ſchwerlich in Ein- 
Hang bringen, in welcher er 
jagt: „Dieverbündeten Regierun- 
gen nehmen in diejer Vorlage 
von der Auffafjung, von der fie 
früher ausgegangen find, an 
ſich nicht8 zurüd. Die Reichs— 
verfaflung hat die Frage pofitin 
nicht entichieden, hätte fie dag, 
jo hätte es der Vorlage nicht 
bedurft, indeß, je länger man 
Gelegenheit hatte, ſich die praf- 
tiiche Entwidlung der Frage zu 
vergegenmwärtigen, um fo mehr 
it man zu der Ueberzeugung 
gekommen, daß ed Die ganz 
nothwendige Confequenz der 
Reichöverfaffung iſt, daß die 
Audftattung der einzelnen 
an daß Reich übergegan: 
genen Verwaltungen au 
mit diefen Verwaltungen 


15 
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Dagegen wurde von anderer Seite behauptet: es ſei 
nicht allein die Conſequenz des Gedankens der Verfaſſung, 
daß das Eigenthum an jenem Apparate dem Geſammtſtaate 
übertragen werden müſſe, jondern mit dem Hoheitsrecht ſei 
der gefammte Apparat an Mobilien und Jmmobilien ipso 
jure auf das Reich übergegangen. Wenn man died in einem 
Geſetze noch pofitiv zum Augdrud zu bringen für nöthig 
finde, fo möge ein ſolches Geſetz declaratorifch von Werth 
fein, aber eine juriftifch conftitutive Wirkung komme ihm 





nicht zu.® 


in dad Eigenthum des 
Reichs übergegangen ijt.“ 

Yerner Motive ©. 18. "Aus 
früherer Zeit Sten. Ber. d. 
Neichötaged 1867, 244; 1868, 
809, 814, 341, 512. Poſitiv 
anerkannt tft Die in der erjten 
Delbrüd’ichen Neußerung ent: 
baltene Anficht in der heſſiſchen 
Mil.-Conv. a. 20 und der badi- 
Ihen Mil.-Conv. a. 11. 

6 Diefe Anficht vertrat im 
Reichsſtage bejonderd der Abg. 
Miguel: „Wenn nun damals 
es unbeftritten gewejen ift, wenn 
namentlid) weder von einem 
Bundesftaate, noch vom Neichd- 
fanzleramt, noch von der Reichs: 
regierung beftritten worden it, 
daß der Uebergang des Eigen— 
thums an dem Mobiliarver: 
mögen mit den SHoheitörechten 
ipso facto durch die Konftitui- 
rung des Reichs, durch die 
Bildung dieſer Gemeinſchaft, 
unmittelbar ſtattgefunden habe, 
ſo liegt darin nach meiner Mei— 


nung von ſelbſt auch die Be— 
jahung der Frage, die nun hier 
durch ein Geſetz klar geſtellt 
werden ſoll, nämlich, daß es 
mit dem Immobiliareigenthum 
ebenſo gehalten werden muß. 
Diejenigen Gegenſtände, wel- 
he die alleinige Zweckbeſtim— 
mung baben, der Berwaltung 
eined beftimmten Hoheitörechtes 
zu dienen, folgen von jelbjt Dem 
Verwalter dieſes Hoheitörechtes. 
Und wenn nun die Einzelftaaten, 
die Poſtverwaltung, die Militär: 
verwaltung, die Vertretung der 
auswärtigen Angelegenheiten auf 
das Reich übertragen haben, jo 
gingen von jelbft durch die Bil- 
dung diefer Gemeinſchaft die in 
den Einzelitaaten bisher diejen 
Berwaltungen dienenden Mobi- 
liargegenjtände in das igen- 
tbum des Reichs über. er 
dieſen Gag nicht beftreitet, 
muß ihn nothwendig ebenio 
zugeben auch für das Immo— 
biliareigentfum. Wenn wir 
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Beide Anjchauungen find unhaltbar. Welcher juriftifche 
Grund dazu berechtigen follte, für Mobilien Eigenthums- 
übergang an dad Reich, für Immobilien nur ein Nugungs- 
recht anzunehmen, iſt nicht erfindlich.” Andrerfeits ift auch 
die Behauptung, daß der gefammte Apparat mit dem Hos 
beitörecht ipso jure übergegangen ſei Mangels jeder pofitiven 
gefeglichen Bafis unhaltbar. „Wenn die Gegenftände, die 
zur Ausübung des betreffenden Hoheitsrechtes dienen, nicht 
augdrüdlich mit abgetreten find, jo bleiben fie demjenigen, 
der fie hatte.“ ® 

Diefer Differenz der Anfchauungen hat dag ©. v. 25. Mai 
1873 in $.1 ein Ende gemacht, inden e3 an allen Mobi- 
bien und Immobilien, welche dem Ddienjtlichen Gebrauch 
einer verfaſſungsmäßig aus Reichsmitteln zu unterhaltenden 
Berwaltung dienen, das Eigenthbumsreht an dad Reich 
übertrug.” Das Eigenthumsrecht des Reiches wurde jomit 
erft durch diefes Gefeg begründet, jedoch mit der Maßgabe, 


tunc angenommen.”  (Sten. 


alfo bier ein Geſetz machen, 
Ber. 374). Vgl. auh 8. 1 


wonach feitgejtellt werden jo, 


eö jolle auch dad Immobiliar- 
eigentbum ald auf das Reid) 
übergegangen angefehen werden, 
jo verfügen wir nicht heute 
durh das Geſetz über das 
Eigentum, jondern wir de— 
£lariren nur, daß bereits fraft 
der Neichöverfaflung, kraft der 
Bildung einer jolhen Gemein» 
Ichaft, diefer Uebergang jtattge- 
funden habe. Deswegen hat 
die Kommilfion auch den Ueber- 
gang des Eigenthums ex nunc 
entjchieden abgelehnt und Den 
Mebergang des Eigenthbumd ex 


des Reggs.⸗-Entw. welcher lau- 
tete: „mit den DBerwaltungen 
find dad Eigenthum — — 
übergegangen.“ Dazu Motive 
©. 18. 


L Ebenſo Seydel 230. La⸗ 
band III 2, 2181. 


s Abg. Windthorſt im 
Reichſtage (Sten. Ber. 375). 
Ebenſo Seydel 233, Laband 


423 III 2, 218. 

.?®.v. 25. Mai 1873 8. 11, 
dazu die fperiele Ausführung 
von Laband III 2, 222 ff. 


15* 
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mit welcher fie zu den Matrifularbeiträgen herans 
gezogen werden, zu liberweifen.“® 

Ueber das ftaatSrechtliche Verhältniß dieſes $. 8 zu den 
a. 38 und 70 der RB. haben im Reichstag hochintereffante 
Debatten jtattgefunden.? 

Unzweifelhaft ändert 8. 8 fowohl den a. 38 als den a. 70 
der Berfaffung ab:!0 nad) der Verfaflung fließt der gefammte 
Ertrag der Zölle in die Reichscaffe, nach dem Tarifgeſetz 
nur der Betrag von 130 Millionen Mark. Zwar erheben die 
Einzelftaaten den, diefe Summe überfteigenden Betrag auch jegt 
nicht für fich direct,!! ſondern müſſen auch diefen formell an die 
Reichscaſſe abführen, er-hat aber für die ReichScafje nur rechne- 
rifche Bedeutung und fließt Fraft Geſetzes an die Einzeljtaaten 
zurüd. Während nad) der Berfaflung alle Zolleinnahmen der 
Reichscaſſe zum Zwecke der Beftreitung der Reichsausgaben 


° Bol. dazu au) G. v. 1. Zuli 
1881 (RGB. 185) 8.32, welcher 
juriftijch den nämlichen Gedanten 
repräſentirt, |. unten $. 32, VI. 

’» Man vgl. die, Die Be— 
rathung ded neuen Zolltarifed 
einleitende Nede des Yüriten 
Bismard, aus weldyer oben 
die bier einichlagenden Haupt» 
jtellen mitgetheilt wurden. Sten. 
Ber. 1879, 927 ff., ferner die 
Rede des Miniſters Hobredht, 
a. a. O. 964 ff., weiter die 
GSpecialberathung über den 8. 8, 
Sten. Ber 2177 ff. 

1 Dies führte im Reichstag 
bejonderd der Abg. v. Bennig- 
jen (Sten. Ber. 1879, 2180 ff.) 
aus. Daß 8. Seine Berfafjungd- 
änderung enthalte, erklärten 


ferner Befeler, Boretiug; 
dagegen jprachen fich aus Fürft 
Bismard, Völk, Gneiſt, 
Hölder, Hänel. Dazu jetzt 
Laband, St. R. III, 2. 333: 
„durch die erwähnten Geſetze 
ſind dieſe Grundſätze der Reichs⸗ 
verfafjung durchbrochen worden.” 

1 Unrichtig Abg. Lasker 
a. a. O. 2202: „von nun an 
erheben die Einzelftaaten dieſe 
Gelder nicht blos (?!) als Be- 
auftragte des Reiches, ſondern 
zugleich (21) mit dem Recht 
zurüdzubehalten, was 130 Mil. 
ME. überfteigt“ und an anderer 
Stelle fie „erwerben bad Eigen- 
thum für ſich und nicht für das 
Reich.“ 
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überwiefen werden müffen, tft dies jegt nur mehr bezüg- 
ih des Betrages von 130 Mil. Mark der Fall; auf den 
Mehrbetrag haben die Einzelftaaten gefeglichen Anſpruch und 
das Geſetz jchreibt Feineswegs vor, daß gerade aus diejem 
Mehrertrag die Meatritularbeiträge bezahlt werden müjfen 
und noch weniger, daß die Reichscaſſe jofort aus dem Mehr- 
betrag die Matrifularbeiträge der Einzelftaaten abziehen dürfe 
und nur den dann noch verbleibenden Reit herauszugeben 
habe. 12 

An Stelle der verfaſſungsmäßigen Vorſchriften find jett 
vielmehr folgende Rechtsſätze getreten: 

1. Der Ertrag der Zölle und der Tabadsfteuer 
fliegt mit 130 Millionen Mark in die Reihscaffe, 
der Mehrbetrag muß an die Einzelftaaten hinaus 
bezahlt werden; 

2. joweit die dem Reihe nah Maßgabe der Ver— 
faffung, bezw. des Zarifgefeges übermwiefenen 
Einnahmen nicht zureichen, find Matrikularbei- 
träge zu erheben.'3 


12 So Laband III 2,334 f. 
„Das Reichsſchatzamt berechnet 
nah dem Gelammterträgnik 
diefer Steuern diejenigen Sum— 
men, welde den einzelnen 
Bundesjtaaten zu überweifen find 
und zieht hievon wieder den auf 
die betreffenden Staaten fallen: 
den Matrikularbeitrag ab. Nach 
dem Nefultat diefer Hin- und 
Her⸗Rechnung ergibt ſich, welche 
Beträge der Einzelitaat an die 
Neichäcafle zu zahlen oder aus 
ihr zu empfangen bat.” 

13 Dies ift dad juriftifche 


Verhältniß, wie es ſich aus den 
vorhandenen Geſetzesbeſtimmun⸗ 
gen ergibt. Allerdings erklärte 
auch Fuͤrft Bismard (2193 ff.): 
„Es ift Alles auf dem Wege der 
Abrehnung gemacht worden. 
Dieſer felbe Weg der Abrech- 
nung fol auch ferner beichritten 
werden bei Annahme des 
Frandenftein’ichen Antrages. Die 
eventuelle Heberweifung zunächſt 
an die Neichöcafie wird ver- 
faffungsmäßig nach a. 88 ftatt- 
finden. Bon da wird nad dem 
Tert des Trandenftein’schen An- 
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Zunächſt fragt fich, iſt die oben nachgewieſene Verfaſſungs⸗ 
änderung überhaupt in Rechtskraft getreten, da dieſelbe lediglich 
durch einfaches Geſetz erfolgte. Dieſe Frage iſt, wie früher aus⸗ 
geführt,“ zu bejahen;'5 die Verfaſſung ſchreibt für Verfaſſungs⸗ 
änderungsgeſetze keine beſtimmte äußere Form vor und that— 
ſächlich iſt eine ſolche auch niemals beobachtet worden. An 
der Giltigkeit der die Verfaſſung abändernden Beſtimmung 
des Tarifgeſetzes beſteht ſomit, da dieſelbe unzweifelhaft nach 
Maßgabe von RV. a. 781 zu Stande kam, ein juriſtiſch 
begründeter Zweifel nicht; damit iſt dieſe Beſtimmung 
aber ſelbſt Beſtandtheil der Verfaſſung geworden 
und könnte nur nach Maßgabe der für Verfaſſungs— 
änderungen geltenden Vorſchriften wieder abge— 


ändert werden.6 


Von einer blos „rechneriſchen“ Bedeutung des 


trages eine Ueberweiſung an die 
einzelnen Staaten aus der Reichs⸗ 
caſſe ſtattfinden. Das Reich wird 
alſo vermöge eines Geſetzes, 
welches es ſich ſelbſt gibt, eine 
ſtändige Ausgabe in ſeinem Bud— 
get aufzunehmen haben, deren 
Betrag den einzelnen Staaten 
zur freien Verwendung zu— 
fließt. Es bedarf daher auch 
nicht der a. 70 der Berfaffung 
einer Aenderung, welcher ver: 
langt, daß zunächſt die Ueber- 
Ihüffe zur Verwendung kommen 
jollen, da die Ueberſchüſſe fich 
erft dann ergeben, wenn alle 
Audgaben beitritten find und 
wenn Das Reich fich eine Aus- 
gabe gejeglich auferlegt, mag fie 
für dad germaniſche Mujeum, 


mag fie für die Geſammtheit der 
Einzeljtaaten votirt werden, fo 
muß immer diefe Ausgabe erit 
geleiftet werden, ehe Ueberſchüſſe 
entjtehen fönnen. Wir haben 
alſo unfererfeitd die Reichsver— 
faſſung in allen ihren Artikeln 
für uns und die Verlegung, die 
in der Preſſe vielfach behauptet 
wird — ich weiß nicht, ob auch 
heute in den Reden — beitreiten 
wir und gewärtigen den Beweis, 
der bisher nicht vorliegt.” 

468.16. 124. 

15 Berneint wurde diefelbe im 
Reichdtag in ausführlicher De- 
Duction durch den Abg. Befeler. 
2189 ff. 

1 S. oben B. J. a. a. O. 
A. A. die ſämmtlichen Redner 
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8. 3 de3 Tarifgeſetzes Tann fomit ſtaatsrechtlich 
nicht die Rede fein,!? derfelbe ändert zwei hoch— 
wichtige Artifel der Verfaſſung ab und erhebt die 
bei Aufridtung der Berfaffung nur als „Noth— 
behelf angenommene Snftitution der Matrifulars 
beiträge zu einem integrirenden Beftandtheil des 
Neihsfinanziygftemes."!! Daß andererjeit3 durch jenen 
8. 8, bezw. den neuen Zolltarif die Matrifularbeiträge info- 
fern befeitigt werden, als das Reich den Einzelftaaten die 
zur Bezahlung derfelben nöthigen Summen liefert; daß 
weiterhin jener $. 8 der Neichseinheit infofern dient, als 
durch denjelben, bezw. durch das Zolltarifgeſetz überhaupt, 
dag Finanzweſen von Reich und Einzelftaaten zu einer that- 
ſächlich und juriftifch fchwerlich mehr zu fondernden Einheit 
verbunden mwird,!? ift nicht in Abrede zu ftellen und fo 
dürfte der viel umftrittene Antrag Frandenftein auf die Dauer 
gerade das Gegentheil von dem bewirken, was die Abficht 
des Antragfteller® war, die Beftimmung ſcheint äußerlich 
betrachtet füderaliftifch oder partifulariftifch und wird rein 
centraliftifch wirken.20 


im Reichötag, die überhaupt eine 
Berfafjungsänderung annahınen 
fo v.Bennigjen 2185, u. bejon- 
ders Bejelera.a. O 

Ty Treitſchke a a. O. 
2355 bezeichnet Die Frage ale 
„eine jener juriſtiſchen Spitz⸗ 
findigfeiten, welche nad) Deutjcher 
Unfitte in unferem SBarlamenta- 
rismus eine nur zu verhängniß- 
volle Rolle geipielt haben, eine 
Spipfindigfeit feiner, unfindbarer 
noch ald die GStreitfragen der 
preußijchen Conflictözeit dereinft 
waren.” Damit ift die ftaatd- 


rechtlihe Bedeutung des $. 8 
doch wohl allzu ſehr auf die 
leichte Achjel genommen. 

is Richtig v. Bennigjen 
a. a. ©. 2182. 

19 Diefen (allerdings nicht 
unmittelbar ſtaats rechtlichen) 
Geſichtspunkt betonte ſehr richtig 
der Abg. Lasker a. a.O. 2205. 
Daß der Abg. v. Bennigſen 
dieſen Geſichtspunkt ganz unge: 
würdigt ließ, war jedenfalls ein 
ſehr großer Fehler. 

20 Ueber die budgetrechtliche 
Bedeutung des $. 8 f. unten 
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V. Daß Reich als juriftifhe Perfon des öffent 
lichen Rechtes ift auch Privatrehtsfubject: Reichs, 
fi8cu3.2! 

Die Verfaſſung ſpricht nicht vom Reichsfiscus, ſondern 
nur von der „Reichscaſſe“, von gemeinſchaftlichen Einnahmen 
und Ausgaben, was im Zuſammenhang mit den aufrecht 
erhaltenen Matrikularbeiträgen zur Annahme der Staats⸗ 
form des Staatenbundes für das deutſche Reich verleiten 
könnte, denn der Staatenbund hat feinen ſelbſtändigen Fiscus 
und kann begrifflich keinen ſolchen haben. Daß das Reich 
aber dieſe Staatsform nicht hat, wurde früher nachgewieſen.“ 
Aus der dem Reich zulommenden Staat3form des 
Bundesſtaates ergibt ſich mit logischer Nothwendig— 
feit das Vorhandenſein eines Reichsfiscus in Be- 
ziehung auf diejenigen civilrechtlichen Verbind— 
lichkeiten, welche aus der Verwaltung von Reichs— 
behörden oder von Landesbehörden im Auftrage 
des Reiches entftehen.?? Die Reichsgeſetzgebung hat dies 
nur zögernd anerkannt, zuerſt in dem G. v. 4. Juli 1868 
(BGB. 433), welches in 8. 1 von „Bundeseigenthum“ ſpricht 
und damit doch auch einen Bundesfiscus vorausſetzt, ſodann 
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8. 34, ferner insbeſondere La⸗ 
band StR. III 2, 3351, 375. 

2! Qaband III 8. 107; v. 
Rönne II1$.71. Mandry der 
civilrechtliche Inhalt der Reichs⸗ 
F (2. A.) 88. 144, 201. 

ernburg Preuß. Privatrecht 

Schulze, D. SR. 

im: ber Reichsfiscus „war von 
jelbft gegeben.” Weber den Zu—⸗ 
ftand vor dem ©. v. 25. Mai 


1873, |. Seydel a. a. D. 227. 
Caband bei Hirth 408 ff. Daß 
dad Reich allein für Reichsſchul⸗ 
den haftet, iſt übrigens nicht ein 
Grund für die ſelbſtändige 
vermögensrechtliche Perſönlich— 
keit des Reiches Caband 410), 
ſon dern eine Felge derſelben. 
I 


2 Caband | III 2, 19. 
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weiter in dem ©. v. 1. Juni 1870 (BGB. 312) 8.2? die 
Abgaben von der Flößerei betreffend. * Erſt durch das hochwich⸗ 
tige ©. v. 25. Mai 1873 (RGB. 113) wurde die Frage defi- 
nitiv außer Zweifel geftellt. Der Reichsfiscus 9 tft auch hin- 
fichtlih des Gerichtsftandes jegt unter einheitliches Recht 
gebracht, „der allgemeine Gerichtäftand des Fiscus wird durch 
den Sit der Behörde beftimmt, welche berufen ift, den Fiscus 
m dem Nechtöftreite zu vertreten" (CPO. 8. 20)%, Im 
übrigen dagegen gelten binfichtlich der Privilegien des Reichs⸗ 
fiscus Diejenigen Beitimmungen, welche in den einzelnen 
Staaten für den Landesfiscus an dem betreffenden Amäisſitze 
gelten, insbeſondere hinfichtlih der Befreiung von Steuern 
und fonftigen dinglihen Laften??, eine Incongruenz, welder 
erft das deutſche Civilgeſetzbuch ein Ende bereiten wird; big 
dahin aber ergreifen etwaige Abänderungen des Landesrechtes 
binfichtlich der Rechtöverhältniffe des Fiscus ohne weiteres 
auch den Reichsfiscus. 

VI. Das Caſſenweſen des Reiches? concentrirt fi in 


24 Laband bei Hirth 411. 
Seydel 228. 

25 Ueber die Kinheitlichkeit 
des Reichsfiscus als jelbitver- 
ftändliche Conſequenz der Ein- 
heit ded Staatöbegriffes, }. La- 
band III 2, 192. 

26 Dadurch iſt 8. 1, Abi. 3 
des ©. v. 25. Mai 1873 erſetzt. 

77 Bol. die fpeciele Anwen⸗ 
dung dieſes Grundſatzes in ©. 
v. 25. Mai 1873, 8. 1, Abi. 2; 
diefer 2. Abſatz bezieht ſich auf 
dad gejammte Reichseigenthum 
im Gegenſatz zu dem jonjtigen 
Inhalt des Geſetzes, welches nur 
Die aus dem Land es eigenthum 


in das Reichseigenthum über: 
gegangenen Gegenſtände betrifft. 
Laband III 2,196 bei Hirth 
411; Seydel 236 ff. Val. über 
die Interpretation des cit. $ 1? 


auch v. Rönne II 1, 69. Die 


prozefjualiichen Worrechte, |. bei 
Laband III 2,198. Die Steuer: 
freiheit der Reichsbank folgt übri- 
gend nicht aud dem allgemeinen 

rincip der Steuerfreiheit des 
Reichsfiscus. 

23 Bol. den anonymen Artikel 
„Staatökaffenverwaltung” in v. 
Holgendorff3 RLex. III 751. 
Handbuch f. d. deutihe Neich 
1882, ©. 156, 287. 
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der NReihshauptcaffe, früher Generalcaſſe des nord» 
deutfchen Bundes, welche vom Reichsſchatzamt refjortirt.* 

Nach dem Banfgefeg muß die Reichsbank alle Zahlungen 
de3 Reiches annehmen und ebenjo ſolche bis auf Höhe des 
Reichsguthabens leiſten.) Demgemäß wurde beftimmt, daß 
die Reichsbankhauptcaſſe als Reichshauptcaſſe zu fungiren 
habe und alle Zahlungen für das Reich an diefe Caſſe zu 
zahlen feien. Die Reichsbankhauptcaſſe hat jedoch im ihrer 
Eigenfchaft als Reichshauptcaſſe felbftändige Buchführung zu 
pflegen und wurde zu diefem Zwecke mit einer befonderen 
Gefchäftsabtheilung ausgeftattet. Alle amtlichen Ausfertigungen 
der Reichshauptcaſſe müſſen die Unterfchrift des Vorſtehers 
diefer Gejchäftsabtheilung oder feines geordneten Vertreters 
und die Unterjchrift eines derfelben angehörigen Buchhalter 
tragen, Quittungen überdies noch außerdem des betreffenden 
Caffirer3.31 

Mit den Einzeljtaaten findet monatliche Abrechnung ftatt. *? 


8. 32. 
Ale rinzelnen Sinanzguellen des Reiches, 


I. Das Reichsvermögen.! 

Das Deutjche Reich erfreute fi nad feiner Gründung 
nicht eined großen Domanialvermögend, wie dies bei den 
meiften der alten Staaten der Fal if. Trotzdem tft der- 
malen bereit3 das Reich Eigenthümer eines fehr bedeutenden 


3 V. d. BR. v. 21. Sanuar 1 V. d. RK. v. 29. Dec. 1875 
1868 (BGB. 1), d. RE. v. | (EBL. 821). 
1. Zuni 1871 (RGB. 126). 32 Pol. den angef. Artikel in 
3 BankG. $. 22. Bantet. | v. Holkendorffs Kfer. III 752. 


$s.11. ©. oben $. 29. ©. 108. I Qaband III 2 8. 108. 
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Bermögenscompleres, defien einzelne Beitandtheile theilweiſe 
zu unmittelbarer Benugung theilmeife durch ihre Erträgnifie 
zur Dedung der finanziellen Bedürfniffe des Reiches dienen. 
Man kann vollöwirtbichaftlich nach dieſen beiden Geſichts⸗ 
punkten das Staatvermögen einteilen in Verwaltungs— 
und Finanzvermögen, ftaatSrechtlih dürfte jedoch dieſer 
Unterfcheidung eine erhebliche Bedeutung nicht zufommen.? 

Die einzelnen Beftandtheile des Reichsvermögens find: 

1. diejenigen Mobilien und Immobilien, melde 
feit Aufridtung des norddeutfhen Bundes zur Er— 
füllung der Staatszwede des Gejfammtftaates 
angefhafft mwurden;? bei der Umwandlung des norddeut- 
Then Bundes in das Deutſche Reich wurde der Vebergang 
aller von der norddeutichen Bundesregierung bejchafften Mo⸗ 
bilien und Immobilien auf das Reich als jelbitverftändlich 
angenommen; 

2. diejenigen Mobilienund Immobilien, welche 
außerdem „dem dienftlihen Gebrauche einer ver- 
faffungsmäßig aus Reih8mitteln zu unterhalten= 
den Verwaltung dienen.“ 

Diefer Rechtsſatz fand definitive Anerkennung durd) das 
wichtige &. v. 25. Mai 1873 (RGB. 113), „zur näheren 
Feitftelung der Nechtsverhältniffe rüdjichtlich derjenigen Ge— 
genftände, welche zum dienftlichen Gebrauche einer verfaſſungs⸗ 
mäßig aus ReichSmitteln zu unterhaltenden Verwaltung be- 


YA A. Laband bei Hirth 
412 und SIR. III 2, 201, der 
annimmt, daß beide Kategorien 
„ſowohl in jtaatörechtlicher als 
finanzwifjenichaftliher Hinficht 
von ganz verfchiedenen Regeln 
beherriht werben.” Ebenſo 


Meyer 8. 203. Schulze, ©. 
StR. 578. 

3 Bol. z. B. ©. v. 14. Juni 
1873 CR, 138), v. 23. Mai 
1877 (RGB. 500), v. 8. März 
1878 (RGB. 6), v. 15. Mai 
1879 (RGB. 139) u. a. m. 
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ftimmt find“, welches den Anlaß zu hochintereffanten Debatten 
im Reichstage bot.* 

Dur die Aufrihtung des Geſammtſtaates waren eine 
Reihe von Berwaltungszweigen an die Gentralgewalt ütber- 
wiefen worden, welche mit einem fehr umfafjenden Apparate 
an Mobilien und Immobilien ausgeftattet waren, fo das 
Auswärtige, Poft und Zelegraphie, Militär und Marine. 
Diefer gefanımte Apparat, welcher biß dahin den Einzel: 
ftaaten zu Eigenthum gehört hatte, wurde thatjächlich zugleich 
mit den betreffenden Verwaltungszweigen vom Gefammt- 
ftaate übernommen. Das civilrechtliche Verhältniß dieſer 
Vermögensſtücke aber bot in Theorie und Praris die größten 
Schiwierigfeiten, da weder die Verfaflung noch die Special- 
gejeggebung des Reiches bis zum 25. Mai 1873 eine Baſis 
zu deſſen Feftitellung lieferte. 

Die verbündeten Regierungen nahmen laut wiederholt 
abgegebener officieller Erklärung an: die Mobilien jeien in 
das Eigenthum, die Immobilien dagegen nur in dauernde 
und unfündbare Nutzung des Reiches übergegangen, wäh 
rend das Eigenthum an legteren den Einzelftaaten ver: 
blieben fet.® 


* Sten. Ber. 25 ff., 355 ff., 
491. Anlagen Nr. 6 (Motive). 
Nr. 51 (Commiſſionsbericht) 
Nr. 53, Nr.58. Vgl. dazu 
Seybel a.a.D. 331 f.; ferner 
Laband 422 ff. (aus ber Zeit 
vor Erlaß des Geſetzes) jetzt 
StR. III 2, 220 ff 

5 Bol. bie Yeuperungen des 
Mine Delbrück im Reichs— 
tage Sten. Ber. 1873 22: 

„Die Bunded- und KReichd- 


verfafjung hat dem Bunde und 
Reiche eine Reihe wichtiger 
Bermaltungdzweige übertragen, 
der Bund und das Reich wur: 
den in Beziehung auf die Auß- 
übung dieſer Verwaltung der 
Univerfaljuccefjor der einzelnen 
Bundesftaaten. Es hat dar- 
über niemals ein Zweifel 
beitanden, daß, indem die 
einzelnen Bundesſtaaten 
dieſe Verwaltung an das 
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Reich abtraten, fie dem 
Reiche auch überlajjen 
hatten, diejenigen beweg— 
lichen und unbeweglichen 
Gegenſtände, welche ſich 
bisher im Beſitz der ein— 
zelnen Staaten befanden 
und nunmehr den an den 
Bund oder das Reid über- 
gegangenenQVermwaltungen 
zum Zwed diefer Berwal- 
tung zufielen Es bat, 
wie gejagt, darüber ein Zweifel 
nicht beitanden, und es konnte 
ein Zweifel nicht beitehen, denn 
ed wäre geradezu widerjinnig 
gewefen die Verwaltung an Die 
Gemeinſchaft abzutreten ohne 
den Apparat, der zur Führung 
dDiefer Verwaltung nöthig ift. 
Es ergab ſich nun ald noth- 
wendige Konfequenz aus der 
Berfaffung ſelbſt unter den 
Bundesregierungen ded Nord- 
deutfchen Bundes jehr bald ein 
Einverftändniß darüber, daß die 
beweglichen Gegenſtände, wel: 
che in der bezeichneten Weile 
an den Bund übergegangen 
waren, in der That audy in das 
Eigentbum ded Bundes 
übergegangen ſeien“ — — — 
„Sebr viel fchwieriger war die 
Frage, wie ed mit den Immo— 
bilien, mit den Grundſtücken 
ftehe, welche von den DBerwal- 
tungen der einzelnen Gtaaten 
in den Befiß des Reichs über: 
gegangen waren. Es waren, 
und ich bin felbft in der Lage 
gewejen, dieſe Auffaflung in 
Zorn, Staatsrecht II. 
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dem Norddeutjchen Reichötage 
wiederholt auszuſprechen, es 
waren Bedenken aus der Reichs⸗ 
verfaſſung ohne weiteres die 
Konſequenz herzuleiten, daß dieſe 
unbeweglichen Gegenſtände, die 
ihrer Natur nach dem Verbrauche 
nicht unterliegen, ohne weiteres 
in das Eigenthum des Reiches 
übergegangen jeien und fo lange 
folde Bedenken obwalten, lag 
es in der Natur der Sache, 
daß man von dem Beftehenden 
ausging, aljo zunächſt das Eigen- 
tbum der einzelnen Bundes» 
itaaten an diefen Gegenftänden 
als fortvauernd vorausſetzte.“ 
Damit läßt ſich übrigens die 
unmittelbar folgende Aeußerung 
Delbrücks ſchwerlich in Ein— 
klang bringen, in welcher er 
jagt: „Die verbündeten Regierun⸗ 
gen nehmen in dieſer Vorlage 
von der Auffaſſung, von der ſie 
früher ausgegangen ſind, an 
ſich nichts zurück. Die Reichs— 
verfaſſung hat die Frage poſitiv 
nicht entſchieden, hätte ſie das, 
ſo hätte es der Vorlage nicht 
bedurft, indeß, je länger man 
Gelegenheit hatte, ficy die praf- 
tiſche Entwidlung der Frage zu 
vergegenmwärtigen, um jo mehr 
it man gu der Weberzeugung 
gefommen, daß ed Die ganz 
nothwendige onfequenz der 
Reichsverfaſſung ift, Daß Die 
Außdftattung der einzelnen 
an dad Reich übergegan- 
genen Berwaltungen aud 
mit dieſen Bermwaltungen 


15 
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Dagegen wurde von anderer Seite behauptet: es fei 
nicht allein die Confequenz des Gedankens der Berfaflung, 
daß das Eigenthum an jenem Apparate dem Gejammtftaate 
übertragen werden müſſe, fondern mit dem Hoheitsrecht ſei 
der gefammte Apparat an Mobilien und Immobilien ipso 
jure auf das Reich übergegangen. Wenn man died in einem 
Gefege noch pofitio zum Ausdrud zu bringen für nöthig 
finde, fo möge ein ſolches Geſetz declaratorifch von Werth 
fein, aber eine juriſtiſch conftitutive Wirkung komme ihm 


nicht zu. ® 


in dad Eigenthum des 
Reichs übergegangen fjt.” 

Yerner Motive ©. 18. Aus 
früherer Zeit Sten. Ber. d. 
Neichötages 1867, 244; 1868, 
309, 314, 341, 512. Bojitiv 
anerkannt iſt die in der erjten 
Delbrüd’ichen Neußerung ent- 
haltene Anſicht in der hejjiichen 
Mil.-Conv. a. 20 und der badi- 
ſchen Mil.-Conv. a. 11. 

6 Diefe Anficht vertrat im 
Neichötage bejonderd der Abg. 
Miguel: „Wenn nun damald 
ed unbeftritten gewejen ijt, wenn 
namentlih weder von einem 
Bundesitaate, noch vom Reichs— 
fanzleramt, noch von der Reiche: 
regierung beftritten worden ift, 
dab der Uebergang des Eigen— 
thums an dem Mobiliarver: 
mögen mit den SHoheitörechten 
ipso facto durd die Konſtitui— 
rung des Reichs, Durch Die 
Bildung diefer Gemeinjchaft, 
unmittelbar ftattgefunden habe, 
fo liegt darin nady meiner Mei- 


nung von jelbft auch die Be— 
jahung der Frage, die nun bier 
durh ein Geje Klar geitellt 
werden foll, nämlich, daß es 
mit dem Qmmobiliareigenthbum 
ebenfo gehalten werden muß. 
Diejenigen Gegenftände, wel- 
che die alleinige Zweckbeſtim— 
mung haben, der Verwaltung 
eines bejtimmten Hoheitörechtes 
zu dienen, folgen von jelbjt Dem 
Verwalter dieſes Hoheitörechtes. 
Und wenn nun die Einzelſtaaten, 
die Poſtverwaltung, die Militär- 
verwaltung, Die Vertretung der 
auswärtigen Angelegenheiten auf 
das Reich übertragen haben, jo 
gingen von jelbit durch die Bil« 
dung diejer Gemeinſchaft Die in 
den Einzelitaaten biöher diejen 
Berwaltungen dienenden Mobi- 
liargegenftände in das Eigen- 
thum des Reichs über. er 
dieſen Satz nicht beſtreitet, 
muß ihn nothwendig ebenſo 
zugeben auch für das Immo— 
biliareigenthum. Wenn wir 
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Beide Anfchauungen find unhaltbar. Welcher juriftifche 
Grund dazu berechtigen follte, für Mobilien Eigenthums» 
übergang an das Weich, für Immobilien nur ein Nugungs- 
recht anzunehmen, ift nicht erfindlich.” Andrerfeits ift auch 
die Behauptung, daß der gefammte Apparat mit dem Hos 
beitörecht ipso jure fibergegangen ſei Mangels jeder pofitiven 
gejeglichen Bafis unhaltbar. „Wenn die Gegenftände, die 
zur Ausübung des betreffenden Hoheitsrechtes dienen, nicht 
augdrüdlich mit abgetreten find, fo bleiben fie demjenigen, 
der fie hatte, “® 

Diefer Differenz der Anfchauungen hat dag ©. v. 25. Mai 
1873 in $.1 ein Ende gemacht, indem e3 an allen Mobi- 
lien und Immobilien, welche dem dienftlihen Gebrauch 
einer verfafjungsmäßig aus ReichSmitteln zu unterhaltenden 
Berwaltung dienen, da3 Eigenthbumsreht an das Reich 
übertrug? Das Eigenthumsrecht des Reiches wurde jomit 
erft durch dieſes Gefeg begründet, jedoch mit der Maßgabe, 


tunc angenonımen.”  (Sten. 


alfo bier ein Geſetz machen, 
Ber. 374), Vgl. auch 8. 1 


wonach fejtgeftellt werden joll, 


eö folle auch dad Immobiliar—⸗ 
eigenthum als auf das Neid) 
übergegangen angejehen werden, 
fo verfügen wir nit heute 
dur dad Geſetz über das 
Eigenthum, fondern wir de— 
£lariren nur, daß bereits fraft 
der Reichsverfafſung, kraft der 
Bildung einer ſolchen Gemein- 
ſchaft, dieſer Mebergang jtattge- 
funden habe. Dedwegen hat 
die Kommiffion auch den Meber- 
gang des Eigenthums ex nunc 
entjchieden abgelehnt und ben 
Uebergang des Eigenthums ex 


des Reggs.⸗Entw. welcher lau- 
tete: „mit den Verwaltungen 
find dad Eigenthum — — 
übergegangen.” Dazu Diotive 
S. 18 


Ebenſo Seydel 230. La— 
band III 2, 2181. 


s Abg. Windthorjt im 
Reichötnge (Sten. Ber. 375). 
Ebenio Seydel 233, Laband 


423 III 2, 218. 

.?’6®.v. 25. Mai 1873 S.11, 
dazu die fpeciele Ausführung 
von Laband III 2, 222 ff. 
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daß daflelbe als von dem Zeitpunkt des Weberganges des 
betreffenden Berwaltungszmeige® an beftehend angenommen 
werden folle.10 Ebenfo „fonftige dingliche Rechte." Eigenthum 
und fonftige dingliche Rechte find tibergegangen nach Maßgabe 
der bisher dem Einzelftaate zufommenden Rechte und Pflichten!!, 
ingbejondere werden durch den Eigenthumsübergang an das 
Neich die Nechte Dritter, ſpeciell der Staatögläubiger nicht 
berührt, daS Reich wird bezüglich der Wahrung diefer Rechte 
dem Landesrecht unterworfen. '? 

Sollte in der Zukunft ein neuer VBerwaltungszmweig vom 
Reiche übernommen werden, fo geht der gefammte Apparat 
ipso jure mit auf das Weich über. '3 

Der Grundfag des 8. 1 erfährt jedoch mehrere Modi- 
ficationen: 

a) eine Weihe fpeciell aufgeführter Kategorieen von hieher 
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ı° Der Commiſſionsbericht 
jagt über die Frage: „Bei fol- 
cher Uebereinſtimmung einigte 


das Meich ber Zeitpunft des 
Mebergangd in eine NReichöver- 
waltung anzuſehen ſei.“ Dem: 


man fi auch in Betreff der 
Faffung der im $.1 des Ent- 
wurfs ausgeſprochenen Regel 
dahin, daß einerſeits die Feſt— 
Stellung der Thatjache eines 
bereitd ftattgefundenen Eigen- 
thums-Ueberganges zu vermei— 
den, dagegen andrerſeits um ein 
klares Recht ohne Unterſcheidung 
von Vergangenheit und Zukunft 
feſtzuſtellen, unter Vorbehalt 
der Ausſchließung aller prafti- 
ſchen Folgen für bereits einge: 
tretene Hechtöverhältnifi ie, der 
Sat auszuſprechen fei, daß ale 
Zeitpunkt des Heberganges auf 


gemäß lautet das Geſetz: „der 
geitpunft des nebergangs 
dieſer Gegenſtände in eine 
ſolche Verwaltung iſt als 
Zeitpunkt des Uebergangs 
der Rechte auf das Reich 
anzuſehen.“ Vgl. über dieſe 
unklare Formulirung Laband 
III 2, 225. 

1 9.9.25. Mai 1873 8.123 

12 Ebenda 8.9 Abſ. 1 
u. Ab]. 2. 

13 Died ergiebt fi) nothwen- 
dig aus $.1. Ebenſo Laband 
III 2, 225. 
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gehörigen Gegenftänden bleiben dem Eigenthum der 


Einzelftaaten vorbehalten ;'+ 


b) ebenfo bleiben vorbehalten Rechte und Pflichten in 
Bezug auf rüdftändige Kaufgelder ;'5 

c) alle vor dem 1. Januar 1873 von den Einzeljtaaten 
getroffenen Verfügungen bleiben vom Cigenthumsüber- 
gang an das Reich unberührt; 's 


142 Audgenommen von den Be- 

ftimmungen im $. 1 bleiben: 

1. jolde beim Erlaß dieſes 
Geſetzes den Zweden einer 
Reichsverwaltung dienenden 
Grundſtücke und deren gefep- 
lihe Zubehörungen, weldye 
nad) den in den einzelnen 
Bundesftaaten geltenden 
Beitimmungen der Be— 
nugung des Staatsober— 
hauptes oder der Apana— 
girung der Mitglieder des 
regierenden Hauſes gewid— 
met ſind; 

2. Grundſtücke, welche bei dem 
Uebergange in eine Ver— 
waltung des Reichs dieſer 
nur auf eine beſtimmte 
Zeit, oder auf Widerruf, 
oder miethweiſe überlaſſen 


ſind; 

3. Grundſtücke, aus deren Er— 
lös die zur Erwerbung oder 
Bebauung eines im Beſitze 
derſelben Reichöverwaltung 
befindlichen Grundſtücks von 
einem Bundesſtaate ge— 
machten Ausgaben nach den 
darüber getroffenen Beſtim⸗ 


waltung des Reichs dem 
betreffenden Dienſtzweige 
nicht unmittelbar dienten, 
vielmehr nur inſofern mit 
ihm in einem Zuſammen— 
hange ſtanden, als die aus 
den Grundſtücken aufkom— 
menden Einkünfte bei jenem 
Dienſtzweige mit verrech— 
net wurden; 


. Grundftüde, welche zu einem 


Theile von einer Reichs— 
verwaltung, zu einem an« 
deren Theile von einer 
Landesverwaltung benupt 
werden, jofern der legteren 
die Mitbenußung nicht le- 
dDigli auf eine beitimmte 
Zeit oder auf Widerruf 
oder miethweije eingeräumt 
iſt. An ſolchen Grund: 
jtüden ſteht dem Reiche 
auch ein Miteigentbum 
nicht zu, die Reichsverwal⸗ 
tung behält aber, bis fie 
mit der Landesverwaltung 
eine Theilung oder jonftige 
Auseinanderjegung verein- 
bart, dad Benutzungsrecht 
im bisherigen Umfange. 


mungen zu eritatten find; 15 Ebenda 8.9. 
4. Grundſtücke welche bei dem 16 Ebenda 8.9 3.1. Dazu 
Mebergange in eine Ber: | Sten. Ber. 491. 
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d) Erträgniſſe, welche abgeſehen von der Benutzung für 
Staatszwecke aus Grundftüden, die in das Eigenthum 
des Reiches übergehen, gemonnen wurden, find dem 
betreffenden Einzelftaat in einer feften Geldrente zu 
erfegen; ! 

e) Zahlungen, melche vor dem Erlaß des Gejeged vom 
Reiche an Einzelftaaten für die Benutzung ſolcher Grund- 
ſtücke geleiftet wurden, bleiben troß des Uebergangs 
des Eigenthumes an das Reich auch fernerhin vorbe- 
halten; is 

f) aus den Eigenthumsrechte des Reiches folgt als felbft- 
verftändliche juriftifche Conjequenz, daß Grundftüce, 

. welde in einem Perwaltungszweige entbehrlich oder 
unbrauchbar geworden find, ohne weiteres in den Dienft 
eine3 anderen Verwaltungszweiges geftellt werden fönnen;!? 
diefer Sat erfährt jedoch eine Modification dahin, daß 
Militärgrundſtücke in ſolchem Falle nur zu Zweden der 
Marine verwendet werden dürfen; find dagegen Militär- 
grundftücde entbehrlich oder unbrauchbar geworden, ohne 
daß die Beichaffung eines Erfages nothwendig wäre und 
können diejelben nicht zu Zwecken der Marine verwendet 
werden, fo find fie dem Einzelftaate, in deſſen Eigen: 
thum fie früher ftanden, unentgeltlich zurüdzugeben; nur 
bei Feſtungswerken find in diefem Falle die Einebnungs- 
foften zu erjtatten.° Die Entjheidung tiber die Ein- 
ebnungsfoften erfolgt durch die oberfte Behörde der 
Milttärpermaltung. ?1 


17 G. v. 25. Mai 1873 8. 3. 2% Ebenda 8.7. 
18 Shenda 8.9 3.2. 21 Ebenda 8.8. 
19 Ebenda 8.4. 
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g) ebenjo ift es eine jelbftverftändliche juriſtiſche Confequenz 
aus dem Eigenthumsrechte, daß das Reich zur DVer- 
äußerung der Grundſtücke befugt ift; diefer Sag erfährt 
jedoch eine Modification dahin, daß das Reich nur dann 
zur Veräußerung von Grundſtücken berechtigt ift, wenn 
diefelben entbehrlich oder unbraudhbar geworden find 
und der Erlös aus dem Verkaufe dazu bejtimmt iſt, 
durch die Erwerbung eines anderen Grundftüdes oder 
die Herftelung einer anderen Baulichfeit im Gebiete 
defjelben Einzelſtaates Erſatz für das entbehrlich oder 
unbrauchbar gewordene Grundftüd zu befchaffen.?? ft 
Dagegen ein folcher Erjag nicht nothmendig, jo fällt 
das Grundſtück unentgeltlih an denjenigen Einzelftaat 
zurüd, in deſſen Eigenthum es früher ftand.?? Die Ent- 
ſcheidung über die Nothwendigkeit eines Erfates fteht 
der oberften Behörde desjenigen Reſſorts zu, in deffen 
Beſitz fih das Grundftüc befindet. * 

Dem Reichdtage ift ein Verzeichniß des nad) Maßgabe 
dieſes Geſetzes als Eigenthum des Reiches feftgeftellten Grund⸗ 
beſitzes mitzutheilen und dieſes Verzeichniß durch alljährlich 
zu erſtattende Mittheilungen über etwaige Veränderungen 
evident zu halten.?* 

Nicht in das Eigenthum des Reiches übergegangen ſind 
die der Poſt und Telegraphie dienenden Gegenſtände in 
Bayern und Württemberg, ?* ferner die zu Militärzwecken 
dienenden Gegenftände in Bayern. ?”) 

22 Ebenda 8.5. 25 Gemäß dem DBorbehalte 

23 Ebenda 8.6. eigener Verwaltung in RB. a. 

24 (Shenda 8.8. Meber den | 52. Berfaill. Vertr. v. 23. Nov. 

praftiihen Werth diejed Heim- | 1870 III 8. 5. ©. oben B. J 85, 


tajfrechtes]. Cab and III2,227f. 86. II S. 4. LKaband III2, 224. 
5 &benda 8. 12. 27 Yeber dad württembergijche 
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Die Competenz des Reiches zum Erlaß des ©. v. 
25. Mai 1873 wurde mit Unrecht beftritten.® Auch trägt 
da8 Geſetz nicht den Charakter eines Verfaſſungsgeſetzes, ?? 
fondern dient lediglich al3 einfaches Gejeg zur Ausführung 
der Berfaffung. 

3. Die Reih3eifenbahnen.® 

In Folge des Zufagartifel3 I zum Frankfurter Friedens⸗ 
vertrag v. 10. Mai 1871 (RGB. 1871, 234) erwarb das 
deutſche Reich das Eigenthum an den in Eljaß-Lothringen 
gelegenen Eifenbahnen. Diejelben hatten bi3 dahin im Eigen- 
thum einer franzöfifchen PBrivatgejellichaft geftanden, jedoch 
war das Rückkaufsrecht des Staates vorbehalten; der franzd- 
fiihe Staat verpflichtete fich num im Friedenövertrage, von 
diefem echte Gebrauch zu machen und dann das deutjche 
Reh in feine Stelle eintreten zu lafjen ($. 1). Ausge⸗ 
ſchloſſen von diefer Ceffion blieb nur das Betriebsmaterial (8. 3). 
Als Kaufpreis wurden 325 Millionen Francs. feftgejekt, 
welche Summe an der Kriegentjchädigung in Abzug fam ($. 6). 

Der Werthbeftand des jo an das Reich gelangten Eigen- 
thumscomplere3 wurde inzwifchen ſehr erheblich vergrößert. 
Durch ©. v. 14. Juni 1871 (RGB. 253) wurden 5 Mil- 
lionen Thaler zur Beichaffung von Betriebsmaterial ange- 
wiefen, zunächft vorjchußmeije; dur G. v. 22. Nov. 1871 
(RGB. 396) wurde diefe Summe zu dem gedachten Zwecke 
definitiv bewilligt und zugleich auf 11,440,000 Thaler erhöht, 


Militärmaterial |. Motive 20. 30 S. oben 8.26. Laband 

Bol. Seydel 235 f. bei Hirth 414. v. Rönne II 
2 ©. die Neben der Abgg. | 1,71. Wagner in v. Holgen- 

Mindwig und M. v. Mohl dorff's Jahrbuch I 625 ff., III 

im Reichdtage. 157 ff. Laband, SLR. III-2, 
2 So Seydel 233 ff. 203. 
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welcher Betrag aus der Kriegsfoftenentfhädigung entnommen 
wurde. Durch zahlreiche meitere Gefege wurden neue Geld⸗ 
mittel fei e8 zur Ermeiterung des Eifenbahnnetes jelbft, fei 
es zur Vermehrung und Berbefferung des Betriebsmaterialeg, 
jowie der Hochbauten bewilligt. Der gegenwärtige Werth 
beträgt etwa 342 Millionen Marf. 

Die an die Reichseiſenbahnen fi anfchliegende Wilhelm: 
Luxemburgiſche Eifenbahn ift big 31. Dec. 1912 pachtmeije 
im Bermwaltung des Reiches genommen; das gefammmte Be⸗ 
trieb8material diefer Bahn ift jedoch gleichfalls Eigentum 
des Reiches. 3! 

4. Der Reichskriegsſchatz. 

Durh ©. v. 11. Nov. 1871 (RGB. 408), dazu Kaif. 
Bollz. V. 0. 22. Januar 1874 (RGB. 9) wurde auß der franzö- 
fiichen Kriegskoftenentfchädigung ein Betrag von 40 Millionen 
Thalern in gemünztem Gelde ausgeſchieden und als Reichs⸗ 
kriegsſchatz, an Stelle des früheren preußifchen von Friedrich 
Wilhelm I. gejchaffenen Staatsfchages und im Julius⸗ 
thurm der Spandauer Gitadelle deponirt. Diefer Schatz 
darf nur zu Zweden einer Mobilmahung ver- 
wendet werden“ und die Anordnungen hierüber find vom 
Kaiſer unter vorgängiger oder nachträglicher® Zuftimmung 
von Bundesrath und Reichstag zu treffen.®® Bei einge- 


3 ©. hierüber oben 8. 26. 33 Diefer wurde aufgehoben. 
2 Vgl. ©. Meier in ReichskriegsſchatzG. 8. 1 ob. Pr. 
Holgendorff, RLex. 111397402. ©. v. 18. Der. 1871 (GE. 593). 
bejonders auch über die inter | Laband III 2, 2051. 
eflante hiftoriiche Geneſis diejer 32 Weber Bayern Laband III 
Inſtitution. Laband bei Hirth | 2, 205°. 
415. v. Rönne II 1 71. 3 ©.bierüber E. Meier 401. 
Wagner III 152 ff. Laband 36 Neichäfriegsihat®. 8.1. 
StR. III 2, 204—207. 
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tretener DBerminderung des Beſtandes ſoll dem Reichskriegs⸗ 
ſchatze bis zu einer Wiederherſtelluug ipso jure Alles das⸗ 
jenige an Einnahmen zufließen, was im Etat nicht vorge⸗ 
ſehen iſt;“ im übrigen ſollen durch den Etat die nöthigen 
Maßnahmen zur Wiederherftellung vorgejehen werden. % 

Ueber die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes, ſ. oben 
B. 1, 219. 

5. Der Reihsinvalidenfond.? 

Durch ©. v. 23. Mai 1873 (RGB. 117), dazu Geſch.⸗ 
Anw. v. 11. Juni 1874 (RGB. 104) wurde ferner aus der 
franzöfifchen Kriegsfoftenentfchädigung eine Summe von 
187 Millionen Thalern ausgejchieden und als bejonderer 
Reichsinvalidenfond conftituirt. Diefer Yond befteht jedoch 
nicht wie der Reichskriegsſchatz aus gemünztem Gelde, jondern 
ift zingbar anzulegen; über die Art der Anlage gibt das 
Geſetz ganz genaue Vorſchriften.“ Aus den Binfen diejes 
Capitales, welche alljährlih in ihrer Geſammtheit in den 
Etat eingeftellt werden müſſen“! find folgende Ausgaben zu 
beitreiten:: 

1. die Verwaltungskoſten,“ 
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31 Vgl. E. Meier 400. Es 
kann ſich dabei höchſtens um 
Erbeseinſetzungen oder Kriegs— 
contributionen handeln, andere 
im Etat nicht vorgeſehene Ein— 
nahmen laffen ſich —* denken. 

38 Reichskriegsſchatz G. 8. 2. 

39 v. Rönne III,73. Wag— 
ner III 131ff. Laband StR. 
III 2, 207 ff. 

 &. v. 23. Mai 1873 88. 2, 
3. Dazu ©. v. 23. Febr. 1876 
(RGB.24) 8. 1. ©. v. 30. März 


1879 8. 1. GeſchAnw. 88. 11, 


21 G. v. 23. Mai 1873 8.6. 

42 Shenda 8.7. Zu dieſen 
Koften gehören auch diejenigen, 
welche „den Contingentövermal« 
tungen für das Reichsheer durdy 
die Verwaltung der auf Die 
Mittel des Reichsinvalidenfonds 
angewieſenen Penſionen, Pen⸗ 
ſionszuſchüſſe und Bewilligungen 
noch beſonders erwachſen.“ 
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2. vom 1. Januar 1873 ab alle Penfionen an Militär- 
perjonen des Heered und der Marine, welche dem Reiche in 
Folge des Kriege von 1870/71 auf Grund der Reichs- 
penfionsgefege obliegen, * 

3. die Bewilligungen an Hinterbliebene der sub 2 be- 
zeichneten Perjonenkategorien auf Grund der Reichspenſions⸗ 
geſetze,“ 

4. vom 1. April 1879 ab die Unterſtützungen und Bei— 
bilfen an SHinterbliebene von in Folge des Krieges von 
1870/71 invalid gewordenen und demnächſt verftorbenen 
Milttärperfonen der Ober- und Unterflaffen, welche bisher 
aus dem Dispofitionsfond des Kaifers bezahlt wurden, bis 
auf Höhe von 350000 Mark jährlich,“ 

5. vom 1. April 1878 an die Ehrenzulage an die In— 
haber des eifernen Kreuzes,“ 

6. vom 1. April 1879 an die PBenfionen für ehemalige 
franzöſiſche Militärperfonen und deren Angehörige, melche 
dem Reiche obliegen, #7 

7. vom 1. April 1877 an die Penfionen und Unter- 
flügungen für Angehörige der ehemaligen ſchleswig-holſteiniſchen 
Armee und deren Wittwen und Waifen, welche dem Reich 
obliegen,* ſowie auch (v. 1. April 1878 an) die bisher aus 
preußifchen und oldenburgijchen Fonds an ſolche Perſonen 
gezahlten Penfionen, * 

38. v. 23.Mai 1873 8. 1. FriedV. v. 11. Dec. 1871 a. 2. 

4 Ehenda; über die Peyſions. Ueber Bayern Laband III 2, 
gejeße 1. oben B. I 392 ff. 209. 

5 &.v.30. März 1879 $.3.| * ©.v.3. März 1870 (RGB. 

16 G. v. 2. Zuni 1878 8.4 | 39), v. 14. Zuni 1868 (RGB. 
8X88. 99). Dazu Kaiſ. Vollz. V. 335). 

. 19. Nov. 1878 (RGB. 361). 9 G. v. 11. Mai 1877 — la; 


26.» 30 März 1879 8.2| ©. v. 17. uni 1878 3.1 
3. 1 vb. Zuf&om. 3. Frankf. 
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8. vom 1. April 1877 an alle Penſionen und Penſions- 
erhböhungen an Meilitärperfonen und Milttärbeamte des 
Heeres und der Marine, welche in Folge von früheren Kriegen 
inpalide und zur Fortſetzung des activen Militärdienftes 
unfähig wurden, 5 

9. alle Penſionen und Unterftügungen an Hinterbliebene 
der sub 8 bezeichneten Perfonenfategorieen;?! Bayern erhält 
zur Zilgung der sub 8 und 9 bezeichneten Ausgaben eine 
der Kopfftärfe feines Heeres entjprechende Summe bejonders 
angemiejen, 5? 

10. v. 1. April 1878 an die Penfionen und Unterftügungen, 
welche aus preußifchen und oldenburgifchen Fonds an ehe- 
malige Angehörige der dänischen Arnıee und deren Wittwen 
und Waiſen bezahlt wurden, * 

11, die Benfionen, welche aus ſächſiſchen Fonds an 
Milttärperfonen vom Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wacht- 
meifter abwärts, bezw. deren Hinterbliebene in Folge von 
Kriegen vor 1870 bezahlt wurden, %* 

12. v. 1. April 1879 an die Koften der fämmtlichen 
Invalideninſtitute. 5 

Die aud dem Imvalidenfond alljährlih zu machenden 
Aufwendungen find in das Budgetgejeg aufzunehmen. 

HBinsüberfchüffe fließen der Reichscaſſess zu. 

Reichen die Zinfen nicht aus zur Erfüllung der dem 
Reichsinvalidenfond obliegenden Verpflichtungen, fo ift ein 


so G. v. 11. Mai 1877 $.1b. 5 G. v. 17. Juni 1878 3.2. 
51 Ebenda ce. 5 G. v. 30. März 1879 8. 2 
52 Ebenda 8. 1. Dazu ©. | 3. 2. Ueber Bayern Laband 
v. 17. Zuni 1878 Abi.2 u. ©. | III 2, 209. 
v. 30. März 1879 8.21. 5 G. v. 23. Mai 18738. 7a. E. 
53 G. v. 17. Juni 1878 3.1. 
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Theil des Capitales hiezu zu verwenden, nach näherer Maß- 
gabe des Etatsgeſetzes.* 

Ueber die Berwaltung des Reichsinvalidenfonds ſ. oben 
B. J ©, 220. 

Ueber die Verwendung der nach Heimfall aller dem In⸗ 
validenfond überwiefenen Laſten noch verbleibenden oder der 
ſchon vor diefen Zeitpunkt fich als entbehrlich ermweifenden 
Aftivbeftände ift durch Reichsgeſetz Beftimmung zu treffen. °® 

6. Der Betrieb3fond der Reih3cafje. 

Durch das Budgetgejeg vom 4. Dec. 1871 (RGB. 413) 
wurde der Reichskanzler ermächtigt, „zur vorübergehenden 
Berftärfung der Betriebsfonds der Reichshauptkaſſe“ durch 
Ausgabe von Schaganmeifungen eine Summe bis zur Höhe 
von 8 Mil. Thalern zu bejchaffen. Diefe Schaganmeifungen®! 
follten ſpäteſtens bis 30, Juni 1873 wieder eingelöft fein. 

Diefe Beftimmung wiederholt fich feitdem alljährlich im 
Etatsgeſetz nach ihrem materiellen Inhalt, unter Feitfegung 
der Beitgrenze, bi3 zu welcher die Schatzanweiſungen ein- 
gelöjt werden müfjen, fo daß dieſer Betriebsfond ala 
dauernd betrachtet werden darf; derſelbe ift jedod im 
Etat3gefeß v. 15. Febr. 1882 (RGB. 11) für 1882/83 
auf 7O Mil. M. erhöht. Aus diefer Summe werden 


57 Chenda 8.7. 2 Vgl. Etatögef. v. 5. Zuli 
58 Ebenda 8.15. 1873 (RGB. 301) 8.2: 8 Mill. 


59 Laband bei Hirth 415, 
444 FF. StR.III2.216.v.Rönne 
1I 1, 77. 

© E. Meier in v. Holken- 
dorff RLex. III 762 giebt als das 
Geſetz, durch welches der Be— 
triebsfond geſchaffen wurde, das 
Etatsgeſetz v. 5. Juli 1873 an. 

61 Val. über diefen Begriff 
unten sub VII. 


Thlr. bis (8. 3): 30. Juni 1875. 

Etatsgeſ. v. 27. Dec. 1874 
(RGB. 153) 8.2: 24 Mill. M. 
bis (8. 3): 30. Juni 1876. 

Die ſpäteren Etatsgeſetze pro- 
longiren dann lediglich immer 
die Zeit um ein Jahr, das G. 
v. 28. April 1877 (RGB. 425) 
bis 30. Sept. 1878. 
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ſpecielle Betriebsffonds denjenigen Verwaltungen zur Ber: 
fügung geſtellt, welche ſolche bedürfen, ſpeciell der Poſt— 
und Steuerverwaltung. 

7. Die Reichsdruckerei. 

Die Reichsbank ſteht, wie oben ausgeführt, nicht im 
alleinigen Privateigenthum des Reiches, vielmehr im Eigen- 
thum einer privaten Actiengeſellſchaft, deren Hauptmitglied 
allerdings das Reich ift. Ueber die dem Neich hinfichtlich 
der Reichsbank zuftehenden Rechte f. oben $. 29. 

Ganz im Privateigentbum des Reiches dagegen fteht 
die Reihsdruderei, melde kraft ©. v. 15. Mai 1879 
(RGB. 139) nach Maßgabe eines Vertrags zwiſchen Preußen 
und dem Reichss vom 1. April 1879 ab errichtet wurde. 
Der Umfang des Betriebes der Reichsdruckerei ift durch den 
NReihshaushaltsetat zn normiren. ($. 3.) 

Die Reichgdruderei reffortirt vom Reichspoſtamt. 6° 

8. Außerdem find noch zu nennen der Reich SFfeſtungs— 
baufond und der NReih3tagsgebäudebaufond. 

Durch ©. v. 30. Mai 1873 (RGB. 123) a. I. wurden 
aus der franzöf. Kriegskoftenentihädigung 72 Mil. Thlr. aus: 
gejchteden zum Zwecke des Umbaues und der Ausrüftung 


G. v. 26. März 1880 (RGB. gingen 8. 2 des Dertraged. 
27T) u. 28. März 1881 (RGB inige geringfügige orbebalte 
41): 40 Mill. M. für Mrenßen ſ. in 88. 5 

3 Laband a. a. O. des Vertrages. 

6 Laband StR. 1112, 215. 6 V. v. 29. Juli 1879 (CBl. 

65 Die Kaufſumme für Die 3). 
preuß. Etaatö- u. die ehemalige 6 Laband III 2, 212; ©. 
v. Deder'ihe Oberhof: Bud: | Rönne II 1, 75f. 
druderei betrug 4872500 M. 68 Weber die befonderen Ber- 
Nähere Specialiftrung der ein- | hältnifje von Elfaß » Lothringen 
zelnen Stüde, welde in das | Laband III 2, 213. 

Eigenthum des Reiches über: 
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pon dentichen Feſtungen.“s Dieſes Kapital hatte fomit den 
Zweck, verzehrt zu werden, was inzwifchen auch größtentheils 
geſchah; der alljährlih zu verwendende Betrag mwurde für 
1873 und 1874 fofort im Geſetz bezeichnet, für Die ſpäteren 
Jahre blieb die Feftfegung dem Etatsgeſetz vorbehalten (a. II.). 
Für die Berwaltung wurden in der Hauptjache die beziiglich 
des Reichsinvalidenfonds beftehenden gefeglichen Beftimmun- 
gen als maßgebend anerkannt. (a. III.) e 

Durh das ©. v. 8. Zuli 1873 (RGB. 217) 8.1 3.3 
wurde ferner aus der franzöfifchen Kriegskoſtenentſchädigung 
ein Betrag von 8 Mill. Thlr. zur Errichtung eines Reich3- 
tagsgebäudes refervirt.”° Die PVerwaltung dieſes Fonds 
ſollte nach den gleichen Beftimmungen erfolgen wie die de3 
Feſtungsbaufonds und die Zinfen dem Kapitale zumachfen. 
(8 12). Die leßtere Beftimmung wurde durd ©. v. 11 Mai 
1877 (RGB. 495) $. 2 dahin modificirt, daß die Zinfen 
dem Kapitale nur zuwachſen follten, infoweit nicht durd) 
das Budgetgefeg anderweitig über diefelben disponirt fei. 


II. Die Gebühren. ’! 

Gebühren find beftimmte, regelmäßig dauernd 
feftftebende Abgaben, melde von Staat3wegen 
erhoben werden für die Benugung gemiffer — 
nicht aller — ftaatliher Einrihtungen.’”? Begrifflich 


9 Die Mittel des Feſtungs- 1881 (RGOB. 42) 8.7, v. 
baufonds werden auch jonft noch | 15. Febr. 1882 (RGB. 19) 8. 7. 
gelegentlich in Anſpruch genom⸗ 70 Laband III 2, 214. 
men, jedoch nur vorſchußweiſe 1 Wagner beiv. Holgendorff 
Etatsg. v. 25. Dec. 1875 (RGB. | Sahrb. I 585. Laband behan- 
326) $. 7 v. 29. April 1878 | delt biefe Finanzquelle nicht jelb- 
MOB 18) $. 7 v. 30. März ſtaͤndi 
1879 (20) 8. 7, v. 26. März ? Ger Cap, baß Die ®ebühren 
1880 (23) $. 7, v. 28. März | nur die Bedeutung haben, die 
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nothmwendig ift, daß es fih um Inſtitutionen handelt, die 
der Ausübung der Staatshoheit zu dienen haben: die 
Bahlungen an Gefchäfte, welche der Staat betreibt (3.8. 
die Reichsdruckerei), find nicht Gebühren, wohl aber die 
Poft: und ZTelegraphengefälle. 

Gebühren werden von Reichswegen erhoben: 

1. bei den Gefandihaften und Conſulaten; 
für die Gebühren bei den Geſandtſchaften befteht ein gefeb- 
Iiher Zarif nicht, wohl aber für die Confulate: ©. v. 
1. Juli 1872 (RGB. 245).3 Im Falle der Dürftigkeit 
fönnen von den Confuln alle und müſſen in jedem Falle 
die Gebühren für die in 8. 2? des Tarifes aufgeführten 
Amtshandlungen erlaffen werden. Nur die Berufsconjuln 
erheben die Gebühren für die Reichscaſſe, die Wahlconjuln 
dagegen beziehen diefelben für fich felbft. 

Hinfichtlich der mit Gerichtsbarkeit verfehenen Conjulate 
gelten jet in eriter Reihe die Reichdgefege iiber die Gericht3- 
foften; außerdem bleibt der preußifche Tarif v. 24. Oct. 1865 
in Kraft, fomeit der neue Tarif feine Beitimmungen enthält. ”* 

Befchwerden gegen confularifche Gebührenanjäge gehen 
an das Auswärtige Amt. 

2. Gebühren für die Reichscaſſe werden ferner erhoben 
beim Reichsgericht. | 
Alle gerichtlichen Gebühren find gefetlich firirt durch ©. 
v. 18. Juni 1878 (RGB. 141.), bezw. die hierzu ergangene 


Koften der betr. Staatsinftitu- | Staat bezieht eine Cinnahme 
tionen zu deden und ein Ueber: | zur Dedung feiner Bebürfnifie. 
Ihuß darüber ald „Steuer“ zu| 73 Bgl. bieher Zorn: Con: 
betrachten ji (Schulze D. SER. | fularredht in Hirth's Annal. 1882, 
599) iſt ungerechtfertigt. Der | ©. 457—462, 475. 

einzige Gefichtäpunft für Ge⸗ 14 ©. hierüber unten $. 38. 
bühren ift der finanzielle: der 
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Novelle v. 29. Juni 1881 (RGB. 178). Diefe gefeglichen 
Gebührenjäge gelten auch für das Neich3gericht. Das Reich 
ift von allen Gebührenzahlungen bei Gerichten frei, ebenjo 
die Einzelftaaten in Proceſſen vor dem Reichsgericht. ($ 981.) 
Durch Kaiferl, Verordnung Tann unter Zuftimmung des 
Bundesrathes auch anderweitig Gebührenfreiheit vor dem 
Neichsgericht gewährt werden ($ 98°). 

3. In die ReichScafje fließen ferner die Boft- und 
Telegraphengebübhren,”5) ausgenommen die in Bayern 
und Württemberg zur Erhebung kommenden, welche in die 
Landescafien fließen, wogegen die beiden genannten Staaten 
an die Reichscaſſe Averſen bezahlen, welche in die Matrifular- 
beiträge eingerechnet werden und dem Betrag des Rein⸗ 
gewinnes entjprechen, welchen das Reich aus feiner Poft- 
und Telegrapbenverwaltung zieht.”* Daß diefe Gefälle nicht 
unter den Begriff einer privatrechtlichen Leiftung auf Grund 
eine® Contractes, jondern ynter den Gefichtöpunft einer 
ſtaatsrechtlichen Gebühr für Benutzung einer einem 
Staatszwed dienenden Anftalt fallen, ergibt fich aus den 
oben 8 25 entwidelten Brincipien über das „Poſtgeſchäft“. 

Die Bortofäge für Benugung der Poſt beruhen in der 
Hauptfache auf Geſetz, nämlich dem Bofttargefeß v. 28. Oct. 
1871 (RGB. 358) nebft der dazu ergangenen Novelle v. 3. Nov. 
1874 (RGB. 127); ſoweit die Gebührenfäte für einzelne 
Zweige des Poſtgeſchäftes nicht geſetzlich firirt find, find die- 
jelben auf dem Verordnungswege, durch die Poſtordnung 
v. 8. März 1879 (CBl. 185) feitgeftellt. 

Die Gebührenfäge für Benutzung der ftaatlichen Tele— 
graphenanftalten find nicht gefeglich, fondern nur auf dem 


75 Wagner a. a. O. 586. ©. | 76 Dies ift der Sinn von RB. 
auch oben 8 25. | a. 52%. 
Zorn, Staatöreht. II. 16 
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Berordnungswege firirt, nämlich durch die Telegraphenord- 
nung d. 6. Sept. 1880 (CBl. 560) $ 9.77 

4. Die für Benugung der Eifenbahnen erhobene Geld: 
zahlung fällt unzmeifelhaft da unter den ftaatSrechtlichen Be⸗ 
griff der Gebühr, wo das Staatsbahnſyſtem rein durd- 
geführt ift. Demgemäß ift 3.2. in Bayern der Eifenbahntarif 
durch Geſetz firirt.? Die Analogie der Eijenbahngefälle 
mit den Poftgefällen ift unverkennbar. Bon Reichswegen ift 
jedoch das Staatsbahnſyſtem biß jetzt nur bezüglih Elfaß- 
Lothringeng zur Ausführung gebracht. Daneben gibt e3 im 
Reiche einzelftaatliche Eijenbahnen und Privatbahnen. Der 
principielle Geſichtspunkt, welcher für Bolt und Telegraphie 
maßgebend ift, trifft jomit bei den Eifenbahnen zur Zeit 
nicht zu. Gleichwohl wird man auch für diefe den Begriff 
der Gebühr zur finangredhtlichen Beitimmung der Einnahmen 
feftzuhalten haben, einmal wegen der unverfennbaren Analogie 
der Eijenbahnen mit Poſt und Telegraphie, jodann wegen 
der bei Organiſation der jegigen Neichgeifenbahnen obmalten- 
den Abficht des Geſetzgebers, wenigftens für Elfaß-LTothringen 
die Eifenbahnen als Staatsverkehrsanftalt einzurichten. Der 
Tarif beruht nicht auf ReichSgefeg, fondern auf Verordnung 
bezw. Vereinbarung der deutſchen Eifenbahnverwaltungen. 
(S. oben $. 26). 

5. Weiter gehört hieher auch noch der fog. Schlagſchatz 
d. 1. diejenige Gebühr, welche von Privatperfonen zu be- 
zahlen ift für die Benugung der ftaatlichen Prägeanftalten 
zur Ausprägung von Goldmünzen. Diejelbe fließt jedoch nur 
zum Theil in die Reichscaſſe. ©. das Nähere hier über oben 
©. 80. 


7 S. oben $. 25. 2 Bözl Bayr. VerfR. 7. 
A. ©. 532. 
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6. Endlih find zu nennen die Patentgebühren, 
welche nad) Maßgabe des Patentgejege8 vom Patentamt 
für die Ausftelung von Patenten erhoben werden. ©. das 
Nähere hierüber oben ©. 124. 


III. Die Böle. 7? 


I. Rechtsquellen. ® 

Das deutfche Zollrecht beruht auf Rechtsquellen fehr 
verjchiedenen und theilweife ſehr ſchwer feftzuftellenden jurifti- 
chen Charakters. 

a) Das Berfaffungsreht und die Verträge. 

Die Reich3verfaflung beftimmt in ihrem VI. Abfchnitt 
(a. 33—40) über „Zoll- und Handel3wejen.“ 

Am Schluffe diefes Abſchnittes — a. 4081 heißt es: 
„die Beftimmungen in dem Zollvereinigungdver- 
trage vom 8. Juli 1867 bleiben in Kraft, foweit 
fie niht durch die Vorſchriften diefer Berfaffung 
abgeändert find und fo lange fie nicht auf dem im 
a. 7. bezw. 78 bezeichneten Wege abgeändert wer- 
den.“ 

Es murde früher bereit feftgeftellt, daß Bezugnahmen 
der Verfaſſung auf PVerträge juriftifch gleichbedeutend find 
mit einer vollftändigen Aufnahme jener Berträge in die Ver- 


79 9. Aufſeß 42—74. La— 
band bei Hirth 448ff., derjelbe 
StR. IIT2 8111, v.Rönnell 
1 88.75, 92. Wagner 1589 ff. 
III 192 ff. 

so y. Aufſeß 21-25. Das 
geſammte ältere Material von 
1833 bis 1871 iſt officiell unter 
Aufſicht des Centralbüreaus ge- 


ſammelt in 5 Bänden, die jedoch 
nicht im Buchhandel ſind. 

Bol. hieher Hänel I 120 
bis 144 und jest bejonderd Die 
audgezeichnete und erichöpfende 
Erörterung von Rudolf Del- 
brüd: Artikel 40 der Reichs— 
verfaflung (Berlin 1881). 


16* 
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faffung: daß durch eine derartige Bezugnahme da Vertrags⸗ 
recht zum Berfaffungsrecht erhoben wird und nur in der 
für leßtere3 vorgefchriebenen Form abgeändert werden Tann. °? 
Die Bezugnahme des a. 40 auf ältere Verträge ift jedoch 
feine einfache; der Umftand, daß bezüglich der Abänderung 
neben a. 78 auch auf a. 7. verwiefen wird, bemeift vielmehr, 
daß diejenigen Beftimmungen der Verträge, welche nur den 
Nechtscharafter der Verordnung hatten, nicht zum Ver⸗ 
faffungsrecht erhoben werden, fondern unverändert Verord= - 
nungsrecht bleiben jollten. 

Das in a. 40 in Bezug genommene ältere Vertragsrecht 
ift demnach juriftifch theilweife Verfaſſungsrecht, theilmeife 
Berordnungsrecht, wogegen jede juriftifche Möglichkeit fehlt, 
einzelnen jener Beitimmungen den Charakter von einfachem 
Gejegesrecht beizulegen. 8? 

Artifel 40 vermeift zunächſt auf den Bollvereinigungs- 
vertrag v. 8. Juli 1867; Ddiefer aber vermeijt feinerfeit3 in 
a. 1? wieder auf folgende ältere Berträge: v. 22. u. 
30. März u. 11. Mat 1833, v. 12. Mai u. 10. Dec. 1835, 
v. 2. Sanuar 1836, dv. 8. Mai, 19. Dct. u. 13. Nov. 1841, 
v. 4, April 1853 u. v. 16. Mai 1865, wozu das Scluß- 
protofoll Ziff. 1 noch weitere Verträge fügt. Alle diefe 
Berträge theilen ſomit gemäß RB. a. 40 den juri- 
ftifhen Charakter des Zollvereinigungsvertrages 


2 S. oben B. I84 u. fpe- | Hänel verweift, handelt nicht 
ciell Hänel I 114. von der Geſetzgebung. Mit 

3 AA. Hänel 1125. Richtig | Hänel übereinitimmend auch 
Thudichum bei v. Holkendorff | Delbrüd 1. Ebenſo Laband 
Jahrb. 19. Die Anfiht von | III 2, 246. Daß a. 7 „leiner- 
Hänel wäre richtig, wenn a. 40 | feitö wieder auf a. 5 zurüd- 
auh auf a. 5 Bezug nehmen weiſt,“ (Laband) ift jedenfalls 
würde; a. 73.1 aber, auf welchen | formell nicht richtig. 
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und ebenjo alle zuihnen gehörenden Anlagen, Zu= 
faß-, Schluß-, Neben-, Bollzug3protofolle, Berein- 
barıngen, Berabredungen, foweit fie am 8. Juli 1867 
noch in Kraft ftanden und niht durch den Dertrag oder 
weiterhin durch die Berfaffung befeitigt wurden. % 

Eine Publication diefer Verträge im Bundes bezw. 
Reichsgeſetzblatt erfolgte nicht, obwohl die Geltung derjelben 
durh den 8VV. v. 8. Juli 1867 a. 13 auch auf diejenigen 
Einzelftaaten ausgedehnt wurde, welche bis dahin garnicht 
dem Zollverein angehört hatten; die Rechtskraft derjelben ift 
demnach Mangel einer rite erfolgten Publication für das 
Reich wohl anfechtbar. Sieht man jedoch von dieſem Mangel 
ab, jo bedarf es einer mühfamen Sichtung und Prüfung 
der einzelnen Beftimmungen zur Feftftellung 

1. melde Säße der älteren Verträge Überhaupt ® 

2. 0b diefelben als Verfaſſungs- oder Verordnungs⸗ 
recht in Kraft ftehen. AS Berfaffungsreht find im Allge- 
meinen die Beltimmungen der Verträge jelbft zu betrachten, ®° 
als Verordnungsrecht gemäß einer i. J. 1865 unter den Zoll- 
vereingftaaten getroffenen Verabredung die Beftimmungen der 


Schluß⸗ und Specialprotofolle, 87 


4 Delbrüddf.laband III 
246. 


Vorſchriften, welche „die Ab- 
grenzung der Rechte der Einzel- 
ſtaaten gegenüber den Rechten 


a.1 Abſ. 1, 388.1 des Reiches zum Gegenjtande 
7 Abſ. 1, 3, n Fu a. 5 8. 4 Mr haben,” diefe find: ZWV. a. 2, a. 5 
8 5 Abſ. 2, a.6,a.7,a.8,a.9, 88. 2, 3e, 7, a. 10 Abi. 2 8. 3, 
a. 10 Abſ. 1, Abſ. 2 Ziff. 1, 2, |4, a. 16, a. 18, a. 19 Abf. 2, 3, 
a. 11 Abſ. 1, 2, a. 12, a. 15 | 4, a. 20 Abſ. 3, 4, 5, 6, a. 22, 
Abſ. 3, a. 17, a. 19 Ab. 1, a.20 | a. 25. 


Abf. 1,2,0.21,0.28, 0. 2629. 
86 Nach Hänel I 136 haben 
Berfaflungstraft nur diejenigen 


7 ©. hierüber HänelI 128, 
Delprüc 5, Laband SER. III 
9. 


2, 
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b) Gejegesredt. 

Das Reich ausſchließlich hat die Gefeggebung über 
das gefammte Zollmefen, einfchlieglich des Zollſchutzes (RV. 
a. 351),88 Diefer Grundjag gilt auch für die Zollerclaven, 
für welche demmach eine landesgefegliche Regelung des Zoll- 
weſens nicht ftatthaft erfcheint.*® Eine principielle Abgrenzung 
zwifchen der Sphäre des Gefeges und derjenigen der Verordnung 
ift in der Berfafjung nicht enthalten Die geltenden Reichs— 
zollgejege find: 

1. da8 Verein 8zollgeſetz v. 1. Juli 1869 (BGB. 
317) in 167 $$, welche die geſammte Zollordnung und das 
Zollſtrafgeſetzbuch enthält; dazu die ©. v. 1. Juli 1869 
(BGB. 370) und 28. Juni 1879 (RGEB. 159) über die 
Sicherung der Zollgrenze in den Erclaven. 

2. Das Zolltarifgefeg v. 15. Juli 1879 (RGB. 
207) jammt den hiezu ergangenen Novellen v. 6. Juni 1880, 
19.u.21. Juni 1881, 23. Junt 1882 (RGB. 1880, 120. 
1881, 119. 121. 1882, 59), 1% 

c) Berordnungsredt. 

Ueber das Verordnungsrecht in Zollfachen befteht eine 
Specialvorfchrift nicht. Demgemäß ift nah RB. a. 7. der 
Bundesrath das zum Erlaß der BZollverordnungen compe= 
tente Organ; die Ein- und Ausfuhrverbote find jedoch 
fämmtlih durch den Kaifer, allerdings mit Zuftimmung des 


ss ZVV. a. 38.1 ließ den | ©. v. 18. Mai 1868 (BOB. 225) 
Einzelſtaaten noch eine beſchränkte aufgehoben. Yormell wurde das 
Competenz der Gejebgebung: | BIG. nicht zum Neichdgejeg er- 
died ift durch Die Verfaſſung | Härt. Laband III 2, 270. 
aufgehoben. ı Durch das G. v. 15. Juli 

ss Laband bei Hirth 449. 1870 ſind alle älteren Tarifge- 

o0 Durch dad BIS. iſt ZVV..ſetze beſeitigt. 

a. 3 8 T! erledigt, ferner das 92 Ueber das Zollkartell v. 
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Bundesrathes erlaffen worden, ohne daß der bieflir er- 
forderliche Specialtitel vorhanden wäre. Die Bublication 
der Zollverordnungen ift eine äußerſt ungeregelte und be— 
denkliche; regelmäßig gejchiebt diefelbe im Centralblatt für 
das deutfche Reich. Viele wichtige Verordnungen find aber 
auch garnicht publicirt. 9% 

d) Für das gefammte Zollreht hat Preußen ein Veto 
gegen Beränderungen des beftehenden Rechtszuſtandes. Das⸗ 
jelbe ift bei der Abftiinmung im Bundesrathe geltend zu machen 
und es ift dabei gleichgültig, ob es fich um Verfaffungs-, Ge⸗ 
ſetzes⸗ oder Berordnungsrecht handelt. (RP. a. 5?, 37.)% 

II. Die Zölle bilden die Haupteinnahmsquelle des Reiches. % 
Zölle find Abgaben, welche von Waaren bei der 
Ein- oder Ausfuhr über die Örenze erhoben wer— 
den. Die Unterjheidungen zwiſchen Finanz: und Schußzoll 
u. a. m. find für die ftaatsrechtliche Betrachtung gegenftands- 
108. Die Begriffe Zoll und Grenzzoll deden ſich ſomit nach 
deutfchem Recht. Das deutſche Recht kennt jedoch nur 
Einfuhrzölle, niht Aus- und Durchfuhrzölle. 

Die Ausfuhr ift principiell frei;% der legte Aus- 
fuhrzol — auf Lumpen — wurde im Jahre 1873 aufge- 
hoben.” Dod kann zeitweife für einzelne Gegenſtände „beim 
Eintritt außerordentlicher Umftände oder zur Abwehr gefähr- 
licher anftedender Krankheiten oder aus fonftigen gefund- 


11. Mai 1833 vol. no La— 
band III 2, 272. 

33.8. die V. d. DR. v. 
29. April 1872 über die Zoll: 
freiheit des diplomatijchen Per— 
ſonales. 

* ©. oben B. 16. 126f. 


5 Stat von 1882/83 (RGB. 
28): 186 466 150 Mark. 

s VZ8G. 8.5. 

” G. v. 7. Zuli 18373 (RGB. 
240) 8. 13. II. Vgl. dazu Wag⸗ 
ner III 197. 
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heit3- oder ficherheit3polizeilichen Rücdfichten” die Ausfuhr 
durch Faiferliche mit Zuftimmung des Bundesrathes zu ers 
lafjende Verordnung befchränft oder ganz verboten werden. 
Die Einzelftaaten find zum Erlaß von Ausfuhrverboten nicht 
berechtigt. 9 

Ebenso ift die Durdhfuhr von Waaren durd das 
Neihszollgebiet principiell frei.” Ber gemillen 
Waarenfategorieen iſt behufs der Erleichterung des Zranfit- 
handel3 die Errichtung von Tranfitlägern ohne amtlichen 
Mitverfchluß jedoch unter ftaatlicher Controle geftattet; in 
ſolchen ZTranfitlägern ift nicht nur Umpadung fondern bei 
Getreide (Zolltarif Nr. 9) auch Miſchung nit inländifcher 
Waare geftattet, „ınit der Maßgabe, daß bei der Ausfuhr 
diefer gemifchten Waare der in der Mifchung enthaltene 
Procentfag von ausländiſcher Waare al3 die zollfreie Menge 
der Durchfuhr anzufehen iſt.“ Aehnliche Erleichterungen find 
für Holz (Zarif Nr. 130) und für Mühlenfabrilate (Tarif 


8 V8G. 8. 2. Vgl. dazu auch reichen Verordnungen im RGB. 
v. Aufſeß in v. Holtzendorffs z. B. v. 16. Juli 1870 (BGB. 


RLex. J 186f. Wenn v. Aufſeß 
Zölle u. Steuern 36 die Einzel: 
Staaten auf Grund von 8VV. 
a. 4 Abi. 2—4 ald zum Erlaß 
von Ausfuhrverboten berechtigt 
erklärt, jo trifft dies nicht zu; 
jene Borjchriften find durch die 
Verfaſſung aufgehoben. Uebri— 
gens ſagt v. Aufſeß an der 
erſt angeführten Stelle ſelbſt: 
„der Erlaß von Ausfuhrverboten 
erfolgt in Deutſchland mit Zu—⸗ 
jtimmung des Bundesrathes 
durch kaiſerliche Verordnung.“ 
Dies war auch die conſequente 
Praris ſeit 1867, vgl. die zahl- 


483) v. 8. u. 25. Auguft 1870 
(BEP. 509, 511), v. 4. März 
1875 (RGB. 135, 159), v. 
22. Zuli 1878 (RGB. 227) u. 
vielea.m. Vgl. auch Delbrück12 
und beſonders 24, wo die im 
Text vertretene Anſicht ausführ⸗ 
lich begründet iſt. Modificationen 
u Gunſten der Einzelſtaaten 
Anden ſich jedoch in ©. v. 7.April 
1869 (BGB. 105) 8. 1 und ©. 
v. 23. Juni 1880 (RGB. 153) 
8.2. Vgl. au Hänell 134. 
Laband III 2, 267 f. 

6 3VV. a. 3 8. 1°. BIO. 
$. 6. 


N 
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Nr. 25 qu 2) gewährt. 1% Die Pläge, an welchen folche 
zollfreie Niederlagen errichtet werden dürfen, bezeichnet der 
Bundesrath. 101 

Die Einfuhr iftzwar gleichfall3 principiell frei 
jedoh nur gegen Entridtung der tarifmäßigen 
Abgabe. Früher war die Zollfreiheit der principielle 
Ausgangspunkt; „die aus dem Ausland eingehenden Gegen- 
ftände find zollfrei, foweit nicht der Zolltarif einen Eingang3- 
zoll feitjegt. "12 Jetzt bildet die Zollpflichtigfeit den 
principiellen Ausgangspunkt: „bei der Einfuhr von 
MWaaren werden Zölle erhoben.“!® Befreit vom Ein- 
fuhrzoll find nur: 

a) die nit der Poft aus dem Ausland eingehenden 
Waarenfendungen von 250 Gramm DBruttogemwicht und 
weniger, 194 

b) alle der Gemichtöverzollung unterliegenden Waaren in 
Mengen unter 50 Gramm, !% 

c) alle Waaren, für welche der zu entrihtende Zoll 
weniger al3 5 Pfennige betragen würde, 10 


100 Yeber die Niederlagen fo- 
wohl „zur Beförderung des 
mittelbaren Durchfuhrhandels“ 
ald „des inneren Verkehrs“ ent: 
halt umfaflende Borjchriften 
BIS. 88. 97—110; ſpeciell auf 
Tranfitläger für den Durchfuhr: 
handel bezieht ſich Tarifgef. S. 7, 
vgl. dazu aud) SalzStG. $. 197, 
ferner TabStG. 88. 17, 18. Die 
erforderlichen Vollz. Verordn. hat 
der Bundesrath zu erlaffen, vgl. 
für Getreide CBl. 1880, 285, 
für Mühlenfabrifate ebenda 300, 
für Holz ebenda 399, für Ta- 


bad ebenda 386. Ueber Mühlen 
fabrifate ſ. auch ©. v. 23. Zuni 
1882 (RGB. 59) 8. 1. Dazu 
Bolz.B.v. 27. Juni 1882 (CHI. 


101 S. z. B. die Publicationen 
CBl. 1880, 724. ©. auch v. 
Aufſeß 55 ff. 

102 33.8.3. 

105 Tarifgeſ. 8. 1. 

108 ebenda 8.4, a. dazu CBl. 
1882, 337. 

105 ebenda 8. 4,2. 

106 ebenda $. 4, Ab}. 2. 
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d) außerdem noch folgende Waarenfategorieen: 107 

1. Erzeugniſſe des Ackerbaus u. der Viehzucht von den- 
jenigen außerhalb der Zollgrenze gelegenen Grundftüden, 
welche von innerhalb der Zollgrenze befindlichen Wohn- und 
Wirthfchaftsgebäuden aus bemirthfchaftet werden; unter den- 
jelben Bedingungen die Erzeugniffe der Waldmwirthichaft, 
wenn die außerhalb der Zollgrenze belegenen Grundftüde 
eine Zubehör de3 inländifchen Grundſtücks bilden. 

2. Gebrauchte Kleidungsftüde und Wäfche, welche nicht 
zum DBerfauf eingehen; gebrauchte Hausgeräthe und Effecten, 
gebrauchte Fabrifgeräthichaften und gebrauchtes Handwerks⸗ 
zeug von Anziehenden zur eigenen Benußgung; auch auf be= 
fondere Erlaubniß neue Kleidungsftüde, Wäfche und Effecten, 
infofern fie Ausftattungsgegenftände von Ausländern find, 
welche fich aus Beranlaffung ihrer Verheirathung im Lande 
niederlaffen. 

3. Gebrauchte Hausgeräthe und Effecten, welche erweis⸗ 
lich als Erbſchaftsgut eingehen, auf befondere Erlaubniß. 

4. Reifegeräth, Kleidungsftüde, Wäfche umd dergleichen, 
welches Reiſende, Fuhrleute und Schiffer zu ihrem Gebrauche, 
auch Handwerkszeug, welches reijende Handwerker, jowie 
Geräthe und Inftrumente, welche reifende Künftler zur Aus⸗ 
übung ihres Beruf mit fich führen, ſowie andere Gegen⸗ 
ftände der bezeichneten Art, welche den genannten Perfonen 
vorausgehen oder nachfolgen; Verzehrungsgegenftände zum 
Reifeverbrauche. 

5. Wagen einfchlieglich der Eifenbahnfahrzenge, welche 
bei dem Eingange über die Grenze zum Perfonen- und 


107 ebenda 8. 5. Vgl. übrigens Soerlafies V8G. 88. 48, 67, 
auch noch bezüglich eventuellen 


Die einzelnen Yinanzquellen ded Reiches. 8.32. 251 


Waarentransporte dienen und nur aus dieſer Beranlaffung 
eingehen; auch leer zurückkommende Eifenbahnfahrzeuge in- 
ländifcher Eifenbahnverwaltungen, ſowie die, bereit3 in den 
Fahrdienſt eingeftellten ijenbahnfahrzeuge ausländifcher 
Eijenbahnverwaltungen. 

Magen der Reijenden auf befondere Erlaubniß auch in 
dem Falle, wenn ſie zur Zeit der Einfuhr nicht als Trans⸗ 
portmittel ihrer Beſitzer dienten, ſofern fie nur ermeislich 
ſchon feither im Gebrauch derfelben fich befunden haben und 
zu deren weiterem Gebrauche beftimmt find. 

Pferde und andere Thiere, wenn aus ihrem Gebrauche 
beim Cingang überzeugend hervorgeht, daß fie al3 Zug— 
oder LRaftthiere zur Beipannung eine Neije- oder Yradht- 
wagens gehören, zum Waarentragen oder zur Beförderung 
von Reiſenden dienen, 

6. Fäffer, Säde u. ſ. w., leere, welche entweder zum 
Behufe des Einkaufs von Del, Getreide u. dergl. vom Aus- 
lande mit der Beſtimmung de3 Wiederausganges eingebracht 
werden, oder welche, nachdem Del u. f. w. darin ausgeführt 
worden, aus dem Ausland zurüdfommen, in beiden Fällen 
unter Fefthaltung der Fdentität und, nach Befinden, Sicher: 
ftelung der Eingangsabgabe. Bei gebrauchten leeren Säden, 
Fäffern u. |. m. wird jedoch von einer Controle der Identität 
abgejehen, fobald fein Zweifel dagegen befteht, daß dieſelben 
als Emballage für ausgeführtes Getreide u. f. mw. gedient 
haben, oder als folhe zur Ausfuhr von Getreide u. ſ. m. 
zu dienen beftimmt find. 

7. Mujterkarten und Muſter in Abſchnitten oder Proben, 
welche nur zum Gebrauche als ſolche geeignet ſind. 

8. Kunſtſachen, welche zu Kunſtausſtellungen oder für 
landesherrliche oder ſonſtige öffentliche Kunſtinſtitute und 
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Sammlungen, auch andere Gegenftände, welche für Biblio— 
thefen und andere mwillenfchaftlihe Sammlungen öffentlicher 
Anftalten, ingleichen Naturalien, welche für miflenfchaftliche 
Sammlungen eingeben. 

9. Alterthümliche Gegenftände, (Antifen, Antiquitäten), 
wenn ihre Beichaffenheit darüber feinen Zweifel läßt, daß 
ihr Werth hauptfählih nur in ihrem Alter liegt, und fie 
fich zu feinem anderen Zwede und Gebrauche al3 zu Samım= 
lungen eignen. 

10. Materialen, welche zum Bau, zur Reparatur oder 
zur Ausrüftnng von Seefchiffen verwendet werden, einjchließ- 
lich der gewöhnlichen Schiff3utenfilien, unter den vom Bundes⸗ 
rath zu erlaffenden näheren Beftimmungen. 

Hinfihtlich der metallenen, für die bezeichneten Zwecke 
verwendeten Gegenſtände bewendet e3 bei den beftehenden 
Vorſchriften. 

Einfuhrverbote können ausnahmsweiſe nach Maßgabe 
der oben für Ausfuhrverbote angegebenen Vorſchriften er- 
laſſen werden. 108 

Neben dem Zoll darf eine andere Abgabe in der Regel 
dann, wenn der Zoll mehr al3 1 M. 50 Pf. pro Centner 
beträgt, nicht niehr erhoben werden;!® ausdrüdlich vorbe- 
halten find jedoch diejenigen inneren Steuern, welde in 
einem Einzelftaate auf die weitere Verarbeitung oder auf 
andermweite Bereitungen gewiſſer Erzeugniffe, ohne Unterjchied 
des ausländischen, inländifchen oder vereinsländiichen Ur— 
ſprungs allgemein gelegt find; fpectell find „für jest“ 


108 VB8G. 8. 2, vgl. da ug. | 19 336. 8. 10. 388. a. 5 
V. v. 25. Funtisso (RG 151), sub I; Delbrüd 27 f.; ms 
». 23. Jane 1879 (ROB.3), | je 40; Laband SR Im 2 

v. 31. October 187I(RGB.303). | 264 ff. 
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als folde zuläffige innere Steuern genannt: „die 
Steuern von der Fabrikation de3 Branntmweing, 
Biers und Effigs, ingleihen die Mahl- und 
Shladtfteuer.!!o 

III. Das deutſche Reich3gebiet bildet principiell 
eine Zolleinheit, innerhalb deren feine Zölle beim 
Uebergang von Waaren aus dem Gebiete eines 
Einzelftaates in das eines anderen oder innerhalb 
eines Einzelftaates erhoben werden dürfen, aus— 
genommen ſolche Abgaben, welche für gleichartige 
inländifhe Erzeugniffe im Staate des Beftim- 
mungsortes erhoben werden.!!! Der legtere Vorbe⸗ 
halt der Berfaflung bietet der Interpretation weſentliche 
Schwierigkeiten; die näheren Vorſchriften über die Erhebung 
von „inneren Steuern” enthält der HBollvereindvertrag.1!? 
Darnach iſt die Normirung der inneren Steuern principiell 
der Landesgefeggebung anheimgegeben; uus doch follen folche 
nur erhoben werden von Branntwein, Bier, Eifig, Malz, 
Wein, Moft, Cider (Obftwein), Mehl und anderen Mühlen- 
fabrifaten, desgleihen Badwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren 
und Fett; für die Steuer von Bier, Branntwein und Wein 
ijt zugleich da8 Steuermarimum fald die Steuer für den 


110 >; gierüber unten Ziff. III. | welche jedoch weiterhin mehrfach 

1 a. 331; dazu für | abgeändert wurde; dad geltende 
Elſaß— richen G. v. 17. Suli | Recht ſ. unten ©.255, ferner Schl. 
1871 OB. 325) $. 1; vgl. | Prot. 3. 5, auch V8G. SS. 7, 
B88. BR . Bol. Wagner a. | 8; dazu v. Aufſeß 40 3. 30 
a. u. befondere Hänel I 141f.; 

2 8 a.5 sub II; dazu in | Delbrüd 25 ff. 
Anlage B eine Heberficht aller 13 3VV. a. 5 II$.2! Del: 
in Deutihland zur Erhebung | brüd 28ff. Hänel I 140; v. 
gelangenden inneren Steuern, | Aufjeß 41. 
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Staat erhoben wird, vorgeſchrieben.!“ Jedenfalls muß die 
Steuer für alle zum Neich3zollgebiet gehörigen Länder ganz 
gleich bemeſſen werden; ius von Wein darf eine Uebergangsab— 
gabe unter den Staaten des ehemaligen norddeutjchen Bundes 
nicht erhoben werden.t!E Auch für die übrigen inneren 
Steuern kann ein Steuermarimum feftgefegt werden. 

Solche innere Steuern zu erheben find einmal die Einzel- 
ftaaten für fich berechtigt, andererjeitS aber darf auch durch 
die Landesgejetgebung das Recht an Kommunen und Cor⸗ 
porationen übertragen werden. 117 Letztere aber dürfen das 
Recht nur ausüben für den Umfang der „örtlichen Conjum- 
tion“ d. i. für Bier, Eſſig, Malz, Cider (Obftwein), die 
Gegenftände der Mahl- und Schlachtfteuer, ferner Brenn- 
naterialien, Marktvictualien und Fourage, endlih Wein „in 
den eigentlichen Weinländern“; uus von Branntmwein darf eine 
örtlihe Conſumtionsſteuer durch Communen oder Corpo— 
rationen nur „ausnahmsweiſe“ erhoben werden, nämlich da, 
wo eine folche bereits beſteht „oder nach der beftehenden 
Geſetzgebung nicht verfagt werden Fann."11 Für örtliche 
Conſumtionsſteuern von Bier, Wein und Branntwein ift 
gleichfalld das Steuermaximum feftgefegt, welches nur über— 
Ichritten werden darf, „infoweit Communen oder Corporationen 
ſchon gegenwärtig eine höhere Abgabe erheben, welchen Falls 
letztere fortbeftehen fann.“120 Alle anderen inneren Steuern 
find baldmöglichſt zu bejeitigen. 12! 


12 8VV. a. 5 II 8. 22. ringen erſtrecken ſich dieſe Vor: 
115 8VB. a. 5 II g. 3; unter ſchriften nicht. ©. v. 25. Juni 
a.—f. in Ipeciellem Detail dazu 1873 8.5. 


8.7. Delbrüd 31ff. 18 IRB. a. 5 II 8.72. 
b 116 sl a.5IIS.3e. Del- un ER 5 u — 5 
rüd . a. . 75. 

a. 5 II 8. 76. 


17 388, a. 5 II8.71. Del- 21 3VV. 
brück 38 ff. Auf Elſaß-Loth— 


Die einzelnen Finanzquellen des Reiches. 8.32. 255 


Ueber Beränderungen der beftehenden Gefeggebung in 
Dezug auf innere Steuern ift der Bundesrath fofort zu be- 
nachrichtigen. 122 

Branntwein und Bier find jedoch gemäß NV. a. 35 be- 
züglih der Befteuerung „ausſchließlich“ der Gefeßgebung 
des Reiches unterworfen. Es fragt fih, wie die oben an- 
gegebenen Beftimmungen des Vertrages v. 8. Juli 1867 mit 
der Reichsverfaſſung in Einklang gebracht werden können. 
Die angezogene Verfaſſungsvorſchrift fand ſich wörtlich gleich- 
lautend bereit3 in der norddentfchen Bundesverfaffung (NEL. 
1867, 10); da letztere am 1. Juli 1867 in Kraft trat, 
während der Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 Datirt 
ift, war e3 unzweifelhaft die Abficht des Geſetzgebers, troß 
jener Berfaffungsporfchrift inmere Steuern von Bier und 
Branntwein nach wie vor zuzulaſſen. Died wird aud) in 
der Praris nicht bezweifelt und e8 find demgemäß die 
Einzelftaaten ſowohl für fi beredtigt, innere 
Steuern von Bier und Branntwein neben den 
Reich sſteuern zu erheben, al3 auch die Erhebung 
von ſolchen durch Kommunen oder Corporationen 
zu geftatten bezw. neu einzuführen, nah Maßgabe 
der durch RV. a. 40 zum Berfafjungsrecht erhobenen Bor- 
ſchriften des ZVV. a. 5. II. 123 124 

Ausgefchloffen von der Zollgemeinfchaft find außer dieſen 
inneren Steuern auch die Wafferzölle, die Zollitrafen ein- 
chließlich der Confiskate, endlich alle Communicationsabgaben 


122 3VV. a.5 II SS.5, 8. | und Malz den Borbehaltin Brau- 

123 A. 5 II 8. 4 d iſt jedoch StG. 8. 44°, welcher den Satz 
aufgehoben durch G. v. 19. Juli des Textes ausdrücklich be— 
1879 (RGB. 259) 8. 5. ſtätigt. 

124 Bol. auch für Bier, Eſſig 
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zu Waſſer und zu Lande fowie die Waage» und Niederlage- 
gebühren; !?5 fomweit jedoch die Straßen zur Bermittelung 
des Verkehrs unter den verfchiedenen Einzeljtaaten dienen, 


dürfen die Abgaben die Herftelungs- und Unterhaltungs= 


“ Toften nicht überfteigen und überhaupt follen die Säte des 
preußiſchen Tarif$ von 1828 „hiefür nicht überfchritten 
werden;“ eine Ausnahme befteht in diefer Beziehung nur 
für Oldenburg, welches aber doch verpflichtet ift, feine be- 
ftehenden Chaufjeegelder nicht zu erhöhen. 12% 

Außer dieſer fachlichen befteht weiter noch eine territo= 
riale Modification der Reichszolleinheit. Bon legterer 
bleiben nach der Verfaſſung ausgejhloffen „die 
wegen ihrer Tage zur Einfhliegung nicht geeig- 


neten einzelnen Gebietstheile.“1?7 Diefe Gebiet3- 


theile waren bei Aufrichtung des norddeutfchen Bundes von 
ziemlich bedeutendem Umfang ;'?® allmählich aber wurde der 
größte Theil diefer Exclaven in die Reich3zolleinheit ein- 
gefügt. 12° 


125 3VV. a. 10. | 473. Den dermaligen (übrigens 

136 ZVD. a. 22; dazu auch jetzt auch nicht mehr zutreffenden) 
Schl. Brot. 3. 16 (Sachen). | Stand der Zollerclaven ſ.v. Auf⸗ 
Diefe Nechte find Ausnahme: | ſeß 25, 28. Delbrüd 42. 
rechte im Sinne von RB. a. 78?, | Legterer Schriftiteller giebt eine 
j. oben B.1 83 ff. Ebenfo gilt | jpecielle eingehende Erörterung 
dieſes Recht für Schaumburg: | über das Rechtsverhältniß von 
Lippe Delbrüd 85. HänelI | oldenburgifchBrafe und preußifch 
143. Vgl. auch v. Aufſeß 391. | Geeftemünde, welchesgemäß dem 

ET RV. a. 331 a. E. BZ. | Vertrage v. 4. April 1853 nicht 
8.16. dad der übrigen Zollerelaven, 

128 ZVV. a. 6 dazu Hänel | fondern ein Ausnahmsrecht im 
I 135. Delbrüd 41ff. La- | Sinne von RB. a. 78? fei, wie 
band bei Hirt 509. SIR.III | dad Freihafenrecht von Bremen 
2, 253 ff. und Hamburg. AN. jedoch mit 

129 Bol. V. v. 18. Nov. 1868 | Recht Laband III 2, 2541. 
BOB. 518), ferner CBl. 1879 





_ ei 
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Der Widerfpruh zum verfaffungsmäßigen Princip der 
Bolleinheit, der in dem Ausfchluß einzelner Theile liegt, war 
von vorne herein als Proviſorium gedacht und follte fo- 
bald als möglich befeitigt werden. „Sobald“, fo heißt es 
ausdrüdlich im Zollvereinsvertrag, „die Gründe aufgehört 
haben, welche die volle Anwendung des gegenwärtigen Ver⸗ 
trage8 auf den einen oder anderen der unter Nr. 1 genannten 
Staaten und Gebietötheile zur Zeit ausfchliegen, wird das 
Präfidium des norddeutſchen Bundes den Regierungen der 
übrigen vertragenden Theile Nachricht geben. Der Bundes- 
rath des Zollvereins bejchließt ſodann über den Zeitpunkt, 
an welchem die a. 3—5 und 10—20 in diefem Staate oder 
Gebietstheile in Wirkſamkeit treten.“ 

Der Bundesrath ift darnach das competente Organ, um 
über den bezüglich aller vorläufig noch erclavirten Theile 
von Anbeginn in Ausfiht genommenen Anſchluß an die 
Zolleinheit zu bejchließen; 13° durch bundesräthliche Verord⸗ 
nung murden auch unter ausdrüdlicher Bezugnahme auf 
jene Worte des Bertrages i. J. 1868 Medlenburg und 
Lauenburg dem Zollverband angegliedert. 

Abgeändert ift jene Beftimmung des Vertrages 
durch die Reichsverfaſſung für Bremen und Ham- 
burg. Nach der nordd. BB. a. 34 follten die drei nord» 
deutfchen Hanfeftädte „mit einem dem Zweck entjprechenden 
Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes" als Freihäfen 
außerhalb der gemeinfchaftlihen Zollgrenze bleiben. ! Trotz 


130 Delbrüd 46. für die ftantörechtliche Seite der 

131 Meber die wirtbichaftliche | Frage wenig oder nicht bietet. 
Seite diejed Freihafenprivilegd | Vergl. Wagner I 592 f.; und 
iſt neuerdings eine große Streit- | jetzt insbefondere Laband III 
literatur erwachien, die jedoch) | 2, 254 ff. 


Zorn, Staatsrecht II. 17 
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der Garantie des Freihafenrechtes durch die Verfaſſung war 
auch diefes Recht immer nur als ein proviforifches und dem- 
gemäß nach den Vorfchriften des Vertrages thunlichit bald 
zu bejeitigendes betrachtet worden. 17? In Folge davon wurde 
auch Lübeck bereits i. J. 1868 auf feinen Antrag dem Boll» 
verein einverleibt. 13° Für Bremen und Hamburg dagegen 
ging die Beitimmung der nordd. BB, unverändert in die 
deutjche NReichöverfaffung über. Diefelbe trägt unzweifelhaft 
den juriftiichen Charakter eines Ausnahmsrechtes im Sinne 
von RP. a. 78 Abf. 251% die Abgrenzung des Freihafenbezirkes 
jedoch unterliegt, ſoweit nicht Stadtgebiet in Betracht kommt, 
lediglich der freien Beitimmung des Bundesraths, welcher 
jeinerfeit3 nur an die in dem Worte „entfprechend“ Tiegende 
Zweckbeſtimmung der Berfaffung gebunden ift. Der Bundesrath 
hat auch von diefem Rechte mehrfach Gebrauch gemacht. 135 
Meberdies bedarf es zu einer Bejeitigung des in a. 34 der AB. 
garantirten Rechtes eined Verfaſſungsänderungsgeſetzes. 136 
Inzwiſchen ift die Frage der deutfchen Zollexclaven in 
ihr legtes Stadium getreten, indem aud für Hamburg 
und Bremen der BZollanjhluß principiell be- 
ſchloſſen ıjt. Nach langen und aufregenden parlamentarifchen 
und außerparlamentarifchen Kämpfen kam das ©. v. 16. Febr. 


132 Delbrüd4d. Laband III 
2, 2552. 

13 Hänel I 201°. 

1816.83 ff. Ebenſo 
Laband SLR. III 2, 257. N. 
A. HänelI 200. 

135 V. v. 22. Mai 1880, welche 
Altona, v. 14. Juni 1880, welche 
die Elbe bis Cuxhafen ferner v. 
8. Dec. 1881, welche einen wei- 
teren Theil der Unterelbe dem 


Zollverband anjchließt, ſammtuich 
nicht publicirt! v. Aufſeß 21. 
Vgl. CBl. 1881, 464 das Re⸗ 
glatt über das zollamtliche 

erfahren auf der Unterelbe. 
Vgl. auch Laband III 2, 262. 

1365 A. A. Laband IIL2, 258. 
Hier werden die Streitfragen u 
RD. a. 34 eingehend, aber u. 
nicht in allen Punkten erichöpfend 
behandelt. 
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1882 (RGB. 39) zu Stande, welches die Modalitäten 
des Zollanfchlufjes von Hamburg feititellt; dadurch 
ift zugleich das Schidjal des Bremer Freihafenprivilegd ent- 
ſchieden. Doch ſoll nicht das geſammte bisherige Hamburger 
Freihafengebiet dem Zollverein einverleibt werden, ſondern 
ein den Geboten dieſes Verfehres genligendes Gebiet diefer 
Art erhalten und der juriftifche Charakter dieſes Rechtes ſoll 
unverändert der in RD. a. 34 vb. 78° präcifirte bleiben, 
was in $. 1 des Geſetzes fpeciell betont ift. 

Andrerfeit3 gehören zum Neich3zollverband zwei Gebiet3- 
theile, welche nicht zum deutfchen Staatöverband gehören : 137 
1. die der bayriſchen Zollverwaltung angefchloffene öfter- 
reichifche Gemeinde Jungholz,' 2. das in Perfonalunion 
mit dem Königreich der Niederlande ftehende, der preußifchen 
Zollverwaltung angefchlofjene Oroßherzogthbum Luxem burg, 
welches früher Beftandtheil des deutfchen Bundes geweſen 
war. Der Zollverband mit Yuremburg ift für beide Theile 
unfündbar bis zum 31. Dec. 1912 (fo lange das Padıt- 
verhältnig de3 Reiches gegenüber der Wilhelm-Puremburg- 
Eifenbahn dauert). 1? 

Der Bevöllkerungsſtand des Zollgebietes fol immer nach 
3 Jahren amtlich feftgeftellt werden. Derntalen umfaßt 
das Reich3zollgebiet 539 740 ID Km. mit 42 338 031 Ein- 
wohnern, die Exclaven — mit Hamburg — haben 594705 Ein- 


37 3VV. a. 2. Delbrüd 
8 ff; ſpeciell auch über den 
rechtlichen Unterfchied der Stel» 
lung von Jungholz und Luxem⸗ 
burg. Ferner Laband III2, 252. | Bundesrathes derZählterminan- 
138 Staatövertr.v.3.Mai1868. | geordnet. Vgl. auch Laband bei 
139 Staatövertr. v. 11. Juni J Hirth 455°. 
1872 (RGB. 327) 8. 14. 
aud) oben ©. 55 ff. 


10 3VV. a. 118. Delbrücks7. 
Die Beſtimmung wird nicht mehr 
befolgt, ſondern incorrecter Weiſe 
einfach durch Verordnung des 
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wohner. Berechnet wird in Bollfachen die ortSanmwejende 
confummirende Bevölferung ohne NRüdjiht auf Staatsan- 
gehörigfeit. !*! 

IV. Die Zollgefälle werden erhoben nah Maß— 
gabe des gefeglihen Zolltarifes. Die Gejchichte des 
Zolltarifes bildet feit Jahrzehnten einen der interejlanteften, 
ja wohl den intereflanteften Theil der deutjchen Staatsent- 
widelung und de3 jungen Deutfchen Reiches.2 “Der bereits 
jehr mäßige Tarif v. 1. Juli 1865 wurde noch weiter redu- 
cirt durh ©. v. 17. Mai 1870 (RGB. 123) und meiterhin 
durch ©. v. 7. Juli 1873 (RGB. 241). Eine radicale Um- 
kehr von diefer Bahn zu ziemlich hoben Zollfägen enthält 
dagegen das nach den ſchwerſten parlamentarifchen Kämpfen 
zu Stande gefommene G. v. 15. Juli 1879 (RGEB. 207), 
dem ein Zarif in 43 Pofitionen angefügt ift; dazu kommen 
für den Tabackszoll TabacksStG. SS. 1.48 (die Pofition 
des Zolltarifs Nr. 25 v ift dur $. 1 des TabSt®. aufge- 
hoben), für den Zuderzoll ©. v. 26. Juni 1869 (RGB. 282) 
8.2. Durch diefen Tarif find die früheren Tarife voll- 
fonımen bejeitigt. Der neue Zarif fteht jeit 1. Juli 1880 
in feinem ganzen Umfange in Kraft. Von den im Tarif 
aufgeführten Waarenfategorieen müſſen nah Maßgabe des 
Gefeges und des vom Bundesrathe feitgeftellten Waaren- 
verzeichniſſes Zölle erhoben werden. Modificationen des 


11 y. Aufſeß 27 f. 

142 gu Skizze bei v. Auf: 
je 16 ff. 5ff.; Wagner I 
595ff; Laband bei 348 502ff. 
©. auch die oben ©. 210? ge- 
nannte Literatur. 

13 338. 8. 12, dazu CHI. 
1879, 837, wo sehr lakoniſch 
mitgegit if, „DaB der Bundes» 


. 


rath das Waarenverzeichniß feft- 
geltell babe und daß daſſelbe 

iuflich ſei. Ordnungsgemäß 
publicirt iſt daſelbe nicht, ob⸗ 
wohl es ſich dabei doch um eine 
Vollzugsverordnung zum Geſetz 
handelt. Abänderungen (diefe 
find ordnungsgemäß publicirt!) 
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Tarife in Berüdjichtigung einzelftaatliher Intereffen find 
zwar zuläffig, doc dürfen fie „auf die allgemeinen nter- 
efjen nicht nachtheilig einwirken.“ !* Zur Entrichtung des 
Zolls ift derjenige verpflichtet, der zur Zeit der Fälligkeit 
defielben der Inhaber (natürliche Befiger) des zollpflichtigen 
Gegenftandes ift bezw. denfelben aus der öffentlichen Nieder- 
lage nimmt; in jedem Falle haften die zollpflichtigen Gegen— 
ftände in erfter Linie für die Zollgebühr. 1% 

Auch die deutſchen Souveräne, die Standesherren und 
Perfonen des diplomatischen Dienftes find von der Entrich— 
tung der Zollabgaben nicht frei, doch ift e8 den Einzelftaaten 
geftattet, den von ſolchen Perſonen bezahlten Zoll auf eigene 
Rechnung zurüdzuerftatten;! den beim Reiche accreditirten 
Diplomaten werden ſeit 1. Januar 1872 die Zölle aus der 


Reichscaſſe erftattet. 147 


CBl. 1881,15; dagegen ein Nach⸗ 
trag ift wieder nur als erlafien 
und verfäufllich gemeldet CBl. 
881, 139. Ein weiterer Nady- 
trag ift wieder vollftändig publi- 
cirt CBl. 1882, 151; v. Auf- 
jeß 47. Dazu gehören nod) die 
auf einer Anzahl von Bundes- 
rathöverordnungen beruhenden 
Borichriften über die Taraver- 
ütung, ſ. diejelben bei v. Auf- 
? ep 47—49. 

1 3VV. a. 3 8. 1. Val. dazu 
Delbrück 11; Hänel 131; 
ferner Zolltarif v. 15. Juli 1879 
Nr. 25c Anmerkung. - 

15 338. 8.13 ff. 

146 3VV. a. 15: „von der 
tarifmäßigen Abgabenentrichtung 
bleiben die Gegenftände, welche 


für die Hofhaltung der hohen 
Souveräne und ihre Regenten- 
häuſer oder für die bei ihren 
Höfen acereditirten Botichafter, 
Geſandten, Gefchäftsträger u.f.w. 
eingehen, nicht ausgenommen und 
wenn dafür NRüdvergütungen 
jtatthaben, jo werden joldye der 
Gemeinſchaft nicht in Rechnung 
gebracht. Eben fo wenig anrech- 
nungdfähig find Entihädigun- 
gen, welche in einem oder dem 
anderen Staate den vormals un- 
mittelbaren Reichöftänden oder 
an Communen oder einzelne 
Privatberechtigte für eingezogene 
Zollrehte oder für aufgehobene 


Befreiungen gezahlt werden 
müffen.” 


178, d. BR. v. 29. April 
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Fur „Waaren, welde aus Staaten kommen, melde 
deutfche Schiffe oder Waaren deuticher Herkunft ungünftiger 
behandeln, al3 diejenigen anderer Staaten“ ift ein Zujchlag 
von 50%, zum gewöhnlichen Zoll als Retorjionszoll 
geftattet. Es bedarf jedoch hiefür Faiferlicher Verordnung 
mit Zuftimmung des Bundesrathes und folche Verordnungen 
müſſen auch dem Reichstag fofort oder nach feinem Wieder: 
zufammentritt vorgelegt werden und find außer Kraft zu 
fegen, falls derfelbe feine Zuftimmung verjagt. !* 

Die Zollerclaven haben ftatt der Zollgefälle ein Averfum 
an die Reichscaſſe zu bezahlen, welches nach Verhältniß der 
gefammten ort3anmwefenden Bevölkerung zu der Netto-Zoll- 
einnahme des Neich3zollgebietes berechnet wird. Für Die 
Städte fommt dazu noch ein Zuſchlag von 3 Mark pro 
Kopf der Bevölkerung, der für Hamburg und Bremen auf 
5M. erhöht wurde. ! 

V. Die Berwaltung des Zollmefeng. !% 

Die Verwaltung des Zollweſens, insbefondere die Er- 
hebung der Zollgefälle verbleibt jedem Einzelſtaate, „ſoweit 
derfelbe fie bisher gelibt hat“ (RB. a. 361). Das Princip 
der einzelftaatlichen Zollverwaltung erfährt jedoch eine er- 
hebliche Modification nach zwei Richtungen: einmal ift das— 
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1872 (nicht publicirt!); vgl. dazu 
v. Aufſeß 38, 3. 18. La— 
band III2,299. Delbrüd64; 
über die juriftifchen Bedenken 
gegen die B. d. BR. |. Zorn 
ianbiiheftareit in Din, 8 

116. Die 
deutichen Behrbüder des Völker⸗ 
rechted nehmen von den Be- 
Stimmungen des deutfchen Nech- 
tes feine Notiz, ſondern be- 


haupten Zollfreiheit auf Grund 
der „Erterritorialität” vgl. hie— 
über Zorn a. a. ar: 1121, 1162. 

148 Farifgef. $ 

149 RV. a. —8 dazu V. d 
BR. v. 25. Mat 1878, 12. März 
1880 (nicht publicitt). Bal. v. 
Aufſeß 171, Lab and bei Hirth 
509, Caband StR. III 323*. 

150 7, Aufſeß 139—147. La— 
band III 2, 8. 114. 
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jelbe verfaffungsmäßig nur anerfannt, ſoweit eine einzel- 
ftaatliche Zollverwaltung bisher beftanden bat; foweit jedod) 
Einzelftaaten ihre Zollverwaltung an andere Staaten über- 
tragen haben, hat e3 hierbei fein Bemwenden und zwar muß 
auch für folche Verhältniffe angenommen werden, daß Ddie- 
felben nunmehr auf verfaffungsmäßiger Vorjchrift beruhen. !°! 
Sodann iſt das Princip noch weiter modificirt bezüglich) 
der Grenzzollverwaltung. Die Behörden und Beamten der 
inneren Verwaltung beftellen die Einzelſtaaten ganz frei und 
tragen dafür auch die ſämmtlichen Koften.? Auf Grund 
der älteren Verträge einigte man fich nur auf gemeinfame 
Grundzüge der Organijation: es ſollen Haupt: und Neben- 
zollämter errichtet und in jedem Staate über den unteren 
Aemtern eine, nach Bedarf auch mehrere Zolldirectionen, 
welche ihrerjeitS wieder dem einfchlägigen Minifterrum als 
der Directivbehörde untergeordnet find, eingerichtet werden. 15? 
Eine Reich3zollverwaltung befteht principiell nicht und ift 
verfaflungsmäßig ausgeſchloſſen; nur in den drei Hanjeftädten 
beftanden bis jest auf Grund eines eigenthümlichen Ent- 
wickelungsganges Bereind- feit 1872 kaiſerliche Hauptzoll⸗ 
ämter.1%* Für den Grenzbezirf aber iſt die Organijation 


151 Bol. hierüber Delbrüd 
80ff, Laband bei Hirth 471, 
bei. StR. III2, 2843. 

152 Es ift troß 1.52 8.15 D. 
pro socio 17, 2 nicht richtig, 
wenn Laband 499 behauptet: 
„\owie der Einzelftaat die von 
ihm vereinnahmten Gefälle an 
die Reichscaſſe abzuliefern hat, 
fo find ihm andrerfeitd die auf 
die Erhebung und Verwaltung 
verwendeten Koften zu erſtatten,“ 


denn ZBB. a. 16 3.1 bejtimmt: 
„jede Regierung übernimmt alle 
in ihrem Gebiete vorfommenden 
Erhebungs- und Berwaltungs- 
Gollen, Zutreffend jegt StR. III 


153 3VV. a. 38. 6, a. 168, a. 19. 
V8G. 68. 18.19, 128ff. Hänell 
136 f., Laband bei Hirth 471f. 

15 Vgl. hierüber die ausführ: 
liche Darftellung bei Delbrüd 
73 ff. v. Aufſeß 140°, Laband 
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der Behörden vollftändig nach den vom Bundesrath erlafjenen 
Vorſchriften durchzuführen, 5 da die Koften der Grenzzoll- 
verwaltung und des Grenzſchutzes das Reich trägt.1%6 Diefe 
Koften werden den Einzelftaaten in Form einer Pauſchſumme 
vergütet. 157 Die Inftructionen für die Zollbehörden werden 
von den Einzelftaaten erlaſſen; ss der Bundesrath hat von 
dem ihm verfaffungsmäßig'® zum Erlaß folder Inftructionen 
zuftehenden Recht einen generellen Gebrauch bis jest nicht 
gemacht, doch enthalten allerdings die vom Reiche erlafjenen 
Gejege und Berordnungen jo zahlreihe Verwaltungsvor⸗ 
Schriften, 19 daß dadurch die Gleichheit der einzelitaatlichen 
Praris vollfommen gefichert erfcheint. Die Einzelftaaten 
haften für die Dienfttreue ihrer Beamten, fowie für die 
Sicherheit des Caſſen- und Nechnungsdienfted.1% Preipäffe 
für einzelne Gegenftände zu gewähren, ift den Einzel» 
ftaaten auf ihre Rechnung und Gefahr überlaffen.!? Die 
Grundfäge für Gewährung von Crediten find jedoch jeßt 
vom Bundesrath feftgeftellt. Die Correfpondenz in Zollfadhen 
ift ala „Reichsdienſtſache“ portofrei. 163 


4712, V. d. RK. v. 26. Aug. 1872 | die dem Reich zu erftattenden 
ROB. 8376), Laband III 2, Siauibafionen 508, Zaband III 
9 


84 f. 2, 

155 Deibrüdeß, v. Aufſeß 158 v. eh aa 
140, Laband III 2, 395. 159 INN 

156 NP. a. 38 8. "3. ZBB. 160 Vgl. 3 "5 36. ss. 9 
a. 16 3.1. Ueber den Begriff | 15, 21ff. —5* 88. 2, 3. 
„Örengbegirt VZ8G. 8. 16°. v. Aufl eß 13 

7 3VV. a. 16 3. 2, Del: 161 3VV. 163 vgl. Laband 

brüd 55—57, 66 ff., bei. 68 Er- | 502. 
höhungen beziehen Didenburg 12 3VV. a. 13, 14; dazu 
(Schl. Brot. 3.13), ferner Würt- v. Au fjeß 167, Delbrückbof., 
temberg, Baden, Elſaß⸗Loth- Laband 503, 504, III 2, 299. 
ringen, Lufemburg, v. Aufſeß 168 v. Aufſeß 32, 36. 
334, 171 ff, Laband 500°, über 
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VI Die Bermwaltung wird von Reich swegen con- 
trolirt; Organ diefer Controle ift verfaſſungs— 
mäßig der Kaijer.!* Für die Ausübung diefer Controle 
wurde feit Beginn des Zollvereins ein ſehr eigenthümliches 
Syſtem ausgebildet, dag im Princip auch jest noch feitge- 
halten wird. Während früher durch das Präfidium des 
Bereined den Verwaltungsbehörden der Einzelftaaten Control- 
beamte beigeordnet werden, ift jet Diefes Recht dem Kaijer 
übertragen. Er ernennt die Controlbeamten, ift jedoch bei 
diefer Ernennung verpflichtet, Beamte der verfehiedenen Zoll- 
vereingftaaten zu wählen, ies und beftimmt ihren Amtsfig, 
beides nach Bernehmung des Bundesrathsausſchuſſes für Zoll- 
und Steuerweſen. 186 

Dieſe Beamten find entweder Bevollmächtigte, melde - 
den Directivbehörden oder Stationscontroleure, melde 
den Unterbehörden beigeordnet werden. Der Kaiſer wählt 
diefelben aus den Zollbeamten der Einzelftaaten nad) Be- 
lieben aus, fie treten jedoch nach der dermaligen Prariß 
durch die Faiferliche Ernennung nicht in den Reichsdienſt, 
fondern behalten ihr einzeljtaatlihes Beamtenverhältniß 
bei und fungiren demnah nur in commiffarijcher Ver⸗ 
wendung im NeichSdienft.!7 Die Koften dieſer Controle 
trägt das Reich. Die Inftruction der AufjichtSbeamten be- 
ruht in der Hauptjache bis zur Stunde auf den PVerab- 


‚= v. Aufjeß 189. Del: | Bezahlung derjelden durch das 
brüd 82 ff. Laband bei Hirth | Reich find fie nicht „Reiche- 
474 f. StR. III 2, 288 ff. beamte” im ſtaatsrechtlichen 

185 Schl. Brot. Nr. 15. Sinne; correct ift dad ftaats- 

16 RV. a. 362. ZVB.a.20. | rechtlihe Berhältnig in den 

17 RV. a. 36? find diefelben Etatsgeſetzen gekennzeichnet. Bal. 
zwar ald „Reichsbeamte“ bezeich- | v. Aufſeß 195. 
net; troßdem aber und troß der 
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redungen von 1833. Die Beamten erftatten ihre Berichte an den 
Kaifer, der diefelben behufs der Abftellung etwa vorgefundener 
„Mängel bei der Ausführung der gemeinfchaftlichen Gefet- 
gebung“ dem Bundesrath zur Beſchlußfaſſung übermeift. 
(RD. a. 363.) Die den Hauptäntern beigeordneten Con- 
troleure haben die Zollverwaltung und Grenzbewahung an 
den unteren Stellen zu überwachen und auf die Abjtellung 
von Mängeln hinzuwirken; jelbftändige Verfügungen zu treffen 
find fie jedoch nicht berechtigt.1% Die Bevollmächtigten 
werden den höheren Zollverwaltungsbehörden, den Directiv- 
bebörden, beigeordnet und haben fich von dem Gang der 
Bermwaltung in ihrem Bezirk die genauefte Kenntniß zu ver- 
Ihaffen; die Verwaltung, zu deren Controle fie berufen find, 
fol „unbejchränfte Offenheit“ gegen fie beobachten. 1% 

Im übrigen follte eine Inftruction für die Bevollmäch— 
tigten von Reichswegen erlaffen werden und der Zollvereing- 
vertrag beftimmte hierüber in Schl. Brot. 3. 15, 2 fol- 
gendermaßen: 

„AB Grundlage der in dieſem Artikel erwähnten In⸗ 
ftruction, welche das Gejchäftsverhältnig der den Directiv- 
behörden der Vereinsſtaaten beizuordnenden Bevollmächtigten 
näher beftimmen fol, ift verabredet worden, daß ein folcher 
Bevollmächtigter da, wo er feinen Sit erhalten hat, die 
nachftehend bejtimmte Wirkſamkeit auszuüben berechtigt fein 
ſoll. 

a) Derſelbe kann allen Sitzungen der Directivbehörde 
beiwohnen. Eine jede Verfügung und Anweiſung, welche die 
letztere oder deren Vorſtand in Beziehung auf die Verwal— 
tung der gemeinſchaftlichen Abgaben an die ihr untergeord⸗ 


168 3VBV. a. 208. | 19 HUB. a. 204 5, 
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neten Behörden ergehen läßt, muß vor der Ausfertigung ihm, 
jofern er am Orte anmefend ift, zur Einfiht im Concepte 
vorgelegt und darf nicht eher ausgefertigt werden, al3 nach⸗ 
dem er fein Viſa beigejegt hat. 

b) Diefes Bifa ſoll der Bevollmächtigte zwar weder ver- 
weigern noch verzögern dürfen, bei Ertheilung deſſelben ift 
er jedoch berechtigt, wenn er befürchtet, daß aus dem Voll- 
zuge der Verfügung oder Anweiſung ein Nachtheil für den 
Zollverein entftehen möchte, feine abmeichende Anficht moti- 
virt auf dem Concepte zu vermerken, und zu verlangen, daß 
die Directiobehörde wenigſtens gleichzeitig mit dem Erlaſſe 
der fraglichen Verfügung an das ihr vorgefegte Minifterium 
Bericht erftatte. | 

c) Inſofern das Legtere nicht rechtzeitig Abhülfe ge- 
teoffen haben, oder eine Verftändigung mittelft Correjpondenz 
der Minifterien oder der oberjten Zollbehörden der betreffen- 
den Staaten nicht inzwijchen eingetreten fein jollte, ift an 
den Bundesrath zu relurriren, um die Differenz zur Ent- 
Scheidung zu bringen. 

d) Zu den Befugniffen de8 Bevollmächtigten gehört 
auch die Pifitation des Grenz- und Nepifionsdienftes auf 
der Zolllinie und des Verfahrens bei der Zoll- und Steuer: 
erhebung in dem Gebiete, wo er beglaubigt ift, wobei der- 
felbe fih der Beihülfe der ihm biezu zugemwiefenen Beamten 
bedienen kann. Er ift jedoch nicht berechtigt, bei foldhen Re— 
viſionen Befehle an die Zoll- oder Steuerbeamten zu er: 
tbeilen oder Anordnungen in der Verwaltung zu treffen, 
vielmehr kann er nur bei der betreffenden Directinbehörde 
die ſchleunige Abftellung der von ihm etwa entdedten Mängel 
in Antrag bringen. 

e) Es fteht dem Bevollmächtigten, wie jedem Mitglied 
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der Directivbehörde die Einficht der Acten, Bücher, Rech—⸗ 
nungen und Regiſter 2c. ſowohl diefer Behörde, als auch 
der Zoll und Steuererhebungs-Behörden zu. 


f) Er kann die Rechnungen über die gemeinjchaftlichen 
Abgaben prüfen und dagegen Erinnerungen machen, ohne 
jedoh die Führung und Abnahme derjelben, ingleichen die 
Entfeheidung der Erinnerungen durch die dem Rechnungs- 
führer vorgejegte Dienftbehörde aufzuhalten. Findet er die 
Entfoheidung dem Vereinsintereſſe nicht entfprechend, jo hat 
er ben betreffenden Gegenſtand bei dem Bundesrathe zur 
Unzeige zu bringen.“ 

VI. Die Abrehnung der Zollgefälle 70 ift fehr 
complicirt. Verfaſſungsmäßig fließt der geſammte Ertrag 
der Zölle in die Reichscaffe;!”! über das Rechtsverhältniß 
von $. 8 des Tarifgeſetzes v. 15. Juli 1879 zu Ddiefem ver- 
faffungsmäßigen Grundfage |. oben ©. 216. 


Der Nettvertrag der Zölle ergiebt fich durch Abzug 1. der 
auf Gejegen oder allgemeinen Verwaltungsvorjchriften bes 
ruhenden Steuervergütungen!”? und Ermäßigungen 2. der 
Nüderftattungen für unrichtige Erhebungen 3. der Erhebung3- 
und Berwaltungsfoften im Grenz bezirk, 173 

Die Zolleinnahmen find in die ReichScaffe abzuführen, 
„Sobald diefelben nach den beftehenden Geſetzen und den 
über die Friften der Zollcredite getroffenen Verabredungen 


10 9, Aufſeß 161. La— 
band bei Hirth 507 ff. SLR. 
III 2, 300. 

MIND, a, 381, 2, vgl. ZVB. 
a. 17. Die bejonberen Bor- 
ichriften v. 13. Sanuar 1872 


ind publicirt in Hirth's Ann. 
1872, 1489 ff. 

72 Nicht aber dürfen die auf 
einzeljtantliche Rechnung erfol- 
genden NRüdvergütungen abge- 
zogen werden. 

MDB. a. 88? 
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and 


für die Caſſen der Einzelftaaten fällig geworden 
find. "174 Die definitive Beihlußfaffung über die Abrech— 
nung erfolgt durch den Bundesrath, vorbereitet wird die- 
jelbe durch die Hauptüberfichten, welche von den Directiv- 
behörden der Einzelftaaten auf Grund der Quartalertracte 
und Finalabſchlüſſe der Unterbehörden zufannnenzuftellen 
und dem Bundesrathsausſchuß für Rechnungsweſen, dem ehe- 
maligen Gentralbureau des Zollverein, einzufenden find; 
legterer bat die Beichlußfafiung des Bundesrathsplenums 
vorzubereiten, bezw. die an die Reichscaſſe abzuführenden 


Summen vorläufig feftzuftelen. (RB. a. 39.)175 

Ebenſo wird Hinfihtlih der an die Reichscaſſe zu be- 
zahlenden Zollaverja verfahren. 

Zuremburg und Defterreich für Jungholz erhalten eine 


ent|prechende Summe Hinausbezahlt, 


ohne daß fie eine 


financielle Leiftung an dag Reich zu machen hätten. !7° 


74 Etatsgeſ. v. 4. Dec. 1871 
(RGB. 412) 8.3. Auf Grund 
dieſes Geſetzes orbnste der Sun 
desrath durch B. v. 7. Dec. 1871 
(nicht publicirt) neue Sormulare 
für die Hauptüberfichten an. 
Die jet geltenden Borjchriften 
find v. 18. März 1878. Bon 
bejonderer Wichtigkeit war die 
rechnerijche Behandlung der Zoll⸗ 
eredite: ſ. hierüber v. Aufſeß 
165ff.; ferner Laband bei Hirth 
504 ff. Früher waren die Ver- 
hältniffe wejentlich anderd ge- 
ordnet |. Laband bei Hirth 506. 
StR. III 2, 300. 

175 Auch diefer Rechnungsmo— 
dus beſteht in der Hauptſache 
. jeit 1833. Das Centralbureau, 


der Hauptträger einer inter- 
eflanten Entwidelungsphafe deut- 
Icher Gefchichte, beſtand bis 1872. 

16 Raband 498 bemerkt: 
„Da zu den gemeinfamen Aus: 
gaben des Reiches jeder Staat 
nad) Maßgabe feiner Bevölke— 
tung beizutragen hat, fo findet 
eine wirkliche Berechnung und 
Heraudzahlung des auf jeden 
Einzelftant fallenden Antheils 
an dem Zoll- und Steuerertrag 
nicht Statt, ſondern die allen 
Staaten gemeinfamen Steuer⸗ 
und Zolleinnahmen compenſiren 
ſich mit den allen Staaten ge: 
meinſamen Reichsausſsgaben. Da- 
durch daß der einzelne Staat 
feinen Antheil an den gemein- 
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VIII. Der Zollfhug. 17 

Der Zollſchutz ift gleichfalls durch das Reich gefetlich 
geordnet, die Durchführung deſſelben aber ift ein Stüd der 
einzelftaatlichen Zollverwaltung. Geldftrafen und Confiskate 
fallen in die Caffen der Einzelftaaten, das Begnadigungd- 
recht fteht den Landesherren zu, 178 

Das Zollſtrafgeſetzbuch bildet einen Theil des Vereins⸗ 
zollgefeges, daS Verfahren dagegen richtet fi) nach den Vor— 
Ihriften der allgemeinen Strafproceßordnung. 7° Das Gejeß 
fennt zwei fpecififche Zolldelicte: Contrebande und De— 
fraudation. Der erfteren macht fich ſchuldig, wer eine 
Waare einführt bezw. einzuführen verjucht, die nicht eingeführt 
werden darf. Der Schuldige fällt in Geldftrafe vom doppelten 
Werth der contrebandirten Sachen, mindejtend aber von 


ſamen Zollerträgen und Steuern 
nicht empfängt, zahlt er im Wege 
der Compenjfation einen gleich 
großen Theil ded von ihm zu 
entrichtenden Matricufarbeitra: 
ges und es find daher die Zoll: 
intraden nur jcheinbar eigene, 
von den Meatricularbeiträgen 
ſpecifiſch verfchiedene Einnahmen 
des Reiches.“ Dazu iſt zu be- 
merfen: der Verfafiung entipre- 
chen diefe principiellen Geſichts⸗ 
punkte nicht; nach der Berfafjung 
ind ſowohl Zölle als Matricu- 
larbeiträge eigene aber ſpecifiſch 
verſchiedene Cinnahmen des 
Reiches. Nur joweit die Zölle 
2c. nicht audreichen, erijtiren die 
Matricularbeiträge überhaupt zu 
Recht. Durch dad Tarifgeſetz v. 
15. Juli 1879 8. 8 iſt diejes 
Verhältnig allerdings, ſoweit 


Zölle und Tabadöfteuer den 
Betrag von 130 Mil. M. über: 
jteigen, yprincipiell geändert (j. 
oben ©. 216); auf Grund dieſer 
die Berfafjung abündernden Be- 
ſtimmung find die von Laband 


‚geltend gemachten Gefichtspunfte 


richtig, der Verfaſſung aber 
widerjprechen fie. 

m 236. 88. 134—165. 
SPD. 88. 459—469; vgl. v. 
Aufſeß 71 ff, auch v. Liszt 
Strafrecht ©. 455 ff. 

178 IBB. a. 10 Abi. 23.4, 
a. 18. 

19 Uber das Zolllartell v. 
11. Mai 1833 und deſſen Er- 
ſetzung durch das GVG. und 
die StPO. mit Ausnahme we- 
niger Specialbeftimmungen Del 
brüd21. Ferner Laband StR. 
III, 2. 272. 
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30 Marf, die Waare felbft verfällt der Confiscation: Dieſes 
Delict richtet fich alfo nur gegen Ein- und Durchfuhrverbote, 180 
Der Defraudation madt ſich ſchuldig, wer den Zoll hinter- 
zieht bezw. zu hinterziehen verfucht; die verwirkte Strafe beträgt 
das Bierfache des defraudirten Zolleg, außerdem ift leterer jelbit 
nachzubezahlen und die Waare zu confißciren.!%! Beim erften 
Rückfall ift die Geldftrafe zu verdoppeln, 182 bei weiteren Rüd- 
fällen tritt in der Negel Freiheitsſtrafe bis zum Höchftbe- 
trag von 2 Fahren neben der Confiscation ein.!® Für den 
NRüdfall gelten Contrebande und Defraudation als ein und 
daſſelbe Delict.!* In welchem Einzelftaat die Beftrafung 
erfolgte, ift gleichgiltig. 1° Rückfall Iiegt nur dann vor, wenn 
die Wiederholung des Delictes innerhalb 3 Jahren nach Ab: 
büßung oder Erlaß der früheren Strafe ftattfindet.!°% 

Bedeutend höhere Strafen treten ein, wenn Contrebande 
oder Defrandation durch drei oder mehrere Perfonen in 
Berabredung (Bande), is? ferner wenn ſie unter dem Schuße 
einer Berficherung!s® oder unter Mitführung von Waffen 18° 
erfolgten. 

Andermeitige PVerfehlungen gegen die Vorfchriften der 
Bollgefege werden mit Drdnungzftrafen geahndet.1% Endlich 
enthält das Gejeg noch bejondere Strafbeftimmungen gegen 
Beftehung der Zollbeamten und Widerjeglichkeiten, welche 
nit unter den Thatbeftand de StGB. fallen. 191 


180 V8G. 8. 1345 dazu die 1923 BIO. 8. 141. 


Specialbeit. & 136-— 139, fer- 14 3.8.1422 
ner die Strafihärfung in 8. 185 VBBG. 8. 1421! 
144. Weber die Confiscation | 136 VZO. 8. 1423 
88. 154—157. 187 V8G. 8. 146. 

ı V8G. 8.135; dazu 88. 19 V8G. 8. 147. 
136—138, 144. 189 VZG. 8. 148. 

12 38, 8. 140; dazu 8. 19 V36G. 8. 151, 152. 
146°. 191 V8G. 88. 160, 161. 
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Der Zollihug gegenüber den Zollerclaven ift in bejon- 
derer Weile geordnet. 1? 

Alljährlich ft durch Die Directivbehörden eine genaue 
Aufftellung aller Straffälle herzuftellen und dent ftatiftilchen 
Amt des Reiches einzufenden, welches eine Generalüberficht 
anfertigt und veröffentlicht. 193 

Unbefanntfhaft mit den gejeglichen Beftimmungen ſchützt 
niht vor Strafe, auch Ausländer nicht. 1% 

Contrebande und Defraudation verjähren in 3, andere 
Bollcontraventionen in einem Jahre vom Zeitpunkt der Be⸗ 
gehung ab.!%5 


IV. Die Verbrauchsſteuern. 


A. Die Steuergemeinichaft. 

Die deutſche Zollgemeinjchaft war ſchon lange vor Auf- 
‚richtung des norddeutfchen Bundes zugleich eine Gemeinſchaft 
der mwichtigften indirecten oder Berbrauchöfteuern.!% Den 
Abſchluß diefer Hiftorifchen Entwidelung bildet RB. a. 35, 
wornad die Steuern auf Salz, Taback, Branntmwein, 
Bier, Zuder, ſoweit diefe Producte im Inland 
erzeugt werden, Reichsſache find. 

Bezüglich diefer Berbrauchgfteuern gelten im Wejentlichen 
die gleichen Rechtsſätze wie für die Zölle; die Verfaſſung 
behandelt auch Zölle und indirecte Steuern in dem nämlichen 
Abjchnitte: einmal über die Rechtsquellen (oben III 1), 


192 G. v. 1. Juli 1869 (BGB. | perivdifche Heberfichten der Straf: 
3) v.28. Suni 1879 (ROB. erlafje. 
159 11 836. 8. 163. 

13 V. d. BR. v. 26. uni | 195 V8G. 8. 164. 

1880 (CHI. 494), hier auch die 196 ©. die oben zu III ange: 
a a9 Sormularien. | führte biftorijche Literatur. 
auch 3VV. a.18 über 
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jpeciell de3 älteren Vertragsrechtes und des preußifchen Veto 
gegen Neuerungen; jodann bezüglich der Verwaltung, welche 
in der Hauptjache mit der Zollverwaltung verbunden: ift 
(f. oben III 5), 197 ferner bezüglich der ReichScontrole (f. oben 
III 6); iss endlich auch bezüglich der Berechnung der Ein- 
nahmen (f. oben III 7). Hier ift alfo einfach auf die frü- 
heren Angaben zu vermeifen. 


B. Die Audnahmen von der Reichdverbraudhäfteuer- 
gemeinjchaft. 

1. Bon ſämmtlichen Reich8verbrauchsfteuern find aus— 
genommen und bezahlen ftatt deſſen ein Averſum an die 
Reichscaſſe die aus der BZollgemeinfchaft ausgeſchloſſenen 
Gebietstheile des Reiches. 1% 

2. Bon der ReichSbrauftener find ausgeſchloſſen, und 
bezahlen ftatt deffen ein Aperfum?%0 an die Reichscaſſe: 
Bayern, Württemberg, Baden, Elfaß-Lothringen, ſowie 
mehrere für diefe Materie zu Bayern gehörige thitringifche 
Ortſchaften (Oftheim und Königsberg), ?%! ferner die hohen 
zollernfchen Fürftenthlimer. Diefe Staaten ordnen die Brau« 
fteuer auf dem Wege der Tandesgefeggebung (NP. a. 35°), 202 


197 Bol. über dad DVerhältniß | Staaten einer- und das Reiche» 
der Steuer- zur Zollverwaltung | land andererjeitö |. Laband bei 
v. Aufſeß 145 ff. Hirth 5122. 

198 Ueber die Controle f. aud) 201 S. über diefe Verhältniffe 
StaatsB. v. 8. Mai 1867 a.4. v. Aufſeß 96 Nr. 3.4. 

7. (Salz). Die Ausnahmen für | 292 Bol. jedoch Delbrüd 30 
Bayern Württemberg Baden | über die Bedeutung von Z3VV. 
Elſaß⸗Lothringen ſ. unten B. a. 5, II 8. 2 für Iandedgejep- 

19 S. oben ©. 256. lihe Bier- und Branntwein- 

>00 Neber den Unterjchted der | fteuern. 
Berechnung für die jüddeutfchen 


Zorn, Staatsredt II. 18 
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ohne daß das Reich irgend welche Competenz der Auf— 
ſicht hätte. 

3. Von der Reichsbranntweinſteuer ſind ausgeſchloſſen 
und bezahlen ſtatt deſſen ein Averſum an die Reichscaſſe: die 
sub 2. genannten Staaten, ausgenommen Elſaß-Lothringen; 
die Ordnung der Branntweinfteuer erfolgt für diefe Staaten 
gleichfal8 auf dem Wege der Landesgeſetzgebung ohne Reichs⸗ 
auffiht. (RB. a. 35°); nur für Hohenzollern ergingen die 
beiden fpeciellen Reichsgeſetze v. 4. Mai 1868 (BGB. 151) 
und 15. Nov. 1874 (RGB. 133.)?os 

4. Soweit nad) dem sub 1—3 Bemerkten Ausnahmen 
von der Neichsfteuergemeinfchaft beftehen, dürfen auch beim 
Uebergang der betreffenden Erzeugniffe von einem Rechts- 
gebiet in das andere im Widerſpruch mit der fonftigen Be- 
feitigung aller Binnenzölle fog. Uebergangsabgaben er- 
hoben werden nad) Maßgabe der in den angegebenen Einzel- 
ftaaten zur Erhebung gelangenden inneren Steuern. ?% 

Die erimirten Staaten wirken gemäß RB. a. 7* nit 
an der Reich3gefeßgebung über diefe Materien mit. 

5. Die Einzelftaaten, in welchen die Befteuerung von 
Bier und Branntwein der Yandedgefeßgebung anheimgegeben 
wurde, find durch die Verfaſſung verpflichtet, ihr Beftreben 


203 9, Aufſeß 111. 

0 Vgl. die Aufzählung der- 
jelben ursprünglich im Anhang 
zum Zollvereinävertrag BOB. 
1867, 118, geändert RGB. 
1872, 293, neuerdings geändert 
RGB. 1877, 9; die geltenden 


Uebergangsabgaben in Bayern 88. 


einjchließlich der Rheinpfalz für 
Bier RGB. 1880, 25. Brannt- 


wein RGB. 1880, 189 dazu | 


CBl. 1882, 358, 387; in Würt- 
temberg Bier, Branntwein und 
Malz RGB. 1881, 232; in 
Baden Branntwein RGB. 1880, 
112. 190, Bier RGB. 1881, 
116; in Hohenzollern ©. v. 
4. Mai 1868 (BOB. 151), alten 
1, 2, 8°, 13! durch ©. v. 
15. Nov. 1874 (RCB. 133) ab- 
geändert wurden. v. Auffeß 
179—189, 
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darauf zu richten, „eine Webereinftimmung der Gejeggebung 
über die Beſteuerung auch dieſer Gegenftände herbeizu- 
führen. “205 


C. Die einzelnen Berbraudäfteuern. 

I. Die Salzfteuer.2% 

1. Rod vor Aufrichtung des norddeutichen Bundes war 
unter den Bollvereinsftaaten ein Staatsvertrag v. 8. Mai 
1867 (BGB. 49) abgefchloffen worden, welcher im ganzen 
Umfang des Zollvereines freien Verkehr mit Salz berftellte 
und das ftaatlihe Monopol aufhob.?” Auf Grund dieſes 
Bertraged erging ſodann das Bollvereinsgefeg v. 12. Oct. 
1867 (BOB. 41), 208 welches nicht formell zum Reichsgeſetz 
erhoben murde, jo daß neben demfelben die füddeutfchen 
Salzftenergefeße bis zur Stunde in Kraft ftehen. Alle dieſe 
Geſetze können jedoch gemäß RV. a. 35 nur auf dem Wege 
der Reichsgeſetzgebung abgeändert werden. 20 

2. Die Salzfteuer?!! beträgt 6 Marf pro Gentner 
Nettogewicht.?!! Sie wird erhoben von den Bergwerks⸗ 
befigern beziv. den Producenten. Nur in den vom Staat 
zugelafjenen Bergwerken darf Salz gewonnen werden. ‘Das 


25 Raband III 2, 275. 

206 1, auffeß 80—%. Del⸗ 
brüd 15. Laband bei Hirth 
450 StR. TII 2, 272°. Wag- 
ner bei v. Holtentorff I 608, 
IIT 200. 

27 StaatsV. a. 1. SalzStG. 


88. 1, 10. 
208 Die VollzV. und Snitruc- 
tionen zu diefem Geſetz find 
nicht publicirt, |. den Inhalt 
bei v. Auffeß 91 ff. 


209 Laband SLR. TIL 2, 272. 
Dad G. v. 12. Oct. 1867 ift fein 
norddeutſches Bundesgeſetz, wie 
Laband ſagt, ſondern ein Ge— 
ſetz „für die zum deutſchen Zoll⸗ 
und Handelsvereine gehörenden 
Staaten“. 


210 Weber den Begriff Salz 
StaatsB.a.2?, SalzStG. 8. 2°, 


211 SalzStG. 8 21. 


18* 


276 Buch IX. Das Reichöfinanzredit. 


gemonnene Salz ift in fichere, unter ftenerlihem Mitverſchluß 
ftehende Räume (Salzmagazine) niederzulegen und darf regel- 
mäßig nur von hier aus in den Verkehr oder Gebrauch ges 
bracht werden. Mit der Entnahme aus dem Magazin ent- 
fteht die Steuerverpflichtung. ?? ine Befreiung von der 
Steuer darf nur nach Maßgabe des Geſetzes ftattfinden. 213 
Weitere Abgaben dürfen vom Salz nicht erhoben werden. 

3. Die Salzwerfe ftehen unter genau geordneter Staats⸗ 
controle, zu deren Durchführung befondere Salzfteuerämter 
beftellt find. Der Betrieb von neuen Salzwerken ift 6 Wochen 
vorher dem Hauptſteueramt des Bezirke anzırzeigen. ?1 
Außerdem haben die Salzwerkfbefiger den Staatsbehörden 
jederzeit alle von ihnen geforderten Angaben über die Be- 
trieb3räume, Geräthichaften und Vorrichtungen zu machen 
und können auch bezüglich des Betriebes an beftimmte Be: 
dingungen gebunden werden, deren Verlegung die Schließung 
des Werkes, bis den ftaatlihen Anforderungen genügt it, 
durch die oberfte Landesfinanzftelle zur Folge haben Tann. 215 
Die Koften der Controle liegen dann, wenn die Menge des 
aus einem Werke zur Abgabe gelangenden Salzes nidt 
mindeftend 12000 Etr. beträgt, den Salzwerkbefiger, außer: 
dem dem Staate ob.?is Die Yunctionen der Reichs-Bevoll⸗ 
mädhtigten und Stationscontroleure erftreden fich auch auf 
die Salzfteuer.?'7 


22 SalzStG. 8. 9. die älteren noch in Kraft ſtehenden 

213 SaSt®. 8.22 ferner 8. | nicht publicirten Denaturirung3- 
20 vb. StaatsV. a. 5. und be | vorichriften].v. Au fjeß92—96. 
züglich der Controlgebühr a. 6. | Ueber die Dontvolgebühr auch 
Deber die Denaturirung des | Delbrüd 
Salzed V. d. BR. v. 25. März | ? Salz EN 5.8. 
178 pt 223), ferner V. v. 295 Sal StG. SS. ga 6, 7. 

d. M.“ (wahricheinlich No- 216 Salı StG. 8. 

— 1874 (CBl. 425). Ueber 210 S. eben ©. b65 SB. a.7. 
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4. Der Ertrag der Steuer fließt in die Reichscaſſe nach 
Abzug 1. der auf Geſetzen und allgemeinen Bermaltungs- 
vorjchriften beruhenden Vergütungen und Ermäßigungen, 2 
der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 3. der Koften 
für die Befoldung der mit Erhebung und Controlirung der 
Steuer auf den Salzwerfen beauftragten Beamten (RB. 
a, 38), 218 

5. Wer „es unternimmt, dem Staate die Abgabe von 
inländifchem Salze zu entziehen,“ ift wegen Defraudation 
mit der Geldftrafe des vierfachen Betrages der hinterzogenen 
Abgabe, mindejtend aber von 30 Marf zu beftrafen; außer- 
dem ift die Steuer felbjt nachzuzahlen und das betreffende 
Salz bezw. auch die Geräthichaften zu confisciven. 219 

Der erfte Rückfall wird mit der doppelten, jeder weitere 
mit der vierfachen Defraudationgftrafe geahndet. Für 
Salzwerfbefiger hat überdies die Nüdfallftrafe den ipso jure 
eintretenden Verluſt des Rechtes zur Verwaltung eines Salz- 
werfes zur gejeglichen Folge. 2? 

Andere Contraventionen gegen das Geſetz ziehen Ord⸗ 
nunggftrafen bi8 zu 30 Mark nach fich.?% 

Im übrigen find die Zollftrafgefege analog anzumenden. 223 

II. Die Tabadsfteuer.?%* 

1. Die Tabacksſteuergemeinſchaft der deutfchen Staaten 
befteht erft jeit 1868. Die Steuer von inländiſchem Tabad 
war auf Örund des nordd. BG. v. 26. Mai 1868 (BGB. 319) 
eine fehr niedrige; durch das ©. v. 26. Juni 1878 (RGB. 129) 


“RD. a. 88 ob, Salzsech. 1 SuhSte. 5. 1 


8. 5.0. Auffeß 1 3 SalzStG. SS. zo 17, 18. 
2 Suhieißr sg a 18, 16.| 24 v.AuffeßBI—89. Wag- 
29 SalzStG. S. 1 ner a.a. ©. I 611, III 201. 


221 SalzStG. 8. 
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wurde eine umfaſſende Enquöte über Tabadbau, Tabad- 
fabrifation und Tabackhandel im deutjchen Reiche angeordnet, 
auf Grund deren fodann das ©. v.16. Juli 1879 (RGB. 245) 
erging, welches die Tabackbeſteuerung ganz neu regulirte. 
Zu dem Geſetze ergingen BolzB. d. BR. v. 25. März 1880, 
v. 29. Mai 1880 und v. 7. und 16. Juni 1880 ((Bl. 153, 
327, 420, 468). 

Der Verſuch der Reichsregierung, an Stelle der Gewichts⸗ 
fteuer des erwähnten Geſetzes das Staat3monopol für Fa⸗ 
brifation und Handel mit Tabad zu fegen, wie folcheg in 
Tranfreich, Defterreich- Ungarn, Stalien, Spanien, Rumänien 
befteht, ift vorerft am Widerfpruch des Reichstages gefcheitert. 
In England ift der inländifche Tabackbau ganz verboten, 
der augländifche Taback mit ſehr hohem Zoll belegt. 

2. Die Steuer von inländiihem Tabad ift principiell 
eine Gemwichtäftener, ausnahmsweiſe eine Flächenfteuer. Vom 
1. April 1882 ab ift von 100 Kilogramm eine Steuer von 
45 Mark zu entrichten nach Maßgabe des Gemichtes der 
Tabacksblätter in fermentirtem oder getrodnetem fabrifationg- 
reifen Buftande.?°* Die Feftftellung des Gewichtes erfolgt 
durch amtliche Verwiegung: die Steuerbehörde ift befugt, 
por Beginn der Ernte eine verbindliche Feftftellung der Blätter- 
zahl oder Gewichtsmenge, die zur Verwiegung gebracht werden 
muß, vorzunehmen; der Inhaber des Grundſtückes haftet für 
die Geftellung zur amtlichen Berwiegung; das Ergebniß ift 
in ein amtliche8 Negifter einzutragen und es ift dagegen 
binnen drei Tagen nach der Publication Einſpruch ftatthaft, 


225 Dieſe Verordnungen wer- 226 TabStG. 8. 22. 
den im Folgenden citirt ald | 2277 TabStG. 8. 5. 
BL. IL IL I, IV. 
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über welchen eine befondere Commiſſion zu entjcheiden hat. ??® 
Diefe amıtliche Feſtſtellung kann ausnahmsweiſe auch durch 
eine Declaration des Pflanzers felbft erjet werden. Vor 
der Berwiegung darf eine Veräußerung nur mit Genehmigung 
der Steuerbehörde erfolgen.?° Das Gewicht wird nach be- 
wirkter Trodnung und vor Beginn der Fermentation ſpäteſtens 
am 31. März des auf das Erntejahr folgenden Jahres durch 
die amtliche Verwiegung  feitgeftellt, 2°: ſodann ein Fünftel 
abgezogen und darnach die Steuerfumme firirt; die Steuer 
ift primär vom Pflanzer zu entrichten, deſſen Verpflichtung 
aber bei der erſten Veräußerung, auf den Käufer übergeht; 
die Steuer ift regelmäßig bei der erften Beräußerung, ſpäteſtens 
aber am 15. Juli des auf das Erntejahr folgenden Jahres 
zu entrichten, foweit nicht Credit bewilligt oder der Taback in 
unter amtlicher Kontrole ſtehende Niederlagen gebracht wird.23 
Ale auf die Tabackſteuer bezüglichen Forderungen verjähren 
innerhalb Jahresfriſt vom Termin der Fälligkeit ab, ?3° 

3. Ausnahmsweife, nämlich für Zabadpflanzungen unter 
4 Ar Flächenraum findet die Befteuerung nad) Maßgabe der 
Fläche ftatt und zwar wird vom 1. April 1882 ab eine 
Steuer von 4!/, Pfennig für den Ouadratmeter erhoben. 
Doch kann auch in ſolchem Falle die allgemeine Gewichts⸗ 
ftatt der Flächenfteuer erhoben, andererjeit8 können auch) 
‚größere Pflanzungen nad der Flächenfteuer beftenert werden, 
„wenn die Gefammtfläche der Pflanzungen auf ſolchen Grund- 


228 TabStG. 8. 6 ff. VolzB. | I SS. 10—12. VollzV. II. 88. 

I ss. 3-8. Vol;®. II Ss. | 20—28. 

6— 232 TabStG. 88. 16- 19, über 
2 u, 8.8. Greditirung $. 20, ale BollzB. 
330 TabStG. 8. 11. VollzV. IV, v. Aufſeß 8 

I 8. 8. VollzV. II 88. 18, 19. 233 TabStG. 29. 

21 TabStG. 8.12. VollzV. 
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ftüiden innerhalb derfelben Gemarkung im Vorjahre 2 Hektar 
nicht überftiegen hat“ und die örtlichen Verhältniſſe die An- 
wendung der Gewichtsſteuer nicht als geeignet erjcheinen 
laſſen. 2% 

4. Der Anbau der Zabadpflanzungen bat nad Maß- 
gabe der im Geſetz enthaltenen genauen Normativbeitimmungen 
zu erfolgen, deren Einhaltung dur Ordnungsftrafen bis 
zu 300 Marf erzwungen werden Tann.? Außerdem find 
der Staat3behörde durch die Pflanzer oder deren Stellver- 
treter 236 die Angaben über Lage und Größe der zum Tabad- 
bau beitimmten Grundftücde bi8 zum 15. Juli des betr. Jahres 
„genau und wahrhaft“ fehriftlich zu erftatten. 237 

5. Die Verwendung von Zabadsfurrogaten bei der 
Fabrikation ift principiell verboten. Doc ift der Bundes⸗ 
rath befugt, Ausnahmen bievon zu geitatten und zugleich 
die alsdann zu entrichtenden Steuerfäge zu bejtimmen; doch 
find derartige Beſtimmungen über die Beſteuerung der Surro= 
gate dem Reichstag vorzulegen und außer Kraft zu jegen, 
fobald Ddiefer feine Zuftimmung verfagt.? Dermalen find 
als Surrogate geftattet: Kirfch- und Weichjelblätter, Stein- 
klee und eingefalzene Rofenblätter; die Art der Verwendung 
diefer Surrogate wird aber von Staatswegen genau con- 
trolirt; als Steuer ift der Betrag von 65 Marf für 100 Kilo⸗ 
gramm zu entrichten. ??° 


234 TabStG.88. 23 -25; dazu gefegliche Vorſchrift TabStG. 

VollzV. I 88. 23—25. Boizð. 8.4 

II 88. 24—31, 34—39. * TabStG. 88. 3, 4. VollzV. 
235 TabSt®. 88. 22, 402.1 1 88 1, 2. VollzV. II 88.1—4. 

Volzw. 188 21, 22. BolzB. 236 TabSt®. 98 27, 28. 
18.3 »®. d. BR. v. 27. Nov. 
236 S hierüber die genaue 1879 (CBl. 758), v. 12. März 

1880 (CBI. 209). 
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6. Die Tabacksſteuer fließt nach der Verfaſſung in die 
Reichscaſſe nach) Abzug der gefeglichen Ermäßigungen und 
Rüdvergütungen, ferner der vom Bundesrath feftzufegenden 
Entihädigungsfumme für die Vermwaltungskoften,? meld: 
dermalen auf 15°%/, der Bruttoeinnahme firirt ift.*! Gemäß 
8. 8 des Bolltarifgefeged v. 15. Juli 1879 ift jedoch dieſe 
verfaflungsmäßige Borfchrift dahin abgeändert, daß der Er- 
trag der Zölle und Tabacksſteuer nur mit 130 Millionen 
Mark in die NeichScaffe fließt, der Neft aber den Einzel- 
ftaaten hinauszubezahlen ift. 2* 

Bei der Ausfuhr von inländiſchem Tabad, Rohtabad 
fowohl wie Fabrifaten, wird eine Rückvergütung der ent- 
richteten Steuer aus der Reichscaſſe gewährt. Der An- 
ſpruch auf Rückvergütung ift jedoch vorher anzumelden und 
die Vergütung wird nur bei vollftändiger Unterwerfung unter 
die von Staat geftellten Bedingungen gegeben. Alle auf 
die Tabacksſteuer bezüiglichen Forderungen verjähren in einem 
Zah. 243 

7. Endlich enthält das Geſetz auch noch umfaſſende 
Strafbeftimmungen. „Wer es unternimmt,“ dem Staat die 
gefegliche Steuer entziehen zu mollen, begeht eine Defrauda- 
tion, insbeſondere alſo wer dem gefeglichen Anforderungen 
bezüglich der Anmeldung der Grundftüde oder der DVer- 
wiegung des gewonnenen Tabacks zumiderhandelt.?* “Die 
Strafe der Defrandation befteht in dem vierfachen Betrage 


0 RV. a. 38? 3.8 (CBl. 191) v. Auffeh 83, 87. 
21 V. d. BR. v. 2. Zu 1869, a TabStG. 8. 32, Dazu S. 
mitgetheilt von v. Aufſeß 177. | 33 unter 6 Ziffern: „Der De: 
22 S. oben ©. 215 ff. fraudation — — wird gleich: 
243 TabStG. 88. 30, 31; bay geachtet.“ 
V. d. BR. v. 28. Mai 
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der binterzogenen Abgabe, welch letttere überdies noch be- 
fonder8 bezahlt werden muß;?*5 über die für Feftftellung 
der Defraudationäftrafe maßgebende Stenerberechnung ent= 
hält daS Geſetz noch bejondere Vorfchriften. 4 Kann der 
Steuerbetrag gar nicht feitgeftellt werden, fo tritt Geldftrafe 
von 30 bis 3000 Mark ein. Nüdjall wird mit dem adjt- 
fachen Betrage der defraudirten Steuer beftraft, jeder weitere 
Rückfall zieht Gefängnißftrafe bis zu 2 Jahren nach fich, bei 
mildernden Umftänden Haft oder Geldftrafe; diefe darf jedoch 
nicht unter dem doppelten Betrag der erften Rüdfallsftrafe be- 
tragen. Für den Rüdfall ift e3 gleichgiltig in welchem 
Einzelftaat die Beftrafung erfolgte; die Rüdfallsftrafe ift ver- 
wirft, auch wenn die früheren Strafen nur theilweife verbüßt 
oder ganz oder theilweiſe erlafjen find, jedoch dürfen nicht drei 
Sabre ſeit Verbüßung oder Erlaß der legten Strafe verflofjen 
jein.*? Analog wird da „Unternehmen*, eine geſetzwidrige 
Boll- oder Steuervergütung zu gewinnen beftraft.2° Ander⸗ 
mweitige Contraventionen gegen die gejeglichen oder verord- 
nungsmäßigen Vorſchriften über die Tabacksſteuer ziehen 
Ordnungsftrafen bi8 zu 150 Mark nad fich.2° Alle Geld- 
ftrafen fallen dem betreffenden Landesfiscus zu.25? Die Straf: 
verfolgung wegen Defraudation, jowie wegen Zumwiderhand- 
lungen gegen die gefeglichen Vorſchriften über das Verbot von 
Tabadöfurrogaten, endlich wegen geſetzwidriger Anfprüche auf 
Rückvergütung von Zoll oder Steuer verjährt in 3, bezüglich 
der übrigen Zumiderhandlungen gegen daß Geſetz in einem 


215 TabStG. $. 21. 28 TabStG. 8. 37. 

216 TabStG. 88. 34, 35; dazu 29 TabStG. $. 39. 
bezüglicy der eventuellen Um- | 29° Tab&t®. 88. 38, 39. 
wandlung in KB eeltrafe 5. 44, 251 TabStG. 88. 40, Al 

7 TabStG 252 TabStG. $. 46°. 
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Jahre vom Tag der Begehung an. Im übrigen kommen 
die Zollgefege zu analoger Anwendung. 2% 

UI. Die Rübenzuderfteuer. 25 

1. Die Nübenzuderfteuergemeinfchaft beſteht in der 
Hauptfache bereits feit 1841.2% Auf Grund der i. %. 1846 
unter den Staaten des Zollvereins getroffenen Vereinbarungen 
wurde die Preuß. V. v. 7. Auguft 1846 (66. 335) erlaffen, 
welche durch Zollvereins®. v. 2. Mai 1870 (BGB. 311) 
$. 2 vom 1. September 1870 ab im gefaınmten Zollvereind- 
gebiete Geltung erhielt. Dazu fommt noch das ZollvereinsG. 
v. 26. Juni 1869 (BOB. 282). Zu Reichsgeſetzen wurden 
diefe Zollvereindgefeße formell nicht erklärt. 257 

2. Als BZuderftener wird erhoben der Betrag von 
80 Pfennigen vom Gentner roher Rüben, die zur Zuder- 
fabrication beftimmt find.?% Die Nüben find amtlich zu 
verwiegen und darnach wird der Steuerbetrag feftgeftellt; 
ausnahmsweife kann auch eine Firation der Steuer für die 
ganze Betriebsperiode erfolgen.?°° Der Steuerbetrag ift in 
der Regel vom Fabrifinhaber binnen drei Tagen nad) Empfang 
der amtlichen Berechnung zu bezahlen. Erlaß oder Rüd- 
zahlung der Steuer findet in feinem Falle ftatt.2%1 Bei der 
Ausfuhr von in⸗ wie ausländifchem Rübenzuder wird die 
gezahlte Steuer nad) Maßgabe genauer gejetliher Sätze 


253 TabStG. 8. 8 uüddeutſchen Geſetze. Laband 

254 TabStG. 8. 4 III 2, 

2355 v. Yuflebrahı. Del: 258 © ir "26. uni 1869 $.1 
brück 16f.; Wagner a. a. O. J inApfhebung der Pr. B.0.7.Aug. 
606, III 199; Laband StR. III 184 
2, 273. 2 Sr V. v. J. Aug. 1846 


256 ertrag v. 8. Mai 1841, 88. 2, 3. 
GS. 1 20 Ebenda 8.8. 
257 Daun noch die befonderen 261 Ebenda $. 4. 
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rücdvergütet. 2°? Nübenzuderftenerforderungen verjähren binnen 
Jahresfriſt. 263 

3. Behufs richtiger Erhebung der Steuer werden die 
Fabrifräume und Geräthichaften, welche der Zuderfabrifation 
dienen, von Staatswegen nad Maßgabe genauer gefetlicher 
Detailvorfchriften beauffichtigt.. Die Erhebung der Steuer 
und die DBeauffihtigung der Yabrifen erfolgt durch die zu 
gleichem Zweck für die Bier- und Branntweinftener beftellten 
Behörden. 2% 

4. Die Steuer fließt in die Reichscaſſe nach Abzug von 
4%, der Bruttveinnahme, welche den Einzelftaaten ala 
Deckung der Berwaltungsfoften vergütet werden, 265 

5. Wer Rüben vor der amtlichen Berwiegung zur 
Zuckerbereitung verwendet, ift wegen Defraudation mit dem 
Bierfachen der hinterzogenen Abgabe, aber nicht unter 30 Mark 
zu betrafen; außerdem ift noch die Steuer felbft zu be- 
zahlen. Beim erften Rüdfall erhöht fi die Strafe aufs 
Doppelte, bei weiteren Rüdfällen tritt daneben noch Verluft 
des Rechtes zum Gewerbebetrieb oder zur SHilfeleiftung in 
demjelben auf die Dauer von einem bi8 zu fünf Jahren 
ein. 2°° Außerdem enthält das Geſetz noch eine Anzahl von 
Ordnungsſtrafen wegen anderweitiger Zumiderhandlungen. 268 
Die Strafverfolgung wegen Defraudation verjährt in fünf, 
wegen anderer Mebertretungen des Geſetzes in einem Jahre. 26? 


262 G. v. 26. Juni 1869 8.3, 265 Pr. V. v. 7. Aug. 1846 
dazu v. Aufſeß 78f. 8. 17; dazu 88. 21, 22. 

263 Pr. V. v. 7. Aug. 1846 8.4. 267 (Shenda 88. 19, 20. 

364 (Shenda 88. 7—16. 8.13 | 2% Ebenda 88. 17?, 23—26, 
ift jedoch durch G. v. 2. Mai | fowie über unrichtige Angaben 
1870 8. 1 aufgehoben. beim &rport ©. v. 26. Juni 

265 RV. a. 38, dazu V. d. BR. | 1869 $. 4. BE 
v. 17. April 1871. v. Aufſeß 77. | 29 Br. V. v. 7. Aug. 1846 

8. 80. 
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IV. Die Braufteuer. 

1. Die Steuer von inländifchen Bier wird im Neiche 
erhoben nad; Maßgabe des ©. v. 31. Mai 1872 (RGB. 153), 
welches jedoch für die ſüddeutſchen Staaten nicht gilt. 2”! Der 
Berfuch der ReichSregierung, eine Braufteuer nach dem Mufter 
des ſehr viel einträglicheren und zweckmäßigeren bayrifchen 
Syſtemes zu erzielen, ift bis jest am Widerſpruch des 
Reichstages gefcheitert. 27? Die zahlreichen Vollzugsverord⸗ 
nungen zum Öefe find nicht ordnungsmäßig publicirt. 273 

Der Borbehalt für Sachſen-Meiningen, Sachſen-Koburg⸗ 
Gotha und Reuß &. L., eine höhere Brauftener, als welche 
da8 Geſetz geftattet, zu erheben und den Mehrbetrag zu 
Bunften der Yandescaffen zu verrechnen, ift feit 31. März 1878 
dabingefallen. ?7* 

2. Die Braufteuer wird erhoben von nachbenannten 
Stoffen, wenn fie zur Bereitung von Bier verwendet werden: 

a) Getreide, (Malz, Schrot u. f. m.), Reis (gemahlen 
oder ungemahlen u. |. w.), grüner Stärfe d. h. von ſolcher 
die mindeftend 30%, Waſſer enthält mit 2, 

b) von Stärke, Stärfemehl (mit Einfluß des Kar- 
toffelmehl3) und Stärkegummi (Dertrin) mit 3, 

c) von Zuder aller Art (Stärke, Trauben u. f. m. 
Zuder), jowie von Zuderauflöfungen, Syrup aller Art mit 
4 Mark pro Centner Nettogewicht. 

Der letztere Steuerfag wird auch von allen übrigen 
Malzfurrogaten erhoben, jedoch ift der Bundesrath ermäch- 


270 9, Aufſeß 96—107, der- | 7719. Aufſeß 106 sub 
jelbe in v. Holgendorff3 Rter. I | Ziff. 23. 

384. Wagner a. a. O. 620, | ?7* Braußt®.8.44?. ©. v. 
III 206. Laband III 2, 277. | 26. Dec. 1875 (RGB. 377), v. 
1 S. oben ©. 273. 23. Dec. 1876 (RGB. 237). 

2 v. Aufſeß 107. 
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tigt, dieſen Steuerſatz bezüglich einzelner Stoffe „nach Maß- 
gabe ihres Brauwerthes“ zu ermäßigen; derartige Anord- 
nungen bedürfen aber der nachträglichen Genehmigung des 
Reichſtags. Gemiſche verfchiedener Stoffe werden nach dem 
höchſten Sat, der für einen diefer Stoffe befteht, beiteuert. 275 

Den angegebenen Steuerfäsen unterliegen jene Stoffe 
au dann, wenn fie zur Effigbereitung dienen, ſei es in 
eigenen, fei e3 in mit den zur Bierbereitung dienenden ver- 
bundenen Anftalten, fall3 der Eſſig zum Verkauf oder zu 
gewerblichen Zweden beftimmt ift. 276 

Die Steuer kann auch durch Uebereinfommen mit der 
Steuerbehörde für einen beftimmten Zeitraum firirt werden. 277 

Die Bereitung von Bier als Haustrunk iſt ftenerfrei, 
wenn diejelbe nicht in bejonderen Anlagen und nur für 
Haushaltungen von nicht mehr als 10 Berjonen über 14 
Sabre erfolgt; doch bedarf es für folche Privatbierproduction 
immer befonderer ftaatlicher Genehmigung, die Bierverfäufern 
überhaupt nicht ertheilt werden darf. ?78 

Die Einfhägung der Steuer erfolgt bei dem Acte der 
Einmaifchung ;?79 demgemäß ift über Tag und Stunde diefes 
Actes, ſowie Über da3 Duantum des zu producirenden Bieres 
und die zu verwendenden Surrogate?so der Steuerftelle genaue 
Anzeige zu erftatten, fei e3 in jedem einzelnen alle, jei es 
im voraus für einen größeren Zeitraum. Die Eins 


75 Braust®. 88.1, 3. Dal. ergangenen Beſchlüſſe ded Bun- 
über die hiezu ergangenen nicht | dedrat 
publicirten Terorbuungend. BR. 278 BrauSt®, 88. 5, 93. 


v. Aufſeß 9 279 Ausnahmen find nur ge= 
276 —— 8.2; dazu v. ſtattet nah BrauStG. 8. 22. 
Aufſeß 99. 280 Genaue Deteilvorihriften 


77T Braust®. $. 4; dazu | hierüber BraufſStG. 8. 18. 
v. Aufſeß 100 über die biezu | 23 Braußt®. SS. 16—18. 
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maiſchungen dürfen gefeglich nur an Wochentagen und regel- 
mäßig nur in Gegenwart eine Steuerbeamten erfolgen ;?* 
von October bis März dürfen diefelben von 6, in den 
übrigen Monaten von 4 Uhr Morgen? ab bis 10 Uhr 
Abends gefchehen. Die Steuer ift zu entrichten nach Maß- 
gabe der beim Einmaiſchungsacte vom Steuerbeamten vor- 
zunehmenden Verwiegung des Braumaterialed, jeder Brauer 
muß das zu diefem Behufe erforderliche Material an Maaßen 
und Gewichten vorräthig halten. ?83 

Bei der Ausfuhr von Bier aus dem Geltungsbereich 
des Geſetzes wird eine Rückvergütung für die entrichtete 
Steuer gewährt;?°? auch dann darf eine Rüderftattung der 
erlegten Steuer ausnahmsweiſe erfolgen, wenn die zur Ein- 
maifchung beſtimmten Stoffe untergegangen oder unbrauch— 
bar geworden find oder wenn jonft wegen unvorbergefehener 
Hinderniffe die declarirte DBierbereitung nicht ftattfinden 
konnte. 28 

Die auf die Brauſteuer bezüglichen Yorderungen ver- 
jähren binnen Jahresfriſt vom Lage des Eintritts der 
Zahlungsverpflichtung an.?% 

3. Die Brauereträume, der Brauereibetrieb und die zur 
Brauerei dienenden Gefäße unterliegen einer umfafjenden 
und durch das Geſetz aufs genanefte geregelten Staatscon- 
trole, 287 welche auf Grund der vorgefchriebenen Anzeige tiber 
jene Punkte gelibt wird; auch jede Veränderung in Beziehung 
auf die Räume oder den Betrieb ift anzuzeigen. 

Die Brauräume und Aufbemahrungsorte für Brauftoffe 


282 BrauStG. 88. 19, 20. 285 Zrausts. 8. 7; v. Auf: 
2833 BrauStG. 88. 12, 202. ſeß 1 
2% BrauStG. 8. 6; v. Auf- 286 Braut®, 8.8. 

ſeß 102. 37 BrauStG. 8. If. 
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dürfen von den Steuerbeamten jederzeit revidirt und bei ge- 
gründetem Verdacht einer Defrandation auch vollftändige 
Hausfuchungen nah Maßgabe der allgemeinen gefeglichen 
Vorſchriften vorgenommen werden. ?%® 

Die Gefäße werden amtlich numerirt und „wenn thun⸗ 
lich“ noch mit einer bejonderen Bezeichnung verfehen, auch 
fann eine Bermeflung angeordnet werden;2% die Borräthe 
an Brauftoffen dürfen nur „an beftimmmten, ein= für allemal 
vorher anzuzeigenden Drten“ aufbewahrt werden; über 
Zuderjurrogate, die zur Bierbereitung verwendet werden 
follen ($. 1 Ziff. 5. u. 6.) ift überdied genau nad) Anweiſung 
der Steuerbehörde Buch zu führen und diefe Buchführung 
von Amtswegen fortlaufend zu controliren. 91 

4. Wer Stoffe der oben bezeichneten Art zum Brauen 
verwendet, ohne die gejegliche Anmeldung zur Braufteuer 
bewirft zu haben, ift der Defraudation fehuldig;?9? diefelbe 
wird mit dem vierfachen Betrage der defraudirten Steuer, 
mindeftend aber 30 Marf Geldftrafe geahndet; der defrau- 
dirte Steuerbetrag ift überdies nachzubezahlen.?3 Der erfte 
Rückfall ift mit der Geldftrafe des achtfachen Betrages der 
defraudirten Steuer, mindeftens aber 60 Marf, jeder weitere 
mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, ausnahmsweiſe bei mildern- 
den Umftänden mit Haft oder Geldftrafe nicht unter dem 
Doppelten der erften Nüdfalläftrafe zu ahnden.?* In 
welchem inzelftaat die Beftrafung erfolgte, ift für den 
Bei des Rückfalls gleichgiltig; Rückfall Liegt nicht vor, 








388 BrauStG. 88.9, 23—25, | 2 BrauStG. 8.27, dazu die 
Specialbeftimmungen SS. 28, 29, 
29 BrauStG. 8. 11. | Auffeß 1 
* Braust®. 8. 13. Ä u —8 88. 30 -32. 
BrauStG. 8. 14. Braust®. 8. 33. 


By 


Die einzelnen Finanzquellen des Reiched. 8.32. 289 


wenn feit Abbüßung oder Erlaß der legten Strafe 3 Jahre 
verfloffen find. 295 

Andere Contraventionen gegen das Geſetz oder die Boll: 
zugsporjchriften find mit Ordnungsſtrafe bis zu 150, aus- 
nahmsweiſe bis zu 600 Mark zu beftrafen. 2% 

Die Strafverfolgung wegen Defraudation verjährt in drei, 


wegen anderer Contraventionen in einem Jahre vom Tag 


der Begehung an.?” 

Die im Geſetz angedrohten Geldftrafen treffen den-Schul- 
digen, gleichgiltig ob derjelbe Principal oder nur Gehilfe; 
Principale haften für ihre Verwalter und Gehülfen mit ihrem 
ganzen Vermögen, falls ihnen bei der Beftellung oder Beauf- 
fihtigung eine Nachläffigfeit zur Laft fällt und von dem 
Schuldigen die verhängte Geldftrafe nicht eingetrfeben werden 
fann; jedoch bedarf es in foldhen Falle eines befonderen den 
Principal verurtheilenden gerichtlichen Erfenntniffes; anftatt 
diefe jubjidiarifche Haftung in Anwendung zu bringen, kann 
die Steuerbehörde auch die entfprechende Freiheitsftrafe gegen 
den Schuldigen vollftreden lafjen.?°° Die Geldftrafen fallen 
in die Randescaffen.? Die Zollgefege find zu analoger 
Anmendung zu bringen. 30 

5. Der Ertrag der Steuer fließt in die Reichscaſſe nach 
Abzug der auf Gefeß oder Verordnung beruhenden Ermäßi- 
gungen und Rückvergütungen, der Rüderftattungen für un— 
richtige Erhebungen und von 15%, der Bruttoeinnahme zur 
Dedung der Berwaltungsfoften für die Einzelftaaten, 91 


3 Braust®. 8. 34. 
26 BrauStG. 88. 35, 36, 29% Braußt®. $. 38. 
37°. Meber die Ummandlung | ?° Brau6t®. $. 41?. 
der Geld⸗ in Freiheitäjtrafen | 30 BrauStG. 88. 41!, 42, 
BrauStG. 8. 39. 301 RV. a. 38. 


Zorn, Staatsrecht 11. 19 


27 Braußt®. 8 40. 
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V. Die Branntweinſteuer. 


1. Die Branntweinſteuer wird erhoben nach Maßgabe 
des nordd. Bundesgeſetzes v. 8. Juli 1868 (BGB. 384). 03 
Dieſes Geſetz wurde erlaſſen für Nordheſſen, beide Mecklen⸗ 
burg, Lauenburg, Lübeck, ſowie die ſpäter in den Zollverein 
einzubeziehenden deutſchen Gebietstheile. Für die librigen 
Staaten des Zollvereines galten die in dem Geſetz enthaltenen 
Vorſchriften ſchon feit kürzerer oder längerer Zeit, in Preußen 
jeit 1833. In Elfaß-Lothringen wurde das Geſetz ein- 
geführt durch Specialgefeg v. 16. Mai 1873 (RGB. 111) 
unter Aufhebung der bis dahin bier von Branntwein er- 
hobenen inneren Steuern. Dagegen fir Bayern, Wiürttem- 
berg und Baden gilt das Geſetz nicht. In Ruremburg 
darf eine Mebergangsabgabe von dem aus dem Reiche ein- 
geführten Branntwein erhoben werden, nicht aber gejchieht 
dies umgefehrt; auch wird eine Rüdvergütung bei der Aus⸗ 
fuhr von Branntwein nad Luremburg nicht gemährt.?% 
Ueber die Ergebniffe der Branntweinbefteuerung find alljähr- 
lich genaue ftatiftifche Nachweifungen zu erheben. 307 

2. Die Steuer ift bei Getreide und anderen mehligen 
Stoffen, die zur Branntweinproduction beftimmt find, eine 
Maifchbottigfteuer, und zwar werden 30 Pfennige für je 


” v. Aufſeß 107—128, Siftorifiged v.Auffeß 107 bi8 
derjelbe in v. Holtzendorff's 
Mer. I 414. Wagner I 616. "ii RD. ca. 35. 
III 205. Laband III 2, 274. 806 V. d. BR. v. 22. Dec. 1875 
308 Dazu V. v. 29. Fuli 1868 (BL. 812, 821), dazu v. Auf- 
(BGB. 465), v. 5. Juni 1869 | ſeß 184. 
(BOB. 241). v. 29. Dec. 1871 307 V. d. DR. v. 7. Zuli 1880 
(RGB. 483). (CBl. 279). 
304 Bol. Laband III 2, 275. 
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22%/,, Xiter des Rauminhaltes der Maifchbottige bei jeder 
Einmaifhung erhoben.?% Bei nicht mehligen Stoffen da- 
gegen wird die Steuer als Meaterialfteuer erhoben und zwar 
von eingeftampften Weintrebern, Kernobft, Trebern von Kern- 
obft und Beerenfrüchten 40 Pfennige für je 68”/,, Piter, 
bei Zrauben- oder Obftwein, Weinbefen und Steinobft 
80 Pfennige für das genannte Quantum; bei anderen 
nicht mehligen Stoffen ift die Feftftellung des Steuerſatzes 
ber oberften Tandesfinanzbehörde tiberlaffen. 210 Bei einem 
Betriebe, welcher ununterbrochen mindeftens 7 Tage fortge- 
fett werden fol, kann aud eine Firation der Steuer ein- 
treten. 311 

Die Steuer ift, fall nicht durch die oberfte Finanzbe- 
börde Eredit gewährt wurde, fpäteftend am legten Tage des⸗ 
jenigen Monat3 zu entrichten, in welchem ein Brennereibe- 
trieb ftattgefunden hat.?? Ein Erlaß der Steuer darf nur 
erfolgen, wenn eine unvermeidliche Unterbrechung des Bes 


triebes eingetreten oder bereit3 verfteuerte Maiſche unbraud)- 


bar geworden ift.313° Außerdem wird bei Ausfuhr von in- 
ländiihem Branntwen eine Rückvergütung für die ent— 
richtete Steuer gewährt. 3* Alle Branntweinftenerforderungen 
erlöfchen in Jahresfriſt vom Zeitpunkt der Fälligkeit. 31 
Steuerfrei kann derjenige Branntwein gelafjen werden, 


308 BranntwStG. 88. 1, 31, 313 BranntwStG. 8. 14, v. 
dazu die Modification des Steuer: | Aufſeß 121. 
jages für lanbwirthichaftliche | *'* BranntwStG. 8. 5. Bei 


Brennereien in Abſ. 2. der Ausfuhr von Eſſigſprit wird 
309 BranntwStG. 88. 4, 42. |! v. 1. Sanuar 1880 ab feine Rüd- 
310 p. Aufſeß 1127. a mehr gewährt. 8. d. 
2 BranntwStG. 8. 41. v. 23. Dec. 1879 (EB. 


312 BranntwStG. $. 13, v. | 781) 8 
Aufſeß 120. 815 rannte. $. 15. 


19* 
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welcher zu gewerblichen Zwecken einjchlieglich der Effigbe- 
reitung verwendet wird; e8 bedarf jedoch hiefür bejonderer 
Berordnung des Bundesrathes.3!t Die Steuer wird in 
diefem Falle rückvergütet. Vorausfegung der Steuerfreiheit 
ift jedoch Denaturirung d. i. Unbrauchbarmadhung für den 
menfchlihen Genuß. 317 

3. Zum Zmede der Durchführung diefer Steuer ift durch 
dag Geſetz den StaatSbehörden ein weitgehendes Controlredjt 
gegenliber Branntweinbrennereien eingeräumt. Der Betrieb von 
jolden darf überhaupt nur erfolgen auf Grund vorberiger 
Anmeldung, welche inSbefondere ganz genaue Angaben tiber 
die zu benugenden Geräthe und Räumlichkeiten, ſowie den 
Betriebsplarn enthalten muß;3!8 die Controlvorfchriften bes 
züglich der ©eräthe, des Betriebes, fowie die VBorfchriften 
über die Rechte und Pflichten der Steuerbeamten entfprechen 
im MWejentlichen den oben über die Brauſteuer angegebenen. 

4. Defraudation liegt vor, wenn „eine Gewerb3handlung, 
von deren Ausübung die Entrichtung der Branntweinfteuer 
abhängig ift,“ vorgenommen wird, ohne daß diefelbe in den 
eingereichten Betriebsplane angegeben ift oder unter einer 
ſolchen Abweichung von legterem, daß darin eine Verkürzung 
der Steuer liegt.3 Die Strafoorfhriften über Defraudation 
entfprechen gleichfall3 im Allgemeinen den für die Braufteuer 
angegebenen; doch ift die zweite Rückfallſtrafe nicht Freiheit3- 


316 G. v. 19. Juli 187I(RGB. | Dee. „80 $$. 3, 5ff. u. An⸗ 
259) $. 1; dazu B. d. BR. v. | lage B 
23. Dec. 1879 (CBl. 781) und 18 BranntwStG. 8. 6ff., 10, 
ergänzend V. d. BR. v. 19. Suni 16ff., 24ff., 33 ff., 43 
1880 u. 7. Zuli 1881 (CBI. 319 BranntmSt®. 8. 50, 54 
ausführlich v. Auf- | bis 56, 57, 58; dazu ausführ- 


lich v. Auffep "192 
317 Regulativ d. BR. v. 23. j 
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ftrafe, jondern Geldftrafe im jechzehnfachen Betrage der de- 
fraudirten Steuer. Ueberdies zieht die erſte Rüdfallftrafe 
gejetzlich den Verluſt des Brennereirechtes auf 3 Monate, 
die zweite auf immer nach fich.30 Werden Brauerei und 
Brennerei zufammen betrieben, jo darf für die legtere, falls 
die Brauftener nicht fir das betreffende Geſchäft firirt ift, 
nicht reine Mealzjchrot verwendet werden, außer zum Brennen 
von Branntwein aus Kartoffeln, aber auch in diefem Falle 
nur auf Grund befonderer Anmeldung und unter Controle 
der Steuerbehörde. 2! 

Ueber Contraventionen, welche nicht unter den Begriff 
der Defrautation fallen, find genaue Detailvorfchriften unter 
verjchiedenartiger Abjtufung der Straffäge im Geſetz ent- 
halten. 222 

Die Haftung für Stellvertreter ift beim Brennereibetrieb 
die nämliche wie beim Brauereibetrieb.32 

5. Die Steuer fließt in die Reichscaſſe mit der gleichen 
Maßgabe wie die Braufteuer. (S. oben ©. 289 f.) 


VI. Die Reichsflempelfteuern. 32* 
Die Verfaſſung behält in a. 70 dem Reiche vor, Reichs— 
feuern einzuführen. Das Reich hat von diefer Competenz 


320 BranntwStG. 88. 52,53; | vgl. dazu auch ©. v. 8. Zuli 
vol. au ©. v. 19. Suli 1879 | 1868 (BGB. 404), v. Aufſeß 
8.2 über Mißbrauch der Steuer: | 125 ff. 
freiheit; ferner $. 4. 24 (Sine verdienitliche Aus— 

2 Braut. 8.15; Branntw. | gabe ſämmtlicher Reichsſtempel⸗ 
Std. 8.32; ©.0.19. Fuli 1879 geſetze ſammt den vom Reich 
8.4 und von Preußen erlaſſenen 

aꝛ BranntwStG. $8.57—65; | Bollzugdvorichriften Ni veran⸗ 
G. v. 19. Juli 1879 8. 3. ſtaltet von Hoyer: die Reichs— 

323 BranntwSt®.$.66.oben; | ſtempelgeſetze. Berlin 1882. 
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Gebrauch gemacht durch Einführung von Stempelſteuern auf 
Spielkarten, Wechſel und Werthpapiere; dazu kommt 
noch die ſtatiſtiſche Stempelgebühr. Der juriſtiſche 


Geſichtspunkt ift beim Stempel??5 ein anderer als bei der 


Gebühr; letztere ift Bezahlung für Benutzung einer Staatd- 
anftalt, erfterer reine Steuer bezw. Quittung über die Ent⸗ 
richtung einer ſolchen; Briefmarken und Stempelmarfen fallen 
jomit finanzrehtlih unter ganz verſchiedene Geſichtspunkte. 

Die einzelnen Stempelftenern, 2% melche das Reich er- 
hebt, find: 

I. Der Spieltartenftempel. 3? 

1. Gemäß dem ©. v. 3. Juli 1878 (RGB. 133), dazu 
VollzV. d. BR. v. 6. Juli 1878 (CBl. 403) wird von allen 
Spielfarten, ausgenommen nur die al3 Oblaten eingerichteten 
und die SKinderfpielfarten, eine Stempelfteuer erhoben. 32% 
Andere als abgeftempelte Karten dürfen nicht benugt werden. ** 
Die Erhebung des Stempel gejchieht durch die Zoll- und 
Steuerbehörden;?30 ebenfo erfolgt die Controle wie bei den 
Zöllen. Die Steuer fließt in die ReichScaffe; jedoch erhalten 
die Einzelftaaten zur Dedung der Berwaltungsfoften 5%, 


5 Bol. E. Meier in v. 
Holkendorff3 RLex. III 783. 

36 Die Stempeliteuer, welche 
auf Grund ded ©. v. 8. Juni 
1871 (RGB. 210) von aus— 
ländiſchen Snhaberpapieren mit 
Prämien zu erheben war, bildet 
feine dauernde Einnahme: 
quelle des Reiches. Der Umlauf 
von ſolchen Werthpapieren, falls 
nicht die Abftempelung bis zum 
15. Zuli 1871 erfolgt war, ift 
im Reiche überhaupt verboten. 
Vgl. Laband bei Hirth 457. 


327 Raband III 2, 306. v. 
Aufſeß 136-139, Hoyer 
53—76. 

328 SpielkStG. 8. 1. VollzV. 
J, über den Begriff Spielkarten 
ſ. CBl. 1882, 342. 

329 SpielkStG. 8. 24: dazu 
Regulativ v. 6. Zuli 1878 (CBl. 
408) u. V. v. 15. April 1879 
(CBl. 286). 

330 SpielkStG. 88. 21, 22, 
VollzV. I, das Verzeichniß der 
zur Abſtempelung berechtigten 
Stellen CBl. 1880, 669. 
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der in ihrem Gebiete erzielten Einnahme. Für die Zoll 
erclaven behält das Geſetz beſondere Vorſchriften vor, die 
auch erlaſſen wurden. 332 

2. Der Stempel beträgt 30 Pfennige für jedes Karten⸗ 
ſpiel von 36 oder weniger Blättern, 50 Pfennige für jedes 
andere Spiel.ss Spielkarten, welche unter amtlicher Con⸗ 
trole ind Ausland ausgeführt werden, find ſteuerfrei; von 
Spielfarten, melde vom Ausland eingeführt werden und 
welche zum Verbrauch im Reiche beftimmt find, muß außer 
dem zu entrichtenden Zoll noch die Stempelabgabe bezahlt 
werden. 35 Die Abftempelung gegen Entrichtung der Steuer 
bat bei allen Karten zu erfolgen, bevor diefelben in Verkehr 
gejett werden; 32% bezüglich der im Inland fabricirten Karten 
kann jedoch Creditirung der Steuer bi8 zu 3 Monaten und 
in Ausnahmefällen fogar vollfländiger Erlaß gewährt 
werden.3” Für die Creditirung gelten die bezüglich der 
BZollcredite erlaffenen Vorſchriften. 

3. Zur Durchführung des Geſetzes hinſichtlich der im 
Inland fabricirten Karten find genaue Vorſchriften über Er⸗ 
rihtung und Betrieb von Spielfartenfabrifen gegeben; die 
Errichtung von folchen darf nur an Orten erfolgen, wo ſich 
eine zur Wahrnehmung der fteuerlichen Aufficht geeignete 
Zoll- oder Steuerbehörde befindet? und die Räume für 


1 SpielkStG. $. 23. 336 SpielkStG. 8. 2. VollzV. 
332 SpielkStG. 8. 26; dazu | II, ferner V. v. 2. Nov. 1878, 
die ſehr detaillirten Vorſchriften 15. u. 24. April 1879, 15. Juli 
BOB. V.abandIIL2, 308. | 1879 (EBi. 1878, 614, 1879, 
2 SpielkStG. $ 1!; dazu | 286, 327, 489. 
B. d. BR. v. 11. Nov. 1878 | 337 SpiellSt®. 8.7. VollzV. 
(CBl. 623). IV. 
3 SpielkStG. $ 1°. 338 SpielkStG. 8. 4. 
335 SpielkStG. $. 3; Dazu 
88. 11, 12. VollzV. III. 


296 Buch IX. Das Reichsfinanzrecht. 


den Betrieb müfjen fir neu zu errichtende Fabriken aus- 
drüdlih von Staatswegen genehmigt jein;?3? alle Karten- 
fabrifen ftehen unter fortgefegter StaatScontrole und können 
jederzeit revidirt werden; ebenjo fünnen ſolche Reviſionen 
bei den Händlern mit Kartenfpielen ftattfinden behufs Con- 
trole ob die Karten mit dem gejeglichen Stempel verfehen 
find. 30 

4. Ungejtempelte Karten unterliegen der Einziehung in 
jedem Falle. Außerdem verfällt derjenige, welcher unge- 
ftempelte Karten feilhält, veräußert, vertheilt, erwirbt, 
damit Spielt oder wiffentlih in Gewahrſam bat, 
ebenfo Wirthe und „andere Perjonen, welche Säfte halten,“ 
wenn in ihren Wohnungen oder Localen mit ungeftempelten 
Karten gefpielt und nicht nachgewiefen wird, daß dies ohne 
ihr Willen gejchehen fei, in Geldftrafe von 30 Mark; 3 
treibt die Perſon, welche ungeftempelte Karten feilhält, ver- 
äußert oder wiffentlich in Gewahrſam bat, den Handel mit 
Spielfarten, jo ift da3 Mindeftmaß der Strafe 500 Mark. #2 
Außerdem enthält das Geſetz nod) befondere Strafbeftim- 
mungen wegen anderweiter Contraventionen. 33 Für Diener, 
Lehrlinge, Gemerbögehilfen, Gefinde und Familienglieder 
haften Fabrifanten und Händler ſubſidiariſch bezüglich der 
verwirkten Geldftrafen; wird nachgewiefen, daß von folchen 
ein Vergehen gegen das Geſetz ohne Wiflen des Principales 
‚verübt wurde, jo hat letterer nur die Steuer nachzube- 


339 SpielkStG. $. 5; dazu 1 SpielkStG. 8. 10; dazu 
das ausführliche NRegulativ betr. | auch SS. 11, 12, ferner SGB. 
den Betrieb der Spielfarten- | S. 275 3. 1, für den wiffent- 
fabrifen v. 6. Zuli 1878 (CB. | lichen Gebrauch von falſchen 
406) nebſt Nadıtrag v. 7. Aug. | Stempelmarfen. 

1879 (CBl. 516). 342 SpielfSt®. $. 12. 
310 SpielfSt®. 88. 6, 8, 9.| 3*# SpiellSt®. 88. 13—16. 
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zahlen. + Die Geldftrafen fallen an den betreffenden Landes— 
fiscus. 35 Die Strafverfolgung fowie die Anfprüche auf die 
Steuer verjähren in 3 Jahren. * Am tibrigen - find die 
Zollgefege analog anzumenden. #" 

1. Der Wechſelſtempel.?s 

1. Wechfel unterliegen im Deutfchen Reiche der Stenipel- 
pfliht nad) Maßgabe des G. v. 10. Juni 1869 (BGB. 19), 
zu welchem eine Novelle unterm 4. Juni 1879 (RGB. 151) 
erging; zu erfterem Geſetze erließ der Bundesrath eine um- 
fallende VollzV. v. 13. Dec. 1869 (RGB. 691), welche jedoch) 
jegt in ihrem ganzen Umfang aufgehoben ift und zwar ad I. 
durch V. v. 1. Febr. 1882 (CBl. 26), IL. durch V. v. 16. Juli 
1881 (RGB. 245), III. und IV. durd 2. v. 23. Juni 1871 
(RGB. 267). Durch diefe reichägefeglichen Vorjchriften find 
alle Iandesrechtlichen Beitimmungen über die Abgaben von 
MWechfeln aufgehoben. Die Ausführung des Gejeges durch 
Debit der Stempelmarfen und geftempelten Formulare ge- 
Schieht durch die Poftanftalten.°% Die Steuer fließt in die 
Reichscaffe mit Abzug von 2 %,, welche den Einzelftaaten 
von der in ihrem ©ebiete percipirten Summe zur Dedung 
der Verwaltungskoſten hinausbezahlt werden. ! Demgemäß 
muß auch diefe Steuer wie der Spielfartenftempel genau 
für jeden Einzelſtaat berechnet werden, was bei den Boft- 


4 SpiellSt®. $. V. d. RE. v. 13. Dec. 1869 
35 SpielkStG. 8 9% (BOB. 695); über die Stempel: 
36 SpielkStG. 8. 2 marfen V. v. 22. Nov. 1881 
47 SpiellSt®. 8. 19: (RGB. 271), über Die geſtem 
348 v. Aufſeß 128—136 (Ab⸗ pelten Formulare V. v. 10. Juli 


druck des Geſetzes); Laband bei | 1882 (RGB. 122). 

Hirth 456. StR. III 2, 3083, 3 WehiSt®. $. 27 (bis 

Hoyer 1-53. 1871 36 %,, bis 1873 24%, 
310 WechſStG. $. 25. bis 1875 12 %,). Vgl. Laband 
5 WechſStG. 8. 22; dazu | bei Hirth 497. 
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und Telegraphengefällen nicht der Fall ift. Auch die bay- 
riſchen und württembergiſchen Poftanftalten haben den Betrag 
der Wechſelſtempelſteuer an die Reichscaſſe abzufithren. 

2. Dem Stempel unterliegen alle gezogenen und 
eigenen Wechfel, ausgenommen die vom Ausland auf 
da8 Ausland gezogenen und nur im Ausland zahlbaren, 
ferner die vom Inland auf das Ausland gezogenen, nur im 
Ausland und zwar auf Sicht oder fpäteftens innerhalb 
10 Tagen nad) dem Tage der Ausstellung zahlbaren Wechjel, 
fofern fie vom Ausſteller direct ind Ausland remittirt werden. 3% 
Ebenſo unterliegen dem Stempel die an Ordre lauten- 
den Zahlungsverſprechen (billetsä ordre) und Die 
von Kaufleuten oder auf Kaufleute ausgeftellten 
Anmeifungen (Affignationen) jeder Art auf Geld- 
außzahlungen, Accreditive und Zahlungsaufträge, gegen 
deren Vorzeigung oder Auslieferung die Zahlung geleiftet 
werden fol, ohne Unterfchied, ob diejelben in Form von 
Briefen oder in anderer Form ausgeftellt find, ausgenommen 
nur 1. die als Baarzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren 
Platanmweifungen und Ched3, aber nur, wenn fie ohne 
Accept bleiben; andernfalls find fie zu verfteuern; 2. Accre- 
ditive, welche beftimmten Perfonen einen Marimal- oder un⸗ 
begrenzten Credit zu beliebiger Benugung anweifen; 3. Bank—⸗ 
noten und andere Papiere auf den Inhaber, welche auf Sicht 
zahlbar und vom Ausfteller auf fich felbft ausgeftellt find. 353 
Subjective Befreiungen dagegen finden nicht mehr ftatt und 
die beftehenden find zu bejeitigen. 35 


352 WechſStG. $ auch genaue Vorſchriften über 
353 WechſStG. 8. al. dazu DO. | die aus der Reichscaſſe zu lei- 

v. 23. Suni 1871 MED 853 | None Entſchädigung; dazu V. 
3 WechſStG. $. 26. Hier |v. 23. Juni 1871, IV. 
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3. Die Abgabe beträgt 10 Pfennige bis zu 200, 20 big 
400, 30 bis 600, 40 bis 800, 50 bis 1000 Marf, jodann 
weitere 50 für jede meitere Tauſend, wobei jeder Bruchtheil 
als voll gilt.5 Lautet der MWechfel auf eine andere als 
Reichswährung, fo erfolgt die Umrechnung entweder nad 
Maßgabe des vom Bundesrath feitgeftellten Maßſtabes oder 
falls ein ſolcher nicht feftgeftellt, nach dem laufenden Kurſe. 356 
Der Verpflichtung zur Entrichtung der Wechjelftempelfteuer 
wird genügt entweder durch Benutzung gefternpelter Yormulare 
oder durch Aufkleben von Stempelmarkfen; die näheren Bor- 
fohriften iiber die Art der Verwendung diefer Marken gibt 
der Bundesrath und mur wenn diefe befolgt find, gilt die 
Steuer al3 entrichtet. 357 

Alle Perfonen, melche juriftifh an dem Umlauf des 
Wechſels betheiligt find, haften ſolidariſch für die Entrid- 
tung der Stempelabgabe;35 die Bezahlung hat zu erfolgen 
bei inländiichen Wechjeln, bevor fie vom Augfteller, bei aus⸗ 
ländifchen, bevor fie vom erften Inhaber aus den Händen 
gegeben werden, ausgenommen nur Berfendung oder PBräfen- 
tation zum Accept bei noch nicht inländifch indoffirten Wechfeln; 
in diefem Falle hat der Acceptant vor der Rückgabe oder 
weiteren Berfügung über den Wechfel die Stempelfteuer zu 
entrichten. 29 Bei mehreren Eremplaren des nämlichen 


5 WechſStG. 2 in der| 37 WechſStG. ss. 13, 14. 
ee ©. v. ⸗ Juni 1879. | Weber Fälſchung von Stempel: 
echſstG. 8. 3 in der | marken StGB. SS. 275, 276, 
— G. v. 4. Juli 1879; | 364. Weber dien at der Ber: 
Dazu v. 12. Nov. 1879 wendung jebt V. d. BR. v. 
(CBl. 663 u. v. 10. April 1880 | 16. Zuli 1881 (RGB. 245). 
(CBl. 190) beibe aufgehoben | 353 WechſStG. 8 4. dazu Die 
duch V. v. 1. Febr. 1882 Ipecielle ng 8. 5. 
(CBl. 26). ’ WechſStG. 88. 6, 71. 
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Wechſels ift nur das zum Umlauf beftimmte zu verfteuern, 
andere nur dann, wenn eine felbjtändige Wechjelerflärung, 
ausgenommen Accept und Nothadreffen auf dafjelbe gejegt 
wird; die Berftenerung hat in diefem alle zu erfolgen, be= 
vor das Eremplar von dem Außfteller der Erklärung bezw. 
den erjten inländifchen Inhaber aus der Hand gegeben wird. 
Soll ein unverſteuertes Duplicat bezahlt oder Mangels Zah⸗ 
lung proteftirt werden, fo ift zuvor die Verſteuerung zu be- 
wirken. 380 

Hat ein Vordermann die gejegliche Verſteuerung des 
Wechſels unterlaffen, fo tft jeder Hintermann verpflichtet, die- 
jelbe fofort nachzuholen, ehe er eine mwechjelmäßige Handlung 
vornimmt. 36! 

4. Die Hinterziehung der Wechfelftentpelfteuer wird mit 
der Geldbuße des fünfzigfachen Betrages der hinterzogenen 
Abgabe beftraft und zwar trifft die Strafe „befonder8 und 
ganz” jede an dem ftraffälligen Wechjel rechtlich betheiligte 
Perfon und ebenfo inländiihe Makler und Unterhändler, 
welche wilfentlich einen folchen Wechfel verhandelt haben. 362 
Hat ein jpäterer Inhaber die gejegliche Steuerverpflichtung 
erfüllt, fo werden dadurch die ftraffälligen Vordermänner 
nicht befreit. Berwandlung der Geld» in Freiheitsftrafe 
findet im Unvermögensfalle nicht ftatt, ebenfo dürfen ohne 
Zuftimmung des Verurtheilten, wenn derjelbe ReichSange- 
böriger, Grundftüde zum Zwede der Tilgung der Geldftrafe 
nicht fubhaftirt werden. 36% 

Mangelhaftigkeit des Wechſels zur Zeit der Annahme 


360 WechſStG. SS. * 9, 10. Dazu aus die Specialbeſtimmung 

361 WechſStG. 8. n 8. 

362 WechſelStG. Fr 151,2; N WehiCt®, 5 .i1la. €. 
| ss WechſStG. 8. 15°. 
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erflärung bezw. Aushändigung befreit den Acceptanten bezw. 
Ausfteller eines trodenen Wechfeld nicht von den gejeglichen 
Folgen der Nichtverftenerung. 35 Die Geldftrafen fallen an 
den betreffenden Landesfiscug. 36 Mechfelftempelbinterziehungen 
verjähren im Zeitraum von 5 Jahren von der Ausftellung 
bed Wechſels ab; die Verjährung wird durch jede auf die 
Berfolgung der Hinterziehung gerichtete amtliche Handlung 
unterbrochen. °°” Im übrigen find die Zollgefege analog an- 
zumenden.3° Die Landesgrenzen find für die Strafverfol- 
gung und Strafvollftredung feine Schranken. 3% Die Yandes- 
behörden, denen die Beauffichtigung des Stempelweſens ob- 
liegt, haben beziiglich des Reichswechſelſtempels die nämlichen 
Rechte mie bezüglich der auf Randesrecht beruhenden Stempel- 
abgaben. 37° Neben den Steuer- haben auch alle fonftigen 
Staatd- und Communalbehörden, die richterliche oder polizei- 
liche Yunctionen ausüben, ingleihen Notare und ſolche Be: 
amte, welche Wechjelprotejte ausfertigen, zur Durchführung 
des Geſetzes mitzuwirken; bei Wechfelproteften ift ſowohl auf 
dem Proteft als auf dem hierüber aufgenommenen Protofoll 
ein befonderer Vermerk bezüglich des Stempel3 zu machen. 37! 

II. Der Stempel auf Werthpapiere.3” 

1. Durd ©. v. 1. Juli 1881 (RGB. 185) wurde eine 
Stempelfteuer eingeführt auf a) in- und ausländifche Actien, 
Renten und Schuldverfchreibungen einfchließlich der fog. 
Snterimdfcheine, 27? b) Schlußnoten und Rechnungen über 


360 WechſStG. 8. 16. 

3266 WechſStG. 8. 182. 

37 WechſStG. 8. 17. 

3 WechſSiG. 8 181. 

ꝛ0 WechſStG. 8. 19; jetzt 
GVG. Tit. XIII. 

370 WechſStG. 8. 20. 


m WechſStG. 8. 21. 

72 Laband StR. III 2 
s. 118; Hoyer 88—143. Bol. 
& Bagner III 209 ff. 

2} Stempg. SS. un 2. Eu 
Ziff. 1-3; VollzV. A 
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die im Geſetz aufgezählten Gejchäfte, nämlich Kauf-, Rüdkauf- 
Zaufch-, Lieferungsgeſchäfte, welche Wechfel, ausländijche Bank⸗ 
noten oder ausländifches PBapiergeld, ferner Actien, Staats⸗ 
oder andere für den Handelsverkehr beftimmte Werthpapiere 
oder Mengen von ſolchen Sachen oder Waaren jeder Art, die 
nach Gewicht, Maß oder Zahl gehandelt zu werden pflegen, 
betreffen, einerlei ob es fi) um Abjchluß oder Prolongation 
des Gefchäftes bezw. der Bedingungen eines folchen handelt, 
jofern deren Werth mehr als 300 bei Waarengefchäften mehr 
als 1000 Mark beträgt, 7* c) auf Lotterieloofe, 37° außge- 
nommen 2otterieen zu mildthätigen Zwecken auf Grund ftaat- 
licher Genehmigung. 37° 

Zu dem Gefege ergingen zunächft zwei Vollzugsverord⸗ 
nungen (A und B) v. 7. Juli 1881 (EB. 283— 326), ferner 
weitere v. 1. Februar, 10. März und 5. Juli 1882 (CB. 26, 
107, 336); durch die zweite der legtgenannten Verordnungen 
wurde der Reichskanzler ermächtigt, „nach Maßgabe des her- 
portretenden Bedürfniffes" die Anordnungen des Bundes- 
rathes, „injoweit diefelben die Form der Erhebung diejer 
Abgaben, inZbefondere auch die Anfertigung der Stempel 
und Stempelzeichen, ſowie die Herftellung und den Vertrieb 
gejtempelter Formulare zu Schlußnoten ꝛc., die Anmeldung 
und Abftempelung von Urkunden und Formularen und die 
Regifterführung betreffen, abzuändern und zu ergänzen.“ 

Durch diefe Reichsſteuer find alle Landesrechtlichen Stempel- 
und Umjchreibungsgebühren und Abgaben von Uebertragungs- 
bermerfen von den im Geſetz aufgeführten Kategorieen von 


sr StempG. 88.1, 6; Tarif | °7 „Stempd: ss. 1, 12; Tarif 
Ziff. 4 VollzV. A. IH. Ziff. 5. VollzV. A. IV. 
376 Stempð. S. 13. 
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MWerthpapieren bejeitigt,37” ſoweit das Reichsgeſetz dieſelben 
nicht ausdrüdlich vorbehält. 378 

2. Die Steuer beträgt bei Actien 5, bei Renten und 
Schuldverfchreibungen 2 pro mille vom Nennwerth; nur bei 
Renten und Schuldverjhreibungen von Communen und 
Sommunalverbänden, Eorporationen ländlicher oder ftädtifcher 
Grundbefiger, Grunderedit- und Hypothekenbanken, ſowie 
Transportgejellfchaften nur 1 pro mille; 37% hei Schlußnoten 
und Rechnungen 20 Pfennig für jedes Document, bezw. jedes 
einzelne auf einem folchen vermerkte Gejchäft und 1 Marf, 
wenn es ſich um ein Zeitgejchäft handelt;?%0 bei Totterieloofen 
5%, vom Nennwertb ſämmtlicher Looſe, wenn e3 fih um 
inländijche, 5%, vom Preiſe jedes einzelnen Looſes, wenn es 
fih um ausländifche Xoofe handelt. 38 

Befreit von der Steuer find die Schuldverjchreibungen 
des Reiches und der Einzelftaaten, fowie die nur zum Zwecke 
des Umtauſches ausgeftellten;3% ferner Schlußnoten über 
fog. Contantgeſchäfte. Subjective Befreiungen finden nicht 
ftatt, die etwa beftehenden find nach Maßgabe ver bezüglich) 
der Wechſelſtempelſteuer erlafjenen Vorfchriften abzulöjen. 3% 

Die Steuer wird entrichtet bei Actien, Renten» und 
Schuldverfchreibungen durch) Baarzahlung gegen Aufdrud des 
Reichsftempeld Seitens der von den Einzelftaaten zur Ab- 
ftenıpelung bezeichneten Behörden;?%* bei Schlußnoten und 


3 StempG. 88.5, 11, 12. 33 StempG. $. 2. VollzV. 
78 Stemp®. 88.53, 9, 10. | A. IT. Das Geſetz geftattet auch 
9 Stemp®. 8. 1; Tarif Nr. | die Verwendung von Stempel- 
1—3. marten, die BB. A. II 2, ce. 
30 Stemp®. 8.4; TarifNr.4. ſchließt dies aus. Die competen- 
2 Stemp®.$.12;TarifNr.d. | ten Behörden find von den Ein- 
‚32 Stemp®. $. 30. zelftanten zu bezeichnen, das Ver—⸗ 
383 Stemp®. $. 50. zeichniß aber von Reichſswegen 
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Rechnungen durch Verwendung von Stempelmarken oder ge= 
ftempelten Formularen; bei Rotterieloofen durch Stempel- 
aufdrud. 386 

3. Die Steuerpflicht entfteht bezüglich inländifcher Actien, 
Renten⸗ und Schuldverfchreibungen bei der Ausgabe, bezüg- 
ih ausländifcher, wenn fie innerhalb de3 Reichsgebietes 
ausgehändigt, veräußert, verpfändet oder anderweitige Ge- 
Ihäfte unter Xebenden damit gemacht oder Zahlungen’ darauf 
geleiftet werden; bei Schlußnoten und Rechnungen bei der 
Ausstellung und zwar in erfter Linie für den Außfteller, 
jubfidiär für jeden anderen Unterzeichner des Papieres; die 
Steuer ift zu entrichten, bevor der Ausfteller da8 Document 
aus der Hand giebt bezw. binnen 3 Tagen nah Empfang, 
jedenfall3 aber vor weiterer Aushändigung. 37 Bei Privat: 
Votterieen hat der Unternehmer jpäteftend am fiebenten Tage 
nah dem Empfange der obrigfeitlichen Erlaubniß der Steuer- 
behörde fchriftlich Zahl und Preis der Looſe anzumelden, dar- 
nad) ift der Steuerbetrag feftzuftellen und gegen Aufdrud des 
Reichsſtempels ſofort zu bezahlen. Ungeftempelte Looſe dürfen 
nicht ausgegeben werden. Der Steuerbetrag Fann creditirt 
werden. Ausländische Looſe find vor Beginn des Bertriebes 
und fpäteften® 3 Tage nah Empfang zur Abftempelung 
gegen Entrichtung der Steuer zu bringen. Von den 
Staatölotterieen wird die Steuer in einer vom Reichsſchatzamt 
feftzufegenden Pauſchſumme ohne Abfteinpelung entrichtet. 38 


laut BB. A.I, V 3.20 zu publi- 
ciren, ſ. die Publication CBl. 
1881, 387; über die behördlichen 
Yunctionen enthält. detaillirte 
Borichriften die VollzV. B. 

385 Stempel®. 8.7. VollzV. 
A. 3.9—11; dazu CBl. 1882, 2. 


3856 Stemp®. 8.15. VollzV. 
A.3.14, 16. 

37 Stemp®. 8. 6. 

388 Stemy®. 88. 12 — 14. 
VollzV. A. 3.12 a. b. 13, 15, 16. 

389 Stemp®. $. 18. VollzV. 
A. 3.18; dazu über Die bejte- 
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4. Dem Reichsſtempel unterliegen nicht, fondern find 
der Beſteuerung durch das Landesrecht anheimgegeben: 

a). gerichtliche oder notarielle Beurkfundungen der unter 
Nr. 4a (f. oben Ziff. 1b) des Tarifs bezeichneten Gefchäfte, 
jowie die von folchen Urkunden ertheilten Ausfertigungen, 
beglaubigten Abfchriften und Auszüge, 

b) Schriftftüde, welche von ftaatlichen Verwaltungsbe⸗ 
börden der Einzeljtaaten über die oben bezeichneten Gejchäfte 
aufgenommen oder ausgeſtellt werden, 

c) Berträge über die bezeichneten Gejchäfte und Waaren, 
welche weder zum Gebrauch als gewerbliche Betriebgmate- 
rialien noch zur Wiederveräußerung in derjelben Bejchaffen- 
heit oder nad) vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung 
beitimmt find, 

d) Auctionen und Auctionsprotofolle. 

Schriftſtücke über ſolche Gefchäfte, welche unter die oben 
c und d genannten Rubriken fallen, unterliegen jedoch, falls 
fie von Malern oder andern Unterhändlern ausgeftellt find, 
neben der landesrechtlichen auch der Reichsftempelabgabe?%, 

5. Der Ertrag des Geſetzes fließt principiell in die 
Reichskaſſe. Die Einzeljtaaten find jedoch berechtigt, 2%, 
ihrer Bruttoeinnahme (ausgenommen die Steuer von den 
StaatSlotterieen) fofort zur Dedung der Bermaltungsfoften 
zurüdzubehalten. Die Ablieferung an die Reichscaſſe erfolgt 
monatlich), die definitive Abrechnung nach Abſchluß jedes 
Vierteljahres. Die Einnahmen aus der Stempelfteuer find 
den Einzelftaaten nach dem Maßftabe der Bevölkerung mit 


benden Gtaatölotterieen La⸗ | rieen und bezahlen eine Steuer: 
band III 2, 314°. (Preußen, jumme von 5, Millionen Mark!) 
Sachſen, Medlenburg Braun⸗ Stenpo, * 16; vgl. dazu 
ſchweig, Hamburg haben Lotte⸗auch 88. 5°, 


Zorn, Staatsrecht II. 20 
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welcher fie zu den Matrifularbeiträgen herangezogen werden, 
zu überweiſen d. h. es findet hier das analoge Verhältniß 
ftatt, wie bei den Einnahmen aus Zöllen und Tabackſteuer 
foweit fie 130 Millionen Mark überfteigen. 9 

6. Bezüglich der Anfertigung, ?? Berwendung?® und 
des Erfages für verdorbene Stempelmarfen und Formulare?* 
gelten die nämlichen Beftimmungen wie bei der Wechjel- 
ftempelftener; ebenſo bezüglih der Strafverfolgung, der 
Geldftrafen, der Unzuläffigfeit, der Ummandelung in Frei— 
heitäftrafen, der Auffichtsführung. 95° Zu letzterem Zwecke 
jollen überdies bei den größeren Geldinftituten ſowohl den 
öffentlichen (ausgenommen bei der Reichsbank) als privaten, 
bejondere „mit binreichender Rechts- und Geſchäftskenntniß 
ausgeftattete” Beamte von den Einzelftaaten bejtellt werden, 
welche mindeftend zweimal im Jahre in unregelmäßigen 
Zmifchenräumen und ohne vorherige Anmeldung Revifionen 
vornehmen jollen.?% Außerdem haben alle Reichs-, Landes⸗ 
und Communalbehörden, ferner die von Handel3vorftänden 
eingejegten Sachverftändigencommiffionen und Schiedgerichte 
ſowie die Notare amtlich zur Durchführung des Geſetzes 
mitzuwirken. 39 

Sngleichen dient dem Zweck der Controle die Vorſchrift, 
daß bei der Neuemiffion von Actien, Renten oder Schuld- 
verfchreibungen oder der Aufforderung zu neuen Einzahlungen 
der Emittent unter Angabe von Zahl, Gattung und Nenn- 


ET StempG. 88. 31, 
SEE * 3. 12; ſ. dazu oben 


‚2 VollzV. B. 3.6, 7. 

93 —* . Z. Jo, 14. 

»» VSou VB. A. 3.19, B.3.10. 
395 StempG. 88. 21, (dazu 


lan. Er „3 19) 22, 24, 25, 
29, 
ns Sem. 8. 27. VollzV. 
A. 3.20. VollzV. B. Z. 16 über 
die Reviſion. Das Verzeichniß 
der Controlſtellen Eat. 1882, 10. 
397 StempG. $. 2 
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werth der Stüde bezw. Beträge der competenten Steueritelle 
vorher Anzeige zu erftatten hat.3% 

7. Wer der gejeglichen Vorſchrift über die Verſteuerung 
von Actien, Renten und Schuldverfchreibungen nicht geniigt, 
ift mit Geldftrafe des fünfundzwanzigfachen Betrages der 
Dinterzogenen Steuer mindeftend aber von 20 Mark für jedes 
Werthpapier zu beftrafen und zwar trifft die Strafe befon- 
derd und ganz jeden, der an dem Geſchäfte mit dem firaf- 
fälligen Werthpapier betheiligt ift.3® Die Defraudationäftrafe 
bei Schlußnoten und Rechnungen ift der fünfzigfache Betrag 
der hinterzogenen Abgabe, mindeftend aber von 20 Mark 
für jedes ftempelpflichtige Schriftſtück; 0 wird die Berfteuerung 
erft durch einen jpäteren Inhaber des Dokumentes bewirkt, 
jo trifft die Strafe die fchuldigen Bordermänner;* bei 
Looſen der fünffache Betrag der defraudirten Steuer, für 
Unternehmer inländifcher Lotterieen oder Ausſpielungen ſowie 
jolche Perjonen, welche den Vertrieb ausländischer Looſe oder 
Ausweife über Ausfpielungen beforgen, nicht unter 250 Mar; 
ift die Zahl der abgefegten Looſe nicht zu ermitteln, fo kann 
die Gelditrafe bi8 zu 5000 Marf fteigen,% 

Außerdem enthält das Geſetz noch mehrere befondere 
Strafbeitimmungen. ⸗ 

IV. Die ftatiftifhe Gebühr. 

Eine weitere Stempelfteuer für die Reichscaſſe wird er- 
hoben bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waaren über 
die Reichsgrenze, die fog. ftatiftifche Gebühr. Diefelbe 


8 StempG. $. 4. 
9 StempG. 8. 3. 


g R 108 StempG. 88. 4°, 28. 
5 
400 StempG. 8.8. 
8.8 
8.1 


#4 y. Aufſeß 147 — 161; 
Br 16—83; Laband III 
‚ 6. 





“ StempG. 8. 8? 
‚402 StempG. $. 16 
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beruht auf ©. v. 20. Juli 1879 (RGB. 261); dazu VollzV. 
d. DR. v. 20. Nov. 1879 (CB. 1879, 676), ferner vom 
21. Nov. 1879 (CBl. 687). Alle über die Grenze fommenden 
Waaren (mit Ausnahme nur der in 8. 13 bezeichneten Kate⸗ 
gorieen)*5 unterliegen nämlich der Anmeldungspflicht, „nach 
Gattung, Menge, Herfunft3- und Beitimmungsland,“ nad 
Maßgabe des amtlichen ftatiftifchen Waarenverzeichniffes ; +0 
die Anmeldung hat im Grenzbezirk bei den Zollämtern, bezw. 
bei beſonders beftellten Anmeldeftellen durch den Waarenführer 
zu erfolgen? und zwar in der Regel durch einen befonderen 
Anmeldefchein, den der Abfender auszuftellen hat eventuell 
die Zoll- oder Steuerdeclaration.*% Die Anmeldungen dürfen 
nur für die Zwede der amtlichen Statiftif benugt werden. 
Bei der Anmeldung ift eine Gebühr zu entrichten, welche 
geſetzlich firirt ift; dieſelbe wird in Reichsſtempelmarken ent- 
richtet.*!° Sie beträgt bei ganz oder theilmeife verpadten 
Waaren für 500, bei unverpadten für 1000 Kilogramm je 
5 PBfennige, den gleichen Betrag bei Pferden, Maulthieren, 
Ejeln, Rindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen pro Stüd, 
endlich 10 Pfennige bei Kohlen, Koaks, Torf, Holz, Ges 
treide, Kartoffeln, Erzen, Steinen, Salz, Roheifen, Cement, 
Düngungsmitteln, Robftoffen zum Berfpinnen und anderen 
vom Bundesrath zu bezeichnenden Maſſengütern in Wagen- 

#5 Laband III 2, 302. 408 Ebenda 88.3—5, 7, 8 über 


406 G. betr. d. Statiftif $. 2% | die Verpflichtungen der" öffent, 
V. v. 20. Nov. 1879 8.1, das Ken Transportanftalten 88. 6 


Berzeihniß dazu ſ. CBl. 1879, | 7?, 9. V. v. 20. Nov. 1879 
855. Abänderungen 1880, 318. * 5—16. 
1881, 97. 49 Ebenda $. 10; odazu B. v. 


107 (5, betr. d. Stat. 8.3, V. | 13. Nov. 1879 8. 4 
v. 20. Nov. 1879 8. 3; ferner 410 Ebenda SS. 1 13.8 v. 
die umfafjenden Dienftvorichrif- 20. Nov. 1879 88. 17—22, 
ten v. 13. Nov. 1879 (CBl. 637). 
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ladungen, Schiffen oder Flöffen, verpadt oder unverpadt für 
je 10000 Kilogramm.*1 Befreit von der ftatiftifchen Ge- 
bühr find nur die im Geſetz felbjt bezeichneten Waarenfate- 
gorieen.+? Hmfichtlich der Controle gelten die für das Zoll- 
weſen beftehbenden Vorfchriften.*1? Contraventionen gegen dag 
Gefeß oder die dazu ergangenen Verordnungen werden mit 
Drdnungsftrafe bis zu 100 Mark geahndet, vorbehaltlich der 
weitergehenden Beftinnmungen in StGB. 88. 275, 276. Das 
Berfahren ift das nämliche wie bei den Zöllen; die Ord- 
nungdftrafen fließen nicht in die Reichs-, fondern die be- 
treffende Landescaſſe.““ Yür die Entrichtung der Gebühr 
haftet dem Reiche der Inhaber (natürliche Befiter) der Waare 
zur Beit der gejeglichen Anmeldung. 45 Die Einnahmen aus 


‚der ftatiftifchen Gebühr fließen in die Reichscaſſe, doch wird 


den Einzelftaaten eine Vergütung für Die ihnen durch das 
Geſetz ermachfenden Koften nad) Maßgabe der vom Bundes- 
rath zu erlaffenden Beftimmungen gewährt. Der Bundes- 
rath kann aus befonderen im Geſetz bezeichneten Gründen 
Erleichterungen bezüglich der Anmeldepflicht eintreten Laffen.*17 


VII. Die Moatrikularbeiträge.t!3 


Soweit die oben: sub I—VI bezeichneten Finanzquellen 
nicht ausreichen, find die Reichsausgaben „durch Beiträge 
der einzelnen YBundesftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölfe- 


“1 Ebenda $. 11. 47 Ehenda $. 7; dazu CBl. 
412 Ebenda $. 12. 1880, 318 ff. Lab and III2, 304. 
413 Shenda 8.15, 16. a8 Bol. hieher die principielfe 
414 Ebenda 8. 17. Erörterung über diefe Snftitution 
415 Chenda $. 13?. oben ©. 212 ff. 


416 Ebenda $. 11, 14. Bol. 
Laband II 2, 305. 


310 Buch IX. Das Reichsfinanzrecht. 


rung aufzubringen, welche bis zur Höhe des budgetmäßigen 
Betrages durch den Reichskanzler ausgefchrieben werden.“ 
(RB. a. 70.) Soweit die „eigenen* Einnahmsquellen des 
Reiches nicht zureichen, tritt demnach Societütswirthſchaft 
wie im alten deutſchen Bunde ein. 

Die Matrikularbeträge werden alljährlich durch das 
Budgetgeſetz feſtgeſtellt. Die Feſtſtellung geſchieht nach der 
Kopfzahl der ortsanweſenden Bevölkerung. +? Der Reichs⸗ 
fanzler zieht Ddiefelben für die Reichscaſſe in Monatsraten 
ein, die.budgetmäßige Höhe darf nicht überfchritten werden, 
wohl aber kann eine Ermäßigung eintreten, falls etwa die 
übrigen Finanzquellen des Reiches unerwartet hohe Erträg- 
niſſe bringen. 

Die Matrifularbeiträge, wie fie im Budgetgeſetz erjcheinen, 
find eime Fiction. Sie repräfentiren einen höchſt complicirten 
rechnerifchen Abſchluß mit den Einzelftaaten, keineswegs aber 
find die betreffenden Pofitionen im ftaatSrechtlihen Sinne 
reine Matrikularbeiträge. Es werden nämlich in diefelben 
die ſämmtlichen Averſa eingerechnet, andererjeit kommen 
darin auch die Präcipua einzelner Staaten fowie die finan- 
ciellen Sonderrechte zum rechnerifchen Ausdrud. Für die 
finanzrechtliche Klarheit wäre es dringend wünſchenswerth, 
wenn die betreffende Pofition in ihre einzelnen, ſtaatsrechtlich 
fehr verfchiedenen, Beitandtheile zergliedert würde. — 

Hier mögen einige financtelle Sonderrechte*? Erwähnung 
finden: 


I Nach V. d. BR. v. 21. Dec. | wie bei den Zöllen. Laband 
1868 (vgl. Laband bei Hirth | StR. III 2, 336. 
455) war die Staatdangehörig- 0 Caband 491ff.; vgl. die 
keit für die Berechnung map genauen Angaben St. III 2, 
gebend; Died tft jebt aufgegeben | SS. 120, 1 

nd e8 wird ebenjo abgerechnet 
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1. Preußen bezahlt einen höheren Betrag für das Aus- 
wärtige Amt, weil dieſes zugleich ſpecifiſch preußifche Ge- 
ſchäfte zu bejorgen hat; 

2. Diejenigen Staaten, welche an fremden Höfen neben 
den Reichsgeſandten noch Specialgefandtichaften unterhalten, 
haben wegen der dadurch bewirkten Gefchäftsentlaftung der 
Reichsgefandtichaften für die Koften diefer leßteren nur einen 
entjprechend geringeren Betrag zu bezahlen ;*?! 

3. Bayern erhält überdies noch eine befondere Vergütuug 
für die von diefem Staate vertraggmäßig übernommene Ber- 
tretung der Reichsgeſandtſchaften in Verhinderungsfällen; 

4. diejenigen Staaten, welche von dem Geſchäftskreis 
gewiller ReichSbehörden erimirt find, brauchen für dieſe Be- 
hörden nicht bezw. nur einen entjprechend geringeren Betrag 
zu bezahlen, jo Bayern und Eljaß-Lothringen für das 
Bundesamt für Heimathsweien, Bayern und Württemberg 
für da8 Reichspoſtamt, Bayern für die Reichsnormaleichungs⸗ 
commiffion, die drei füddeutichen Staaten und Eljaß-Roth- 
ringen für die Neich3controle der Bierſteuer, die drei fiid- 
deutfchen Staaten für die ReichScontrole der Branntweinfteuer. 


u N 


VIII. Die Reichafchulden. +22 


1. Der Begriff der Reichsſchulden. 
- Die Verfaffung beftimmt: „in Fällen eines außeror- 
dentlihen Bedürfniffes kann im Wege der Reichs— 


#1 Laband 493!, III 2, | ferner die beiden Artikel „Staats- 
3281, 3291: Bayern, Sachjen, | anleihen” (R.) und „Staats- 
Württemberg, Braunjchweig. Ihulden” (E. Meier) in v. Hol- 

122 Laband bei Hirth 435 tzendorff's RLex. III 729 ff., 
bi8 446 ; A. Wagner I 630ff.; 760ff.; ſowie die in diefen Ar- 
Laband StR. III 2, 8. 109; | tifeln cit. Literatur. 

v. Rönne II 1, 85ff.; vgl. 
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gefeggebung die Aufnahme einer Anleihe ſowie 
die Uebernahme einer Garantie zu Laſten des 
Reiches erfolgen.“ (a. 73.) 

Diefe Beſtimmung bezieht fih nur auf einen Theil des 
Reichsſchuldenweſens. Zutreffend wird nämlich von Yaband 
unterjchieden zwifhen Berwaltungsfhulden und Fi— 
nanzfchulden des Staates. Erſtere find diejenigen Ver- 
bindlichkeiten, welche für den Staat auf Grund der laufenden 
Bermwaltung dadurch entftehen, daß entweder financielle Ber- 
bindlichfeiten, au8 irgend welchem Grunde nicht fofort ge- 
tilgt werden oder aber, daß folche VBerbindlichfeiten nicht ge⸗ 
tilgt werden können, weil die hiefür erforderlichen Einnahmen 
noch nicht fällig geworden find. Derartige „Schulden“ find 
in der Finanzwirtbishaft des Staates unvermeidlich: fie ver- 
jhminden, jobald die Gründe derfelben dahingefallen, alfo 
insbeſondere jobald die zur Dedung erforderlichen Einnahmen 
eingegangen find. Sie werden ald „Maßregel der Finanz 
verwaltung” durch „die derjelben inwohnende Berordnungd- 
gemalt gefchaffen und getilgt,“ und bieten der rechtlichen Be— 
trachtung feinen weiteren Anlaß. Auf diefe Verwaltungs⸗ 
fhulden bezieht ih RB. a. 73 felbftverftändlic nicht; dieſe 
wideln fich Tediglih im Rahmen des ordentlichen Jahres⸗ 
budgets der einzelnen Specialverwaltungen ab. +24 

Den Verwaltungsfchulden gegenüber ftehen die Finanz 
Ihulden, welche nah Reichsrecht zur Dedung 





423 Laband 435; ebenjo 
E. Meier 760. Mit der oben 
erwähnten und als ftaatörecht- 
lich irrelevant erklärten Unter- 
Icheidung zwifchen Verwaltungs 
und Finanzvermögen fteht 
die im Text gemachte Unter- 


ſcheidung bezüglich der Schulden 
nicht in nothwendigem inneren 
Zujammenbang. 

424 (Sine Eategorieenweije Auf: 
zählung der Verwaltungsſchulden 
des Reiches verſucht Laband 
439ff.; StR. III 2, 230. 
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„außerordentliher Bedürfniffe” zu dienen haben. 
Der Begriff des „außerordentlihen Bedürfniſſes“ läßt ſich 
allerdings juriftifch nicht feft umgrenzen und es hängt lediglich 
von der Feitftellung der competenten Factoren im einzelnen 
Falle ab, ob ein folches als vorhanden anzunehmen ſei. 1° 

Sole Finanzſchulden können für dag Reich verfaffungs- 
mäßig nur auf Grund eined Geſetzes contrahirt werden. #26 


2. Die Arten der Neicäsfinanzichulden. 

Anderweitige Vorſchriften bezüglich der Form in welcher 
eigentliche Finanzjchulden des Reiches zu contrahiren find, 
enthält dag pofitive Recht nicht. 

Thatfählih ift von drei Formen Gebrauh gemacht 
worden: Reichscaſſenſcheine, Schaganmweijungen, 
eigentlihe Anleihen. 

a) Reichscaſſenſcheine (G. v. 30. April 1874, 
RGB. 40). 

Diefelben find, wie oben nachgewieſen wurde, weder Banf- 
noten noch Papiergeld, fondern Schuldurfunden des Reiches, 
welche als Geldjurrogat dienen, den juriftifchen Geldcharacter 
aber nicht haben. 

Näheres f. oben ©. 81—83. 

b) Schaganmweifungen. 7 

1. Schaganweifungen find auf den Inhaber 

425 Laband bei Hirth 530. R. | nehmen, enthält Doch jedes An- 
in v. Holßendorff’3 RLex. III | leihegejeh einen Rechtsſatz mit 
129 ff. verbindlicher Kraft, auf welchem 

#36 Allerdingdwird nicht Durch | allein die Befugniß zu den er- 
Dee die Anleihe contrahirt, | forderlichen Berwaltungshand- 
wie Zaband III 2, 233 zu= | lungen beruht. ©. auch unten 
treffend ausführt. Aber indem | ©. 326. 
die gejegliche Ermächtigung er- | 47 E. Meter 762. R. 734 f. 
theilt wird, eine Anleihe aufzu- 
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lautende* Schuldverfhreibungen des Staates 
über bejftimmte Summen für einen fürzeren Beit- 
raum. Bon diefer leichteren Form des Staat3fredites wurde 
Seitens des deutjchen Reiches ein jehr umfaffender Gebrauch 
gemacht, inSbefondere wurde vermittelit derfelben durch all- 
jährlih in gleicher Faflung wiederkehrende Beitimmung des 
Etat3gejeges ein dauernder Betriebsfond der Reichscaſſe ge= 
Ichaffen;*? außerdem wurde bei allen Anlehen des Reiches, 
ausgenommen die auf Grund der beiden letten Anleihegejete 
v. 15. u. 16. Februar 1882 (RGB. 38, 39) contrahirten 
die Form der eigentlichen Anleihe mit der der beweglicheren 
Schaganmeifung in der Weile combinirt, daß der Anleihe- 
betrag vorübergehend in Schaganmeifungen von höchſtens 
einjähriger Umlaufszeit folle begeben werden dürfen; 80 big 
zum Ablauf diefes Zeitraumes follten die Schaganweifungen 
aus der inzwifchen zu realifirenden Anleihe wieder eingelöft 


An legterer Stelle |. auch ein | Ded Gefeged ausdrüdlich nur zur 
Formular der deutihen Schaß- | Dedung „außerordentlicher Be- 
anweijungen. Die Schabanwei- | dürfniffe” zuläßt. Der lebtere 
jungen bilden gewiffermaßen ein | Gefichtöpunft wird jomit aud) 
Mittelglied zwifchen den Ber: | auf die Schabanweilungen an- 
waltungd- und den Finanzſchul- gewendet und deshalb nd die 
den. Laband III 2, 230 f. | Schaganweilungen formell unter 


rechnet fie zu den eriteren, fie 
haben „in finanzieller Beziehung 
recht eigentlich den Charakter 
der Berwaltungsjchuld,“ da fie 
zur Dedung laufender Bedürf- 
niffe dienen. Die Form des Ge— 
jeßed ift nur darum erforderlich, 
weil die Schatzanweiſungen „An: 
leihen“ find. Die Laband’iche 
ergumentation ijt jedoch nicht 
völlig ftringent, da die Berfaj- 
jung auch Anleihen in der Form 


die Finanzſchulden zu fubjumiren. 

28 V. v. 13. Dec. 1870 8.1. 

#29 Zuerſt ©. v. 4. Dec. 1871 
(RGB. 412) 88. 4—7; dazu B. 
d. RK. v. 2. Januar 1872 (RGB. 
3); die neueſte Vorſchrift ©. v. 
15. Febr. 1882 (RGB. 11) 88. 
3—6. Vgl. Laband bei Hirth 
445 f. 

0 Zuerſt G. v. 9. Nov. 1867 
(BGB. 157) 8.7; bog PräſV. 
v. 4. Juli 1868 (BGB. 435). 
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fein. Nur in zwei Anleihegefegen ift eine unbeftinmte Um⸗ 
laufszeit geftattet und e3 wurden demgemäß auch Schagan- 
mweifungen mit flnfjähriger Umlaufsdauer ausgegeben. 31 

Innerhalb des regelmäßigen gefeglihen Marimums von 
einem Jahre wurde es dem Reichskanzler überlaſſen, die Um: 
laufsdauer feitzufegen und es geſchah dies verjchiedentlich 
zwifchen 3 und 6 Monaten, 432 

Der Gedanfe der Schaganmweifungen wird jedoch fo gut 
wie illuforifch, wenn der Betrag der eingelöften Schaban- 
weifungen wieder ausgegeben werden darf. #33 

2. Die Ausgabe der Schatanmeifungen gefchieht durch 
die Neichsfchuldenvermwaltung ;t3%* über die Beträge, in welchen 
diefelben auszuftellen find, fehlt eine generelle Vorſchrift; die- 
jelben vartirten zwijchen 100 Thalern und 100 000 Marf. 4° 

Die Ausgabe kann verzinglich oder unverzinglich gefchehen ; 
auch hierüber mangelt eine generelle Vorſchrift; thatfächlich 
wurden die deutſchen Schaganmweifungen mit Ausnahme einer 
einzigen Kategorie ſämmtlich verzinslich ausgegeben“ss und 


#31 G. v. 29. Nov. 1870(BGB. 


619) 8. 21,3. und ©. v. 26. 
April 1871 (RGB. 91) S. 2 
nur von der Facultät des eriteren 
Geſetzes wurde Gebraudy ge- 
macht durch V. v. 13.Dec. 1870 
(BGB. 624) 8.2. 

2 G. 9. 27. Sanuar 1875 
(RGB. 18) 8.3. V. v. 4. Zuli 
1868, V. v. 31. Suli 1870 
(BEP. 508). 

#33 Zuerft zugelaflen ©. v. 
21. Zuli 1870 8.4 „jedoch nur 
zur Dedung in Verkehr gelester 
Schatzanweiſungen.“ ©. v 
Dec. 1871 (RGB. 412) s 3 


14 G. v. 9. Nov. 1867 8. 8. 
G. v. 27. Januar 1875 SS. 3, 
4; dazu ſpeciell G. v. 19. Juni 
1868 (BOB. 389). 

5 V. v. 4. Zuli 1868, V. 
v. 30. Sept. 1870 (BGB. 520) 
B. v. 31. Juli 1870 (BGB. 
508), B.v.3. April 1877 (RNSB. 
411): 1000, 10000, 50000, 


136 Unverzindlich wurden nur 
die zur Durchführung der Münz- 
reform auägegebenen Schapan- 
weifungen ausgeftellt ©. v 
Dec. 1875 (KGB. 325) u Fi 
3. 2, dazu Nie Giotögefene für 
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zwar wurde die Beitimmung des Zinzfußes dem Reich3- 
fanzler überlaffen; der regelmäßige Zinsfuß war drei Pro- 
cent. 237 

Daß die Ausftelung der Schaganmeifungen in deutfcher 
Währung zu gefchehen hat, ift an fich felbftverftändlich; im 
einem Falle wurde durch pofitive Geſetzesvorſchrift auch aus⸗ 
ländifhe Währung geftattet. *3° 

3. Die Kündigung der Schakanmweifungen Seitens de3 
Staates vor Ablauf der gejeglichen oder verordnunggmäßigen 
Umlaufszeit ift nur dann als zuläffig zu betrashten, wenn 
hiefür ein befonderer gejeglicher Titel vorhanden ift. 439 

Die Mittel zur Verzinfung find „aus den bereiteften 
Einfünften“ des Reiches dem Reichskanzler zur Verfügung 
zu ftellen. * 

Die Verjährung von nicht erhobenen Zinfen erfolgt in 4, 
bon nicht erhobenen Kapitalbeträgen in 30 Fahren. *! 

Ueber Amortifation von Schaganmeifungen ſ. unten c. 

co) Anleihen. 2 

1. Die Hauptform in welcher Seiten? des Reiches 
Schulden contrahirt werden, ift die der eigentlichen Anleihe 


1877/78, 1878/79, 1879/80, | 5), ferner G. v. 26. April 1871 
ferner 34 VollzV. d. RK., für 8. 2, wovon aber fein Gebrauch 
1877 im ROB., weiterhin im | gemacht wurde. 
CBl. publicirt. 49 S. einen folden V. v. 
437 V. v. 4. Zuli 1868, ©. v. | 13. Dec. 1870 88.22, 5 in Boll- 
21. Zuli 1870 8.4. V. v. 31. | zug d. ©. v. 29. Nov. 1870. 
Juli 1870 (5%); der Zind- 0 G. v. 9. Nov. 1867 8.5, 
fuß für die zur Verſtärkung des | dann ftereotyp wiederfehrend. 
Betrieböfondd der Neichäcafie | *! ©. v. 9. Nov. 1867 8.8, 
auögegebenen Anweifungen ijt | dann Stereotyp wiederfehrend. 
3, Yo. 2 Vgl. R. beiv. Holkendorff 
438 G. v. 29. Nov. 1870 8. | RRer. III 735 ff., bier. auch ein 
22; dazu V. v.13. Dec. 1870 | Formular. Das erjte Anleihe- 
8. 1,0. 1. Sanuar 1871 (BGB. | gejeß iftv. 9. Nov. 1867 (BGB 


⸗ 


r 
« 
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d. i. der Ausgabe von Schuldverfchreibungen auf den In⸗ 
baber über eine beftimmte Geldfumme nebft Zinjen. 

2. Die Ausgabe der Schulöverfchreibungen erfolgt durch 
die Neichsfchuldenverwaltung*? nach Maßgabe des Geſetzes 
auzfchlieglich in deutfcher Währung, falls nicht pofitiv daneben 
auch ausländiſche Währung geftattet iſt.“ 

Ueber die Höhe des Zinsfußes befteben gejetliche Bor- 
ſchriften nicht, vielmehr wird die Beitimmung defjelben dem 
Kaiſer überlaffen. 445 

3. Die Schuldverfehreibungen fünnen Seitens des Staate3 
jederzeit zur Kündigung aufgerufen werden, jedoch muß Die 
Friſt hiefür gefetlich beftimmt werden; den Gläubigern 
fteht ein Kündigungsrecht nicht zu. Die Tilgung der Reichs⸗ 
ſchulden erfolgt je nach Lage der Staatsfinanzen dur Rüd- 
fauf von Schuldverfchreibungen nach Maßgabe des Etat3- 


gejeßes. 
nicht. 7 


Ein beftimmter Tilgungsmodus befteht demnach 


Die Mittel zur DBerzinfung find alljährlich dur das 


157) dazu ©. v. 20. Mai 1869 
(BGB. 137), ©. v. 6. April 
1870 (BOB. 65) in Abänderung 
ver 88. 3—5 des eriten Geſetzes, 
©. v. 8. Zuli 1872 (RGB. 292) 
a; VI* und ©. v. 8. Zuli 1872 
(RGB. 217) S.1, 3.2 (Til 
gung). Die Beftimmungen der 
beiden erjtgenannten Geſetze 
wiederholen ſich dann in allen 
weiteren Anleihegejegen fpeciell 
in dem ©. v. 27. Sanuar 1875 
(RGB. 18), auf welches fpäter 
immer Bezug genommen wird. 
Ausführliche Zahlenangaben bei 
v. Rönne a. a. O. 


43 G. v. 9. Nov. 1867 8. 2. 

Eine ſolche Beſtimmung 
findet ſich in dem G. v. 26. 
April 1871 RGB. 91) 8. 2 vgl. 
dazu R. a. a. O. 730. 

45 G. v. 9. Nov. 1867 8.2. 

46 G. v. 26. April 1870 8.4; 
G. v. 28. Oct. 1871 (RÖB. 
3 G. v. 2. Juli 1873 (RGB. 


47 G. v. 6. April 1870 8. 3 
in Abänderung des einen be— 
ſtimmten Tilgungsmodus feſt— 
ſetzenden ©. v. 9. Nov. 1867 8.3; 
dazu E. Meier 763, R. 731 
bi8 735; Laband III2, 2343. 
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Etatögefeg zu normiren und darnach aus den bereiteften 
Beftänden der ReichScaffe zur Verfügung zu ftellen. Die 
Couponbogen werden für vier Jahre ausgeftellt. Nicht er- 
hobene Zinfen verjähren in vier Jahren, “s 

Ueber die Durchführung der Anleihegefege ift alljährlich 
dem Reichstag Bericht zu erftatten. +? 

4. Iſt durch Zufall eine Schuldverfchreibung gänzlid) 
vernichtet oder verloren morden,*% jo bat hierüber, falls 
Erſatz beanſprucht werden fol, ein genau geregelte Amor- 
tiſations verfahren ftattzufinden. 

Daſſelbe vollzieht ſich in folgender Weiſe: 

a) Zunächſt hat Anzeige an die Reichsſchuldenverwal⸗ 
tung*5! zu erfolgen; falls fofort ein völlig geniigender Nad)- 
weis über die Vernichtung oder den Berluft erbracht wird, 
fann dieſe ohne weiteres Berfahren eine neue Schuldver- 
ſchreibung über denfelben Werth ausfertigen. *°? 

b) Beftehen dagegen über den völligen Untergang der 
Urkunde noch Zweifel oder ift „überhaupt nicht eine ſolche 
Art des Berluftes behauptet worden, welche es unmöglich 
macht, daß das angeblich verlorene Papier wieder zum Vor⸗ 
ſchein kommen kann,“ fo hat vor der Außftellung einer neuen 
Schuldverfehreibung ein eigentliche Amortifationsverfahren 
nach folgender Maßgabe ftattzufinden.*? «) Zunächſt hat 


8 G. v. 9. Nov. 1867 8.2; | (RGB. 91). Dieſe Beftimmun- 
G. v. 6. April 1870 8. 5; Pr. | gen find gemäß EG. 3. CPO. 
©. v. 24. Febr. 1850 8.7. $.13 von den Borichriften der 

9 G. v. 21. FZuli1870 (BGB. letztern 8. 823 ff. nicht berührt. 
491) 8.6, ©. v. 27. Januar #51 Diefetritt überall an Stelle 
1875 (RGB. 18) 8. 5. des Schabminifteriumd der V. 

450 Vgl. zum Folgenden R®. | v. 16. Juni 1819. 

v. 6. April 1870 8.5, vb. Pr. 2. 2 9, v. 16. Zuni 1819 
v. 16. Juni 1819 (GS. 157) | 98.1, 2. 
89.113; R®.v.12.Mai 1873 | +53 Ebenda 8. 3. 
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eine Belanntmachung des Berluftes im Reichsanzeiger ferner 
je einer gelefenen Zeitung in Leipzig, Frankfurt, Hamburg 
und Augsburg *%* ftattzufinden; diefe Bekanntmachung ges 
ichieht durch die Reichsfchuldenverwaltung auf Koften de3- 
jenigen der Erſatz beanfprucht; fie hat eine genaue Bezeich⸗ 
nang des zu amortifirenden Schuldfcheines, ſowie des den 
Erfag begehrenden Eigenthlimers zu enthalten. *°° gs) Daranf- 
bin ift bi8 zum Ablauf von ſechs Binszahlungsterminen zu= 
zuwarten, „ob fi Jemand mit dem angeblich verlorenen 
oder vernichteten Staatsfchuldfchein meldet;“ 5% ift dies nicht 
der Fall, fo hat die Reichsfchuldenverwaltung dem Antrag- 
fteller dies mit fchriftlihen Zeugniß zu befcheinigen. „) Auf 
Grund diefes Zeugniffes ift beim Berliner Stadtgericht das 
eigentliche Aufgebot zu beantragen und von diefem zu er- 
lafjen, des Inhaltes, daß der etwaige Inhaber der Schuld- 
verfchreibung fih bis zum achten Zinzzahlungstermine zu 
melden babe, widrigenfall3 die Amortifation derfelben er- 
folgen werde;s“ dieſes Aufgebot ift viermal in den oben be- 
zeichneten Blättern zu wiederholen „dergeftalt daß von dem 
BZeitpunft der legten Bekanntmachung an bis zum achten 
Zinstermine ein Zwifchenraum von wenigſtens drei Monaten 
bleibt." 4) Kommt auch dann die Schuldverjchreibung 
nicht zum Vorſchein, fo ift vom Gerichte dad Amortiſa— 
tiongerfenntniß auszufertigen und an öffentlicher Gericht3- 
tafel zu publiciren; vor der Anfertigung derjelben muß jedoch 
abermals ein fhriftliches Zeugniß der Reichsſchuldenverwal⸗ 
tung des oben bezeichneten Inhaltes beigebracht werden und 


454 Beigefügt durch G. v. 12. | 5° Ebenda 8. 7. 
Mai 1875 (RGB. 91) 8. 5.| 7 Ebenda $. 8. 

45 9, v. 16. Juni 1819 458 Ebenda 8. 9. 
88.5, 6. 
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zwiſchen der erſten Bekanntmachung durch die Reichsſchulden⸗ 
verwaltung und der Abfaſſung des Erkenntniſſes muß der- 
jenige Zeitpunkt eingetreten fein, an welchem die Schuldver- 
Ihreibung zur Empfangnahme neuer Zinscoupons hätte vor⸗ 
gezeigt werden müſſen.“s Bier Wochen nach Publication des 
Erfenntniffes tritt, falls dafjelbe nicht angefochten wird, die 
Rechtskraft deffelben ein. 5) Auf Grund des rechtökräftigen 
Erfenntniffes ftellt die Reichsſchuldenverwaltung eine neue 
Schuldverfhreibung aus mit den zu dem amortifirten 
Dokumente gehörenden, bis dahin noch nicht ausgehändigten 
Zinscoupons. Der Inhalt des Amortifationgerfenntnifies ift 
aud) durch die oben genannten öffentlichen Blätter bekannt 
zu machen. #60 

c) Ueber verlorene oder vernichtete Zinscoupons er- 
folgt ein eigentliche Amortifationsverfahren nicht. Die Reichs⸗ 
Ihuldenverwaltung kann jedoch, wenn ihr ein genligender 
Nachmeis über völligen Verluft von foldhen erbracht wird, 
neue Coupons aushändigen.*! — 

d) Bezieht fich die zu amortifirende Schuldverjchreibung 
auf eine unverzinzliche oder bereit abgelegte Finanzſchuld 
des Neiches, fo findet das oben erörterte Verfahren gleich- 
falls Anwendung, jedoch in abgelürzter-Weife. 2? Es erfolgt 
nämlich feine Bekanntmachung durch die Reichsſchuldenverwal⸗ 
tung, jondern nur das gerichtliche Aufgebot auf Grund eines 
Ichriftlichen Zeugnifjes jener Behörde, „daß die durch die 
verloren gegangene Urkunde verbriefte Schuld in ihren 
Büchern oder Etat3 noch offen ftehe.” 3 Der Aufgebot3- 


159 Ebenda 8. 11. 12 G. v. 12. Mai1873 (ROB. 
#60 Ebenda 8. 12. 31) 8.1. 
#1 Ebenda $. 13. 3 Ebenda $. 2. 


Die einzelnen Finanzquellen ded Reiches. 8.32. 321 


termin beträgt zwölf Monate.** Darnad hat die Reichs— 
chuldenverwaltung jenes Zeugniß zu wiederholen und zus- 
gleich zu befcheinigen, daß die Urkunde auch jebt noch nicht 
zum Borjchein gekommen fei, worauf dag Amortijationg- 
erfenntniß erlaffen wird. 5 Eine neue Ausfertigung der 
Schuldverihreibung auf Grund des Erkenntniſſes erfolgt 
jedoch nicht, „wenn die Verbriefung des bezitglichen Theiles 
der Reichsſchuld bereit3 gefchloffen iſt.“ Vielmehr ift nur 
das mit dem Attefte der Rechtskraft verjehene und durch die 
NReichsfchuldenverwaltung beglaubigte Erkenntniß zu ben 
Alten der letteren Behörde zu nehmen, und demfelben ein 
Anerfenntniß der durch die amortifirte Urkunde verbrieften 
Forderung beizufügen. „In diefes Anerkenntniß ift möglichft 
der vollftändige Inhalt der amortifirten Urkunde und die 
Erklärung aufzunehmen, daß die Zahlung des Kapitales nur 
und ſoweit der Gläubiger Zinſen zu fordern berechtigt ift, 
auch diefer von Seiten der Reichsfchuldenverwaltung an den 
Inhaber des Anerkenntniſſes ohne meitere Legitimation de3- 
felben mit voller Wirkung gefchehen werde“. 66 

d) Prämienanleihen. 

Eine bejondere Form der Anleihen find die Prämien- 
anleiben,*” d. i. folche „auf den Inhaber lautende Schuld- 
verfchreibungen, in welchen allen Gläubigern oder einem 
Theile derfelben außer der Zahlung der verfchriebenen Geld- 
fumme eine Prämie dergeftalt zugefichert wird, daß durd) 
Auslofung oder durch eine andere auf den Zufall geftellte 
Art der Ermittelung die zu prämiirenden Schulöverjchrei= 
bungen und die Höhe der ihnen zufallenden Prämien be= 


#4 Ebenda 8.8. 467 G. v. 8. Juni 1871 (RGB. 
165 Ebenda $. 4. 210) 8.1. 
166 Ebenda 8. 6. 
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fiimmt werden follen.” Derartige Anlehen dirfen im 
Deutfchen Reiche nur zu Zwecken der Contrahirung von 
Staatsjchulden, fei es der Einzelftaaten oder des Reiches, 
ausgegeben werden, aber auch für die erfteren nur auf Grund 
eines Reichs geſetzes. Das Weich hat von diefer Form der 
Anleihe bis jett nicht Gebrauch gemacht. *%% 


3. Keichsgarantieen. 

Ebenfo wie Finanzfchulden können auch Garantieen 
zu Laſten des Reiches nur auf Grund eines Geſetzes auf- 
genommen werden. (RB. a. 73.) Es wurde nur ein ein- 
ziges Mal von diefer verfaffungsmäßigen Facultät Gebrauch) 
gemacht Seiten des norddeutfchen Bundes, welcher mit 
England, Frankreich und Defterreich eine von der europäifchen 
Donaucommilfion behufs Regulirung des Sulinaarmes con- 
trahirte und in 13 Jahren zu amortifirende Anleihe zu 
gleichen Theilen mit den vorgenannten Staaten und mit 
diefen folidarifch den Gläubigern gegenüber garantirte, +9 


4. Die Heihsichuldenverwaltung. 
A. Organifation. 


1. Zur Verwaltung des Reichsſchuldenweſens find zwei 
Behörden eingefegt: die Reichsſchuldenverwaltung und 
die Reichsſchuldencommiſſion.““ Der Verſuch der 
Reichregierung, die Reichsſchuldenverwaltung geſetzlich er- 
ſchöpfend zu ordnen, blieb big jett erfolglos; 7! demgemäß 

468 Ueber die zur Eirculation | 9 &. Meier 764—766. R. 
zugelafjenen ausländiichen Prä- | 732. 
mienanleihen ſ. oben ©. 294326, | “TI Bol. über den Grund 
® &. ». 11. uni 1868 | € Meier 765. 
(BOB. 1869, 33). 
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gilt „bis nach Erlaß eines definitiven Geſetzes über die 
Bundesſchuldenverwaltung,“ das proviforifche ©. v. 19. Juni 
1868 (BGB. 339), welches in der Hauptfache die preußifchen 
Vorſchriften — ©. v. 24. Febr. 1850 (GS. 57) — auf das 
Keich übertrug. 

2. Die Reihsfhuldenverwaltung ift die preußifche 
Hauptverwaltung der Staatsfchulden,*7? deren Director und 
drei Mitglieder zu Protokoll erklären müfjen, daß fie den, 
dem preußifchen Staate in öffentlicher Sitzung des Ober- 
verwaltungsgerichtes 173 geleifteten Eid auch für ihre Thätig- 
feit in Sachen des Reiches anerkennen. *”* Der Director und 
die Mitglieder werden vom König ernannt.?7° Die Reichs⸗ 
feyuldenverwaltung ift der Finanzverwaltung des Reiches, 
dem Reichsſchatzamt, gegenüber vollfommen felbftändig, der 
Director darf nicht preußifcher Miniſter oder Staat3jecretär 
int Reiche fein, nur der „oberen Leitung” des Reichskanzlers 
ift die Neichsfchuldenverwaltung unterftellt,*7 im übrigen 


2 RG. v. 19. Juni 1868 8.1 
vb. PrG. v. 24. Yebr. 1850 8. 2. 

113 E. Meier 764. 

NS. v. 19. Juni 1868 
8.3 vb. Bro. v. 24. Febr. 1850 
8.9. Der Eid geht dahin „daß 
fie weder einen Staatsſchuld⸗ 
ichein, noch irgend ein anderes 
Staatsſchulden⸗ Dokument über 
den in den beftehenden oder 
in Zukunft zu erlaffenden Ge⸗ 
feßen beftimmten Betrag bin- 
aus audftellen, oder dur An- 
dere ausstellen laſſen, auch mit 
allem Fleiß und allem Nachdruck 
darauf halten und dafür forgen 
wollen, Daß die ihrer Verwaltung 


anvertraute Staatsſchuld prompt 
und regelmäßig verzinfet, das 
Kapital aber in der dur die 
Gelege vorgefchriebenen Art ge- 
tilgt werde und daß fie fich von 
Erfüllung diefer Pflichten und 
der übrigen, ihnen mit eigener 
Berantwortlichkeit übertragenen 
Obliegenheiten durch feine An- 
weifungen oder Verordnungen 
irgend einer Art abhalten Iafjen 
wollen.“ 

5 PrG. v. 24. Yebr.: 1850 

2 


6 RG. v. 19. Juni 1868 9.2 
vb. PrG. v. 24. Febr. 1850 8. 1. 
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aber vollfommen felbftändig und unbedingt und allein ver- 
antwortlich für die im Geſetz (ſ. unten) bezeichneten Functionen. 
Nur foweit diefe nicht in Frage ftehen, hat die Reichsſchulden⸗ 
verwaltung Anweifungen des Reichskanzlers bezw. Reichs⸗ 
Ichagjecretärd Folge zu leiſten.““ Der Director bat die 
Zeitung der Gejchäfte und die Ernennung des ſowie die 
Disciplin über das untergeordnete Beamtenperfonal; in 
Beziehung auf die eigentlichen Gefchäfte der Reichsfchulden- 
verwaltung aber ftehen fich Director und Mitglieder völlig 
gleich und beſchließen mit einfacher Stimmen-Diehrheit mit 
Stichentfcheid des Directors. 178 
3. Ueber der Reichsfchuldenvermwaltung fteht die Reichs⸗ 

Ihuldencommisfion.*? Diefelbe befteht aus fieben 
Mitgliedern, dem Präfidenten des preußifchen und Reichs⸗ 
rechnungshofes Traft feines Amtes, drei vom Reichstag ge- 
wählten und drei Mitgliedern des Bundesrathes, nämlich 
dem Borfigenden (Preußen) und zwei durch das Plenum zu 
wählenden Mitgliedern des Rechnungsausſchuſſes;“so die 
Wahl der Bundesrathsmitglieder erfolgt von Seſſion zu 
Seſſion, die der Reichstagsmitglieder für die Sitzungsperiode.“8 
Den Borjig in der Reichsſchuldencommiſſion führt der Vor- 
figende des Bundesrathsausſchuſſes fir das Rechnungsweſen, 
eventuell ein anderes Mitglied des Bundesrathes. Die 
Entſcheidung erfolgt durch Stimmenmehrheit, es müſſen 
jedoch mindeftens fünf Mitglieder anweſend fein, damit gil- 
tige Beichlüffe gefaßt werden fünnen. *%° 

Mi. v. 24. Febr. 1850| +8 PrG. v. 24. Febr. 1850 
8. 62 vb. RG. v. 19. Juni 1868 8. 3 
8.2 u. RG. v. 17. März 1878 “79 Ebenda 8.1 
betr. die Stellvertretung des | 19 NG.v.19. Sun 1868 $.4. 


Feigeanzlers (ſ. vben B. I| #1 Ehenda 8. 5 
06). 482 Ebenda 8. 6. | 
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B. Das materielle Redt. 


I. Die Functionen der Reichsſchuldenverwaltung find: 

1. die etwaige Convertirung der Schuldverfchreibungen des 
Reiches ;*83 

2. die Perwaltung der BPaffivfapitalien des Reiches, 
fowie aller Berzinfungs-, Tilgungs-, Betrieb8- und fonftigen 
ihr überwiefenen oder zu überweiſenden Fonds; 

3. die An und Ausfertigung, Aushändigung bezw. 
Miedereinziehung der Schuldverfchreibungen nad) Maßgabe 
der Gefege, ebenfo der Schatzanweiſungen jowie die Aufficht 
über dem Verkehr mit den letzteren; 8 

4, die Einregiftrirung der Staatögaranttieen ;**% 

I. Die NReihsfchuldenverwaltung ift unbedingt ver- 
antwortlid: 

1. dafür, daß Convertirungen von Anleihen nur auf 
Grund eines diejelbe anorönenden oder zulafienden Geſetzes, 
fowie nachdem die erforderlichen Mittel bewilligt find, er- 
folgen ;*? 

2. für die An⸗ und Ausfertigung wie Aushändigung 
der Schuldverfchreibungen und Coupons ;‘s 

3. für die regelmäßige Verzinſung der Reichsfchulden 
und die unverfürzte Verwendung der zur Tilgung beftimmten 
Kapitalien zu diefem Zwecke; s⸗ 


483 Ebenda 8. 1. 186 (Shenda e. 

44 PrG. v. 24. Gebr. 1850 47 RG.v. 19. Juni 1868 $.1. 
$.5a,b. 88 PrG. v. 24. Febr. 1850 

485 Shenda c, d vb. RG. v. 


8.63... 
9. Nov. 1867 8.2 und die ſpä— 489 (Shenda c. 
teren Anleihegeſetze des Reiches. 
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4. für die Löſchung, Caſſation und Aufbewahrung der 
eingelöften Schulddocumente, *% 

IT, Die Reihsfhuldencommiffton ift die Aufs 
ſichtsbehörde über die Reichsſchuldenverwaltung; 
fie übt die fortlaufende Controle über die der 
legteren Behörde unter felbftändiger Verant— 
wortung obliegenden Gefchäfte.*! Diefelbe erhält 
von der Reichsfchuldenverwaltung alle Monats⸗ und Jahres⸗ 
abjchlüffe ſowohl über die Berzinfung als Tilgung von 
Reichsſsſchulden und bat mindeftens einmal halbjährlich eine 
Revifion bei den ihrer Aufficht unterftellten Behörden vorzu- 
nehmen. Sie ift befugt, über Alles, was den Beitand, die Ber- 
zinfung und Zilgung der Reihsfchulden, ſowie die Verwaltung 
der biefür beftimmten Fonds betrifft, von der Reichsſchulden⸗ 
verwaltung Auskunft zu begehren, ſowie derjelben ihre Be- 
merfungen und Anfichten zur Beſchlußnahme mitzutheilen. + 

Die Reihsfchuldencommifjion hat alljährlich dem Bundes⸗ 
rath und dem Reichstag über ihre Thätigkeit Bericht zu er⸗ 
ftatten, inSbefondere auch einen Generalbericht tiber ben 
Stand des Reichsſchuldenweſens zu liefern. +9 

IV. Die eingelöften verzinslichen Schulddocumente find 
von der Reichsfchuldenverwaltung und der Reichsjchulden- 
commiffion in gemeinfchaftlichen Verſchluß zu nehmen, öffent- 
lih befannt zu machen und nah Abſchluß des Decharge⸗ 
verfahrend von Commiſſarien der beiden Behörden durch 
Feuer zu vernichten, *% 


490 Ebenda e. 493 Ebenda 8. 151 vb. RS. 
1 RG. v. 19. Suni 1868 |v. 19. uni 1868 8. 7. 
8.7 ee. ID. v. 24. Gebr. 1850 | +9 PBr®. v. 24. Febr. 1850 
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$. 33. 
Andget und JFecharge.“' 
A. Das Budgel. 
I. Die Rechtsquellen, 
Die RB. beftimmt in a. 69 
„ale Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
müſſen für jedes Jahr veranfchlagt und auf 
den Reihshaushalt3-Etat gebracht werden. 
Lesterer wird vor Beginn des Etatsjahres 
nah folgenden Grundfägen durch ein Gejek 


feftgeftellt.“ 


Des Etatsjahr beginnt laut ©. v. 29. Februar 1876 
(RGB. 121) mit dem 1. April und endigt mit dem 31. März. 
Die oben angeführte Vorſchrift der Reichsverfaſſung ift 
wörtlich aus der preußifchen Verfaſſungsurkunde (a. 99) und 
die Vorfehrift der legteren aus der belgifchen Verflirk. fiber- 
nommen.? Außer jener Vorſchrift des a. 69 enthält die 


I Srider:- dad Recht der 
Steuerverwilligung und bed 
Finanzge etzes in Tuͤbinger Ztſchr. 
f. d. geſ. St — XVII 
6367 02. 


Gneiſt: Budget u. Geſetz 
1867; derjelbe: Engl. VerwR. 
II SS. 5871; ;berjelbe: Geſetz 
und Budg et1879. Labande dag 
Bubgetrecht in Behrend Ztſchr. 
f. Geſetzgebung IV 621 — 708 
(auch jeparat erſchienen); Der- 
jelbe in Hirth’5 Ann. 1873, 
524 ff.; derjelbe: StR. III 2. 
88. 123— 126: Schulze: Preuß. 
Staatörecht II 205; derſelbe: 
Deutſches Siaatsrechtsᷣ 1 608; 
derſelbe in Grünhut's Ztfchr. 


f. d. Privat» u. öffentl. Recht II 
161—216. ©. Meyer Lehrb. 
8.205; dberjelbe in Grünhut’3 
Ztſchr. viii 1. ff. v. Gerber: 
Grundzüge (2. A.) 88. 50, 51. 
v. Rönne: Preuß. Staatör. I 
8.65; derſelbe: Deutiched 
Staater. II1 88.87—91. Ter- 
ner v. Martig: über den coniti- 
tutionellen Begriff ded Geſetzes 
in ‚züb. Ztichr. XXX VI, 207 ff. 

? Belg. BU. a. 115: „chaque 
annde les chambres arrötent 
la loi des comptes et votent 
le budget. Toutes les 
recettes et d&penses de 
l’ötat doivent ötre por- 
tees au budget et dans 
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Reichsverfaſſung noch folgende, das Budgetrecht betreffende 
Vorſchrift in a. 711: „die gemeinſchaftlichen Ausgaben 
werden in der Negel für ein Fahr bemilligt, können jedod) 
in befonderen Fällen aud für eine längere Dauer bewilligt 
werden.” Bon diefer dur die Berfafjung eingeräumten 
Yacultät war bi8 zum Jahre 1874 bezüglich deg Militär⸗ 
etat3 Gebrauch gemacht worden; feitdem fteht auch dieſer 
Specialetat unter den allgemeinen Rechtsſätzen über den 
Staatshaushalt.? 

Die preußische Verflürk. enthält ferner noch folgende hoch⸗ 
intereffante und vielumftrittene budgetrechtliche Vorfchriften: 
a. 109: „die beftehenden Steuern und Abgaben werden fort- 
erhoben, — — — — bis fie dur ein Geſetz abgeändert 
find;“ ferner a. 100: „Steuern und Abgaben für die Staats⸗ 
kaſſe dürfen nur, fo meit fie in den Staatshaushalts⸗Etat 
aufgenommen oder durch bejondere Gefete ange- 
ordnet find, erhoben werden.“* 





les comptes.“ Der Ürfprung 
dieſes Satzes ift die franzöfiiche 
Charte vom 4. Juni 1814 
8. 9. Ueber die hiftoriiche 
Entwidelung des Budgetrechtes 
in Deutihland Gneiſt ©. u. 
B. 118 ff., 134 ff. In Eng: 

Yand hat fi ein Bldgetredht 
entwidelt jeit 1685, in Frank— 
reich feit der Revolution. Weber 
die bei Schaffung des fran malilo- 
belgifchen Budgetrechtes bejtim 
menden Geſichtspunkte |. Gneift 
B. u. G. 16—19. Der Unter- 
Fiet welchen Laband bei 
Hirth 529 für PrVu. a. 99 u. 
RV. a. 69 bezüglich der von 
legterem verlangten „&rund- 


ſätze“ für die Feſtſtellung des 
Etats behauptet, dürfte aud dem 
Willen ded Geſetzgebers ſchwer⸗ 
lich zu begründen fein. 

3 Darauf bezieht fih RB. 
a. 712, nad) welchem der Wuitar. 
etat für die in RV. a. 60 be- 
ftimmte Zeit dem Bunbesrath 
und Reiche ha Mar zur Kenntniß⸗ 
nahme und Grinnerung vorzu⸗ 
legen war; dieſe Mebergangägeit 
wurde dann durch ©. v. 9. Dec 
1871 (R®B. All) bis 31. Dec. 
1874 prolongirt; eine weitere 
Prolongation ift nicht erfolgt. 
Vgl. auch oben B.I 326 ff. 

* Bol. über dieje beiden Ar- 
titel Gneift G. u. B. 143 ff. 
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Die Reihsverfaffung enthält diefe beiden Bor- 
ſchriften nidt. 

Dagegen enthält da8 G. v. 25. Mai 1873 über die 
Rechtsverhältniſſe der zum dienftlichen Gebraudy einer Reichs⸗ 
verwaltung beftimmten Gegenftände (RGB. 113) noch eine 
Specialbeftimmung, welche eine an ſich jchon aus der gene- 
rellen Borfchrift der RP. a. 69 folgende Confequenz noch zu 
befonderem gefelichem Ausdrud bring. Darnach müſſen 
nämlid; alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grund- 
ſtücken, Materialien, Utenfilien oder jonftigen Gegenftänden, 
welche fih im Beſitz der Neichöverwaltung befinden, für 
jedes Jahr veranfchlagt und auf den Reichshaushaltsetat 
gebracht werden; ebenjo dürfen Ausgaben aus derartigen 
Einnahmen, jomeit diefelben aus Grundftüden fließen, nur 
unter Genehmigung von Bundesrath und Reichstag gemacht 
werden; ift diefe Genehmigung nicht ertheilt, fo find derartige 
Summen lediglich ald Einnahmen in den nächſten Etat ein- 
zuftellen. 5 


II. Die rechtliche Natur des Vudgets. 


1. Ueber Sinn und Inhalt der oben angegebenen Ber- 
faffungsbeftimmungen hat fi ein in der ftaatZrechtlichen 
Literatur und in parlamentarifchen Debatten mit äußerfter 
Heftigfeit geführter Streit entfponnen. Die Berfaffung 
[chreibt für das Budget die Form des Geſetzes 
vor, die herrfchende Theorie® dagegen, inSbefondre 
vertreten durch Gneift und Laband, ſpricht dem 
Budget den Character des Gefeges ab, fei ed in— 
dem daffelbe direct als eine Berwaltunggmaß- 


5 &.v. 25. Mai1873 88.101,| 6 ©. die Zufammenfafjung 
11. Bgl. Laband III 2, 351. | beiv. Martig a. a.O. 207 - 210. 
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regel (Gneiſt) bezeichnet, fei es, indem für das— 
felbe eine befondere Kategorie „formeller” Gefege 
conftruirt wird, melden die Wirkungen der mate- 
riellen Gejege in der Hauptſache fehlen (Laband).' 
BZuerft bat Frider dem Budget den Geſetzescharacter prin- 
cipiell beftritten: „der Etat ift ein Verwaltungsakt;“ „der 
Begriff Etat ift überhaupt fein rechtlicher, fondern ein wirth⸗ 
Ichaftlicher Begriff, jede Wirthichaft von der Heinften bis zur 
größten erfordert einen beftimmten Plan, nach dem fie zu 
führen iſt.“s 

„Ein Etat der nicht mehr blos vermöge feiner inneren 
Richtigkeit, ſondern als fornıelle objective Norm die Thätigfeit 
der Verwaltung beftimmt, ift nicht mehr Etat fondern Geſetz“ 
und darin liegt „eine Abforption der Verwaltung durch die 
Sefeßgebung. *? 

„Der Etat ift ein Verwaltungsact, er kann weder aus⸗ 
drüdlich noch implicite etwas enthalten, was über die BZu- 
ftändigkeitögrenze der Verwaltung Hinausginge, er foll das 
ganze Bild der Verwaltung (foweit diefe mit Einnahmen 
oder Ausgaben verknüpft ift) enthalten. Soweit (?) er auf 
Geſetz beruht, enthält er Nichts, was nicht ſchon ohne ihn 
vorhanden wäre: er jpricht nur die Thatfache aus, daß ein 
Gejeg da fei und vollzogen werden müſſe; ſoweit er auf 
bloßem Boranfchlag beruht, fpricht er ebenfall3 nur That: 
ſachen aus, und zwar Thatfachen, deren Tünftige wirkliche 


T Raband Budgetrecht 624 ff. | mit der Geſetzgebung ald der 
Staatdreht II 8. 58, II 2, Regelung der Staatlichen Rechts. 
340: „weder die Yufftellung bed | ordnu ung.“ 

Etats für einen zukünftigen, 8 Ei: rar. f.d. gef. Staats⸗ 
noch die Gontrole der Rechnun- | will. X 

gen über einen vergangenen | ° — 2.0.0. 651. 
Zeitraum hat etwas zu fchaffen 
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Geftaltung noch nicht mit Beſtimmtheit vorhergefchaut werden 
fann; ſoweit er aber den Plan der fünftigen Thätigkeit der 
Bermwaltung enthält, wird er eine Norn für diefe und da- 
durch einem Geſetze ähnlih. Bon der eigentlichen Gefetes- 
natur bleibt er aber fo weit verfchieden, als eben ein felbft- 
gefchaffener Plan verjchieden ift von der anzuerfennenden 
Vorſchrift eines Dritten und foweit al8 eine Norm, deren 
Bollziehung erft noch von der wirklichen Geftaltung von Zeit 
und Umftänden abhängt, verjchieden ift von einer abjoluten, 
ohne alles Weitere ihre VBollziehung fordernden Norm. “1° 

„Alle im Etat vorausgefegten Recht3verhältniffe leiten 
ihre Begründung nicht aus dem Etat ber, fondern auß der 
allgemeinen Gefeggebung.” „Ein folder Finanzplan enthält 
unmittelbar feine NechtSregel, fein Gebot oder Verbot an 
die Unterthanen, fein auf gleiche Fälle anzuwendendes Recht.“ "1 

„Das Weſen eines Geſetzes befteht darin, daß daſſelbe 
eine bindende Rechtsnorm ausſpricht. Ein folder Inhalt 
aber fehlt dem Etat, welcher wejentlih nur Thatſachen und 
zwar in der Zufunft zu erwartende Thatſachen enthält.“ 
„Eine bloße Berwaltungsnorm Tann dadurch niemals Geſetz 
werden, daß dazu die Zuftimmung eined anderen Factors 
verlangt wird,“ 1? 

Taband: bezeichnet den Etat zwar als Gejeß, aber als 
ein Geſetz, weldem der materielle Character des Geſetzes 
vollftändig fehle, da es nur Rechnungspoften nicht Rechts- 
regeln enthalte. In diefem Sinne nennt er den Etat ein 
„formelles“ Gejeg und unterjcheidet überhaupt princtpiell 
zwei Kategorieen von Geſetzen, materielle und formelle, für 


10 Srider a.a. D. 643. | 1? Schulze bei Grünhut189. 
1 Gneift ©. u. B. 163. | derfelbe Deutſch. StR. 519, 587. 
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welche ganz verfchiedene juriftifche Gefichtöpunfte gelten. 
Diefe Unterfcheidung ift von einer Anzahl von Schriftitellern 
gebilligt, von anderen fei es ſtillſchweigend fei es ausdrück⸗ 


lid verworfen worden. '? 


2. Nach den bereits oben B. 1. 88. 6, 7 gegebenen 


13 Staatsrecht II S 56, III 
2 8. 123. Budgetrecht 627 ff., 
625 ff. in Hirth's Ann. 1873, 

4 


Bol. au v. Stodmar in 
Aegidis Ztſchr. f. dtſches SLR. 
196 ff. bei. 208 f. Die ältere 
deutiche Theorie jowie dad con- 
jtitutionelle Staatsrecht anderer 
Länder Tennen jene Unterjchei- 
dung nicht (v. Martig 223). 
Bon den Siniliften hat diejelbe, 
fomweit ich jehe, nur Stobbe 
D. Priv. 124 angenommen, 
von Vertretern ded Staatsrechts 
erklären fich Dagegen: Hänel, 
v. Rönne, Bluntichli, Pözlh, 
(ſ. v. Martig 213) und ins— 
befondre v. Marti jelbft in 
dem oben cit. Aufſatze (18 bei. 
229 f.). Bol. auh Zorn in 
Ztſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. 1880, 
11? u. Staatör. J 88. 6, 7. Der 
Laband'ſche Gedanke, aber in 
anderer Yallung, findet fich aud) 
Ihon bei Keller Pandekten 
(1861) 8.2 ©. 4. Keller erem- 
plificirt dabei gleichfalls ſchon 
auf den Stat ald „im Wege der 
Geſetzgebung“ zu Stande ge- 
kommen, aber „deflenungeachtet 
durchaus der Gefetzesnatur ent- 
behrend.“ Die Wendung, welche 
&. Meyer bei Grünhut VIII 
10 ff. der Lehre gibt, enthält in 


der Betonung des Unterjchiedes 
von allgemeinen und ſpe— 
ciellen Rechtsſätzen (vgl. auch 
Keller a.a. DO.) unzweifelhaft 
einen gejunden und für die 
Weiterbildung der Lehre von 
den Rechtsquellen fruchtbaren 
Gedanken. Nichte aber beredh- 
tigt nad) unferem geltenden 
Nechte dazu, den Begriff des 
Geſetzes erclufiv den erjteren 
Sägen zu vindiciren, auch nicht 
die ftattliche Fülle von Citaten 
aus der Älteren Literatur. Nach 
unferem geltenden Rechte wird 
man nicht umhin können, den 
Begriff des Geſetzes lediglich 
formell zu faffen. Der Begriff 
„Verfügung in Geſetzesform“ 
eriftirt als ein ftaatsrechtlicher 
bei und bis jetzt nicht. Ganz 
die Meyer'ihe Argumentation 
findet fich übrigen ſchon bei 
Zachariaͤ OStR. 83. Sehr gut 
äußert ſich hiegegen Böhlau 
Mecklenb. LR. J 283 f., der 
auch betont, daß die herrſchende 
Theorie dem „formal ſtaats⸗ 
rechtlichen Character des Ge⸗ 
ſetzes“ nicht gerecht wird; Die 
Bemerkungen Böhlau’s find 
m. E. das Beſte, was in neuerer 
Zeit bezüglich der vielumftrittenen 
Lehre von den Rechtsquellen ge: 
jagt ift. 
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Deductionen erjheint die Laband'ſche Unter: 
Theidung als unbaltbar.* Gefege in dem von 
Zaband behaupteten formellen Sinne des Wortes 
giebt es nicht. Was auch im übrigen der Inhalt des 
Geſetzes ſein mag: eine Recht Sregel muß jedes Geſetz 
enthalten.'s „Geſetz iſt der Ausſpruch des Staates, daß 
etwas Recht fein ſolle;“1s Geſetz i. e. ©. iſt der unter Zu- 
ſtimmung der Volksvertretung durch den Träger der Souve- 
ränetät gegebene Befehl an die Unterthanen, eine beftimmte 
Borihrift zu befolgen. Der Inhalt diefer Vorſchrift ift 
für den Begriff des Geſetzes vollfommen irrelevant.“ „So= 
bald ein Gejeg vorliegt, erlangt die darin -niedergelegte 
MWillensbeftimmung des Staates, worauf fie ſich auch richte, 


14 y. Martig 235 nennt mit 
Necht dieſe Lehre „evident un- 
richtig,” „eine wollitändige Ver: 
tennung der Abfichten und Wir: 
fungen, die mit der legiälativen 
Firtrung eines ftaatlihen Wil- 
lensactes in rechtlich zuläfliger 
Weiſe verfnüpft werden.“ Mit 
Recht weift v. Martitz 226 
inöbefondre auch darauf hin, 
daß doch ein äußerlich er- 
fennbares Merkmal vor- 
handen fein müßte, an wel- 
chem der Unterſchied zwi- 
Ihen formellen und mate- 
tiellen Geſetzen im concre- 
ren Falle wahrzunehmen 
wäre. 

15 Richtig v. Marti 220ff., 
238 f., 252. A. A. Laband 
Budgetrecht 630: „diejenige An- 
ordnung der Staantögewalt, Die 
feine auf einen bejtimmten That- 
beitand anmwendbare Regel aus— 


ipricht, ift kein Geſetz.“ „Eine 
Aeußerung ded Staatöwilleng, 
die überhaupt nicht unter den 
Begriff der Rechtsſatzung, aljo 
des Gejegedi.w. ©. d. W. fällt, 
fann auch dadurch, daß dieſer 
Staatswille unter Uebereinſtim⸗ 
mung der Krone und der 
Volksvertretung ausgeſprochen 
wird, dieſen Character nicht er- 
langen. Denn was fi dem 
Genus nicht unterordnen läßt, 
kann aud) feiner zu diefem Genug 
gehörenden Specied untergeord- 
net werden. Es hängt aud) 
feineöwegd vom Belieben des 
Geſetzgebers ab, etwas, was 
feinem Inhalte nach fein Geſetz 
ift und fein Gejeß fein kann, 
dadurd allein, daß er ed Geſetz 
nennt, zum Geſetz zu machen.” 
Ebenio Gneiſt ©. u. B. 164. 
Schulze a. a. O. 

16 Windſcheid Pand. 8. 14. 
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wie ſpeciell, wie unbeſtimmt, wie unzweckmäßig, wie ungerecht, 
wie unſittlich ſie auch ſei oder im vorkommenden Falle ſich be⸗ 
währe, welche Rechtsfolgen auch an ihre Uebertretung geknüpft 
ſeien, die Kraft des Geſetzes. Formelle Geſetzeskraft iſt nichts 
Anderes als eben Geſetzeskraft, ſie kommt mit der materiellen 
ganz auf das Nämliche heraus. Es gibt überhaupt nur 
eine Geſetzeskraft und es gibt kein Geſetz ohne Ge— 
ſetzeskraft.“ „Das Geſetz iſt was auch ſein Inhalt 
ſein möge, unter allen Umſtänden objectives Recht, 
iſt eine Rechtsregel; Geſetze die keinen Rechtsſatz 
enthielten, die nur in formellem Sinne, nur ſchein— 
bar Geſetze wären, giebt es nicht.“ „Jene „formellen“ 
Geſetze ſind mit Nichten Urkunden, durch welche die parlamen⸗ 
tariſche Zuſtimmung zu einer Regierungsmaßregel conſtatirt 
wird, nicht das Parlament ſpricht ſeinen Conſens aus, 
ſondern das Staatsoberhaupt „verordnet“ mit Zuſtimmung 
des Landtags, daß etwas geſchehen ſolle oder dürfe oder 
nicht zu geſchehen habe.“ (v. Martitz.)!7. 


T Wenn Gerber157!(ebenio 
auch Laband StR. III 2, 233 
BR. 632 ff.) hiegegen auf Die 
Geſetze über die Aufnahme von 
Staatdanlehen verweift und be— 
merft, daß dieſe Aufnahme Doch 
troß ded „Geſetzes“ Verwaltungs⸗ 
handlung bleibe, jo ift Dagegen 
zu erinnern, baß die Aufnahme 
der Anleihe auch gar wicht 
durch dad Geſetz, fondern auf 
Grund eined Gejebed erfolat. 
(S. auch v. Marti 231 ff.) 
Daß die Mitwirkung der Stände 
beim Zuftandefommen des Etat8- 
geſetzes nichts Anderes jei, als 
eine, Conſtatirung der ſtändiſchen 


Anerkennung der von der Re- 
gierung gemachten Anſätze,“ ift 
pofitiv nicht richtig; die Mit- 
wirkung der Stände beim Etats⸗ 
gejeß unterjchetdet fich in nichts 
von der Mitwirkung bei ande- 
ren Geſetzen. Aehnlich wie 
®erber betrachten auh Fricker 
und Schulze die Mitwirkung 
des Barlamente beim Ktat3» 
gejeß: „joll der Gtat jeine Natur 
beibehalten, foll er eine von der 
Verwaltung fich jelbft gegebene(!) 
Norm bleiben, fo erhält die 
Mitwirfung der Stände eine 
ganz andere Bedeutung. Gie 
fann in nichts Anderem be— 


) 
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Man bat dem gegenüber insbeſondere darauf bin- 
gewiefen, daß der Etat in feinen Rechnungspoften ja nur 
approrimative Feitftellungen enthalte und daß demjelben aus 
diefem Grunde der Character von Rechtsſätzen nothwendig 
fehlen müſſe.!s Es fragt fich jedoch, ob diefer Grund ftich- 
baltig ift, zumal da fich ja das Etatgeſetz felbft nur als 
„Voranſchlag“ bezeichnet.!? Aber ſelbſt wenn man den Rechts⸗ 
haracter der einzelnen Rechnungspoſten völlig preis⸗ 
geben würde, bliebe immer noch die wichtigfte rechtliche Seite 
des Etats beftehen: die Anmeifung der Regierung, für be- 
ſtimmte Zwecke Ausgaben zu leiften und die Ermächtigung 
derjelben, beſtimmte Einnahmen zu erheben. Webrigens ift 
jelbft der Character der NRechnungspoften keineswegs ein 
approrimativer: die definitive Firirung, die ſelbſtverſtändlich 
erft nach Ablauf des Wirthichaftsjahres erfolgen kann, liegt 
in der allgemeinen Jahresrechnung, auf Grund deren die 
Decharge ertheilt wird. 

Die theoretifhen Gejihtspunfte, aus melden 
man einen juriftifhen Unterfhied zwiſchen dem 
Etatsgejeg und anderen Geſetzen zu conftruiren 
verfucdhte, find demnach unhaltbar. Auf die Praris 
des deutſchen Budgetrechtes haben übrigend jene Theorien 
feinerlei Einfluß geübt, vielmehr bat die Brari3 den juriftifchen 
Character des Budgetgefeges als eines wirklichen materiellen 


ftehen, ald im Urtheil über die 
Richtigkeit und Zweckmäßigkeit 
des Planes der Regierung, kurz 
in einer voranögehenden Con- 
trole.“ Aehnlich Ipriht Schulze 
von einem in der Form des Ge⸗ 
jeßes „conftatirten Einverjtänd- 


niß zwiſchen Regierung und 
Bolkövertretung.” 

18 Gerber 157. Frider 
643 ff., 670 Gneift ©. u. B. 
163. ©. Meyer bei Grünhut 
VIII 47. 

is Bol. v. Martitz a. a. O. 


336 Buch IX. Dad Reichdfinanzredit. 


Gejeges immer feftgehalten und daraus alle juriftifchen Con- 
jequenzen gezogen. 

Der Etat ift demnach, wie die Berfafjung fagt, 
Geſetz und bat alle Wirkungen des Geſetzes. Auf 
diefes Gefeg find verfafjungsmäßig alle Ein- 
nahmen und Ausgaben des Reiches zu bringen 
und zwar ift da8 Geſetz vor Beginn des Jahres, 
für welches daffelbe den Finanzplan enthält, feft- 
zuftellen. Die Dauer des Geſetzes ift verfaſſungs— 
mäßig ein Jahr, nach Ablauf diejes Jahres tritt 
da8 Gefeh wegen Zeitablanfes ipso jure außer 
Kraft; nah Ablauf der verfaffungsmäßigen 
Giltigfeit8dauer äußert das frühere Geſetz zwar 
feine Wirkungen fort, ſoweit e8 ausgeführt ift, neue 
Anordnungen irgend welder Art auf Grund des 
mit dem Abfchluß des leuten Tages des Etatsjahres 


außer Kraft getretenen 
niht mehr vorgenommen 


2 y, Marti 214: „der 
durch anjcheinende communis 
opinio getragenen Doctrin haben 
die deutfchen Regierungen und 
unter ihnen vornehmlich Die 
preußiſche eine praftifche Folge 
in irgend welcher Form zu geben 
auch nicht im entfernteften ge⸗ 
dacht.” „Die Entwidelung des 
deutſchen Finanzrechts, in der 
wir jeit 1866 jtehen, hat das 
Dogma „dad Etatsgeſetz ein 
bloßer Verwaltungsact“ nicht 
nur nicht bekräftigt, im Gegen: 
theil fie ſteht im Begriff, mit 
jedem Sahre fich weiter von ihm 
zu entfernen. Gie hat die offen- 


Geſetzes können jedod 
werden.? 


fundige Richtung eingejchlagen, 
die materielle Gejeßeönatur des 
Finanzetatd legislatoriſch über 
allen Zweifel zu ftellen.” v. 
Martig ift bei diefem Stand 
ber Dinge berechtigt zu dem 
Urtheil: man erhalte den „be- 
fremdenden Eindrud, daß Die 
Theorie des deutichen Staats—⸗ 
recht3 in diejen wie in mand) 
anderem Punkt in fatter Selbft- 
genugſamkeit ruhig ihre Cirfel 
weiter zieht, während das Leben 
ihrer jpottet.“ 

21 9, Rönne II 1, 148,170. 
Laband SLR. III 2, 345. 

22 Die Aufitelung des Etats 


mr. 
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Da der Etat Gejeg ift, gelten für denfelben alle Vor⸗ 
Ihriften über das Zuftandefommen von Reichsgeſetzen, ins⸗ 
beſondere auch das durch RV. a. 52 conſtituirte preußiſche 
Veto in Zoll-, Steuer- und Militärſachen, ſowie die Vor⸗ 
ſchriften in a.781 über Abänderung der Verfaſſung und 
a. 782 über die Ausnahmsrechte.? 

3. Aus dieſer juriſtiſchen Natur des Etatsgeſetzes 
folgt, daß durch daſſelbe Beftimmungen früherer 
Geſetze mit Rechtskraft abgeändert werden können.“ 
Jedes Geſetz kann durch ein neues Gejeg ergänzt, modificirt, 
aufgehoben werden; der Umftand, daß das frühere Gejet ohne 
Beifligung einer Zeitgrenze feiner Giltigfeit, daS fpätere nur 
für einen beftimmten Zeitraum erlaflen wurde, ändert Nichts 
an dem allgemeinen Sage: lex posterior derogat priori. 

4. Aus der juriftifchen Natur des Budgets folgt 
fodann weiter, daß durch daffelbe alle neuen Bor- 


für die zwei folgenden Jahre gen empfohlen, den vorgelegten 


in zwei getrennten Geſetzen in 
einer Sitzungsperiode des Neichs- 
tages widerjpricht nach Laband 
III 2, 345 nicht dem Wortlaut 
der verfaſ jung; gewiß aber wider- 
ipriht eine ſolche dem Willen 
des Geſetzgebers bei Erlaß der- 
felben. Dies gefteht auch Laband 
III 2, 3707 zu. Snterefjante 
Debatten hierüber im Reichstag 
December 1882; dad Verlangen 
der Regierung „ daß die beiden 
Etat? von 188%, und 188%, 
durch Geſetz zugleich feitgeftellt 
würden, war nidht der Ber: 
fafjung gemäß, ergo wider Die 
Verfafſung. Wohl aber hätte 


ed fidh für den KReichötag drin- | 


Zorn, Etaatöredht IT. 


tatdentwurf für 188%, dem 
Antrag v. Kardorff gemäß in 
Berathbung zu nehmen, be- 
hufs Prüfung der techniſchen 
Far: ge, ob einer zweijährigen 

tatöperiode materielle Bedenten 
im „Wege ſtehen. 

3 Dal. oben B.1. 8. 7. 
ferner Laband bei Sur 1873, 
526, 527. StR. 111 2, 341, 342 
v. Rönne ll 1, 146, 

21 A. A. Fricer 645 f., 648: 
„Der tat hat jedes Gejeg, 
das nicht aus anderen Gründen 
ungiltig iſt, Fuertenneg 
Ebenſo Gneiſt G. u. 8.1 
Ferner Laband BR. 644. 
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fhriften erlaffen werden fünnen, welche überhaupt 
in der Form eines Geſetzes erlaffen werden fünnen 
bezw. müffen, daß alſo insbeſondere durch den 
Etat „organifirt” werden fann.® E3 mag unzwed- 
mäßig fein, durch ein nur für die Dauer eine Jahres 
beſtimmtes Gefet organische Einrichtungen zu treffen, aber an 
der Rechtskraft folcher durch den Etat gejchaffenen Inſtitu⸗ 
tionen fehlt Nichts. 2° 

5. Nah der Berfaffung find alle Einnahmen und 
Ausgaben auf das alljährlich zu erlaffende einheitliche Bud⸗ 
getgejeß zu bringen?” Der Etat befteht demgemäß aus den 
beiden großen Rubriken der Ausgaben und der Ein- 
nahmen. 

Es fragt fih nun, welchen rechtlichen Sinn haben diefe 
Etatsvorſchriften? Diefe Frage laßt ſich nur dahin beant- 
worten: 

a) Die in das Etatsgeſetz aufgenommenen nach 
den Verwaltungszweigen des Staates eingetheilten 
Ausgabepoſten enthalten die geſetzliche Ermächti— 
gung der Regierung, für beſtimmte Zwecke be— 
ſtimmte Summen zu verwenden und zugleich die 
geſetzliche Verpflichtung, dieſe Summen zu den 
betreffenden Zwecken zu verwenden.?® 


Bud IX. Das Reichsfinanzrecht. 


3%. U Frider 645 ff. 
Was Gneiſt G. u. B. hiegegen 
bezüglich des belgiſch⸗-franzöſi— 
ſchen Rechtes bemerkt, ift poli- 
tiſch gewiß ſehr richtig, aber feine 
jurijtifhe Begründung. 

25 So beruhen viele Inititu- 
tionen Des neicheltantörecht6 
nur auf dem Etatsgeſetz, 1.2 . 
das Reichsjuftizamt, das Aus— 


wärtige Amt, dad Reichsamt 
des Innern. 

7 Dadurch find jedoch Die 
jog. Nachtragsetatd nicht: audge- 
Ihlofjen und ſolche kamen in 
der Praris jehr häufig für 
jpecielle Punkte vor. Bgl. 
Laband in Hirth’3 Ann. 528. 
v. Rönne II 1, 147. 

3 Im bayrifchen Etatsgeſetz 
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b) Die in da8 Etatsgeſetz eingeftellten Ein- 
nahmen haben den gleichen juriftifhen Charakter. 
Die Regierung wird durch das Etatsgeſetz ermäd- 
tigt, diefe Einnahmen zu erheben.” 

6. Wenn alle Einnahmen und Ausgaben auf den Etat 
gebracht werden müfjen und diefer Etat ein für die Dauer 
eines Jahres geltendes Geſetz ift, wie dies die Berfaflung 


findet fich ſeit 1850 jtereotyp 
der Satz: „die Etat find in 
der Regel unüberichreitbar. 
Seder Staatdminiiter ift 
dafürverantwortlid, daß 
die für feinen Geſchäfts— 
kreis feitgefegten Summen 
zu den bejtimmten Zweden 
verwendet werden,“ und 
diefe Principien find auch aner- 
fannt in dem durch ©.v. 11. 
Februar 1875 zum Reichsgeſetz 
erhobenen preuß. Oberrechnungs- 
fammergejeß v. 27. März 1872 
(GS. 278). 88. 18, 3. 2, 19. 
Richtig v. Rönne Il 1,171. 
Laband III 2, 359 f. ftellt den 
erorbitanten Sag auf:, Staat8 - 
rechtlich ericheinen alle Aus: 
gabenpofitionen des Etats nur 
ale Ermächtigung der Re- 
gierung, diejelben zu leiten, jo 
daß ihre Nichtleiftung oder 
Eriparung weder eine ju- 
riſtiſche Berantwortlid: 
feit begründet nocd einer 
Oenehmigung des Reichs— 
tages vedarf.“ Alſo: die Re— 
gierung kann ſtaatsrechtlich mit 
dem Ausgabebudget aufangen 
was ſie will! 


2 Laband StR. 111 2, 374? 
fragt, wie man ſich das zu denken 
habe: ob etwa wenn das Etats⸗ 
gejeß nicht zu Stande gefommen 
am 1. April alle Waaren zoll- 
frei eingehen? Darauf ift ledig. 
lich zu erwidern, daß, falls die 
juriftiihe Schlußfolgerung zu 
einer Abjurbität führt, es jchwer: 
lich ſtatthaft ift, dieſe Abjurbität 
durch eigene vernünftige Ge— 
danken zuzudeden, wie Laband 
dies thut. Die im Tert gegebene 
juriftiihe Schlußfolgerung aber 
iſt richtig, denn 1. alle Ein- 
nahmen müſſen auf den Etat 
gebracht werden, 2. der Stat gilt 
nur für ein Jahr, 3. kommt 
nah Ablauf ded Jahres der 
neue Etat nicht zu Stande, fo 
eriftiren juriſtiſch feine Ein- 
nahmen. Wenn Died abjurd ift, 
jo iſt dies nicht meine Schuld, 
fondern die des Geſetzgebers, 
die zu bemänteln m. &. nicht 
die mindefte Beranlafjung vor: 
liegt. Sehr zutreffend äußert 
ſich übrigens im gleichen Sinne 
über das Verhältniß von Juris— 
prudenz und Politik Laband 
BR. 621 ff. 
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porjchreibt, fo folgt daraus mit logifcher Nothmendigfeit: 
daß es dauernde Einnahmen und Ausgaben im 
Staate rehtlih überhaupt nicht gibt. Alle Gefege, 
welche dem Staate ftändige Einnahmsquellen 
eröffnen und alle Gefetze, welche dem Staate 
dauernde Ausgabepflichten auferlegen, ſind nach 
der Verfaſſung in ihrer rechtlichen Eriftenz be— 
dingt von dem alljährlich zu erlaſſenden Voll— 
zugsgeſetz, welches im Etat liegt. Alle Rechte 
des Staates auf Einnahmen und alle Pflichten 
des Staates zu Ausgaben eriftiren nach unſerem 
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pofitiven Berfaffungsredht nur für ein Jahr.” 


30 Ausdrücklich gejagt ift Dies 
in der Belg. BU. a. 111: „les 
impöts au profit de l'état 
sont votés annuellement. Les 
lois qui les &tablissent n’ont 
de force que pour un an, si 
elles ne sont renouveldes.“ 
Bol. Pözl Bayr. BR. 533 ff. 
„die Erhebung der Steuern ohne 
vorhergegangene Bewilligung 
oder über die Zeit der Bewilli- 
gung hinaus, ift verfaffungs- 
widrig”. „Die Bejchaffenheit des 
Bedürfniſſes ift nie ein Grund, 
der die Megierung berechtigen 
fönnte, nicht bewilligte Steuern 
zu erheben.“ Ebenſo ©. 535 
bezüglicy der Ausgaben. 

Die ſämmtlichen übrigen 
Schriftiteller dagegen find an- 
derer Meinung und weijen die 
im Text gezogene juriftifche Con⸗ 
ſequenz aufs jchärfite zurüd. La— 
band Budgetrecht 644 ff. „die 
Feſtſtellung des Etats muß dem 


geltenden Rechte gemäß geſchehen 
und daran iſt die Volksvertretung 
ebenſo ſehr gebunden wie die Re— 
gierung. Soweit giltige Gejege 
eitehen, welche irgend welche 
Einnahmen oder Ausgaben direct 
oder indirect bejtimmen, ift bei 
der Feſtſtellung des Etats für 
die freie Willendentichliegung 
eine Schranfe gezogen, deren 
Reipectirung jowohl für die Re- 
gierung wie für den Landtag 
eine ſtaatsrechtliche Pflicht iſt.“ 
„Die Einnahmen beruhen ſämmt⸗ 
lih auf Geſetzen oder geſetzlich 
begründeten Einrichtungen des 
Staates und es liegt nicht 
in der Machtbefugniß des 
Landtags einfeitig dieſe 
Geſetze oder Einrichtun— 


ı gen abzuändern oder auf— 


zubeben.” „Die Streichung 
einer geſetzlich beſtehenden Steuer 
aus dem Etat Seitens des Land⸗ 
taged ohne Zuftimmung der Re- 
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gierung wäre ein Rechtsbruch, 
ein ſtaatsrechtlich unwirkſamer 
Akt.“ „So wenig der Landtag 
dad beitehende Recht und die 
geſetzlich beftehenden inrich- 
tungen des Staates direct durch 
einjeitige Beſchlüſſe ohne Zu- 
fiimmung der Krone aufheben 
fann, ebenjowenig kann er es 
indirect thun durch Verweige— 
rung der zu ihrer Durchfüh— 
rung erforderlichen Ausgaben.“ 
Ebenſo jest StR. III 340 ff., 
370. 


Fricker 647: „wäre der Sinn 
der Mitwirkung der Stände zur 
Etatsberathung der, daß keine 
Ausgabe oder Einnahme ohne 
Zuſtimmung der den Etat be- 
rathenden Stände zuläjfig wäre, 
jo würden ſämmtliche Geſetze, 
foweit fie zu Einnahmen oder 
Audgaben führen, nur vor- 
läufige fein, die um zu wirf- 
liher Eriftenz und Anwendung 
zu gelangen, nody der Aufnahme 
in den Stat bedürften und nur 
je auf die Dauer einer Etatd- 
periode Leben und Geltung er- 
hielten. Niemand zweifelt daran, 
daß eine ſolche Behauptung nur 
mit vollſtändiger Verkennung des 
Verhältniſſes von Geſetzgebung 
und Budget aufgeſtellt werden 
könnte.“ Vgl. auch S. 663, wo 
geſagt iſt, mad das Budget be- 
züglich der Steuern enthalte, ſei 
nur „Rechenexempel“, könne alſo 
unmöglich den Inhalt eines 
Rechtes ausmachen, Recht ſeien 
nur die dauernden Steuergeſetze. 
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Nach Schulze bei Grünhut 
195: ſoll der Etat nur „zu den 
bereits vorhandenen materiellen 
Rechtsgründen, auf welchen die 
Einnahmen und Ausgaben des 
Staates meiſtens ſchon beruhen, 
hinzutreten“ und dad „Zurüd: 
gehen auf den materiellen Rechts⸗ 
rund ber einzelnen Pofitionen 
überflüflig“ machen. Aehnlich 
auch Schulze D. SLR. S. 208. 
Gneiſt ©. u. 3.163: „alle 
im Ctat vorausgeſetzten Rechts⸗ 
verhältniffe leiten ihre Begrün- 
dung nit aus dem tat her, 
jondern aus der allgemeinen ®e- 
ſetzgebung.“ 108: „die Ge— 
lege welche die dauernden 
Grundnormen der Staat3- 
thätigkeit feftitellen, kön— 
nen nicht durch jährlich 
wechſelnde Beſchlüſſe von 
der Seite des Finanzinte— 
reſſes außer Kraft geſetzt 
oder verändert werden.“ 
Ebenſo Meyer Lehrb. 8. 205, 
der Etat „muß ſich innerhalb der 
gejeglichen Schranfen bewegen, ” 
„die geſetzlich feftftehenden Ein- 
nahmen und Ausgaben“ ſtehen 
im Etat lediglich ald Declaration, 
fte können vom Landtage nicht 
verweigert werden, weil Diejem 
niht das Recht zuſteht, 
einſeitig die beſtehen den 
Geſetze aufzuheben.“ Als 
aejeslih feftitehend” werden 
insbeſondere Gebühren und in- 
directe Steuern erklärt. Der 
Meyer'ſche Trugſchluß findet 
ſich bei allen Vertretern der 
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7. Wenn alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates lediglich auf dem alljährlich zu erlaſſen— 
den Etatögefeg beruhen, fo ift die Regierung 
rehtlih nicht befugt, Einnahmen und Ausgaben 
zu maden, falls dies Geſetz nicht zu Stande 
gefommen ıjt.31 

„Ueber die Feitftellung des Staatshaus halts⸗ 
etats, fo bezeugt die preußiſche Thronrede vom 
5. Auguft 1866, hat eine Bereinbarung mit der 
Landesvertretung in den legten Jahren nit her— 
beigeführt werden fönnen. Die StaatSausgaben,? 
welche in diefer Zeit geleiftet worden find, ent- 
behren daher der gejeglihen Grundlage, melde 
der Staatshaushalt wie Ich wiederholt anerfenne 


nur durch dad nad a. 99 
69) alljährlih zwiſchen 


herrichenden Lehre. „Geſetz— 
lich feſtſtehend“ find nad 
der Berfajfung eben alle 
Einnahmen und Audgaben 
nur anf ein Jahr. Dann 
tritt entweder eine neue ge» 
jegliche Feſtſtellung auf ein 
Sahr oder ein Vacuum ein. 
Wenn da8 Barlament Ein- 
nahmen oder Ausgaben, welche 
aus dauernden Geſetzen re- 
jultiren, im Etat anzuerkennen 
verweigert, jo erhebt ed Doch 
nicht den Anſpruch „einjeitig 
die beftehenden Gelee aufzu- 
heben,“ fonderneöverweigert 
lediglich feine Zuftimmung 
zu dem nach der Berfajjung 
alliahrlidh neu zu erlaffen- 


der Berf. Urk. = NP. a. 
Meiner Regierung und 


den Bollzugdgefeg zu den 
dauernde Normen über 
Einnahmen und Audgaben 
bes Staates enthaltenden 
© peci algejegen. 
19. Rönne Pr. StR. 18. 65. 

D. StR. II, 8. 90. 

32 Von den Einnahmen richt 
die Thronrede en a. 100 
109 der preuß. "au nicht, Die 
RD. enthäft dieje Artikel nicht; 
für Dad Reichsrecht ift bern 
dad Rechtsverhältniß bezügli 
ber Einnahmen ganz unzmweifel- 
haft das gleiche wie bezüglich 
der Ausgaben; die betreffenden 
Gontroverfen bed preußiſchen 
Staatörechted haben im Reichs⸗ 
ſtaatsrecht feinen Platz. 
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den beiden Häuſern des Landtags zu vereinbarende 
Geſetz erhält.“ 

Nur ausnahmsweiſe „in befonderen Fällen“ können nad) 
der Verfaſſung die Ausgaben auf eine längere ‘Dauer be= 
willigt werden;3? bezüglich der Einnahmen dagegen gibt 
die Berfafjung eine analoge Facultät nicht. 

Der Reichstag aber ift wie bei allen Gefegen fo auch 
beim Etatsgeſetz volllommen frei in Bezug auf feine Zu⸗ 
fiimmung oder Ablehnung, Es gibt weder Einnahmen 
noch Ausgaben, welhe rebtlih vom Barlament 
bewilligt werden müßten. 

Mit vollem Recht hat man diefen ftaatsrechtlichen Zu- 
ftand ein Jahresabonnement auf Kündigung genannt. ‘Der 
Zuftand darf unbedenflih als geradezu abjurd bezeichnet 
werden. Aber diefe Abjurdität gibt nicht Die Be— 
fugniß, das pofitive Recht durch künſtliche juri— 
ſtiſche Conſtructionen zu beſeitigen, wenn daſſelbe 
auf dem klaren Wortlaute der Verfaſſung beruht, 
ſondern kann nur eine ſtarke Mahnung ſein, durch 
klares Aufdecken des juriſtiſchen Inhaltes der be— 
treffenden Verfaſſungsvorſchriften uud ihrer 
Conſequenzen einer geſunden Weiterbildung des 
preußiſch-deutſchen Finanzrechtes die Bahn zu 
ebnen. * 








33 v. Rönne II1, 147. La-Verf. eines Urtheils enthält und 
band III 2, 243. den gegenwärtigen Zuſtand für 

3 Das gleiche Urtheil über | einen geſunden zu halten ſcheint. 
RD. a. 69 bei v. Martitz, Be 3 Die herrſchende Lehre lehnt 
trachtungen über Die norddeutfche | die im Text ald geltendes Recht 
Bundedverfaffung (1867). 101, | behaupteten Säge mit größjter 
während in der neuen oben wie- | Schärfe ab. Frider 677: „ganz 
derholt citirten Abhandlung fich | unzuläffig ericheint ein Veto in 
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Beziehung auf Einnahmen inclu- 
five Steuern und Ausgaben im 
Ganzen; jo gewiß mit der Eri- 
ftenz des Staated auch Ausgaben 
mannigfadher Art unvermeidlich 
find, fo gewiß iſt auch der Be- 
zug von Einnahmen eventuell 
von Steuern eine nicht zu ent- 
fernende Nothwendigkeit. Aus 
diefem Grunde muß daher unter 
allen Umftänden der Unterjchied 
zwijchen eigentlichen Geſetz und 
Finanzgeſetz eingeräumt werden, 
daß das legtere nicht überhaupt 
oder wegen einzelner Puntte im 
Ganzen verworfen werden kann.” 
679: „ſowohl bei den Einnahmen 
wie bei den Ausgaben führt ein 
beiberjeitigee Deto von Regie- 
rung und Ständen nad) Analogie 
des Geſetzesvetos zu juriftilchen 
Unlööbarfeiten.” Gneift G. u. B. 
183ff: „das Recht einer Ver— 
weigerung des Geſammt— 
budgets (totale Steuerver— 
weigerung), welches in der 
franzöſiſchen und belgi— 
ſchen Budgettheorie aus 
dem Grundſatz der Volks— 
ſouveränetät zu folgern iſt, 
läßt ſich nach deutſchen 
Staatsgrundſätzen nicht 
conſtruiren.“ Ein ſolcher 
Akt wäre nach Gneiſt ein 
„actus inanis.“ benſo 
G. Meyer bei Grünhut VIII49. 

Mehrere Schriftſteller ver⸗ 
ſuchen, der Controverſe die 
Spitze dadurch abzubrechen, daß 
ſie zwiſchen nothwendigen 
und nützlichen Ausgaben un- 
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terjcheiden und dad Parlament 
zur Bewilligung der erfteren für 
verpflichtet erflären, jo Pözl, 
Mohl, Gerber, Schulze, 
G. Meyer ähnlich auch Gneift. 
Aber dieſe Theorie ſcheitert an 
zwei Gründen: 1. an der Un- 
möglichleit der Grenzziehung 
—88 — den nützlichen und den 
nothwendigen Ausgaben 2. an 
der Unmöglichkeit das freie Recht 
der Volksvertretung in eine 
Pflicht zu verwandeln, die ſie 
erfüllen muß. Ein ſolches Muß 
kann immer nur moraliſch nicht 
juriſtiſch gedacht werden. Auch 
Schulze geſteht zu (D. StR. 
201): „es iſt juriſtiſch unmög— 
lich, mehreren Factoren, die 
ihren ſelbſtändigen Willen haben, 
die Uebereinſtimmung zu be— 
fehlen.“ Vgl. jedoch auch ebenda 
©. 589. Und Gneiſt G. u. B 
161 (vgl. auch 112): „man ſoll 
keine Vorſchriften geben über 
das, was die Volksvertretungen 
thun müſſen.“ Der alte deutſche 
Bund erließ unterm 18. Juni 
1832 einen Beſchluß, kraft 
deſſen die Landſtände „die zur 
Ausführung einer den Bundes— 
pflichten und der Landesver⸗ 
faſſung entſprechenden Regie— 
rung erforderlichen Mittel“ unter 
feinen Umſtänden ſollten ver- 
weigern dürfen (Gneiſt ©. u. 
B.161). Val. Frieder 652, 657. 
Laband BR. 643 ff., 656 ff., 
ferner in Hirth’8 Ann. 532 ff. 
„Ausgaben, weldye zur Durch— 
führung und Aufredhterhaltung 
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„Es liegt jagt Gneift in diefen Verhältnifien eine 
Kette von Widerfprüchen und der Keim zu wiederkehrenden 
Conflikten, welche eine Mäßigung von beiden Seiten bedingen. 
Es ift der BolfSvertretung dem Buchſtaben nach die Be—⸗ 
fugniß beigelegt, Ausgaben zu verweigern, welche fie rechtlich 


der beftehenden Geſetze und In- 
jtitutionen erforderlih find, 
dürfen nicht verweigert werden.” 
Ebenso jetzt StR. III 2, 348 f., 
371 ff. (S. 125 gibt ein vollftän- 
diged Syſtem der „Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben 
ohne tatögejeb.”) Dafür be- 
ruft fih Laband fpeciell auf 
RV. a. 62%, deut jedoch der 
Geſetzgeber ſchwerlich ten von 
Laband poitulirten Sinn bei- 
gelegt wifjen wollte. Demgemäß 
wird damı unterjchieden zwiſchen 
willfürlihen und nothwen- 
digen Ausgaben und nur eine 
Verweigerung der erjteren dent 
Parlament freigegeben. Bezüg- 
lich der Einnahmen fagt La⸗ 
band: „wa8 die Einnahmen 
des Reiches anlangt, jo Spricht 
die RB. von einer Bewilligung 
derjelben Seitens des Reichs— 
tages oder durch das Etats— 
zeſes nicht. Die Einnahmen 
es Reiches beruhen vielmehr 
auf dauernden, einer jährlichen 
Genehmigung nicht bedürftigen 
geſetzlichen Titeln.“ Schulze 
D. StR. 592 findet den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen einer Regierung 
mit und einer ſolchen ohne 
Etatsgeſetz nur darin, daß im 
letzteren Falle „das Miniſterium 


die Beweislaſt trifft, indem 
es der Landesvertretung gegen- 
über die Geſetzlichkeit (aber 
dad von der Verfaſſung gefor- 
derte „Geſetz“ iſt ja nicht vor: 
handen!) und Nothwendigfeit 
jeder einzelnen Audgabe dar— 
legen um. Vgl. au La: 
band StR. III2, 373f. Auch 
v. Rönne IT1, S. 173 u a. 
a. O. bewegt jich in Erörterungen 
wie: „ſtaatsrechtlich find aller⸗ 
dings der Bundesrat wie der 
Reichstag verbunden, die auf der 
Reichöverfaffung und auf gejeß- 
licher Verpflichtung beruhenden 
Jowie die jonft ald nothwendig 
anzuerfennenden Ausgaben zu 
bewilligen und ein rein willfür- 
liche8 Verweigerungdrecht findet 
feinen Boten in der Berfaflung 
des Deutichen Reiches." Der: 
artige Erörterungen find ledig: 
ich moralifcher Natur und ent: 
behren ded rechtlihen Funda⸗ 
mente völlig. Wenn ed v. 
Nönne bange wird vor den 
rechtlichen Gonjequenzen des 
a. 69, fo kann er doch nur die 
Abfurdität des in jenem Artikel 
liegenden Princips anerfennen. 


s In v. Holgendorffd RLex. I 
431. 
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bewilligen muß, und fogar jede StaatSverwaltung durch 
Bermweigerung aller zur Führung der Gejchäfte nothmwendigen 
Mittel zum Stillftand zu bringen. Andrerfeit3 find Die 
Kammern außer Stande der Staatsregierung die Einnahmen 
des Staats vorzuenthalten, 37 zugleich fehlt jede Rechtſprechung 
über die Gefegmäßigfeit der Steuern und eine wirkſam 
geltend zu machende Minifterialverantwortlichkeit. Die 
Widerfprühe find lediglich durch Einfchaltung 
einzelner incongruenter Säge aus der Belgifchen 
Berfaffung entftanden, welde auf dem Princip 
der Boll3fouveränetät aufgebaut, als Wahlfapi- 
tulation für eine neu eingeſetzte Dynaftie beftimmt 
mit den Deutfhen Grundſätzen vom Rechtsſtaat 
nicht zu vereinigen find.“ 

Selbftverftändlih mird die Regierung aber die Staat3- 
verwaltung auch dann weiter führen, wenn ein Budgetgeſetz 
nicht zu Stande gefommen if. Der verfafjunggmäßigen 
Grundlage entbehrt ein folcher Zuftand ungmeifelhaft:3% die 
Minifter bezw. der Reichskanzler haben dafür die ftaats- 
rechtliche VBerantwortlichkeit zu tragen gemäß Berfafjung und 
Geſetzen, eine civilrechtliche Haftbarkeit dagegen für ohne 
Etatsgeſetz geleiftete Ausgaben kann Mangels einer eine 
jolche pofitiv begründenden VBorfchrift nicht behauptet werden. ?° 


37 ©. dagegen oben ©. 34232: | 5483 dagegen anführt, paßt nicht, 
dad Rechtsverhältniß der Ein- | denn nirgends jteht geichrieben, 
nahmen ift nach der Neichöver- | daß die ſaͤmmtlichen Reichötagd- 
fallung dad nämliche wie das | mandate befegt fein müſſen, 
ber Ausgaben. damit der Reichstag fungiren 

3 Richtig v. Rönne II 1, | könne, während doch die Ver- 
8.90. Zachariä in Gött. Gel. | faffung klar bejagt, daß die Ein- 
Anz. 1871, 380ff. Das Beijpiel | nahmen und Ausgaben auf den 
der erledigten Neichötagdman- | Etat gebracht werden müjfen. 
date, welche Laband bei Hirth 39 Nur v. Rönne II 1, 183% 
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8 Wenn demnah alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staated der gefetlichen Baſis verfaſſungsmäßig beditrfen, jo 
find Einnahmen, die im Etatsgeſetz nicht vorgeſehen find, 
an ſich verfaffungswidrig und dürften nicht gemacht werden. 
Gleichwohl wird der Staat jelbftverftändlich derartige Ein- 
nahmen fich nicht entgehen laſſen. Das gleiche Verhältniß 
kann ſich bezüglih der Ausgaben ergeben. An fich ift der 
Staat nur berechtigt, die Ausgaben zu machen, welche ihm 
der Etat bewilligt; gleichwohl wird man auch hier nicht ums 
hin können zuzugeben, daß der Staat unter Umftänden in 
die Nothmwendigfeit verfett fein Fan, Ausgaben zu machen, 
welche im Etat nicht vorgefehen find. 

Die Berfaffung enthält für folche Fälle Feinerlei Rechts- 
füge. Die Praxis aber hat fih dahin feftgeftellt, daß die 
StaatSverwaltung zunächſt auf ihre eigene Berantwortlichkeit 
handelt und auf dem Wege der nachträglichen Genehmigung 
(nicht eines formellen Geſetzes) fih die verfaffungsmäßig 
erforderliche gejegliche Baſis zu ſchaffen fucht. 

Dieſes Herfommen hat auch bezüglich der Ausgaben durch 
das PrG. v. 27. März 1872 8. 19 eine gefetliche Grund- 
lage empfangen. Darnach müffen alle Etat3über- 
ſchreitungÄen und außeretat3mäßigen Ausgaben 
jedesmal im nächſten Jahre nachdem fie entjtanden 
find, zur budgetmäßigen Genehmigung vorgelegt 
werden. Als Etatsüberfchreitungen find alle Diejenigen 


nimmt, im Banne der conflictd- Schulze bei Grünhut IL 
zeitlichen Theorien befangen, | 194. v. Rönne II 1, 8. 89. 
eine ſolche an. Dagegen yaband Tüb. Ztſchr. XXXII —R 
BR. 698; Gneiſt ©. u. B. band III 2, 356f. Daß dieſe 
101, 171 ff. „Genehmigung“ ih in vielen, 

vielleiht den meilten Yällen 





348 Buch IX. Dad Reichifinanzredt. 


Mehrausgaben zu betrachten, melde gegen die einzelnen 
Capitel und Titel des Etat3 oder der Specialetat8 ftattge- 
funden haben, foweit nicht einzelne Titel ausdrücklich als 
übertragbar bezeichnet find und bei folchen die Mehrausgabe 
in dem einen Titel dur Minderausgabe in dem betreffenden 
anderen Zitel compenfirt iſt.“ Andererjeits findet fich in 
der Specialgefeggebung auch eine Vorjchrift über außeretat3- 
mäßige Einnahmen, welche unbedenklich generalifirt merden 
darf. Ergeben fich bei Veräußerung von Reichseigenthum 
Mehreinnahmen, die im Etat gar nicht vorgefehen find oder 
die Anſätze des Etats überfchreiten, fo find diefelben ſpäteſtens 
in dem auf dad Etatzjahr folgenden zweiten Jahre dem 
Bundesrath und Reichstag zur nachträglichen Genehmigung 
vorzulegen, ferner die vereinnahmten Summen in jedem Falle, 
wenn nicht durch gemeinfamen Beſchluß von Bundesrath und 
Reichstag darüber verfügt ift, in den nächften Etat einzuftellen.*? 
Freilich befteht dabei immer die Eventualität, daß die Zu— 
ftimmung des Reichstages nicht ertheilt wird. Für Diele 
Eventualität aber fehlt nach Tage unferes pofitiven Rechtes 
jede Möglichkeit einer juriftifchen Conſtruktion, ebenfo wie bei 
. einer vollitändigen Verweigerung des Budget? dur Ab- 
lehnung des verfaffungsmäßig hiefür erforderlichen Geſetzes. 
Daß ein folder Akt des Neichdtages rechtsunwirkſam wäre, 
läßt ſich juriftiich nicht begründen: der Etat ift Geſetz und 
der Reichstag ift in Bezug auf Annahme oder Ablehnung 
eined Geſetzentwurfes vollkommen frei. 

Dies find die formell juriftiichen Confequenzen, welche ſich 


materiell „auf die Anerfennung 4 Laband III 2, 3571. 
der Thatſache“ redueirt, ift für 2 G. v. 25. Mai 1873 $. 10. 
die formell juriftiiche Betrach- | Val. Laband III 2, 351 f., 
tung irrelevant. 362 ff. bei Hirth 539 ff. 
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aus den Principien des preußiſch-deutſchen YBudgetrechtes 
mit logifcher Nothwendigfeit ergeben. Aber die ftaatSrecht- 
liche Betrachtung bat allen Anlaß zu betonen, daß die forntell 
juriftifchen Gefichtspunfte bei derartigen großen Streitfragen 
zwifchen Parlament und Staatöregierung nicht ausreichen; 
„der Staat mit feinen gewaltigen Pflidten und 
Rechten gleicht einem Riefen, derfich mit fo ſchwachen 
Fäden nicht binden läßt.“ In jedem Falle bedarf 
das preußifch-deutfche Budgetreht dringendft einer 
Weiterbildung, welde die mögliden Conflicte 
zwifchen Regierung und Parlament in Budget- 
faden auf ein Maß reducirt, daß dadurd die 
Eriftenz des Staates nicht gefährdet nerde. „Die 
empbatifhe Behauptung, daß das fogenannte 
Budgetreht der „Edftein und die Örundlage aller 
Rechte der Volksvertretung“ fei, hat feine geſchicht— 
lihe Berechtigung“ (Gneift).* 

9. Eine Reform des deutfch = preußifchen Budgetrechtes 
wäre nach folgenden Geficht3punften anzuftreben: 1. Verlänge- 


rung der EtatSperiode,* 2. 


 Sneift © u. B. 159. 
Diefer Gneiſt'ſche Ausſpruch ge⸗ 
hört wohl auch zu den „Phraſen“, 
gesen welche Laband StR. III 

‚ 368? mit &. Meyer fih 
wendet. Und von den Schluß: 
fäten der Laband'ſchen Ab- 
handlung über dad Budgetrecht 
müßte wohl dad gleiche Urtheil 
gelten! 

4 Hierin liegt der fundamten- 
tale Unterſchied der im Tert vor- 
getragenen von der v. Rönne'- 
Ihen Budgettheorie. Die aus 


gefeglihe Firirung der noth- 


Pr. BU. a. 99 u. RB. a. 69 
ih ergebenden Conjequenzen 
find nicht „angeblich abjurd“ 
(v. Rönne II1, 173), fondern 
wirklich abjurd. 

45 Zweijährige Budgetperiode 
haben Bayern, Sachſen, Baden, 
eijänrige Württemberg und 
Heflen. Vgl. &. Meyer 5368. 
Der dem Reichstag 1881 von 
der Regierung vorgelegte Ent: 
wurf über zweijährige Budget- 
perioden wurde mit großer Ma— 
iorität abgelehnt. 
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wendigen Staatseinnahmen und Ausgaben dur Ausscheidung 
derfelben aus dem tatögefeß,* 3. Zufammenfaffung der 


1 So daB englifche Budget- 
Bar welched &. Meyer Lehrb. 
534 dahin zufammenfaßt: 
aber wurde aber ſtets ver 
Grundſatz feitgehalten, daß die 
geſetzlich feititehenden Ein- 
nahmen und Ausgaben nicht 
Segenftand parlamentariſcher 
Bewilligung, ſeien. Nur die 
jenigen Poſitionen des engliſchen 
Budgets, welche den Charakter 
von beweglichen Einnahmen und 
Ausgaben bejigen, gelangen über: 
haupt zur Sagitien des Parla- 
mented. Da nun faftalle Steuern 
und ebenjo die Gebühren ihre 
Regelung durch bejontere Ge- 
fege erhalten haben, jo beſchränkt 
ih die Einnahmebewilligung 
des Parlamented in der Regel 
auf die bewegliche Einkommen— 
fteuer und einige indirecte 
Steuern.“ Gerber jchlägt bie 
dauernde Feitftellung eined Dr: 
dinariums vor, „neben welchen: 
nur die Abänderungen zur jedes- 
maligen Berabichiedung blieben.“ 
Ueber das engl. Budgetrecht be- 
fonder8 Gneift Budget u. Ge- 
jeb 7 ff.: etwa 1/, der geſammten 
Staats ein nahmen unterliegen 
der alljährlichen Bewilligung 
(Einkommenſteuer und Thee— 
zoll), ca. 10'/,, Mil. £, wogegen 
60 Mil. £ feftftehen. Bon den 
Ausgaben werden ca. 33 Mil. 
jährlich bewilligt, ca. 30 ftehen 
dauernd feit. 


„Das Engliihe B. enthält 


feinen Geſammtbeſchluß 
über den Staatöhaußhalt, 
jondern nur eine ergänzende 
Beichliegung über periodifche 
Steuern u. Ueberſchüſſe des 
Staatsſchatzes einerfjeitd, eine 
Beſchließung über Die beweg- 
lihen Ausgaben amdrerfeitd. 
Auh von den Ausgaben jind 
nämlich die Zinjen der Staats- 
ſchuld, die Richtergehalte u. an- 
dere Ausgaben nach Geſetz u. 
common law auf ben Staats— 
Ihaß angewiejen u. von einer 
„Bewilligung” ded Parlaments 
unabhängig geftellt. Diefe fchein- 
bare Zerftüdelung ift dadurch 
bedingt, daß Die dauernde 
gefeglihe Drönung des 
Staates über der jährlich 
wechfelnden Ordnung des 
Haushaltes ſtehen ſoll. 
Die geſetzlich feſtſtehenden Ein— 
nahmen u. Ausgaben ſollen nicht 
noch einmal vom Unterhaus 
„bewilligt“ werden, damit 
nicht die Wirkfamkeit der 
dauernden geſeslichen su 
ftitutionen von Sahr 
Jahr dur Beſchlüſſe —* 
Unterhauſes in Frage ge— 
ſtellt werde. Dieſem Grund⸗ 
gedanken des „Rechtäftaatd” ent- 
ſprechend, faßt das Unterhaus 
Kine Budgetbeichlüffe nur auf 
Snitiative der Krone, u. be 
Ichränft die Vorlage, Berathun 
u. Boiezung auf den „Dienſt 
des Jahres“, d. h. auf den be- 
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un Etatsgeſetz zu bemilligenden Einnahmen und Ausgaben 
in größere Kapitel, welche der Beſchlußfaſſung der Volks— 
vertretung unterliegen. *7 

Nur auf Örundlage diefer Säte läßt fich ein den zwingen- 
den Anforderungen de Staatswohles conformes Budget- 
recht gewinnen. Es ift das hohe Berdienft Gneiſt's, 
parlamentarifh und literariſch für eine richtige Geftaltung 
des Budgetrechtes gewirkt zu haben: vielleicht wäre der Er- 
folg jenes Schriftfteller8 ein viel durchſchlagenderer gemejen, 
wenn er fich lediglich auf die politifche Begründung de 
lege ferenda bejchränft und nicht den juriftifch unhaltbaren 
Verſuch gemacht hätte, feine richtigen und gefunden Principien 
des Budgetrechte8 in dem geltenden preußifchen und deutjchen 
Recht zu finden, in welchem fie eben nicht enthalten find 
und in welches fie auch durdy die fcharffinnigfte juriftifche 
Kunft nicht Hineingebracht werden können.“s 


III. Die formelle Einrichtung des Budgets.*? 
Die formelle Einrichtung des deutſchen Reichshaushalts⸗ 


weglichen Theil des Staat&haus- 
haltes, mit Ausſchluß der 
Einnahmen u. Ausgaben, 
weldhe durch Gejeg ein für 
alle mal feitftehben. Die 
Einheit ded Yinanzpland wird 
durch das mündliche Expoſé des 
Schatzkanzlers u. die mündliche 
Beſprechung im ganzen Hauſe 
erhalten. (Gneiſt bei v. Holtzen⸗ 
dorff RLex. I 429.) 

#7 Meber England Gneiſt 
G. u. B. 113. Frankreich 129. 
Deutihland 173 ff. 

* Gneift Gejeb u. Budget 


92 behauptet, daß im englifchen 
Recht „Die enticheidenden Ober- 
jäge der Frage identisch find mit 
den hergebrachten Grundfägen 
des deutſchen Landesſtaats— 
rechtes.“ Nach den ausgezeich⸗ 
neten Ausführungen von Gneiſt 
ſelbſt iſt dies jedoch nicht richtig: 
die preußiſch-deutſchen Rechts⸗ 
ſätze — und nur um dieſe kann 
es ſich doch handeln! — ſind 
vielmehr — leider! — identiſch 
mit den Oberſätzen des franzö— 
ſiſch-belgiſchen Rechtes. 

» Laband StR. III2, 345ff. 
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etatS ift dahin geordnet, daß dem Geſetze, welches den Etat 
fanctionirt und welches daneben in der Negel noch finanz- 
rechtliche Beitimmungen von untergeordneter Bedeutung 
enthält, der Etat jelbft in Anlage beigefügt if. Der Ge— 
ſetzescharakter des Etats wird durch diefe Form nicht berührt; 
auch der Zolltarif ift in analoger Weife einem Geſetz als 
„Anlage“ beigefiigt. 

Der Etat theilt fich in zwei große Gruppen: Einnahmen 
und Ausgaben, deren legtere wieder in einem „fortdauernden“ 
und einen „einmaligen“ Theil zerfällt.” Die Ausgaben find 
in XIV Ziteln vorgetragen: Bundesrath, Reichstag, Reich2- 
fanzler und Reichskanzlei, Auswärtiges Amt, Neihsamt des 
Sunern, Verwaltung des Reichsheeres, Marinevermwaltung, 
Reichsjuſtizwerwaltung, Reichsſchatzamt, Reichseiſenbahnamt, 
Reichsſchuld, Rechnungshof, Allgemeiner Penſionsfond, Reichs⸗ 
Snvalidenfond. 5! Der Militäretat’? wird in drei Columnen 
geführt für die drei Specialverwaltungen des Reichsheers, 
welche von Preußen, Sachen, Württemberg geflihrt werden; 
der auf Bayern entfallende Betrag wird ebenfalls vom Reiche 
getragen, figurirt aber im Reichetat nur al3 durchlaufender 
Poften wegen der bejonderen Rechtsſtellung Bayerns in 


diefer Hinficht. 


s° Der tat für 1882/83 
(RGB. 11) balancirt mit 
610 632 707 Marl. Die Ent- 
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bahnverwaltung. Im übrigen 
iſt der Poſt- und Eiſenbahn⸗ 
etat nur bei den Einnahmen 


wickelung des deutſchen Bun⸗ 


desſtaates ſeit 1867 läßt ſich in | ift 


ſehr lehrreicher Weiſe an den 
Etatsgeſetzen verfolgen. 

st Die Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung figurirt im Audgabe- 
Stat nur unter den „einmaligen 
Andgaben.” Cbenfo die Eifen. 


vorgetragen, was ganz incorrect 


52 Die Rechtsstellung des Mi. 
litäretatö vor 1874 (RB. a. 71?) 
zu betrachten ift jebt rechtlich 
gegenſtandslos. Weber dei bay- 
riſchen Militäretat |. oben B. I, 
330 f. Laband III 2, 347. 
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Die Einnahmen find in XI Titeln vorgetragen: Zölle 
und Verbrauchäfteuern, Reichsſtempelabgaben, Poſt- und 
Telegraphenverwaltung, Reichsdruderei, Eifenbahnverwaltung, 
Bankweſen, Berjchiedene Verwaltungseinnahmen, Aus dem 
Reichs-Invalidenfond, Weberfchüffe aus früheren Jahren, 
Zinſen aus belegten Reich3geldern, Außerordentliche Zufchüffe, 
Matrifular-Beiträge, 53 

Der Bejoldungsetat für das Directorium der Reich3- 
banf ift bei der befonderen Rechtsftelung der Reichsbank 
(}. oben $. 29) dem Hauptetat beſonders beigefügt. ($. 2.) 
| Jede der beiden großen Rubriken des Etat3 enthält eine 

jehr bedeutende Anzahl einzelner Rechnungspoften. Selbft- 
verftändlich kann nicht über jeden Rechnungspoſten der Reich3- 
finanzmirthfchaft felbjtändig verhandelt und votirt werden; 
vielmehr müſſen die einzelnen Poſten in größere Gruppen 
zufammengefaßt werden. Nach welchen Geſichtspunkten dies 
zu gejchehen habe, ift pofitiv nicht beftimmt. Die preußifch- 
deutſche Praxis huldigt einer überaus weitgehenden Speciali- 


firungSmethode. 


sz3 Die richtige Syſtematik 
des Einnahmeetats wäre 1. Zölle, 
2. Berbrauchöftenern, 3. Reichs⸗ 
ſteuern, 4. Gebühren, 5. Ein- 
nahmen aus Geſchäften, 6. Ma- 
trikularbeiträge. Der Etat zu 
1. u. 2. ijt correct gefaßt, wäre 
aber zu theilen, unter 3. fallen 
die Stempeliteuern ſowie die 
Banfnotenfteuer, unter 4. die 
Poſt⸗ und Eifenbahneinnahmen, 
fowie ein großer Theil der un- 
ter den „verichiedenen Verwal⸗ 
tungseinnahmen“ vorgetragenen 
Poſten (Gerichtäjporteln, Con- 


Zorn, Staatsrecht II. 


Dadurh wird allerdings eine möglichft 


julargebühren, Patentgebühren) ; 
unter 5. die Reichsdruckerei und 


der Antheil ded Neiched an der 


Reichsbank; unter 6. wäre das 
Verhältniß der Averjen zu den 
eigentlichen Matrifularbeiträgen 
auh Außerlih zum Ausdruck 
zu bringen. Ein 7. Titel hätte 
dann die übrigen Cinnahmen 
aus Zinjen, Verkäufen 2c. zu⸗ 
fammenzufaffen. An den An- 
fang des ganzen Ctatd wären 
die Ueberſchüſſe, an den Schluß 
die Einnahmen aus Anleihen zu 
ſtellen. 
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umfaffende parlamentarifche Controle gefichert, aber es 
fragt fih doch, ob die herrfchende Praris nicht einer Ver: 
einfahung aus Sparjamteitsrüdfichten dringend bedarf. >* 


B. Die Pecharge.’ 

Dem Budget entjpricht die Decharge: beide im ihrer 
Einheit bilden die formelle Baſis für die Finanz— 
wirthſchaft des Reiches. 

I. Die Verfaſſung beſtimmt in a. 72: „über die Ber- 
wendung aller Einnahmen des Reiches ift durd 
den Reihslanzler dem Bundesrathe und dem 
Reihstage jährlih Rehnung zulegen.” Eine weitere 
Vorſchrift enthält die Verfaſſung nit. Es wird ſonach nicht 
analog dem Budgetgejeg ein Entlaſtungs geſetz gefordert; 
zwar ift die Entlaftung durch die beiden nah a. 5 an der 
Geſetzgebung des Reiches betheiligten Factoren zu ertheilen, 
aber nicht in der einheitlichen Form des Geſetzes, ſondern 
in der Form zweier übereinftimmender Einzelbefchlüffe. 


5 Nach Der preußiſch⸗deut— 
Ichen Prarid werden etwa zwan- 
zigmal mehr einzelne Ctatspofi- 
tionen bewilligt ald in England: 
Gneiſt G. u. B. 175; vgl. auch 
Laband bei Hirth 536. „Die 
Idee, die Staatsgewalt durch 
den ökonomiſchen Mechanismus 
eines ſolchen Budgetrechtes zu 
beherrſchen (am plumpften ent- 
widelt in den Reden des De- 
putirten Royer-Collard in der 
franzöfiihen 2. Kammer von 
1822) beruht auf einer jo be- 
ſchränkten Auffaffung der recht: 


Staates, daß die bürgerliche Frei⸗ 
beit auf ihrem Boden nicht er- 
wachſen kann.” (Gneift) Bol. 
noch Laband BR. 684ff. 

5 E. Meier s. v. Oberred)- 
nungskammer in v. Holgendorff'8 
RLex. II 923 ff; Laband bei 
Hirth 1873, 552—562 u. ins⸗ 
bejondere die ausführliche ano- 
nyme Abhandlung in Ztichr. f. 
d. gef. Staatswiſſ. B. XXXII 
479ff. XXXIII 23ff.; Gneiſt 
G.u. B. 182f.; v. Martitz 216; 
v. Rönne II 1, 88. 49, 91; 
G. Meyer 8. 206; Taband 


lihen und fittlihen Natur des | StR. III 2 8. 126; BR. 693 ff. 
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Die ſtaatsrechtliche Entlaftung wird vorbereitet durch ein 
jehr jpecialifirte8 und genau geordnete® Controlverfahren 
über die gefammte Finanzwirthſchaft des Reiches, welches 
von Seiten des Reichsrechnungs hofesss durchzuführen 
iſt. Eine definitive reichsrechtliche Ordnung hat bis jetzt 
die genannte Behörde weder in Beziehung auf Organiſation 
noch auf Verfahren gefunden. Der von der Reichsregierung 
dem Reichsſstag i. J. 1872 vorgelegte Entwurf konnte nicht 
zum Geſetz erhoben werden.” Wohl aber wurde für Preußen 
ein Abſchluß für dieſen wichtigen Theil des Budgetrechtes 
erzielt dur da8 ©. v. 27. März 1872 (GS. 278) betr. 
die Einrichtung und die Befugniffe der Oberrechnungs- 
fammer.5®° Diefe Iegtere Behörde war ſchon vorher auch 
mit den Yunctionen eine Reichsrechnungshofes betraut 
worden, zuerft dur ©. v. 4. Juli 1868 (RGB. 433) für 


55 ©. über denſelben La— 
band I 355—359. 


jten Reviſionsbehörde ſ. Tüb. 
Ztichr. XXXIL 490, 504 bei. 


57 Bol. hierüber v. Rönne II 
1 333; Tüb. Ztſchr. XXXII 
515 ff.; XXXIII 22; 8a- 
band III 2, 353*, 3787. 

58 Bol. Caband III 2, 379%, 
— Siftorifches ſ. bei Säulge 
in Grünhuts 3. 177; 
E. Meier 928. Die Ober- 
rechnungsfammer iſt begründet 
durch Friedrich Wilhelm I, KO. 
v. 16. Zuni 1717. Die Grund- 
lage der heutigen Organifation 
und des Verfahrens ift die K. 
Snitr. v. 18. Dec. 1824 (ſ. La- 
band a.a. DO.) Weber die Be- 
beutung und Nothwendigfeit 
einer von den Verwaltungs— 
Itellen ganz unabhängigen ober: 


510ff.: „der conftitutionelle Staat 
beruht auf der Idee der Staats—- 
einheit und wenn in demjelben 
fih auch verfchiedene Kräfte 
regen und von verjchiedenen 
Standpunften aus thätig find, 
jo ift e8 Doc wieder eine 
Macht, in welcher fie zufammen- 
laufen und diefe Macht kommt 
zur Erſcheinung im Geſetz. 
Diefer einheitlihen Macht und 
dieſer Herrichaft des Geſetzes 
entſpricht es, daß ſich Regierung 
und Volksvertrelung einer Be— 
hörde bedienen, um die admini- 
ftrative wie Die verfafjungs- 
mäßige Controle auszuüben.” 
Bal. auch 535. 
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den Zeitraum von 1867 bis 1869. Dieſes Gefeg übertrug 
der preußifchen Oberrechnungsfammer als Rechnungshof de3 
Norddeutfchen Bundes die Controle über den gejfammten 
Bundeshaushalt durh 1. Prüfung und Feftftellung der 
Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben von Bundes— 
geldern, 2. über Zugang und Abgang von Bundeseigenthum 
und 3. Über die Berwaltung der Bundesfhulden.? Behufs 
Erfüllung dieſer Function murde die preußifche Ober- 
rechnung3fammer „durch eine auf Grund näherer Beitimmung 
des Bundesrathed eintretende Vermehrung ihrer Mitglieder 
nach Bedürfniß verftärkt”60 und materiell wurden die preußi- 
Ichen Vorſchriften als maßgebend erflärt.*! 

Die fo firirte Competenz der preußifchen Oberrechnungs⸗ 
fammer als Reichsrechnungshof wurde dann weiterhin durch 
alljährlich erlaffene Specialgefege prolongirt ; dieſe Special- 
gejege vermwiejen bis 3. J. 1875 lediglich auf da8 ©. vom 
4. Juli 1868. Dur) das ©. v. 11. Februar 1875 (RGB. 61) 
wurde dieſem Hinweis jedoch der Zuſatz beigefügt: „an die 
Stelle der im $. 3 de8 ©. v. A. Juli 1868 aufgeführten 
Vorſchriften treten jedoch die für die Wirkſamkeit der Ober- 
rechnungsfammer als preußifche Rechnungs-Revifionsbehörde 
geltenden Beftimmungen, ingbefondere diejenige des ©. v. 
27. März 1872 betreffend die Einrichtung und die Befug- 
niffe der preußifchen Oberrechnungsfammer.“ In diefer 
Weiſe erfolgt nunmehr feit 1875 die alljährliche Prorogation 
der Rechte der preußiſchen Oberrehnungsfammer. Schon 
durch da8 ©. v. 4. Juli 1868 $. 5 war für den Rechnungshof 
eine bejondere, dem Bundesrath und Reichstag mitzutheilende 


9 G. v. 4. Suli 1868 $. 1. | über die Verftärfung Tüb. 
Pr. ©. v. 27. März 1872 8. 1. Ziſchr. XXX 516 
6 Ebenda 8. 2; vgl. dazu) 61 G. v. A. Sul 1868 8.3. 
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Snftruction des Reichskanzlers in Ausficht genommen, welche 
dann unterm 5. März 1875 (CDBI. 157) erging. 

II. Der Reichsrechnungshof ift wie alle Behörden des 
Reiches dem Reichskanzler untergeordnet; jedoch iſt dieſe 
Unterordnung eine lediglich formelle, materiell ift der Reichs⸗ 
rechnungshof volllommen felbftändig.? Derſelbe befteht aus 
je einem Präfidenten und Director, ferner der erforderlichen 
Zahl von Departenentsräthen endlich einer großen Anzahl 
von Nevifionsbeamten; die Mitglieder find einmal diejenigen 
der preußifchen Oberrehnungsfammer; diefe merden vom 
König von Preußen ernannt und zwar der Präfident®? auf 
Vorſchlag des Staatsminiſteriums, die Directoren und Räthe 
auf Vorſchlag des Präfidenten, jedoch jo, daß Vater und 
Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, Brüder und 
Schwäger nit zugleich Mitglieder des Collegiums fein 
dürfen. Dazu treten die „nach Bedürfniß“ für Zwecke des 
Reiches beizuordnenden Mitglieder, welche vom Bundesrath 
gewählt und vom Kaiſer formell angeftellt werden. Die 
Mitglieder des Rechnungshofes dürfen feine Nebenämter oder 
mit Remuneration verjebene Nebenbejchäftigung ausüben, auch 
nicht Mitglieder des preußifchen Landtages, wohl aber des 
Reichstages fein. In disciplinarifcher Hinficht gelten für die- 
jelben die gleichen Borjchriften wie für die preußifchen Richter. °7 


2 Pr. ©. v. 27. März 1872 F bis 38. Bol. auch E. Meier 


8.1 und Tüb. Ztſchr. XXAII | Y31f. 
511ff.; dazu Laband I 356. 4 Pr. G. v. 27. März 1872 
63 Weber bie Befugniffe des | S$.2, 3 





Präfibenten ſ. die Inftruction f. 65 G. v. 4. Juli 1868 8. 2. 

RRH. SS. 6, 71, 102, 11 66 Der Bei.-Entw. v. 1872 

bie 22; des Directors Sg. 23 | jchloß auch died aus. Vgl. Tüb. 
big 26: der Räthe $$. 27—33; | Ztihr. XXXII 511. 

der Revifionbeamten 88. 34 Pr. ©. v. 27. März 1872 

88.4, 5; dazu jetzt Die Ybände- 
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Die Unterbeamten des Rechnungshofes werden vom Präfi- 
denten ernannt, der auch die Dißciplinargemalt über diefelben 
auszuüben hat; entjcheidende Disciplinarbehörde über die- 
felben ift da3 Plenum des Rechnungshofes.ss An die Di- 
rectoren und Räthe kann der Präfident nur Mahnungen 
erlafien. Mit Beibehaltung feines Ranges kann jedes Mit- 
glied des Rechnungshofes auch wider jeinen Willen in ein 
richterliches oder anderes Amt der höheren Verwaltung ver: 
fest werden. 

III. Die Arbeiten des Rechnungshofes vollziehen fi in 
erfter Linie in den Revifionsbureaus.° An der Spite jedes 
diefer Bureaus fteht ein Departementsrath, der für die Ar- 
beiten defjelben allein verantwortlich ift. 

Sn einer Reihe von Fällen fordert jedoch das Gefeß 
collegialiihe Berathung und Beſchlußfaſſung; die Befchlüffe 
werden mit Stimmenmehrheit unter Stichenticheid des . 
Präfidenten gefaßt; die collegialifche Entſcheidung bat 
einzutreten :70 

1. wenn die für Bundesrath und Reichstag beftimmten 
Bemerkungen (f. unten V) feftgeftellt, 

2. wenn allgemeine Grundjäge aufgeftellt oder beftehende 
abgeändert, 

3. wenn allgemeine Inftructionen erlafjen oder abgeändert 
werden jollen, 

4. wenn Geſetze, Verordnungen oder Exlaffe der oberften 
Verwaltungsbehörden ergehen, welche auf das Verfahren des 
Rechnungshofes von Einfluß find oder den Gefchäftsfreis 
mehrerer Revifionsbureauß berühren, fpeciell wenn über An⸗ 


zungen dur) ©. v. 9. April 1879 69 0 es 8. 35 f. unten IV. 
(SS. 345) 8.8. er 97. März 1872 8.8. 
6” Ebenda $. 6. Sufkr 
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ordnungen der oberiten Verwaltungsbehörden Gutachten er- 
ftattet werden jollen; zu diefem Zwed find alle Verfügungen 
der Gentralbehörden, welche derartige allgemeine Vorſchriften 
enthalten, oder ſchon beftehende abändern oder erläutern, 
fofort dem Rechnungshof mitzutheilen, ebenjo alle auf die 
Rechnungslegung bezüglichen Beſchlüſſe des Reichstags; 
allgemeine Anordnungen der übrigen Behörden über Caſſen⸗ 
verwaltung und Buchführung find ſchon vor ihrem Erlaß 
dem Rechnungshof in Vorlage zu bringen, damit derſelbe 
etwaige Bedenken dagegen geltend machen Tann, 7! 

5. wenn Meinungsverjchiedenheiten entweder zwifchen dem 
Rechnungshof und den oberften Verwaltungsbehörden oder 
zwifchen den Mitgliedern des Rechnungshofes jelbft zur Er- 
Örterung kommen, namentlich) auch wenn in den Grundſätzen 
oder dem Berfahren einzelner Revifionsbureaus Abweichungen 
zu Tage treten, 

6. wenn Bmeifel über Anwendung und Auslegung von 
Geſetzen, Verordnungen ꝛc. der Erledigung bedürfen, 

7. wenn anderweitige Gegenftände von dem Präfidenten 
oder dem Director zur Beichlußfaflung des Plenums ver- 
wiejen werden, 

8. wenn von einem Departementsrath der Vortrag bezw, 
die Beihlußfafiung des Collegiums für erforderlich er⸗ 
achtet wird. 

Jeder Beſchluß, durch welchen ein allgemeiner Grundſatz 
feſtgeſtellt wird, iſt ſchriftlich zu formuliren und allen be- 
theiligten Reviſionsbureaus abſchriftlich mitzutheilen. Der 
Präſident kann den Vollzug von Beſchlüſſen des Collegiums 
beanſtanden, muß dann aber die Sache binnen 14 Tagen 
von der erſten Beſchlußfaſſung an zu erneuter Abſtimmung 


1 Pr. G. v. 27. März 1872 8. 14124. 
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im Collegum bringen; der daraufhin gefaßte Beſchluß 
ift jofort auszuführen”? Die Situngen des Reichsrechnungs⸗ 
hofes müſſen getrennt von denjenigen der preußifchen Ober- 
rechnungskammer ftattfinden, 73 

IV, Die Competenz des Reichsrechnungshofes ift bes 
züglich des Etat37* eine zweifache: 

1. Der Reichsrechnungshof hat die Controle 
darüber zu betbätigen, ob die Finanzwirthſchaft 
des Reiches nah Maßgabe des Etatsgejeges ge— 
führt wurde. „Das ©. v. 27. März 1872 bat den Sinn, 
daß die von der Regierung über- ihre Finanzverwaltung dem 
Landtage abzulegende Rechenſchaft und die vom Landtage 
der Regierung zu ertheilende Entlaftung erfolgen muß auf 
Grundlage und nach Maßgabe des durch Landesgeſetz feft- 
geftellten StaatShaushaltsetat3, der in dieſer Beziehung weder 
im Ganzen noch im Einzelnen weder durch die von den 
Reſſortchefs aufzuftellenden Caſſenetats der budgetlofen Zeit 
noch durch Königliche den von einer Behörde zu vertretenden 
Defect auch ohne gefegmäßigen Grund als erledigt erflärende 
Befehle noch durch Hinweis auf die beftehenden Einrichtungen 
und Berpflichtungen erjegt werden Tann.” (vd. Marti.) 
Demgemäß find alle Rechnungen, welche fich auf den Etat 
beziehen, der Revifion des Reichsrechnungshofes zu unter- 
breiten, insbefondere die Rechnungen der fänmtlichen Bes 
hörden und Inſtitute, ſowie auch der gewerblichen Betrieb3- 
anftalten des Reiches Über Einnahmen wie Ausgaben; ebenfo 
derjenigen Anftalten und Stiftungen, welche vom Reiche 
fubventionirt werden.'* 








72 Inſtr. $. 16. tionen be auechnungähofed i. 
73 Inſtr. 8. 6. Laband 
74 Weber anderweitige Yunc- | 75 Br. 6. > eh März 1872 
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2. In gleicher Weife hat der Reihsrehnung3- 
hof Controle zu üben über das gefammte Reichs— 
eigenthum; es find demgemäß auch alle Rechnungen iiber 
Naturalien, Borräthe, Materialien und das gefammte nicht 
in Geld beftehende Reich3eigenthum der Reviſion deſſelben 
zu unterwerfen; auf Erfordern des Rechnungshofes find zu= 
gleich die Inventarien vorzulegen.’ Weber die formelle Ein- 
rihtung der Jahresrechnungen und Juftificatorien erläßt der 
Rechnungshof die erforderlichen Vorſchriſten nach Einholung 
des Gutachtens der betreffenden Eentralftelle. 77 

- Rechnungen von untergeordneter Bedeutung fünnen „inner: 
halb der bisher beftandenen Grenzen“ von der Prüfung des 
Reichsrechnungshofes freigelaffen und ‚lediglich der Reviſion 
und Dechargirung der betreffenden Verwaltungsbehörden 
anheimgegeben merden. Doch foll der Rechnungshof aud) 
folde Rechnungen von Zeit zu Zeit einfordern, um die vor- 
ſchriftsmäßige Verwaltung zu controliven.* Die Rechnungen 
über die Fonds zu geheimen Ausgaben unterliegen der Con- 
trole des Rechnungshofes nicht.”? 

Die Revifion dur) den Rechnungshof hat einen drei— 
fachen Gefichtspunft einzuhalten: 

1. den einer rein calceulatorifhen Rechnungs— 
inftification, & 

2. ob bei der Erwerbung Benugung und Ber- 


8.9. Laband bei Hirth 558. 78 Br. G. v. 27. März 1872 

v. Rönne II 1, 180. Die Rech 8. 11. Laband bei Hirth 555. 

nungen desftechnungshofesjelbit | 7° Ebenda 8.9. Laband bei 

werden vom Präjidenten revidirt. | Hirth 554. StR. III 2, 381°. 
16 Pr. G. v. 27. März 1872| 39 ©. darüber Laband III2, 

$. 10. 382 f. bei Hirth 556. E. Meier 
7 Pr. G. v. 27. März 1872 | a. a. DO. 931. 

$. 14°. Laband III 2, 383?. 
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äußerung von Reichseigenthum, ſowie bei Erhebung 
und Verwendung der Staatseinkünfte, Steuern 
und Abgaben nach den beſtehenden Geſetzen und 
Vorſchriften unter genauer Beachtung der maß- 
gebenden Verwaltungsgrundſätze verfahren wor— 
den iſt, 

3. ob und wo nach den aus den Rechnungen 
zu beurtheilenden Ergebniſſen der Verwaltung 
zur Beförderung der Staatszwecke Abänderungen 
nöthig oder rathſam find. ® 

Die Controle des Rechnungshofes verfolgt fomit einmal 
einen rein rechnerifchen Zwed, ſodann die Prüfung der 
Uebereinftimnung des Finanzwirthfchaft mit dent pofitiven 
Recht, endlich die Ertheilung von Rathſchlägen behufs even- 
tueller Berbefjerung des leßteren. 3 

Die Bafis für diefe Eontrole bieten in erfter Linie die 
nad) Vorſchrift des Gefeges binnen der vom Rechnungshof 


beftimmten Frift einzureichenden Rechnungen, bezw. die auf 


Anordnung des Rechnungshofes zugleich mitzutheilenden In⸗ 
pentarien. Außerdem aber kann der Rechnungshof noch von 
den Behörden jede ihm wünſchenswerth fcheinende Auskunft 
begehren,23 ebenfo die Einfendung von Büchern, Schrift- 
ftüden, ferner der Acten, ausgenommen die der Gentralitellen; 
außerdem kann der Präfident auch Kommifjarien an Ort 
und Stelle zur Erörterung einzelner PBunfte entjenden und 
endlich können auch jederzeit auf Anordnung des Rechnungs» 
hofes außerordentliche Kaffen- und Magazinrevifionen vor- 


8 We G. v. 27. März 1872 | beit vgl. insbeſ. Inftr. 8. 27 ff. 
8 Inſtr. 8. 14 3.4. 
. lieber bie Methode der Ar: 
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genommen werden. Bon Maßnahmen der letteren beiden 
Arten müſſen jedoch die betreffenden VBerwaltungschef3 zuvor 
in Kenntniß gefett und ihnen gleichfalls die Abjendung von 
Kommiffarien geftattet werden. Alle Anordnungen des 
Rechnungshofes können durch Strafbefehle im Rahmen der 
den nberften Verwaltungsſtellen zuftehenden Strafcompetenz 
erziwungen werden; alle Verwaltungsftellen, ausgenommen 
die Sentralftellen find bezüglich der Mechnungscontrole dem 
Rechnungshof untergeordnet. Findet der Rechnungshof 
die ihm vorgelegten Rechnungen in Ordnung, jo hat er De- 
charge zu ertheilen; andernfall3 find der betreffenden Behörde 
die Monita des Rechnungshofes zur Beantwortung binnen 
beftimmter Frift mitzutheilen;®% erfolgt diefe in genügender 
Weiſe, jo wird Decharge ertheilt, andernfalls ift vom Rech⸗ 
nungshof nur die weitere Verfolgung der Sache durch die 
competenten Inſtanzen anzuordnen.” Der Rechnungshof hat 
dafür zu forgen, daß die Decharge im Laufe des dem Ge- 
Ihäftsjahre folgenden Jahres ertheilt werde. ® 

IV. Ueber die gefammte Controle ift Seitens 
des Rehnungshofes unter jelbftändiger unbe— 
dingter Verantmwortlidhfeit dem Bundesrath und 
NReihsktanzler und durch diefen dem NReichstage* 
ein Generalberiht zugleich mit der allgemeinen 
Rechnung vorzulegen,” aus welchem zu erfeben it 


B Hua G. v. 27. März 1872 ee Verfolgung Laband III 
3 


* Ebenda 8. 16. Dal. v. 88 Juſtr. 8.53, 

Rönne II 1, 182. 89 Weber Umfang u. Grenzen 
 &. 9.27. März 1872 8.15, | der parlamentariihen Controle 

dazu Laband III 2, 387 ff. ſ. Tüb. Ztſchr. XXXII 504 ff., 
7 Ebenda $. 17. Dazu über | 541 ff. 

die Rechtswirkung der „Quit⸗ ” Inſtr. 8. 31. 

tung“, jowie über die eventuelle 
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1. ob die in der allgemeinen Rechnung aufgeführten 
Beträge in Einnahmen und Ausgaben mit den vom Rech— 
nungshof revidirten Cafjenrechnungen übereinſtimmen, 

2. ob und inwieweit bei Bereinnahmung und Erhebung, 
bei Berausgabung und Verwendung von Reichdgeldern oder 
bei der Erwerbung, Benugung oder Veräußerung von Reichö- 
eigenthum Abweichungen von den Beitimmungen des Bud- 
getgejege8 oder anderer bierauf bezüglicher Geſetze ftattge- 
funden haben, ꝰ 

3. zu melden Ctat3überfchreitungen und außeretats- 
mäßigen Ausgaben die Genehmigung des Reichstages noch 
nicht erholt ft.” (j. oben ©. 347.) 

V. Endlih bat der Rehnungshof über jeine 
gejammte Gefhäftsthätigfeit alljährlih dem 
Kaifer Bericht zuerftatten und dabei zugleich gut— 
ahtlihe Vorſchläge zu maden, ob und wo etwa 
neue Vorſchriften zur Berbefferung der finanziellen 
Bermwaltung des Reiches nothwendig find.” 

VI. Auf Grund des ihnen erftatteten Öeneral- 
berichtes faffen fodann Reihstag und Bundes— 
rath ihre den Reichskanzler dedhargirenden Be— 
ſchlüſſe. Welche Rechtsfolgen bei Verweigerung der Decharge 
eintreten würden, ift weder in der Verfaſſung noch in der 
Specialgefeggebung des Reiches normirt. * 


2 Laband bei Hirth 558; ” WdE G. v. 27. März 1872 
E. Meier 930; in Tüb. Stiche. 
XXXII 553 ift diefe Vorſchrift 's Ehenda $, 20. Zaband bei 
ald „ein entſchiedener Mißgriff“ Hirth 5 
gekennzeichnet. | 9 gabanb III 2, 389 ff. 


Zehutes Bud. 
Die deutfhe Gerichtsverfaſſung.* 


8. 34. 
Aie Juſtizgewalt. 
I. Segriff der Sufliggewalt. 

Die Staatsangehörigen haben Fraft ihrer juriftifchen Zu- 
gehörigfeit zum Staate das Recht, den Schuß defjelben für 
ihre im Rahmen der Staatsordnung fich vollziehende Lebens⸗ 
thätigkeit in Anfpruch zu nehmen. Dieſes Recht bildet das 
Correlat zu den Pflichten, welche dem Staat3angehörigen 
obliegen.! Für diefen Schuß des Staate im geordneten 
Rechtswege zu forgen, ift die Aufgabe der Juftizgemwalt: 
diefelbe ift ein Stüd der Souveränetät und theilt alle be- 


grifflichen Merkmale dieſer legteren.? 


Vgl. V. v. Pozl Bayr. ER. 
ss. 160 — 164; v. Gerber 
Grundz. 88. 55, 56; Schulze 


D. StR. 88. 191 201 Meyer 


ss. 170 - 175; v. Rönne D. 
StR. 112, 1—99; jetzt noch be⸗ 
ſonders die anregenden Unter- 
ſuchungen von Laband StR. 
III 2, 88. 96—106. Sohn in 
v. Holtzendorff's RLex. II 104 


bis 113, s. v. Gerichtöverfaffung 
ſowie die zahlreichen Artikel 
deſſelben Verf. in dem angef. 
Werke über die einzelnen Theile 
der Gerichtsverfaſſung; Haufer: 
diegdeutſche Gerichtsverfaſſung 


ı Bol. oben B.I 8. 17. 
2 Haufer 49; fowie die oben 
allg. Lehr: u. Handbücher des 
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Die Juſtizgewalt hat demnach eine doppelte Aufgabe. 
Ihr liegt ob 1. die Ordnung des Staates felbft, innerhalb 
deren die Xebensthätigfeit der StaatSangehörigen fich bewegt, 
zu wahren; 2. die individuellen Rechte der Staatsange⸗ 
börigen duch Gewährung des Rechtsſchutzes zu fichern. 

Nur feinen eigenen Staatdangehörigen ift der Staat 
principiell zur Gewährung des Rechtsſchutzes für ihre In⸗ 
dividualrechte verpflichtet, nicht fremden StaatSangebörigen 
gegenüber. Die modernen Gulturftaaten, ſpeciell auch das 
deutfche Reich, gewähren allerdings den Rechtsſchutz ganz 
allgemein und fordern hiefür nicht einmal mehr Neciprocität: 
ftaatSrechtlich verpflichtet ift hiezu jedoch fein Staat, es fei 
denn, er habe diefe Verpflichtung durch Staatsvertrag liber- 
nommen. Soweit es ſich dagegen um den Schuß der Ord- 
nung des Staates felbft handelt, find der Gericht3barfeit 
des Staates alle innerhalb feines Territoriums befindlichen 
Perfonen ob Ausländer oder Inländer in gleicher Weiſe 
unterworfen. 3 

Die Yuftizgewalt läßt fich gliedern in das Recht 1. der 
Gerichtsorganiſation, 2. der Urtheilsfällung, 3. der Urtheils- 
pollitredung. Im Rahmen des Staatrechtes ift jedoch nur 
die Xehre von der Gericht3organifation darzuftellen, da die 
Nechtsfäge über Urtbeilsfällung und Urtheilsvollftredung in 
befonderen Disciplinen zufammengefaßt werden.* 


Staatsrechts, jet insbeſondere freilich faum gewinnen Taflen: 

die Erörterung von Laband | dad bemeift auch der neueſte 

III 2, 18—28 bei. ©. 22. nah diefer Richtung unter- 

3 Bol. bei. RStGB. 8. 3. nommene, geiftreihe Verſuch 
’8 


+ Eine feite Grenze zwilchen | Laband's. 
Stantörecht und Proceß wird ſich 
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II. Reid, und Einzelfianten. 


1. Auch für die Juſtizgewalt muß, was oben bezüglich 
der Souveränetät überhaupt feftgeftellt wurde, angenommen 
werden: daß Diefelbe im Bundesftaat auf die Centralgewalt 
übergegangen ſei.“ Im deutjchen Reiche werden jedoch die 
Functionen der Juftizgewalt nur theilmeife durch die Gen- 
tralgewalt geübt, zum größeren Theile find diefelben den 
Einzelftaaten überlaffen und zwar theilmeife zu Selbjtge- 
jeggebung (Autonomie), theilmeife zu Selbftverwaltung. 
Oberfte Verwaltungsbehörde für die Einzelftaaten find die 
Suftizminifterten, für das Reich der Reichskanzler bezw. das 
diejem untergeordnete Reichsjuſtizamt (feit 1877, durch das 
Etatsgeſetz geichaffen), an defien Spite ein Staatsjecretär 
fteht, der zur Zeit gemäß dem G. v. 17. März 1878 verant- 
wortlicher Stellvertreter des Reichskanzlers ift. 6 

2. Die Verfaſſung beftimmt in a. 3, daß kraft des „ge⸗ 
meinjamen Indigenates“ jeder Deutfche in jedem Einzelftaate 
„in Betreff der Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes“ 
gleich dein „Einheimifchen” zu behandeln fei; a. 4 3.13 in 
der durch ©. v. 20. Dec. 1873 (RGB. 379) feitgeftellten 
Faſſung ſchreibt jodann vor, daß „die gemeinfame Geſetz—⸗ 
gebung über das gefammte bürgerliche Hecht, das Straf: 
recht und das gerichtliche Verfahren“ „der Beauffichtigung 
Seitens des Reiches und der Geſetzgebung (sic!) deſſelben 
unterliegen.“ 


5 Nicht zutreffend ift demnach, | ift dies richtig. ae Shulze 
daß Die Gerihtöherrlichkeit auh John a. a. II 111. 
zwilchen Reich und Einzelftaaten | Aehnlich v. Könien in 2 10. 
getheilt jet (Schulze 553); nur | ° ©. oben B.T ©. 2 

für die Ausübung derfelben 


368 Bud X. Die deutjche Gerichtöverfaflung. 


In Ausführung diefer Berfaffungsbeftimmung ergingen 
folgende Specialgefege: da3 Strafgefegbuh für das 
deutfche Reich, urjprünglic für den norddeutfchen Bund er- 
laflen (©. v. 31. Mai 1870, BGB. 195), fodann durch 
G. v. 15. Mai 1871 (RGB. 127) für das Reich redigirt, 
ergänzt duch die Novelle v. 10. Dec. 1871 (RGB. 442) 
und neuerdings in umfaflender Weiſe repidirt und ergänzt 
durh ©. v. 26. Febr. 1876 (RGB. 25). Außerdem enthalten 
zahlreiche einzelne Geſetze des Reiches noch ftrafrechtliche 
Vorſchriften; nur für Diejenigen Materien, welche nicht 
„Gegenſtand“ des Reichsftrafgefegbuches find, iſt das Landes⸗ 
recht und die Competenz der Landesgeſetzgebung in Kraft 
verblieben (EG. z. St GB. 8. 2), wenn auch eingeſchränkt be⸗— 
züglich der Art und des Maaßes der Strafen (ebenda 
88. 5, 6). 

Auf dem Gebiete des Civilrechtes wurden die bereits 
ſeit längerer Zeit den deutſchen Einzelſtaaten gemeinſamen 
Geſetzbücher: das Handelsgeſetzbuch und die Wechſel— 
ordnung zu Bundesgeſetzen erklärt (G. v. 5. Juni 1869, 
BOB. 379), erfteres auch dur eine Novelle v. 11. Juni 
1870 (BGB. 375) abgeändert. Für Ausarbeitung eines 
vollftändigen deutſchen Civilgeſetzbuches wurde eine Com— 
miffion eingejegt,? welche dermalen ihre Arbeiten noch nicht 
beendet hat. Außerdem enthalten zahlreiche Einzelgejege 
civilrechtliche Beſtimmungen.? 

Das gerichtliche Verfahren wurde geordnet durch die 
drei großen Gefege: Civilproceßordnung v. 30. Jamıar 


S. v. Rönne IT 2, 8.105. | jtellung des vorhandenen Reichö- 

° ©. die Aufzählung bei v. | ciwilrechtes gibt Mandry: der 
Rönne I112, ©. 9599. Eine | civilrechtliche Inhalt der Reichs» 
treffliche wiffenjchaftliche Dar: | gefete 2 A. 1882. 
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1877 (ROB. 83), Strafprocegordnung v. 1. Febr. 1877 
(RGB. 253) und Konkursordnung v. 10. Febr. 1877 
(RGB. 351),? denen ergänzend das Gericht3foftengefeg 
v. 18. Juni 1878 (RGB. 141), abgeändert durch ©. v. 
29. Juni 1881 (RGB. 178) nebft den ©. v. 24. Juni 1878 
(RGB. 166) über die Gebühren der GerichtSpollzieher und 
dem G. v. 30. Juni 1878 (RGB. 173) über die Gebühren 
der Zeugen und Sachverftändigen zur Seite trat, !0 

Die Gerihtsverfaffung führt die Reichsverfaſſung 
zwar nicht unter den der Neichögefeßgebung zugemiejenen 
Materien auf. Ohne daß man jedoch eine ausdrückliche 
Berfafjungsänderung für nothwendig erachtet hätte, aber un= 
zweifelhaft in der nah RB. a. 78! für die Rechtskraft noth- 
wendigen Form erging das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
v. 27. Januar 1877 (RGEB. 11),'! welchem ergänzend die 
Rechtsanwaltsordnung v. 1. Juli 1878 (RGB. 177) 


° Dazu gehört dad ©. v. 
21. Zuli 187I(RNGB. 277) betr. 
Anfehtung von Rechtshand⸗ 
Iungen eines Schuldners außer⸗ 
halb des Konkursverfahrens. 

10 Die äußere Entſtehungs⸗ 

geſchichte der Reichsjuſtizgeſetze 
erzählt ausführlich v. Rönnell. 
8. 101; über vie die Entwide- 
lung beftimmenden i inneren Mo- 
mente ſ. Laband III 2, $. 96. 

ı Haufer 16: „bei der Ber- 
einbarung des Reichöge ſetzes v. 
20. Dec. 1873 über die Auß- 
dehnung der gemeiniamen Ge: 
jeßgebu auf dad gejammte 
—— Recht waren auch 
die Verhandlungen über Aus— 
dehnung der Reichszuſtändigkeit 


Zorn, Staatsrecht II. 


auf die Geſetzgebung über die 
Gerichtöverfaffung zu einem Ab- 
ſchluſſe gelangt durch den Aus. 
drud einer Webereinftimmung 
beider Geſetzgebungsfactoren, 
daß eine Regelung der Gerichtd» 
organifation dem Reiche injomeit 
von jelbjt zuftehe, ald ein ge» 
meinfamed gerichtliches Ver⸗ 
fahren ohne einheitliche gerichts— 
organifatoriihe Beltimmungen 
nicht gefchaffen werden könne.“ 
Mebrigend war ſchon durch das 
G. v. 12. Juni 1869 (RGB. 
201) über die Errichtung des 
Reichsoberhandelsgerichtes die 
Frage principiell entſchieden. 
ae dazu auch Laband III 2, 
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zur Seite trat (dazu die Gebührenordnung für Rechtsan- 
wälte v. 7. Juli 1879 RGB. 176). 

3. Wie aus dem Angegebenen erhellt, hat da8 Reich 
in weiten Umfange die Ordnung des Rechtsjchuges für die 
deutfchen Staat3angehörigen von fich aus geregelt.? Soweit 
dies nicht gefchehen, verbleibt die Sicherung des Rechts- 
Ihuges den Einzelftaaten zu autonomer Ordnung. 

4. Als nothmwendige Vorausfegung für die Durchführung 
der Reichsgeſetze über das gerichtliche Verfahren betrachtete 
man zwar, wie oben bemerkt, eine reichägefegliche Ordnung 
der Gerichtsverfaſſung. Diejelbe wurde jedod 
nicht in der Weife durchgeführt, daß alle Gerichte 
im Reichsgebiet auch ſtaatsrechtlich als Reichsge— 
richte organiſirt worden wären, vielmehr blieben 
dieſelben principiell Landesgerichte (mit Ausnahme 
des oberſten Gerichtes und der ſchon früher als Reichsge— 
richte organiſirten Conſulargerichte) und die Reichsgeſetz— 


12 Hauſer 1: „die deutſche 
Nation hat in der Entwickelung 
ihres gemeinſamen Rechts nach 
Form, Inhalt und Umfang Er- 
rungenfchaften jeit einem Sahr: 
zehnt gemacht, wie ed ihr in 
feiner früheren ‘Periode ihrer 
Rechtsgeſchichte geglüdt war. 
Nach der deutſchen Neichöver- 
fafjung nimmt wohl den nädhften 
Rang an Bedeutung die deutjche 
Gerichtsordnung ein, welche die 
Neichögefeßgebung v. 3. 1877 
über die Berfaflung und das 
Verfahren der Gerichte bildet“ 
(sic). In der Faiferlichen 
Thronrede v. 22. Nov. 1876 
heißt ed: „Durch die ftattgehabte 


Verabſchiedung der Juſtizgeſetze 
iſt die Sicherheit gegeben, daß 
in naher Zukunft die Rechts—⸗ 
pflege in ganz Deutichland nach 
gleichen Normen gehandhabt, 
daß vor allen deutihen Gerichten 
nad) denfelben Vorſchriften ver- 
fahren werden wird. Wir find 
dadurd) dem Ziel der nationalen 
Rechtseinheit weſentlich näher 
gerückt. Die gemeinſame Rechts— 
entwickelung aber wird in der 
Nation das Bewußtſein der Zu: 
jummengehörigfeit jtärfen und 
der politiichen Einheit Deutjch- 
lands einen inneren Halt geben, 
wie ihn feine Periode unferer 


früheren Geſchichte aufweift.“ 


— — 
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gebung gab den Einzelitaaten nur Normativporfchriften über 
Einrichtung, Befegung und Competenz der Gerichte. 

Die Gerichtsbarkeit ift demnach principiell der 
Selbftverwaltung der Einzelftaaten überlaffen, 
ebenfo mie das Zollwefen; die deutfhen Gerichte 
ſind Landesgerichte; die Gerichtsfprengel werden durch 
die Einzeljtaaten beftimmt und deden fich in der Regel mit 
den Grenzen der legteren; doch fteht nichts im Wege, daß 
mehrere Einzelftaaten ſich auch auf gemeinfame Gerichte 
einigen, wie dies thatfächlich auch mehrfach gefchehen ift.!3 

Die Selbftverwaltung der Gericht3barkeit durch die Einzel- 
ftaaten ift jedoch durch nachfolgende Rechtsſätze wejentlich 
eingejchränft: 

a) die Gericht3barfeit in Civil- wie in Straffachen läuft 
principiell in höchſter Inſtanz für dag ganze Reich aus in 
die Nechtfprehung des Reichsgerichtes (ſ. hierüber $. 35). 

b) Alle deutſchen Gerichte haben fich gegenfeitig in Eivil- 
und Straffachen unentgeltlich Rechtshilfe* zu leiten, ſo⸗ 
wohl bezüglich der Verfolgung von Rechtsanfprüchen und 
Strafiachen al3 der Vollitredung gerichtlicher Urtheile Die 
Functionen der Rechtshilfe bei der Verfolgung von Rechts⸗ 
anfprüchen Liegen in erfter Linie den Amt3gerichten ob; 
lehnt ein folcheS die Requifition ab, was nur wegen ört- 
liher Unzuftändigfeit oder weil die Handlung 
nah dem Recht des erfuchten Gerichtes verboten 
ift, gefhehen darf, jo entjcheidet das vorgejeßte Ober- 
landesgericht; beftätigt dieſes die ablehnende Entſcheidung, 
jo ift, falls die beiden betheiligten Gerichte unter verſchiedenen 


23 ©. die Angaben bei La— 4 Laband III 2, 8. 100. 
band III 2, 45f. 


24* 
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Oberlandesgerichten ftehben, noch Beſchwerde an da3 
Neich3gericht geftattet. 

Bollftredungen, Ladungen und Zuftellungen erfolgen nad) 
Vorſchrift der Proceßordnungen innerhalb des Reichsgebietes 
ohne jede NRüdfiht auf die Grenzen der Einzelitaaten. 
Jeder Deutjche ift in diejer Beziehung principiell 
jedem deutfhen Gerichte unterworfen, ohne Rück— 
ficht auf die einzelftaatlihe Zugehörigfeit und die 
einzelftaatlihen Grenzen.'s 

Freibeitsftrafen bis zu 6 Wochen find in demjenigen 
Einzelitaate zu volljtreden, in welchen der Verurtheilte fich 
befindet, gleichgiltig, welches Gericht die Strafe erfannt hat; 
eine in ſolchem Falle begehrte Auslieferung muß abgelehnt 
werden; bei längerer Freiheitsſtrafe ift der Verurtheilte zu 
ergreifen und auf Verlangen an den Staat, deflen Gericht 
das Urtheil gefällt hat, auszuliefern. Die Requifitionen er: 
folgen hier von Staatsanwaltjchaft zu Staatsanmaltichaft. 
Die Sicherbeitdorgane find in der Verfolgung Ylüchtiger 
nicht durch die einzelftaatlichen Grenzen bejchränft. 

Amtshandlungen im Bezirke eine anderen Gerichtes 
direct vorzunehmen find die Gerichte nur befugt, wenn Ge⸗ 
fahr im Berzuge obmaltet; in diefem Falle bedarf es ledig- 
lich einer Anzeige an da3 örtlich zuftändige Amtsgericht, in 
allen anderen Fällen dagegen der Genehnigung defjelben. 


15 Der Durchführung dieſes des Amtögerichtd in Anſpruch 
Principes dient fpeciell die Bor- | nehmen, in deifen Bezirfe der 
Ihrift GVG. 8. 162: „Gerichte, | Auftrag ausgeführt werden fol. 
Staatdanwaltichaften und Ge- | Der von dem Gerichtöfchreiber 
richtöfchreiber können wegen | beauftragte Gerichtsvollzieher 
Ertheilung eined Auftrags an gt als unmittelbar beauftragt.“ 
einen Gerichtsvollzieher die Mit- Vgl. dazu auch Laband III 
wirkuug des Gerichtsſchreibers 2, 48. 
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(GG. 88. 157—169.)1° Für ftaatsanmwaltfchaftliche Re⸗ 
quifitionen gelten die obigen Grundjäge nicht: eine abjolute 
Rechtspflicht, folchen zu genügen, ftatuirt das Gefeg nicht. 17 

c) Können Staatsanwälte verfchiedener Einzelftaaten ſich 
nicht über ihre Competenz einigen, fo entjcheidet der Ober- 
reichsanwalt. (GVG. 8. 1443.) 18 

d) In den in erſter Inſtanz zur Competenz des Reichsge⸗ 
richtes gehörenden Sachen, haben alle Gerichte den Weiſungen 
des Reichsgerichtes, alle Staatsanwälte den Requiſitionen 
des Oberreichsanwalts nachzukommen (GBG. 8. 1472). Der 
Präſident des Reichsgerichtes kann jedes Mitglied eines 
deutſchen Gerichtes und jeden Amtsrichter als Unterſuchungs⸗ 
richter beſtellen; iſt zum Unterſuchungsrichter ein Mitglied 
des Reichsgerichtes ernannt, ſo haben deſſen Requiſitionen 
alle Amtsrichter im Reiche Folge zu leiſten (StPO. 8. 184). 

e) Das Reich hat gegen Juſtizverweigerung Seitens der 
Gerichte eines Einzelſtaates gemäß RV. a. 77 einzuſchreiten: 
nämlich „die gerichtliche Hilfe bei der Bundesregierung, die 
zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken.“ 

f) Das Reich hat dafür zu ſorgen, daß die Einzelſtaaten 
die Neich3gefeggebung über den Rechtsſchutz, fpeciell über 
die Gerichtöverfafjung ausführen. Aeußerften Falles ſtünde 
in diefer Beziehung dem Reiche das Zwangsmittel der Erecu- 


16 Durch dieje SS. ift das ©. | in Kraft verblieben. Dal. La⸗ 
v. 21. Juni 1869 (BGB. 305), | band III 2, 67. 

welches im Wefentlichen bereit | 17 Bol. hie Erörterung bei 
diefelben Grundſätze jtatuirt | Lab and III 2, 104. 

hatte, aufgehoben, joweit die 18 Mur wenn diefelben einen 
Reichsjuftizgeſetzgebung materiell | gemeinjamen Borgejegten haben 
reicht; im übrigen aber iſt das (z. B. Oberlanbeägericht für die 
Rechtöhilfegefe auch jet noch | thüring. Staaten, f. d. Hanfe- 

jtädte), jo enticheidet Diefer. 
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tion (RB. a. 19) gegen Einzelftaaten zur Verfügung. Das 
zu diejer Auffihtsführung competente Organ ift nah RB. 
a. 17 der Kaijer, welcher durch den Reichskanzler bezw. das 
Reichsjuſtizamt diefe Function ausübt. !° 


III. Zuſtiz und Verwaltung. 


Der Schuß des Staates wird durch die verjchiedenften 
Organe in den verfchiedenften Formen bethätigt. Man wird 
das Gefammtgebiet des ftaatlichen Schuges nach den beiden 
großen Sphären der Staatsthätigfeit: Juſtiz und Ber: 
waltung gliedern können, 

Die den Rechtsſchutz betreffende Reichsgeſetzgebung er- 
ftredt fih principiell nur auf „die ordentliche ftreitige 
Gerichtsbarkeit.“ (ES. 3. EPG. 8. 2.)20 Die ordentliche 
Gerichtsbarkeit gliedert fich wieder in zwei Gruppen: Civil: 
recht3pflege?! und Strafrehtspflege (GVG. $. 13); 
die erftere hat in der Hauptſache den Schuß der Individual— 
rechte der Staatdangehörigen, die letztere den Schuß der 
ftaatlichen Ordnung zum Gegenftand: doch ift diefe Begriffs— 
beftimmung nicht ausreichend, da viele Individualrechte der 
StaatSangebörigen nicht zur Sphäre des Civilrechtes, viele 
Bergehungen gegen die öffentliche Ordnung andrerfeit3 nicht 
zur Sphäre des Strafrechtes gehören.” 

Für das Gebiet des Civilrechtes unterfcheidet man ferner 
zwifchen ftreitiger und freiwilliger GerichtSbarkeit. ?3 


1 Raband III 2, 52, 103. | Haufer 51 ff. v. Rönne II 
2° Bol. hieher Laband III | 2, 25. Laband III 2, 29. 
‚ 8. 97. 22 S. auch Laband III 2, 30. 
21 Weber den Begriff „bürger: 23 Meyer 4344. Schulze D. 
lihe Rechtöjtreitigfeit”" vgl. die | SER. 551. Haufer 28 jegt bei. 
eingehende Unterſuchung von | die tiefgehende Unterfuchung von 
Laband III 2, 20 ff. 
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Unter legterer verfteht man im Gegenjag zu dem eigentlichen 
Rechtsſchutze eine Reihe von Verwaltungsgeſchäften, 3.2. folche 
die fih auf die Pflege von Bermögensconipleren beziehen, 
welche zur Zeit feinen dispofitionsfähigen Inhaber haben (Bor- 
mundſchafts⸗, Berlafienfchaftswefen); ebenfo wird hieher ge⸗ 
rechnet die den Gerichten vielfach übertragene Führung der 
Grund und Hypothefenbücher.** Bei diefen Geſchäften handelt 
es fich nicht um richterliche fondern um VBerwaltungsfunctionen, 
welche nur aus Zweckmäßigkeitsgründen den Gerichten über- 
tragen wurden. 

Zum „gelammten bürgerlichen Recht” müſſen diefe Func- 
tionen allerdings nach hergebrachter Rechtsanſchauung ge- 
rechnet werden: ihre Ordnung würde demnach auch zur 
Competenz des Reiches gehören; das Reich hat aber die fog. 
freiwillige GerichtSbarfeit ausdrücklich von feiner Geſetzgebung 
über die Gerichtsverfaſſung ausgenommen und diefe Materien 
vorerſt grundſätzlich den Einzelftaaten überlaffen, 2° jedoch 
mit der Maßgabe, daß die genannten Functionen allerdings 
den ordentlichen Gerichten übertragen werden dürfen (EG. 
3. GVG. 8. 4). 

Principiel ausgeſchloſſen hat das Reich von feiner den 
Rechtsſchutz betreffenden Geſetzgebung dag Gebiet der Ver— 
waltung. Für einzelne in feine Competenz übergegangene 
Berwaltungszweige hat zwar dag Reich auch feinerjeit$ einen 
Rechtsſchutz auf diefem Gebiete ftatuirt,2° in der Hauptjache 
aber ift diefes Gebiet der Selbftgefeßgebung der Einzelftaaten 
2. die (auch nur eremplis | Beziehung der Bundesrath 
ficative) Aufzählung der betr. | jelbft, Dad Bundesamt für 
Materien bei Haujer 28. Heimathsweſen, die 7. Abth. des 

3 Haujer 297, PBatentamtes, das Neichöoberjee- 


26 Als Reichöverwaltungsge- | amt, die Reichdrayoncommillion. 
richte fungiren: in mehrfacher 
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verblieben. Das GVG. jagt ausdrüdlich, daß feine DBe- 
ftimmungen fih nur auf diejenigen Nechtsjachen beziehen, 
welche vor die ordentlichen Gerichte gehören (EG. 3. 
GVG. $. 2) und vor die ordentlichen Gerichte gehören 
nicht Diejenigen Saden, für melde Die Competenz 
von Bermwaltungsbehörden oder Vermaltungsge- 
rihten begründet ift (GVG. 8. 13).?7 

Die Abgrenzung der beiden Sphären von Juſtiz und 
Bermwaltung ift ein altes, bis jetzt völlig ungelöftes ftaat3- 
vechtliche8 Problem. ? Dean fann diefe Abgrenzung nicht 
fo treffen, daß man unterfcheidet zwifchen „privatrechtlichen 
Nechtsverhältniffen“ als folchen, die „außerhalb des Staat$- 
zuſammenhanges“ ftehen, die der „individuellen, nichtftaat- 
lichen Perjönlichfeit des Einzelnen” angehören und öffent- 
lich rechtlichen als ſolchen „welche ihren Sig innerhalb der 
Staat3ordnung felbjt haben,“ welche „wicht der tjolirten 
Perfönlichkeit angehören, fondern den Einzelnen als Glied 
des gejammten Staatsverbandes angehen und unter der 
Herrfchaft allgemeiner Ordnungen ftehen,“ denn es iſt nicht 
richtig, daß die Privatrechtöverhältniffe „außerhalb des Staat3- 
zufammenhanges“ ftehen,? fie ftehen ebenſogut „unter der 
Herrſchaft allgemeiner Ordnungen“ als andere Rechtsver⸗ 


7 Bol. hieher Haufer 65 ff. | StR. S$. 191 — 194. John 


über Specialjäge der Neichöge- | ©.106. regeläberger | in Krit. 

feggebung, durch welche bürger- en Sch. IV 67 ff. Hauſer 

liche Nechtöftreitigkeiten der vor- | 62 ff. v. Rönne II 2, 26. 

läufigen Entiheidung von Ber: | &. Meier in v. Hol endorffs 

waltungsbehörden mit Vorbe- Encycl. ©. 1181 ff. Laband 

halt des Rechtsweges zugewieſen III 2, 29. 

werden. 2 Wie v. Gerber 177—181 
232 Gerber $. 56 u. die dort | und Schulze D. StR. 543 

angef. Lit. Meyer ©. u died behaupten. 

ss. 180, 181. Schulze D 
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hältniſſe. Ebenſowenig führt es zum Ziele, zwiſchen Rechts⸗ 
verhältniſſen zu unterſcheiden, deren Ordnung nad „abſo— 
luten“ und ſolchen deren Ordnung nad) „relativen“ Geſichts⸗ 
punkten zu erfolgen habe und erſtere der Juſtiz, für welche 
das Geſetz „Zweck“, letztere der Verwaltung, für welche das 
Geſetz „Schranke“ ſei, zuzuweiſen. Alle dieſe Geſichtspunkte 
ſind theils falſch, theils unzureichend. 

Ein unzweifelhaft feſtſtehender innerer Ge— 
ſichtspunkt für die Abgrenzung von Juſtiz und 
Verwaltung iſt ſomit nicht zu gewinnen: das 
GVG. 8. 17 überläßt die Ordnung der Materie der Landes⸗ 
geſetzgebung; im einzelnen Fall ſind nach altem deutſchem 
Recht zur Entſcheidung der Frage nach den Grenzen die 
Gerichte competent; für mehrere Materien iſt jedoch ge⸗ 
ſetzlich beſtimmt, daß der Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen 
werden dürfe, ſomit eine freie Entſcheidung der Gerichte nicht 
mehr zuläſſig.!“ Die Vorſchrift, daß die Gerichte über die 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges entjcheiden, ift außreichend für 
die Falle pofitiver Entſcheidung; mo dagegen die Gerichte 
ihre Competenz verneinen, reicht fie nicht aus, da auch die 
Berwaltungsbehörden die Sache zurüdweifen und zur Ein- 
lafjung auf diefelbe durch den Spruch der Gerichte nicht ges 
nöthigt werden fünnen. Für diefen Fall gibt das Reichsrecht 
eine Entſcheidung nicht an die Hand. 

Alle derartigen Competenzconflicte zwifchen Gerichten und 


30 Bol. auch Laband III| 59 ff. ftellt noch andere den 
‚34. Rechtsweg betreffende Special: 

31 NR ES. 3. CPO. 8$.4, | beftimmungen von Reichögefegen 
5. GVBG. 8. 9; ferner auch | zuſammen. In Hinfidht der 
Reichsbeamtengeſetz v. 31. März | Straffachen |. auch John 106. 
1873 88. 149, 150, 155; Haufer 
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Berwaltungsbehörden können jedoch befonderen Behörden 
(Sompetenzhöfen) übertragen werden, für deren Beitellung das 
GVG. aber genaue Normativbeftimmungen gibt, nämlich 
1. die Mitglieder find, falls fie fein andere Amt bekleiden, 
auf Lebenszeit, falls fie ein jolches befleiden, auf die Beit- 
dauer dieſes Amtes zu ernennen und dürfen nur unter den- 
jelben Vorausſetzungen wie die Mitglieder des Reichsgerichtes 
pom Amte enthoben werden. ? 2. Mindeftens die Hälfte der 
Mitglieder muß dem Reichs- oder oberften Landes- oder 
einem Dberlandesgericht angehören; nur in der gefeglich be- 
flimmten Zahl die immer eine ungerade fein und mindeſtens 
fünf betragen muß, dürfen Mitglieder bei der Entjcheidung 
mitwirken. 3. Das Verfahren muß durch Gefeg geregelt 
fein und die Entfcheidung jedenfalls in öffentlicher Situng 
nad) Ladung der Parteien erfolgen. 4. Hat ein Gericht be= 
reit3 für die Zuläffigfeit des Rechtsweges entjchieden, jo tft 
diefe Entjcheidung definitiv, falls nicht vorher die bejondere 
Behörde angegangen d. i. der Competenzconflict erhoben 
worden if. (GVBG. 8. 17.) 8 

Beſtehende Behörden diefer Art, welche zur Zeit vor- 
banden find, müffen nah Maßgabe der obigen Normativ- 
beftimmungen umgeftaltet werden — und zwar darf dies durch 
landesherrliche Verordnung gefchehen. Auch das Reichsge— 
riht Tann auf Antrag eines Einzelftaates durch Faiferliche 
Berordnung mit Zuftinnmung des Bundesrathes als folche 
bejondere Behörde für einen Einzelftaat delegivt werden. 
(EG. 3. GBG. 8. 17.)** 


2 ©, unten ©. 408. #4 Raband II 2 36? 
3 Qaband III 2, 34 ff. (Bremen.) 
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$. 35. 
Ale Gerichtsorganifation, 


I. Die „ordentliche flreitige Gerichtsbarkeit“. 

1. Die Grundlage der deutfchen Gerichtöverfaffung bildet 
der Sag: alle deutfchen Gerichte find Staatsgerichte; 
jede Art von Privatgerihtsbarfeit ift verboten 
(GVG. 8.15). Obwohl die Reihsjuftizgefeggebung 
ſich nur auf die „ordentliche ſtreitige Gerichts— 
barkeit“ bezieht, muß doch die angegebene Be— 
ſtimmung als das die geſammte deutſche Gerichts— 
verfaſſung in jeder Beziehung beherrſchende 
Princip anerfannt werden. Es kommt demnach ins— 
beſondere den ſog. geiſtlichen Gerichten (Conſiſtorien, Officia— 
laten) der ſtaatsrechtliche Charakter von Gerichten im deutſchen 
Reiche nicht zu; den Biſchöfen iſt das Recht, Gerichte zu be— 
ſtellen und zu halten, welches ihnen das kanoniſche Recht 
gibt, entzogen.! Dadurch iſt ſelbſtverſtändlich nicht ausge— 
ſchloſſen, daß beſondere kirchliche Dis ciplinar behörden 
zur Ausübung der Disciplin ſowohl Laien als Klerikern 
gegenüber beftehen. Speciell fällt die „Gerichtsbarkeit“, 
welche katholiſche Kirchenbehörden in Eheſachen ausüben, 
dermalen nur mehr unter den juriftifchen Geſichtspunkt der 
Disciplin, die von Corporationsmwegen gebt mwird.? Die in 


AA Schule DER. 556. | jheitende Sag iſt aber Abi. 1, 
Dad GVG. $. 15° fagt aller: | der nur die im Text gegebene 
dings nur: „Die Ausübung einer Interpretation griaßt. 

eiftlihen Gerichtöbarfeit inwelt: | ? Vgl. auch G. v. 6. Febr. 1875 
tichen Angelegenheiten ijt ohne | über Beurfund. d. Perſonenſt. u. 
bürgerlibe Wirkung;“ der ent- Eheſchl. 8. 76. 
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den Lehrbüchern des Kirchenrechtes feftgehaltene Terminologie 
ift demnach ftaatSrechtlich incorrect. 


2. Das Reich hat nur die Verfaſſung der der ftrei= 
tigen ©ericht3barfeit dienenden Behörden (EG. z. GBG. 
8. 2) erfchöpfend geordnet; doch dürfen diefen Behörden 
durch die einzelftaatlihe Gejeßgebung auch Yunctionen der 
jog. freiwilligen Gerichtöbarfeit, ebenfo Juſtizwerwaltungs-, 
nicht aber andere Bermwaltungsgejchäfte übertragen merden 
(EG. 3. GVG. 8. A). 

Das Reich bat die Gerichtsbarkeit in dem 
Sinne geregelt, daß die Einzelftaaten verpflidet 
find, die von Reihswegen erlaffenen Vorſchriften 
auszuführen; nur für die außerhalb de Rahmens der 
ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit liegende Sphäre ift die 
Autonomie der Einzelftaaten noch frei. Die Durchführung 
der vom Reich vorgefchriebenen Drganifation durch die 
Einzelftaaten wird vom Reiche gemäß feiner allgemeinen 
Competenz überwacht (j. oben 373 f.). 

Die gefammte ftreitige Gericht3barkeit, Civil- wie Straf 
gerichtSbarkeit ift ordentliche GerichtSbarfeit, da alle Civil- 
und Straffahen vor die ordentlichen Gerichte gehören 
(GVBG. $. 13). 

3. Den ordentlichen Gerichten gegenüber ftehen die be— 
fonderen und die Ausnahms gerichte. Ausnahmsgerichte 
eriftiren nah deutſchem Recht in Friedengzeiten nicht: 
Niemand darf feinem ordentlichen d. i. dem gefeß- 
lich competenten Richter entzogen werden.? Nur für 


3 Br. Verfü. a.7. Vgl. dazu aband III 2, 348. v. Rönne 
II i 
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Kriegszeiten find die Kriegs: und Standgerichte als Aus- 
nahmsgerichte zugelaffen (GVG. 8. 16). 

Beſondere Gerichte für die Sphäre der ordentlichen 
fleeitigen Gericht3barfeit find nach dentſchem Recht nur mög- 
lich, ſoweit ſolche vom Reiche felbft entweder „beftellt“ oder 
„zugelafien“ find (GVG. 88.13, 14, vgl. auch EG. z. GVG. 
$. 3). Unter erfteren Gefichtspunft fallen die Militär- 
und Conjulargerichte.* 

„Bugelaffen“ find 1. die auf StaatSverträgen beruhenden 
Rheinſchifffahrts- und Elbzollgeridte, 2. die 
Agrar-Gerichte d. i. ſolche Gerichte, „welchen die Ent- 
ſcheidung von bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten bei der Ab- 
löfung von Gerechtigkeiten oder Reallaften, bei Separationen, 
Sonjolidationen, Verkoppelungen, gut3herrlich- bäuerlichen 
Augeinanderfegungen u. dgl. obliegt“. Außerdem nennt da3 
Geſetz noch al zugelafjene bejondere Gerichte die Gemeinde: 
und Gemerbegerichte. Beide Arten von Gerichten aber 
tragen principiell den Charakter von Schied3gerichten, da 
die Parteien auf den Rechtsweg provociren Tünnen. > 

Disciplinargerichte und Staatsgerichtshöfe fir Minijter- 
anflagen bleiben vom Geſetz unberührt, da es fich bei ihrer 
Thätigkeit nicht um „ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit“ 
handelt. Dagegen find die Juriftenfacultäten und Sprud)- 
collegien an foldhen von der Ausübung einer „Gerichtsbar⸗ 


EG. 3. GVG. 8.7, dazu| > Diedwirdnichtausgeichlofien 
oben B. I S. 19, unten 8. 39. dadurch, daß die Enticheidung 

Laband III 2, 32. Das | Mangeld der Derufung an den 
Bundesamt für Heimathweien, | ordentlihen Richter vollitredbar 
welches v. Rönne II 2, 25? |wird. So Laband IIL2, 33'; 
noch hieher zählt, iſt Verwal- vgl. auch Sohn s. v. Gemeinde- 
tungsgericht. gerichte in v. Holtzendorff's RLex. 
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keit“ durch das Geſetz abfolut ausgefchloffen und auf die 
Ertheilung von Rechtsgutachten befchränft.® 

4. Die Gerichte find in erfter Linie Berufsgerichte 
d. i. mit rechtsgelehrten Richtern befegt, welde 
ihr Amt als Lebensberuf ausüben (f. unten 406 f.). 

Die deutfche Gerichtöverfafjung zieht jedoch in gewiſſen 
Fällen auch Laien zur Rechtſprechung bei, die im Nebenamte 
richterliche Functionen auszuüben haben und zwar in doppelter 
Weiſe: einmal al3 ordentliche Richter in den HandelSgerichten. 
Die rechtliche Stellung der Handelsrichter unterjcheidet 
fi) von derjenigen der rechtsgelehrten Richter nur dadurch, 
daß Ddiefelbe nicht juriftifche Vorbildung vorausfegt und 
nicht auf Lebenszeit übertragen wird; im übrigen ftehen die 
Handel3richter den rechtögelehrten Richtern principiell gleich, 
werden vom Landesherrn dauernd ernannt, find fomit ſtaats⸗ 
rechtlich al3 Beamte zu betrachten (GVG. $. 116); auch be- 
fteht feine NRechtspflicht zur Uebernahme des Amtes.” 

Anders die Schöffen und Geſchworenen, welche zur 
Strafrecht3pflege beigezogen werden. Zwar üben auch fie bei 
der Rechtſprechung ein Stüd der Staat3gewalt aus, fungiren 
ſomit amtlich, aber fie find nicht Beamte im ftaatSrechtlichen 
Sinne und die Uebernahme diefer Aemter ift allgemeine 
Bürgerpflicht, ohne von beftimmten techniichen VBorausfegungen 
bedingt zu jein, mie dag Amt der HandelSrichter. Und zwar 
rejultirt die Pflicht zur Uebernahme diefer Aemter aus dem 
Unterthanenverhältnig zum Reiche, demgemäß ift jeder Deutfche 
derfelben überall im Reiche am Orte feines Wohnfiges unter- 
worfen, gleichgiltig zu welchem Cinzelftaate er gehört.® 


s Bülow, dad Ente ber 
Aftenverfendung in Ardiv f. 
civiliſt. Praxis, B. 65, 1 ff. 


T Sehr gut Laband III 2, 
150 ff. 
s ©. die treffliche Erörterung 
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5. Die nach reichögefeßlicher VBorfchrift zu bildenden Ge- 
richte find nicht an ſich die erfennenden Spruchgerichte, ſon⸗ 
dern die legteren werden erft im Rahmen der erfteren ge- 
bildet.? 


II. Die Gliederung der Gerichte. 

A. Die Gerichte mit ausschliehlich rechtögelehrten Nichtern, 

1. Die unterfte Stufe der deutjchen Gericht3organifation 
bilden die Amtsgerichte (GVO. 88. 22--24); diefelben find 
Einzelgerichte, der Amtsrichter fungirt auch dann als 
Einzelrichter, wenn an demfelben Amtsgerichte mehrere Richter 
beftellt find: die Dienftaufficht über die ſämmtlichen Richter 
ift in diefem Falle durch die Landesjuſtizwerwaltung einem 
derjelben zu übertragen, die Gejchäftsvertheilung kann nad) 
territorialen oder fachlichen Geficht3punften geordnet werden.!O 

Ausnahmsweiſe kann wegen großer Entfernung des Land- 
gericht3figeS bei einem Amtsgerichte auch eine Straflammer 
für einen oder mehrere Amtsgerichtsbezirke gebildet werden; 
diefelbe hat materiell alle Rechte einer ordentlichen Sitraf- 
fammer; e3 fönnen jedoch in dieſelbe auch AmtSrichter be- 
rufen werden; die Berufung von foldhen erfolgt auf die 
Dauer eines Jahres durch die Landesjuftizverwaltung; der 
Borfigende ift ftändig zu beftellen. (GVG. $. 78.) 

2. Die höhere Inſtanz über den Amtsgerichten find die 


von Laband III 2, 126 ff. über | 19 Meber die Competenz |. 

ten „geleblihen Gerichtädienft. GVG. 8.23. Die Erörterung 
ꝰLaband III 2, 83: die der Competenzvorichriften darf 

Gerichte, wie fie 68G. 8.12 | der Theorie des Proceſſes über: 

aufzählt, jind gleichſam nur „die | lafjen werden. 

Kadres, innerhalb deren die er-| 1! Zaband III 2, 90. 

fennenden Gerichte zur Ent- 

ſtehung fommen.” 
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Landgerichte (GBG. 88. 58—78), Collegialbehörden, 
die mit einem Präſidenten ſowie der erforderlichen Zahl von 
Directoren und Räthen beſetzt ſein müſſen.? Bei den Land⸗ 
gerichten ſind Civil- und Strafkammern zu bilden; 
erſtere entſcheiden in der Beſetzung mit 3, letztere in der Regel 
mit 5 Richtern; nur bei Berufungen wegen Uebertretungen 
und in Fällen der Privatklage find auch die Strafkammern 
nur mit 3 Mitgliedern zu bejegen.!3 

3. Ueber den Landgerichten ftehen die Oberlandes: 
gerichte (GVBG. 88. 119—124), Eollegialbehörden bejett 
mit einem Präfidenten ſowie der erforderlichen Zahl von 
Senatspräfidenten und Räthen. Bei den Oberlandesgerichten 
find Civil- und Straffenate zu bilden, die immer in 
der Bejegung von 5 Mitgliedern entjcheiden. Es ift nicht 
erforderlih; daß jeder deutjche Einzelftaat ein Oberlandes- 
gericht bilde.'* 

Hat ein Einzelftaat mehrere Oberlandesgerichte, fo ift 
es demfelben geftattet, ein oberſtes Landesgericht zu be= 
ftelen, meldhes dann für Nevifionen und Beſchwerden in 
Civilfahen an Stelle des Reichsgerichtes entjcheiden darf, 
foweit niht Materien in Frage ftehen, welde 
früher zur Competenz des Reichsoberhandels— 
gerichte8 gehörten oder welche durch befondere Ge- 
fege dem Reichsgericht zugewieſen find: hier ift 


12 Meber die Mitgliederzahl | gerichtögemeinichaft, außerdem 

Sohn, in v. Holgendorff’3 RLex. haben die Thüringijchen Staaten 

und die Hanjeftädte je ein ge« 

er ober me Kompetenz vgl. | meinſames Oberlandesgericht. 
TO, 88.7 Vgl. Laband III 2, 45f. 

4 Sohn 2. . 60. IT 113. 18 Nur Bayern hat ein ſolches 

Preußen jteht mit acht deutichen | oberſtes Landesgericht. S. Laband 

Ginzelftanten in Oberlandes- | III 2, 50. 
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die Competenz des Reichsgerichtes ausſchließend.'s 
Die Befugniß ein oberſtes Landesgericht zu errichten iſt nur 
Sachſen, als dem Staate, in deſſen Bezirk das Reichsgericht 
feinen Sit hat, verſagt. (EG. z. GBG. 88. 8, 10; EG. z. 
CPO. 8.7; G. v. 11. April 1877 über den Sitz des Reichs— 
gerichts 8. 1.) 

Die zu den Oberlandesgerichten reſſortirenden Reviſionen 
und Beſchwerden in Strafſachen, können in einem Einzel— 
ſtaat, der mehrere Oberlandesgerichte hat, einem einzigen 
überwieſen werden. (EG. z. GBG. 8. 9.) is 

4. Die höchſte Inſtanz der deutſchen Rechtſprechung iſt 
das Reichsgericht (GGBG. 88. 125—141) zu Leipzig.'s 
Daſſelbe iſt hervorgegangen aus dem ſchon durch ©. v. 
12. Juni 1869 für den norddeutſchen Bund errichteten 


15 Vgl. die Zuſammenſtellung 
dieſer Materien bei Meyer 435. 
7 Sachſ 


| hältniß des früheren Reichsober— 
handelsgerichteszumReichsgericht 
en hat dies Verbot ſ. EG. z. GVG. SS. 14, 19 


illuſoriſch gemacht, indem es nur 
ein Oberlandesgericht errichtete, 
welches nun gemäß CPO. 8. 511 
doch allein für die Entſcheidung 
der Reviſion in Civilſachen com— 
petent iſt. Sohn a. a. O. III 
393. Laband III 2, 55. Auch 
Württemberg und Baden haben 
nur je ein Oberlandesgericht. 

is Preußen hat hievon zu 
Gunſten des Oberlandesgerichtes 
Berlin(Kammergericht) Gebrauch 
gemacht. In Bayern find die— 
jelben dem oberften Landesgericht 
überwieſen. 

is G.'v. 11. April 1877 8. 2. 
Geſchäftsordnung v. 8. April 1880 


3 . 
Ueber das Berhältniß der frü- 
heren oberſten Landesgerichte zum 
Reichsgericht ebenda 8.15. Gemäß 
der hier gegebenen Facultät 
wurden aut dad Reichsgericht 
übertragen die anhängigen Streit- 
jahen von Preußen, Baden, 
Heflen, Oldenburg, Sachſen⸗ 
Weimar, Sachen: Meiningen, 
Anhalt, beiden Schwarzburg, 
Schaumburg » Lippe und ven 
Hanfeftädten (f. die betr. kaiſerl. 
Verordnungen RGB. 1879, 
287 —297). Dazu no Spe- 
cialgefege v. 14. März 1881 
(RGB. 37), und dumburgijche 
Berfaftungsitreitigfeiten betr.) 


(CBl. 190); dazu Sohn a. a.O. v. 16. Juni 1879 (RGB. 157). 


III 386—394. Ueber das Ber- 
Zorn, Staatsrecht IT. 


25 


386 


Bundes⸗ |päter NeichSoberhandelsgericht. Das Reichsgericht 
wird mit einem Präfidenten und der erforderlichen Anzahl 
von Senatspräfidenten und Räthen bejett. (GVO. $. 126.) 
Beim Reichsgericht find Civil- und Straffenate zu 
bilden (GVG. 8. 132), deren Zahl der Reich3fanzler auf 5 
bezw. 3 beftimmt hat. Die Senate des Reichsgerichtes ent- 
jcheiden in der Befegung von 7 Mitgliedern. Jeder Senat 
muß demgemäß aus mindeftend 7 Mitgliedern beftehen und 
jede Mitglied des Neichdgerichtes muß einem Senat ange- 
hören.?° Jeder Senat bearbeitet die ihm zugetheilten Sachen 
vollfommen ſelbſtändig. Das Reichsgericht urtbeilt „im 
Namen des Reiches.“? 
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B. Die Laiengerichtsbarkeit. 

1. In Civilfachen ift eine LaiengerichtSbarkeit geftattet 
durch Handel3fammern (GVBG. 88. 100—118).2 Die 
Handelsfammern find nicht ein obligatorifcher, fondern ein 
nach zwei Seiten hin facultativer Beſtandtheil der deut- 
ſchen Geriht3organifation. Handelsfammern fünnen, „Joweit 
die Landesjuftizverwaltung ein Bedürfniß als vorhanden an- 
nimmt,“ gebildet werden bei den Yandgerichten, entweder für 
den ganzen Bezirk eines folchen oder nur für einen Theil 


2 GeſchO. 8.1 





21 GeſchO. 8. 17. neber die 8 


Geſchäftsthätigkeit des Reichs⸗ 
gerichtes ſ. die Ueberſicht pro 
1881 EBl. 1882, 161. Com- 
petenz: GVG. 88. 135, 136. 
Ueber die vorläufig zu bildenden 
Hilfsjenate EG. 3. GVO. $. 16. 
22 Auf die Laienrichter finden 
feine Anwendung die Borjchrif: 


ten OBO. 88.2—9. (GVBG. 


23 Bol. Behrend in v. 
Holtzendorff's RLer.ILl 240— 244. 
Handelögerichte beftehen im Ge⸗ 
biet des franzöftichen Rechtes, 
Bayern, Sachen, Württemberg, 
Baden, Braunjchweig, Hamburg, 
Bremen und einigen preußtjchen 
Seeplägen (Commerz: und Ad» 
miralitätshöfe). 
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defielben; fie fünnen ihren Sit aud) an eimem anderen Orte 
als dem des Landgerichtes felbjt haben. (GVG. 8. 100.) 

Die Handeldfammern können urtheilen in den in GVG. 
8. 101 erfchöpfend aufgezählten Meaterien, doch nur wenn 
Kläger (GB. 8. 102), bezw. Bellagter (GBG. $. 1041) 
dies beantragen; zu einer Verweiſung der Sache an die 
Handelsfammer von Amtsmwegen ift die Civilkammer nicht 
befugt. (GBG. 8. 1043.) 

Die Handelsfammern find befegt mit einem rechtsge— 
lehrten und zwei faufmännifchen Richtern. Die Function der 
legteren ift Ehrenamt. Die Ernennung erfolgt immer auf 
3 Sahre auf gutachtlichen Vorfchlag des zur Vertretung der 
Snterefien des Handelsftandes berufenen Organs; wieder⸗ 
holte Ernennung ift geftattet. Die Berufung zum Amt eines 
Handelsrichters ift von beftimmten technifchen VBorausfegungen 
bedingt. Zum Handelsrichter fann nur ein Deutfcher ernannt 
werden, welcher 1. al3 Kaufmann oder Borftand einer Actien- 
gejellfchaft in das Handelßregifter eingetragen ift oder war, 
2. das 30. Lebensjahr vollendet hat, 3. im Handel: 
kammerbezirk wohnt und A. nicht in der freien Verfügung 
über fein Vermögen gerichtlich bejchränft ift. 

An Seeplägen können Handelsrichter auch aus dem Kreiſe 
der Schiffahrt3fundigen ernannt werden. Die Handelsrichter 
find vor ihrem Amtsantritte auf die Erfüllung der Obliegen- 
heiten des ihnen übertragenen Amts eidlich zu verpflichten. 
Die HandelSrihter haben während der Dauer 
ihre3 Amts in Beziehung auf dafjelbe alle Rechte 
und Pflihten rihterliher Beamten, Ein Handeld- 
richter ift feines Amts zu entheben, wenn er eine der für Die 
Ernennung erforderlichen Eigenfchaften nachträglich verliert. 

Die Enthebung erfolgt durch den erften Civilfenat des 

25* 
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Dber-Landesgerichts nach Anhörung des Betheiligten. (GB®. 
88. 109—117.) | 
2. In Straffachen findet eine Mitwirkung von Laien 
bei der Rechtſprechung ftatt: 
a) bei den Schöffengerihten (GGBG. 88. 24—44), 
b) bei ven Schwurgerihten (GBG. 88. 79—99). 
a) Die Schöffengerichte?* werden gebildet bei den 
Amtsgerichten. Sie beftehen aus einem Amtsrichter als 
Borfigenden und zwei Schöffen, welch legtere mit dem 
Borfigenden gemeinfam als Collegialgericht ent- 
ſcheiden und „das Rihteramt im vollen Umfange 
und mit gleihem Stimmredte wie die Amtsrichter 
ausüben.“ Nur an den außerhalb der Hauptverhandlung 
ergebenden Entſcheidungen haben die Schöffen feinen An= 
theil. Die Uebernahme des Schöffenamtes ift prin- 
cipiell Untertbanenpflidt.e Demgemäß muß jeder 
Deutfche das Amt am Orte ſeines Domiciles übernehmen 
und amdererjeit3 find Ausländer unbedingt ausgefchloflen. 
Nur aus folgenden im Geſetz genau fpecificirten Gründen 
kann in Bezug auf Deutfche ein Ausſchluß vom Schöffenamte 
bezw. die Ablehnung defjelben erfolgen: 
I. Unfähig zu dem Amte eines Schöffen find: 
1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ftrafgericht- 
licher Berurtbeilung verloren haben; 
2. Perſonen, gegen melde da3 Hauptverfahren wegen 
eines Verbrechen? oder Vergehens eröffnet ift, das 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der 


2 Bol. den indbejondre auch | gezeichneten Artikel von Glaſer 
bezüglic, der principiellen Beur: | in v. Holtzendorff's RLex. III 
theilung dieſer Laiengerichte aus- 587 ff. 


3. 
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Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aenıter zur Folge 

haben Tann; 

Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 

der Verfügung über ihr Vermögen bejchränft find. 
Die Mitwirkung folcher Perfonen bei einem Urtheile 

iſt Nichtigkeitsgrund. 


II. Zu dem Amte eines Schöffen ſollen nicht berufen 


1. 


2. 


4. 


5. 


werden: 

Perfonen, welche zur Zeit der Aufftellung der Urlifte 
das dreißigfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben; 
Perfonen, welche zur Zeit der Aufftellung der Urlifte 
den Wohnfig in der Gemeinde noch nicht zwei volle 
Jahre haben; | 


. Berfonen, welche für fi oder ihre Familie Armen- 


unterflügung aus öffentlichen Mitteln empfangen oder 
in den drei legten Jahren, von Aufftellung der Urlifte 
zurüdgerechnet, empfangen haben; 

Perfonen, welche wegen geiftiger oder fürperlicher Ge- 
brechen zu dem Amte nicht geeignet find; 
Dienftboten. 


III Zu dem Amte eines Schöffen jollen ferner nicht 
berufen werden: 


1. 
2. 
3. 


4. 


Minifter; 

Mitglieder der Senate der freien Hanjeftädte; 
Reichsbeamte, welche jederzeit einftweilig in den Ruhe- 
ftand verjegt werden können; 

Staat3beamte, melde auf Grund der Landesgeſetze 
jederzeit einftweilig in den Ruheſtand verjegt werden 
können; 


tichterliche Beamte und Beamte der Staatsanwalt: 


ſchaft; 
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. gerichtliche und polizeiliche Vollſtreckungsbeamte; 


Religionsdiener; 

Volksſchullehrer; 

dem activen Heere oder der activen Marine ange— 
hörende Militärperſonen. 


Die Landesgeſetze können außer den vorbezeichneten Bes 
amten auch noch höhere Verwaltungsbeamte bezeichnen, welche 
zu den Amte eined Schöffen nicht berufen werden follen. 

IV. Die Berufung zum Amte eined Schöffen dürfen 


ablehnen: 

1. Mitglieder einer deutſchen gejeßgebenden Verſamm⸗ 
lung; 

2. Perjonen, melde im lebten Gefchäftsjahre die Ver: 
pflihtung eines Gefchmorenen, oder an menigftens 
fünf Situngstagen die Verpflichtung eines Schöffen 
erfüllt haben; 

3. Aerzte; 

4. Apothefer, welche feine Gehülfen haben; 

5. Perſonen, welche das fünfundfechzigfte Lebensjahr zur 
Zeit der Aufftellung der Urlifte vollendet haben oder 
dafjelbe big zum Ablaufe des Gefchäftsjahres voll- 
enden würden; 

6. Perfonen, welche glaubhaft machen, daß fie den mit 


der Ausübung des Amts verbundenen Aufwand zu 
tragen nicht vermögen, 


Die Schöffen fungiren unentgeltlih und erhalten nur 
die Neifefoften vergütet. Das Verfahren bei der Felttellung 
der Schöffenlifte ift im Geſetz (88. 36—42) detaillirt ges 
ordnet. 2 


2: Sehr genau hierüber Laband III 2, 132 ff. 


Die Gerichtsorganiſation. 8. 35. | 391 


Die Zahl der Haupt: und Hilfsfhöffen, welche bei 
jedem Amtsgericht in Function zu treten haben, wird durch 
die Landezjuftizverwaltung beftimmt; die Termine für die 
ordentlihen Sigungen mwerden im voraus immer für ein 
Jahr fetgeftellt; jeder Hauptjchöffe fol in der Regel höchſtens 
zu fünf ordentlichen Sigungen im Jahre herangezogen werden; 
die erforderlichen Meittheilungen an die Schöffen gefchehen 
dur den Amtsrichter. Jeder Schöffe ift bei feiner erften 
Dienftleiftung nach der gefeglichen Formel in öffentlicher 
Sigung zu beeidigen. Wegen eingetretener Hinderungsgründe 
kann ein Schöffe durch den Amtsrichter von der Dienftleiftung 
an einzelnen Gitungstagen entbunden merden. Schöffen, 
welche ohne Entjchuldigung fi ihren geſetzlichen Berpflich- 
tungen entziehen, find durdy den Amtsrichter in Ordnungs⸗ 
ftrafe zu nehmen. (GVG. 88. A3—56.) Für die Schöffen 
befteht bezüglich der Berathung und Abftimmung ftrengftes 
Amtsgeheimniß (GVG. $. 200).?° 

b) Die Schwurgerichte?” (GVO 88. 79—99) treten 
periodifch bei den Landgerichten zufammen. Mehrere Yand- 
gerichtsbezirke können durch die Landesjuftizvermaltung aud) 
zu einem Schmurgericht3bezirf zufammtengelegt werden. Die 
Sigungen können nad Beſchluß der Straflammer aud an 
einen: anderen als dem Landgerichtsfige abgehalten werden. 
Die Shmwurgerihte beftehen aus einem Collegium 
von drei rechtsgelehrten Richtern und der Ge- 
Ihmworenenbanft von 12 Gefhmworenen. Der Bor: 
fitende wird vom Präfidenten des Oberlandesgerichtes 
aus defien oder des betreffenden Landgerichtes Mitgliedern 


26 Ueber die Sampeteng vgl. | Artikel von Glaſer in v. 
GVG. 88. 27—2 Holtzendorff's RLex. III 634 ff. 
7 Vgl. den aögegeichneten 
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für jede Sitzungsperiode ernannt, der ftellvertretende Vor— 
figende und die beiden anderen Richter durch den Präfidenten 
des Landgerichts. Die Gejchworenen urtheilen nicht als ein 
Collegium mit den recht3gelehrten Richtern gemeinfanı, wie 
Handelsrichter und Schöffen, ſondern ihnen liegt ledig— 
Rlich und allein die Entſcheidung der Schuldfrage, 
jedoch einjchlieglih der Subfumtion des That- 
bejtandes unter die Beftimmungen des Geſetzes 
ob, während das Urtheil auf Grund jener Ent- 
| Fgeidung von reht3gelehrten Richtern gefällt wird. 
Das Geſchworenenamt ift wie da3 Schöffenamt Ehrenamt 
und darf gleichfall8 nur von deutfchen Staatsangehörigen 
befleidet werden. Ueber Unfähigkeit und Ablehnung gelten 
die nämlichen Beſtimmungen wie bezüglidh der Schöffen 
(GVBG. 8. 85°); die Bildung der Geſchworenenliſte ſchließt 
fih an die der Schöffenlifte an. (GVG. 88. 87—94.)% Die 
Ladung erfolgt durch den Vorfigenden des Schwurgerichtes, 
in der Eröffnungsfigung find die Geſchworenen nach der ge- 
jeglichen Formel zu beeidigen. Niemand fol für das näm- 
lihe Jahr zum Schöffen und zum Gefchworenen beſtellt 
werden. Für die Gefchworenen bejteht bezüglich der Be— 
rathung und Abftimmung ftrengftes Amtsgeheimniß.2 


C, Die den Gerichten zum Zwecke der Nechtiprechung beigeordneten 
Acmter. 


1. Die Staatsanwaltihaft (GVG. 88. 142—152).30 
Dei jedem Gerichte ift eine Staatsanwaltſchaft 
zu beftellen: ein Oberreichsanwalt und NReich3anmälte beim 


2 S. auch Laband III 2 F tige greialbeitimmung EG. 3 
8. 6 über —— 
. 29 Meber die Gompetenz |. — III 2, 82. 
8. 80; dazu die principiell wich: 30 v. Solgend orff in feinem 
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Reich3gericht, Staatsanwälte bei den Oberlandes- und Land— 
gerichten, Amtsanmälte bei den Amtsgerichten (GBG. 88. 142, 
143). Der Staatsanwaltichaft kommt in Givilfachen eine 
Mitwirkung nur ausnahmsweiſe, in Ehe- und Entmündi- 
gungsfahen (CPO. SS. 569, 586), zu. Auf ftrafrechtlichen 
Gebiete dagegen ift jedes Einfchreiten der Gerichte vom An- 
trage der Staatsanwaltſchaft abhängig (StPO. 88. 151, 
152). Unter beftimmten Borausjegungen kann jedoch eine 
ſtaatsanwaltſchaftliche Entſcheidung auf Nichtverfolgung einer 
Sade zur Cognition der Gerichte gezogen werden, welche 
einen Befehl an den Staatsanwalt zur Erhebung der Klage 
erlaflen fünnen.?! 

Die ReihSanmaltichaft ift dem Reichskanzler, die Staat3- 
und Amtsanwaltichaften den Juftizminifterien der Einzel- 
ftaaten untergeordnet; jeder Staatsanwalt hat den 
Defehlen feines Borgejegten unbedingte Folge zu 
leiften. (GBG. SS. 1461, 147, 148.) Die Reichsanmälte 
find nicht richterliche Beamte; fie werden auf Vorjchlag des 
Bundesrathes vom Kaifer ernannt und fünnen jederzeit durch 
faijerliche Verfügung mit Wartegeld in den Ruheſtand ver- 
jegt werden (GVG. 8. 150); die rechtliche Stellung der 
einzelftaatlihen Staatsanwaltſchaften zu ordnen ift dem 
Landesrecht überlaffen. 

Wo mehrere Beamte der StaatSanmaltfchaft 
angeftellt find, gelten diefelben nah Borjdrift 
des Reichsrechtes alle als Bertreter des erjten 
Beamten. Die, letzteren ſind demgemäß befugt, alle Func- 
tionen jelbft zu übernehmen oder nach Gutbefinden unter die 


RLex III 739 ff. Meyer Lehrb. | band III 2, 107 f. jehr treffend 
445. Laband III 2, $. 102. | über die große principielle Be- 
31 SPD. 88. 170 - 173. La> | deutung Diefer 88. 
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Beamten zu vertheilen; Amtsanmälte fünnen jedoch nur bei 
den Amt3- und Schöffengerichten thätig fein. Die Staat3- 
anmaltichaft ift von den Gerichten unabhängig;” 
richterliche Functionen oder die Dienftaufficht 
über Richter darf Staatsanwälten nit über- 
tragen werden. Die Beamten des Polizei- und 
Sicherheitsdienſtes find Hilfsbeamte der Staats— 
anwaltfhaft und der legteren gehorſamspflichtig. 
(GB®. 88. 151-153). 


2. Unterſuchungsrichter. (GVG. 8. 61.)* 

Bei den Landgerichten find aus der Mitte des Colle- 
giums Unterfuhungsrichter nach Bedürfniß zu beftellen, welche 
für die von ihnen geführten Unterfuchungen von der Recht⸗ 
ſprechung ausgefchloffen find, fonft aber Mitglieder der Civil- 
oder Strafjenate fein fünnen. Die Ernennung erfolgt durch 
die Yandesjuftizverwaltung, immer für die Dauer des Ge— 
Ihäftsjahres.* Der Unterfuchungsrichter fungirt ala Einzel- 
rihter und ift in feinen Functionen volllommen unabhängig 
von feinem Gerichte. Beim Reichsgericht wird der Unter—⸗ 
ſuchungsrichter durch den Präſidenten für jeden einzelnen 
Fall aus den Mitgliedern des Reichsgerichtes ernannt, doch 
kann auch jedes andere Mitglied eines deutfchen Gerichtes 
zum Unterſuchungsrichter für die ganze Unterfuchung oder 
einen Theil derjelben beftellt werden. Alle Beamten und 
Behörden des Polizei» und Sicherheitsdienftes haben den 
Requifitionen der Unterfuhungsrichter Folge zu leiſten. 
(StPO. $. 187.) 

32 Cine Modification erfährt | 3 Slafeı ern. Holtendorff’3 


died Princip nur durd die oben | RLex. 946 
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Ueber dem Unterfuhungsrichter als Einzelrichter fteht 
als höhere Inftanz die Straffammer des Landgerichtes als 
Borunterfuhungsgericht.3 


3. Gerichtsſchreiber. (GBG. 8. 154.) 

Ber jedem Gericht iſt für die Bureaugeſchäfte eine Ge⸗ 
richtsfchreiberei einzufegen. Die näheren Vorſchriften giebt 
bezüglich der Landesgerichte die Tandesjuftizverwaltung, be= 
züglich des Reichsgerichts der Reichskanzler. 


4. Gerichtsvollzieher. (GVG. 8. 155.) 

Für ale Zuſtellungen, Ladungen und die civilproceſſua⸗ 
liſchen Vollſtreckungshandlungen find bei jedem Gerichte Ge- 
richtsvollzieher anzuftellen; die näheren Anordnungen er- 
laſſen für die Landesgerichte die Landesjuſtizverwaltungen, 
für das Reich3gericht der Reichskanzler. Dod muß gejeß- 
lich der GerichtSpollzieher fi in folgenden Fällen der Aus— 
übung feine Amtes enthalten: 

I. in bürgerlichen Recht3ftreitigfeiten, 

1. wenn er felbft Partei oder gefeßlicher Vertreter einer 
Partei ift, oder zu einer Partei in dem Verhältniſſe 
eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Schaden 
erfagpflichtigen fteht; 

2. wenn feine Ehefrau Partei ift, auch wenn Die Che 
nicht mehr befteht; 

3. wenn eine Perſon Partei ift, mit welcher er in gerader 
Tinte verwandt, verfchwägert oder durch Adoption 
verbunden, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade 
verwandt oder bis zum zweiten Grade verfchmwägert 


5 Sohn a. a.O. II 61T. Glaſer a. a. O. III 948. 
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ift, auch wenn die Ehe, durch welche die Schmäger- 
ſchaft begründet ift, nicht mehr befteht; 

fl. in Straffachen: 

1. wenn er felbft durch die ftrafbare Handlung verlegt 
iſt; 

2. wenn er der Ehemann der Beſchuldigten oder Verletz⸗ 
ten ift oder gemejen ift; _ 

3. wenn er mit dem Beichuldigten oder PVerlegten in 
dem vorftehend unter Nr. I. 3 bezeichneten Verwandt⸗ 
ſchafts- oder Schwägerfchafts-Verhältnifje fteht. 


5. Die Redhtsanwaltichaft.* 

Die Rechtsanwaltſchaft bildet ein „entinent wichtiges Glied 
der Gerichtsverfaſſung“, ihre reichsgeſetzliche Regelung mußte 
demnach nothwendig im Zufammenhange mit der Ordnung 
der Gerichtsverfaſſung erfolgen; dies geſchah auch und zwar 
durch Specialgefeg nach folgenden Geſichtspunkten: 

A. Bei jedem Gerichte find rechtsgelehrte Per- 
fonen zu beftellen, welche den Parteien als Rechts— 
beiftand in Eivil- wie Strafjfahen dienen fünnen. 
Rechtsanwälte müſſen bei jedem Gerichte vorhanden fein; 
wenn auch die Thätigfeit der Rechtsanwälte principiel nur 
auf Anregung der Parteien, aljo von Privatperſonen, er- 
folgt und infofern den Charakter einer gewerblichen trägt, 
jo wird doch für die ftaatSrechtliche Betrachtung die gewerb- 
liche Seite der Rechtsanwaltſchaft durchkreuzt, ja zurückge— 
drängt durch den Gefichtspunft, daß der Staat in beſtimm— 


3 Rechtsanwaltsordnung v. I. 45f. Laband III 2, $. 108 
Zuli 1878 (RGB. 177), dazu | (eine höchft anregende und zu- 
Hinſchius in v. Holgendorff’8 | treffende Grörterung). 

RLex. III 271— 276. Hauſer 











Die Gerichtäorganijation. 8. 35. 397 


ten Fällen die Parteien zwingt, fich eines Nechtsanmaltes 
zu bedienen und davon die Gewährung feines Rechtsfchuges 
abhängig macht (Anwaltszwang CPO. 8. 74) und anderer- 
feit3 auch die Rechtsanwälte unter gewiſſen Vorausſetzungen 
zwingt, die Vertretung von Privatperfonen zu übernehmen (I. 
unten S. 401 f.). Dadurch wird die Rechtsanwaltſchaft 
zum öffentlichen Amte, dadurch bildet ſie einen 
ordentlichen und integrirenden Beſtandtheil der 
deutſchen Gerichtsverfaſſung, dadurch ſind die 
Rechtsanwälte eingefügt in den Rahmen derjenigen 
Perſonen, welche in Bethätigung des Rechts— 
ſchutzes das Imperium des Staates ausüben, ob— 
wohl ſie ſtaatsrechtlich nicht Beamte ſind. 

Aus dieſer Doppelnatur der Rechtsanwaltſchaft erklären 
ſich folgende Sätze: die Rechtsanwälte werden zwar nicht 
vom Staate angeſtellt, wohl aber „zugelaſſen“; den for— 
mellen Rechtsgrund für ihre Thätigkeit bildet nur die Ein— 
tragung in die von Staatswegen geführte Liſte, auch werden 
die Rechtsanwälte in feierlicher Gerichtsſitzung vereidigt; 
die Rechtsanwälte unterſtehen zwar nicht der ſtaatlichen 
Beamtendisciplin, wohl aber einer beſonderen zwar von Cor⸗ 
porationswegen aber nur nach Maßgabe der Borfchriften 
des Staat3gefeges und theilmeife unter Mitwirfung der 
Staat3behörden auszuübenden Disciplin; der Borftand der 
Anwaltsfammer ift bezüglich feiner gefammten Thätigfeit 
der StaatSaufficht unterworfen, welche durch den Präfidenten 
des Oberlandesgerichtes geübt wird. 

Würde das Bedürfniß nad) Rechtsanwälten durch Zu⸗ 
laſſung von ſolchen auf Antrag nicht mehr befriedigt werden 
können, fo würde der Staat in Conſequenz von CPO. 8. 74 
für die erforderlichen Rechtsanwälte forgen müfjen. 
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B. Die Zulaffung erfolgt durch die Landesjuſtizver⸗ 
waltung auf Öutachten der Anwaltskammer des betreffenden 
Bezirks (RAD. 8. 3), bein ReichSgericht durch das Präfidium 
(8. 99); die Zulaffung muß in demjenigen Staate erfolgen, 
in welchem der Gefuchfteller die zum Richteramt qualificirende 
Prüfung beitanden hat ($. 4); in jedem andern Einzeljtaate 
kann fie erfolgen ($. 2). Der Rechtsanwalt muß an dem 
Orte des Gerichtes, bei welchem er zugelaſſen ift, feinen 
Wohnfig nehmen ($. 18); will er denjelben über eine Woche 
binau3 verlaffen, jo muß er für eine Stellvertretung ($. 25) 
jorgen, jowie auch unter Benennung des Stellvertreter dem 
Borfigenden feines Gerichtes und des Amtögerichtes feines 
Wohnſitzes Anzeige erftatten. ($. 29.) 

Die Zulafjung bei dem im Antrage bezeichneten Gerichte 
darf wegen mangelnden Bedürfniffes zur Vermehrung der 
Zahl der bei demfelben zugelafjenen Rechtsanwälte nicht 
verjagt werden. ($. 13.) 

Außerdem gelten bezüglich der Zulaffung noch folgende 
Vorſchriften: 

J. Die Zulaſſung muß verſagt werden: 

1. wenn der Antragſteller in Folge ſtrafgerichtlichen Ur- 
theil8 die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
dauernd verloren hat oder zur Zeit nicht befigt; 

2. wenn der Antragfteller in Folge ehrengerichtlichen Ur- 
theils von der Rechtsanwaltſchaft ausgefchlofjen ift; 

3. wenn der Antragfteller in Folge gerichtlicher Anord- 
nung in der Berfügung über fein Vermögen be- 
ſchränkt ift; 

4. wenn der Antragfteller ein Amt befleivet oder eine 
Beichäftigung betreibt, welche nad) den Gejegen oder 
nad dem Gutachten des VBorftandes der An— 
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walts3fammer mit dem Beruf oder der Würde der 
— Rechtsanwaltſchaft nicht vereinbar find; 

5. wenn der Antragfteller nah dem Gutachten des 
Borftandes der Anmaltsfammer fich eines Ver— 
haltens jchuldig gemacht hat, welches die Ausjchliegung 
von der Rechtsanwaltichaft bedingen würde; 

6. wenn der Antragfteller nah dem Gutachten de3 
Borftandes der Anmaltsfanımer in Folge 
eines fürperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche feiner förperlichen oder geiftigen Kräfte zur 
Erfüllung der Pflichten eines Rechtsanwalts dauernd 
unfähig ift. ($. 5.) 

I. Die Zulafjung fann verjagt werden; 

1. wenn der Antragfteller, nachdem er die Fähigkeit zur 
Nechtsanmwaltichaft erlangt Hatte, während eines Zeit- 
raumes von drei Jahren weder als Rechtsanwalt zuge- 
laſſen ift, noch ein Reichs-/ Staat3- oder Gemeindeamt 
befleidet hat, noch im Juſtizdienſt oder als Lehrer des 
Rechts an einer deutjchen Univerfität thätig geweſen ift; 

2. wenn der Antragfteller in Folge ftrafgerichtlichen Ur⸗ 
theils die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
auf Zeit verloren batte; 

3. wenn gegen den Antragfteller, welcher früher Rechts⸗ 
anmwalt geweſen ift, innerhalb der legten zwei Jahre 
im ebrengerichtlichen Verfahren auf Verweis oder auf 
Geldftrafe von mehr als einhundertfünfzig Mark er- 
fannt worden ift. ($. 6.) 

III. Iſt gegen den nach $. A berechtigten Antragfteller 
wegen einer ftrafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann, die 
Öffentliche Klage erhoben, jo ift die Entjcheidung über Die 
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Zulaſſung bis zur Beendigung der Unterfuchung auszu— 
ſetzen. ($. 7.) 

Dazu: IV. Die Zulajfung bei dem im Antrage bezeichneten 
Gerichte kann verfagt werden, men bei demfelben ein Richter 
angeftellt ıft, mit melchem der Antragfteller in gerader Linie 
verwandt oder verſchwägert oder in der Seitenlinie im zweiten 
Grade verwandt oder verfchwägert ift, auch wenn die Ehe, 
duch welche die Schwägerfchaft begründet wurde, nicht mehr 
befteht. (8. 14.) 

V. Die Zulaffung eines Rechtsanwalt bei einem an= 
deren Gerichte kann verfagt werden: 

1. wenn gegen den Antragfteller innerhalb der letzten zwei 
Sabre im ehrengerichtlihen Verfahren auf Verweis 
oder auf Gelditrafe von mehr al3 einhumdertfünfzig 
Mark erkannt ift; 

2. wenn gegen den Antragfteller die Klage im ehrenge- 
richtlichen Verfahren erhoben ift. ($. 15.) 

C. Die Fähigkeit, das Amt des Rechtsanmwaltes auszu—⸗ 
üben hört auf ($. 24) 

1. durch ftrafgerichtliches Urtheil, welches die Wirkungen 
von StGB. S. 31 hat; . 

2. durch Tod; 

3. dur Verzicht; 

4. durch BZurüdnahme der Zulafjung; letztere erfolgt 
beim Reichsgericht durch das Präſidium ($. 99), fonft durch 
die Tandesjuftizverwaltung nad) Anhörung des betreffenden 
Rechtsanwaltes und des Borftandes der Anmwaltsfammer. 
(8. 23.) 

Die Zulaffung muß zurüdgenommen werden: 

1. wenn der Rechtsanwalt feinen Wohnfig ($. 18) binnen 
drei Monaten jeit Mittheilung des die Zulaffung aus- 
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Iprechenden Beſcheides an dem Drte der Zulaffung 
nicht genommen hat; 
2. wenn der Rechtsanwalt den Wohnſitz ($. 18) aufgiebt; 
3. wenn nad) der Zulaſſung fich ergiebt, daß fie in Ge- 
mäßheit de8 8.5 Nr. 1, 2 (f. oben ©. 398, I 1, 2) 
hätte verfagt werden müſſen. ($. 211.) 

Die Zulaffung fann zurüdgenommen werden, wenn der 
Rechtsanwalt in Folge gerichtlicher Anordnung in der Ber: 
fügung über fein Vermögen befchränft ift. ($. 22.) 

D. Die Zulafjung erfolgt immer bei einem beftimmten Ge- 
richte: Princip der Localiſirung (8. 8).37 Der bei einem 
Gerichte zugelaffene Anwalt fann jedoch vor jedem 
deutfhen Gerichte al3 Rechtsbeiſtand oder Ver— 
theidiger auftreten (8.26); nur für die Sphäre des fog. 
Anwaltsproceſſes kann principiell nur ein bei dem betreffenden 
Gerichte zugelaffener Anwalt als Procegbevollmächtigter fun- 
giren (8.27 vb. CPO. 8. 74). Die Anwälte beim Reichöge- 
richt fünnen nur bei dieſem thätig fein (8. 100). Bet jedem 
Gerichte ift eine Xifte der zugelaffenen Rechtsanwälte zu füh— 
ven; durch Eintrag in diefe Lifte entfteht juriftifch die 
Fähigfeit zur Ausübung des Amtes ($. 20); bei Ber- 
luft diefer Fähigkeit hat Löſchung in der Lifte zu erfolgen. 
(8. 24.) 

E. Die Rechtsanwälte find nicht verpflichtet, die ihnen 
von Privaten angebotenen Rechtsjachen zu übernehmen ($. 30), 
müſſen diefelben vielmehr ablehnen: 

1. wenn die Uebernahme pflichtwidrig wäre, 
2. wenn der angegangene Rechtsanwalt in derfelben Sache 
bereit3 der Gegenpartei gedient hat, 


7 Vgl. dazu jedoch die 88. I—12. 
Zorn, Staatsrecht II. 26 
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3. wenn derfelbe in der Sache bereit3 als Richter fungirt 
bat. (8. 31.) 

Die vom Gericht ihnen übertragenen Sachen dagegen 
müffen fie übernehmen (GVBG. 88. 33, 34, 39; dazn CPO. 
88. 107 Nr. 3, 609, 620, 626; StPO. 88. 140— 144). 

F. Die Rechtsanwälte eines Oberlandesgerichtsbezirkes 
bez. diejenigen des Reichsgerichtes bilden eine Anmwalt3- 
kammer (8. 41). Der Kammer liegt ob: 

1. die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung für die Kammer 
und den Vorſtand; 

2. die Bewilligung der Mittel zur Beſtreitung des für die ge— 
meinſchaftlichen Angelegenheiten erforderlichen Aufwan⸗ 
des und die Beſtimmung des Beitrages der Mitglieder; 

3. die Prüfung und Abnahme der ſeitens des Vorſtandes zu 
legenden Rechnung (8. 48), (vgl. auch 88. 51 —61).3° 

An der Spite derjelben fteht ein von der Kammer aus 
den Mitgliedern auf je A Jahre ($. 44) gewählter VBorftand 
aus 9—15 Mitgliedern. ($. 42.) 

Die Wahl zum Mitgliede des Borftandes darfablehnen: 

1. mer da3 fünfundfechszigfte Lebensjahr vollendet bat; 

2. wer die legten vier Jahre Mitglied des Vorſtandes 
geweſen ift, für die nächſten vier Jahre. ($. 45.) 

Nicht wählbar find: 

1. Diejenigen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 

der Verfügung über ihr Vermögen bejchränft find; 

2. diejenigen, gegen welche im ehrengerichtlichen Verfahren 
oder wegen einer ftrafbaren Handlung, welche die Un- 
fäbigfeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge 
haben fann, die öffentliche Klage erhoben ift; 


38 Ueber die Sigungen der | Kammern und ded Borjtandes 
|. noch 88. 52—58. 
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3. Diejenigen, gegen welche im ehrengerichtlichen Verfahren 
auf Verweis oder auf Geldftrafe von mehr als ein- 
Bundertfünfzig Mark erfannt ift, auf die Dauer von 
fünf Jahren nach der Rechtskraft des Urtheils. 

Berliert ein Mitglied des Borftandes die Wählbarfeit, 
fo jcheidet dafjelbe aus dem Vorſtande. ($. 43.) 

Der Borftand bat: 

1. die Auffiht über die Erfüllung der den Mitgliedern 
der Kammer obliegenden Pflichten zu üben und die 
ebhrengerichtliche Strafgewalt zu handhaben; 

2. Streitigkeiten unter den Mitgliedern der Kammer auf 
Antrag zu vermitteln; 

3. Streitigkeiten auß dem Auftragsverhältniffe zwiſchen 
einem Mitgliede der Kammer und dem Auftraggeber 
auf Antrag des legteren zu vermitteln; 

4. Gutachten, welche von der Yandesjuftizverwaltung, ſowie 
jolche, welche in Streitigkeiten zwijchen einem Mitgliede 
der Kammer und feinem Auftraggeber von den Ge— 
richten erfordert werden, zu erftatten (vgl. auch 8. 50); 

5. da8 Vermögen der Kammer zu verwalten und der⸗ 
jelben über die Verwaltung jährlih Rechnung zu legen. 

Der Borftand kann die in Nr. 2, 3 bezeichneten Geschäfte 
einzelnen feiner Mitglieder übertragen. ($. 49.) 

Der Vorſitzende hat jährlich der Kandesjuftizverwaltung und 
dem Oberlandesgericht einen fchriftlichen Bericht über die Thä- 
tigkeit der Kammer und des Vorſtandes zu erftatten. ($. 61.) 

G. Die Aufficht über den Gefchäftsbetrieb des Vorjtandes 
ftebt dem Bräfidenten des Oberlandesgericht3 zu. 
Derjelbe entjcheidet liber Bejchwerden, welche den Geſchäfts⸗ 
betrieb des PVorftandes betreffen. Für die Aufficht und die 
Beſchwerden find die landeögefeglichen Borjchriften maßge- 

26* 
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bend, melche die Aufficht und die Beichwerden tiber den Ges 
ſchäftsbetrieb der Gerichte regeln. 

Gefegwidrige Befchlüffe oder Wahlen der Kammer oder 
des PVorftandes können von dem Oberlandesgericht aufges 
hoben werden. ($. 59.) 

H. Der Rechtsanwalt ift verpflichtet, feine Be - 
rufsthätigfeit gewijfenhaft auszuüben und durd 
fein Berhalten in Ausübung des Berufs ſowie 
außerhalb dejfelben fi der Adtung würdig zu 
zeigen, die fein Beruf erfordert. ($. 28.) 

Ein Rechtsanwalt, welcher die ihm obliegenden Pflichten 
(8. 28) verlegt, hat die ehrengerichtliche Beftrafung 
verwirkt. ($. 63.) 

Die ehrengerichtlichen Strafen find: 

1. Warnung; 

2. Verweis; 

3. Geldſtrafe bis zu dreitaufend Mark; eventuell in 

Berbindung mit Verweis; 
4. Ausfchließung von der Rechtsanwaltſchaft. 
(8. 62.) 

Das Ehrengericht bilden fünf Mitglieder des Vor 
ftandes, unter welchen fich der Vorfigende und deſſen Stell- 
vertreter befinden müſſen ($. 67). ft ein ftrafgerichtliches 
Verfahren gegen einen Rechtsanwalt eingeleitet durch Er- 
hebung der öffentlichen Klage, fo ift das ehrengerichtliche 
Berfahren für die Dauer des ftrafgerichtlichen zu ſuspen⸗ 
diren; endet letzteres mit Freiſprechung, fo kann doch noch 
auf eine Dißciplinarftrafe durch das Ehrengeriht erkannt 
werden, wenn die Thatſachen an fi) und unabhängig von 
einem ftrafrechtlihen Thatbeſtande eine foldhe begründen; 
insbeſondere ſchließt eine ftrafgerichtliche Verurtheilung, welche 
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den Berluft der Rechtsanwaltſchaft nicht einfchließt, die Ein- 
leitung eines ebrengerichtlichen Verfahrens auf Ausſchließung 
von der Rechtsanwaltſchaft nicht aus (S. 65). Die Ver: 
handlung vor dem Ehrengericht ift nicht öffentlich; öffentliche 
Ladung, Verhaftung, vorläufige Feſtnahme, zwangsweiſe Bor 
führung finden nicht ftatt. (88. 82, 83, 72.) 

Gegen die Entfeheidungen des Ehrengerichtes findet nach 
Maßgabe des Gejeges Beſchwerde an das Oberlandes- 
gericht ($. 89) und gegen die Urtheile Berufung an den 
Ehrengerihtshof ftatt ($. 90%. Der letztere iſt gebildet 
aus dem Präfidenten und 3 Mitgliedern des Reichsgerichtes 
und 3 Mitgliedern der Anwaltskammer beim Reichsgericht. 
Die Functionen beim EhrengerichtShof und dem Ebrengericht 
des NeichSgerichtes find incompatibel. ($$. 90, 102.) 


III. Das Ricdhteramt. (GVG. SS. 1—11).* 

I. Die Qualification zum Richteramt hat jeder 
ordentliche Profeffor der Rechte an einer deutfchen Univerfität. 
(8. 4.) Außerdem aber wird diefelbe erworben auf Grund 
einer befonderen Vorbildung, für welche das Reichsrecht nur 
die allgemeinften Grundzüge normirt. Wer Richter werden 
will, muß zwei Prüfungen ablegen ($. 2") und zwar die 
eine nach mindeftens dreijährigem — landesrechtlich Tann 
der Zeitraum auch noch verlängert werden — Univerjitäts- 
ſtudium, von welchem mindeſtens ein und ein halbes Jahr 
auf einer deutfchen Univerjität zurückgelegt fein muß; ($. 2°*) 
die zweite Prüfung ift abzulegen nach einen mindeſtens drei- 
jährigen praftifchen Dienfte bei Gerichten, einer Staatsanwalt⸗ 


39 Weber das Berfahren vol. # Laband III 2 143 ff. 
88. 66, 69-— 88. 
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Ichaft und einem Rechtsanwalte; diefer Zeitraum kann landes⸗ 
rechtlich noch verlängert und ein Theil deſſelben, jedoch 
höchften? ein Jahr, dem Dienft bei Verwaltungsbehörden 
zugetwiejen werden. ($ 2%) Die erfte Prüfung Tann nad 
Ablegung des Univerfitätsftudiums in jedem deutfchen Einzel- 
ftaat gemacht werden‘! und mer fie beftanden, kann in jedem 
Einzelftaat zum Borbereitungsdienft und zur zweiten Prü- 
fung zugelaffen werden; jedoch ift fein Staat, außer der⸗ 
jenige, in welchem die Prüfung gemacht wurde, zur Zu—⸗ 
lafjung verpflichtet. ($. 3.) Die zweite Prüfung ift in dem- 
jenigen Staate abzulegen, in welchem der Vorbereitungsdienft 
abfolvirt wurde und wer fie beftanden, gilt in jedem Staate 
als zum Richteramt qualificirt. ($. 5.) Amtliche Alte 
nicht qualificirter Richter find nichtig. * 

Alle Uebrige ift dem Landesrecht anheimgegeben und 
damit die dringend wünſchenswerthe Einheit der Vorbildung 
zum Richteramt doch wieder einer weitgehenden partikular- 
rechtlichen Verſchiedenheit ausgeliefert. 

Staatsanwälte und Rechtsanwälte müffen die Qualifi- 
cation zum Richteramte befigen. (GVBG. $. 149. RAnwO. 
$. 1.) 

I. Die Ernennung der Richter fowie der Staatsan- 
wälte erfolgt durch die Kandesherren der Einzelftaaten, muß 
aber nach reichSgejeglicher Borjchrift immer auf Lebenszeit 


John a. a. O. I 112: arigen Univerſitätsſtudiums 
„die Vorbereitung zur erſten (GVBG. 8. 29; fordert alſo der 
Prüfung berechtigt dazu, diefelbe | eine Staat 3, der andere 4 Jahre, 
in jedem deutſchen Staate zu | jo braucht der letztere nicht nach 
beſtehen.“ Diejer Sag bedarf | dreifährigem Studium zum 
einer näheren PBräcifirung; das | Eramen zuzulaflen. 

Geſetz geitattet den Einzelſtaaten | Bol. jedoh GVBG. 8. 1272. 
eine Berlängerung des drei-| *% Sohn a. a. O. 


« 
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erfolgen. (GVG. 8.6.) Nur die Mitglieder und Staat3- 
anwälte beim Reichögericht werden vom Kaifer auf Vorfchlag 
des Bundesrathes ernannt. (GBG. SS. 127, 150%.) Der 
Kaiſer kann die Borfchläge des Bundesrathes zwar ablehnen 
und neue verlangen, niemals aber ohne diefen Vorſchlag er- 
nennen. Den Einzelftaaten fteht ein Vorfchlagsrecht nicht 
zu und die Stellen am Reichsgericht find nicht etwa auf die 
Einzelftaaten vertheilt.** Bei der Ernennung zum Mitglied 
des Reichsgerichtes ift der Kaiſer an die gefetliche Vorſchrift 
gebunden, daß jedes Mitglied das 35. Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben muß. (GVBG. 8. 127?) Ein Recht auf Anitel- 
lung al3 Richter wird auch durch die Prüfungen nicht er- 
worben. Wahlrechte und Präfjentationen für Nichterftellen, 
welche früher beftanden, find aufgehoben und für die Zukunft 
verboten. (GVWG. 8. 15°.) 

III. Die Abgrenzung der Gerichtsfprengel fowie 
die GefchäftSvertheilung bei den Gerichten ift dem Landesrecht 
anheimgegeben. Doch müſſen biebei folgende Borfchriften 
beobachtet werden: die Abtheilungen (Senate) bei den 
Eollegialgerichten (ausgenommen die Handelsfammern und 
Schwurgerichte) find vor Beginn des Gefchäftsjahres zu 
bilden, der Vorfigende, die Mitglieder und für jedes Mit- 
glied ein Stellvertreter find gleichfall3 vor Beginn des Ge- 
ſchäftsjahres zu bezeichnen und die Gefchäfte fo zu vertheilen, 
daß jede Sache fofort ihre competente Abtheilung vorfindet 
(GB. 88. 61—63, 67,121, 183).*° Während des Geſchäfts⸗ 

John a. a. 0. III 387. | Haujer 44 f: „da dad Gericht 

# a iele Horiihriftenverbanfen nit als folches, jondern in 
ihre Aufnahme ind Geſetz d jelbftändigen Abtheilungen ent« 
Neichdtage, im Regierungdent- Icheidet, jo ift die Bildung diefer 


wurf fanden fie fich nicht. Abtheilungen Bildung jebrtän: 
# Sohn aa. O. II 615. | diger Gerichte. Dieſe aber darf 
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jahres darf eine Abänderung diefer VBorfchriften nur aus: 
nahmsweiſe aus befonderen im Gefeß vorgefehenen Gründen 
erfolgen (GBG. $. 62%). Die Bildung der Abtheilungen 
und Bertheilung der Gejchäfte erfolgt durch das Präfidium, 
welches immer aus dem Präfidenten und den Directoren, 
ferner beim Reichsgericht den vier, den Oberlandesgerichten 
den zmei, den Yandgerichten dem dienftälteften Rathe befteht; 
die Vorfigenden werden durch den Präfideuten und die 
Directoren gemeinjam bezeichnet. 

IV. Das Dienftverhältniß der Richter bei ihren 
Gerichten ift ein definitives; mit dem Antte muß ein 
fefte8 Gehalt verbunden und megen vermögensrechtlicher 
Anfprühe aus den Dienftverhältnig darf der Rechtsweg 
nicht verfagt werden; der Bezug von Gebühren Seiten? 
der Richter ift gefeglich verboten (GVG. SS. 6, 7, 9). 
Berfegung, Abfegung, Suspenfion, Stellung zur 
Dispofition und Berfegung in den Ruheſtand kann 
gegen den Willen eines Richters und abgefehen von der 
fraft Gefeßes eintretenden Suspenfion nur durch richter- 
lies Urtheil aus den Gründen und unter den Formen, 
melche die Geſetze bejtimmen, erfolgen. Die Suspenfion 
bat bei Richtern feinen Einfluß auf den Gehaltsbezug. Nur 
bei organifatorifchen Veränderungen ift Verfegung in ein 
andere® Amt auch auf dem Adminijtratiowege geftattet.* 
Im Rahmen diefer Borfchriften ift die Landesgeſetzgebung 
frei. 

Mitglieder des Neichsgerichtes können in Ruheſtand ver- 


aud ſich von ſelbſt ergebenden | gel beruben (Sten. Ber. d. 
Gründen nicht in dem Belieben | Reichdt. Comm. 3 
T Bal. dazu ie Ueberg. Belt. 


der Verwaltung liegen, jondern 
E®. 3. GVG. $. 2 


muß auf feſten gejeglichen Re⸗ 
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jegt werden nur wegen körperlicher Gebrechen oder Schwäche 
der körperlichen oder geiftigen Kräfte, welche dauernde Un- 
fähigfeit zur Erfüllung der Amtspflichten nach fich ziehen. 
Sind dieſe Vorausjegungen gegeben und der Betheiligte 
ftellt nicht felbft den Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand 
auch auf Aufforderung des Präfidenten nicht, fo kann die 
Berjegung in den Ruheſtand auch gegen den Willen des Be- 
theiligten gemäß Plenarbefchluß des Neich3gerichtes nach An- 
hörung des Oberreichdanwaltes und des Betheiligten erfolgen. 

Die Abjegung von Mitgliedern des Neich3gerichtes Tann, 
abgefehen von dem kraft Geſetzes eintretenden Amtsverluſt 
durch Plenarbeſchluß des Reichgerichtes nach Anhörung des 
Oberreih3anwaltes und des Beteiligten erfolgen bei Ver- 
urtheilung wegen einer entehrenden Handlung oder zu einer 
Freiheitäftrafe von mehr als einjähriger Dauer. Iſt gegen 
ein Mitglied das Hauptverfahren wegen Verbrechens oder 
Bergehens eröffnet, jo kann durch Plenarbefhluß nad An- 
hörung des Oberreichsanwaltes Suspenfion erfolgen: bei 
Berhängung der Unterjuchungshaft tritt Suspenfion fraft 
Gefeßes ein. (GB. 88. 123—131.) 

Hılfaridter dürfen beim Reichsgericht gar nicht be— 
ftellt werden, bei den Amtsgerichten iſt die Zuziehung von 
Hilfsrichtern völlig der Landesgeſetzgebung überlafjen; bei den 
Dberlandesgerichten dürfen nach Vorſchrift des Reichsrechtes 
nur ftändig angeftellte Richter als Hilfgrichter verwendet 
werden; bei den Yandgerichten gleichfalls, wo dies landes- 
rechtlich ‚verordnet ift; außerdem ift bei der Verwendung von 
Hilfsrichtern jedenfall3 dagjenige zu beachten, was das Reichs⸗ 
recht -bezüglich der Abberufung und der Entjehädigung für die 
geleifteten Dienfte vorfchreibt.e (GB. SS. 69, 122, 134.) * 


is Sohn aa. D. II 335 f. Laband III 2, 86, 9. 
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V. Im übrigen bat die Yandesjuftizverwaltung die Auf- 
ficht über die Gerichte und deren Gefhäftsgang zu führen; 
fie kann zu dieſem Zweck Berichte einfordern, Bifitationen 
veranftalten, zur Erledigung von Procefien mahnen u. dgl. 
Staat3anmälten darf die Auffichtsführung über Gerichte nicht 
übertragen merden. (GBG. $. 152.) 


$. 36. 


Die materiellen Grundlagen der Rechtfprechung. 

I. Die Gerichte haben die Aufgabe, das Recht 
zu pflegen durch Berhandlung, Urtheilsfällung 
und Bollftrefung. Sie vollziehen diefe Aufgabe gemäß 
ihrer ftaat3rechtlichen Natur ala Landesgerichte Namens des 
Landesherrn, der fie beftellt hat, nur das Reichsgericht ur- 
theilt im Namen des Reiches. Die Gerichte dürfen prin= 
cipiell nur die Rechtspflege beforgen, außerdem dürfen ihnen 
nur noch die Gejchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſowie 
anderweitige Geſchäfte der Suftizvermwaltung, nicht aber ander- 
meitige Bermaltungsgefhäfte überwiefen werden. (EG. 3. 
GVG. $. 4.) Die richterlichen Urtbeile dürfen nicht von 
Staat3oberhaupt beftätigt werden; nur Todesurtheile dürfen 
erft dann vollftredt werden, wenn das StaatSoberhaupt 
bezw. in reich3gerichtlichen Sachen der Kaifer pofitiv erklärt 
bat, vom Begnadigungsrecht feinen Gebraud machen zur 
wollen. (StPO. $. 485.) 

II. Die Gerichte müfjen in vollfter Unabhän— 
gigfeit fungiren. „Die rihterlide Gewalt wird 
durdh unabhängige, nur dem Gefege unterworfene 
Gerichte ausgeübt." (GBG. $.1.) Dieſe Unabhängig- 
feit zu wahren, dienen einmal die im vorigen $. erwähnten 
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Borfchriften über Ernennung auf Lebenszeit, feites Gehalt, 
Schub gegen adminijtrative Verſetzung und Abſetzung, Be⸗ 
ftelung der Abtheilungen, Vertheilung der Gefchäfte, Ver- 
wendung von Hilfgrichtern. 

Außerdem ift die Unabhängigkeit der Gerichte aber aud) 
noch dadurch geſchützt, daß weder die Juſtizverwaltung noch 
das StaatSoberhaupt felbft in die Rechtſprechung und Voll⸗ 
firedung eingreifen darf (Verbot der Cabinetzjuftiz).! 
Doch fteht dem Staat3oberhaupt das Recht der Abolition und 
der Begnadigung zu. Abolition ift Niederichlagung einer 
im Laufe befindlichen Unterfuchung, Begnadigung Aufhebung 
einer bereit3 erkannten Strafe und der fubjectiven Rechtsfol- 
gen derfelben.? Auch kann das Staatsoberhaupt eine Reha- 
bilitation gewähren d. i. Aufhebung von Rechtsfolgen einer 
Strafe. Für reichsgerichtliche Sachen erfter Inſtanz ift das 
Begnadigungsrecht dem Kaifer übertragen. (StPO. $. 484.) 


ı Meyer 438. Schulze | concrete Anlaß zu jenen Debatten 


DEN. $. 199. Im alten Reiche 
Ihritt dad Reichsgericht gegen 
Cabinetsjuſtiz der Landesherren 
ein. Die drei ſüddeutſchen Ver—⸗ 
faffungen von 1818/19 und die 
deutichen Grundrechte haben das 
Berbot der Cabinetsjuftiz als 
Berfaflungsfap. 

2 Zueder: dad Gouveräne- 
tätörecht Der Begnadigung. 1860. 
Meyer 8.175. Ueber das Be- 

nadigungsrecht wurden intere]- 
Kante Debatten gepflogen in 
beiden Häufern des preußifchen 
Landtages in den Sahren 1880 
und 1882 bei Anlaß der Gejep- 
entwürfe über Abänderung der 
firchenpolitifchen Geſetze. Der 


war die Frage, ob die Begnadi⸗ 
gung der durch gerichtliches Ur- 
tbeil ihred Amtes entjegten Bi- 
ſchöfe denfelben von felbjt wieter 
das Amt verleihe. Die richtige An- 
ſicht iſt die verneinende, wie dies 
auch der preußiſche Juſtizminiſter 
und mehrere Abgeordnete aus—⸗ 
führten (Sten. Ber. d. AbgH. 
1882, 1349, Abg. Schmidt, 
1880, 2226 Abg.v.Bennigfen, 
2233 Zuftizminifter$riedberg, 
des Herrenh. 366 Juſtizminiſter 
Triedberg, 364 Graf zur 
Lippe; die entgegengeſetzte Mei- 
nung juchte indbejondre der Abg. 
Reichensperger Ber.d. AbgH. 
2438 zu begründen). 
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Das Begnadigungsrecht in feinen verfchiedenen Arten 
fommt nur auf den Gebiete des Strafrechtes vor; die der 
ftrafrechtlichen Begnadigung analogen Moratorien in Civil- 
fachen find durch den NReichscivilproceß ausgeſchloſſen. (EG. 
3. EBD. 8. 14.) 

Das Princip der Unabhängigkeit der Gerichte wird mit 
Recht als eine der Grundlagen unferer heutigen Staatsor- 
ganifation betrachtet. Aber dieſes Princip darf nicht dahin 
übertrieben werden, als ſtünden die Gerichte gemiffer- 
maßen erimirt neben oder gar über dem fonftigen 
Staat3bau. Die Gerichte find principiell ganz 
ebenfo wie alle übrigen Behörden zu betradhten, 
fie find nit mehr und nicht weniger als ein Rad 
an der großen Mafchinerie des Staates; daß die 
Art ihrer Yunctionirung mit befonderen ſchützenden Garantieen 
umgeben ift, ift für die princtpielle Betrachtung ganz irrele- 
vant. Gerichtsgewalt ift Staatsgewalt: die Staatögewalt 
wird im monardifchen Staate ausfchlieglih vom Mo— 
narchen getragen: die Richter find demnach lediglich 
Gehilfen des Monarden in Ausübung der Staat3- 
bobeit, wie alle übrigen Beamten aud.? In Bezug 
auf diefen principiellen Gefichtspunft befteht durchaus fein 
Unterfchied zwifchen Richtern und VBerwaltungsbeamten: wie 
die letteren fo bilden auch die erfteren im monarchiſchen 
Staate ein Stüd des monarchiſchen Principes und handeln 
Alles mas fie Handeln „im Namen des Königs". (Pr. 
Berf.-Urf. a. 86.) Darauf allein berubt die ftaat3- 
rehtlihe Stellung der Richter, die Sonderredte, 
melde den Richtern im Bergleih mit anderen 


3 ©. hierüber Die principiele Ausführung oben B. I ©. 227. 
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Beamten eingeräumt find, bilden fein felbftändiges 
Princip, fondern qualificiren ſich lediglid als 
eine Modification de3 allgemeinen Brincipes, das 
die Richter mit allen übrigen Beamten gemeinjam 
haben. 

Eine Beſchränkung des Principe der Unabhängigkeit der 
Gerichte muß darin gefunden werden, daß nach Landesrecht 
mehrfach die civil- oder ftrafrechtliche Verfolgung von Beamten 
wegen der in Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung 
ihre3 Amts vorgenommenen Handlungen von befonderen 
Borausjegungen abhängig gemacht war. Demgemäß murden 
diefe Vorfchriften durch das Reichsrecht principiell aufgehoben, 
(ES. 3. GVG. 8. 111), vorbehaltlich jedoch derjenigen landes- 
rechtlichen Vorſchriften, durch welche die Verfolgung von 
Beamten entweder im Falle des Verlangen? einer vporge- 
ſetzten Behörde oder unbedingt an die Vorentfcheidung einer 
befonderen Behörde gebunden ift; doch darf diefe befondere 
Behörde nur der oberfte VermaltungsgerichtShof, oder wo 
ein folcher nicht befteht, das Reichsgericht fein; die „Vor—⸗ 
entfcheidung ſelbſt ift auf einen Spruch darüber bejchränft, 
ob der Beamte fich einer Ueberſchreitung feiner Anıt3befug- 
niffe oder der Unterlaffung einer ihm obliegenden Amts⸗ 
handlung ſchuldig gemacht habe. (Ebenda Abſ. 2.)* 

Inden das Reich derartige Vorfchriften „unberührt“ 
ließ, beließ e8 auch den Einzelftaaten das Recht, eventuell 
folde neu einzuführen;® andernfall® würde jene Gefeges- 
vorfchrift eine Schwere Ungleichheit und Damit Ungere hgten 
inpolviren. ® 


* Bol. dazu die Angaben bi| s* A. A.v. Rönne a. a.O. 281. 
v. Rönne II 2, 27. Laband Das Gleiche gilt von der 
III 2, 36 ff. Anfiht v. Rönne's (ebenda 
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II. Den Gerichten find innerhalb ihres Terri— 
torialbezirfe8 alle Perfonen nah Maßgabe der 
gefeglihen Beitimmungen unterworfen.’ Der all 
gemeine Gerichtsſtand wird durch den Wohnfit bejtimmt.® 

Ausgenommen von der ordentlichen Gerichtsbarkeit find: 

1. die Zandesherren und Mitglieder der Tandesherrlichen 
Familien ſowie der fürftlichen Familie Hohenzollern, ſoweit 
Hausgefege oder landesrechtlihe Vorſchriften ein folches 
Privileg ftatuiren (EG. 3. GVG. $. 5, 3. CPO. 8. 5, 2. 
KonkO. 8.7, 3. StPO. 8. 4).° 

2. Die Chef und Mitglieder der beim deutfchen Reiche 
oder bei einem Einzelftaat beglaubigten Gefandtichaften, die 
Familien und das Geſchäftsperſonal der Gefandten, ſowie die 
Dienerfchaft derjelben; bei legterer bedarf es jedoch, falls es 
fih um Reichsangehörige handelt, eines befonderen Verzichtes 
des betreffenden Einzelſtaates; bei einzelftaatlichen Gejandt- 
haften erſtreckt ſich das Privileg nur auf das Gebiet des 
Einzelftaates; dem dinglichen Gerichtäftande ift auch das diplo- 
matifche Perfonal unterworfen (GVBG. 88. 18, 19, 20). 10 
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Nr. 3) bezüglich des eventuellen 
Neberganges der Borenticheidung 
auf einen neu gebildeten Ver— 
waltungögericht&hof. 

Laband III 2, 38 ff. 

s CPO. 8. 13. Jedoch kann 
in Civilſachen das Forum durch 
Vereinbarung beſtimmt werden, 
z. B. können landgerichtliche 
Sachen vor das Amtsgericht ge- 
bradt werden CPO. 8. 38, |. 
Sohn in v. Holtendorff’8 RLex. 
II 110 und über die Ausnahmen 
Sohn ebenda II 616. Ueber An- 


weijung des Yorumd durch das 
Reichsgericht EG. 3. EPD.$.9. 

9 Haufer 3855,17, Laband 
III 2, 41. v. Rönne II 2, 21. 

10 Bgl.überdieje „Erterritoria- 
lität” der Gejandten und die 
daran ſich Enüpfenden Gtreit- 
fragen Zorn Gejandtichaftärecht 
in Hirth’8 Ann. 1882, 111 ff. 
Principiel richtig ijt die Aufe 
faſſung ter Crterritorialität bei 
Laband III 2, 39. Die Lehr- 
bücher des Völkerrechtes erwäh⸗ 
nen die Sätze des deutichen 


Die materiellen Grundlagen der Rechtſprechung. 8.36. 415 


3. Die Confuln, fomeit dies fpeciell durch Staatöver- 
träge beftimmt ift (GVG. $. 21). 

4. Die Mitglieder des Bundesrathes, welche nicht von 
Preußen bevollmädtigt find, find von der preußifchen Ge- 
richtsbarkeit erimirt, es ift ihnen jomit eine quafivölferrecht- 
liche Stellung eingeräunt (GVO. 8. 18).1? 

5. Die Standedherren behielten das Recht auf „Aus- 
träge”, ſoweit ein ſolches landesrechtlich noch vorhanden war 
(EG. 3. GBG. 8. 7).13 

6. Die Militärperfonen, jomeit die Competenz der Mili- 
tärgerichte reicht. !4 

IV. In allen Civil» und Straffachen befteht behufs er- 
höhter Garantie für richtige Rechtfprechung ein gefeglich feſt 
geordneter Inſtanzenzug. Die Erörterung im Einzelnen 
gehört dem Proceßrecht an. 

V. Berhandlung und Urtbeilsfällung (nicht Be— 
rathung und Abftimmung) vor deutfchen Gerichten müffen 
Öffentlich fein (GBG. 88. 170—176, 1951). Nur aus- 
nahmsweiſe darf nad) Maßgabe des Geſetzes Ausſchluß oder 
Beſchränkung der Deffentlichkeit für die Verhandlung erfolgen. 
(CPO. 8. 171: Ehefachen, 88. 593—605, 616—620: Ent- 
mündigungsfachen, dazu allgemein GVBG. 8. 173: Gefähr- 
dung der Sittlichkeit oder öffentlichen Ordnung); die Urtheil3- 
verfündung muß aber auch in diefem alle immer öffentlich 
fein (8. 174). Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen 


Rechtes nicht: Bluntihli| 3 Haufer 35°. v. Rönne 
8.200, 218. Heffter— Geffcken | II 2, 22; ferner Laband III 
ss. 214 2, 42, der den Sinn der frag: 
16, Bierfber die Angaben fichen Geſetzesbeftimmung fit. 
beigorn Konſularrecht in Hirth's geſtell t hat. 
Ann. 1882, 429 ff. ? ©. oben 8. I 386 ff. 
12 &, oben B. I 159. 
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kann unerwachjenen und folchen Perſonen verfagt werden, 
weche fich nicht im Beſitze der bürgerlichen Chrenrechte be- 
finden, oder welche in einer der Würde des Gerichtes nicht 
ent|prechenden Weife erjcheinen. 

Zu nicht öffentlichen Berhandlungen kann der Zutritt 
einzelnen Perjonen von dem Borfigenden geftattet werden. 

VI. Die Gerichtsſprache ift überall bei deutjchen Ge- 
richten ausschließlich die deutſche (GVBG. $. 186 dazu für 
Eljaß- Lothringen der Vorbehalt in 8. 12 d. EG. 3. GBG., 
über Dolmetiher GBG. 88. 187—193).15 

VII. Gegen Verweigerung oder Verzögerung der Juſtiz 
haben in erfter Linie die Landezjuftizverwaltungen Abhilfe 
zu ſchaffen, eventuell bat der Bundesrath einzufchreiten 
(RB. a. 77). Ä 

Nur während der gejeglich auf die Zeit vom 15. Juli bis 
15. September beftimmten Gericht8ferien findet ein Still: 
ftand der Rechtſprechung ftatt, der ſich aber nicht auf gewiſſe 
im Geſetz ausdrüdlich genannte Materien beziehen darf, zu 
deren Erledigung vielmehr befondere Ferienfammern und 
Ferienjenate gebildet werden (GBG. 88. 201—204). 

VIII Das Reihsgericht foll weder in Civil-nod 
in Straffahen in fpäteren Entfheidungen von 
der früheren Rechtſprechung abweichen, da diejem 
Drgane des Reiches in erfter Linie die Aufgabe 
obliegt, die deutfhe Rechtseinheit zu wahren. !s 
Da aber jeder Senat lediglich nah Willen und Gemifien 


5 v. Rönne II 2, 63. terieller oder procefiualer Rechts⸗ 

16 Diefem Zwede dienen auch | fragen” zu verzeichnen find; Die 
ipeciell die von jedem Senate | Enticheidungen der vereinigten 
zu führenden Präjudicienbücher, | Senate müfjen in diejelben 
in welchen die Entjcheidungen | eingetragen werden. GeſchO. 
„zweifelhafter und wichtiger ma= | $. 23.) 
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feiner Mitglieder entfcheidet, jo kann fich eine Differenz der 
jpäteren gegenüber der früheren Rechtfprechung eines anderen 
Senates allerdings ergeben; in ſolchem Falle ift die Sache, 
wenn fie das Civilrecht oder den Civilproceß betrifft, vor die 
vereinigten Civiljenate, wenn Strafrecht oder Straf- 
proceß vor die vereinigten Strafjenate zu bringen. Die 
vereinigten Senate entjcheiden dann in der Sache felbft ( GVG. 
. 8.137). Zur Faffung von Entjcheidungen diefer Art ıft 
die Theilnahme von mindeftend zwei Drittheilen aller Mit- 
glieder mit Einfchluß des Vorſitzenden erforderlich. 

Die Zahl der Mitglieder, welche eine entjcheidende 
Stimme führen, muß eine ungerade fein. Iſt die Zahl der 
anweſenden Mitglieder eine gerade, jo bat derjenige Rath, 
welcher zulett ernannt ift, und bet gleichem Dienftalter der- 
jenige, welcher der Geburt nach der jüngere ift, oder, wenn 
diefer Berichterftatter ift, der nächft ältere fein Stimmredt 
(GVBG. 8. 139). 

IX. Die zu erhebenden Gerichtsgebühren beruhen, 
ſoweit die Reichsgeſetzgebung reicht, ausſchließlich auf Geſetz 
(GerichtskoſtenG. 8. 1, GebO. f. Gerichtsvollz. 8. 1). Ebenſo 
erhalten Zeugen und Sachverſtändige Gebühren nur nach 
Maßgabe des Geſetzes (GebO. f. Zeugen u. Sachverſt. 8. 1) 
und ebenſo find auch die Sätze für die Gebühren der Recht3- 
anmwälte gejeglich firirt (GebO. f. Rechtsanwälte). 

X. Berathung und Abftimmung find nicht öffentlich; 


7 Wie es zu halten ſei wenn | Sim des GVG. 8.137 wird 
ein Senat von feiner eigenen | man auch hier Enticheidung 
früheren Judicatur oder ein | der vereinigten Senate fordern 
Giviljenat von der Enticheidung | müſſen. A. A. Sohn 393 mit 
eined Straffenated oder umge- | Berufung auf den ftricten Wort- 
fehrt abweichen will, ift im Ge: | laut des Gejeted. Bol. au 
jeg nicht gejagt. Nah dem Laband III 2, 96. 


Zorn, Staat3redt. IT. 97 
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nur die gefeßlihe Anzahl von Richtern und die zu ihrer 
juriftiichen Ausbildung bei Gerichten beſchäftigten Perſonen 
find zu foldhen zuzulaffen. 

Der Borfigende leitet die Verhandlungen, Meinungs 
verjchiedenheiten entſcheidet das Gericht. Kein Mitglied des 
Gerichtes kann die Abftimmung verweigern. Die Entjchei- 
dung erfolgt in der Regel mit Stimmenmehrheit (GB®. 
88. 194— 198). 


Elftes Bud. 
Das äußere Staatsteht des Deutfhen 
Reiches. 


8. 37. 
Ale Ataatsuerfräge.! 
I. Segriff. 
Für das Äußere Staatsredit, d. i. die Lehre von den 
internationalen Rechtsverhältniffen des Staates, bilden die 


hauptſächlichſte Duelle die Staatsverträge. 


Die regel- 


mäßigen Yormen der einfachen innerftaatlichen Rechtsſetzung, 
Geſetz und Verordnung, find zwar auch für dag äußere 
Staatsrecht von Wichtigkeit (Confularwefen, Seerecht), treten 
aber doch zurüd gegenüber der Form der zwijchenftaatlichen 
Bereinbarung, des Staatövertrages. | 

Staatöverträge find Vereinbarungen zwifchen mehreren 


ı &. Meier: der Abichluß 
von Gtaatöverträgen. (1874.) 
Raband II SS. 63 — 66. 
v.Rönne 11 2, 88. 123, 124. 
©. Meyer, 88. 189, 190. 
Seydel Comm. 118. Selli- 
net: die rechtliche Natur der 
Staatenverträge. Zorn: die 
deutſchen Staatöverträge in 
Ztichr. f. d. gef. Stantdwifl. 1880, 


1—39. Pröbſt der Abſchluß 
völferrechtlicher Verträge in 
Hirths Ann. 1882, 241 ff. 
Unger in Grünhut's Ztſchr. 
f. Hriv. n. öff. NR. VI 349 |. 
Ziemlich troftlo8 ift die Behand» 
lung der Materie beiBluntſchli 
88. 402—461; ganz troſtlos bei 
Heffter-Geffden 88. 81L—99. 
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Staaten tiber Gegenftände des flaatlichen Lebens; alles mas 
fih auf das ftaatliche Xeben bezieht, kann zum Gegenſtande 
eine zmwifchenftaatlichen Vertrages gemacht werden;? ob es 
fih um Gegenftände der hohen Politik, des wirthichaftlichen 
Lebens, der Rechtspflege, handelt, ift für die juriftifche Be— 
trachtung völlig irrelevant.? Ebenſo ift völlig irrelevant, ob 
an dem Abſchluß des Vertrages nur zwei oder mehrere 
Staaten betheiligt find: es ift ſchlechterdings nicht einzufehen, 
wie aus der Zahl der Contrahenten ein Unterſchied der 


juriftifchen Betrachtung follte rejulticen fünnen.* 


2 Laband II 152. 

3 Inden Syitemen des Völ⸗ 
ferrechted werden in Webertra- 
gung der privatredhtlichen Scha- 
blone auf das Hffentliche Recht 
beftimmte Borausfegungen be- 
züglich des Inhaltes der Stantd- 
verträge alöjuriftiiche behauptet: 
der Bertragsinhalt darf nicht 
unmöglich, nicht unfittlich, nicht 
früheren Verträgen mit anderen 
Staaten wider|prechend, der Ab- 
ſchluß darf nicht mit Zwang er: 
wirft fein. Alle dieſe Erörte- 
rungen find für das öffentliche 
Recht ganz unbraudbar. A. 4. 
Sellinet 59 ff. Alles, was 
fähig ift, Rechtsſatz zu fein, 
kann den Bertragsinhalt bilden. 
Bol. auch die charakteriftiichen 
Grörterungen bei Bluntſchli 
88. 409—412. Heffter-Geff- 
den 88. 83 ff. 

A. A. indbef. Bluntſchli 
88. 12, 13, 402, ebenſo die 
übrigen Theoretifer. Man con- 
ftruirt auf Grund jener that- 
fachlichen Verſchiedenheit zwei 


Kategorieen von Verträgen, die 
Staatsverträge und die völfer- 
rechtlichen Verträge. Sp jagt 
Bluntſchli: „verichieden von 
den Verträgen, welche befonderes 
Dertragsreht unter den Ver—⸗ 
tragsparteien begründen, iſt 
eine völferrechtliche Uebereinkunft 
mehrerer Staaten, welche eine all- 
gemeine Nechtöregel ausſpricht. 
Sm legteren Falle ift das pac- 
tum instar legis und es ent- 
jteht dem Inhalte nad) Geſetzes⸗ 
recht, wenn aud in der viel- 
koͤpfigen Form der Bereinbarung. 
Sehr viele Beftimmungen der 
völferrechtlichen Congrefſe haben 
diefen leßteren und nicht den 
erjteren Charakter und begrün- 
den daher nicht conventionelles, 
fondern nothwendiges Recht.” 
„Die gemeinfame Erflärung des 
übereinftimmenden Willens ift 
nur dann ein wirflicher Vertrag, 
wenn diefer Wille dahin gerichtet 
tft, fi je den anderen Parteien 
gegenüber dadurch zu verbinden, 
nicht aber, wenn in demſelben 
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Der juriftiiche Charakter der StaatSverträge bildet einen 
Hauptcontroverspunft der Jurisprudenz feit alter Zeit big 
auf diefe Stunde. ft das Recht zu definiren als ver 
Compler von Imperativen, welde der Staat an feine Unter- 
thanen richtet und mit Zwang fihügt, fo ergibt fich hieraus 
mit logiſcher Nothwendigfeit, daß Staatsverträge als 
folche gar feinen juriftifhen Charakter haben, da 
es jich bei denfelben an fih nicht um Befehle des 
Staates an die Untertbanen, fondern um Ber: 
abredungen von Staat zu Staat handelt und da 
voneinem Zwangsſchutze rechtlicher Art bei folden 
Berabredungen nicht die Rede fein fann. Während 
der privatrechtliche Vertrag feinen Zwangsſchutz durch Die 
Mittel der Staatsgemalt findet, entbehrt der jogenannte 
Staat3vertrag völlig des rechtlichen Zwangsſchutzes, da Die 


nur die Heberzeugung fund ge- 
geben wird von dem, was all- 
gemeine Rechtdordnung fei und 
daher auch von jedem Staate 
beachtet werden müfe. Was 
völferrechtlic im Gewande des 
Bertragdrechted ericheint, ift bei 
näherer Prüfung oft dem Wefen 
nach Geſetzesrecht, d. h. eine 
Rechtsregel, deren nothwendig 
verbindliche Kraft durch den 
Vertrag nur anerkannt und be- 
ftätigt, nicht erft neu begründet 
wird.” „Das jog. conventionelle, 
d. b. auf Bertragswillen be- 
ruhende Bölferrecht ift nur bin- 
dend für die Bertragsparteien, 
dad nothwendige Völkerrecht da- 
gegen bindet, joweit jeine Noth- 
wendigfeit reicht (sic!), aud) die 


Staaten, welche ſich nicht erklärt 
haben, ja jogar Difjentirende 
Staaten (!). Die Zweifel, ob 
ein Rechtsſatz nothwendig oder 
nur ceonventionell ſei, find nicht 
durch den bloßen Hinweis auf 
einen Staatsvertrag zu bejeitigen, 
welcher bdenjelben ausſpreche, 
denn in dem Bertrage kann jo» 
wohl conventionelled Recht will- 
fürlich fejtgeftellt, ald nothwen- 
dDiged Recht gemeinfam audge- 
ſprochen worden fein.” Das 
find völlig willfürliche jubjective 
Meinungen Bluntjchli’s, wel- 
che ded juriftiichen Untergrundes 
durchaus ermangeln. Aehnlich 
wie Bluntſchli auch Heffter- 
Geffcken ©. 18. 


422 


Aufrichtung eines diefen Rechtsſchutz verbürgenden Welt- 
tribunales bis jeßt ein frommer Wunſch der Theoretifer ge- 
blieben if. Der Staatsvertrag als folder reiht 
fomit nit bi8 in die Sphäre des Rechtes hinein, 
fondern ift nur ein Beftandtheil des Moralge- 
bietes und führt zu Unrecht die juriftifche Bezeich— 
nung Bertrag. 

Der Bertrag gewinnt jedoh den Rechtscharakter 
dadurd, daß die zwifchenftaatlihe Vereinbarung 
zum Gefeg oder zur Berordnung erhoben wird. 
Als Gejeg oder als Verordnung können die Süße 
der zwifchenftaatlichen Vereinbarung zum Befehl 
an die Untertbanen werden und dDadurd den Rechts— 
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harafter gemwinnen.® 


5 ©. oben B. I 105—106, 
ferner Zorn a. a. O. 9; vgl. 
Laband II 153: „ein Staat?» 
vertrag hat an und für ſich gar 
feineftechtöwirfungen nach innen, 
fondern einzig und allein nad) 
außen.” Sehr treffend Thu: 
dichum Verf. R. d. nordd. Bun- 
des 91. Jellinek 6 ff. ſucht 
den Nachweis, daß Staatöver- 
träge auch ſchon an fich juriſtiſch 
„etwas find” von dem Yunda- 
mentalfage aud zu erbringen: 
daß dad Necht theild aus Ge— 
boten, weldye der Staat an fidh 
jelbft richtet, theild aus jolchen, 
welhe er an die Unterthanen 
richtet, beftehe. Unter die eritere 
Kategorie von „Recht“ falle ein- 
mal das Völkerrecht, |peciell die 
GStaatöverträge, fodann aber aud) 
dad ganze innere Staatörecht. 
Definire man Recht ald Smpera- 


Nur Diejenigen Staatöverträge 


tive ded Staates an die Unter- 
tbanen, jo falle nicht allein das 
Völkerrecht, jondern auch dad 
ganze innere Staatsrecht aus 
dem Rahmen des Rechtes heraus. 
In höchſt anregender Weife be- 
handelt Sellinet von dieſem 
Fundamentalſatze aud die Lehre 
von den Gtaatöverträgen und 
Staatenverbindungen. Daß der 
Fundamentalſatz unhaltbar iſt, 
läßt fih an dieſer Stelle nicht 
ausführlich begründen. Blunt- 
ſchli 8.410 erhebt fi) zu dem 
zwar pathetiichen, aber jchwer- 
lih juriftiihen Gabe: „die 
Rechtöverbindlichkeit der Staa- 
tenverträge beruht auf dem 
Rechtsbewußtſein der Menfchheit 
undift einnothwendiger Beitand- 
theil der völkerrechtlichen Welt- 
ordnung!” 

6 Unhaltbar ift die Auffaffung 
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aber, welche in dieſer Weile in den Kreiß des Rechtes auf- 
genommen find, haben überhaupt einen juriftifchen Charakter, 
die übrigen nicht. Correct wird demgemäß in mehreren 
Staaten die Publication eined Staat3vertraged immer durch 
ein beigefügtes Geje oder Verordnung vorgenommen, eine 
Praris, die man allenthalben befolgen follte, da nur durch 
fie der juriftifche Charakter der Staat3verträge zum richtigen 
Ausdrud gebracht wird.? 

Staat3verträge find fomit an fi lediglich 
factifche Berabredungen zwifhen mehreren Staaten; 
den Rehtsharafter empfangen fie, indem fie mit 
der Kraft des Gejeges oder der Verordnung aus— 
geftattet werden. 


II. Der Abſchluß. 

Wenn auch die Staatöverträge an fich feinen Rechts⸗ 
harakter haben, fo iſt doch ihre moralifche Bedeutung für 
den internationalen Verkehr eine fehr große; das zwiſchen 
mehreren Staaten verpfändete Wort, einer beftimmten Ver: 
einbarung den Nechtscharafter gemäß den Formen der inner- 


nur die Sontrabenten” (185) ift 
auf Staatöverträge „ihrer juri- 
ftifchen Natur nah” unan- 
wendbar. 

7 &3 gefchah dies auch in der 


Laband's a. a. O., daß die 
Staatsverträge nur „Rechtsge⸗ 
ſchäfte“ ſeien, „durch welche nur 
die Contrahenten gegen einander 
Anſprüche und Berpflichtun. 


gen begründen”. Staatöverträge 
fönnen begrifflich niemals 
„Rechtsgeſchäfte“ fein, weil es 
folhe auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes überhaupt 
nicht gibt. Der privatrechtliche 
Saß „Verträge verpflichten ihrer 
juriftiihen Natur nad immer 


Mehrzahl der deutichen Einzel- 
ſtaaten, ebenjo gejchieht dies in 
Stalien und in Belgien. Bal. 
E. Meier 330 ff. Laband II 
157 („Loi qui approuve la 
convention* — — Art. unique: 
„La convention — — sortira 
en plein et entier eflet“). 
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ftaatlihen Rechtsfegung verleihen zu wollen, gibt der Ber- 
einbarung eine Kraft, welche die des formalen Rechts 
vielleicht noch übertrifft. 

Da in dem Abfchluß der Vereinbarung unter den Staaten 
das bindende Berfprechen liegt, den Inhalt derjelben zum 
Recht erheben zu wollen, fo ergibt fich mit logischer Noth- 
wendigfeit der Sat: daß als Subjecte von Staat3- 
verträgen nur ſolche Staaten in Betradt fommen 
fönnen, welche bezüglich der Rechtsſetzung unbe- 
Ihränft find, d.i. fouveräne Staaten.® Demgemäß 
find die fog. balbjouveränen Staaten nicht fähig, Staat3- 
verträge abzufchließen, da fie bezüglich der Rechtsſetzung von 
einer übergeordneten Gewalt bedingt find. In zujammen- 
gefegten Staaten bemißt fich die Vertragsfähigkeit nach der 
Souveränetät: im Staatenbund und bei Perfonalunion find 
die Einzelftaaten, im Bundesftaat die Centralgewalt berech— 
tigt zum Abſchluß der Staatsverträge.? 

Dies Princip ift auch in den drei eriftirenden Bundes⸗ 
ftaaten anerkannt, jedoch mit der Modification, daß auch den 
Einzelftaaten bis zu einem gewiſſen Grade das Bertragd- 
recht eingeräumt wird. In der eidgenöffifchen Bundesver- 
fafjung!V ebenfo in der Unionsverfaffung finden fich hierüber 
ausdrüdliche Vorſchriften: die Einzelftaaten haben demgemäß 
das Bertragsrecht als von der Gentralgewalt übertragenes 
und in feinem Umfang beftimmtes Recht. 

Die deutfche Reichsverfaſſung enthält eine pofitive Vor⸗ 


s Die Politik allerdings bat | °? Es gelten bier durchaus 
diefen Sag häufig bei Seite ge= | die nämlichen Sätze wie im Ge» 
jest; vgl. aber 3. B. für Bul- ſandtſchaftsrecht (j. unten). 

arien den Berliner Bertr. v. 13. 10 Eidg. BB. a. 9. Const. of 

uli 1878 a. VII. the U. St. a. I. sect. 10 8. 1. 
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ſchrift hierüber nicht; principiell haben die Einzelſtaaten das 
Vertragsrecht verloren; die Schriftfteller!! nehmen allerdings 
an, daß den Einzelftaaten innerhalb der ihnen überhaupt 
verbfiebenen Competenz auch das Vertragsrecht verblieben 
fer!!a; dieſe Anficht ift jedoch Mangels eines diefelbe begründen 
den pofitiven Nechtsfages nicht als richtig zu betrachten; 
Prenßen läßt auch correcter Weije feine Staatöverträge durch 


das Neich abfchliegen. !? 


In welcher Weife erfolgt nun der Abſchluß von Staats» 


berträgen ? 


Die herrichende Lehre!s. unterfcheidet zwiſchen der völker⸗ 


1 & Meier 271; Yaband 
II $. 66; Seydel 118; 
Pröbft bei Hirt 245. 
&. Meyer $. 188. „Diefer 
Sag ift jo zweifellos und un- 
beftritten, und dur eine fo 
eonftante und wmangefochtene 
Praxis befräftigt, daß er Feiner 
weiteren Begründung bedarf.” 

!11e ©. hierüber die eingehende 
Iuterſucung von Pröbſt bei 
Hirth 2 

2 €. Meier 272. 

13 Diefelbe wurde begründet 
durch ein von Gneiſt dempreuß. 
AbgHhH. erftattetes Gutachten, ab- 
gedrudt bei&.Meier337— 368. 

Diejelbe führt zu einem un- 
lösſsbaren juriftiihen Dilemma, 
indem der Monarch, dem allein 
der „Abſchluß“ zufommt, ben 
Vertrag dann nicht in „Wirk: 
ſamkeit“ fegen kann, wenn die 
Bolfövertrefung ihre Zuftim- 
mung verjagt; der Bertrag hat 
dann nur Rechtskraft „nach 


außen“, aber nicht „nach innen“. 
Ob dieſe Rechtskraft „ma 

außen” irgend welchen Wert 

hat, möchte allerdings zweifel⸗ 
haft erjcheinen. Daß der von 
Gneiſt behauptete Satz: daß 
der Monardy allein zum völfer- 
rechtlichen „Abſchluß“ berechtigt 
jei ald Sat des „Völkerrechtes“ 
nicht eriftirt, ht E. Meier 
91ff. ans Theorie und Praxis 
uniberteglich nachgewiejen. In 
England iſt allerdings die 
Gneiſt'ſche Anſicht pofitiveg 
Recht, in der Union geht man 
ſogar ſo weit als Rechtsſatz zu 
behaupten, daß dad Repräſen⸗ 
tantenhaus ſeine Zuſtimmung 
gar nicht verweigern dürfe; das⸗ 
ſelbe hat dann alſo nur das 
Recht der Kenntnißnahme des 
von Präſidenten und Sergt 
abgeſchloſſenen Vertrages. S. 
die zugführliche und je [tige 
Daritellung bei eier 
115ff., 163ff. Laband accep- 


426 BuhXI. Das äußere Staatörecht ded Deutichen Reiches. 


rechtlihen und ftaatsrechtlichen Seite, demgemäß zwijchen 
völferrechtlichen und ſtaatsrechtlichen Wirkungen, zwijchen 
Abſchluß und Durchführung des Vertraged. Sind die obigen 
Grundfäge richtig, jo eriftiren dieſe Unterfchiede für das 
Recht nicht: es fann dann für das Recht überhaupt 
nur don einer ſtaatsrechtlichen Seite und ftaat$- 
rechtlichen Wirfungen die Rede fein, der Bertrag 
fann ala im juriftifhen Sinne abgejdhloffen erft 
betrachtet werden, wenn er überhaupt den Rechts— 
harakter empfangen hat und dies fann er nur 
entweder in der Form des Geſetzes oder in der 
der Berordnung. 

Die Tehriftlichen oder mündlichen Verhandlungen zwiſchen 
Bertretern der Staaten, die Yeltitellung und Genehmigung 
des Textes, die Unterfchrift des Tertes durch die Bevoll- 
mädhtigten, ja eventuell durch die betreffenden StaatSober- 
häupter felbjt führen immer nur bis zum Entwurf eines 
Rechtsſatzes, nicht bis zum Nechtsjage felbft. 

Zum Recht wird der Bertrag nur als Gejeg 
oder Verordnung Die Neichiverfafjung enthält über 


tirt die Gneiſt'ſche Theorie ala 
poſitives deutſches Recht II 159, 
170f.; eben ©. Meyer 
88.189, 190. 

Das Dilemma ift einmal ein 
practijch jederzeit mögliches und 
es iſt feine Löſung defjelben, wenn 
Gneiſt behauptet, in jolchen 
Fällen gehe immer dad Völker⸗ 
recht als das höhere Recht dem 
Staatsrecht vor. Bluntidli 
©. 73 meint gerade entgegen- 
gejegt: „in dieſen Dingen geht 
das Staatsrecht dem Bölfer- 


recht vor.” Es ijt vorallem 
theoretifch unmöglid, daß 
ein derartiger Wider— 
ſpruch zwifhen Recht und 
Recht angenommen werden 
fünne: „die Giltigkeit 
laßt fich nicht Spalten: ein 
Bertrag kann nicht nad) 
außengiltigundnadhinnen 
ungiltig fein”, bemerkt mit 
Recht Unger ©. 355. Dal. 
über die ganze Streitfrage Zorn 
16—20, 22—25; &. Meier 
103—114; Bluntſchli 8.404. 
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den Abſchluß von Berträgen nur folgende vielumftrittene 
Beitimmung:'* 

„Der Kaifer hat das Reich völkerrechtlich 
zu vertreten, im Namen ded Reichs — — 
Frieden zu Schließen, Bündniffe und andere 
Berträge mit fremden Staaten einzugeben. — 

Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten 
fih auf ſolche Gegenftände beziehen, welde 
nad) Artifel 4 in den Bereih der Reichs— 
gejeßgebung gebören, ift zu ihrem Abſchluß 
die Zuftimmung des Bundesratbes und zu 
ihrer Giltigfeit die Genehmigung des Reichs— 
tages erforderlid.“ 

Diefe Säge 6 bieten der Interpretation große Schwierig- 
feiten. 

Zunächſt ift das Necht, Verträge „einzugehen“ dem 
Kaifer übertragen als ein Stüd der allgemeinen Function, 
das Reich „völferrechtlich zu vertreten.“ Darin liegt einmal 
die Competenz, behufs Verhandlung und Bereinbarımg von 
Verträgen Vertreter zu ernennen und zu beauftragen, mit 
Vollmacht und Inftructionen zu verjehen. Kein anderer 


“MB. a. 11 Abi. 1u 
Nah dem urjprünglichen Ent: 
wurfe der nordd. RB. follte 
nur der Bundesrath und nur 
bei Handeld- und Schifffahrts- 
verträgen ein Recht der Zu- 
ftimmung haben; die verbündeten 
Regierungen dehnten dad Recht 
auf alle Verträge aus und der 
eonitituirende Reichötag fügte 
noch jeine „Genehmigung“ bin- 
zu. Aus Diefer Mofaikarbeit 


mag ſich Die unglüdjelige Rebac- 
tion des a. 11 enläten. La: 
band II 1641. I. Pr. BU. 
a. 48, bier wird * uftimmung 
der BVolfävertretung zur Giltig⸗ 
feit nur erfordert für Handels⸗ 
verträge und jolche, welche „dem 
Staate Laften oder einzelnen 
Staatsbürgern Verpflichtungen” 
auferlegen. 

15 Weberfchreiten bie Bevoll⸗ 
mäcdhtigten ihre Snftructionen, 
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Factor hat hieran Theil. Nur zu den Verhandlungen über 
Handelsverträge mit Oefterreich-Ungarn und der Schweiz 
jollen Vertreter der angrenzenden Einzelftaaten,!S ebenfo zu 
den Berhandlungen über Poft- und Zelegraphenverträge 
Bertreter der etwa an die betreffenden Staaten angrenzenden 
Einzelftaaten beigezogen werden. 17 

Sodann aber ift aus der dem Kaifer übertragenen Pflicht, 
das Reich völferrechtlich zu vertreten, noch eine weitere Fol- 
gerung zu ziehen. Die Rechtsſetzung liegt im einfachen 
monardifchen Staate beim Zräger der Souveränetät, dem 
Monarchen, in welchem principiel die ganze Fülle der 
Staatdgewalt concentrirt ift, auch dann, wenn er ſich con⸗ 
ftituttonell befchränft hat. Dieſe Rechtsſetzung erfolgt durch 
den pofitiven Act der Sanction, welcher zugleich daS negative 
Recht des Veto einschließt. Handelt es fi) nun bei dem 
zu fegenden Rechte um einen Inhalt, welcher zuvor mit einen 
dritten Staate auf dem Wege des Staatsvertrages verein- 
bart worden ift, jo fpriht man von Ratification.!® In 
denjenigen Staaten, in welchen Staatöverträge den Rechts— 
harafter dadurch einpfangen, daß fie im Rahmen eine Ge⸗ 


7 Schl. Prot. 3. VerſV. mit 
Bayern v.23. Nov. 1870 3. XI. 
18 Weber diefen Begriff herricht 
feinedwegs Einverftändniß. Val. 
Zorn 2dff. Eine andere begriff- 
lihe Auffaffung der Ratification 


entwidelt Laband II 184. Bal. 
auch Jellinek 54ff., der ſich 
mit großer ntichiedenbeit 
(„ganz unrichtig”) .gegen die An- 
jicht wendet, daß in der Rati—⸗ 
fication der Geſetzesbefehl an 
die Unterthanen liege. Unklar 
u. widerſpruchsvoll Bluntſchli 
ss. 419—421, noch unklarer 
Heffter-Geffcken $. 87; auch 
Geffcken durch ſeine der Note 3 
beigegebene Erörterung ©. 190 
bi8 192 bringt feine Klarheit. 


— — — — 
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fees oder eimer Verordnung erjcheinen, (Belgien, Italien) 
fallen Ratification und Sanction äußerlich auseinander; Die 
Sanction hat in diefem Falle Teinerlei fie unterfcheidende 
Beſonderheit, die Ratification aber bedeutet lediglich 
die formelle Erklärung des Staat3oberhauptes 
gegenüber dem oder den anderen Gontrabenten, 
daß der Staatdvertrag der getroffenen Berab- 
redung gemäß den Rechtsſscharakter empfangen, in 
Rechtskraft getreten fer. Herkömmlich werden Die 
Ratificationsurkunden zu gleicher Zeit ausgetaufcht, wodurch 
das gleichzeitige Inkrafttreten des Vertrages in allen bethei- 
Iigten Staaten gefichert ift. 

Wo jedoch diefe Form nicht beobachtet wird, wie in 
Preußen und im Deutfchen Reiche, fallen Sanction und 
Ratification zufammen Was bei den gemöhn- 
lihen Gefeten und Berordnungen die Sanction 
ift, das ift bei denjenigen Gefegen und Berord- 
nungen, welde ihren Inhalt aus einem mit einem 
fremden Staate abgejchlofjenen StaatSvertrage 
entnehmen, die Ratification. Die Ratification hat 
demnady in diefem Falle eine Doppelte Bedeutung: einmal 
die oben charakterifirte formelle gegenüber dem oder den 
anderen Contrahenten, jodann die der Sancdion. Rati- 
ficatiom ift nach preußifch-deutfhen Rechte Sanc- 
tion der Staatsverträge als Geſetz oder Verord— 
nung." 

Die Sanction ift im einfachen monarchiſchen Staate das 
oberfte Recht des Monarchen. Im Deutichen Reiche fehlen 


1 Zorn a. a. DO. 25f., 30. | tion unterjcheidet, und erftere 
A. A. Taband II 188 ff. der | dem Kaifer, lebtere dem Bun- 
zwiichen Ratification und Sanc- | deörath zuweiſt. 
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pofitive Rechtsſätze bezüglich des Sanctionsrechtes; die prin: 
cipielle juriftifche Conftruction aber führt zu den beiden 
Sägen: 1. der Kaifer bat nicht das Sanctionsrecht bei 
Reichsgeſetzen, da a. 5 den Kaifer gar nicht al3 einen für 
das Zuſtandekommen der Neichögefee nothwendigen Factor 
erwähnt und a. 17 dem Kaijer nur formelle Berechtigungen, 
„Ausfertigung und Verkündigung“ zuweiſt; 2. der Bundes- 
rath als Repräfentant des Trägers der Souveränetät hat 
den Reichsgeſetzen die Sanction zu ertheilen. 2 

Diefe principiellen Sätze erfahren nun bezüglich der— 
jenigen Geſetze und Berorönungen, welche auf Staatsver- 
trägen beruhen, eine Modification. Indem die Berfaflung 
dem Kaifer die gefammte völferrechtlihe Vertretung des 
Neiches und als einen Beftandtheil derjelben das Recht zu: 
weiſt, Staatöverträge mit fremden Staaten „einzugehen“, 
wollte fie, wenn man ſich auch diefen Gedanken ſ. 3. bei 
Berathung der Berfaffung in Folge. der überhaupt bezüglich 
der rechtlichen Natur der Staatöverträge herrſchenden Ber- 
wirrung nicht zum Maren Bewußtſein gebracht hat,?! den 
Kaijer ein Recht einräumen, welches er bezüglich der ge= 
wöhnlichen Gefege und Verordnungen nicht hat, nämlich das 
Sanctionsreht. Der Kaifer hat verfaffungsgemäß 
das Recht, Staatdverträge mit fremden Staaten 
einzugehen, d. i. zu ratificiren; die Ratification 
aber fchließt das Sanctionsrecht und dieſes das 
negative Recht des Veto ein. Diejer juriſtiſche Sinn 
it dem Worte „eingehen“ beizulegen; das Recht des Kaiſers 


2 Raband II 29ff.; Zorn | Zwiegeipräh des 2 Minifters 
SLR. I. 113. Itzenplitz und des Abg. Kette. 

2ı Diefe Verwirrung erhellt Vgl. hierüber Laband II 174 ff. 
aus Nichts Harer. ald aud dem | &. Meier 278. 
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ift alfo bier genau das Monarchenrecht im einfachen monar⸗ 
chiſchen Staate, das der Kaifer bei den gemöhnlichen Gejegen 
nicht bat. ? 

Der Kaiſer ift jedoch in Beziehung auf diejes 
Recht conftitutionell beſchränkt: das ift der ein- 
fache und erfhöpfende Sinn des in refultatlofem 
Streite jo vielumftrittenen dritten Abfages von 
a.11. Soweit die Form der Berordnung ausreicht, um 
einem Staatövertrage die Rechtskraft zu geben, ift der Kaifer, 
abgefehen von der gemäß RB. a. 17 auch hier unbedingt 
erforderlihen Contrafignatur des Reichskanzlers?s gänzlich 
unbejchränft, auch der Bundesrath hat für diefe Sphäre 
feinerlei Competenz der Mitwirkung. 

Kein anderer Factor der deutfchen Staatsgewalt aber 
ift beredhtigt, Verträge mit fremden Staaten einzugehen. ?* 

Wo aber die Form des Geſetzes nothmendig ift, 
bedarf der Staatsvertrag um in Rechtskraft zu 
treten, der Zuftimmung von Bundesrath und 
Reihötag, da muß derjelbe gemäß a.5 bezm. a. 78 
der Berfaffung verabjchiedet werden? und braudt 


2 Zorn 31. 
23 Raband II 183%. 


| fih aus neuerer Zeit noch fehr 
| vermehren lafien. Mit Laband 


#4 Qaband II 181 hankelt 
ausführli von der „nicht 
Iolennen Bertragdform” d. i. 
wenn Minifter, Gejandte ac. 
den Bertrag als definitiven ab- 
thließen. Gegenüber dem prä- 
cifen Wortlaut der Berfaflung 
erſcheint dies aber überhaupt 
unzuläflig, in der Praris ift 
allerdings die Laban d'ſche An- 
fiht recipirt. Vgl. die 1811, 
182! gegebenen Beijpiele, die 


übereinft. auch Pröbſt 281. 

5 Bol. Zorn 29, 32; Thu» 
dichum VerfR. d. nordd. B. 
108, 127; Bluntſchli 8. 234 
u. beſ. Meier 268, 281, wäh— 
rend Laband II 174ff. aus 
Wortlaut und Entſtehungsge— 
ihichte des a. 11 der RB. eine 
rechtlich verſchiedene Mitwirkung 
von Bundesrath und NReichdtag 
beim Zuftandefommen von 
Staatöverträgen beduciren zu 
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überdies noch die faiferlihde Ratification = Sanc- 
tion. Diefe legtere kann demnach nicht ertheilt werden bezw. 
wäre nichtig, wenn die Zuftimmung vom Bundesrath oder 
Reichstag verweigert wurde; fie kann gleichfalls nicht ertheilt 
werden bezw. wäre nichtig, bevor Bundesrath und Reichs— 
tag zugeftimmt haben;?6 die Verfaſſung fieht feinen einzigen 


können glaubt; der Bundesrath 
fol das Recht haben, ſchon vor 
dem völferrechtlichen Abichluß 
d. i. der Unterzeichnung des Ent- 
wurföterted gehört zu werden 
und feine „Zuftimmung” Toll 
rechtlich nothwendig zu Diejem 
„Abſchluß“ ſein. Vgl. ferner 
Pröbſt 281ff., beſ. 285, 309. 

26 Richtig E. Meier 110ff.; 
v. Mohl das deutſche Reichs⸗ 
ſtaatsrecht 304; vgl. Zorn 26, 
31; Unger nimmt bei Erthei— 
lung der Ratification vor er- 
folgter Zujtimmung der Volks⸗ 
vertretung eine ſuspenſiv bedingte 
Biltigkeit an, |. dagegen Zorn 
a. a. O. Auch Laband und 
G. Meyer nehmen eine „Rechts⸗ 
pflicht des Kaiſers an, die Zu— 
ſtimmung des Reichstages vor 
Ertheilung der Ratification zu 
erholen, ſprechen ſich aber nicht 
über die Rechtsfolge einer Ver— 
tesung diefer NRechtöpflicht aus; 
die Aeußerungen Laband's 
160, 170, 185 laſſen ſich ſchwer⸗ 
lich in Einklang bringen. 
„Das Staatsoberhaupt, ſo be- 
merkt E. Meier zutreffend, iſt 
an die Zuſtimmung der Volks— 
vertretung gebunden, jo daß 
diefe Zuftimmung zurredt- 


lihen Exiſtenz des Ver— 
trages nothwendig iſt. Es 
ibt alſo inſofern keine dem 
taatsoberhaupt ausſchließlich 
zuſtehende Vertragsſchließungs⸗ 
gewalt, die Vertragsſchlie— 
Bung iſt einfahb auf den 
Weg der Geſetzgebung ver- 
wiejen.” „Indem die Zu- 
ftimmung der Bolkövertretung 
zum Abſchluß des Vertrages er- 
fordert wird, jo madt der 
Mangel diejer Zuſtim— 
mung den Bertrag nidt 
blo8 unvollziehbar, jon- 
dern geradezu ungiltig. 
Ein onflict zwiſchen 
Staatövertrag und Geſetz 
fann mithin nicht ein- 
treten, Staat3vertrag und 
Geſetz find eben identiſch. 
Wo kein Geſetz zu Stande 
gekommen ift, ift auch fein 
Staatövertrag zu Stande 
gekommen.“ Der veutid: 
öfterreichifche Handelövertrag v. 
16. Dec. 1878 (RGB. 365) 
wurde ratificirt und publicitt, 
bevor der Reichſtag die Zu: 
ftimmung ertheilt hatte; dieſes 
Berfahren war nach dem oben 
Audgeführten wider die Ber- 
faffung und der Vertrag nichtig. 
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Ausnahmsfall vor, ein „Nothverordnungsrecht“ kennt das 
Reichsſtaatsrecht auch für Staatsverträge nicht. 2? 

Bundesrath und Reichstag Tünnen bei der Behandlung 
eines Staatövertrages ganz ebenfo wie bei Geſetzentwürfen 
Abänderungsanträge bejchliegen,2° welche allerdings bier zu 
einem fehr weitläufigen Verfahren nöthigen werden, um den 
Entwurf doch zu einem Abfchluffe zu bringen. 

Der Hinweis auf a. 4 der AB. ift ohne Sinn,” da es 
fih bei a. 4 um die Abgrenzung des „Bereiches der Reichs⸗ 
gefeßgebung“ gegenüber dem Bereiche der Einzelftaaten, bei 
a. 113 aber um die Abgrenzung des Bereiches der Gefek- 
gebung von dem der Verordnung handelt. Daß Friedens- 
verträge immer nur in die Sphäre der Verordnung einzus 
reihen feien,®° läßt fich juriftifch nicht erweifen, jo zweck⸗ 
mäßig e8 auch fein möchte: zwar weift a. 11! dem Kaifer 
das Recht zu, „Frieden zu fchliegen“, a. 11° aber fordert 
generell die Zuftimmung der beiden gejeggebenden Yactoren, 
„infoweit die Verträge in den Bereich der Gejegebung fallen.“ 

Meber die Abgrenzung der Sphäre von Geſetz und Ver- 
ordnung ſ. oben B. I, 128 f. * 


7 Raband II 171 bemerkt 
dagegen, es heiße vom fremden 
Staate Unerfüllbares fordern, 
wenn er, wie Died nach der im 
Text vertretenen Anficht uner— 
läßlich it, die Legitimation des 
ihm gegenüberftehenden Gontra- 
henten erft prüfen müfle, |. da- 

egen Zorn 34 u. bei. Laband 
Ferbft II 161: „ed it in der 
That nicht möglich, diefen Rechts⸗ 
fag (von der Legitimationsprü- 
fungspflicht) zu leugnen, ohne 
mit den Grundbegriffen des 
Zorn, Staatsrecht IL 


Recht? und der Logik in Con» 
flict zu gerathen.“ 

3 E. Meier 61, 222; La— 
band II 188; Zorn 25f. 

29 Uebereinſtimmend E. Meier 
294ff.; G. Meyer 48913; Ta: 
band II 16öff. 

Sp E. Meier 305 ff.; 
G.Meyer 5.4891; v.Rönne 
IT 8.124. Richtig Laband IL 
190 !u. die bier cit. Schriftiteller. 
Bol. au Pröbft 292, 314. 

3 Auch Zaband II 187. 
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Die Publication der Staatöverträge?? bat im Reichs— 
gefetblatt zu erfolgen. Die Staatöverträge find entweder 
Gefege, für welche diefer Modus der Publication durch RB. 
a. 2, oder Derordnungen des Kaifers, für welche der näm- 
liche Publicationsmodus vorgefchrieben iſt.s Jede Bubli- 
cation durch ein anderes Organ ift demnadh un— 
zuläffig.% 

Leider erfolgt nach preußifch-deutfcher Praxis die Bublica- 
tion der StaatSverträge in juriftifch ganz incorrecter Weife 
dadurch, daß nur der Tert des Vertrages abge- 
‚ deudt wird, ohne daß derjenige Act, welcher den Ber- 
trag zum Rechte macht, die Ratification, einen anderen Aus⸗ 
drud fände, al3 durch einen ganz formlofen Zufag.?* („Die 
vorftehende Uebereinkunft ift vatificirt worden und die Aus- 
wechlelung der KRatificationgurfunden hat ftattgefunden“.)3? 

Erft wenn die Ratification ertheilt ift, fann man im ju⸗ 
riftifchen Sinne von einer „Perfection“ des Vertrages reden, 
vorher ift überall nur ein, wenn auch) moraliih noch fo 
bindender doc rechtsunverbindlicher Entwurf vorhanden. °® 


2 E. Meier 329 ff.; La— 
band II 191ff.; beide in herber 
aber vollauf berechtigter Kritik 
ded gegenwärtigen Verfahrens. 

3 9.9.26. Juli 1867 (BGB. 
24) 8.1. 

34 Die Prarid kehrt fich hieran 
nicht, zahlreiche Staatsverträge 
find im Bentralblatt publicirt. 

35 Weber und gegen dieje „Still- 
fchweigende” Art, den Geſetzesbe⸗ 
fehlauertheilentabandI1157ff. 

36 Der allerdings nichtwie La⸗ 
band II 193 meint von einem 
„Seperlehrling der Staate- 


druderei” berrühren kann, da 
der Reichskanzler die Verant—⸗ 
wortlichfeit für den Inhalt des 
ROB. trägt. 

37 Den der ſchwediſchen ©. 
entnommenen Text einer bdeut- 
Ichen Ratificationdurfunde theilt 
Zaband II 179 mit. . 

38 Nichts iMuftrirt die wider- 
ſpruchsvolle Behandlung unferer 
Lehre mehr ald die folgenden 
Aeußerungen Labands: II 
181: „der Staatövertrag wird 
demnach perfect in dem Mo- 
ment der Unterzeihnung 
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Die Bermwirrung in der Lehre von den Staatöverträgen rührt 
hauptfächlich davon ber, daß man von „Abſchluß“ bereits 
redet, wenn die Bevollmächtigten den Entwurfstert feitge- 
ftellt und unterzeichnet haben;?? von diefem „Abſchluß“ unter- 
ſcheidet man dann den „definitiven“ „volftändigen“ Abjchluß, 
der dann angenommen wird, wenn der Bertrag Rechtskraft 
„nah innen“ empfangen bat. „Abgeſchloſſen“ im juri- 
ftifchen Sinne kann aber doch ein Rechts-Act nur genannt 
werden, wenn eben an der Rechtskraft Nichts mehr fehlt. + 
Der „Abſchluß“ Tiegt eben in dem Befehl des Staates, den 
Inhalt des Bertrages als bindende Vorſchrift anzufehen.* 

Ueber die Form der Staatöverträge beſtehen im Allge- 
meinen Rechtsſätze nicht, wohl aber internationale Gepflogen- 
heiten verfchiedener Art. Ein Rechtsſatz iſt jedoch das fog. 
Alternat?? d. i. Staaten gleichen Ranges haben das 
Recht, in der für fie felbft beftimmten Bertrags- 
urfunde zuerft zu unterfchreiben und die eigenen 
Titel voran zu ftellen.* Neuerdings wird jedoch 


der Bertragsurfunde Durd | Ionbern lediglich ein Vertrags⸗ 
beide Contrahenten,“ da— urf.“ 


gegen aber 184: „der völker— 
rechtliche Bertrag wird 
erft durch die Ratifieirung 
abgeſchloſſen, erft durch Sie 
im juriftiihen Sinne perfect.“ 
(Die gejperrt gedrudten Säße 
find auch bei Kaband in der 
Neihen Weiſe hervorgehoben). 
Zum lepteren Sat bemerkt 
dann Laband N. 1: „die Au- 
toritäten des Völkerrechtes find 
hierüber völlig einverftanden.” 
„Sm Rechtsſinne eriftirt vor 
der Ratification der Staatdver- 
trag überhaupt noch gar nicht, 


> BL. Zorn 22 ff., 31f. 

„0 Peyer 8. 190. Laband 
II 192. 

a vg l. Windſcheid Pand. 


8. 3867 über den Satz: „per- 
fecta est emptio.“ 
#2 Ontgegengefeßter Anficht 


Laband II 

“3 Miener Rot v. 19. Aug. 
1815 a. VII. 

4 Preußen wurde das Alter: 
nat zuerit i. 3. 1741 von Fran: 
reich zugeftanden, |. hierüber 
Ranke preuß. Geſch. in 
Sämmtl. W. B. 27/728 ©. 497. 
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bei der Unterfchrift die alphabetifhe Reihenfolge 
beobadtet.* 

Die Eintheilung in Paragraphen, Artikel, Separatartifel, 
Schlußprotofolle u. dgl. hat Feinerlei juriftifche Bedeutung; 
der gejammte Inhalt des Vertrages bildet, mo Nichts 
Anderes vereinbart ift, ein juriftifch untheilbares und gleich- 
werthige8 Ganze. Nicht felten enthalten jedoch Nachtrags⸗ 
protofolle oder Separatartifel Declarationen oder Abändes 
rungen des Kauptvertrages. 


III. Die Aufhebung von Staatsverträgen. 


Handelt es fich beim Staat3vertrag an fich überhaupt 
nicht um einen felbjtändigen juriftifchen Begriff, fondern Löft 
fih derfelbe auf in die juriftiichen Begriffe des Geſetzes oder 
der Verordnung, fo gelten auch feine befonderen Rechtsfäge 
bezüglich der Aufhebung oder Beendigung der DVerträge, 
fondern es kommen hier lediglich die allgemeinen Grundſätze 
über Aufhebung von Gejeg oder Verordnung zur Anwens 
dung.*” Die „völferrechtlihen” Auflöfungsgründe haben 


5 Bol. Berliner Bertrag v. | hältnifje einfeitig gekündigt 


13. Zuli 1873 (RGB. 307%) 
Snternat. Dieterconvention v.20. 
Mai 1875 (RGB. 1876, 191). 
#6 Val. über das eigenthüm- 
liche Nechtöverhältnig, welches 
in diejer Beziehung beim Zoll: 
vereinigungövertrag v. 8. Zuli 
1867 obwaltet oben ©. 245. 
AT Die ganze Gtreitfrage, ob 
Verträge nur unter der clau- 
sula rebus sic stantibus ab- 
geichloffen werden und demge— 
mäß bei Aenderung der Ber: 


werden können, eine der bejon- 
deren Lieblingsmaterien des 
„Völkerrechtes“, iſt nur eine nın« 
ralifch = politiiche Frage und es 
fehlt dafür jede Möglichkeit einer 
juriftifhen Crörterung. Die 
Großmächte haben fi) unterm 
13. März 1871 auf den Sag 
geeinigt „que c’est un prin- 
eipe essentiel du droit des 
gens, qu’ aucune puissance 
en peut se delier des en- 
gagements d’un trait6 ni 
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dann nur moralijche Bedeutung und bieten höchften® den Grund 
für die juriftifche Aufhebung von Verträgen, köunen aber nicht 
diefe jelbft bewirken, fo insbeſondere die Nichterfüllung des Ver⸗ 
trage3 von der anderen Seite. Regelmäßig werden jett die 
Staatöverträge im Gegenfaß zu ihrer früheren „Ewigkeit“ auf 
Zeit abgejchloffen, treten jomit, falls feine Erneuerung erfolgt 
ipso jure mit Ablauf der Zeitfrift außer Kraft. Das Gleiche 
gilt bei Eintritt einer auflöfenden Bedingung, unter der der 
Abſchluß erfolgte, ebenfo bei Erfüllung, falls die Verträge 
nur einen beftimmten Zwed zum ©egenftand hatten, wie 
beifpielSweife die auf Gründung des norddeutichen Bundes 
gerichteten Auguft-Verträge von 1866 und die auf Gründung 
des deutſchen Reiches gerichteten November- Verträge von 
1870,%° Untergang eined der contrahirenden Staaten macht 
“den DBertrag wegen ermangelnder Vorausſetzung ipso jure 
hinfällig. Aenderung der Staatsform dagegen alterirt Die 
Geltung der Verträge nicht, * e3 fei denn, daß die Staat3- 
form eine unzmweifelhafte Vorausfegung bei Abjchluß des 
Bertrages gewejen wäre. Ausbruch des Krieges mit dem 
anderen Contrahenten hebt alle RechtSbeziehungen, alfo in8- 


en modifier les stipulations 
qu'& la suite de l’assentiment 
des parties contractantes au 
moyen d’ une entente ami- 
cale.“ Vgl. hieher die ſich viel- 
fad) widerjprechenden Aeuße— 
rungen von Bluntſchli 88.415, 
437 b—d, 454, 456, 457, 460, 
deren Vergleichung überaus 
lehrreich für das juriftiiche Ver⸗ 
ftändniß der Rechtsdisciplin des 
„Völkerrechtes“ iſt. Das Gleiche 
gilt von den Bemerfungen von 


Sellinet: die Lehre von den 
Staatenverbindungen 102 ff 
Heffter-Geffden $. 98°. 

# ©, hierüber oben B.I, 24, 
37, welche aufberausgegeichneten 
Erörterung von Hänel Stu— 
dien I, 89 ff. beruht. 

49 Die Großmächte einigten 
ih i. 3.1831 auf den ©a$: 
„les trait&s ne perdent pas 
leur puissance, quels que 
soient les changements qui 
interviennent dans l’orga- 
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befondere auch die aus Staat3verträgen rejultirenden auf, ® 
ed ſei denn, daß dieſelben gerade mit Bezug auf die Krieg- 
führung eingegangen worden wären, mie 3. DB. die Genfer 
und Petersburger Convention. 


8. 38. 
Aus Geſandtſchaftsrecht.“ 
I. Segriff und Quellen. 

I. Diejenigen Organe der Staat3gemalt, melde 
die internationalen Beziehungen des Staates amt— 
lich zu pflegen berufen find, bilden die Diplo- 
matie. In diefem weiteren Sinne gehören zur Diplomatie 


alle Beamten, denen die Pflege der auswärtigen Beziehungen _ 


obliegt, auch die des inneren Dienftes. Im engeren Sinne 
allerding3 pflegt man zur Diplomatie nur die Beamten des 
äußeren Dienftes zu rechnen. Jedenfalls aber muß es ſich 
bei diefem Dienft um Gefchäfte des Staates handeln 
(agentes in rebus publicis). Der diplomatiiche Berfehr 
fann ftändig oder nur vorübergehend unterhalten werden; 
die Regel bilden jet jeit Ende des 17. Jahrhundert die 
ftändigen Gefandtichaften.” Die Geſammtheit der bei einem 


nisation interieure des peu- ſchaftsweſens it viel bearbeitet: 
ples.“ vgl. die Angaben bei Miruß 
5 A. A. Bluntſchli 8. 461. | europ. GeſR. II. v. Ompteda 
I 2aband IIS.70.0.Rönne | Kiteratur des gefammten jomohl 
18. 44. 112 8.122. &.Meyer | natürlichen als pofitiven Völfer- 
88. 188— 190. Zorn in Hirth'8 | rechtes (1785). Ferner die Skizzen 
Ann. 1882, 81—126, dort auch | bei Martens - Geffcken 
die erforderlichen Angaben über | Guide diplomatique (s. A.) 
die völferrechtliche Literatur. $.1. Calvo droit internatio- 
2 Die Gefchichte des Gejandt- | nal I 456 ff. 
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Staate beglaubigten fremden Geſandten wird als diplo— 
matifche3 Corp3 bezeichnet. 

I. Das Gefandtfhaftsreht ift der Inbegriff 
aller auf die Diplomatie bezügliden Rechtsſätze, 
daffelbe bildet einen Theil des Staatsrechts und 
zwar de3 äußeren Staatsrechts. Das Gefandtichafts- 
recht hat feine juriftifche Baſis in dem Nechte der einzelnen 
Staaten. Ein Gefandtichaftsrecht, welches aus einer über 
den Staaten ftehenden Duelle flöffe und dieſe leßteren ju- 
riftifch bände, ift juriftifch nicht conftruirbar.? Wohl aber ift 
das Geſandtſchaftsrecht ein zu nicht unerheblichen Theile ge- 
meinjames Recht der Staaten. Die gemeinfamen Intereſſen 
führten vielfach zu gemeinſamer Uebung und -diefe zu ge- 
meinſamem Recht, fei e8 daß die pofitine Gejeggebung der 
Staaten übereinftimmend fich geftaltete, ſei es daß Die ge— 
meinjame Uebung ohne pofitive gejegliche Formulirung den 
Charakter von Gemwohnheitsreht annahm. Dazu kommen 
außerhalb dieſes juriftifchen Rahmens noch eine Reihe von 
gemeinfamen Grundfägen der Staaten im diplomatifchen 
Berkehr. Jedenfalls aber ift principiell jeder Staat 
beredtigt, auch das Gefandtfchaftsreht ganz nad 
jeinem fouveränen Ermeffen zu geftalten, wie jeden 
anderen Necht3zweig; der Staat ift in diefer Beziehung 
höchſtens durch moralifch-politifche, nicht aber durch rechtliche 
Pflichten gebunden. 


3 Die herrihende Meinung | „Gebräuche ded internationalen 
ift entgegengejegt, vgl. die Lehr- Verkehrs” und 2. „Itaatörecht- 
bücher des Bölferrechted. La⸗- | liche Grundſätze“; leßtere „finden 
band II 8. 70 nimmt eine Zwei- | nur in recht beſchränktem Maße 
theilung des Stoffes vor in 1. | Anwendung.” 

„Regeln des Völferrechtes” und 
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III. Das Geſandtſchaftsrecht hat der Natur der Sache 
ent|prechend eine Doppelte Seite, eine active und eine 
paffive Jeder Staat ſchickt Gefandte an ausmärtige 
Staaten und empfängt folche bei ſich active3 und paffives 
Gefandtfhaftsredht. Jeder Staat hat demgemäß zu= 
vörderſt Rechtsſätze aufzuftellen über die Rechte und Pflichten 
der von ihm ausgejandten diplomatischen Amtsträger, welche 
einen befonderen Theil des Beamtenrechtes bilden. 

Diefe Rechtsfäge aber finden ihre Anwendung in fremdem 
Staatögebiet. Wie läßt fich dies juriftifch conftruiren? 

Die Gefandten im fremden Staate find nicht Privat- 
perjonen, fondern Staatsbeamte, fie find zu dem Zwed in 
den fremden Staat gefchickt, um dort Zunctionen der Staats⸗ 
gewalt auszuüben, obrigfeitlich thätig zu fein, fie bilden 
ein Stüd der Staat3gewalt und üben das im- 
perium ihres Staates in einem fremden Staate 
aus.“ Die gefammte Thätigfeit der Gefandten ift 
eine amtlihde, darum obrigfeitlidhe; Alles was 
fie ala Gefandte handeln, handeln fie in Aus— 
übung ihrer Staat3gemalt. 

Die Staatögewalt aber reicht principiell nur foweit als 
das Staatögebiet. Nur was innerhalb des Staatdgebietes 
fi befindet, aber auch Alles was innerhalb des Staatsge— 
bietes fich befindet, iſt der Staatsgewalt rechtlich unter- 
worfen.® So das Princip. Dafjelbe erfährt jedoch mehrfache 
Modificationen; diefe Ausnahmen bedürfen aber immer eines 


+ Nach Laband II 245 er- | Alt Geſandtſchaftsrecht 8. 82. 
jcheint die8 überhaupt nicht | van Bynkershoek de foro 
möglih. ©. dagegen Zorn bei | competenti legatorum II 8. 2, 
Hirth 85. VIII 8. 1. 

5 Richtig Calvo I533. Falſch 
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bejonderen Titels. Auch die amtliche Thätigkeit der Gefandten 
bildet eine Ausnahme von jenem Principe der Territorialität 
des Rechtes, bedarf ſomit eines Titels. Diefer Titel "liegt 
im der Annahme des Gefandten; fie enthält nicht 
allein die Conceffion des Empfangsftaates an 
den fremden Gejandten, innerhalb de3 Staatsge— 
bietes ji aufzuhalten, fondern zugleid die Con— 
ceffion, in diefem Staatsgebiete amtlih na Maß— 
gabe der ihm von feinem eigenen Staate ertheilten 
Borjhriften zu fungiren® Der Empfangsflaat kann 
diefe Conceffion an Bedingungen fnüpfen, er kann für be- 
ftimmte dem Gefandten durch fein inländifches Recht zuge: 
wiejene Functionen diefelbe ganz verfagen:? jedenfalls bedarf 
der Gefandte juriftifch diefer Conceffion des Empfangsftaates, 
um überhaupt al3 folcher thätig werden zu fünnen und es 
liegt völlig im freien Ermefjen des Empfangsftaates, Fraft 
feiner Souveränetät darüber zu entjcheiden, ob er die Con- 
cejfion überhaupt ertheilen® bezw. unter welchen Voraus— 


6 Gottſchalk Erterriorialität 
(Difſ.) 21. Phillimore Com- 
mentaries on international 
law II $. 176. In Hirth’s 
Ann. 1882, 85 habe ich Died ald 
pojitive Geite der Crterri- 
torialität bezeichnet; Died er- 
fcheint jedoch unzutreffend da— 
gegen richtig, wa8CalvoIl$.491 
bemerft: dans lelangage inter- 
national l’exterritorialit& con- 
stitue un droit passif et non 
un droit actif, elle ne signifie 
pas autre chose que le privi- 
löge personel acquis à l’agent 
diplomatique de n’ötre en 
aucun cas justiciable des tri- 








bunaux du pays ou il repre- 
sente le souverain.“ 

So verjagt 3.23. dad 
deutſche Recht freinden Ge— 
fandten unbedingt daß 
Recht, Eheſchließungen 
innerhalb des Reichsge— 
ietes vorzunehmen. G. 


vd. 6. Febr. 1875 über Beurf. d. 


Perfonenftandes u. Eheichl. 8.41. 

s A. A. Bluntſchli Völker: 
recht 8. 163, der eine Annahme⸗ 
pflicht behauptet. Richtig Whea- 
ton droit international I 189. 
Martens-Geffeken Guide 
diplomatique 37. Alt GeſR. 
$.41 Regelmäßig wird allerdings 
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ſetzungen und in welchem Umfange er fie ertbeilen wolle. 
E83 befteht juriftifch weder eine Abfende- noch eine 
Annahmepfliht bezüglich der Gejandten für ſouve— 
räne Staaten, nothwendiger Weife demgemäß auch volle 
Freiheit derfelben, die Rechtsverhältniſſe der fremdftaatlichen 
Gefandten von fi aus zu ordnen, mit der Maßgabe 
daß diefe Ordnung dann immer den fremdftaat- 
lihen Borfchriften vorgebt: darin bewährt das 
Territorialitätsprincp auh im Geſandtſchafts— 
recht feine Kraft? Jeder Gefandte bedarf fomit 
um als folder fungiren zu können eines doppelten 
Zitel3: des Auftrages feines eigenen und der Gon- 
ceffion Seitens de3 Empfangsſtaates. 

IV. Das Geſandtſchaftsrecht ift ein Ausflug der Souve- 
ränetät. Demgemäß können nur fouveräne Staaten 
dieſes Recht haben, wobei die Staatsform jelbit- 
verftändlich völlig irrelevant ift.!% Aus dem ange- 
gebenen Princtpalfage ergibt fich, daß Perſonen welche recht: 
lich in einem Unterthanenverhältnig ftehen, das Gejandt- 
ſchaftsrecht nicht haben können, es fei denn daß ihnen dafjelbe 
von ihrem Staate zur Ausübung delegirt worden wäre, was 
ingbefondere im Kriege bezüglich der Führer felbjtändig 


operirender Heereöförper vorfommen mag. Die ſog. Stande3- 


unter den civilifirten Staaten 


gegenfeitig das Gejandtichafts- | $. 7 


recht präjumirt, vgl. aber 3.82. 
den deutfchen Handeldvertr. m. 
Japan v. 20. Febr.1869 (RGB. 
1870), ſ. a. 2. mit Berfien v. 
11. Juni 1873 (RGB. 351) a. 2. 

° Wheaton I 191. Gro- 
tius de jure belli ac pacis 
IT e XVII, IV 2. van 


BynkershoekVIIL$.3 XIX 


10 Darüber find die Schrift- 
fteller im Princip einig, im 
Einzelnen freilich bezüglich der 
Sonjequenzen höchſt wider: 
ſpruchsvoll. Calvo I 468. 
Martens-Geffeken 34f. 
Vgl. über die ganze Materie 
Zorn bei Hirth 88 ff. 
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herren des deutſchen Staatsrechtes, ebenfo entthronte Fürften 
fünnen das Gefandtichaftsrecht nicht haben.!! 

Auch die ſog. halbfouveränen Staaten haben ein Ge⸗ 
fandtfchaftsrecht an fich nicht,!? fondern können ein folches 
principiel nur auf Grund der Delegation ihre Suzeräned 
ausüben; doch hat die Praxis im Orient das Princip nicht 
jelten mißachtet. Sind mehrere Staaten in Perjonalunion 
verbunden, ſo verbleibt principiell jedem der Staaten jein 
Gefandtfchaftsrecht, doch kann felbftverftändlich auch eine ges 
meinfame Ausübung diefes Rechtes ftattfinden. Im Staaten- 
bunde bleibt den einzelnen jouveränen Bundesgliedern das 
Geſandtſchaftsrecht, im Bundesſtaate wird dafjelbe mit der 
Sopuveränetät von den Bundesgliedern auf die Gentralgemalt 
übertragen. ? Demgemäß wird auch in der Schweiz und den 
nordamerifanifchen Freiftaaten das Gefandtichaftsreht nur 
von der Gentralgewalt ausgeübt.‘ Anders im Deutfchen 
Reihe. Das Princip zwar, daß das Gefandtfchaftsrecht der 
Gentralgemalt gehöre, ift auch in der deutſchen Reichsver⸗ 
faſſung anerfannt;!® des einzelftaatlichen Geſandtſchaftsrechtes 
gedenkt die Reichsverfaffung nicht. Daß letzteres aber neben 


19%. 9. Martens-Geff- | jammtjtaate oder nur von dieſem 


cken 38. 

2 BrinciplosHeffter-Geff- 
den Völkerrecht 8. 200. A. A. 
Jellinek die Lehre von den 
Staatenverbindungen 49. 

13 Ganzohne Princip Blunt- 
ſchli 8. 160: „in zujammen- 
gejegten Staaten (Staatenbün- 
den, Bundesftaaten, Staaten: 
reihen, Bundesreichen) wird 
dieſes Recht je nach der Ber: 
fafjung derjelben entweder von 
den Einzelftaaten und dem Ge—⸗ 


| oder vorherrfchend von jenem 


oder von dieſem audgeübt." Das 
ift in der That Alled, wad man 
nur wünfchen mag. 

ı# GalvoIl468. Martens- 
Geffceken 386. Phillimore 
II 151. Umrichtig bezüglich der 
Schweiz Alt 32. 

5 RV. a. 11. Vgl. über vie 
Verhandlungen im conſtituiren⸗ 
ten norddeutſchen Reichstag 
StenBer. 1867, 370. 
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dem Reichsgeſandtſchaftsrecht anerfannt werden jollte, gebt 
aus den mit Bayern abgefchlofjenen Berträgen hervor.!® 
Es befteht demnach über die Zuläffigfeit einzelftaatlicher Ge- 
fandtfchaften Fein Zweifel.” Preußen hat nur beim Papfte 
eine Sondergefandtfchaft. Rechtsſätze aber, welche die im 
Bundesftaate unbedingt erforderliche organijche Einheit des 
Geſandtſchaftsweſens ſichern würden, fehlen bis jetzt voll- 
ſtändig.is 

Jedoch müſſen aus der Natur der Sache über das Ver— 
hältniß des einzelſtaatlichen Geſandtſchaftsrechtes zu dem des 
Reiches folgende Rechtsſätze gefolgert werden: 1. Anknüpfung 
und Abbruch des diplomatiſchen Verkehres iſt für die Einzel⸗ 
ftaaten durch die Maßnahmen des Reiches bedingt, fo daß 
eine Anfnüpfung durch das Reich auch den Einzelftaaten die 
Möglichkeit einer ſolchen gewährt, der Abbruch Seitens des 
Reiches auch den Einzelftaaten die Nothmendigfeit eines 
ſolchen auferlegt; 2. auch die Bethätigung des einzelftaat- 
lichen Gejandtjchaftzrechtes unterliegt principiell der Aufficht 
des Reiches. ?0 

Auf poſitiver Rechtsvorſchrift beruht die Pflicht der 
bayriſchen Geſandten, in Verhinderungsfällen eventuell die 
Reichsgeſandten zu vertreten.?! Jedoch bedarf es hiefür 


is Schl. Brot, 3.d. VerſVertr. 
Ziff. VII. 

17 Alle N hriftfteller ind 
hierüber einer Meinung. 

18 Vgl. oben B.I 8728, — Fer⸗ 
ner die Bemerkung von taband 
II 240, ähnlich für die Union 
Phillimore II 151: „it is 
clear that foreign nations 
were exposed to great uncer- 
tainty in their relations with 


such a confederacy and that 
the double authority was in- 
consistent with the ohject of 
the Union.“ 

19 yubihumi in v. Holten- 
dorff's Sahrb. I 

20 vaband II 240: Zorn bei 


irth 9 
21 Sei. Prot. 3. VerſVertr. 
3. VII. 
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immer eines bejonderen Auftrages des Kaiſers. Auch jonft 
find die bayrifchen Gefandten angewiefen, „in allen Fällen, 
in welchen dies zur Geltendmachung allgemeiner deutfcher 
Intereſſen erforderlich oder von Nuten fein wird, den Reichs» 
gefandten ihre Beihilfe zu leiften“.2? 

Iſt eine einzelftaatliche Geſandtſchaft erledigt, jo können 
deren Geſchäfte der Gefandtfchaft eines anderen Einzelftaates 
überwieſen werden; auch muß e3 als ftatthaft erachtet werden, 
daß ein Einzelftaat feine Gefchäfte von vorne herein einer 
anderen einzelftaatlichen Geſandtſchaft überträgt. Mangels 
einer folchen hat der Reichsgeſandte einzutreten. ?? 

Die Benollmächtigten, welche die inzelftaaten zum 
Bundesrath entjfenden, können in feiner Weiſe unter den 
Begriff von Gefandten jubjumirt werden, obwohl die Reichs⸗ 
verfaffung einen Anklang hieran enthält.” Das Deutfche 
Reich iſt ein Staat und fein Staat kann Gefandte im ftaat3- 
rechtlichen Sinne des Wortes bei fich ſelbſt beglaubigen;?® 
der Bundesrath ift ftaatSrechtliches Organ des Deutfchen 
Reiches. 

Auch die Gefandten, welche die deutjchen Einzelitaaten 
fich gegenfeitig fenden, können ftaatSrechtlich nicht mehr unter 
den Gefandtenbegriff gebracht werden, da die Vorausfegung 
dieſes Begriffes, die Souveränetät, bei den Einzelftaaten fehlt. 

Finden fi) fomit in Ddiefer Beziehung mehrfah im 








22 Shenda 3. VIII. Pözl | erörterte Gejandtichaftärecht der 
Bayer. VerfR. 8. 176. Provinzen des römischen Reiches, 
23 Qaband II 242, 244. | vgl.vanBynkershoek@.VI. 
Zorn bei Hirth 95. — alk 4,9. Eine moderne 
4 MNB.a.10. GBG. 8. 18°. —28 bietet das Geſandt— 
20 Eine intereſſante ältere ſchaftsrecht der türkiſchen Vaſal⸗ 
Abweichung von dieſem Brincip | Ienftaaten bei der Pforte. Vgl. die 
bildet dad in den Pandekten Angaben bei Sellinet 14717, 
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deutfchen Staatsrecht Punkte, welche der principiellen ju- 
riftifchen Betrachtung kaum überwindbare Schwierigfeiten 
bieten, fo erklärt fi dies doch aus der Neuheit der ftaatd« 
rechtlihen Zuftände des Reiches und insbeſondre aus dem 


Umftande, daß das Weich aus Monarchieen von theilweife 


erheblichem Zerritorialumfang und alter biftorifcher Tradition 
fih bildete. Jedenfall3 aber muß eine organifche Ver— 
bindung zwijchen dem Geſandtſchaftsrecht der Einzel— 
ftaaten und dem des Reiches hergeftellt werden. 
Das Gefandtichaftsrecht des römifchen Papftes beruht 
dermalen nicht mehr auf deſſen Stellung ald Souverän, 
fondern auf der im Garantieengefege ertheilten Conceffion 
des italienischen Staates. Für die beim Papft beglaubigten 
Geſandten gelten alle Rechtsfäge wie für die beim italienischen 
Staate beglaubigten. 2 
Iſt ein Staat dur Revolution in mehrere Theile zer- 
riffen, jo bleibt juriftiich das Geſandtſchaftsrecht bei der alten 
legitimen Staatögewalt, jo lange diefelbe eriftirt. Alles 
Uebrige entzieht fi in ſolchem Falle der juriftifchen For- 
mulirung. ?? 
2: Zorn bei Hirtb 91 f. | ildiritto internazionale. Alle 


v. Holgendorff Sahrb. IV. | offese contro diessi sono es- 
308 ff. Bluntjchli die rechtl. tese le sanzioni penali per 


Berantwortlichkeit u. Unverant- 
wortlichfeit d. vom. Papſtes 
1876. Legge sulle prerogative 
del Sommo Pontefice e sulla 
relazione della Stato colla 
Chiesa a. 11: „gli inviati dei 
guverni esteri presso Sua 
Santità godono nel regno di 
tutte le prerogative ed im- 
munit& che spettano agli 
agenti diplomatici secondo 


le offese agli inviati delle 
potenze estere presso il Go- 
verno Italiano. Agli inviati 
di Sua Santitä presso i go- 
verni esteri sono assicurate 
nel territorio del regno le 
prerogative ed immunitä di 
uso secondo lo stesso diritto 
nel recarsi al luogo di loro 
missione e nel ritornare.“ 

27 Vgl. hierüber die m. €. 
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V. Eine Eodification des deutſchen Gefandtfchaftsrechtes 
ift nicht vorhanden, ed finden fi über die Materie nur 
einzelne zerftreute Borfchriften, nämlich in RB. a. 11. RBeamtG. 
8$. 19, 21, 22, 25, 35, 40, 51, 88, 114. GBG. 88. 18—20; 
CPO. 88. 16, 182, 183, 403; StGB. 88. 103a., 104, 
353a., StPO. $. 11; ferner die preuß. KabO. v. 27. Okt. 
1810 über die Veränderung aller oberften Staatsbehörden 
(8S. ©. 3); da8 ©. v. 4. Mai 1870 über die Beurkundung 
des Perfonenftandes und die Eheſchließung von Deutſchen im 
Auslande (RGB. 599), die B. v. 23. Nov. 1874 (RGB. 135), 
23. April 1879 (RGB. 127), 7. Febr. 1881 (RGB. 27), 
23. April 1879 (RGB. 134); endlich die Staatsverträge 
von Wien (Wiener Regleinent) v. 19. März 1815 und Aachen 
(Aachener Brotofoll) v. 21. Nov. 1818 und der Zollvereini- 
gungsvertrag v. 8. Juli 1867 a. 15. 


II. Die Prganifation des diplomatifchen Dienftes. 

I. Die Ausübung des Geſandtſchaftsrechtes 
fteht dem Zräger der Souveränetät zu, alfo im 
monardifhen Staate dem Monardhen, im monar- 
hifhen Bundesftaate der Corporation der Mo- 
narden bezm. dem diefelbe vertretenden Organe, 
Im Deutfchen Reiche ift in Abweichung von diefen 
principiellen Geſichtspunkten die Ausübung des 
Geſandtſchaftsrechtes durch pofitive Berfaffungs- 
vorſchrift dem Kaiſer übertragen. Der Kaifer hat 
das Reich „völferrehtlih zu vertreten“ und im 


unhaltbare Erörterung von | Marquardfen Trentfal 1 
Phillimore II 161, dem fidh | anjchließt. 
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Namen des Reiches „Sefandte zu beglaubigen und 
zu empfangen“.?® 

Der Bundesrath hat gerade an diefem Stüd der Reichs⸗ 
gewalt gar feinen Antheil. Der verfafjungsmäßige Bundes- 
rathsausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten ?? bat 
Functionen in Bezug auf das Geſandtſchaftsweſen nicht; der 
Kaiſer ift nur durch das Budgetgefeg in Ausübung des ihm 
durch die Berfaffung übertragenen Geſandtſchaftsrechtes be- 
ſchränkt. 

II. Das verantwortliche Geſammtſtaatsminiſterium des 
Reiches iſt verfafjungsgemäß der Reichskanzler.““ Ihm 
liegt auch die Leitung des diplomatiſchen Dienſtes ob und 
alle Verfügungen des Kaiſers auch in Sachen des ausmwär- 
tigen Dienftes bedürfen der Gegenzeichnung des Kanzlers. 
Mehr aber als in anderen Zweigen des Dienites, 
abgefehen vom Militärwefen, ift im auswärtigen 
Dienfte die Leitung nad) alter preußiſcher Tradi— 
tion perjönlih dem Kaiſer vorbehalten.3! Die 
Snftructionen an Gejandte dürfen nur nad) eingeholtem Be— 
fehle des Kaiſers ertheilt werden; handelt es fid) um Ab- 
weihungen von früher ertheilten Inſtructionen, jo joll die 
neue Inſtruction perjönlich vom Kaifer ausgefertigt werden. 
Der Neich3fanzler hat dem Kaifer über den Stand der 
auswärtigen Beziehungen fortlaufend genauen Beriht zu 
erftatten. „Wir jelbft,“ jo heißt es in der V. v. 27. Deck. 
1810,% „wollen ftet3 die genauefte Ueberfiht und Kenntniß 
fämmtlicher auswärtigen Verhältniffe haben, daher legt Uns 
der Minifter, dem folche anvertraut find, alle Berichte der 

28 RV. a. 111, 31 Zorn bei Hirth 125 f. 
I RV. a. 83. 2 ©. 3. 
30 S. oben B.I 8. 12. 
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Gefandten und Gejchäftsträger, jowie von Fremden über- 
gebenen Noten oder gemachten Cröffnungen vor oder thut 
Uns Bortrag daraus in Gegenwart des Staatskanzlers. 
Nach unferen Entjchliegungen leitet er fodann die Gefchäfte 
feine Reſſorts, ertheilt den fremden Gefandten Antwort 
und bejcheidet die unfrigen. Sobald es darauf anfommt, 
diefen Abweichungen von den ihnen früher gegebenen Bor- 
Ihriften tiber politifche Verhältniffe oder die Verfolgung 
wichtiger Gegenftände aufzugeben, muß die Ausfertigung der 
Regel nad) von Uns Höchſtſelbſt vollzogen werden. In anderen 
Fällen erläßt der Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten 
die Berfügungen nur in feinem Namen. u wichtigeren, 
dringenden und eiligen Fällen, mo Unjere Genehmigung nicht 
eingeholt werden Tann, gefchieht diefes von ihm mo möglich 
gemeinfchaftlih mit dem Staat3fanzler oder den Umftänden 
nad von ihm allein, doc gewärtigen Wir fogleih Anzeige 
davon, wenn der Gegenftand der Regel nad) Unfere Boll- 
ziehung erfordert hätte.” 

Unter dem Reichskanzler fteht ala oberſte Centralbehörde 
des auswärtigen Dienftes feit 1870 da8 Amsmwärtige 
Amt als „oberfte Reichsbehörde“ im Sinne des Reichs⸗ 
beamtengefeßes.3 Daffelbe ift eingetheilt in zwei Abthei- 
lungen, deren eine die diplomatifchen, die andere Die kon⸗ 
fularifhen Angelegenheiten zu bearbeiten hat. An der Spite 
des Amtes fteht ein StaatSjecretär; außerdem hat das Aus⸗ 
wärtige Amt noch das erforderliche Berjonal an Beamten 
und Unterbeamten, insbeſondre auch befondre Bureaus für 
das Depefchen- und Chiffrirweien.* Das Auswärtige Amt 
gehört zu denjenigen Aemtern, deren Chef gemäß dem ©. 

3 S. oben B. I 213. 3 Bol. Handb. d. Deutichen 
Reiches 1882, 39 ff. 
Zorn, Staatsreht I. 29 
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v. 17. März 1878 mit der ftaat3rechtlichen Stellvertretung 
des Reichskanzlers beauftragt werden können. * 

Hl. Die Hierardhie des diplomatifhen Dienftes 
beruht auf den beiden Staatsverträgen von Wien 19. März 
1815 und Aachen 21. Roveniber 1818.% Dieje beiden Ver⸗ 
träge wurden allgemein angenommen und auf ihnen berubt 
überall die hierardhifche Gliederung des diplomatifchen Corps 
und eine anderweitige Unterjcheidung de Ranges wegen 
Tantilienverbindungen, politifchen Allianzen, bejonderen Cha⸗ 


rafter8 eines Gefandten?? oder dgl. gibt es nicht. 
Die Rangklafien des diplomatischen Perſonales find nad) 


deutſchem Rechte: 2 


1. Die Botjchafter. 
Die Botfchafter find perfönliche Stellvertreter des Mo- 
nardhen;3? fie haben demgemäß Anfpruch auf ein bejonders 


35 ©, oben B. I 206. 

3 Annexe XVII A l’acte du 
congr&s de Vienne: Re£gle- 
ment sur, le rang entre les 
agents MPlomatiques vgl. 
Meyer Corp. Jur. Confoed. 
Germ. I 285. 

37 Rögl. a. 6, 3. 

3 Nah dem Wiener Regl. 
a. 4? fommt ber Vorrang vor 
allen weltlichen Gejandten den 
päpftlichen Legaten und Nuntien 
zu. Dies war alted Herkommen, 
an welchem dad Wiener Regle- 
ment ausdrücklich Nichts ge- 
ändert wifjen wollte. Dieſer 
Vorrang wird auch in Bayern 
dem Nuntius eingeräumt. Preu- 
Ben, Rußland und Cngland 
haben denjelben nie anerkannt. 


Für dad Neid ift die Frage 
nicht praktiſch, theoretiih aber 
dürfte auch für dad Neich die 
preußiiche Anſchauung als maß⸗ 
pebend zu betrachten Fin. Ueber 
ie ſtaatsrechtlich ſehr bedenk⸗ 
liche Zwitterſtellung der Nuntien 
als diplomatiſche Amtsträger 
und Beamte der Congregatio 
de propaganda fide vgl. beſ. 
Mejer Propaganda I 323 ff., 
II 111. KirchR. 88. 139, 186. 
Sn England ift die Zulafjung 
eined Nuntius geſetzlich verbo- 
ten:Martens-Geffcken 41. 
Sn der Schweiz wurde die Nun- 
tiatur von Staatswegen aufge: 
hoben: Gareis u. Zorn Staat 
u. Kirche 1. d. Schweiz I 108. 
9 Man bezeichnet dies als 
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reiches Ehrenceremoniell,“ doch ſtehen ihnen ſpecifiſche Vor- 
rechte materieller Natur nicht zu, insbeſondere iſt es kein 
Rechtsſatz, daß dieſelben jederzeit direct mit den Monarchen 
verkehren können.“ Die Botjchafter werden von den Staat3- 
oberhäuptern Direct gegenfeitig beglaubigt. 

Das Deutfche Reicht? wechſelt zur Zeit Botfchafter mit 
Defterreih- Ungarn, Rußland, Italien, Großbritannien und 
Irland, Frankreich, Türken. * 

Die deutfchen Botjchafter find „höhere Reichsbehörde“ 
im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes. 


2. Die Sejandten oder bevollmädtigten Minifter. 


Diefelben bilden die zweite Rangclafje der Gefandten; 
die Beglaubigung erfolgt wie bei den Botjchaftern direct von 
Staatsoberhaupt zu Staatsoberhaupt, jedoch find diefe Ge- 
fandten nicht perjünliche Stellvertreter des Staat8oberhauptes 
und haben demgemäß auch nur geringere Ehrenrechte wie 
die Botſchafter. Die deutfchen Gefandten find „höhere 
Reichsbehörde“. Das Reich wechjelt Gejandte mit Belgien, 
Dänemark, Griechenland, Holland, Bortugal, Schweden-Ror- 


„earactöre representatif* und | plomat. Perjonaled vgl. Hand: 


die Schriftiteller des Völker- buch f. d. D. R. 1882, 42—50, 


rechted geben über diejen juri- 
ftifch werthlojen Begriff ein- 
gehende Crörterungen. 

#0 Kine der befonderen Lieb» 
lingsmaterien des Völkerrechtes, 
vgl. z. B. Alt 88. 94—155. 

AN. Heffter-Geffcken 
8. 2202: „das bei weiten wich⸗ 
tigfte Recht ded Botichafter” ! 

#2 Weber den Stand des di—⸗ 


69— 75. 

43 Die meiſten völferrechtlichen 
Schriftiteller jtellen ven „Rechts: 
jaß” auf: nur die Staaten mit 
„königlichen Ehren“ feien be- 
rechtigt, Botjchafter zu entſenden 
und zu empfangen. Dies tft nicht 
zu begründen. Vgl. Zorn bei 
Hirth 98. 
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wegen, Rumänien, Schweiz, Spanien, der nordamerifanifchen 
Union, Brafilien, China, Japan, Hawaii, Perfien. 


3. Die Minifterrejidenten. 

Diefe Rangclaffe des diplomatifchen Perfonale® wurde 
durch den Aachener Congreß 1818 gefchaffen. Die Beglau- 
bigung erfolgt gleichfall8 direct von StaatSoberhaupt zu 
Staat3oberhaupt; die deutfchen Minifterrefidenten find „höhere 
Neichsbehörde*. Das Reich mechjelt Minifterrefidenten mit 
Gerbien, Columbien, Chile, Peru, Marocco, Benezuela, 
Merico, den La: Blata-Staaten. 


4. Die Gefchäftsträger. 


Diefelben bilden die legte Rangclaffe; die Beglaubigung 
erfolgt unter den Miniftern des Auswärtigen;** die deutfchen 
Gefchäftsträger find „höhere Reichsbehörde“. Das Neich 
wechjelt Gefchäftsträger mit den Staaten von Centralamerika. 

Zu diefen vier Kategorieen von ftändigen Geſandten 
fommt noch eine bejondere Elaffe von unftändigen Gefandten, 
welche die moderne Entwidelung der internationalen Ber- 
hältniffe bervorgebradt bat, die ſog. Commiffarien. 
Ueber viele Zweige der Verwaltung beftehen Staatöverträge, 
auf Grund deren, jei e8 im Bedürfnißfall, fei e8 in be- 
ſtimmten periodifhen Zwifchenräumen Conferenzen von Ber: 
tretern der betheiligten Staaten ftattfinden. 5 Die zu ſolchen 
Conferenzen abgeordneten Vertreter tragen juriftifch durch— 
aus den nämlichen Charakter wie die Vertreter der Staaten 


4 Miener Regl. a. 1. 18. Meterconvention v. 20. Mai 
5 Bol. z. B. Staatövertr. den | 1875 (RGB. 1876, 197) Anner I 
allgem. Poſtverein betr. v.9.Dct. | a. 7. 
1874 (NGB. 1875, 223) a. 
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auf politiichen Congreffen;* beide Kategorieen haben prin- 
cipiell alle Merkmale des diplomatifchen Berfonales und es 
finden demgemäß die Rechtsſätze, welche für die fländigen 
Gefandten gelten auch auf diefe moderne Art unftändiger 
Gefandten Anwendung, jo lange fie in ihrer commifjarifchen 
Function im fremden Staate weilen, * 

Regelmäßig haben die Gefandtichaften ein größeres oder 
geringere® Berfonal, jowohl an Beamten als Dienern, 
welches gleichfall3 unter dem fpecififchen Gefandtichaftsrecht 
ſteht. Milttärifche Beamte find beigegeben den ſämmtlichen 
deutſchen Botſchaften mit Ausnahme der türkischen, ſowie 
den Gejandtfchaften in Brüfjel und Bern, Geiftlihe den Bot- 
Ihaften in London, Nom, Konftantinopel, fowie der Ge- 
jandtjchaft in Liffabon, Aerzte den drei oben genannten Bot- 
Ihaften, fowie der Gefandtihaft in Madrid. 

IV. Die Ernennung der felbjtändigen Gefandten aller 
Kategorieen erfolgt durch den Kaifer, ebenfo erhalten die— 
jenigen Unterbeamten, welche den Rang von Regationsräthen 
haben, Fatferliche Beſtallung;“s die übrigen Beamten werden 
vom Reichskanzler bezw, dem Chef der Geſandtſchaft ernannt. 

Beſondere Borausfegungen für die Bekleidung diploma 
tiſcher Aemter ftelt daS deutſche Recht nicht auf. Doc 


6 AA. Bluntf chli 8.241 | 4? Dievölferrechtlihen Schrift⸗ 
und Heffter-Geffcken $. 240. | fteller behandeln an diefer Stelle, 
TA.Q.Calvo I476. Mar- | meift unter Mittheilung von 
tens. Geffeken 62. Blunt: | allerlei amüfantem und pikan⸗ 
ſchli 88.12, 108,114. Heffter- | tem Anekdotenkram, eingehend 
Geffcken 8 240 (die beiden | bie Frage, ob männliched Ge⸗ 
legteren ht unklar). DBgl. | Schlecht Vorausſetzung für die 
gorn bei Hirth at Bekleidung diplomatiicher Aeın- 
8 RV. a 11, 18. — KaiſV. | ter fei. 
v. 23. Nov. 1874 (RGB. 135). 
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hat der Sag die Kraft eine3 internationalen, auch vom 
deutichen Reiche anerkannten Gemohnheitsrechtes angenommen, 
daß fein felbftändiger diplomatifcher Amtsträger 
bei einem Staate beglaubigt werden darf, welden 
nicht der zu befendende Staat zuvor als eine ihm 
genehme Berfönlichfeit anerfannt hat.” Die in 
diefer Beziehung vorher zu ftellende Anfrage ift demnach 
NRechtspflicht. Bezüglich der Ablehnung find feinerlei Rechts— 
ſätze vorhanden, diefelbe fteht ganz im freien Ermeſſen des 
befragten Staates; es kann fich dabei doch nur um poli- 
tiſche Geſichtspunkte handeln. >! 

Deutfche Staatsangehörige find von der Uebernahnte 
diplomatifcher Aemter eines anderen Staates beim Reiche 
nicht ausgeſchloſſen, da ein pofitine® Verbot nicht befteht 
und nicht präfumirt werden darf.” 

Neben der Beitallungsurfunde bildet den formellen Rechts⸗ 
titel für den Gefandten da8 Beglaubigungsfchreiben, 
die Creditive.“s Daffelbe enthält die officiele Mittheilung 
von Staat zu Staat über Perfon und Amtsauftrag des Ge⸗ 
fandten und wird bei den drei oberen Rangclaffen, bei den 
Botſchaftern unter fehr feierlichen Formen, dem Staat3ober- 
haupt überreicht. Beftimmte Nechtsjäge allgemeiner Art 
befteben im übrigen weder über Form noch Inhalt des Be- 


so Alt 8. 4. Bluntihli| GVG. 8. 18. Frankreich, Schwe- 
3 164. Martens-Geffcken | den, Holland, Oeſterreich haben 
fegliche Verbote elallen, vgl. 
* Grotius Il. II, c. 18, III —* bei Hirth 101 N. 3. u. 
1: „causa esse potest ex eo | 4, fowie die dort citirte Siteratur. 
qui mittit, ex eo qui mittitur, 53 Zorn bei Hirth 101 u. die 
ex 60 ob quod mittitur * Daß | dort cit. völferrechtliche Lite- 
damit juriftiich Nicht8 gewonnen | ratur. 
ift, liegt auf der Hand. 54 Miener Regl. a. 1. Aache- 
5 Died ergiebt ſich auch aus | ner Prot. 
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glaubigungsfchreibend. Die Annahme des Beglaubi- 
gungsſchreibens ift der formelle Ausdrud der Zu— 
laffung des Gejandten zu amtlidher Thätigfeit 
im Empfangsftaate. Damit beginnt juriftifch das Amt 
des Gefandten, vorher hat derfelbe feinerlei Berechtigung; 
der Rang innerhalb des diplomatifchen Corps beftimmt fich 
jedoch nach pofitiver Vorfchrift des Wiener Reglement nad 
dem Datum der Anzeige der Ankunft („d’ après la date de 
la notification de leur arrivde“);5® die mit dem Amte ver- 
bundenen Privilegien ferner beginnen nad internationalem 
Gewohnheitsrecht bereit3 mit dem Eintritt in die Grenzen 
des Empfangsftaates, vorausgefegt daß dem letteren die er- 


- forderlichen amtlichen Mittheilungen über die Ankunft des 


Geſandten gemacht wurden. 

Die langathmigen Erörterungen der völferrechtlichen 
Sähriftfteller über die andermweitigen „Papiere des Ge—⸗ 
fandten“ find ohne jeden juriftifchen Werth; insbejondere 
find nach deutfchem Recht Päſſe nicht erforderlich.5” 

V. Wie oben erörtert, beruht die ftaatSrechtliche Stellung 
der Gejandten auf einem doppelten Titel: der Beftallungs- 
urfunde und der Entgegennahme des Beglaubigungsfchreibens,. 

Abgeſehen von den felbftverftändlichen Beendigungsgründen 
der amtlichen Stellung, Zod und Aufhebung des Amtes, er- 
Licht demnach der Amtsauftrag durch den Wegfall eines der 
beiden Zitel, auf welchen er beruht.58 

Der Abfendeftaat kann die Beftallung zurüdziehen, Tann den 
Gefandten abberufen. Nach deutfchem Recht müſſen die Ge- 


5 ©. oben 441. 58 Zorn 104 u. die dort cit. 
56 Rögl.a. IVI. völferrechtliche Literatur. 
NA ©. v. 12. Oct. 1867 (RGB. 
33) 9.2 
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fandten vom Kaifer, der fie ernannt, auch abberufen werden ;’? 
die Abberufung wird dem betheiligten Staate officiell ange- 
zeigt und zwar wird bei den höheren Rangclaffen der Ge⸗ 
fandten das Abberufungsfchreiben in mehr oder minder feier- 
lichen Yormen dem Staat3oberhaupt überreicht, analog den 
Beglaubigungsſchreiben. 

Außerdem kann der Kaiſer alle Beamten des auswärtigen 
Dienſtes jederzeit nach freiem Ermeſſen verſetzen, ſowie mit 
Wartegeld zur Dispoſition ftellen. Für die Verſetzung in 
den Ruheſtand gelten die allgemeinen Borfchriften, nur der 
Reichskanzler und der Staatsfecretär des Auswärtigen Amtes 
können ſowohl jederzeit auch ohne eingetretene Dienftunfähig- 
feit vom Kaifer in den Ruheſtand verfegt werden als felbft 
diefe Verjegung fordern; der Anfpruch auf das gefegliche 
Ruhegehalt beginnt bei diefen Beamten bereit3 nach zwei⸗ 
jähriger Dienftzeit.*! 

Einfeitig vom Empfangsftaate kann dem Gefandten der 
von ihm ertheilte Rechtstitel feiner Stellung gleichfalls ent⸗ 
zogen werden. Doc läßt fich hiefür eine juriftifche Er- 
Örterung nicht geben, da es fich bei einer ſolchen immer 
um politiſche Conflicte unter den Staaten handeln wird; 
früher erfolgte diefe Entziehung regelmäßig in der Form der 
Zuftellung der Päſſe, worin die Aufforderung zum Berlaffen 
des Staatdgebietes lag. 

Gemäß dem dur das Wiener Reglement pofttiv formu- 
lirten Rechtsſatze, daß die Beglaubigung der drei oberen 


59 neichäbenmtengeleh 8. 66. 61 a re AR 8. 35. 
6 Ebenda 8. 25. Laband I | Laband I 491 B. 
481, II 246. Oben B. J 247. 249. Thudihum a. a. O. 238. 
Thu dihum in Hirth's Ann. 

1876, 289. 
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Rangclaffen der Gefandten von Staatsoberhaupt zu Staats» 
oberhaupt erfolgen müſſe, nimmt man an, daß durch das 
Ansfcheiden eines der beiden betheiligten StaatSoberhäupter, 
ſei e8 dur Tod fei e8 durch Abdanfung, der Rechtstitel 
der Geſandten erlöfche.? Regelmäßig erfolgt demgemäß auch 
neue Beglaubigung. Für Republiken wird jedoch diefer 
Sat in Anbetracht feines biftorifchen Grundes als der Bor: 
ausſetzung entbehrend erachtet werden miffen.s* 

Wird eine Oefandtfchaft zu einem höheren Ranggrad 
erhoben, fo liegt darin auch) dann, wenn der Gefandte bleibt, 
Sreirung eines neuen Amtes, es ift demgemäß neue Be⸗ 
glanbigung nothwendig. 

Unftändige Gefandtichaften hören auf mit Zeitablauf bezw. 
Erledigung des Gefchäftes. 


III. Das diplomatifche Amt. 


I. Die diplomatifchen Beamten haben zuvörderſt die all 
gemeinen Rechte und Pflichten aller Staatsbeamten.6° Weber 
die Rangverhältniſſe beftehen internationale Vereinbarungen, 
welche auch Beitandtheil des deutfchen Rechtes find; dazu 
fommen noch mehrfache Specialbeftimmungen de3 deutjchen 
Nechtes. Ferner ein überreich ausgebildete Ehrenceremoniell, 
eine befondere LieblingSmaterie der Schriftfteller iiber Völfer- 
recht.68 

Die Gehaltsſätze werden nach deutfchem Recht alljähr- 


2 A. A. jedoch Bluntſchli vand 188.40, 42. Thudihum 


88. 229, 231. ei Hirth 1876, 261—398. 
63° Zorn 103 u. die dort cit. ie Dal. ftatt Vieler Mirus 
völferrechtliche Literatur. Sefandiichaftärecht I $. 318 
64 Nebereinftimmend&effden „über die Audienzen in China”, 
zu „Hefiter 4 $. 327: „vom Rechte, mit ſeche 


5 ©. oben 8. 1 236 ff. La—⸗ —28 au fahren.” 
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- Lich durch das Budgetgefet feitgeftellt und ftehen im übrigen 
unter den allgemeinen Rechtsſätzen; Tagegelder, Fuhr⸗ und 
Umzugskoſten find rechtlich ein Beftandtheil des Gehaltes.6® 
Bei Penfionirung wird die in Oft- und Mittelafien, Mittel- 
und Südamerika zugebrachte Dienftzeit nach Analogie des 
Kriegsdienftes doppelt berechnet, wenn der betreffende Beamte 
länger als ein Jahr in außereuropäifchen Ländern Dienft 
gethan hat. Durch Verordnung des Bundesrathes kann dieſe 
Vorſchrift auch noch auf andere als die im Geſetz bezeichneten 
Länder ausgedehnt werden.s? 

Zu den Pflichten des Beamten gehört in erfter Tinte die 
Nefidenzpflidt. Nur zum Eimtritt in den Reichstag fünnen 
biplomatifche Beamte ohne Urlaub fih von ihrem Amtsſitze 
entfernen.’° In anderen Fällen bedürfen Botfchafter, Geſandte 
und Minifterrefidenten eineg vom Kaifer, die übrigen Beamten 
des diplomatischen Dienfted eines vom Reichskanzler zu er- 
theilenden Urlaubes,’! der aus dienftlihen Gründen jeder 
Zeit zurüdgenommen werden fann;?? jedenfall3 muß für eine 
Stellvertretung geforgt werden fowie dafür, daß den beur- 
laubten Beamten dienftliche Verfügungen jeder Zeit zugeftellt 
werden fönnen;?3 beträgt der Urlaub mehr als drei Monate, 
jo werden Abzüge am Gehalt, außerdem nur an den Re 
präfentationggeldern gemacht, aus welchen dem Stellvertreter 


67 Diefelbenzeichnen ſich durch no) Die Specialbeftimmung 
ungemöbnliche Höhe aus (Mari- Reichsbeamtengeſetz 8. 40 

mum 150000 M. die Botichafter 69 ne pebenmtengeleh 8. 51. 
in WPeteröburg und London, 10 212. 


Minimum 36000 M.). 7 Rail *. v. 23. Ipril 1879 
°° Hierüber ganz gennue Bor- | (RGB. 134) SS. 
chriften in den Kaiſ. V. v. 23. 732 Ebenda $. FE 


pril 1879 (RGB. 127) m 7. 73 Ebenda 88. 4, 5. 
Febr. 1881 (RGB. 27); dazu 
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eine Entjchädigung gewährt wird ausgenommen bei Kranf- 
beit3urlaub. Es beftehen hierüber fehr detaillirte Vorfchriften.?* 

Die allgemeine Gehorſamspflicht der Gefandten ift 
durch beſondere Vorſchriften theils disciplinar⸗ theils ftraf- 
rechtlicher Art geſichert. Die Disciplinarordnung iſt nicht 
publicirt; die competente Disciplinarkammer für alle Ge—⸗— 
ſandten iſt die zu Potsdam;’ für das Verfahren gelten die 
allgemeinen Vorſchriften mit geringen Modifikationen, die ſich 
nur auf Erweiterung der Friſten beziehen.'s 

Außerdem enthält das deutſche Strafrecht noch folgende 
Vorſchriften über den diplomatiſchen Gehorfam: 

1. Beamte des auswärtigen Dienfteg, des inneren wie 
des äußeren, welche Aktenſtücke die ihnen amtlich anvertraut 
oder amtlich zugänglich find oder welche dienftliche Anmeifungen 
der Borgejegten an ihre Untergebenen widerrechtlich dritten 
Perfonen mittheilen, werden mit Geldftrafe bi8 zu 5000 Marf 
oder mit Gefängniß beftraft. 

2. Gleiche Strafe trifft diplomatische Beamte des äußeren 
Dienftes, welche vorfäglich”° amtlichen Inftructionen des 
Borgefetten zumider handeln. 

3. Gleiche Strafe trifft diefelben Beamten, wenn fie dem 
Vorgeſetzten erdichtete oder entitellte Thatfachen berichten, um 
ihn in feinen amtlichen Handlungen irre zu leiten. 

11. Nach uraltem Herfommen find die Gefandten „un- 
verleglih“ und auch in den neueften Werfen iiber Völfer- 
recht wird diefer Sab in pathetiſcher Weife vorgetragen, 7? 


4 Ebenda 88. 6—11. d. Reicht. 1876 Mot.182. Sten. 
75 ReichſsbeamtenG. 8. 88?. Ber. 462, 1016 
76 Shenda $. 114. 78 Der Borfag wurde vom 


T RStGB. 8. 353a, der ſog. Reichstag eingefügt. 
Arnimparagraph. Dal. d. Derh, 7 Vgl. z. B. Seffter-Geff- 
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obwohl er beute feinen Sinn ganz verloren hat, da in den 
civilifirten Staaten Jedermann „unverleglih” if. Die 
ganze Theorie von der Unverlegbarfeit der Geſandten ift 
demnach dermalen ohne jeden juriftifchen Werth, 8° 

Den einzigen Reſt diefer „Heiligkeit“ der Gejandten bildet 
nach deutfchem Rechte die VBorfchrift, daß Beleidigungen von 
Geſandten höher gejtraft merden als andere (Gefängniß- 
oder Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahr); die Beitrafung ift 
aber auch bier von Antrag des Beleidigten bedingt.®! 

Gegen Handlungen der Nothmwehr ift ein Gefandter fo 
wenig gejchligt wie andere Perjonen; ein Recht der Selbit- 
hilfe hat er gleichfall3 jo wenig wie Andere.% 

Iſt in der Perſon des Gefandten fein Staat beleidigt, 
jo entzieht ich ein ſolcher Fall völlig der juriftifchen Firirung. 

III. Die Geſandten haben das Recht der Erterritoria= 
lität: dieſes alte internationale Herfommen ift im PBrincip 
auch als deutjches Recht anerkannt. 8 

Ueber den Begriff der Erterritorialität herrſcht in der 
juriftifchen Literatur wenig Einverftändniß. inzelne Schrift- 
fteller beftiimmen das Crterritorialitätsrecht im Gegenſatze 
zum Xerritorialitätsprincip begrifflich dahin: daß die erterri- 
toriale Perfon als gar nicht im Staatsterritorium anmwefend 
gedacht und demgemäß juriftifch behandelt werden müſſe.?“ 


den 88. 204, 205, 212. Blunt: | Berfonal und die ganz bejondere 

ſchli 88. 191, 192. Unverlegbarfeit der ouriere 
so Vgl. hierüber ſchon die | völlig gegenſtandslos. 

treffende Bemerkung von van ı 1 RSLGPB. 8. 104. 

Bynkershoek Il. V$$.3, 4. 2%, A. Alt SS. 59, 60. 

Dagegen Alt 8. 63 „dad be» | Klüber $. 208. 

deutendite der PBrärogativen der 8 ©. die von Zorn bei Hirth 

Geſandten!“ Ebenſo find die | 1103 cit. völferrechtliche Litera- 

Grörterungen über dad Brief: | tur. Allg Pr. Landr. Einl. $. 36. 

geheimniß für das diplomatiſche %# Grotius,Calvo,Phil- 
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Diefe trügerifche Fiction führt jedoch in ihren Confequenzen 
zu Abfurditäten und ift ſchon als Fiction unbaltbar. % 
Ebenfo wenig trifft e8 zu, wenn von Anderen in der 
Erterritorialität eine principielle und vollftändige Eremtion 
von der gefammten Gefeggebung des Territorialftaates ge- 
funden wird. 6 Niemals ift ein jo erorbitantes Privileg that- 
fächlich den Gefandten gewährt worden und es muß ein foldhes 
überhaupt als begrifflich unmöglich behauptet werden: mer in 
dem Gebiete eines Staates fich phufifch befindet, ift damit 
dev Gewalt dieſes Staates, folglich auch feinen Geſetzen 
unterworfen. Ohne diefe principiele Grundlage müßte alle 
Rechtsordnung ind Schwanfen fommen. Ä 
Died gilt principiell auch von den Gefandten. Aber die 
Erterritorialität ift da8 Recht der Gejandten, in Bezug auf 
einzelne Bunfte der Rechtsordnung des Territorialitaates 
eine Eremtion zu beanfprucen. Dieſe Eremtion haben 
die Gefandten nicht an fi, fondern Fraft der 
Concefjion des Empfangsftaates.® Zwar iſt die 


limore,van Bynkershoek, | le droit romain et l’ancienne 
Whleaton. jurisprudence avaient beau- 


5 So Gottſchalk, Heffter⸗ 
Geffcken und vorzüglich Or- 
tolan droit pénal $. 521: „la 


fiction se trouve en perpe- 


tuelle contradicetion avec les 
faits — on croit avoir donné 
une formule de solution, on 
n'a donnequ’une image fausse, 
occasion de controverses mul- 
tiples, sous laquelle s’efface 
et disparait la veritable rai- 
son de de&cider. Il serait 
temps de rejeter de la pra- 
tique comme de la theorie 
ces figures mensongöres dont 


coup trop repandu le goüt.“ 

% Kent, Bluntſchli. Bol. 
Dagegen Zorn bei Hirth 111 
112, 117 f. In den völkerrechtl. 
Merken wird die Gehorſams— 
pflicht der Gejandten — 


| den Staatsgeſetzen beſchränkt 


auf Vorſchriften der Bau-, Sa⸗ 
nitätd- und Gicherheitöpolizei. 
87 Meber den Grund des 
Privileg van Bynkershoek 
1. VI. 8.2. Ortolan 8. 521. 
ss Richtig nur Klüber 8.204. 
A. A. befonderd Gottſchalk 14. 
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felbe altes internationale® Herkommen, gleichwohl aber be= 
ruht fie juriftifh nur auf dem vom Xerritorialftaat ge= 
gebenen Titel: ihre Eriftenz, ihre Art, ihr Umfang bemeſſen 
ſich nicht nach „Völkerrecht“, jondern nach dem pofitiwen 
Recht der einzelnen jouveränen Staaten. Eine ausdehnende 
Interpretation diefer pofitiven Rechtsfäge ift unftatthaft. 
Das deutfhe Recht fennt eine Erterritorialität 
der Gefandten nur in Bezug auf zwei Punfte der 
Rechtsordnung, die Gerichts- und die Finanzhoheit. 
Die fremden Gefandten find eximirt von der deutſchen 
Civil- und CriminalgerichtSbarkeit ſammt ihren Yamilien- 
gliedern, dem Beamten- und Dienftperfonal, letzteres jedoch 
nur, wenn es fich um mnichtdeutfches Perfonal handelt. * 
Die Eremtion erftredt fich nicht auf Immobiliarſtreitigkeiten, ꝰ⸗ 
an welchen folche PBerjonen betbeiligt find; auf die Exem—⸗ 
tion von der Civiljurisdiction kann verzichtet werden, nicht 
aber auf die Eremtion von der Eriminaljurisdiction,?! jedoch 
find hiedurch Acte der Nothmehr 3. B. gegen hochverräthe- 
riſche Conjpirationen eine fremden Geſandten felbftverftänd- 


9 GVG. SH. 18, 19. In 
dem Lehrb. des Völkerrechtes 
von Heffter-Geffcken (7. A. 
1881) ſowie bei Bulmerincq 
s. v. Exterritorialität in v. Hol⸗ 
tendorff's RLex. 3. A. 1881 
ſind jene Vorſchriften des d GVG. 
nicht erwähnt! Vgl. Zorn bei 
Hirth 1121 Weber eine Beichrän- 
fung der &remtion von der 
Givilgerichtöbarkeit, welche einige 
Schriftſteller (van Bynkers- 
hoek, Phillimore, Mar- 
tens-Geffcken) behaupten 
Zorn bei Hirth 1131. 


 GBO.8.20. CPO. 8. 25; 
dazu die bei Zorn 114? cit. 
völferrechtliche Literatur. 

91 Ebenſo Bluntſchliss. 214, 
218, van Bynkershoek |. 
XXIII 8.7; die übrigen Schrift: 
jteller behandeln die Yrage meilt 
ziemlich unklar. Ueber den Un- 
terichied zwiſchen Civil- und 
GSriminaljurisdiction für dieſen 
Punkt („omnis coactio abesse 
debet a legato:“ Grotius) 
ſ. Zorn 113? 
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lich nicht ausgefchloffen.? Iſt ein fremder Geſandter deutſcher 


Unterthan, ſo beſteht eine Exemtion von der Gerichtsbarkeit 
nur, wenn derjenige Staat, welchem gegenüber das Unter- 
thanenverhältnig befteht, ausdrücklich Verzicht auf die Ges 
richtsbarkeit geleiftet hat. Die Eremtion von der Gericht8- 
barkeit jchließt auch die Eremtion von der Zeugnißpflicht 
ein; es fteht im freien Belieben der erterritorialen Perfonen, 
ob fie Zeugniß geben wollen oder nicht. Geſandte, welche 
neben ihrer diplomatischen Eigenfchaft noch ein faufmännijches 
Geſchäft oder ein Gewerbe betreiben, find in leßterer Eigen- 
Ichaft der Gerichtsbarkeit unterworfen. * Ä 

Bon der Finanzhoheit find die Gejandten injofern exi⸗ 
mirt,® als fie irgend welche Leiftungen für militärifche 
Zwede im Frieden nicht zu präftiren brauchen. Außerdem 
find die Gefandten nach internationalem Herkommen frei 
von directen Staatd- und Communalfteuern: doch fehlen in 
letzterer Beziehung pofitive Vorſchriften des Reichsrechtes. 
Eine Befreiung von Zöllen gewährt das deutſche Recht dem 


22 Zorn 118 f. u. die 119! 
cit. Literatur. Ortolan 517: 
„il ne s’agit de punir, il 
s’agit de defendre*). 

» GVG. 88.18, 19. 

» Darüber find die Schrift: 
fteller einer Meinung. Gebr 
praftiich wird die Sache kaum 
fein. Für das deutſche Recht 
j. Reichsbeamtengeſetz 8. 16, wo- 
nad) immer Genehmigung der 
onerften Reichsbehörde gefordert 
wir 

% Vgl. die bei Zorn 115% 
cit. völferrechtliche Literatur. Die 
geltenden deutſchen Vorſchriften 


ſind Jurghees überſehen, Heff- 
ter⸗Geffcken 8. 217 citiren 
„wegen Preußen ein Reglement 
von 1797 ebenſo Alt 8. 77 ff., 
der die ganze Materie principiell 
völlig verkehrt behandelt, Bul- 
merinecqa. a. O. citirt perfiiche 
und chineſiſche Geſetze, ſowie 
einen Beſchluß des deutſchen 
Bundes, das geltende Reichsrecht 
aber ß für ihn nicht vorhanden. 
©.v. 25. Juni 1868 (BGB. 
528) 8 säg 2 ©.v. 15. Febr. 
1875 (RED. 52) 88.8, 5. Für 
den Kriegsfall haben die Ge— 
ſandten dad Privileg nicht. 
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diplomatischen Berfonale principiell nicht;”” doch war den 
Einzelftaaten überlaffen, den bei ihnen beglaubigten Geſandten 
die Zölle auf eigene Nechnung zu vergäten; jet werden 
den beim Neich beglaubigten Gejandten die Zölle aus der 
Reichscaſſe vergütet, was jedoch mit den verfaffungsmäßigen 
Borfchriften nicht in Einklang fteht. 

Was man ſonſt noch an Einzelrechten, die in der Ex⸗ 
territorialität enthalten fein follen, anflihrt, fpeciell das fog. 
Kapellenrecht der Geſandten ift für das deutfche Recht gegen- 
ftand8log. 9 

Die Eremtion der Oejandten von der Gerichtsbarkeit des 
Territorialftaates bedarf eines pofitiven Correlates dahin, 
daß diefelben der Gerichtsbarkeit ihres Abſende— 
ftaate8 unterworfen bleiben. Nur unter diefer Voraus⸗ 
fegung kann der Empfangsftaat jene Eremtion gewähren. 
Dies iſt auch allgemein anerkannter internationaler Grund- 
fag.!0 Derfelbe ift im deutfchen Rechte dahin präcifirt, daß 
die erterritorialen Berfonen in erfter Linie den Gerichtäftand 
behalten, welchen fie im Inlande hatten; eventuell haben fie 
bei den Gerichten der Hauptftadt ihres Heimathsftaates, fub- 
eventuell der Neich3hauptftadt Recht zu nehmen.!%! Das 
materielle Recht, welches anzumenden ift, ift primär das 
Neihsreht, eventuell das Recht des Heimathsftaates, jub- 
eventuell daS preußifche Recht. !% Zuftellungen an exterri- 
toriale Deutfche im Ausland erfolgen durch den Reichskanzler, 


3VV. dv. 3 Juli 1867 firhenvectliche Literatur. RO. 
(BED. 81) a. 3. Zuli 1869 (BGB. 292). 
8 V. d. BR. 259, April1872 100 Bol. Zorn 1182, 
(micht publicirt) ſ. oben ©. 261. 101 CRD. 8.16! StPO. 8. 11. 
Bol. Zorn 1163. u. die Neichebenmten®, 8 21, vgl. je 
dort —* völkerrechtliche und dod) 8 
102 Reicöbeamten®. 8. 191. 
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wenn es ſich um Reichsgeſandtſchaften, durch die einzelftaat- 
lichen Minifterien des Auswärtigen, wenn es ſich um Landes⸗ 
gefandtichaften handelt. 103 

Eine eigene Gerichtsbarkeit iiber ihre Familien oder ihr 
Berfonal haben die Gefandten nach deutſchem echte nicht, 
auch die türkiſchen nicht. 1% Doch wird es, inZbefondre bei 
ftrafrechtlichen Thatbeſtänden, als in der Amtspflicht der 
Geſandten liegend betrachtet werden müffen, daß das zur 
Urtheilsfällung erforderliche Material ſoviel ala möglich durd) 
den Gejandten vorbereitet werde. Das deutjche Recht ent- 
hält hierüber feinerlei Vorſchriften. Ä 

Die Erterritorialitätsprivilegien find begrifflich bejchränft 
auf die Zeitdauer des Amtes und das Gebiet des Empfang3- 
ftaate8; im erfterer Hinficht wird jedoch eine Erweiterung 
infofern zugeftanden, als bei officieller Anfündignng der An- 
funft des Gejandten das Privileg ſchon vom Uebertritt über 
die Grenze beginnt und erft beim Austritt aus dem Gebiete 
endigt. Bezüglich des zweiten Punktes aber beitehen Modi— 
ficationen nicht: Geſandte, welche einen fremden Staat durd- 
reifen, haben in demfelben nicht Erxrterritorialität, ebenfomwenig 
Tann Ddiefelbe einem den Empfangsftaat occupirenden feind- 
lihen Staate gegenüber beanfprucht werden. Anderen 
Staaten gegenüber außer dein Empfangsftaate find die Ge⸗ 
fandten einfache Privatperfonen. !% 


108 CPO. $. 183. jandten während der Belagerung 
14 Zorn 119? Irrige An: | von Paris 1870/71 unrichtig 
gaben bei Alt, Bluntt hli, | und gehäflig. Die deutiche Auf 
Hefiter, Sottf halt. fafjung war volllonmen correct. 
5 Calvo I 605 behandelt | 1096 Sehr richtig van Byn- 
die Sontenverfe zwilhen der | kershoek 1. IX 8.7. Un 
deutfchen Militärgewalt u. 15 | rihtig Kent 139. Bluntſchli 
bei Frankreich beglaubigten Ge- | 8. 186 N. 


Zorn, Staatsrecht II. 30 
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Nach preußiihem Rechte gelten für die Gefandten im 
Ausland und deren im Staat3dienft ftehendes Perfonal noch 
befondere Vorſchriften für die Errichtung von Teftamenten, 
analog den Vorſchriften über Soldatenteftamente. Darnad) 
find Teſtamente giltig,- wenn fie von Zeftator eigenhändig 
gefchrieben, unterjchrieben und datirt, fodann durch das Aus- 
wärtige Amt beim Berliner Stadtgericht deponirt wurden, 
ohne daß es einer weiteren Yorm bedarf: die Giltigfeits- 
dauer beginnt mit dem Moment, in welchem das Teftament 
der Poſt oder einem ourier zur Beförderung übergeben 
wurde und währt bis zum Ablauf eines Jahres nach er- 
folgter Abberufung aus dem Ausland. 107 

Beim Tode eines Gefandten dürfen nach internationalem 
Gemwohnbeitsreht die Behörden des Empfangsftaates fich 
nit in die Ordnung des Nachlaffes, außer in ausnahms⸗ 
weiſen Nothfällen, einmifchen. 

IV. Die Functionen der Geſandten laſſen ſich der 
Natur der Sache nach nur zum kleinen Theile durch poſitive 
Rechtsvorſchriften circumſcribiren. ios Die Pflege der inter⸗ 
nationalen Beziehungen, die Beobachtung der politiſchen, 
militäriſchen, wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Empfangs⸗ 
ſtaates — dieſe beiden Hauptaufgaben der Geſandten ent- 
ziehen ſich völlig der Normirung durch dauernde Rechts⸗ 
porfchriften. Die „diplomatifche Kunſt“ ijt kein Gegenjtand 
der NRechtsmwilienfchaft.'% Höchftend geheime Inſtructionen 
iwerden ‚hier < am Plage fein. 

or ®.v v. 3. 3. April 1823 (GE. | vieler Alt $. 164 über das 
40). „einnehmende Weſen!“ In der 

108 Zorn bei Hirth 121 ff. | neueften Auflage von Heffter' 8 

109 Die völkerrechtlichen Werke | Lehrb. hat Geffcken dad Ka— 


leiten in diefer Beziehung ges | pitel über die diplomatische Kunft 
radezu Unglaubliches, vgl. jtatt | mit Necht geftrichen. 
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Dennoch iſt es nicht richtig, den generellen Satz aufzu— 
ſtellen, die Functionen der Geſandten ſeien an keinem Punkte 
Ausführung von Gefegen.!!° Vielmehr beruhen nach deutſchem 
Rechte folgende Functionen der Gejandten auf Geſetz: 

1. fie haben auf Anweiſung des Auswärtigen Amtes, 
an welches die Requifitionen der Gerichte zu gehen haben, 
gerichtliche Zuftellungen an Perſonen zu vermitteln, welche 
in ihrem Amtsbezirfe wohnen oder jich aufhalten; !!! 

2, fie fönnen Urkunden von Behörden ihres Amtsbezirkes 
legalifiren, jo daß fie al3 echt angenommen werden müfjen ; 11? 

3. fie fünnen Päſſe zu Reifen in das deutſche Reichs- 
gebiet außftellen; !!3 

4. fie fungiren, falls ihnen vom Reichskanzler biezu 
Specialauftrag ertheilt ift, als Civilſtandsbeamte für Deutfche 
und Schuggenofjen ihres Bezirked.!!* 

Die PVertheilung der Yunctionen zwiſchen Reichs- und 
Randesgefandten beftimmt fih nach den allgemeinen Com- 
petenzporfchriften. Soweit die ausjchließende Competenz des 
Reiches fich erftrect, ift nur der diplomatifche Beamte des 
Reiches zuftändig und nur ſoweit Autonomie und Gelbit- 
verwaltung der Einzelftaaten reichen, eriftirt überhaupt vecht- 
lich eine Competenz der einzeljtaatlichen Geſandten, in melche 
der Reich3gefandte einzugreifen nicht berechtigt ift.!"? 


tw Sp Laband II 245. tung für die Konfuln, darum 
m CRD. 8. 182. ſoll die genaue Erörterung des— 
12 CPO. 8. 408. | jelben im folgenden 8. gegeben 
113 ° v. 12. Det. 1867 (BGB. | werden. 

33) 8.6 3.1 115 Laband II 242. Seydel 


114 G. v. 4. Mai 1870 (BGB. | Comm. 115. Thudichum in 
599) 8. 1. Das Geſe Ri hat | v. Holgendorff’3 Jahrb. IV 304, 
hauptfächlich praktiſche Bedeu- ı 329 nicht ganz zutreffend. 
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8. 39. 
Bas Couſularrecht. 


I. Begriff und Quellen. 

I. Neben der Diplomatie hat in neuerer Zeit das Con- 
fularwefen eine immer fteigende Bedeutung für die inter- 
nationalen Beziehungen der Staaten gewonnen. Die Conſuln 
werden regelmäßig als Tpecielle Vertreter der Handel Sin— 
tereffen im Auslande bezeichnet. Unzweifelhaft entjpricht dies 
auch der hiftorifchen Geneſis, wie den thatfächlichen Verhält- 
niffen des Amtes; dennoch ift es zu eng, die Confuln als 
Handelsagenten des Staates zu definiren, denn nach der 
neueren Entwidelung der Dinge haben diefelben eine Reihe 
von Functionen zu erfüllen, die mit dem Handel in gar 
feinem unmittelbaren Zufammenhange ftehen, ja in einzelnen 
Staaten haben Ddiefelben ſogar volle Civil- und Criminal- 
jurisdiction. In Folge diefer Entwidelung, welche auch im 
deutjchen Recht deutlichen Ausdrud findet, nähert fich das 
confularifhe Amt immer mehr dem diplomatifchen und in 
der franzöfifchen Gefeßgebung ift eine principielle Combina— 
tion beider Aemter jet ſchon durchgeführt.?2 Unfer deutjches 
Conſulargeſetz hebt zwar die fpecielle Beziehung der Confuln 
zu „Handel, Verkehr und Schiffahrt” hervor, legt aber doch 


I Raband II $. 71; ».| Werke eine fehr geringe Aus- 


beute bietet. 


Rönne II 1, 224ff.; Meyer 
8$. 80, 137, 190; ferner König, 
Handbuch d. deutſchen Gonfular- 
weſens 2.4. Zorn in Hirth’ 
Ann. 1882, 409—483, fowie 
die bier 4091! cit. wölferrechtliche 
Literatur, welche übrigens mit 
Ausnahme einiger franzöjiicher 


2 Bol. CB. 1875, 474 (die 
franzöftiche Botichaft in Berlin 
iſt zugleich Sonfularamt), ebenjo 
iind mehrere deutfche diploma- 
tiſche Amtsträger zugleich Con⸗ 
ſularbeamte (Serbien, Central⸗ 
amerika, Columbien, Marocco). 
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generell den Conſuln die Pfliht auf, die Sntereffen 
des Reiches in jeder Richtung zu ſchützen und zu 
fördern.? 

II. Die Confuln find Staatsbeamte wie die di— 
plomatifhen Amtsträger, fie üben im fremden 
Staatsgebiete die Staatsgemwalt ihres Abjende- 
ftaates au8 und zwar gleichgiltig, ob es fich dabei 
un Beruf3- oder um Wahlconfuln (f. über dieſen 
Unterfchied unten S. 478) handelt. Auch letztere find 
Staatöbeamte, da ihnen obrigfeitlihe Functionen 
zu Dauernder Ausübung übertragen find.‘ Die 
juriſtiſche Conſtruction dieſes Verhältniſſes ift genau die 
nämliche wie bei den diplomatiſchen Amtsträgern; die Con— 
ſuln bedürfen demnach um amtlich thätig werden 
zu können, eines doppelten Titels, ſowohl des 


3 ConſG. 8. 1, das preuß. 
Conſ.⸗Regl. v. 1796 8. 1 be 


N. F. 11534. Uebereinſtimmend 
Dppenheim Handb. 10; 


Ichränfte die Yunctionen der | F. Martens Confularwefen im 


Conjuln ausdrüdlich auf „Com⸗ 
merz und Schifffahrt“. Dal. 
König 81. 

AM. A Laband II 251: 
„Conſuln önnen im Allgemeinen 
(sic!) ebenfo wenig wie Ge— 
fandte obrigfeitliche Befug- 
niffe ausüben, da auch ihre 
Wirkſamkeit außerhalb des 
Herrichaftögebieted des Reiches 
ſich vollzieht. Sie find viel- 
mehr im Wefentlihen (sic!) 
darauf angewiefen, ald Rath- 
geber und Vertreter der Reichs⸗ 
angehörigen die Intereſſen der- 
felben wahrzunehmen”, |. da- 
gegen die principielle Erörterung 
von Zorn Krit. Biert. Schr. 


Orient 5, 26, 28; Lammers 
in v. Holgendorff’8 Zahrb. I 24. 
Die legteren Schriftjteller ne- 
giren aber fämmtlidy die Beam- 
tenqualität für die jog. Wahl» 
conjuln, was jedoch principiell 
unhaltbar iſt. Ganz unjuriftiich 
Bluntihlis. 254: „die Con⸗ 
juln haben weder imperium 
noch jurisdietio, aber eine 
Art (?) von Patronat und Pro- 
euratur (2!) in Notbfällen im 
Snterefie ihrer Landsleute.“ 
Bluntſchli widerlegt ſich 
übrigens ſelbſt, erſt verſchämt 
8. 260, dann mit deutlichen 
Worten 8. 266. 
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pon anderen Inſeln des Stillen Oceans durch Deutfche in 
Samoa;“ ſolche Vorſchriften dürfen zwar fofort in Kraft 
treten, müſſen aber der Reichöregierung mitgetheilt und außer 
Kraft geſetzt werden, wenn diefe die Beftätigung verfagt.!? 

III. Ueber da8 Recht Confuln zu empfangen und zu 
entjenden, gelten principiell alle oben im Geſandtſchaftsrecht 
porgetragenen Grundſätze. 

IV. Das Conſularrecht ift bis jegt weit weniger als dag 
Gefandtichaftsrecht international gemeinſames Recht geworden. 
Da jedoch die Intereſſen der Staaten auch in diefer Materie 
identifch und vielleicht gemäß der modernen BVerfehrgent- 
widelung noch fchwermwiegender find als dies beim diploma- 
tiihen Dienfte der Fall, jo ift zu wünſchen und zu hoffen, 
daß auch das Conſularrecht mehr und mehr ein international 
gemeinfamed merden wird. Die entwideltfte Conſulargeſetz⸗ 
gebung hat Frankreich. !! 

V. Das Conſularweſen iſt Reichs ſache. 

Die Competenz des Reiches, das Conſularweſen durch 
ſeine Geſetzgebung zu ordnen, beruht auf RV. a. 4 8.7 und 
a. 56, dazu die Modification Bayr. Schl. Prot. v. 23. Nov. 
1870 3. XII. Demgemäß erging das G. v. 8. Nov. 1867 
(BGB. 137) betr. die Organifation der Bundes— 
confulate ſowie die Amtsrechte und Pflichten der 
Bundesconfuln; behufd Durchführung der SS. 22—24 des 
Geſetzes, die Eonfulargericht3barfeit betreffend, wurde pro- 
viſoriſch das preuß. ©. v. 29. Juni 1865 zum Bundesgeſetz 


10 HandelsV. a. 8, 11. Recht warnt aber König davor, 
1 Bal. die interefjanten An- | aud einzelnen Partikulargeſetz⸗ 
gaben von König s. v. Conſu- | gebungen internationale Grund- 
larreglement8 in v. Holtzen— Füße zu abjtrahiren. 
dorff's RLex. (3) II 535ff. Mit 


Ai — 
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erhoben; daſſelbe ift nunmehr ebenſo wie die allegirten 
88. 22—24 aufgehoben dur da8 ©. v. 10. Juli 1879 betr. 
die Confulargerihtsbarfeit (RGB. 197);'? dag Ge- 
bührenmwejen bei den Confulaten (ausgenommen die Gebühren 
für richterliche Functionen) wurde geordnet dur ©. v. 1. Juli 
1872 (RGB. 245), Zum Organifationsgefeg erging als 
VollzV. die Allgemeine Dienftinftruction, V. d. RR- 
v. 6. Juni 18711 fammt Nachtrag v. 22. Febr. 1873. Zum 
Gonfulargerichtsgefeg erließ der Reichſskanzler eine VollzV. 
v. 10. Sept. 1879 (EBL. 575); dazu auch die ältere 2. d. 
RER. v. 1. Mai 1872 über den Confularfchug in der Türkei 
und den oftaftatifchen Staaten, !* ſowie eine Special®. v. 
4. Feb. 1882 (CBL. 111). Auf die Gerichtsbarkeit der deut- 
ſchen Eonfuln in Egypten beziehen fich die ©. v. 30. März 
1874 (RGB. 23) und 5. Juni 1880 (RGB. 145), dazu 
Kaif. V. v. 23. Dec. 1875 (RGB. 381) u. 23. Dec. 1880 
(RGB. 192), auf die Gerichtsbarkeit in Bosnien und 
Herzegovina ©. v. 7. Juni 1880 (RGB. 146) und Kai]. 
B. v. 23. Dec. 1880 (RGB. 191). 

Dazu fomnıt das ©. v. 4. Mai 1870 (RGB. 599) über 
Beurkundung des Perfonenftandes und Che- 
ſchließung von Deutfhen im Ausland ſammt VollzV. 
d. RR. v. 1. März 1871,15 ſowie zahlreiche Specialbeitim- 
mungen in den das Geerecht betreffenden Gejegen und Ber: 
ordnungen, ſowie in dem oben für das Geſandtſchaftsrecht 
angegebenen RechtSmatertal. 

12 Heffter-Geffcken 8. 247 is Nicht rite publicirt, abge: 
führt i. 3. 1881 noch das Br. | drudt bei Hirth 1871, 595ff. 
&. v. 29. Suni 1865 als gel- 1 Nicht rite publicirt, abge: 
tend und das Reichsgeſetz v. | drudt bei König 470ff. 


10. Zuli 1879 als „in Aus— 15 Nicht rite publicirt, abge- 
licht genommen“ an. druckt bei König 508. 
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Endlich finden fich noch zahlreiche confularredhtliche Vor⸗ 
fchriften in StaatSperträgen.!* Einmal in fait ſämmt— 
lihen Handel3verträgen und zwar zum Xheil in ſehr de- 
taillirter Weife, jodann eriftiren eine Reihe von felbftändigen 
Confularverträgen, nämlih mit Italien v. 7. Febr. 
1872 bezw. 21. Dec. 1868 (RGB. 1872, 134 vb. BOB. 
1869, 113), jodann mit den Niederlanden für die Co— 
Ionieen v. 11. Januar 1872 bezw. 16. Juni 1856 (ROB. 
1872, 67), mit Rußland v. Sa 1874 (RGB. 1875, 
145), dazu der Specialvertrag über Regulirung von Hinter- 
laffenfchaften v. 22%. 1874 (RGB. 1875, 136); mit 
Spanien v. 12. Januar 1872 bezw. 22. Febr. 1870 (RGB. 
1872, 211 vb. BGB. 1870, 99);'7 mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa v. 11. Dec. 1871 (RGB. 
1872, 95); mit Brafilien v. 10, Januar 1882 (RGB. 
69); mit Griehenland v. 26. Nov. 1881 (RGB. 1882, 





101). Alle diefe Staat3verträge find auf Zeit abgefchloffen, 


16 Vgl. Reitz in Hirth's Ann. 
1872, 1281ff.; Geffcken zu 
Heffter 8.247, ſowie &.Meier 
s. v.. &onfularverträge in vd. 
Holtzendorff's RLex. II 537 be- 
haupten 29 Confularverträge 
ald in Kraft ftehend und ver: 
weifen für den Inhalt auf die 
Augsb. Allg. 3.! Eine officielle 


Publication aller das Conſular—⸗ 


wejen betr. Bejtimmungen von 
Staatöverträgen erfolgte 1878 
durh das Auswärtige Amt. 
Diefelbe enthält auch zahlreiche 
Vorſchriften einzelftaatlicher Ver⸗ 
träge jo z. B. einen vollſtändigen 
bayriſch⸗türkiſchen Conſularver⸗ 
trag. Dieſes einzelſtaatliche 


Rechtsmaterial iſt aber jetzt 
gegenſtandslos, da das Conſu— 
larweſen Reichsſache iſt. Vgl. 
die näheren Angaben bei Zorn 
in Hirth's Ann. 416f. 

7 Nicht blos bei dem von 
Preußen abgejchlojfenen . nieder: 
ländiichen, jondern auch bei den 
vom nordd. Bund abgefchloffenen 
italienischen und ſpaniſchen Con⸗ 
jularverträgen hielt man eine 
Uebernahme auf das Reich durch 
formellen Rechtsact für noth- 
wendig, |. oben B. I 41. 
dad Reich „Rechtönachfolger” 
des norddeutſchen Bundes, fo 
Wben jene Uebernahmsactekeinen 

inn. 
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jedoch in der Weife, daß fie nach Ablauf diefer Zeit in 
Kraft bleiben, wenn fie nicht ausdrüdlich gekündigt werden. !* 

Die Staat3verträge haben vollfommen die 
rehtlihe Natur von Gefeten; e3 fteht demnad 
Nichts im Wege, daß durch einen Staatdvertrag 
Borfhriften der deutfhen Gefeggebung abge: 
ändert werden. Da die Staatöverträge fi in 
jedem alle al3 GSpecialgefege zur allgemeinen 
Conſulargeſetzgebung verhalten, jo gehen bei 
Widerfprud zwifchen erflerer und legterer die 
Beftimmungen der Verträge immer vor, fomeit 
nicht ausdrüdlich ein entgegengefegter Vorbehalt 
gemaht wurde. GSelbfiverftändlich Haben demnad 
die Staatdverträge aud die Kraft, die allgemeine 
Bonfulargefeggebung mit Rechtskraft zu er- 
gänzen.' 


II. Die Prganifation des Konfulardienftes. 


1. Das Redt, Conſuln zu entjfenden und zu 
entpfangen, fteht principiell dem Träger der Sou— 
veränetät zu. Im Deutfhen Reiche ift jedoch dieſes 
Recht dur pofitive Berfaffungsporfhrift dem 
Kaifer übertragen, der nur bei Ernennung von 
Confuln verpflidtet ift, die „Vernehmung“ des 
Bundesrathsausſchuſſes für Handel und Berfehr 


18 Bol. die Angabenvon Zorn | Verträge ald prineipiell den 
bei Hirth 416 Dazu jebt noch Geſetzen untergeordnet betrach- 
Braftlien a. 48, Griechenland | ten und demgemäß nicht als 
a. 28. fähig legtere zu ergänzen oder 

3 A. A. König 285 Reitz | abzuändern. Bal. bieher auch 
bei Hirth a. a. O., welche die | Zorn bei Hirth 445, 450, 456 
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einzuholen.” Namens des Kaifers fungiren ala Central- 
behörden für dag Conſularweſen der Reihstanzler bezw. 
da3 Auswärtige Amt und zwar deffen zweite Abtheilung. ?' 
Berichte allgemeinen Inhalts find da, wo diplomatische Ber- 
treter oder Generalconſuln des Reiches vorhanden find, erft 
diefen und durch deren Vermittelung dem Auswärtigen Amte 
einzureichen, eventuell den genannten Behörden wenigftens in 
Abjchrift oder auszugsweiſe mitzutheilen. ? 

Das Conſularweſen ift principiel Reichsſache. Die 
Mebergangsbeftimmungen, welche die Reichsverfaſſung enthielt, 
find dermalen erledigt und der ganze deutjche Eonfulardienft 
im Reiche concentrirt; Confuln müffen vom Weiche beftellt 
werden, „auch wenn e3 nur das Intereſſe eines einzelnen 
Bundesftaates als wünſchenswerth erfcheinen läßt, daß Dies 
gefchehe. "3 Ausnahmsweiſe „in dringlichen Fällen“ dürfen 
jedoh die Neichsconjuln auch mit den einzelftaatlichen Re: 
gierungen in amtlichen Verkehr treten, ihnen Bericht er- 
ftatten und von ihnen Weifungen empfangen. ?* 

Bolllommen principwidrig ift ed, daß den Einzelftaaten 
dag Recht belaffen wurde, fremde Conſuln bei fich zu be- 
glaubigen und für ihr Gebiet mit dem Erequatur zu ver- 
jehen, 5 während das vom Weich ertheilte Erequatur ſich 


immer auf das gefammte Reichsgebiet erftredt; ein finnlofes 


2 RV. a. 561. Laband II 
249 ff. 
1 ©. oben B. J 213; ferner 
bezüglich) der ftaatörechtlichen 
Stellvertretung ded Reichskanz⸗ 
lers durch den Staatöfecretär 
des Auswärtigen Amtes ©. 206 
u. oben B. II ©. 449. 

22 ConſG. 8. 3; dazu. D.S. 


23 Bayr. Sal. Brot. 3. XIT?. 


vgl. RV. a. 
2 Son. 8. 3; dazu Die 
U. D. J.; ferner Caban II 


280. König 8. 12. 

3 Bayr. Schl. Brot. 3. XII. 
„allfeitig anerkannt; “ ſchief hier⸗ 
über Laband I 205: die „Se: 
bietöhoheit” kommt dabei aar 


zu diefem $S. König 88. 11, 23. | nicht in Frage. 
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Ueberbleibſel deutſcher Titelſucht ſind die Conſuln, welche 
die Glieder des Reiches unter einander beglaubigen. 

II. Eine ausgebildete Hierarchie des Conſulardienſtes 
gibt es nach deutſchem Recht vorerſt noch nicht.” “Die 
ſelbſtändigen Conſularbeamten ſtufen ſich in der Rangord— 
nung ab als Generalconſuln, Conſuln und Vice— 
confuln. 

1. Wo im Intereſſe des Dienftes die Zuſammenfaſſung 
mehrerer Confularbezirke zu einem Geſammtbezirk zmedmäßig 
erjcheint, werden Generalconfulate gebildet, regelmäßig in 
Anlehnung an die Staatsgrenzen;?? die fämmtlichen Con- 
fuln des Bezirkes find in diefem Falle dem Generalconful 
behuf3 „einheitlicher Oberleitung und Ueberwachung“ unter- 
geordnet; doch haben die Seneralconfuln nur ganz allgemeine 
Auffihtsbefugniffe,* Detailvorjchriften find darüber nicht 
erlafjen worden. 

Außerdem wird der Titel Generalconſul noch als per- 
ſönliche Auszeichnung verliehen. 

2. Selbftändige Biceconfulate beftehen nur in geringer 
Anzahl; in der Regel werden Biceconfuln den größeren 
Conjulaten al3 Hilfsbeamte beigeordnet. 

3. Außerdem kennt das deutjche Recht noh Conſular— 
agenten.”? Diefelben befleiden nicht jelbitändige Conſular— 
ämter, empfangen iiberhaupt feinen ftaatlichen Auftrag, ſondern 


26 Bol. über Frankreich de | bien, Ungarn, Auftralien, Sa- 
Clercq etde Vallat Guide | moa-Tonga. 
pratique des consulatsI 31 f.| 28 4.D.8. zu 8.3. König 
27 Deutiche Generalconfulate | 35. Mot. z. Eon. Sten. 
bilden Großbritannien u.Srland, | Ber. 1867, 139. 
dienordamerif. Union, Schweden, 3 ConſG. $S. 11. König 
Norwegen, Dänemark, Spanien, | $.84. Martens-Geffcken 
China, Sentralamerifa, Colum- | 226. 





478 Buch XI. Das äußere Staatsrecht des Deutjchen Reiches. 


find nur Privatbeamte der Confuln, die fie bejtellen. % 
Demgemäß dürfen denfelben feinerlei Yunctionen 
übertragen werden, welde fih al3 Ausübung von 
Hoheit3rehhten des Staates qualificiren. Die Con— 
Jularagenten haben ſomit allerdingd nur die Stellung von 
„Rathgebern“, aber gerade in Gegenfag zu den wirklichen 
Confuln. Sie „find nicht Conſuln im Sinne des Geſetzes 
und können daher die den Confuln zuftehenden Befugniffe 
nicht ausüben. Die betreffenden Conſuln können ihnen — 
unter eigener Verantwortlichfeit — lediglich ſolche Gefchäfte 
übertragen, welche feine obrigkeitliche Autorität vorausſetzen.“* 
Als ſolche find anzufehen: Bermittelung von Bergleichen, 
Uebernahme des Schiedörichteramtes, Vornahme von Nachlaß- 
handlungen auf Grund ertheilter Spectalvolmaht, die der 
Kriegsmarine Seitens der Confuln zu leijtende Unterftügung. ?? 
Die Confularagenten handeln immer unter Verantwortung 
ihres Conſuls. 

4. Der wichtigfte Unterfchied innerhalb des deutfchen 
Confulardienites ift der zwifhen Beruf3- und Wahl- 
confuln. Das legte amtliche Verzeichniß der deutſchen 
Confulate3 zählt 628 Conſuln auf, darunter nur 58 Berufs⸗ 
confuln. Die lesteren üben den Conſulardienſt als 
Beruf aus, die Wahlconfuln nur ald Nebenbeſchäf— 
tigung; die Berufsconfuln find für das Amt be- 
jonder3 vorgebildet, die Wahlconfuln find in der 


3 Bal. ConſV. mit Spanien | Ausw. Amt im Januar 1882. 
a. 8 mit der Union 7. Italien 8°. | (1872 gab es erjt 492 Deutiche 
31 Sten. Ber. 1867, 139 | Confulate). Vgl. Die Angaben 


(Mot.). Zorn bei Hirth 421— 423. Das 
32 AN D. 3. zu 8. 11. Kö- Conſulatsnetz wird alljährlich 
ni erweitert. 


ig 3 
33 — * Verz. herausg. v. 


Emm m —ñt — — ⸗ — 
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Regel Kaufleute oder Gewerbetreibende; die Be— 
rufsconſuln werden zu dem Amt entſendet, daher 

.consules missi, die Wabhlconfuln aus am Orte 
anfäffigen Berjfonen ausgewählt, daher consules 
electi. Das franzöfifche Recht (©. v. 20. Aug. 1833) kennt 
nur Berufsconſuln; die Acten über das fog. gemifchte Syſtem 
des deutfchen Rechtes find zwar noch nicht gejchlofjfen, ** Die 
Zukunft ſcheint jedoch dem franzöfifchen Syfteme zu gehören, 
da3 ja eine zwedmäßige Ergänzung in faufmännifchen Con⸗ 
jularagenten finden kann. 

5. Die größeren Eonfulate haben in der Regel noch ein 
mehr oder weniger zahlreiches Perjonal von Unterbeamten 
(Kanzler, Dragomans, Kawaſſen); eine rechtliche Organiſation 
für diefes Perjonal fehlt bis jegt.%* 

6. Ueber die Vertretung von Konfuln im Yalle von Ab» 
wejenheit oder Krankheit enthält zwar das Geſetz Feine 
generelle Borichrift, wohl aber finden ſich Specialvorſchriften 
in den Berträgen. 3 

IH. 1. Die Ernennung aller jelbftändigen Confular: 
beamten erfolgt durch den Kaifer nach PVernehmung des 
Bundesrathsausſchuſſes fir Handel und Verkehr ;3” alle Con⸗ 
fuln erhalten eine Faiferliche Beftallungsurfunde, 38 die Publi- 
cation der Ernennungen erfolgt durch das Centralblatt für 
das Deutihe Reich. 

2. Die Conjularagenten werden von den Conjuln er- 


land a. 6. Brajilien a. 8. Grie⸗ 
chenland a. 6. 

T MB. a. 561. Laband I 
406. König 8. 14. 

Rail. V. v. 23. Nov. 1874 
(RGB. 135). 


3 Bol. die Crörterungen 
Sten. Ber. 1867, 318, 648. 
König 15. de Clercq et de 
Vallat I 15. 

35 König $.20. | 

35 ConſV. m. Spanien a. 7. 
Stalien a. 7. Union a.6. Ruß: 
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Amtsauftrages des eigenen als der Conceffion des 
fremden Staate8; erftere wird ertbeilt in der Form 
eined Patentes (Beitallungsurfunde), legtere in der Form 
des fog. Ereguaturd Letzteres zu ertheilen ift fein Staat 
verpflichtet; daraus folgt, daß die Conceſſion auch in terri- 
torialer oder fachlicher Beſchränkung ertheilt werden fann.* 
Die ganze Thätigkeit der Konjuln ift, wie weit inımer der 
Amt3auftrag de3 eigenen Staates reihen mag, principiell 
bedingt von der Conceffion des Empfangsftaates: diefen Sag 
ftellt auch da8 deutfche Confulargejeg an die Spite: die Con— 
juln „müffen die durch die Geſetze und Gewohn— 
heiten ihres Amtsbezirkes gebotenen Schranken 
einhalten,““ denn „theoretiih gefaßt enthält die Ein- 
räumung jeder obrigkeitlichen Thätigkeit und namentlich die 
der Gerichtöbarfeit an die Confuln eine theilweife Abdication 
der auswärtigen Souveränetät zu Ounften der Souveränetät 
desjenigen Staates, welcher den Conſul hält.“"° „Kein Staat 
läßt fremde Confuln in feinem Gebiete anders zu, 
al3 mit dem ausdrüdlichen oder ftillfchweigenden 
Borbebalt, daß diejelben Nichts gegen die Geſetze 
des Landes vornehmen Die deutſchen Conſuln 


»Bluntſchli SS. 237, 245. | auszuschließen; ein Beil. d. 
246; Heffter-Geffdlen 474; | deutihen Bundes v. 12. Nev. 
Calvo I 8$. 453, 455; Kent | 1835 jchloß fremde Eonjuln von 
I 43; Dppenbeim 26; | den Bundeöfeftungen aus. Für 
König 30. das Reich eriftirt eine derartige 

6 Territoriale Beſchränkungen Beichränfung nicht. Vgl. die 
finden ſich in zahlreichen Staat8- | Angaben von Zorn bei Hirth 
verträgen 3. B. China a. 4; | 412%, beizufügen Brafilian. 
Japan a. 2; Berfien a. 3; die ConſV. a.1, Griechenland a. 1!. 
meilten Staaten haben ſich ConſG. S. 1. 
wenigitend vorbehalten, fremde s Abg. Kanngießer im 
Confuln von beftimmten Orten Reichstag Sten. Ber. 1867, 650. 


Das Confularredt. 8. 39. 471 


können daher die ihnen durch das Geſetz beigelegten 
Befugniſſe nur ſoweit ausüben als die fremde 
Staatsgewalt es ihnen geftattet.“? 

Beſonders charakteriſtiſche Beſtimmungen über dieſen 
Punkt, deren Intereſſe weit über den Kreis des Conſularrechtes 
reicht, enthält der ſamoaniſche Handelsvertrag. Die Rechts⸗ 
vorſchriften, welche im Königreich der Samoa⸗-Inſeln für 
Deutſche gelten ſollen, ſind darnach vom Conſul und einem 
Beamten der Samoaregierung gemeinſam feſtzuſtellen, als⸗ 
dann der Reichsregierung einzuſenden und dürfen erſt nach 
erfolgter Beſtätigung dieſer letzteren in Rechtskraft treten; 
ausgenommen nur „Vorſchriften über Municipaleinrichtungen, 
Polizei- Quarantäne- und Apia⸗æ Strafverordnungen, Verbot 
oder Regelung des Verkaufs oder der Abgabe von fpirituöfen 
und beraufchenden Getränfen an Samoaner und Eingeborne 





Allg. D.3.8.1 3.4 Un. 


richtig charakterifirt Philli- 
more II 264 die alö unter: 
fcheidendes Merkmal der Eon- 
juln gegenüber den Gejandten. 
Zu eng Calvo I $. 491 und 
Kent I 42, welche died nur 
für die Gerichtöbärfeit der Gon- 
juln betonen, während es doch 
für alle Functionen gilt. 
Richtig Martens-Geffcken 
243: „dans ce cas comme dans 
tout autre les instructions 
seules en effet ne sauraient 
pas suffire pour determiner 
les droits et les attributions 
eonsulaires attendu que 
leur exercice depend 
de l’assentiment du sou- 


verainterritorial.“ Eine 


interefjante Eorreöpondenz über 
dieſen principiell Hohmictigen 
Punft wurde i. 3. 1874 ge— 
pflogen zwiſchen dem Deutſchen 
eih und der Nordamerifani- 
ſchen Union, ald Gerichte der 
legteren amerifanifche Conſuln 
in Deutſchland mit eidlichen 
Zeugenvernehmungen beauftrag- 
ten. Deutſcherſeits wurde dies 
verboten und erklärt, daß dieſe 
Befugniß „appartient exclu- 
sivement & la juridiction 
des tribunaux“ und daß die 
Requifitionen amerikanijcher Ge- 
richte „ne peuvent porter 
atteinte aux lois de notre 
pays.“ Dal. CalvolI $. 495; 
Zorn bei Sit 4131, 
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von anderen Inſeln des Stillen Oceans durch Deutſche in 
Samoa;“ folche Borjchriften dürfen zwar fofort in Kraft 
treten, müſſen aber der Reich8regierung mitgetheilt und außer 
Kraft geſetzt werden, wenn diefe Die Beſtätigung verfagt.!° 

III. Ueber das Recht Confuln zu empfangen und zu 
entjenden, gelten principiell alle oben im Gejandtfchaftsrecht 
vorgetragenen Grundſätze. 

IV. Das Conſularrecht ift bis jegt weit weniger als das 
Gejandtfchaftsrecht international gemeinfames Recht geworden. 
Da jedoch die Intereſſen der Staaten auch in diefer Materie 
identifh und vielleicht gemäß der modernen Berfehrsent- 
widelung noch ſchwerwiegender find als die beim diploma- 
tiihen Dienfte der Fall, jo ift zu wünſchen und zu hoffen, 
daß auch das Conſularrecht mehr und mehr ein international 
gemeinfame3 werden wird. Die entwideltfte Confulargejeg- 
gebung hat Franfreich. !! 

V. Das Conſularweſen iſt Reichs ſache. 

Die Competenz des Reiches, das Conſularweſen durch 
feine Geſetzgebung zu ordnen, beruht auf RV. a. 43.7 und 
a. 56, dazu die Modification Bayr. Schl. Prot. v. 23. Nov. 
1870 3. XIL Demgemäß erging das ©. v. 8. Nov. 1867 
(BGB. 137) betr. die Organifation der Bundes- 
confulate fowie die Amtsrehte und Pflichten der 
Bundesconfuln; behufd Durchführung der SS. 22—24 des 
Geſetzes, die ConjulargerichtSbarfeit betreffend, wurde pro= 
viforifch das preuß. ©. v. 29. Juni 1865 zum Bundesgeſetz 


10 HandelsV. a. 8, 11. Recht warnt aber König davor, 
1 Bol. die intereſſanten An- | au einzelnen Partikulargeſetz⸗ 
gaben von König s. v. Eonju- | gebungen internationale Grund» 
larreglements in v. Holtzen⸗ | he zu abitrahiren. 

Dorff 3 RLex. (3) II 535ff. Mit 





— ni a — 
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erhoben; daſſelbe ift nunmehr ebenfo wie die allegirten 
88. 22—24 aufgehoben dur da8 ©. v. 10. Juli 1879 betr. 
die Sonjulargerihtsbarfeit (RGB. 197);'? das Ge- 
bührenmwejen bei den Confulaten (ausgenommen die Gebühren 
für vichterliche Functionen) wurde geordnet durch ©. v. 1. Juli 
1872 (RGB. 245). Zum Organifationsgefeg erging als 
VollzV. die Allgemeine Dienftinftruction, V. d. RE- 
v. 6. Juni 187113 fammt Nachtrag v. 22. Febr. 1873. Zum 
GConfulargerichtSgefeg erließ der Reichſskanzler eine VollzV. 
v. 10. Sept. 1879 (CBl. 575); dazu auch die ältere V. d. 
RR. v. 1. Mai 1872 über den Confularfchug in der Türkei 
und den oftaftatifchen Staaten, fowie eine Special®. v. 
4. Feb. 1882 (CBl. 111). Auf die Gerichtsbarkeit der deut- 
chen Conſuln in Egypten beziehen ſich die ©. v. 30. März 
1874 (RGB. 23) und 5. Juni 1880 (ROB. 145), dazu 
Kaif. B. v. 23. Dec. 1875 (RGB. 381) u. 23. Dec. 1880 
(RGB. 192), auf die Gerichtäbarkeit in Bosnien und 
Herzegovina ©. v. 7. Juni 1880 (RGB. 146) und Kai. 
V. v. 23. Dec. 1880 (RGB. 191). 

Dazu kommt das ©. v. 4. Mai 1870 (RGB. 599) über 
Beurfundung des Perfonenftandes und Ehe— 
Ihließung von Deutfchen in Ausland fammt VollzV. 
d. RK. v. 1. März 1871,15 ſowie zahlreiche Spectalbeftim- 
mungen in den das Seerecht betreffenden Gejegen und Ber- 
ordnungen, fowie in dem oben für das Gefandtichaftgrecht 
angegebenen Recht3material. 

12 Heffter:&effden 8.247 13 Nicht rite publicirt, abge- 
führt i. 3. 1881 noch das Br. | drudt bei Hirth 1871, 595ff. 
®. v. 29. Suni 1865 ala gele | + Nicht rite publicirt, abge- 
tend und dad Reichsgeſetz v. | brudt bei König A70F. 


10. Suli 1879 als „in Aus: 15 Nicht rite publicirt, abge: 
licht genommen” an. drudt bei König 503. 


474 Bud XI. Das Äußere Staatörecht des Deutjchen Reiches. 


Endlich finden fich noch zahlreiche conjularrechtliche Vor- 
Ichriften in Staat3verträgen.!* Einmal in faft fänmt- 
lichen HandelSverträgen und zwar zum Theil in ſehr de- 
taillirter Weife, jodann eriftiren eine Reihe von felbftändigen 
Conjularverträgen, nämlih mit Italien v. 7. Febr. 
1872 bezw. 21. Dec. 1868 (NGB. 1872, 134 vb. BGB. 
1869, 113), jodann mit den Niederlanden für die Co— 
lonieen v. 11. Januar 1872 bezw. 16. Juni 1856 (RGB. 
1872, 67), mit Rußland v. „ns 1874 (RGB. 1875, 
145), dazu der Specialvertrag über Regulirung von Hinter- 
lafienfchaften v. 5°. 1874 (RGB. 1875, 136); mit 
Spanienv. 12. "Ianıar 1872 bezw. 22. Febr. 1870 (RGB. 
1872, 211 vb. BGB. 1870, 99); mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa v. 11. Dec. 1871 (RGB. 
1872, 95); mit Brafilien v. 10. Januar 1882 (RGB. 
69); mit Griehenland v. 26. Nov. 1881 (RGB. 1882, 
101). Alle diefe Staat3verträge find auf Zeit abgefchloffen, 


16 Vgl. Reis in Hirth's Ann. 
1872, 1281ff.; Seffden zu 
Beifters. 247, jowie &.Meier 
8. v. Gonfularverträge in v. 
Holtzendorff's RLex. II 537 be: 
haupten 29 Gonjularverträge 
als in Kraft ftehend und ver- 
weijen für den Inhalt auf die 
Augsb. Allg. 3.1 Eine officielle 


Publication aller das Conjular:. 


wejen betr. Beitimmungen von 
GStaatdverträgen erfolgte 1878 
durch dad Auswärtige Amt. 
Diejelbe enthält auch zahlreiche 
Vorſchriften einzelftaatlicher Ver⸗ 
träge ſo z. B. einen vollſtändigen 
bayriſch⸗türkiſchen Conſularver⸗ 
trag. Dieſes einzelſtaatliche 


Rechtsmaterial iſt aber jetzt 
gegenſtandslos, da das Conſu— 
larweſen Reichsſache iſt. Vgl. 
die näheren Angaben bei Zorn 
in Hirth's Ann. 416 

7 Nicht blos bei dem von 
Preußen abgeichloffenen nieder⸗ 
ländiſchen, jondern auch bei den 
vom nordd. Bund abgeichloffenen 
italienifchen und fpanifchen Eon- 
jularverträgen bielt man eine 
Uebernahme auf das Reich durch 
formellen Rechtsact für noth- 
wendig, 1 ſ. open B. J 41. 
das eich „Rechtsnachfolger“ 
des norddeutſchen Bundes, ſo 
Whenjene uebernahmsacte keinen 

inn. 


Das Confularredit. 8. 39. 475 


jedoh in der Weife, daß fie nah Ablauf diefer Zeit in 
Kraft bleiben, wenn fie nicht ausdrüdlich gekündigt werden. is 

Die Staat3verträge haben vollfommen die 
rehtlihe Natur von Gefegen; es fteht demnad 
Nichts im Wege, daß durch einen Staat3vertrag 
Vorſchriften der deutfhen Gefeggebung abge: 
ändert werden. Da die Staatöverträge ſich in 
jedem Falle als Specialgefege zur allgemeinen 
Gonfulargejfeggebung verhalten, fo geben bei 
Widerfpruh zwifchen erfterer und legterer die 
Deftimmungen der Berträge immer vor, fomeit 
nicht ausdrüdlidh ein entgegengejegter Vorbehalt 
gemaht wurde. Gelbfiverftändlih Haben demnach 
die Staatöverträge auch die Kraft, die allgemeine 
Conjulargefeggebung mit Rechtskraft zu er- 
gänzen." 


II. Die Organifation des Confulardienftes. 

1. Das Recht, Conſuln zu entfenden und zu 
empfangen, fteht principiell dem Träger der Sou— 
veränetät zu. Im Deutſchen Reiche ift jedoch dieſes 
Recht durch pofitive Verfaſſungsvorſchrift dem 
Kaifer übertragen, der nur bei Ernennung von 
Confuln verpflichtet ift, die „Vernehbmung“ des 
Bundesrathsausſchuſſes für Handel und Verkehr 


18 Bol. die Angabenvon Zorn | Verträge ald principiell den 
bei Hirth 416 dazu jept noch Geſetzen untergeordnet betrach- 
Bralilien a. 48, Griechenland | ten und demgemäß nicht als 
a. 28. fähig leßtere zu ergänzen oder 

I A. A. König 28; Reis | abzuändern. Vgl. hieher auch 
bei Hirthb a. a. O., welche die | Zorn bei Hirth 445, 450, 456. 


476 Buch XI. Das äußere Staatörecht des Deutjchen Reiches. 


einzuholen.” Namens des Kaiſers fungiren als Eentral- 
behörben für das Conſularweſen der Reich skanzler bezw. 
das Ausmärtige Amt und zwar defjen zweite Abtheilung. ?! 
Berichte allgemeinen Inhalts find da, wo diplomatifche Ver⸗ 
treter oder Generalconjuln des Reiches vorhanden find, erft 
diefen und durch deren VBermittelung dem Auswärtigen Amte 
einzureichen, eventuell den genannten Behörden wenigitend in 
Abjchrift oder auszugsweiſe mitzutheilen.?? 

Das Conſularweſen ift principiel Reichsſache. Die 
Uebergangsbeſtimmungen, welche die ReichSverfaffung enthielt, 
find dermalen erledigt und der ganze deutfche Confulardienft 
im Reihe concentrirt; Confuln müſſen vom Reiche beftellt 
iwerden, „auch wenn es nur das Intereſſe eines einzelnen 
Bundesstaates als wünſchenswerth erfcheinen läßt, daß dies 
gejchehe. "7? Ausnahmsweiſe „in dringlichen Fällen“ dürfen 
jedoch die Reichsconſuln auch mit den einzelftaatlichen Re— 
gierungen in amtlichen Berfehr treten, ihnen Bericht er- 
ftatten und von ihnen Wetfungen empfangen.” 

Vollkommen principwidrig ift es, daß den Einzelitaaten 
das Recht belaffen wurde, fremde Confuln bei fich zu be— 
glaubigen und für ihr Gebiet mit dem Erequatur zu ver- 
fehen,5 während da8 vom Reich ertheilte Exequatur ſich 
immer auf da3 gefammte Reichägebiet erftredt; ein finnlofes 

20 RV. a. 561. Laband IT| 3 Bayr. Schl. Brot. 3. XIT?. 
249 ff. vgl. RB. a. 3°. 

21 S. oben B. I 213; ferner | * Coni®. 8. 3; dazu Die 
bezüglih der ftantörechtlichen | A. D. J.; ferner Laband II 
Stellvertretung ded Reichskanz- 280. König $. 12. 
lers durch den Staatöfecretär 3 Bayr. Schl. Brot. 3. XII. 
des Auswärtigen Amted ©. 206 | „allfeitig anerfannt;” jchief hier⸗ 
u. oben B. II ©. 449, über Laband I 205: die „Ge- 


22 ConſG. 8. 3; dazu A. D. J. bietöhoheit”" kommt dabei aar 
zu diejem $. König 88. 11, 23. | nicht in Frage. 
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Ueberbleibfel deutjcher Titelſucht find die Confuln, welche 
die Glieder des Reiches unter einander beglaubigen. 

U. Eine ausgebildete Hierarchie des Confulardienftes 
gibt es nad deutſchem Recht vorerft noch nicht.” Die 
jelbftändigen Confularbeamten ftufen ſich in der Rangord— 
nung ab als Generalconfuln, Conſuln und Bice- 
confuln. 

1. Wo im Intereſſe des Dienftes die Zufammenfaflung 
mehrerer Conſularbezirke zu einem Gefammtbezirt zweckmäßig 
ericheint, werden Generalconfulate gebildet, regelmäßig in 
Anlehnung an die Staatsgrenzen;?” die jämmtlichen Con⸗ 
fuln des Bezirkes find in diefem Falle dem Generalconful 
behufs „einheitlicher Oberleitung und Ueberwachung“ unter- 
geordnet; doch haben die Generalconfuln nur ganz allgemeine 
AuffichtSbefugniffe,?° Detailvorſchriften find darüber nicht 
erlaffen worden. 

Außerdem wird der Titel Generalconful noch als per- 
fünliche Auszeichnung verliehen. 

2. Selbftändige Biceconfulate beftehen nur in geringer 
Anzahl; in der Regel werden Biceconfuln den größeren 
Confulaten als Hilfsbeamte beigeordnet. 

3. Außerdem fennt da8 deutfche Recht noch Confular- 
agenten.?” Diejelben befleiven nicht jelbftändige Confular- 
ämter, empfangen überhaupt feinen ftaatlichen Auftrag, fondern 


26 Vgl. über Frankreich de | bien, Ungarn, Auftralien, Sa: 
Clercg etde Vallat Guide | moa-Tonga. 
pratique des consulats 1 31 f.| 7 A. O. J. zu 8.3. König 
27 Deutiche Generalconfulate | 35. Mot. . ConſG. Sten. 
bilden Öroßbritannien u. Srland, | Ber. 1867, 139. 
dienordamerif. Union, Schweden, 2 Soni®. 8. 11. König 
Norwegen, Dänemarf, Spanien, | $.84. Martens-Geffcken 
China, Sentralamerifa, Colum- | 226. 
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find nur Privatbeamte der Confuln, die fie beftellen. 
Demgemäß dürfen denjelben feinerlei Sunctionen 
übertragen werden, welche ji al3 Ausübung von 
Hoheit3rechten des Staates qualificiren. Die Eon- 
jularagenten haben jomit allerdings nur die Stellung von 
„Rathgebern“, aber gerade im Gegenjag zu den wirklichen 
Conſuln. Sie „find nit Conſuln im Sinne des Gefebes 
und können daher die den Conſuln zuftehenden Befugniffe 
nicht ausüben. Die betreffenden Confuln können ihnen — 
unter eigener Berantwortlichfeit — lediglich ſolche Geſchäfte 
übertragen, welche feine obrigfeitliche Autorität vorausſetzen.“ 3! 
Als ſolche find anzufehen: Bermittelung von Vergleichen, 
Mebernahme des Schiedsrichteramtes, Vornahme von Nachlaß 
handlungen auf Grund ertheilter Spectalvolmadt, die der 
Kriegsmarine Seitens der Confuln zu leijtende Unterftügung. 3? 
Die Confularagenten handeln immer unter Verantwortung 
ihres Conſuls. 

4. Der widtigfte Unterſchied innerhalb des deutſchen 
Eonfulardienftes ift der zwifhen Berufs- und Wahl- 
conjuln. Das legte amtliche Verzeichniß der deutſchen 
Eonfulate33 zählt 628 Eonfuln auf, darunter nur 58 Berufs⸗ 
confuln. Die legteren üben den Confulardienft al3 
Beruf aus, die Wahlconfuln nur ala Nebenbeſchäf— 
tigung; die Berufsconfuln find für das Amt be- 
ſon ders vorgebildet, die Wahlconſuln ſind in der 


Bol. ConſV. mit Spanien | Ausw. Amt im Januar 1882. 
a. 8 mit der Union 7. Italien 8?. | (1872 gab es erjt 492 deutiche 
3! Sten. Ber. 1867, 139 Conſulate). Vgl. die Angaben 
(Mot.). Zorn bei Hirth 421— 423. Das 
32 in D. 3. zu $. 11. Kö: | Confulatöneg wird alljährlich 
nig erweitert. 
5 Hmtl Derz. herausg. v. 
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Regel Kaufleute oder Gewerbetreibende; die Be— 
ruf3coninIn werden zu dem Amt entjendet, daher 

.consules missi, die Wahlconjuln au am Orte 
anjäfjigen Perfonen ausgewählt, daher consules 
electi. Das franzöfifche Recht (G. v. 20. Aug. 1833) kennt 
nur Bernfsconfuln; die Acten über das fog. gemifchte Syſtem 
des deutjchen Rechtes find zwar noch nicht gejchloffen, ** die 
Zukunft jcheint jedoch dem franzöfifchen Syſteme zu gehören, 
da3 ja eine zweckmäßige Ergänzung in kaufmänniſchen Con- 
fularagenten finden kann. 

5. Die größeren Confulate haben in der Regel noch ein 
mehr oder weniger zahlreiches Perſonal von Unterbeamten 
(Kanzler, Dragomans, Kawaſſen); eine rechtliche Organiſation 
für dieſes Perſonal fehlt bis jegt. 35 

6. Ueber die Vertretung von Conſuln im Falle von Ab» 
wejenheit oder Krankheit enthält zwar das Geſetz Feine 

| generelle Borichrift, wohl aber finden ſich Specialvorfchriften 
| in den Berträgen. 3 
IH. 1. Die Ernennung aller felbftändigen Conjular- 
beamten erfolgt durch den Kaifer nach Vernehmung des 
Bundesrathsausfchufles für Handel und Verkehr;“ alle Con⸗ 
fuln erhalten eine Faiferliche Beftallungsurfunde, 3° die Publi- 
cation der Ernennungen erfolgt durch das Lentralblatt für 
das Deutfhe Reich. 
2. Die Conjularagenten werden von den Conjuln er: 


34 Bol. die Crörterungen 
Sten. Ber. 1867, 318, 648. 
? König 15. de Clercq et de 
Vallat I 15. 
5 König $. 20. | 
35 ConſV. m. Spanien a. 7. 
Stalien a. 7. Union a.6. Ruß: 


land a. 6. Brafilien a. 8. Grie⸗ 
chenland a. 6. 

31 RV. a. 561. Laband I 
406. König S. 14. 

3 Kaiſ. V. v. 23. Nov. 1874 
(RGB. 135). 
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nannt, bedürfen aber der Beitätigung des Reichskanzlers; 
Eonjuln dürfen nur dann Agenten beftellen, wenn der 
Empfangsftaat dies zugelaffen bat und bedürfen eines be-- 
fonderen Erequatur. 3 

3. Die Confuln bedürfen, wie oben ausgeführt, eines 
doppelten Titels, um amtlich fungiren zu fünnen: einmal 
de3 in der Ernennung liegenden Amtsauftrages ihres eigenen 
Staates, fodann des Crequatur de8 Empfangsftaates. 
Letzteres ift die offictelle Genehmigung des Empfangsftaates 
für den Conful, amtlihe Functionen ſeines Abfendeftaates 
ausüben zu dürfen; vor Empfang des Erequatur darf 
der Conſul nicht amtlich thätig werden. Das Ere- 
quatur wird unter Einjendung des Anftellungspatentes vom 
Empfangsftaat, regelmäßig auf diplomatischen Wege, er- 
beten. Kein Staat ift rechtlich verpflichtet, da3 Crequatur 
zu geben; dafjelbe kann an Bedingungen geknüpft, auch 
jederzeit zurüdgezogen werden. Die Form des Erequatur 
ift in den verfchiedenen Staaten fehr verfchieden; die Er- 
theilung des Erequatur ift officiell zu publiciren und wird 
im deutjchen Reiche überdies neben der Publication im Cen— 
tralblatt für das Deutfche Reich noch den höheren Ber- 
waltungsbehörden und Gerichten beſonders mitgetheilt.* 


39 ConſG. 8. 11, dazu die 4 Aluntichlis.248.Calvo 
Specialbeitimmungen der Ber: | 18.455. Phillimore II 270. 
träge 3. B. Brafilien a. 9. Niederl. ConſV. a. 33. Spanien 

Vgl. A. D. J. zu 8. 1, 3. 5, a. 2. Italien a. 2. Union a. 2. 
faſt ſämmtliche Verträge heben | Brafilien 2. 
den Saufalzufammenhang zwi« 2 Bol. auch die Specialbe- 
Then Ernennung und Crequa= | ftimmung Brafilian. Eonj®. 
tur ausdrüdlich hervor. Brafi- |a. 22. 
lian. ConſV. a. 21. Gried. 

ConſV. a. 1?. | 
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4. Für die Ernennung zum Wahlconful ftatuirt das 
deutjche Reich bejondere Vorausfegungen nicht; es follen 
vorzugsweiſe anfäffige Kaufleute, welche die deutfche Staats⸗ 
angehörigfeit befigen, zu "dem Amte berufen werben;‘? doc 
handelt es fich dabei nicht um rechtlich nothwendige Bor: 
ausfegungen. 

Für die Bekleidung eines Berufsconfulate® dagegen 
ſtellt das Gefeg folgende Vorausſetzungen auf 1. deutfche 
Staat3angehörigfeit („Bundesindigenat“), 2. eine bejondere 
Borbildung; der Nachweis dieſer legteren ift entweder durch 
eine bejondere Conſulatsprüfung“ zu erbringen oder aber 
der Afpirant muß nach beftandener erfter juriftifcher Prü- 
fung drei Jahre im inneren Dienft oder der Advocatur und 
zwei Jahre im Confilatsdienft gearbeitet haben. * 

Vor Antritt des Amtes haben alle Eonfuln den gejeß- 
lichen Amtseid zur leiften. * 

5. Die Abgrenzung der confularifchen Amtsbezirke er⸗ 
folgt durch den Reichskanzler, nur bei den mit Gerichtsbar⸗ 
feit außgeftatteten Conjulaten ift zuvor der Bundesrath zu 
hören. 

IV. Die Abberufung der Conſuln erfolgt dur den 
Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrath.“ Wahl- 
confuln können jederzeit ohne weiteres entlaffen merden.* 
Alle Conſuln fönnen jederzeit vom Kaiſer verjegt,‘? ſowie 
mit MWartegeld zur Dispofition geftellt werden; für die 


3 ConſG. 8. 9. Laband II 6 ConſG. 8. 4 hiezu die Vor: 
283. Iriften der A. D. J. vgl. König 
4 Das nicht rite publicirte 


Regulativ für diefe Prüfung |. Reichabeamten®. $. 66. 
bei König 39, dazu vgl. 474: # Soni®. $. 103. 

5 ConſG. 8.7. Labanda.| *# Reichsßenmten®. g. 231. 
a. O. 50 Ebenda 8. 25. 


Zorn, Staatsrecht TI. 31 
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Penfionirung gelten die allgemeinen Rechtsſätze, doch wird 
die Dienftzeit in Oft- und Mittelafien, Mittel- und Süd— 
amerifa, jowie den Ländern der Südſee doppelt angerechnet, 
wenn der Conful überhaupt länger als ein Jahr außerhalb 
Europas diente. Der Bundesrathb kann das Berzeichniß 
diefer Yänder auf dem Verordnungswege noch erweitern. 5! 

Ausbruch des Krieges bricht alle friedlichen Beziehungen, 
alfo auch die confularifchen, ipso jure ab;5? bei andermei- 
tigem Abbruch der diplomatischen Beziehungen hat der Con⸗ 
jul eine befondere Weifung des Reichskanzlers zu erwarten. 5° 
Wechſel des Staat3oberhanptes oder der Staatsform alterirt 
die conjularifchen Beziehungen nicht. Untergang eines Staat3- 
weſens als felbftändiger Macht hebt dagegen die confula- 
riihen Beziehungen auf. % 

Endlih Tann eine Beendigung diefer Beziehungen ein- 
treten durch Zurüdziehung des Crequatur Seiten? ded3 Em- 
- pfangsitaates oder durch Ausschluß der Conſuln von einem 
beftimmten Drte oder dem gefammten Staatsgebiete, Maß- 
regeln, die vollftändig im freien Belieben der Staaten ftehen. 


III. Das confularifche Amt. 


I. Die Confuln haben alle allgemeinen Redte 
und Pflidten der Staatsbeamten.’ 

1. Gehalt beziehen nur die Berufsconfuln nah Maß- 
gabe de3 Etatsgeſetzes, °% indeß die Entjehädigung der Wahl- 


51 Ebenda $. 51, dazu B. d. 52 A. D. J. zu 8. 1 3. 6°. 
DR. v. 6. Dec. 1880 (CBl. | König 83. 
773). s* Calvo IS. 517. 

4. X. Calvo I $. 518. | 55 Bol. Kaband I 88. 37— 
Martens-Geffcken $. 78, | 46. 3ZornI 8.14. König 8. 15. 
rihtig Oppenheim 24. 56 ConſG. 8. 81, die Gehalts- 
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conjuln Tediglih in den Gebühren befteht;5” aufßerdent 
werden den Wahlconjuln noch gewiſſe Ausgaben erftattet 
und es kann jogar denjelben eine Entfchädigung aus der 
Reichscaſſe gewährt werden, wenn fie den Nachweis erbrin- 
gen, daß die bezogenen Gebühren fein ausreichendes Aequi- 
valent für den von ihnen zu machenden Dienftaufwand bilden. 
Die Reife, Einrichtung?» und Bureaufoften werden den 
Conſuln vergütet,5® Tagegelder und YZuhrfoften?® gehören 
zum Gehalt, ebenjo Wartegeld und Penfion. Stirbt ein 
Eonful im Ausland, jo werden feine Angehörigen koſtenfrei 
in die Heimath befördert. 

2. Zu den allgemeinen Pflichten der Conſuln gehört 
auch die Refidenzpfliht. Dauernde und ungebührliche 
Entfernung vom Amtsfig wird als Entlafjungsantrag be- 
tradhtet.*! Auf motivirten Antrag kann den Conſuln durd 
den Reichskanzler Urlaub ertheilt werden, doc ift in dieſem 
Falle für genügende Stellvertretung jowie dafür zu forgem, 
daß dem beurlaubten Conful dienftliche Verfügungen jeder 
Zeit zugeftellt werden können. Der Urlaub kann jeder Zeit 
im Intereſſe des Dienſtes zurüdgenommen werden.‘ 


3. Berufsconfuln dürfen weder faufmännijche noch an⸗ 
dere mit einer Nemuneration verbundene Gejchäfte neben 
ihrem Amte betreiben. Deutſche Conjuln dürfen ohne 


ſätze ſchwanken zwijchen 12 000 60 GonjD. 8. 8° Reichſsbeam⸗ 
u. 48 000 M. ten®. 8. 40 


7 ConſG. 8. 101. 61 “ Conj®. 8.6. 
8 ConſG. 8. 8?. 2 A. D. J. zu 
Genaue Vorſchriften hier⸗ Rai V. v. 23. April 1819 Var 
über in K. V. v. 23. April 1879 | 134). 
u. 7. Febr. 1881. 8 ConſG. 8. 85 vb. Reichs⸗ 
Ä beamten®. $. 16. 


31* 
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Genehmigung des Kaiſers weder ein Conſulat noch Gefchenfe 
oder Orden eine freinden Staates annehmen. *s* 
I. Die diplomatifhen Privilegien fommen 
principiell den Conſuln nit zu. In diefem negativen 
Sage find Theorie und Praris einig. Poſitiv aber ift die 
Frage der perfönlichen Rechtsſtellung der Conſuln eine bis 
jest völlig ungelöfte, aber einer Löſung auf dent Wege inter- 
nationaler Vereinbarung dringend bedürftige. Die allge- 
meinen Redewendungen von „bejonderem Schuß des Bölfer- 
rechte" „bejonderer Courtoiſie“ find juriftifch werthlog.ss 
1. Was zupörderft die Gerichtsbarkeit angeht, jo 
jind die im Reichsgebiete refidirenden fremden 
Confuln der deutfchen Gerichtsbarkeit principiell 
unterworfen, e8 fei denn, daß in Staatsverträgen 
etwa8 Anderes beftimmt wäre.” Derartige Beſtim— 
mungen finden ſich in den Confularverträgen mit Italien, 
Spanien, Rußland, der nordamerifanifchen Union, Brafilien, 
Griechenland, ſowie den Handelöverträgen mit Koftarica, 
- San Salvador und Hawaii. Diefelben find unter fich nicht 
völlig übereinftimmend und fennzeichnen deutlich das unfichere 


6 ConſG. 8.5. 


| Bluntjchli $. 268. ſpricht von 
65 Dal. Die Angaben 


von | einer „mäßigen“ Ausdehnung 


Zorn bei Hirth 42812 

6 Golde allgemeine Phrafen 
finden fich bei allen Theoretifern, 
vgl. die Blumenlefe bei Zorn 
a a. O. Heffter-Geffcken 
8. 248 behauptet als einziges 
Vorrecht „weſentlich nur eine 
Unverletzbarkeit der Perſon“! 
und eitirt i. J. 1881 für die 
Frage der Gerichtsbarkeit die 
Allg. Pr. GO. I 2 8. 65! 


der Privilegien der Gefandten 
auf die Conſuln. 

GVG. $. 21. Unrichtig 
demgemäß Calvo I 8. 473. 

8 Stalien a. 32. Spanien 
a. 4.20. Rußland a. 23. Union 
a. 3. Boftarica a. 27%. San 
Salvador a. 243. Hawaii a. 12. 
Drafilien a. 4. Griechenland 
a. 22,8. | 
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Taſten der Gefeggebung in diefer Materie. Im Wejentlichen 
befchränft ſich das in jenen Verträgen den Confuln gewährte 
Privileg darauf, daß Berufsconfuln nur wegen Verbrechen 
verhaftet werden dürfen. * 

Ueber die befonderen Berbältniffe der Conſuln in den- 
jenigen Staaten, in welchen deutjche Gerichtsbarkeit eriftirt, 
j. den folgenden Abjchnitt. — 

2. In der Theorie wird ferner mehrfach als durch inter- 
nationale8 Gewohnheitsrecht anerkanntes Privileg der Con⸗ 
juln die Unverlegbarfeit der Archive und amtlichen 
Papiere behauptet.?° Ein Gewohnheitsrecht diejes Inhaltes 
läßt fich jedoch nicht ermweifen.”! England erkennt den An- 


ſIpruch principiell nicht an.”? Auch eine generelle Vorſchrift 


des deutjchen Rechtes fehlt. Wohl aber ift die Unverlegbar- 
feit anerfannt in den Confularverträgen mit Italien, Ruß—⸗ 
land, Spanien, den Niederlanden, Brafilien, Griechenland,’ 
ferner den Handel3verträgen mit der Argentinifchen Republik, 
Coftarica, San Salvador, Hamati.* Die Ortöbehörden 
dürfen darnach jene Archive und Papiere weder befchlag- 
nahmen noch durchſuchen nod auch nur einjehen. Für die 
Archive und Papiere der Berufsconfulate gilt dies abfolut, 
die Wahlconjuln müfjen die amtlichen Papiere ftreng gejon- 
dert von ihren PBrivatpapieren aufbewahren, um das Privileg 





6 Es würde den Rahmen des 
Lehrbuches überjchreiten, dieſe 
Vorſchriften im Kinzelnen zu 
erörtern, vgl. darüber Zorn 
bei Hirth 430—432. 

0 Phillimore II 268. 
Opp en eim 38. 

©. Zorn bei Hirth 432. 

72 Martens-Geffcken 

2351. Oppenheim 38, 41. u. 


bef. Beach Lawrence &l6&- 
ments du droit international 
IV. 39. 

13 Stalien a. 6. Rußland a. 5. 
Spanien a. 6. Niederlande a. 5. 
Brafiien a.7. Oriechenland a.d. 

74 Argentin. Rep. a. 11°. 
Softarica a. 28. San Salvador 
a.25. Hawaii a. 14. 
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beanfprucdhen zu können. In der nordamerifanifchen Union 
und der Türkei ift das Privileg ausgedehnt auf die Amts- 
räume und Wohnungen der Confuln.”® ‚Doc darf hieraus 
fein Aſylrecht für Verbrecher abgeleitet werden. 7 

3. Regelmäßig ift den Conſuln ferner geftattet, ſich zu 
dienftlichen Zmweden der Hoheitszeichen ihres Staates zu 
bedienen, jo an ihren Amtsräumen da8 Staat3mwappen 
anzubringen, auf ihren Häufern und Dienftfahrzeugen ihre 
Nationalflagge zu hiſſen. Auch deutfcherfeitS wird dies 
fo geftattet als beansprucht” und es ftehen folche Hoheits⸗ 
zeichen unter befonderem ftrafrechtliden Schuge.”? Die 
Staatöverträge enthalten übrigens auch über diefen Punkt 
ſehr verfchiedene VBorfchriften. 

4. Endlih wird im der Theorie übereinftimmend ge- 
lehrt: die Confuln hätten einen völferrechtlichen Anfpruch 
auf Befreiung von Steuer- und andermweitigen 
Taften des Empfangsftaates. Ein derartiger genereller Sat 
läßt fich jedoch juriftifch nicht erweifen®" und das vorhandene 
Material an Specialrechtsfägen ift in feiner Verſchiedenheit 
nur ein Beweis dafür, daß ein derartiges Privileg für 
die Eonfuln als wünſchenswerth, ja als nothmwen- 
dig betradtet wird, ohne daß über den Umfang 
dejjelben ein auch nur einigermaßen genügendes 


5 Union a. 5. ern. Kapi- | vador a. 24%. Hamaii a. 13. 


tulation v. 1761 a. 

76 Bol. Zorn bei Sin 432. 

TA.DS. zu 8. 13. 7, vgl. 
Zorn bei Hirth 4331. 

18 RStGB. 8. 104. 

2 Italien a. 5. Union a. 4. 
Rußland a. 4. Spanien a. 5. 
Coftarica a. 275. San Gal- 


Niederlande a. 4. Brafilien a. 6. 
Griechenland a. 4. vgl. Zorn 
4332, 


Born 433f. ©. aud dort 
die näheren Angaben aus den 
Staatöverträgen, beizufügen Bra- 
ſilien a. 3. Griechenland a. 21. 
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Einverftändniß bis jegt hätte erzielt werden kön— 
nen. Das deutſche Recht gibt nur die einzige generelle 
Vorſchrift, daß fremde Berufsconfuln, jofern fie die Staat3- 
angehörigfeit ihres Abjendejtaates beſitzen und an ihrem 
Domicil weder Grundftüde befigen noch ein faufmännijches 
Geſchäft oder ein Gewerbe betreiben, von der militärischen 
Duartierleiftungspflicht befreit find, jofern Reciprocität ge- 
währt wird, 81 

Alle dieſe Vorſchriften jind völlig ungenügend 
und eine umfaffende internationale Bereinba- 
rung über die perfönliden Rechtsverhältniſſe der 
Conſuln dringend nothwendig. 

Das deutſche Reich hat fih fait in ſämmtlichen Ber- 
trägen die Rechte der meiltbegüinftigten Nation ausdrücklich 
vorbehalten. 82 


15. Nah Maßgabe des ihnen ertheilten Amts- 
auftrage3 bezm. der im Erequatur enthaltenen 
Conceſſion des Empfangsftaates verwalten die 
Conjuln innerhalb ihres Amtsbezirkes das Im— 
perium ihres Staates. Als Staatsbehörden haben fie 
das Recht, mit den StaatSbehörden des Territorialftaates 
amtlich zu verfehren; der amtliche Verkehr mit den Central⸗ 
behörden foll jedoch regelmäßig durch die dDiplomatifchen Ver: 
treter de3 betreffenden Staates vermittelt werden. % 


su Q. L. G. (BGB. 1868 | 7? Val. die Angaben von Zorn 
523) 8.4 3.2. Bol. im übrigen | 434%, dazu DBrafilien a. 47. 
über die Rechtönerhältniffe der | Griechenland a. 27. 
fremden Confuln im Reichsge⸗ 3%.D J. zu 8. 1 23.6, 
biet die ſehr allgemein gehaltene dazu König 8. 26, ferner die 
preuß. Denfichrift bei König | Verträge mit Stalin a. 9. 
23 ff. Spanien a. 9. Union a. 8. 
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Da die Confuln die StaatSgemwalt repräfen- 
tiven, ftehen ihnen ihre StaatSangehörigen als 
Unterthanen gegenüber.* Diejes Unterthanenverhältnig 
tritt allerdingd in den geordneten Staaten höherer Civili— 
jation wenig hervor, da die Rechtsordnung diefer Staaten 
ganz vom Zerritorialitätsprincip beherricht ift. Anders da⸗ 
gegen in der Türkei, den oftafiatifchen Reichen und den po= 
Iynefifchen Inſelſtaaten. Hier find die Fremden faft voll- 
ſtändig von der Zerritorialftaatsgewalt erimirt und nur der 
Hoheit ihrer Conſuln unterworfen. Ganz allgemein aber tft 
den Conſuln dag Recht eingeräumt, behufs Erfüllung ihrer 
Functionen den Beistand deutjcher Kriegsschiffe zu requiriren, 
die Berantwortlichkeit für derartige Interventionen der Kriegs⸗ 
marine trägt der Conjul.®5 

Die deutfhen Eonfuln find verpflichtet, den 
zu ihnen im Unterthbanenverhältniß ftehenden 
Perjonen ihren gejeglihen Shug zu gewähren. 
In diefem Nechtöverhältniffe aber ftehen nicht allein die 
Reichsangehörigen, fondern auch die Schuggenofjen 
und jog. de facto-Unterthbanen. Die Reichdangehörig- 
feit ift einfach nach den allgemeinen gejeglichen Beftimmungen 
zu beurtheilen; dieſelben modificiren ſich nur durch die 


Rußland a. 8. Niederlande a. 6. | hierüber enthält die V. v. 1. Mai 
Hawaii a. 17. China a. 34. | 1872 über Ertheilung des Con⸗ 
Japan a. 21. Braſilien a. 10. ſaarſcutes in der Türkei, Ser⸗ 
Griechenland a. 8. bien, Rumänien, China, Zap an. 

#4 deClercgetdeVallat | Diefelbe ift nicht officiell Bub 


‘I 416. cirt, gedrudt bei König 470 ff: 


5 ConſG. 8. 29; dazu K.B. | in Hirth8 Ann. 1872, 1293 ff. 
. 28. Dec. 1875. Marine®. B. | Die A. D. J. generalifirt jene 
gi, 24. „aband II 277. | Specialverordnung. 
König 88. 63—-6 7 G. v. 1. uni 1870 (BER: 
86 Die Senanen Vorſchriften 355), Dazu ZabandIsS.13—19. 


FIRN 
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Vorſchrift, daß türkifche Staatsangehörige die deutfche Natu⸗ 
ralifation nur erhalten dürfen, mein fie formell aus dem 
türkiſchen Staatsverbande entlaffen find. ®s 

Neben den Neichdangehörigen kommen als confularifche 
Unterthanen in Betracht die Schuggenoffen® d. i. Ber: 
jonen, welche die deutjche Staatsangehörigkeit nicht befigeıt, 
deren Staaten aber durch Verträge der deutfche Conſular⸗ 
Ihug zugefichert wurde; in dieſem Verhältniß ftehen zum 
deutjchen Reiche Defterreih-Ungarn, die Schweiz und 
!uremburg.® Auch Angehörige anderer Staaten fünnen 
auf ihren Antrag durch Anordnung des NeichSfanzler in 
das deutſche Schugverhältnig aufgenommen. werden, doc) 
dürfen folde Perſonen nicht unter einem anderen Confular: 
[huge oder dem der Ortsbehörde ftehen und müſſen ihre 
ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten erledigt haben. ?! 

Die fog. de facto-Unterthanen” kommen nur in 
denjenigen Gebieten vor, in welchen Confulargerichtäbarfeit 
befteht; zu denjelben gehören einmal folche Perfonen, welche 
felbft oder deren Eltern früher dem deutſchen Staatsverbande 
angehörten, ferner ſolche Perſonen, welche im ethnographifchen 
Sinne die „deutſche“ Nationalität haben, endlich Unter: 
beamte des diplomatischen oder Confulardienftes.? Auch 


Zorn I 88. 15— 17. Ferner n V. v. 1. Mai 1872 8.17. 
die Monographie von Seydel 2 Ebenda 8.13.83, 3. 

in Hirthd Ann. 1876, 135 ff. »3 Ebenda 8. 13 es ift be- 

Ueber Militarpſlichtige vgl. jpe- | jonderd zu prüfen „ob die Auf- 

ciell König 12 ff. zunehmenden in der That die 

s V. v. 1. Mat 1872 8.4. | deutihe Nationalität noch be- 

89 Shenda $. d 3.2. U. D.S. | wahrt haben, was an der Sprache, 


zu Eonj®. 8.2 3.3. V. d. | deren fie fich bedienen, und an 
RER. v. 10. Sept 1879 (CB. | ihren fonftigen Berhältniffen 
575). leidjt zu erfennen fein wird”. 


x König 18. 





Rx 
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diefe Perjonen dürfen nur unter den oben bei den Schuß- 
genofjen bezeichneten Vorausfegungen in den deutjchen Con- 
jularfchug aufgenommen werden; find dieſelben Unterthanen 
einer dritten Macht, fo muß diefe ausdrüdlich ihre Zuftim- 
mung zum Eintritt in das deutſche Schugverhältniß geben. 
Bei den de facto-Unterthanen, melche nicht eine Beamten- 
ſtellung befleiden, bedarf es überdies für die Aufnahme der 
Genehmigung de3 vorgejegten Gefandten. 

Mit diefem Unterthanenverhältnig hängt es zujammen, 
daß die deutjchen Conſuln gejeglich verpflichtet find, eine 
Matritel zu führen,* auß der fo viel als möglich 
jeder Zeit der Berfonalbeftand der dem Conſul 
untergebenen PBerfonen erfihtlidh fein foll. Der 
Eintrag in die Matrifel it jedoch VBorausfegung der Er> 
theilung des Confularfchuges überall nicht: der Conful ift 
vielmehr verpflichtet, allen Perſonen, welche nad) dem Geſetz 
auf jeinen Schug Anjpruh machen fünnen, diefen zu ge- 
währen, gleichgültig ob fie in die Matrifel eingetragen find 
oder nicht. Nur in den oftafiatifchen, türfiihen und poly: 
neſiſchen Staaten befteht überhaupt eine Verpflichtung, binnen 
3 Monaten den Eintrag zu ermwirken.® In jedem Falle 
wendet der Eintrag den ſonſt in Folge von zehnjährigem 
Aufenthalt im Auslande ipso jure eintretenden DBerluft der 
deutihen Staatsangehörigfeit ab.” 

Der Eintrag erfolgt immer auf befonderen Antrag unter 
Einreihung der Legitimationspapiere, welche vom Conjul 


2 Soni®. $S. 12. Laband “B.v. 1. on 1872 8.5; 
II, 24. König 88. 3L— 36. bazu König 96 ff. 
SB». 1. Mai 1872 $. 23. ©. 2 1. Juni 1870 (BGB. 
18.8 zu 8.1 3.2. Gten. | 355) $.2 
Ber. 1867, 158. König 8. 85. 
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einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen ſind; der Ein- 
trag bezieht fich zugleich auf die Ehefrau und die- minder- 
jährigen Kinder; über den erfolgten Eintrag ift auf Ber- 
langen ein Schugfchein auszuftellen, der alljährlich erneuert 
werden muß! Löſchung in der Matrifel erfolgt 1. bei 
Tod, 2. dauerndem Berlaffen des Bezirkes, 3. Berluft der 
deutfchen bezm. ſchutzgenöſſiſchen StaatSangehörigfeit, 4. Ueber- 
tritt zum Iſslam, 5. bei Schußgenoffen in Folge der Er- 
richtung eines eigenen Conſulates des betreffenden Staates, 
6. Eingehung einer Ehe mit einem dem Schugverbande nicht 
angehörigen Manne, 7. bei den jog. de facto-Unterthanen 
in Folge von Amtsverluft, 8. bei denjelben Perſonen fowie 
bei den Schutzgenoſſen 1. e. S. in Folge des Austrittes aus 
dem deutjchen Schugverbande, der aber nur zuläffig ift nad) 
Erledigung aller ſchwebenden Rechtsftreitigfeiten, 9. bei den- 
jelben Perjonenfategorieen in Folge von VBerbreden, Ber- 
gehen, wiederholter Nichterfüllung der Pflichten gegen Die 
Schutzbehörde oder aus anderen Gründen, welche den Schup- 
befohlenen als des deutjchen Schuges unwürdig erfcheinen 
laffen; der Conſul bat in legterem Falle eine formelle Ent- 
ſcheidung zu fällen, gegen welche binnen 10 Tagen Recurs 
an die vorgefegte Geſandtſchaft geftattet ift.!%! Der Eintrag 
in die Matrikel ift alljährlich zu erneuern, und jedesmal im 
Februar über die erfolgten Veränderungen Bericht an das 
Auswärtige Amt zu erftatten. !% 


IV. Die Confuln haben ihre Functionen nach Geſetz, 


BP.» 1. Mai 187287 V. d. RE. » o Nov. 1872; 
9 Ebenda SS. 6, 11, 12. dazu König 106 ff. 

100 Ebenda 88. 8—10. |» 2 V. v. 1. Mat 1872 8. 20. 
101 Ebenda SS. 18, 19; ferner 
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Verordnung und Inſtruction auszuüben. Es ift jedod 
den deutjhen Conſuln unter bejonderen Voraus— 
feßungen die Befugniß eingeräumt, aud von ſich 
aus Rechtsvorſchriften für ihren Amtsbezirk zu 
geben, melden die Confularuntergebenen unbe- 
dingt zu gehorchen haben. In allen denjenigen Ländern 
nämlich, in welden deutſche Confulargerichtsbarkeit beſteht 
(f. hierüber unten), ift gefeglich den Conſuln das Recht er- 
theilt, Polizeiverordnungen mit Strafandrohungen bis 
zu 150 M., eventuell Haft zu erlaffen.!% Diejelben find 
an der Gerichtötafel und fonft in ortsüblicher Weile zu 
publiciren;1%* ferner dem zuftändigen diplomatifchen Vertreter 
des Neiches, der über diefelben „vom politifchen Stand» 
punft” aus an den Reichskanzler berichten und ferner dem 
letzteren felbjt mitzutheilen, der Diefelben ohne Weiteres 
außer Kraft ſetzen kann. 10 

Wenn nun aud diefe Verordnungen in erfter Linie zur 
Ergänzung des anzumwendenden Rechtes dienen follen, fo ift 
doch nach Ausweis der Motive der Conſul berechtigt, ſelbſt 
das vorhandene Geſetzesrecht abzuändern, ſofern dafjelbe 
nad) jeinem Ermefjen im Confularbezirt unanmwendbar iſt. 1% 

V. Die Functionen der Confuln!” find im Con: 
julargejeg zunächft nach folgenden drei allgemeinen Geſichts— 
punften beftimmt: thunlichſter Schug und Förderung 


108 ConſGerG. $. 4; dazu B. | recht der Eonjuln zu Bedenken 
d. RE. v. 10. Sept. 1879 (CBL. | Anlaß Ara 
575). 106 Vgl. Zorn bei Hirth 437°. 

108 V. v. 10. Sept. 1879 8.4. | 107 Die allgemeinen Crörte- 

105 Diefe Beftimmung wurde | rungen in den völferrechtlichen 
vom Reichstag eingefügt, in | Werfen find völlig ungenügend. 
welchem das Polizeiverordnungd« | 
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der Intereſſen des Reihes namentlih in Bezug 
anf Handel, Schiffahrt und Verkehr, Ueberwadhung 
der Beobachtung der in dieſer Beziehung beſte— 
henden Staatöverträge; Gewährung von Rath 
und Beiftand an die Schugbefohlenen. In den oft 
aflatifchen Staaten muß der gefammte Verkehr von Deutjchen 
mit den inländifchen Behörden durch die Confuln vermittelt 
werden, !08 | 

Außerdem aber ift die Amtsthätigkeit der Conſuln durch 
die deutjche Geſetzgebung folgendermaßen ſpecialiſirt: 

1. Die Confuln fungiren da wo fie hierfür 
Specialauftrag des Reich3fanzler3 empfangen ha- 
ben, als Eivilftandsbeamte für ihre Untergebe- 
nen.!® Diefer Auftrag ift ertheilt für Spanien und die 
ipanifchen Colonieen, Serbien, Griechenland, Portugal und 
die Colonieen, Rumänien, Türke ſammt Egypten, Tunis, 
Bulgarien, Bosnien; Brafilien, Centralamerifa, Columbien, 
Peru, Ecuador, Bolivia, argentinische und dominikanijche 
Republik; China, Japan, Siam; Maroffo, Zanzibar, Samoa 


18 ConſG. 8. 1. Königs.3; 
dazu wegen der Staatsverträge 
noch die Specialvorſchriften der 
A. D. J. zu S.1. 

19 G. v. 4. Mai 1870 (BGB. 
599); dazu Sten. Ber. d. Reichs⸗ 
tugsBerh.20,592ff., 638. ConſG. 
8.13; dazu V. d. RK. v. 1. März 
1871 (nit officiell publicirt) 
mitgetheilt bei König Handb. 
509. Der Vorbehalt in $.13i.f., 
der nur praftifche Bedeutung für 
Baden hatte, iſt bejeitigt durch 
V. d. RE. v. 21. Januar 1876, 


nicht publicirt, ſ. König 125. 
Ueber Chefchließungen von 
Schweizern vor deutfchen Con— 
fun CBl. 1877, 649. Bal. 


ferner die wichtige Denkichrift 


v. 3. 1878, mitgetheilt bei 
König 506 ff., ferner Laband 
IL 254ff. König SS. 37, 38. 
Zorn bei Hirth 1882, 121 ff. 
4433, v. Sicherer Perjonen- 
ſtand u. Cheichliegung 495 ff. 
Ganz verwirrt und unjuriftijch 
Bluntſchli 5. 221 Note. 
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und Tonga. !!! Der Auftrag ift nicht mit dem Amt ver- 
bunden, jondern wird dem einzelnen Amtsträger ertheilt; 11! 
der ſ. 3. im Reichstage geftellte Antrag, alle Conjuln Fraft 
ihres Amtes zu Civilftandsbeamten zu beitellen, wurde ab⸗ 
gelehnt. 

Als Civilſtandsbeamte haben die Conſuln eine doppelte 
Aufgabe, nämlih a) Ehefhließungen vorzunehmen, 
b) die Perfonenftandsregifter zu führen. Zur Ehe— 
Ihließung find die Conſuln ſchon dann competent, wenn ein 
Theil der Nupturienten ihrer Jurisdiction unterworfen ift; 1"? 
jedoch find die Deutfchen nicht verpflichtet, ihre Ehen vor 
dem Conſul abzufchliegen, jondern können ſich aud der 
landesrechtlichen Form bedienen, alfo 3.3. deutiche Katho- 
Iifen der tridentinischen Form, wo diefe das geltende Landes⸗ 
vecht if. Der Zweck des Geſetzes war mejentlich nur der, 
in Ländern, wo allein die tridentinifche Ehefchliegungsform 
zu Recht befteht, den nichtfatholifchen Deutſchen überhaupt 
die Möglichkeit der Eingehung einer Ehe zu eröffnen. 1? 

Daß die Giltigkeit der vor emem Conſul gefchlofjenen 
Ehen internationale Princip fei, läßt fi) nicht behaupten. 
Jedenfalls befigen die vor einem berechtigten deutſchen Conſul 
dem Gefege gemäß abgejchloffenen Ehen die deutſche Rechts⸗ 








10 ©, die genauen Angaben | vor dem Coniularbeamten mit 
Born a. a. O. 443 f. Ueber Rechtswirkſamkeit für das Ge⸗ 
Spanien vgl. jedoch Zorn bei | biet, in welchen derſelbe ſeinen 
Hirth 443%, uber die argen- | Sig hat, nicht erfolgen, wenn 
tiniſche Republit 4441. einer der Verlobten Angehöriger 

11 G. v. 4 Mai 1870 $. 1. | des vertragdfchliegenden Theileß, 

12 G. v. 4. Mai 1870 8. 10. | in deſſen Gebiete die Che- 
Der brafilianifche Conjularver- ſchließung erfolgt, oder" eines 
trag enthält dagegen die Special- | dritten Staates tft.” 
vorſchrift in a. 14: „felbftver- | 113 Sten. Ber. Berh. ©. 604. 
- ftändlich kann eine Eheichließung | vgl. Zorn bei Hirth 122. 
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fraft; ob fie aber von dem betreffenden auswärtigen Staate 
als rechtsgiltig anerkannt werden, läßt fich nicht allgemein 
entjcheiden. 1% Berechtigt folchen in feinem Gebiete nach 
fremdem Recht gefchlofienen Ehen die Anerfennung zu ver- 
lagen, ift jeder Staat Fraft feiner Souveränetät; ius die An- 
erfennung Tann auch Mangels einer pofitiven Erflärung 
nicht präfumirt werden. 

Der Reichskanzler wird demnach, bevor er den vom 
Geje geforderten Specialauftrag ertheilt, ſich immer zu ver- 
gewiſſern haben, ob der betheiligte fremde Staat folche Ehen 
anerkennt, nur dadurd kann die Rechtöfraft unbedingt ge- 
fihert werden. 

Die confularifche Eheſchließung hat zu erfolgen, indem 
1. der Conful jeden der Nupturienten in Gegenwart von 
zwei Zeugen einzeln befragt, ob er die Ehe mit dem gegen- 
wärtigen anderen Theile eingehen wolle, 2. durd die be- 
jahende Antwort, 3. durch die Erklärung des Confuls, daß 
er die Verlobten nunmehr als kraft des Geſetzes verbundene 
Eheleute erfläre.1!E Der Eheſchließung bat gemäß altem 
Herfommen ein Aufgebot voranzugehen, von welchem nur 
ausnahmsweiſe dispenfirt werden darf. Daffelbe hat den 
Zweck, feftzuftellen, ob der Ehe nicht gejegliche Hindernifie 
im Wege ftehen, und e3 find demgemäß behufs Vornahme 
des Aufgebotes dem Conjul infonderheit die vom Geſetz ge- 
forderten Urkunden in Borlage zu bringen. Ueber Drt, 
Zeit, Form des Aufgebotes enthält das Geſetz genaue Bor- 
Schriften, 117 


14&. d. Berh. darüber im | ©. v. 6. Yebr. 1875 8. 41, vgl. 
Reichſtag Sten. Ber. 599 ff. | Zorn a.a. O. 122. 
602. 16 G. v. 4. Mai 1870 88.7, 8. 
115 So dad Deutjche Reich: 17 Ebenda 88. 3—6; dazu 
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Die zweite Function des zum ivilftandsbeamten er- 
nannten Conſuls ift die Führung der Perfonenftandsregiiter. 
Nach dem Geſetz find drei NRegifter in gejonderter Weife zu 
führen: für Geburten, Chejchließungen, Todesfälle Die 
Einträge find in protofollarifcher Form unter fortlaufender 
Nummer zu machen; die Regifterformulare ftellt der NReich3- 
fanzler feft; die Negifter find doppelt zu führen und das 
Duplicat am Ende des Jahres dem Reichskanzler einzu- 
jenden. Ueber die in die verfchiedenen Regiſter aufzuneh- 
menden Einträge giebt das Geſetz ſehr detaillirte Bor- 
ſchriften. 118 

2. Die Conſuln jind berechtigt, über ihre Amt3- 
handlungen Urkunden mit öffentlihem Glauben 
auszuftellen, ebenjo über Thatſachen, welde fie 
in Ausübung ihres Amtes wahrgenommen haben; 
dieje Urkunden müſſen mit dem Conſulatsſiegel verjehen und 
vom Conſul unterfchrieben ſein; iis fie dürfen immer ausge— 
ftellt werden, wenn „deutjche Intereſſen“ in Frage ftehen; 
die Conſuln ſollen fich dabei jedoch der äußerften Sorgfalt 
befleißigen und Nicht3 bezeugen, „was fie nicht mit einem 
gerichtlichen Zeugeneid zu befräftigen vermöchten“. 120 

Die Sonfuln können mit der nämlichen Rechtskraft durch 
Legalifirungsvermerf auch alle Urkunden der fremdländijchen 
Behörden ihres Amtsbezirkes außsftatten, jofern ihnen die 





— — 


jetzt über die Ehehinderniſſe $ 380; dazu König s8. 41, 42. 
G. v. 6. Febr. 1875 88. 28—40. Caband I 
v. Sicherer 127 ff., 497. 120 A. ny Er zu 8.15, val. 
18 G. v. 4. Mai 1870 88.2. auch König inv. Holgendortfs 
9, 11, 12; dazu Zorn 124f. | Rer. II 531. 
19 ConſG. 8. 15, vb. CPO. 
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Echtheit und formelle Nichtigkeit der Urkunde nachgemwie- 
jen iſt. 21 

3. Die Conſuln find ferner beredtigt, als 
Notare zu fungiren.!? Welche Functionen materieller 
Natur den Notaren obliegen, beftimmt fich 3. 3. noch nad) 
Landesrecht, welches demgemäß auch für die Confuln maß- 
gebend ift.13 In erfter Linie wird es fich materiell immer 
darıım handeln, Gejchäfte zu beurfunden, welche zu ihrer 
Giltigfeit der Form öffentlicher Urkunden bedürfen. Die 
Confuln find hiezu competent, wenn eine der betheiligten 
Perſonen ihrer Jurisdiction unterworfen ift. Sind an dem 
Geſchäft nur Fremde betheiligt, jo find die deutfchen Conſuln 
zur Bornahme von Notariatsaften nicht competent.1?* 

Während in materieller Beziehung demnad ein einheit- 
liches Notariatsrecht fehlt, hat das Conſulargeſetz in for- 
meller Beziehung einheitliche® Recht gejchaffen, ſoweit die 
Conſuln als Notare zu fungiren haben." Die Urkunde 
muß vom Conjul unterfchrieben und mit dem Confulatsfiegel 
verjeben fein; zur Abfaffung find zwei Zeugen beizuziehen, 
vor welchen die Verhandlung zu pflegen ift und welche 
ſammt den Parteien die Urkunde zu unterfchreiben haben. 


121 ConſG. 8.14, vb. CPO. 
8. 4032; dazu König 88. 39. 
40, 86, 87. Zaband II 268 B. 

in ConſG. 8. 16; dazu die 
ſehr genauen Vorſchriflen der 
A. D. J. König 88. 43, 46, 
88. Laband II 2687. 

123 Bol. König 141. 

14 Die Stantöverträge legen 
mehrfach auch dieſes Recht den 
Conſuln bei und Died wäre eine 

Zorn, Staatsredt 11. 


vollkommen legale Erweiterung 
ber deutſchen Gejeßgebung, wenn 
nicht Die Bertragäbeftimmungen 
ausdrücklich den Zuſatz enthiel- 
ten: ſoweit die Geſetzgebung Died 
gejtattet. Darnach gilt ConſG. 
* 16 abjolut, vgl. Zorn a.a.d. 


ei ConſG. 8. 17. König 
8. 44. 
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Bon der Einhaltung diefer Form ift die Rechtskraft der 
Urkunde bedingt. ft der Conſul jelbft am Gefchäfte be- 
theiligt, jo darf er nicht als Notar fungiren. Ueber alle 
Notariatsakte ift ein genaues Verzeichniß zu führen.!2s 

Ob die Notariatdafte deutjcher Conſuln im Auslande 
Geltung haben, hängt jelbitverftändlih nicht von den Be- 
ftimmungen des deutjchen Gefetes, jondern von der Geneh- 
migung des betreffenden Zerritorialftaates ab: eine folche 
ift mehrfach in Staatöverträgen ausdrüdlich zugeftanden, in 
anderen Staaten wird fie wohl ftilfchweigend gewährt, ein 
internationale Gewohnheitsrecht aber für die Giltigfeit con⸗ 
jularifcher Notariatsfunctionen zu behaupten, find wir zur 
Zeit noch jo wenig berechtigt, wie bezüglich der conjularijchen 
Eheichliegungen.!?? 

4. Die Conſuln haben auf Reguifition inlän— 
diſcher Behörden die Zuftellungen an Perfonen, 
welche in ihrem Amtsbezirk wohnen oder ſich auf: 
halten, zu bewirfen und darüber jchriftliches 
Zeugniß als Nachweis einzufenden. !?® 

5. Die Eonfuln haben das Recht, Päſſe aus— 
zuftellen und Pälle anderer Behörden zu vifiren, Diejenigen 
ausländiſcher Behörden aber nur für Reifen ins Reich3- 
gebiet und überhaupt nur dann, wenn fie von der ‘Polizei= 
behörde ihres Amtsſitzes ausgeftellt oder vifirt oder mit dem 
Bifa eines in demjelben Lande refidirenden diplomatischen 


26 A. D. J. zu $. 16. | 446; dazu Brafilien a. 11 3. 1. 
17 Die Staatsverträge ent- 12, 13. Griechenland a. 9. 


FOR 138 ConſG. $. 19; dazu bie 
halten theilweife noch Special- $ : 
vorichriften über das Notariatd- A. D. 3., ferner SPD. 95.182, 


recht der Gonjuln, vgl. Zorn | II 270«. König 
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Dertreterd oder Conſuls desjenigen Staates verfehen find, 
von defjen Behörden der Paß ausgeftellt ift.1? Sicherheits- 
gefährlichen Perfonen und Bettlern dürfen Päſſe nicht er- 
theilt werden. Ueber die ertbeilten Päſſe ift ein Regifter zu 
führen.!30 

Sn befonderer Weiſe ift diefe Function der Conſuln durch 
Staatövertrag für die oftafiatifchen Staaten geordnet.!31 

6. Die Confuln haben Deutſchen, welde in 
Ausland hilf3bedürftig geworden find, die Mittel 
zur Mildernng augenblidliher Noth oder zur 
Rückkehr in die Heimath eventuell ſogar durd) 
Requifition deutfher Kriegsfhiffe zu dieſem 
Zwede zu gewähren.!? Die Unterftügung ift zu ge- 
währen nah Maßgabe der ertbeilten Inſtruction und der 
disponiblen Mittel; die Inſtruction macht den Conjuln 
äußerste Vorſicht zur Pflicht und keinenfalls conftitwirt die 
obige Vorſchrift einen Rechtsanſpruch der Deutichen im 
Auslande auf conjularifche Unterftügung; in erfter Linie find 


129 ConſG. 8. 25 PaßG. v. | einfchärft, die Beihilfe „nur in 
12. Oct. 1867 8.6 3.1. La: | Fällen wirklicher und unver: 


band II 262. König 88.58,59. 


1304, D. J. zu $. 25. 
131 China HB. a. 8; Dazu 


Zuf.-Conv. a. 6 u. Spec. Belt. 


8.7. Stam HB.a.7%3. Bol. 
auch Niederl. ConſV. a. 8. 

132 ConſG. 88. 26, 29; dazu 
die U. D. 3. zu diefen 88. und 
Nachtr. v. 22. Febr. 1873. 
Laband II 276. König 
88. 60—62. Neueften? eraing 
über die Materie eine V. d. RK. 
v. 1. April 1882 (CBL. 218), 
welche den Conſuln ftrengftend 


ichuldeter Noth, bei Krankheit, 
Arbeitäunfühigkeit 20.” zu ge— 
währen, ferner „nur an Ber: 
jonen, die der Unterftüßung nicht 
nur bedürftig, jondern auch wür⸗ 
dig find”. Dieſe Grundfäge 
werden dann unter 8 Ziffern 
Ipecificirt; an Arbeitöfähige und 
überhaupt „als Almofen“ dürfen 
Beihülfen aus der Confularcaffe 
gar nicht gegeben werden; Die 
Beträge werden den Conſuln 
nur erjegt, wenn die obigen Vor: 
Ichriften befolgt find. 

32° 
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immer die Ort3behörden um Hilfe anzugehen, wie ja auch 
das deutſche Reich feinerfeit3 eine Unterftügungspflicht für 
fic) in derartigen Fällen anerkennt.‘ Keine Unterftütgung 
darf gewährt werden Deferteuren vom Heer oder der Ma⸗ 
rine, Perſonen, welche ſich der Militärpflicht entzogen haben, 
offenbar unmürdigen Individuen, Deutfchen, welche eine 
fremde Staat3angehörigfeit erworben haben oder ohne Er- 
laubnig in fremden Militär- oder Civildienft getreten ſind.* 
Bei Gewährung der Unterftügung ift wo möglich ein fchrift- 
liches Rückzahlungsverſprechen zu erwirfen; der Conſul kann 
im übrigen die geleiftete Unterftügung von etwaigen alimen⸗ 
tationspflichtigen Verwandten einziehen oder diefelbe auch 
jofort beim Auswärtigen Amt liquidiren. 

7. Die Confuln haben, fall® ihnen bBierzu 
Specialmandat des Reichskanzlers ertheilt ift, 
das Recht, Zeugen zu vernehmen und Eide abzu- 
nehmen.!35 

Dieſes Specialmandat ift ertheilt Confuln (nicht allen, 
ſondern faft ausjchlieglih nur Berufsconfuln) in England, 
den Spanischen Colonieen, der Türkei, Rumänien, Serbien, 
der nordamerifanifchen Union, Columbien, der Argentinifchen 
Republit, Sentralamerifa, China, Japan, Siam, Samoa, 
Tonga.iss 

Die Ausübung dieſes Rechtes hängt wie alle confula- 
rifchen Functionen von der Zulaffung des Empfangsftaates 
ab; daS Deutſche Reich feinerfeitS gewährt diefe Conceffion 
nicht, fondern behält da Recht der Zeugenvernehmung und 


133 G. a 6. Juni 1870 (RGB. * D. J. Laband II 2707. 
360) $. 6 König 88. 52, 58, 92, 9. 
1X, 5. J. zu 8.6. 136 6. die genauen Angaben 
15 ConſG. '$ 20; dazu die | Zorn 448. 
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Eidesabnahme ausfchlieglih den Gerichten vor. 17 Der 
Reichsfanzler wird demnach das Specialmandat nur in dem 
Talle ertheilen, wenn er der Genehmigung des Territorialftaates 
verfichert ift. 

Die Confuln dürfen nur auf Requifition von Gerichten 
Zeugen vernehmen und Eide abnehmen; die Confuln haben 
dabei nad) Maßgabe der Requifition bez. der Vorſchriften 
der Proceßordnungen zu verfahren; der Eidesabnahme hat 
eine Meimeidövermarnung voranzugehen; über den ganzen 
Alt ift ein genaues Protofoll aufzunehmen; confularifche 
Zeugenvernehmungen und Eidesabnahmen haben, wenn fie 
nah Vorſchrift der Geſetze erfolgten, die Kraft gerichtlicher 
Alte. Das Specialmandat des Reichskanzlers kann ſich 
auch auf einen einzelnen Fall beziehen. 

8. Die Eonfuln haben den in ihrem Amtsbe— 
zirk fih aufbaltenden deutfhen Kriegsſchiffen je— 
den erforderlihen Beijtand und Unterftügung zu 
gewähren, die Führer derfelben über die Rechtsverhältniffe, 
Ortsgebräuche, etwa herrjchende epidemifche Krankheiten 
u. dgl. zu informiren.! Im Einzelnen enthält die A. D. J. 
hierüber jehr genaue Vorfchriften. 

9. Bei Rectöftreitigfeiten ihrer Untergebenen 
unter fich oder mit Fremden find die Conſuln be- 
rufen, den Abſchluß von Vergleichen zu vermitteln 
und auch das Schiedsrihteramt nad) Maßgabe des 
am Orte geltenden Landesrechtes zu überneh- 


137 ©. oben 471° die Corref- 138 ConſG. 88. 27, 28; dazu 
pondenz zwiſchen den Staats- B. d. Adm. v. 22. Aug. 1872 
jecretären ded Auswärtigen des | (König 207). 

Deutſchen Reiches und der nord» 
amerikaniſchen Union. 
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men.!? Der Schiedsſpruch ift fchriftlich abzufaflen und 
mit Entiheidungsgründen zu verfehen. 

10. Die Conſuln haben ferner ale Nachlaß— 
beamte zu fungiren.! PBorausfegung biefür ift 1. daß 
e3 fih um den Nachlaß eines Untergebenen handelt, der im 
Gonfularbezirf geftorben ift, 2. daß wegen Abwefenheit der 
Erben oder aus ähnlichen Gründen ein amtliches Einfchreiten 
angezeigt erfcheint. 

Als Nachlagbeamte dürfen die Confuln 1. den Nachlaß 
mventarifiren und verfiegeln, 2. die Mobilien je nah Er- 
fordern der Umftände verwahren und fogar verfaufen, 3. die 
vorhandenen Gelder zur Tilgung der liquiden Schulden ver- 
wenden, endlich haben fie 4. für Ertradition des Nachlafjes 
an die legitimen Erben zu jorgen. 

Die Ausübung diefer Function ift wie die Ausübung 
aller anderen von der Genehmigung des Empfangsftaates 
abhängig. Ein internationale8 Gewohnheitsrecht für Aner- 
fennung derſelben befteht nicht! und das deutſche Reich 
verfagt den fremden Conſuln im Allgemeinen die Befugniß, 
als Nachlaßbeamte ihrer Nationalen zu fungiren.!? Das 
Recht der deutſchen Confuln im Auslande in diefer Be- 
ziehung ift theils ſtillſchweigend, theils durch Staatsverträge 
anerfannt.!%3 Vertragsbeſtimmungen über conſulariſche Nach⸗ 


139 ConſG. 8. 21, vb. CPO. Kong SS 47, 49, 89, 9. 
8. 851ff.; DaB | Laband II 275. Reitz 1 
König g6. 54, 55, 94. 95. 141 Som bei Hirth 450. 
Phillimore II 268. 2 Bol. die analoge Bejtim- 
140 ConſG. 8.18; dazu ſehr mung im ConſV. m. d. nord» 
har bie U. .D. J., ferner | amerif. Union a. 10. HandelsV. 
De. 1875 | m. Hawaii 19, 20. 
CB sin ab and IT 264. 148 Die Beitimmungen ver 
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laßregulivung beſtehen mit der argentinifchen Republik, 1 
Ehina,!*#5 den niederländischen Colonieen,!*# Perſien,““ San 
Salvador,!* Coftarica,' Ftalien,!® Spanien,!5! Rußland,!5 
der nordamerifanifchen Union,!5? Hamati,!5* Stam,!55 Türkei, 156 
Braſilien,!s? Griechenland.!® Die Conjuln diefer Staaten 
haben auch im Deutſchen Reiche das Recht der Nachlaß: 
regulirung ihrer Nationalen; nach näherer Maßgabe der Ver⸗ 
trag8beftimmungen und bezüglich der echte der deutjchen 
Conſuln in den genannten Staaten gelten gleichfalls in erfter 
Linie die Beſtimmungen der Verträge als lex specialis, 
mögen diefelben enger!°® oder weiter fein al3 die Beftimmungen 
des Geſetzes, wenn nicht ausdrüdlich hervorgehoben ift, daß 
die Verträge nur im Nahnıen des Gefetes gelten follen. 
11. Mehrere Staat3verträge! enthalten außerdem noch 
Specialbeftimmungen über Yunctionen der Confuln, deren 
das Conſulargeſetz gar nicht gedenkt, jo der englifche Aus- 
lieferungsvertrag bezüglich der Auslieferung flüchtiger Ver: 





Stantöverträge eingehend zu er: 12. Nov. 
örtern —S——— Rahmen ſchaften v. 31. De. 1874 ROB. 
des Lehrbuches, val. die ein | 1875, 136, dazu Gten. Ber. 
gehende Darftellung bei Zorn | D- R2. 1875, 868). 
a.n.D. 450-456; dazu jegt, „,, Anion Gonj®. a. 10, 11. 
noch Brafilian. Conf®.a.17—89. iss Hawaii HB. a. 19, 20. 
Griech. ConſV. a. 15—26. .. Siam 92. a. 15. 
14 Ara. Rey. BH. a. 27. 56 Zürfei Capit. a. 6. 
15 China HB. a. 11. 157° Brafilien ConſV. a. 17-39. 
146 Niederl. ConſV. a. 11. iss Griechenland ConſV. a. 
HT Perſien HB. a. 15. 15 —26. 
4 San Salvador HB. a. 27. So 3. B. Niederl. ConſV. 
19 Coſtarica HB. a. 30, & BE 3 nel. Union 
150 Ita .a. 11,12, on). a. IV, vgl. Horn . 
13. Stalien ConſV. a. 11, 12 Sawaii 88. u. 19, 20. 
1531 Spanten ConſV. a. 11. 1° Bol. zum Folgenden Zorn 
159 Rußland StB. über die | 456. 
Regulirung von SHinterlafjen- 
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brecder in den englifchen Colonien,!! die Handelsverträge 
mit den oftafiatifchen Staaten bezüglich de durch die Con 
fuln zu vermittelnden amtlichen Berfehre8 der Confular- 
untergebenen mit den Randesbehörden,!%? die Handelöverträge 
mit San Salvador und Eoftarica, fowie die Confularver- 
träge mit Italien, Spanien und der nordamerifanifchen Union 
binfichtlih der Einleitung von Vormundfchaften durch die 
Conſuln,iss die HandelSverträge mit Japan und Siam be= 
züglich der Uebermahung der Niederlafiungen und der Er- 
werbstbätigfeit der Gonfularuntergebenen,!* der Handels⸗ 
vertrag mit Chile bezüglich der Erpropriation von Vermögens⸗ 
ftüden der Conjularuntergebenen zu öffentlichen Zmweden.!‘® 

12. Ueber die Functionen der Confuln in Bezug auf 
die Handeldmarine |. unten $. 40. 


161 Engl. Auslief. V. a. 15. 

163 HB. m. China a. 84. 
Japan a. 21. Siam a. 4. 

153 HB. m. Coftarica a. 30%. 
San Salvador a. 27. Con. 
m. Stalien a. 11 3. 7. Spanien 
a.11 3.8. Union a. 11 3.7. Bra- 
filien a. 2123. Die beiden erften 
Verträge übertragen einfach den 
Conſuln das Bormundichafts- 
recht: die betreffenden Vorſchrif⸗ 
ten enthalten jomit lediglich eine 
Ergänzung des Conſulargeſetzes; 
die drei legtgenannten Conjular- 
verträge Dagegen verweilen be- 
züglich der Einleitung von Bor- 
mundfichaften durch Conſuln auf 
die Geſetze des Landes. Der 
juriſtiſche Sinn dieſes Hinweiſes 
iſt nicht ganz klar. Haben die 
Conſuln das Recht, Bormund- 
ſchaften einzuleiten nur wenn die 


Geſetze ihres Landes ihnen dies 
übertragen oder ſoll nur die 
Einleitung und Ausübung der 
Vormundſchaft nach den Geſetzen 
ihres Landes erfolgen? Der Text 
der Verträge würde unzweifel⸗ 
haft für letztere Interpretation 
ſprechen; der Wille des Geſetz⸗ 
gebers aber war nach gütiger 
Privatmittheilung des deutſchen 
Bevollmächtigten beim Abſchluß 
jener Verträge, dam. Geh. LegR. 
König, auf die erjtere Inter⸗ 
pretation gerichtet. Darnach 
haben die deutſchen Confuln in 
Stalien, Spanien und der Union 
nicht das Recht, Bormundichaf- 
ten einzuleiten, da dad ConſG. 
ihnen dieje Function nicht beilegt. 

164 HB. m. Japan a. 3, m. 
Siam a. 5, 8. 

15 HB. m. Chile a. 18. 


u WE Mm Me. dd 


len 
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13. Endlih üben die. deutfhen Confuln in 
mebreren Staaten Civil- und Criminalgericht3- 
barfeit aug.!s 

I. &ivil- und Criminalgerihtsbarfeit haben 
die Confuln nur in denjenigen Staaten, in melden 
dies ausdrücklich zugeftanden tft. Die juriftifche Con- 
firuction dieſer Function ift durchaus die gleiche wie bezüg- 
lich aller übrigen Functionen und ein innerer Unterjchied, 
wie ein jolcher von mehreren völferrechtlihen Schriftftellern 
behauptet wird,!6” nicht vorhanden: der Unterfchted der 
richterlichen Function der Confuln von den übrigen ift ledig: 
lich ein quantitativer, infofern darin ein bejonder3 weit: 
gehender Verzicht des Territorialitaates auf Bethätigung feiner 


Souveränetätgrechte liegt, keineswegs aber ein qualitativer.!68 


166 Vgl. hieher bejonderd das 
ausgezeichnete Werfvony.M ar: 
tens: die Confulariurisdiction 
im Orient (1874), aus dem 
Ruffilhen überjegt von Skerſt; 

Pradier-Fodere in Revue 
d. droit internat. 1869, 118 ff. 
de Clercg et de Vallat II 
349 ff. Die deutfchen, wie fran- 
son en und engliichen Lehr⸗ 
und Handbücher des Bölfer- 
rechted find über die Materie 
völlig ungenügend und fordern 
bezüglidy der Beurtheilung des 

anzen Snititutes theilweiſe zu 
—* Proteſt heraus, ſo die 
üerabegu die Ehre des deutjchen 
onſularcorps verlegenden Be⸗ 
merkungen von Bluntſchli 
8.252 und in wörtlicher Wie⸗ 
derholung 8.269. Vom Stand- 


punft des deutſchen Rechtes 
Laband 1366f. G. Meyer 
8.137. König s. v. Conſular⸗ 
gerichtebarteit in v. Holtzendorffs 
RLex. 11532ff. König Handb. 
88. 56, 57; Laban d und Meyer 
ganz curſorijch; König, der 
offenbar in ſeinem Handbuche 
dieſen Theil des Stoffes nicht 
ausführlich behandeln wollte, nur 
durch Abdruck der Beſtimmungen 
der Verträge; eine dankenswerthe 
Monographie ift die Arbeit von 
Brauer die deutiche Juſtiz⸗ 
gejeßgebung in ihrer Anwendung 
auf die amtliche Thätigfeit der 
Conſuln (1879), endlih Zorn bei 
Hirth 462--483. 

1 Calvo I 491. 
I 42. 

168 S. oben 470. 


Kent 
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Die „Erterritorialität” 1 ift in diefen Staaten ausgedehnt 
auf die fämmtlichen Angehörigen des betreffenden anderen 
Staates; fiir das juriftiiche Verſtändniß der Materie bietet 
jedoch der Begriff „Erterritorialität“ Feinerlei Nugen. 

Deutſche Conſuln haben das Recht der Gerichtäbarfeit 
in den Staaten, „in welchen die durch Staatsvertrag oder 
Herfommen geftattet ift. “170 

Diefe Staaten find 

1. die Türfei fammt den Nebenftaaten Bulgarien, 
Tunis und Aegypten, in lebterem Staatöwefen jedoch 
in ſehr modificirter Weiſe; 

2. die ehemal3 türkischen Königreihde Rumänien und 
Serbien; 

3. die oftafiatifchen Staaten China, Japan, Siam, 
Perfien; 

4. der polynefifche Inſelſtaat Samoa. 

Die Gerichtsbezirke find durch den Reichskanzler nach 
Bernehmung des Bundesrathsausfchuffes für Handel und 
Verkehr abzugrenzen;!7! an der Spite jedes Gerichtsbezirkes 
fteht ein Confularrichter. Deutſche Gerichtsbezirke beftehen 
für Samoa, Serbien und Siam je einer (Apia, Belgrad, 
Bangfof), für Rumänien und Japan je 3 (Bufareft, Jaſſy, 
Galacz; Tokio, Hiogo-Oſaka, Yokohama), für China 4 
(Shanghai, Amoy, Kanton, Tientfin), für die Türkei 9, 
nämlich 5 für die unmittelbare Türkei (Ronftantinopel, Dar- 
danellen, Smyrna, Beirut, Yerufalem), je einer für Tunis 
und Bulgarien (Tunis, Sofia), 2 für Egypten (Alerandrien, 
Kairo). | 


19 5. Martens 318 ff. mn ConſGG. 8. 2. 
0 ConſGG. 8. 11. 


N 
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Für die im öſterreichiſch-ungariſche Verwaltung übernom⸗ 
menen türkiſchen Provinzen Bosnien und Herzegowina iſt 
die frühere deutſche Conſulargerichtsbarkeit vom 1. Januar 
1881 ab aufgehoben, und die Gerichtsbarkeit der öſterreichiſch⸗ 
ungarifhen Gerichte anerfannt;!7? für Tunis wird Den 
Nachrichten öffentlicher Blätter zufolge zur Zeit tiber Beſei— 
tigung der ConfulargerichtSbarkeit zu Gunſten der franzöfi- 
fchen Gerichte unterhandelt; für das in englifche Verwal— 
tung übernommene Cypern ift die Conſulargerichtsbarkeit 
Mangels andermeitiger Vereinbarungen als fortbeftehend zu 
betrachten. !73 

In Perſien ift die Organifation der deutjchen Confular- 
gerichtSbarfeit troß der eingehenden Vorſchriften, welche hier- 
über der deutſch-perſiſche Handelsvertrag v. 11. Juni 1873 
(RGB. 351) enthält, bis jest noch nicht erfolgt.” 

In Tripolis befteht deutfche Conſulargerichtsbarkeit nitht.17° 

In Rumänien und Serbien ift feit der jelbftändigen 
Conſtituirung diefer Staaten die Tendenz auf Bejeitigung 
der Confularjurisdiction gerichtet; diefelbe hat auch bereits 
eine weſentliche Einfchränfung erfahren, ift aber dermalen 
noch nicht befeitigt.!7® 

Il. Der Confulargeriht3barkeit find unterworfen!” alle 
Confularuntergebenen, welche innerhalb des Gerichtsbezirkes 
wohnen oder fich aufhalten,!7° ausgenommen wenn die Com= 


12 &.v.7. Juni 1880(RGB. 15 Brauer 130. 
148); dazu Kaiſ. V. v. 28. Dee. | 176%. Marten8408. Brauer 
1880 (RB. 191). 128. Bol. Berliner Bertr. v. 
173 Bol. hierüber Esperson | 13, Juli 1878 (RGB. 307) a.49. 
in Revue de droit internat. 17 ConſGG. 8. ; dazu V. v. 


1878, 587 ff. 
17° &, hierüber Zorn bei | 10. Sept. 1879 5. 1 


Hirth 466 ff. 178 Weber Bohnfik und Auf- 
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petenz der Militärgerichte begründet ift;17% bei mehrfacher 
Staatdangehörigkeit entjcheidet dem Herfommen gemäß die 
Prävention. 1% 

Zu diefem allgemeinen Grundfag über den perjönlichen 
Gerichtsſtand enthalten die ſämmtlichen Verträge 18! eingehende 
Detailbeftiimmungen, deren Erörterung den Rahmen des Lehr⸗ 
buche3 tiberjchreitet.!8? 

II. Die Organifation der dentſchen EConfular- 
gericht s barkeit.iss 

1. Um Gerichtsbarkeit ausüben zu können, bedarf der 
Conſul eines vom Reichskanzler zu ertheilenden Special⸗ 
mandates, welches von keinerlei beſonderen geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen abhängt. Daſſelbe liegt jedoch bereits in der Er- 
nennung zum Conful eines mit Gericht3barfeit außgeftatteten 
Confularbezirteg. 1% 

2. Confularrichter ift principiell der Conful. Doch kann 
der Reich8fanzler neben dem Conſul oder an Stelle defjelben 
auch noch einen anderen Beamten des Confulates mit Aus⸗ 
übung der Gerichtsbarkeit beauftragen;!® der Conſul felbft 
bat in diefem Falle die GefchäftSvertheilung, foweit nicht 


enthalt Brauer s4ff. Mar: | dad Vorbild für die übrigen 


tens 316 ff. Staaten. Das franzöftfche Necht 
19 ConſGG. $. 49. beruht auch für dieſen Theil des 
10 Brauer 119. Conſularrechtes auf dem be- 


11 Türkei Kapit. a.5. Per⸗ | rühmten Colbert'ſchen Memoire 
fin HB. a. 11—14. China |v. 1681. Bol. F. Marten 
HD. a. 35—39, Zuf. Comv. a. 8. | ©. 279 ff. 

Japan HB. a. 5—7. Siam 14 ConſGG. 8. 52; dazu V. 
5%. a.6—13. Samoa HB. a.7. d. RK. v. 10. Sept. 1879 68l. 

182 Ausführliche Detailanga- | ©. 575) zu 8. 5 Abſ. 1. Bal. 
ben ſ. Zorn bei Hirth 465— 470. | Brauer ©. 71. 

188 Auch in dieſer Materie 15 ConſGG. $. 5°. Bol. 
war bie franzöftiche Gefebgebung | Brauer ©. 71f. 
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der Reichskanzler hierüber direkt beftimmt hat, ſowie die 
Dienftaufficht; über die Vertheilung der Geſchäfte ift jeden- 
fall8 dem Reichskanzler zu berichten! Für einzelne 
richterliche Functionen kann auch der Conful jelbft einen 
zum Nichteramte im Inland qualificirten Beamten des Con- 
julate8 committiren, ſoweit es fi) niht um YFunctionen 
bandelt, welche da8 Geſetz ausjchlieglich dem Confularrichter 
jelbft vorbehält.!” Fungirt in der angegebenen Weije ein 
anderer Conjulatsbeamter als Richter, jo ift derjelbe als 
Conful im Sinne des ConjulargerichtSgefeges zu betrachten; 
doch ift in den Acten die Stellvertretung ausdrüdlich her- 
porzuheben.!® 

3. Die Organifation der Confulargerichte ift im übrigen 
folgendermaßen geordnet: 

A. Conſulargerichte ſind: 

a) Der Conſul als Einzelrichter.lss 

Wo nach dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und der Concurs⸗ 
ordnung in erſter Inſtanz das Amisgericht zu entſcheiden 
hat, iſt der Conſul competent. 

In Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit iſt der Conſul 
überall da zuſtändig, wo in den landrechtlichen Gebieten der 
preußiſchen Monarchie in erſter Inſtanz das Amts- oder 
Landgericht competent iſt.iso 


186 V. v. 10. Sept. 1879 8.53. | 10, 11 des Gef. genannten Ge- 
17 8, v. 10. Sept. 1879 8.5 | fchäfte. 
26.2; dem Conjularrichter aus⸗ 188 9,9. 10. Sept. 1879 8. 5°. 
ichlieplich find vorbehalten die | 19 ConſGG. 88. 51, 121. Val. 
Urtheilsfällung, die Entjchei- | Brauer ©. 73. 
dungen über Durchfuchungen, | % —5 8.122, vb. GBG. 
Beſchlagnahmen und Nr 8. 23. 
tungen, ſowie die in $$.7, 
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b) Da3 Confulargeridt.!9 

Daflelbe befteht auß dem Conſul und zwei bis vier Bei- 
figern; den Vorfig führt der Conful; derfelbe ernennt audy 
die Beifiger und zwar in der-Weife, daß alljährlich vier 
Beifiger und mindgftend zwei Stellvertreter aus den „acht- 
baren Gericht3eingejefjenen” des Bezirkes, in Ermangelung 
von folchen aus anderen achtbaren Einwohnern des Bezirkes 
im Boraus beftimmt werden;!”? von der Ernennung ift dem 
Reichskanzler unter Angabe von Stand und Staatdange- 
hörigkeit Mittheilung zu machen. Den Beifitern ift ge- 
legentlich ihrer erjten Dienftleiftung ein Eid abzunehmen, 
„die Pflichten eines Beifiger3 des deutjchen Confulargerichtes 
getreulich zu erfüllen und ihre Stimme nad beftem Wiffen 
und Gewiffen abzugeben“; eventuell kann bei Mitgliedern 
pon folchen Religionsgejellichaften, welchen das Geſetz anftatt 
des Eides den Gebrauch gemijjer Bethenerungsformeln ge= 
ftattet, die Verpflichtung durch eine ſolche gejchehen; über die 
erfolgte Verpflichtung ift ein Protocol aufzunehmen. !% 

Die Beifiger fungiren mit vollem Stimmrecht bei der 
Berhbandlung, fowohl bei dem Endurtheil als bei den im 
Laufe der Verhandlung zu erlaffenden Entfcheidung en.!? 
Weitergehende Befugniffe haben fie nicht. 


m ConſGG. 8. 6. Bgl. | der Beifiger ausſpricht und für 
Brauer ©. 73 ff. ein conſulariſches Einzelgericht 
192 ConſGG. 8. 7. Eine | in allen Fällen plädirt. 
nähere Qualification bezüglid) 13 V. v. 10. Sept. 1879 zu 
der Borausfegungen für das 88. 7—9. 
Amt eines Beifigerd wurde niht | '* ConſGG. $.8, vb. GBG. 
als thunlich erachtet. (Mot.) 8. 51. 
Vgl.hieher Martens ©. 235 ff., 15 ConſGG. 88.62, 16. Val. 
der ſich mit großer Entſchieden- Brauer ©. 77. 
heit gegen die ganze Snititution 


1 
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Das Confulargericht ift principiell überall da competent, 
wo im Inlande das Landgericht in erfter Inſtanz zu ent» 
Iheiden hat (GVG. $. 70); ferner in allen im Inland zur 
Sompetenz der Schöffengerichte gehörigen Straffachen ohne 
Ausnahme. 1% In Civilfachen genügt immer die Zuziehung 
von zwei Beifigern; ſollte diefe Zuziehung aus thatfächlichen 
Gründen unmöglid) fein, fo ift bier der Conſul ausnahms⸗ 
weife berechtigt, allein an Stelle des Confulargerichtes zu 
entjcheiden;19” doch ift hierüber ins Protocol ein Vermerk 
unter Angabe der Gründe aufzunehnten. 

In Strafſachen find vier Beifiger zur Hauptverhandlung 
zuzuziehen, wenn der Beichluß über Eröffnung des Haupt- 
verfahrens auf ein Verbrechen lautet oder auf ein Vergehen, 
welches nicht zur Zuftändigfeit des Schöffengerichtes, fondern 
der Straffammer des Landgerichtes gehört (GVO. 8. 73), 
ausgenommen jedoch die in GBG. SS. 74, 75 aufgezäblten 
ftrafbaren Handlungen.iss ft die Zuziehung von vier Bei- 
figern nicht möglich, jo genügt die Zuziehung von zweien; 
daß der Conſul allein an Stelle des Confulargerichtes in 
Straffachen entjcheide, ift unftatthaft. 

Wo nicht den obigen Angaben gemäß vier Beifiger er- 


16 Soni®G.8.121,06.GB®. | Nah den NRegEntw. follten 
8.70. Dieje Vorſchrift invol- | Mebertretungen zur Competenz 
virt eine Abänderung v. ConſG. des Confuld ald Einzelrichters 
8. 22, wonad, „politifche” Ver- gehören. Der Reichdtag ftrich 
brechen und DBergehen von der | diefe zwedimäßige Beſtimmung. 
Conſulargerichtsbarkeit ausge: | Val. au Brauer ©. 87. 
Ichloffen waren. Der Begriff 197° Ebenſo die franzöſiſche und 
„politiiche” Delikte wurde mit | engliihe Geſetzgebung, ſogar 
Recht als juriſtiſch „völlig uns | auch für Griminalfacdhen. Mar- 
beftimmt” nicht für geeignet er: | tens ©. 288, 296. 
achtet, in das Sat aufgenom- 18 ConſGG. 8. 28. 
men zu werden. (Mot. ©. 581.) 
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forderlich find, entfcheidet das Conjulargericht, beftehend aus 
dem Conful und zwei Beifigern.!® 

Iſt der Conſul nicht in der Lage, fein Nichteramt aus— 
üben zu können oder beim Confulargericht die Zuziehung 
von zwei Beifigern nicht ausführbar, fo ift den Beftinnmungen 
des gemeinen deutfchen Prozeßrechtes gemäß die Sache durch 
das Reichsgericht einem anderen Gerichte zu liberweijen.?% 

c) Dad Reichsgericht. 

Außer dem Eonful und Confulargericht ift endlich) noch 
das Reichsgericht Confulargericht erjter Inſtanz bei Hoch— 
und Landesverrath gegen Kaiſer und Reich. (GWG. 88. 74, 75.) 
Der Conſul hat in ſolchen Fällen nur diejenigen Unter- 
juchungshandlungen vorzunehmen, bei welchen Gefahr in 
Berzug obmwaltet oder die Borausfegungen von StPO. 8. 65? 
gegeben find; alsdann find fofort die Akten dem Oberreich$- 
anmwalt zur Einleitung de3 eigentlichen Verfahrens einzu= 
jenden.%! Der amtliche Berfehr der Confuln mit dent 
Reichsgericht hat durch BVermittelung des Reichskanzlers zu 
gejchehen. 20? 

Aus den obigen Angaben über die Kompetenz der Con- 
julargerichte ergiebt ſich: 

1. Sn Civil» und Concursfaden ift immer eine 
competente conjulargerichtliche Inftanz im Ausland 
vorhanden, da in ſolchen im Inlande nur Amts— 


19 ConſGG. 88.91,2,3..28.| . ConſGG. 8. 31. 
CPO. 68. 145 Nr. 2,36 Nr.1.| 202 ®. ». 10. Sept. 1879, zu 
StPO.88. 272 Nr.2, 15. GVBGG. | den 88. 18, 20, 36, 43? des 
88. 74, 75. SPD. 8. 2441. | Eoni®G. 

15 EPRD.$.36 Ar.1. StPO. 
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und Landgerichte als Gerichte erfter Inftanz fun- 
giren. 203 

2. Auf dem Gebiete des Strafredhtes fehlt eine 
competente Inſtanz im Ausland (abgejehen von 
der oben bezeichneten reihögerichtlichen Competenz) 
für alle Shwurgerihtsfadhen; ſolche find inmer 
an die competenten inländifhen Schwurgerichte 
abzugeben?* und dem Conful fommen nur dieje- 
nigen Yunctionen vorbereitender Natur zu, melde 
er aud in reichsgerichtlichen Sachen hat.2% 

B. Staatdanmwälte werden in den Conſularjuris⸗ 
diktionsbezirken nicht aufgeftellt. 208 

C. Die Gerihtsfchreiber ernennt der Conful momög- 
Ih aus den DBeanten des onfulates in widerruflicher 
Weiſe; dieſelben find, falls fie nicht bereit3 den Dienſteid 
als Confulatsbeamte abgelegt haben, nach Maßgabe der 
vorgejchriebenen Eidesformel zu verpflichten und die Ernen- 
nung dem Reichgfanzler mitzutheilen.?7 

D. Die Gericht3vollzieher?% werden gleichfalls vom 








203 Bol. Martend ©. 288, 
222 Ebenjo nach franzöfiichem 
echt 


cht. 

201 Dies gilt auch für Schup- 
enofien fremder Staatsange⸗ 
Börigfeit, B.v. 10. Sept. 1879 
8.1. Bal. Brauer ©. 84. 

25 ConſGG. 8.31. Auch hier 
lehnt fich das deutjche Recht an 
die franzöfiiche Geſetzgebung an, 
weldye eine Competenz der Eon- 
fulargerichte ausſchließt, wo es 
ih um eine „peine afflietive 
et infamante* handelt, vgl. 
Marten? ©. 288. Vgl. da- 


Zorn, Staatsredht II. 


gegen ebenda ©. 445, 484 über 
die ausgedehnte Kompetenz (le 
benslängliche Gefängniß- und 
Todeäftrafe) des englilchen Ober- 
eonjulargerichted in Konftanti: 
nopel, einer der intereffantejten 
Snftitutionen auf dem Gebiete 
des Conjularredhtes. 

206 Ebenſo Die übrigen Con— 
Iulargeiebgebungen ‚ Martens 
©. 480. 


7 ConſGG. 8. 10; dazu V. 
v. 10. Sept. 1879 zu 8.10 3.1. 

208 V. v. 10. Sept. 1879 zu 
8.10 3.2. 
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Conful womöglih aus den Beamten des Confulates in 
widerruflicher Weife ernannt; die GerichtSvollzieher find, fo- 
fern fie nicht den Dienfteid als ConfulatSbeamte abgelegt 
haben, gleichfalls eidlich zu verpflichten; die Ernennung ift 
dem Reichskanzler mitzutbeilen und außerdem an der Ge— 
richtötafel des Confulates zu publiciren. Die Gejchäftsan- 
weifung für die Gericht3vollzieher wird vom Conful ertheilt, 
der auch die Aufficht über diefelben zu führen hat. Die Bor- 
ſchriften des inländifchen Rechte, gemäß welchen Gericht3- 
vollzieher von der Ausübung ihres Amtes ausgefchloffen 
find (GBG. $ 156), gelten auch in den Confulargericht3- 
bezirfen. 20° 

E. Die Redtsanmälte werden gleihfalld vom Conſul 
in widerruflicher Weife ernannt. Für die Zulaffung zur 
Rechtsanwaltſchaft in den Conjularjurisdictionsbezirken be- 
ftimmte Vorausſetzungen aufzuftellen, erſchien nicht als zwed- 
mäßig, vielmehr wurde die Würdigung des einzelnen Falles 
den Conſuln anheimgeftellt;?!° unter Umftänden wird für 
die Dualification zum Rechtsanwalt hier jogar von jeder 
juriftifchen Borbildung abgeſehen werden müffen. Eine Ga- 
rantie gegen willfürliche Entjcheidungen der Conjuln wurde 
darin gefunden, daß gegen einen die Zulaffung zur Rechts— 
anwaltſchaft verfagenden oder das Recht hiezu entziehenden 
Confularentfcheid Beſchwerde an den Reichskanzler geftattet 
wurde. Auch die Ernennung der Rechtsanmälte ift wider- 
ruflich, muß dem Reichskanzler mitgetheilt und außerdem 
in ortSüblicher Weife, jedenfalls aber an der Gerichtötafel 


200 ConſGG. $. 11; dazu 8. | dem italienifchen Conſulatsgeſetz 
v. 10. Sept. 1879 zu 8. 11. entnommen. Martend ©. 481. 
210 Dieſe Beitimmungen find 


7 
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publicirt werden. Eine Beeidigung der Rechtsanwälte findet 
nicht Statt. 21 

IV. Das in den Eonfulargerichtsbezirfen anzu— 
wendende Redt. 

Die Confulargerichtsbarkeit umfaßt gemäß den sub. III. 
gemachten Angaben: 

1. Alle civilrehtlichen Streitigfeiten einfchließ- 
lich des Handelsrechtes, ſowie Concursſachen; 

2. die ſog. freiwillige Gerichtsbarkeit; 

3. Strafrecht und Polizei, ausgenommen ſolche 
Bälle, weldhe in erfter Inftanz vor die Schwur— 
gerichte oder vor das Reichsgericht gehören. 

Bezüglich) des anzumendenden Rechtes gelten folgende 
Vorſchriften: 


A. Das materielle Recht: 

1. In Civilſachen iſt anzuwenden: in erſter Linie das 
Neihsrecht, welches nach dieſer Richtung bis jetzt lediglich 
aus einer verhältnißmäßig geringen Anzahl von Special- 
gefegen befteht, jubjidiär dag Preußiſche Allgemeine Land— 
recht und die in den landrechtlichen Gebieten hiezu erlafenen 
abändernden und ergänzenden Beftinnmungen. 21? 

2. Für Handelsfachen gilt primär das Handelsgewohn- 
heitsrecht des Ortes, erft in zweiter Linie daS deutfche 
Handelsgeſetzbuch; 213 diefe gefetliche Vorſchrift wurde gegeben, 
weil in den Ländern der Confulargericht3barfeit aus den 
Handelsbeziehungen, in welche die Freinden theils unterein- 
ander, theils mit den Eingeborenen treten, ſich vielfach ein 
gemeinfame3 Gewohnheitsrecht entmwidelt hat, welchem im 


219. v. 10. Sept. 1879 zu| 2? ConſGG. 8.31. 
8.11. 213 ConſGG. $. 3°. 
33" 
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Verkehr allgemeine Geltung zugefchrieben wird. Der Be- 
weis folcher Gebräuche liegt den Parteien ob. ?14 

3. Für die freimillige Gerichtsbarkeit gelten in erfter 
Linie etwa vorhandene Reichsgejege, fodann das Preußijche 
Landrecht, „jomweit dafjelbe nicht Einrichtungen und Ber- 
hältnifje vorausjegt, welche in den Conſulargerichtsbezirken 
fehlen. “215 

4. In ftrafrechtlicher Hinficht gelten zuerft die Polizei- 
verordnungen des Conſuls, außerdem das gemeine deutjche 
Strafredt. ?16 

5. Zandesftrafrecht ift von den Conſuln nur anzuwenden, 
jomweit die etwa durch Staatöverträge oder Herkommen be- 
ſtimmt iſt. 27 

6. Neue deutſche Geſetze, welche die Gerichtsbarkeit 
betreffen, treten, ſoweit nicht etwa ein beſonderer Anfangs⸗ 
termin der Geltung beſtimmt wurde, in den Conſulargerichts⸗ 
bezirken vier Monate nach Ausgabe des betr. Stückes des 
RGB. in Berlin in Kraft.?is 


B. Da3 formelle Redt. 


Das gerihtlihe Berfahren richtet fih in erfter 
Linie nach den Vorfchriften des ©. v. 10. Juli 1879 (RGB. 


214 Bol. Martend ©. 427. | terefiantes hieher gehöriges Bei- 

215 ConſGG. 8. 431. ipiel bildet das chineſiſche ©. v. 
‚ee ConſGG. $.4. Vgl. über | 5. März 1866 über den Kuli- 
dieſes Bolizeiverordnungsrecht | handel, vgl. Gareis: daß heu- 
ber Sonfjuln, jpeciell über das | tige Völkerrecht und der Men- 
Recht, auf dem Berordnungd- | jchenhandel. ©. 30 ff. 
wege unter. Umftänden jelbjt 218 ConſGG. $. 47, welcher 
die deutſchen Strafgefege ab» | in biefer Vorſchrift eine Er— 
zuänbern, oben ©. 492. anzung zu RV. a. 2 enthält.. 

7 ConſGG. $.4°. Ein in- | Bgl. Brauer ©. 108. 
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©. 197) betr. die ConfulargerichtSbarfeit, 219 zu welchem eine 
Vollz.V. des Reichskanzlers v. 10. Sept. 1879 (CBl. ©. 575) 
erging. Einzelne Modificationen diefes Geſetzes 
enthalten die StaatSverträge, welche als lex 
specialis den allgemeinen Geſetze über die Ge- 
rihtsbarfeit derogiren. Die Vollzugsverordnungen zu 
dem Geſetze bat der Reichskanzler zu erlaflen. 

Demnach beftehen bezüglich des Verfahrens vor den Con: 
fulargerichten folgende Vorſchriften. 

1. Für die gegenfeitige Nechtshilfe der Confular- und 
der inländifchen Gerichte, Deffentlichfeit der Verhand— 
lungen, Gerichtsſprache, Berathung und Abftimmung 
gelten Tediglih die für das Inland maßgebenden Bor- 
ſchriften. 220 

2. Der Proceßgang beſtimmt ſich im Uebrigen für 
Civil- und Concursſachen nad der Civilproceß⸗ bezw. 
Concursordnung nebft Einführungsgefegen, ferner nad ben 


219 Bol. zu demjelben die höchſt 
intereflanten Motive, Sten. Ber. 
1879, Anl. Nr. 70. Hier heißt 
ed bezüglich des Erlaſſes diejed 
Geſetzes: „den Vorſchriften des 
bisherigen Geſetzes gemäß richtet 
ſich das Verfahren der Conſuln 
bei Ausübung der Gerichtsbar⸗ 
feit in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten und in Strafiachen nach 
dem in Preußen im Gebiete des 
allgemeinen Landrechts und der 
allgemeinen Gerd. geltenden 
Beitimmungen. Dieje Beitim- 
mungen treten im Inlande und 
folgeweife auch in den Confular- 


- gerichtöbezirfen mit dem jpäte- 


ttend am 1. Oct. 1879 erfol- 


genden Sntrafttreten ded GVG., 
der CPO., der StPO. und der 
ConcO. außer Wirkſamkeit und 
der Reichsgeſetzgebung ift damit 
die Aufgabe geftellt, für die 
Conſulargerichtsbarkeit die Vor⸗ 
ſchriften der Reichsproceßord— 
nungen in jenen Ländern, in 
denen dieſe geübt wird, anzu⸗ 


n. 

220 Conſ GG.8. 13, vb. GVBG. 
Tit.XIII-XVI (nur für GBG., 
$. 183 enthält das ConſGG. 
eine Erweiterung der Friſt auf 
zwei Wochen). Ueber öffentl. 
Bekanntmachungen |. ConſGG. 
8.45, dazu Brauer ©. 114. 
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fiir das landrechtliche Gebiet der preußifchen Monarchie hiezu 
ergangenen Ausführungsbeftimmungen; dazu find außerdem 
diejenigen älteren Gejege, welche daneben in dem angeführten 
Rechtsgebiete noch in Geltung verblieben find, „ent|prechend“ 
zur Anwendung zu bringen. ?*! 

Die Anwendung diefer allgemeinen Borjehriften hat ges 
mäß den Vorſchriften des Confulargerichtsgejeges folgender⸗ 
maßen zu gefchehen: 

Das Berfahren vor dem Conful ſowohl als dem Con- 
julargericht ift das amtsgerichtliche;??? auch für dag Conſular⸗ 
gericht mußte dies grumdfäglich feftgehalten werden, da ein 
Anmwaltsftand, wie ihn das Verfahren vor den Landgerichten 
im Inland vorausſetzt, in den Conjulargericht3bezirfen nicht 
vorhanden ift.?? Da auch Staat3anmälte hier nicht beftellt 
find, jo hat der Conſul, ſoweit im Gebiete des Civilprocefies 
ftaatsanwaltfchaftlihe Functionen vorfommen,?%* diejelben 
einem Rechtsanwalt des Bezirks, in Ermangelung eines folchen 
einem andern achtbaren Gericht3eingefeilenen zu übertragen. 225 

3. Da8 Verfahren in Straffadhen richtet fih im 
Allgemeinen nah der Strafproceßordnung und dem Ein- 
führungsgefege zu derfelben.??6 277° Dazu beftimmt dag Con- 
ſulargerichtsgeſetz ſpeciell: 


221 ConſGG. 8. 14, vgl. dazu | SS. 160, 163, 164, 447 ff. Ball. 
Motive ©.581. Brauer©. 93. | Brauer S. 9. Martens 
223 ConſGG. 8. 15, vb. C(PO. | ©. 435 ff. 
88. 456471; Dazu gedoch er⸗ 227 Derin StPO. 8. 420 vor⸗ 


gänzend 88. 313319 geſchriebene Sühneverſuch bei 
233 Motive zu $. 15. ei unge agen kann aud) 
34 SPD. N 586 (Chefachen), | von ſolchen Conſuln angeitellt 


88. 607, 620?, 6243, 626? (Ent- | werden, welche nicht Gerichts- 
mündigun Sachen). barteit haben. V. v. 10. Dec. 
25 Conſ 9. 
326 Conſ606. ⸗ Pr vb. StPO. 


Das Conſularrecht. 8, 39. 519 


Der Conjul ift einmal Amtsrichter, ſodann Vorſitzender 
des Confulargerichtes ald Straffammer.? Eine Mitwirkung 
der Staatsanwaltjchaft findet nicht ftatt; Zuftellungen, Voll⸗ 
ftrefungsbandlungen, jowie die im Inland dem Staatdanmwalt 
obliegenden vorbereitenden Maßnahmen gejchehen von Amt3- 
wegen durch den Eonjul.?° Eine eigentliche Borunterfuhung 
- findet im confulargerichtlihen Berfahren überhaupt nicht 
ftatt, 3° fondern nur das ſog. „vorbereitende Berfahren“; 
der Conſul hat, wenn er durch Anzeige, einen Antrag auf 
Strafverfolgung oder auf anderem Wege vom Verdadt einer 
fteafbaren Handlung Kenntniß erhält, entweder fofort oder 
nad Vorriahme der erforderlichen Ermittelungen, die er an 
Stelle des Staatdanmwaltes von Amtswegen (audgenommen 
jedoh Antragsdelicte) zu pflegen hat, darüber Beſchluß zu 
fallen, ob daS Hauptverfahren zu eröffnen ſei oder nicht. 
Die Erhebung einer öffentlichen Klage findet demnad im 
Strafverfahren vor den Confulargerichten nicht ftatt;?3! mo 
die StPO, eine folde vorausfegt, ift, falls das Haupt- 
verfahren nicht fofort eröffnet werden Tann, die öffentliche 
Klage durch eine deren Inhalt in fich aufnehmende einfache 
Berfügung des Conſuls erjegt; diefelbe hat den Gegenftand 
der Anklage unter Hervorhebung der gejeglichen Merkmale, 
jowie des anzumendenden Strafgefeged genau zu bezeichnen; 
der auf Einleitung des Hauptverfahrens lautende Beſchluß 
bat zugleich die vorhandenen Beweismittel anzugeben. Den 
Umfang der Bemeisaufnahme beftimmt das Gericht, ohne 


ConſGG.8. 22, vb. GVBG. 5 10. Sept. 1879, zu $. 24, 
*8 m StPO. 88. 201 ff. 407 ff. N ah 


GG. 8. 236. Bol. 
u Conſ GG. 88. 24, 25, vb. | Brauer S 
StPO. SS. 152, 156; dazu V. 9 SPD. 151 faͤllt weg. 
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dabei irgendwie an frühere Entjcheidungen gebunden zu fein; ?3? 
die wefentlichen Ergebniffe der VBernehmungen find in das 
Protocol der Hauptverhandlung aufzunehmen. 3 Die Zeugen 
find regelmäßig nur in der Hauptverhandlung zu beeidigen, 
ausgenommen 1. wenn Gefahr im Verzuge, 2. wenn der 
Zeuge voraugfichtlich am Erfcheinen in der Hauptverhandlung 
behindert oder jein Erjcheinen wegen allzu großer Entfernung 
ſehr erfchmwert fein würde, 3. wenn der Eid ald Mittel zur 
Herbeiführung eimer wahrheitsgemäßen Ausſage dringend 
erforderlich erjcheint.?* Im fchmurgerichtlihen und reichs⸗ 
gerichtlichen Sachen hat der Conſul nur die erforderlichen 
SicherheitSmaßregeln zu treffen, die unauffchiebbaren Unter- 
fuhungsverhandlungen vorzunehmen und die Acten dem betr. 
Staatsanwalt bezw. dent Oberreichdanmwalt abzugeben. Die 
Bornahme einzelner Unterfuhungshandlungen kann dem 
Conful außerdem noch bejonder8 übertragen werden. ?35° Die 
Friften für den Einfpruch gegen amtsrichterliche Strafbefehle, 
gegen die Rechtsfolgen der Berfäumniß von Friften, fowie 
überhaupt für Wiedereinfegung in den vorigen Stand find 
in den Conſulargerichtsbezirken auf zwei Wochen erhöht. 2?% 


4. AB Rechtsmittel?” 


23 Conſ GG. 8. 29, 
Brauer S. 113 

233 ConſGG.s8. 30, vb. StPO. 
88. 163, 183, 184. 

234 BO. 


vgl. 


St 8. 65° 3, vb. 
ConſGG. $. 26°. 
235 Soniöß 8.31. Bol. 
Brauer ©. 9%. 
236 StPO. 88. 44, 45,449 vb. 
ConſGG. $. 32. 
2337 Nach preußiihem Hecht, 


welches bis 1. Det. 1879 Reichs⸗ 


find fir Civil- und Con— 


recht war, fungirte urſprünglich 
dad Obertribunal in Berlin ald 
oberſtes Conſulargericht, an deſſen 
Stelle ſeit 1871 (G. v. 21. April 
1871 8.3, RGB. ©. 87), daB 
Reichsoberhandelsgericht getreten 
war, und unter demielben ald 
erite Rechtömittelinftang im In⸗ 
land das Appellationdgericht zu 
Stettin. Diefe Inſtanz ift durch 
das neue Geſetz bejeitigt worben. 
Die anhängigen Sachen waren 
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cursſachen zugelafien: Beſchwerde und Berufung und zwar 
fomohl gegen Entfcheidungen des Conſuls als des Confular- 
gerichtes ; NechtSmittelinftang ift nur das Reichsgericht, welches 
definitiv entjcheidet.?°° Ebenſo in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Ausgefchloffen find Rechtsmittel gegen 
Entjcheidungen des Conſuls, wenn der Werth des Streitgegen- 
ftande8 300 Mark nicht überfteigt. ntfcheidungen des 
Conſuls, welche mit fofortiger Beſchwerde angefochten werden, 
fann der Conſul felbft wieder aufheben. Die Berufung 
iſt Schriftlich beim Conſul einzureichen, felbftverftändlich ohne 
Anwaltszwang; der Conjul hat Abjchrift der Berufung der 
Gegenpartei zuzuftellen, eventuell deren Erklärung entgegen: 
zunehmen und fodann die Acten dem Neichdgericht einzu- 
fenden; legtere3 beftimmt den Termin für die Verhandlung 
und theilt dies den Parteien mit, primär dem für die Be— 
rufungsinftang beftellten und dem Reichsgericht durch den 
Conful oder die Partei felbft rechtzeitig benannten Proceß- 


gemäß $. 50 ded ConſGG. wie 
lie lagen am 1. Det. 1879 an 
dad Reichsgericht abzugeben. 
„Dem Gedanken, in den Confu- 
largerichtöbezirfen ſelbſt Gerichte 
zweiter Inftanz zu begründen, 
(jo die englifche und holländiſche 
Gejesgebung: Marten ©.296, 
304), ftellen fich wie fchon bei 

Erlaß des preuß. Geſetzes, jo 
auch jetzt nicht zu überwindende 
Schwierigkeiten entgegen, na- 
mentlih in Betreff einer be- 
rechtigten Anfprüchen Genüge 
leiftenden Bejegung der Ge— 
richte.” Der ganze Umfang der 
beim Reichsoberhandelsgericht v. 
1. Dec. 1873—1. Dec. 1878 er- 


lediaten Coniularjuriödictiond- 
Jochen betrug übrigend nur 66 


a Eonf®O. $. 18%3, vb. 
. Bol. Brauer 
©. 105. Das Rechtömittel der 
Reviſion eriftirt für das conſu— 
largerichtliche Verfahren nicht, 
da es in demſelben feine Mittel- 
inftanz giebt. Sr zuberhaupt 
auch Martend ©. 483 ff. 

2339 ConſGG. 7 194 

220 ConſGG. 18. Bal. 
hierzu Brauer & 105, * 
über die Art der Berechnung 
ebenda 93 

241 Conſé6G. 8. 19, in Auf— 
hebung von CPO.., 8. 540°. 
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bevollmächtigten, eventuell den Parteien jelbft. Der Friftenlauf 
bemißt fich nach diefer Publication an den Beklagten. ?* 

5. Ebenfo find für Straffahen die Rehtsmittel 
der Bejchwerde und Berufung zugelaffen. Ausgefchlofien 
find Rechtsmittel in allen Uebertretungsfachen.**? Berufung 
fann eingelegt werden gegen alle Urtheile des Conſulargerichtes; 
dag Reichsgericht entjcheidet hierüber definitiv.““ Zeugen 
und Sachpverftändige, welche zur Rechtfertigung der Berufung 
benannt find, hat der Conſul ſelbſt fofort zu vernehmen und 
zwar eidlih, fall8 die Vorausfegungen von StPO. $. 65? 
gegeben find, die Bernehmungsprotocolle find dem Ober- 
reichsanwalt einzufenden. 5° Der Angeklagte kann in der 
Hauptverhandlung über die Berufung felbjt erfcheinen oder 
fih dur einen mit fchriftlicher Vollmacht verfehenen Ver- 
theidiger vertreten laffen. Der nicht auf freiem Fuße befind- 
liche Angeklagte hat feinen Anſpruch auf Anmefenheit. Hat 
der Angeklagte die Berufung eingelegt, jo ift über dieſelbe 
auch dann zu verhandeln, wenn weder der Angeklagte noch 
ein Bertreter defjelben erfchienen if. Im übrigen vollzieht 
ih das DBerufungsverfahren nah den allgemeinen Vor- 
Schriften. 246 

Beſchwerde ift zuläffig fowohl gegen Entjcheidungen des 
Conſuls als des Confulargerichtes. 7 Bei fofortiger Be- 
ſchwerde gegen Entjcheidung eines Conſuls kann dieſer jelbft 


22 ConſGG. $. 20. CPO. | Materie der Reichdtag am Re⸗ 
88. 481 vb. 234, is4, gieru os vormabın. 

243 ConſGG. 8. 33. 245 "Eoni® 

34 ConſGG. SS. 34, 36. Val. 246 —58 4016. StPO. 
Brauer ©. 108, der auch eine | III Abjch. I 
zutreffende Kritik derjenigen Aen- 247 —5 88. 351, 36. 
derungen gibt, welche in dieſer 
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die angefochtene Entſcheidung aufheben;“s andernfall3 ent- 
ſcheidet das Gonfulargericht als Befchwerdegericht, wobei die 
Borjchrift der StPO. daß der Erftrichter bei der Ent» 
ſcheidung über die angefochtene Verfügung nicht mitwirken 
dürfe, unanmwendbar ift. Von hier aus ift weitere Be- 
ſchwerde an das Neichögericht geftattet. Die Friften find 
von einer auf zwei Wochen erhöht. Ueber Befchwerden 
gegen Entjcheidungen des Confulargerichtes entjcheidet das 
Reichsgericht. 

Rechtsmittel in Conſularſtrafſachen ſind nur zu Gunſten 
des Verurtheilten möglich, da Staatsanwälte nicht vorhanden 
ſind und eine Specialbeſtimmung zum Erſatz derſelben für 
die Einlegung von Rechtsmitteln im öffentlichen Intereſſe nicht 
vorgeſehen iſt. ꝰ*0 

6. Endlich kann auch in den Conſulargerichtsbezirken jedes 
durch rechtskräftiges Urtheil abgeſchloſſene Verfahren durch 
von Amtswegen erfolgte Wiederaufnahme erneuert 
werden, ?5! welche aber nicht ein „Rechtsmittel“ im Sinne der 
Proceßordnung ift. 

7. Da8 Begnadigungsreht in Bezug auf confular- 
gerichtliche Urtbeile fteht dem Kaiſer zu,25? da bier Die 
Suftizhoheit des Reiches direct, nicht durch Bermittelung der 
Einzelftaaten, ausgelibt wird. Hat jedoch das Reichsgericht 
die Sache an ein inländifches Gericht zur Entfeheidung ver: 
wiejen, fo fteht nach Ausweis der Motive dad Begnadigungg- 
recht dem betreffenden Landesherrn zu, „denn das aufge- 


435 ConſGG. 8. 352, in Auf- 230 ConſGG. 8. 37.vb. StPO. 
hebung von — 8. 353°, 88. 353, 355, 358, 360. 
210 ConſGG. $. 351, vb. 251 ConſðG .8. 4. Brauer 
SPD. 8.231. ©. 98, 106. 
3532 ConſGG. $ 42. 
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hobene Urtheil des Konfulargerichtes hat feine rechtliche Eriftenz 
verloren und an deſſen Stelle tritt eine neue felbftändige 
Entſcheidung des inländifchen Gerichtes“, und die inländifchen 
Gerichte find Landesgerihte — eine Anfchauung, deren 
principielle Richtigkeit immerhin wird in Frage geftellt werden 
fünnen, da das Landgericht in folchem Falle berufen ift, an 
Stelle des materiell allein competenten Confulargerichte3 directe 
Juſtizhoheit des Reiches zu üben. 

8. Ueber die gefällten Urtheile und Entfheidungen ift 
alljährlich dem Reichskanzler von jedem mit Gericht3barfeit 
ausgeftatteten Conful ein genaues Verzeichniß einzujenden.?5® 


V. Die Conſulargerichtsbarkeit in Egypten.?* 


Im BZufammenhang mit einer lebhaften andermeiten 
Neformthätigkeit im Sinne des modernen Culturlebens ver- 
handelte die Regierung des türkischen Vaſallenſtaates Egypten 
mit den europäifchen Mächten in den 60er Jahren über 
Befeitigung der Confulargerichtöbarfeit. 25° Erſt arbeitete eine 


253 V. d. BR. v. 4. Feb. 1882 
(CBl. 111) an Stelle der Schluß- 
velkinmung der B. v. 10. Sept. 


er gl. Dutrieux: la que- 
stion judiciaire en Egypte in 
Revue de droit international 
1876, ©. 573 — 602. Der 
Berfaffer it jcharfer Gegner 
jeder Conſularjurisdiction be— 
Ionderd in Strafſachen und ur- 
theilt darüber: „l’experience 
a condamn& sans appel ce 
systeme illogique et vicieux 
qui ne repond plus aux n&- 
cessit6s de l’heure pre&sente 


et ne garantit plus suffisam- 
ment aux r6esidents la bonne 
administration de la justice 
en matiere penale“! Gehr 
ausführlih und mit nücdhterner 
Kritik ift Die egyptifche Juſtiz⸗ 
reform behandelt bei Martens 
©. 500-550... 

25 Bol. Asser administra- 
tion: de la justice en Egypte 
in Revue de droit iuterna- 
tional, 1870, ©. 564 — 572. 
Ueber die Bedenken der loc 
gegen die egyptiſche Special» 
reform ſ. Martens ©.517,524. 
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franzöfifch-egyptijche Commiſſion ſeit 1867 die Reformentwürfe 
aus, welche fodann durch eine internationale Commiffion von 
Bertretern der Großmächte und der nordamerifanifchen Union 
unter dem Vorſitz des egyptifchen Miniſters des Auswärtigen 
in Kairo (28. Oft. 1869 bis 17. Januar 1870) definitiv 
feitgeftellt wurden. 2° Demgemäß erging ein Deutiches RO. 
v. 30. März 1874 (RGB. ©. 23), welches die Aufhebung 
oder Einjchränfung der deutſchen Conſulargerichtsbarkeit in 
Egypten zunächſt für den Zeitraum von fünf Jahren durd 
faiferlihe mit Zuftimmung des Bundesrathes zu erlaffende 
Berordnung geftattete. Eine bezügliche Berordnung erging 
unterm 23. Dez. 1875 (RGB. ©. 381). 

Die durch diefe Rechtsſätze zunächft proviſoriſch gefchaffenen 
Zuftände fanden, nachdem fie ſich bewährt hatten, 257” ihre 
definitive Anerkennung durd ©. v. 5. Juni 1880 (RGB. 
©. 145) und Kaiſerl. B. v. 23. Dez. 1880 (RGB. ©. 192), 
wodurch die befchränfte Geltungsdauer der früheren Bor: 
Schriften aufgehoben wurde. 

Die Rechtspflege in Egypten ift darnach gemäß der V 
v. 23. Dez. 1875 (RGB. ©. 381) für deutfche Staat3ange- 
börige folgendermaßen geregelt: 

A. Die Confulargerichtsbarfeit bleibt aufrecht erhalten: 

1. Für alle Sachen der Confuln, ihrer Familien, ihres 
Dienftperjonales, der ihnen unterftellten Beamten und ihrer 
Familien, der Wohnungen aller diefer Perfonen, ferner der 
deutfchen evangelifchen Kirchen und Schulen in Alerandrien 
und Kairo, jowie de deutjchen evangelifchen Hofpitales in 
Alerandrien, „jomweit diefe Kirchen und Anftalten als Cor- 
porationen in Betracht fommen. “ 258 


255 Martens ©. 518—524.| 3 V. v. 23. Dec. 1874 8. 5. 
37 Dutrieux ©. 579. 
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2. Für alle Statnsfragen in dem Umfange der früheren 
confulargerichtlichen Competenz. 25° 


3. Für alle Civilfachen, wenn beide Parteien Deutfche 
oder Schußgenofjen find. 260 


4. Unter beftimmten Borausfegungen für Straffachen, 
wenn nämlich der verlegte Beamte „die Beltrafung des 
Thäter3 bei dem Confulargericht in Antrag bringt.“ 261 


5. Für alle nicht in der Verordnung erwähnten Straf: 
fachen. 2? 

B. Im übrigen wurde die Confulargericht3barfeit der 
deutfchen wie aller übrigen Confuln nah Maßgabe der fo- 
fort anzuführenden Specialbeftimmungen aufgehoben und die 
Deutjchen und Schuggenofjen der Gericht3barfeit der neuen 
Zandesgerichte unterworfen, 2% ohne daß vor dieſen eine 
Alfiftenz des Conſuls oder feines Vertreters ftatthaft wäre. 

Die Organifation diefer „neuen Landesgerichte“ ift ver- 
tragsmäßig bejtimmt und die Innehaltung diefer Vertrags- 
beftimmungen ift die VBorausfegung für den Seitens der 
Bertragsmächte, ſpeciell des Deutjchen Reiches, geleifteten 
Berziht auf ihre eigene Gerichtsbarkeit. 

Die Gerichte, welchen die durch den angegebenen Verzicht 
frei gewordene Jurisdiction zufommt, find rechtlich egyptifche, 
thatſächlich gemifchte Gerichte,* nämlih 3 Gerichte erfter 
Suftanz, in Alerandrien, Kairo und Zagazig, ferner 


259 Ebenda 8. 2. | 26 Die Organifation beruht 
360 Ebenda 8.1, 3.1. auf dem Reglement d’organi- 
261 Ebenda $.3 am Ende | sation judiciaire pour les 
232 Dutrieux ©.582!. &5 | proc&s mixtes enEgypte. Vgl. 

gi in Egypten 19 verjchiedene | Martens ©. 530 ff. Staats⸗ 
trafjurisdictionen. arhiv B. 29, 157 ff. 

263 V. v. 23. Dec. 1875, 9.41,3. 
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ein Appellhof zu Alerandrien. Diefe Gerichte pflegen 
da8 Recht nach Maßgabe der egyptijchen Gefeßgebung. Die 
Mitglieder derjelben werden vom Bicefönig von Egypten 
ernannt, find aljo rechtlich egyptiiche Staatsbeamte und find 
unabfegbar. Der Vicekoönig ift jedoch hierbei an folgende 
vertraggmäßige Bedingungen gebunden: die Gerichte erfter 
Inſtanz müffen überhaupt mit 7, nämlich 4 ausländifchen 
und 3 einheimifchen, für jede einzelne Entſcheidung aber 
mit 5, nämlich 2 einheimischen und 3 europätfchen Richtern 
befegt fein; die legteren find aus Angehörigen der europät- 
ſchen Mittelftaaten mit Zuftimmung der betreffenden Landes— 
regierung zu mählen. Der Appellhof ift mit 11 Richtern zu 
bejegen, von welchen nur 4 Egypter, die übrigen Angehörige 
der Großmächte fein und gleihfal3 unter Zuftimmung der 
betreffenden Landesregierung ernannt werden müſſen. Im 
einzelnen Fall entjcheidet der Appellhof al3 Senat von 8 Mit- 
gliedern, nämlih 5 europäifchen und 3 egyptifchen. Präſi— 
dent diefer Gerichte muß immer ein ausländiſcher Richter fein. 

In Handelsſachen find immer 2 Kaufleute beizuziehen 
ein einheimifcher und ein ausländifcher, legterer wird gewählt 
von der Colonie.?6 

Diejen Gerichten ift übertragen: 

I. die geſammte Civilgerichtöbarfeit, über Im mobi— 
lien, die in Egnpten belegen find, 

II. die übrige CivilgerichtSbarkeit, einjchließlih der Han- 


#5 Martend ©. 530. Frü- | Reglement find dazu gefügt: 
ber wurden alle Conjuln in | Klagen gegen die Regierung, den 
diejer Weiſe beftellt: Martens | Khedive und feine Yamilie, fo- 
©. 155, au) ©. 282 f. über die | wie die Dairad. Das deutiche 
„Nation“. Ä Geſetz, bezw. die VollzV. bat 

266 Ebenda 8.1, 3.2. Im |’dies nicht aufgenommen. 
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delsfachen, wenn nicht beide Parteien Deutfche oder 
Schutzgenoſſen jind.?6 

III. die StrafgerichtSbarkeit in dem nachjtehend bezeich- 
neten Umfang, für die sub Ziff. 2 und 3 bezeichneten Ber- 
brechen und Vergehen vorbehaltlich der oben sub A Ziff. 4 
angegebenen Modification.?6® 

Die den Conſuln zuftehende Gerichtsbarkeit in Straf- 

fachen wird aufgehoben: 

1. für Uebertretungen ; 

2. für Verbrechen und Bergehen, welche unmittelbar 
gegen die Richter, die Geſchworenen oder die fonftigen 
Beamten der von der egyptijchen Regierung eingejeß- 
ten neuen Yandesgerichte, während fie in der Aus— 
übung ihres Amtes begriffen find oder in Beziehung 
auf ihren Beruf begangen werden und zwar: 

a) Schmähungen dur Geberden, Worte oder ‘Dro- 
bungen, 

b) Berläumdungen und Beleidigungen, wenn fie in 
Gegenwart des betreffenden Richter, Gefchworenen 
oder fonftigen Beamten der neuen Landesgerichte 
oder innerhalb der Gejchäftsräume des Gericht3 be= 
gangen oder mittelft öffentlicher Anfchläge, Schriften, 
Druckſchriften, Abbildungen oder Darftellungen ver- 
breitet worden find, 

c) ZThätlichfeiten gegen ihre Perfon, insbefondere Miß⸗ 


2367 Ebenda 8. 1, 3.1 einen beſonders lebhaft umftrit- 
%8 Ebenda 8. 3. Die Frage, |tenen Punkt in den Borver- 
ob den neuen Landeögerichten | hanblungen, vgl. Martens ©. 
eine Strafgerichtsbarkeit über- f. 
tragen werden könne, bildete 


Das Conſularrecht. 8. 39. 529 


bandlungen, Körperverlegungen und vorfägliche 
Tödtung mit oder ohne Veberlegung, 

d) Zhätlichfeiten oder Drohungen, verübt, um eine der 
gedachten Perſonen zur Bornahme einer pflichtwidri- 
gen oder ungefeglichen Handlung oder zur Unter- 
laffung einer pflichtmäßigen oder gefeglichen Handlung 
zu nöthigen, 

e) Mißbrauch der Amtsgewalt Seitens eines üffent- 
lichen Beamten zum Zwed einer derartigen Nöthigung, 

f) Verſuch unmittelbarer Beftehung einer der gedachten 
Berjonen, | 

g) Beeinfluſſung eines Richters zu Gunften einer Partei 
Seitens eines öffentlichen Beanten; 

3. für Verbrechen und Vergehen, welche in der beftimm- 
ten Abfiht begangen werden, die Vollitredung von 
UÜrtheilen oder Verfügungen der gedachten Gerichte zu 
verhindern, und zwar: 

a) thätlicher Angriff oder gewaltjamer Widerftand gegen 
GerichtSmitglieder in Ausübung ihres Berufs, oder 
gegen Beamte der neuen Landesgerichte während 
der rechtmäßigen Vornahme von Amtshandlungen 
zur Bollitredung von Urtheilen und Berfügungen 
der Gerichte, oder gegen Beamte oder Mannſchaften 
der bewaffneten Macht, welche berufen find, bei der 
Bollitredung Hilfe zu leiften, 

b) Mißbrauch der Amtsgewalt Seitens eines öffent- 
lihen Beamten zur Verhinderung der Vollftredung, 

ec) Entwendung gerichtlicher Actenftüde zu demfelben 
Zweck, 

d) Verletzung gerichtlich angelegter Siegel, vorſätzliches 
Beiſeiteſchaffen von Sachen, welche in Folge einer 

Zorn, Staatsrecht II. 34 
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gerichtlichen Verfügung oder eine8 Urtheild in Be- 
ſchlag genommen worden find, 

e) Entweihung von Gefangenen, melde fid in Folge 
einer gerichtlichen Verfügung oder eines Urtheils in 
Haft befinden, und Handlungen, welche eine folche 
Entweichung unmittelbar herbeigeführt haben, 

f) Verheimlichung joldher Gefangenen nad ihrer Ent- 
weichung; 

4. für Verbrechen und Vergehen, welche von einem unter 
deutſchem Schutze ſtehenden Richter, Geſchworenen 
oder ſonſtigen Beamten der neuen Landesgerichte in 
Ausübung ſeines Berufs oder in Folge Mißbrauchs 
ſeiner Amtsgewalt begangen werden. 

Außer denjenigen gemeinen Verbrechen und Per: 
gehen, welche von einer der bezeichneten Perſonen 
unter ſolchen Uniftänden begangen werden fünnen, 
gehören biezu nachjtehende bejondere Verbrechen und 
Vergeben: 

a) pflichtwidrige Entfcheidung zu Gunften oder zum 
Nachtheil einer Partei, 

b) Beitechung, 

ce) unterlafjene Anzeige einer verfuchten Beftechung, 

d) Juſtizverweigerung, 

e) unerlaubte Gewalt gegen Privatperfonen, 

f) Eindringen in die Wohnung eines Andern ohne 
Beobachtung der gefeglichen Vorfchriften, 

g) Erpreffung, 

h) Unterfchlagung öffentlicher Gelder, 

i) ungefegliche Verhaftung, 

k) Fälſchung von Urtbeilen und Aktenftüden. 

Dazu foınmt endlich noch: 
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IV. die Beitrafung von Zeugen, welche ohne gefeglichen 
Grund die Ablegung eines Zeugniffes oder deſſen Beeidigung 
vor den neuen Landesgerichten verweigern, fowie von Ge⸗ 
Ihworenen oder Beifigern diefer Gerichte, welche ohne ge- 
nügende Entjchuldigung ihren Obliegenheiten ſich entziehen.?°° 

Competenzconflicte zmwifchen Confulargeriht und Landes⸗ 
gericht über die nach Maßgabe der Verordnung 88. 2 und 3 
den Landesgerichten zugewiefenen ftrafbaren Handlungen 
entjcheidet ein Competenzhof endgiltig, welcher zu bilden ift 
aus zwei vom Conſul zn benennenden fremden Conſuln und 
zwei vom Präfidenten des Appellhofes zu benennenden 
Richtern der neuen Landesgerichte.?70 

Die anhängigen Civil- und Straffachen wurden beim 
Infrafttreten des neuen Rechtes durch die Confulargerichte 
erledigt, doch durften Civilfachen auch fehmebend fofort den 
Landesgerichten übermiejen werden, jedoch nur auf den liber- 
einftimmenden Antrag der “Barteien.?”! 


IV. Bas Gehbührenmefen. 27? 

1. Für die confularifchen Zunctionen werden in der Regel 
Gebühren erhoben; den Betrag derjelben firirt dad ©. v. 
1. Zuli 1871 (R&B. 245), welches ſeit 1. Oct. 1872 in Kraft 
fteht. Daffelbe bezieht fich jedoch nicht auf die richterlichen 
Functionen;?73 bezüglich der legteren einfchlieglich der Gebühren 
für Gerichtsvollzieher, Zeugen, Sachverftändige gelten vielmehr 
lediglich die Vorſchriften des gemeinen Neichgrechtes;?7* für 


269 Ebenda $.4?. 272 RabandIE 281. König 
270 Ebenda 8.6. Auch dieje | ©. 78—81. 
Frage war ein Hauptcontroverd- 273 ConſGebG. $. 8. 
punkt bei ben Borverhandlungen: | 27 ConſGG. $. 44, dazu V. v. 
Martens ©. 529. 10. Sept. 1879. 
1 Ebenda $. 7% 3. 
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Rechtsanwälte primär der Ortsgebrauch eventuell das gemeine 
Reichsrecht;?75 nur für die Functionen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barfeit gilt primär der Zarif v.1. Juli 1872, eventuell der 
dem Preuß. ©. v. 24. Det. 1865 beigegebene Tarif. 

2. Die Conjuln find principiell verpflichtet, die tarif- 
mäßigen Gebühren zu erheben; ?7° die Wahlconfuln erheben 
diefelben für fih, die Berufsconfuln für die Reichscafie, 
insbeſondere fallen alle von den Confularrichtern erhobenen 
Gebühren in die Reichscaſſe, ebenjo die Gerichtsvollzieher⸗ 
gebühren, wenn befoldete Conſulatsbeamte als Gericht3voll- 
zieher beftellt find, ebenjo die Geldſtrafen;““ den Confular- 
agenten können die Gebühren für die von ihnen vollgogenen 
Functionen belafien werden:?7* für die Aufnahme von bloßen 
Anträgen jollen Gebühren nicht erhoben werden; für Ber- 
handlungen welde nad) dem Willen der Parteien vor dem 
Abſchluß abgebrochen werden, ift die Hälfte des tarifmäßigen 
Saged zu erheben; für Aufnahme in mehreren Sprachen 
dad Doppelte.” ft für den Anſatz der Gebühren der 
Werth des Gegenftandes maßgebend, fo bildet das Capital 
mit den etwa rüdjtändigen Zinjen die Anfagfumme, falls 
eine Schägung in Geld nicht möglih, die Summe von 
1500 Mark. ?so Baarauslagen find gefondert zu erftatten, 
den Wahlconfuln auch ortsüblich zu verzinfen. 281 

3. Bei nachgewieſener Bedürftigfeit der Parteien müffen 
gewiſſe Gebührenfäge nad) Maßgabe des Geſetzes erlafien 
werden;?% in anderen Fällen Fünnen die Confuln unter 


275 ConſGG. $. 42. * ConſGebG. $.7. 
276 ConſGebG. 8. 1. 2 ConſGebG. $. 2, dazu 
7 KonIGG. $. 46 PaßG. 8.8. Die betr. Tarif- 


>78 Eonj®. 88. 8*, 101, 11°. | pofitionen find 2, 7, 8, 15, 20 
279 ConſGebG. 88. 4—6. bie 22, 27, 31, 34. 
0 ConſGebG. $. 3. 
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der gleichen Vorausſetzung die Gebühren erlaffen; die Wahl- 
confuln fünnen überdies jederzeit auf alle Gebühren ver- 
zichten, falls fie nicht Erftattung ihrer Dienftausgaben aus 
der Reichscaſſe beanfpruchen. 2% 

4. Beichwerden in Gebührenfachen entjcheidet das Aus- 
wärtige Amt. 2% 

5. Ueber die erhobenen Gebühren müſſen die Confuln 
genau Buch führen und die Berufsconfuln vierteljährlich, die 
Wahlconfuln jährlih dem Auswärtigen Amt Bericht er- 
ftatten. 285 


$. 40. 


Bas Seerecht in Sriedenszeiten.* 
I. Principielle Erörterung und Rechtsquellen. 


I. Die Freiheit des Meereß. 


Die offene See ift principiellvon jeder Staats— 
gemwalt frei. Das Princip von der Freiheit des Meeres 


23 ©. oben. 483. 

24 Conſ GebG. 8.9. 

5 A. D. 8. zu ConſG. 8. 8. 
König S. 80. 

* ine brauchbare Bearbei- 
tung des deutichen Seerechteß, 


neueren ftaatörechtlichen Werke, 
fo indbefondere dad Laband— 
Ihe, gar nit. Zu den ftraf- 
rechtlichen Vorſchriften der deut: 
ſchen Seegejege hat Meves in 
„Geſetzgebung des Deutichen 





ſoweit daſſelbe öffentlich recht: 
licher Natur iſt, fehlt; Die han⸗ 
delsrechtlichen Werke behandeln 
die öffentlich rechtliche Seite der 
Materie ſelbſtredend nur in un— 
tergeordneter Weiſe, ſoweit dies 
für ihren Zweck erforderlich, am 
ausführlichſten Lewis: das 
Deutſche Seerecht 2 Bde., die 


Reiches mit Erläuterungen“ her⸗ 
ausgegeben von E. Bezold Th. 
III Bd. J einen guten Commen⸗ 
tar geliefert. ie völkerrecht⸗ 
liche Literatur bietet auch hier 
wie im Conſularrecht nur 
geringe Ausbeute und vielfach 
Redensarten ſtatt Rechtsſätze. 
Bluntſchlis8. 304 — 353. 
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ift heute allgemein anerkannter internationaler Rechtsfag. ! 
Die Prätenfionen einzelner Staaten auf eine Herrſchaft über 
das offene Meer find heute überwunden und äußern fich 
höchſtens noch als factifche Webergriffe und Rüdfichtslofig- 
feiten gegenüber anderen Staaten; die Bertheilung des 
Atlantifchen Oceans durch Geſetz des Papſtes war der Aus- 
drud eines mittelalterlichen Nechtsprincipes, dem heute jeder 
Boden mangelt. Seit Hugo Grotius hat der Grundfag 
von der Yreiheit des Meeres fi zum feften Nechtsfage 
verdichtet. ? | Ä 
Demgemäß Fanır principiell fein Staat über einen anderen 
auf hoher See irgendwelche Acte der StaatShoheit ausüben? 
und jeder Staat ift beredtigt, von der hohen See 





Martens Precis du droit des 
gens 148 ff. Vattel 2.Ic, 


XXIII. Calvo I 248 ff. Die 


neuefte Schrift über den Gegen— 
fand ift Perels: das inter- 
nationale öffentliche Seerecht 
der Gegenwart Berlin 1882 — 
ein troß zu erhebender princi- 
pieller und einzelner Bedenken 
verdienſtvolles Buch. Ueber die 
Yunctionen der deutjchen Con: 
juln in Bezug auf dad Seerecht 
|. König 88. 61, 68— 77. Da- 
egen enthält die franzöfiiche 
iteratur mehrere hervorragende 
Bearbeitungen des Staatsſee— 
rechtes. 

ı Bluntidli 8. 304. Pe— 
rel 8.4. Heffter-Geffden 
8. 73. 


? Hugo Grotius: mare 
liberum (1609) (Gegenjchrift 
John Selden: mare clau- 





sum1635)vanBynkershoek 
de dominio maris. 1702. Auf 
dieſe Freiheit kann auch Fein 
Staat zu Gunſten eines anderen 


verzichten, ein ſolcher Vertrag 


hätte einen unmöglichen Inhalt. 
Unrichtig demnach Perels 20. 
Heffter-Geffckens.74. Wohl 
aber kann ein Staat feinen An- 
ehörigen auch bezüglich der 
usnugung Des offenen Meered 
Borichriften ertheilen und die— 
jelben durch GStraffanctionen 
ihügen. Ein interefjantes Bei- 
Ipiel hiefür bietet dad NG. v. 
4. Dec. 1876 (RGB. 233) über 
das Verbot ded Robbenfanges 
in den Nordpolargewäflern vor 
dem 3. April jeded Jahres. 

3 Es giebt auch feine „vor« 
übergehende Gebietöhoheit“ auf 
offener See, wie Perels $.6 
richtig ausführt. 
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durh Schifffahrt, Fifherei und jeden anderen 
factifh möglihen Gebraud fo viel Nutzen zu ziehen, 
als er vermag. 

Insbeſondre ift fein Staat im Frieden berechtigt — 
anders in Kriegszeiten —, die Schiffe eine8 anderen 
Staates auf hoher See einer Durdfudhung zu 
unterwerfen.* Bon diefem Sage gilt nur eine einzige, be- 
ftimmt begrenzte Ausnahme. Durch StaatSvertrag v. 20. Dec. 
1841, in welchen an Stelle Preußens unterm 29. März 1879 
das Deutjche Reich eintrat, (Br. GS. 1844 371, RGB. 1880 
100, beide Berträge auch abgedrudt bei Perel3 331 ff.) hat 
letzteres fih mit England, Rußland und Oefterreich-Ungarn 
auf ein Berbot und die Unterdrüdung des afrikanischen Sklaven⸗ 
handeld geeinigt.° Zu diefem Zwecke gewährt der Vertrag 
jedem der Contrahenten die Befugniß, in denjenigen Meered- 
theilen, welche hauptſächlich zu und von Stapelplägen jenes 
Handel3 führen, Polizeifchiffe aufzuftellen mit dem Rechte, 
die des Sklavenhandels „nad begründeten Anzeigen“ ver- 
dächtigen Handelsfchiffe der anderen vertragsfchliegenden Theile 
daraufhin zu durchſuchen, feftzuhalten und der gerichtlichen 
Beitrafung zuzuführen; die Führer jener Schiffe ſollen zu 
diefem Zweck Vollmacht von den fämmtlichen Contrahenten 
erhalten. Der Durchſuchungsbezirk („im Norden bis zum 
32° n. Br., im Welten an der Oftküfte von Amerika vom 
32° n. Br. bi8 zum 45° ſ. Br.; im Süden vom 45° ſ. Br. 


* Kent152—157. Heffter- | amerif. Union bat ngland 
Geffcken 8.80. Bluntichli | Specialverträge gleichen Inhalts 
88. 341, 344. Calvo IV, 88. | (29. Mai 1845, 7. April 1863) 
1109, 2763. Gareis: das | abgefchlofien. Die Angaben bei 
Bölferreht u. d. Menjchenhan- | Bluntjhlis.361 find ungenau 
del. Berlin 1879. und ungenügend, richtig Dagegen 

5 Mit Frankreich u. der nord» | diejenigen in 8. 352. 
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an der Oftküfte Amerikas bis zum 80° 5. 2, vom Meridian 
von Greenwich gerechnet; im Often von 80° 5. %. da mo 
er vom 45° ſ. Br. gefchnitten wird bis zur oftindifchen Küfte), 
die Borausfegungen der Durchſuchung, die Art und Weife 
derjelben, die eventuelle Entjchädigung find im Vertrage 
genau normirt. Don dem Recht, ſolche Kreuzer aufzuftellen, 
bat nur England Gebrauch gemacht. Aus anderen Gründen 
befteht nach deutſchem Necht ein Durchſuchungsrecht nicht, 
insbeſondre fehlen pofitive Süße, welche wegen Verdachtes 
der Seeräuberei ein ſolches conftituiren würden, wie dies die 
fänmtlichen völferrechtlichen Schriftfteller behaupten. ® 


II. Küftenmeer, Meerengen, Meerbujen. 
Das Brincip von der Freiheit des Meeres 
erftredt fih nit auf das jog. Küftenmeer,? das 
Küftenmeer wird vielmehr zum Staat3gebiet ge— 


rehnet und unterliegt 


6 Kenta.a. O. unterjcheidet | 


in Ddiefer Beziehung right of 
visit, welches er zugeitebt „when 
the piratical character of a 
vessel is suspected“, vom 
right of search welched „does 
not rightfully exist in time 
of peace.“ Bluntſchli 8. 344. 
Perels 67 ff. 

" ut die älteren Schrift- 
jteler jo Vattel 105: „en un 
mot il y a tous les mömes 
droits qui lui appartiennent 
sur la terre et en general 
tous ceux que la loi de l’etat 
lui donne.* Ebenſo Klüber 
8.130. Unpräcis Bluntſchli 
ss. 309, 310, 322. Calvol 


demgemäß allen Maß- 


8.230, II 8. 1109. Sehr unklar 
auch Perels 21, 88. Die Auf— 
faffung des englifchen Lordkanz— 
lerd im Franconiafall, daß die 
Durchfahrt fremder Schiffe durch 
das Küftenmeer auf einer Con- 
ceſſion des Territorialſtaates be- 
rube, iſt vollfommen richtig. Die 
Unterjcheidung bei Calvo 1309 
zwiſchen ſolchen Gewäflern, 
welche geſperrt werden können 
und ſolchen „qui doivent rester 
absolument libres* ift ganz 
ohne Grund. Perels 41 be- 
hauptet: im Küftenmeer babe 
der Zerritorialitaat nicht „Die 
Souveränetät”, fondern nur die 
„Ausübung gewiſſer ſeepolizei⸗ 
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nahmen der Staat3gewalt wie legtere3, fann fomit 
aub dem Zugang Seitens Dritter vollflommen 
gefperrt werden. Darüber daß das Küftenmeer der 
Staatsgewalt principiell unterworfen ſei, herrſcht in Theorie 
und Praxis Einverſtändniß. Der Begriff „Küſtenmeer“ aber 
iſt bis zur Stunde höchſt ſchwankend. Eine Vereinbarung 
unter den jeefahrenden Staaten über den Begriff Küftenmeer 
hat bis jest nicht gewonnen werden fünnen; die deutjche 
Geſetzgebung enthält pofitive Vorfchriften darüber auch nicht.® 
Die ältere Theorie? hatte als Küſtenmeer denjenigen Theil 
der See betrachtet, welcher vom Lande aus mit Waffengewalt 
beherricht werden Tann; fpäterhin hatte man dieſen Theil 
auf 3 Seemeilen vom Lande aus feft zu beftimmen ver- 
ſucht; doch ift ein internationaler Nechtsfag in diefer Be— 
ziehung nicht gewonnen. Deutfcherfeit3 wird jedod 
die See auf 3 Seemeilen vom Rande aus beim 


licher Befugnifie”, die dann | meer durchfahrenden fremden 
42—47 ihablonenhaft aufgezählt | Schiffe geborenes Kind nicht 
werden. Aehnlich Calvo und | „Unterthan” des Küftenftaates 


Martens. Dies ift unhaltbar: | werde. 


der Territorialftaat bat 
über das Küftennteer die 
Spouveränetät. Das fpridht 
auch die (unter Nr. 10) alleg. 
englifch-deutjche Convention Klar 
aud: „must be considered as 
under the territorial sove- 
reignty.“ Geffcken zu Heff- 
ter 8. 75 geht von den richtigen 
PBrincipien aus, erklärt aber doch 
die „Hoheit des Küſtenſtaates 
nicht als „abſolut“, wie die— 
jenige über das Landgebiet und 
führt als Beiſpiel hiefür an, 
Daß ein auf einem dad Küften- 


Died ift jedoch bei 
Kindern von Angehörigen eines 
fremden Staates, welche auf 
dem Land geboren werden, eben- 
fo wenig der Yall. 

s Nur dad V36G. beftimmt 
in 8. 16? in Abweichung von 
den allgemeinen Grundjägen 
Ipeciel für das Zollrecht: „Mo 
das Zollgebiet durch dad Meer 
begrenzt wird, bildet Die jedes— 
malige den Wafferſpiegel be⸗ 
grenzende Linie des Landes die 
Zolllinie.“ 

9 Bol. Perels 2. 
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niedrigften Wafjerftand der Ebbe gerechnet als 
Küftenmeer betrachtet.'o 


Im Küftenmeer werden Fifcherei und Schifffahrt 
(cabotage) regelmäßig den eigenen Staat3ange- 
börigen vorbehalten. Doc läßt ſich kaum ein Rechts— 
ſatz dieſes Snhaltes, der auf dem Wege internationaler Ge- 
wohnbeit entjtanden wäre, behaupten. Bezüglich der Filcherei 
eriftiren für daS deutfche Reich nur unpublicirte Special- 
conventionen,!! welche die Rechte der deutfchen Staats⸗ 
angehörigen gegenüber fremden Fijchern abgrenzen. Fremde 
Fiſcher welche unberechtigt in deutfchen Meeren fifchen, find 
mit Geldftrafe bis zu 600 Marf oder Gefängniß biß zu 





10 Died geht Har hervor aus | ald „Die Linie Der Küfte bis zu 


einem Staatövertrag mit 
England über Regelung 
der Fiſcherei in der Nord— 
fee, weldyen Perels 38% mit- 
theilt. Hier wird das Küftenmeer 
beftimmt: „to a distance 
of3 sea miles from the 
extremest limit which 
theebbleaves dry ofthe 
German North Sea Coast 
ofthe Germanislandsor 
flats before it.“ Dies 
ftimmt in beiden Punkten genau 
überein mit der englijchen terri- 
torial waters jurisdietion act 
v. 1878; in Bezug auf Zollfachen 
wie Sanitätspolizei dehnen Die 
Engländer wie Nordamerikaner 
jedoh ihre Anſprüche weiter 
aus. Kent 129ff. Geffcken 
zu Heffter $. 75*. A. A. Pe- 
relö 23, der die Landgrenze 
nad) dem „fluctus maximus“ 


welcher noch Strandbatterien er- 
richtet werden können, die auch 
bei höchſtem Wafjerftand einer 
Gefährdung durch die Fluthwelle 
nicht audgejegt find” beſtimmt 
und die Seegrenze nach der äl- 
teren Theorie als die Linie, 
„bis zu welcher dad Meer vom 
Strand aus gejchüßt werden 
kann.” 

ı Perels 38°, 45 f. handelt 
von der Küftenfifcherei, leider 
ohne die nöthigen Materialien 
mitzutheilen, die ihm Doc) gewiß 
zugänglich waren. Nur die in 
voriger Note erwähnte deutich- 
englijhe Gonvention über bie 
Küftenfilcherei in der Nordfee, 
ein Document von hoher ſtaats⸗ 
rechtlicher Wichtigkeit, iſt mit- 
getheilt gemäß einer Publikation 
des engliichen Handeldamtes. 
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6 Monaten zu betrafen und die Geräthe jowie die gefangenen 
Fiſche zu conficiren, einerlei ob fie dem DVerurtheilten ges 
hören oder nicht. 1? 

Bezüglich der Küftenfrahtfahrt dagegen ift unterm 
22. Mat 1881 ein ReichSgefet ergangen (RGB. 97), welches 
v. 1. Januar 1882 dieſe Verhältniſſe einbeitlih für das 
ganze Reich normirte.? Darnach ift das Recht, Güter in 
einem deutſchen Seehafen zu laden und nach) einem andern 
deutfchen Seehafen zu befördern, nur Schiffen deutfcher 
Nationalität vorbehalten. '* Durch Staatsvertrag oder faifer- 
liche, mit Zuftimmung des Bundesrathes zu erlaffende Ber- 
ordnung, kann jedoch dies Necht auch fremden Schiffen ein- 
geräumt werden.° Don legterer Facultät wurde Gebraud) 
gemacht zu Gunften der Schiffe von Belgien, Brafilien, 
Dänemarf, England, Stalien, Schweden-Normegen. 1° Kraft 
Staat3vertrages ift das Recht der Küftenfrachtfahrt einge- 
räumt den Schiffen von Oefterreih-Ungarn, Rumänien, Tonga, 
Siam.!” Bon europätfchen Staaten find demnach ausge— 
ichlofjen von der deutſchen Küftenfrachtfahrt: Frankreich, 
Rußland, die Niederlande, Spanien, die Türkei, außerdem 
die nordamerifanijche Union. Führer ausländischer Schiffe, 
welche gegen die obigen Vorſchriften fich vergehen, fallen in 
Geldftrafe bi8 zu 3000 Mark, ferner fünnen Schiff und 
Güter confiscirt werden, einerlei ob fie dem Berurtheilten 
zu Eigenthun gehören oder nicht und ſelbſt dann, wenn 


12 Bal. SGB. 8. 296. 15 Ebenda 88. 2,4. 

13 Meber analoge Gejete in! 16 KB. v. 29. Dec. 1881 
fremden Staaten ſ. Perels ROB. 275). " 
42? ep ya Motiven zum 1V. d. RK. v. 29. Dec. 1881 
Reichs eſe (RGB. 276). 

EN v. 22. Mai 1881 8.1. 
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eine Verurtheilung aus factifchen Gründen gar nicht erfolgen 
fonnte.'® 


Die Grundfäge vom Küftenmeer erfahren eine Erweiterung 
bezüglich der größeren Meerbufen.!? Auch bier handelt 
es fih um eine alte Controverje des Völkerrechtes. England 
und die nordamerifanifche Union dehnen in diefer Beziehung 
ihre Anfprüche erorbitant weit aus. Eine internationale 
Einigung über die Streitfrage ift bis jegt nicht erzielt, 
doch gewinnt dag Princip eine weitere Verbreitung, daß alle 
Meerbufen den Grundſätzen vom Rüftenmeer d. i. 
der Souveränetät des Territorialftaates unter- 
worfen find, welche eine Deffnung biß zu 10 See- 
meilen haben, für größere dagegen nur die allgemeinen 
Nechtsfäge über dag Küftenmeer gelten. Dies ift auch deutjche 
Rechtsanſchauung. ?o 


Ueber die ſog. Meerengen und geſchloſſenen Meere 
laſſen ſich beſondere Rechtsſätze als geltend nicht aufſtellen. 
Geſchloſſene Meere ſind ſolche, deren Zugang von einer oder 
von beiden Seiten durch Straßen vermittelt wird, welche 
vom Lande aus beherrſcht werden können; demgemäß wird 
bei ſolchen Meeren die Möglichkeit einer gänzlichen Sperre 
Seitens des bezw. der die Straße beherrſchenden Staaten 
immer vorliegen; der Satz aber, daß geſchloſſene Meere in 
ihrem ganzen Umfange der Souveränetät des bezw. der 


is G. v. 22. Mai 1881 8.3. | vations of the coast 
19 Vereld28,37,40. Kent | which are 10 sea miles 
128 Phillimore I$.189 | or less breadth recko- 
2 Perels 38. Die oben er- |ned from the extremest 
wähnte englifch-deutiche Filche- ' points of the land and 
reiconvention jagt hierüber: | the flats.“ 
„those bays and incur- 
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Küftenftaaten unterworfen jeien, darf als Rechtsſatz Kaum 
behauptet werden. ?! 


IM. Die Schiffe. 

I. Aus den oben Ddargelegten Rechtsſätzen ergibt fid: 
Schiffe auf hoher See bleiben ihrer Staatsgewalt 
unterworfen und bilden gleihfam einen ſchwim— 
menden Beftandtheil ihres Staate3.?”? Demgemäß be: 
ſtimmen fich die RechtSverhältnifje folcher Schiffe ausfchlieglich 
nach den Gejegen ihres Staates. 

II. Sobald jedod Schiffe in einem Meerestheile 
fich befinden, fei e8 dauernd ſei es auh nur zur 
Durdhfahrt,? welder einer Staatdgewalt unter: 
worfen ift, fommen fraft des Territorialitätg> 
principe3 auf fie diejenigen Rechtsſätze zur An- 


2! Bol. Perels 30 ff., dann die a. 11, 13, 14 find aufgehr- 
wieder 174ff. UnflarBluntjchli ben durch das Londoner Pro- 
88. 305, 306, 309. Heffter- | tofoll v. 13. März 1871 (BGB. 
Geffcken ss. 76, 76a. Wenn ! 104), endlidy Berliner Bertr. v. 
Perels und Calvo ven | 18. Juli 1878 (RGB. 307) a.63. 
Satz aufſtellen, daß unterjchie- | Eine Zuſammenſtellung aller 
den werden müſſe zwiſchen | bezüglich der Meerengen und ge- 
Meerengen, welche abjolut frei idlofenen Meere geltenden Eon» 
bleiben müjjen und joldyen, | ventivnen wohl auch eine inter: 
welche der Territorialhoheit un: | nationale Reviſion derfelben wäre 
terworfen find, jo läßt fich Died | Dringend wünjchendwerth. 
als allgemeiner internationaler | ?° Calvoil$.1109. Blunt» 
Rechtsſatz gewiß nicht behaupten. | ſchli SS. 317, 339. Heffter- 

Es bejtehen jedoch allerdings | Gefffen $.78. Weber Die Be- 
bezüglid, einzelner hieher gehd- | ftandtheile des „Schiffes |. 
riger Meere und Meerengen | Lewis I 22 zu HGB. a. 448. 
Specialeonventionen, jo bejon- | Perels 8. 12. 
ders bezüglich der orientalijchen 23 Bluntſchli 8. 322 will 
Gewäſſer: Londoner Sonvention | hier eine Modification der all- 
v. 13. Zuli 1841, PBarijer Friede | gemeinen Grundjäge ftatuiren. 
v. 30. März 1856 a. 10— 14; | 
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wendung, welche in dem betreffenden Staate gelten; 
die Geltung des eigenen Rechtes hört dann prin— 
cipiell auf und eine Anwendung dejjelben, fann 
nur ftattfinden, ſoweit eine Conceſſion des Terri- 
torialftaates vorliegt. * Es find in diefem Falle die 
Berhältnifie der Schiffe genau von den nämlichen Recht3- 
Srundfägen beherricht, wie die der Gejandten und Conſuln 
(f. die beiden vorhergehenden 88). Solche Conceſſionen 
des Territorialftaates beruhen nun entweder auf fpeciellen 
Bereinbarungen von Staat zu Staat oder auf internationalem 
Gewohnheitsrecht; eine umfaffendere internationale Einigung 
auf dem Wege eines die fämmtlichen Seemächte umfafjenden 
Staatövertrages ift bis jeßt nicht erreicht, dürfte fich aber 
al3 ein wünſchenswerthes und wohl auch erreichbares Ziel für 
die Entwidelung des Seehandelsverkehrs der Zufunft erweiſen. 

Ill. Als Gewohnheitsrecht darf der Sat behauptet werden: 
Kriegsſchiffe ſowie ſolche Schiffe, welche augfchlieglich zur Be⸗ 
förderung von Souveränen oder diplomatifchen Perſonen Ddie- 
nen, bleiben auch in Staatsgewäſſern nur ihrer eigenen Staat3- 


23 Berel374ff.,j.bierauchein 
in dieſem ſpeciellen Punkte durd) 
juriſtiſche Präciſion ausgezeich— 
netes Urtheil des franzoͤſiſchen 
Staatsrathes v. 20. Nov. 1806 
über die Frage („que le vais- 
seau neutre admis dans 
un port de 1l’Etat est 
de plein droit sous- 
mis aux lois de police 
qui regissent le lieu oü 
il est recu mömeä bord). 
Calvo II 88. 1109, 1110. 
Bluntihli 8.319 ff. Whea- 
ton 1168 ff. Vgl. auch HGB. 


a. 482, der bier für die Zoll-, 
Polizei: und Gteuergejege be- 
tonte Satz gilt allgemein. 
Bluntihli und Calvo be 
ftreiten die unbeſchränkte Sou- 
veränetät des Territorialitaates 
über fremde Handelöfchiffe im 
Küftenmeer. Die deutſchen 
Staatöverträge enthalten zahl⸗ 
reiche hieher gehörige Vorſchrif⸗ 
ten. (Bereld 77 f.). Die z0ll- 
amtliche Behandlung der Schiffe 
ift deuticherfeitd geordnet durch 
BZ. 88. 74 - 90. 
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gewalt unterworfen gemäß den oben entwidelten Necht8- 
grundjägen iiber Exrterritorialität, vorausgefett jedoch daß 
folden Schiffen ausdrücklich die Erlaubniß des Territorial- 
ftaates zum Einlaufen in feine Gewäſſer ertheilt murde;?° der 
Territorialftaat unterwirft ſolche Schiffe feiner Gerichtsbar⸗ 
feit nicht, fondern begnügt fich, diefelben erforderlichen Falles 
aus jeinen Gewäſſern zu vermeifen. 

IV. Ein meiter reichende8 Recht eriftirt nicht; insbe— 
fondre Tann e8 nicht al3 unbeftritten anerfannter Rechts— 
fat behauptet werden, daß Delicte, an Bord eines 
fremden Kauffahrers begangen, weldhe die Ruhe 
und Ordnung des Territorialfiaates nicht ftören, 
der Aburtheilung desjenigen Staates zu über- 
laſſen ſeien, welchem das Schiff angehört. “Die 
Praris ſcheint allerdings diefen Sag vielfach anerfannt zu 
haben: die Entfcheidung der Frage ift, falls nicht Staats— 
verträge hierüber generelle Vorſchriften geben, im einzelnen 
Falle jedoch völlig der ſouveränen Entſcheidung des Zerris 
torialſtaates überlaffen und die Behauptung einzelner Schrift- 
fteller, daß an Bord eines Schiffes in jeden Falle nur 
defien eigenes Recht zu gelten habe, unbedingt falſch.“ Die 
engliſche und nordamerifanijche Prariß geht fogar ſoweit, 


> Bluntihlis. 321. Heff- |, eine ſolche Handlung keinenfalls 
ter-Geffden $. 79, V. generel jubjumirt werden. 
3% Bol. hierüber Calvo II, Perels 78f. citirt die deut— 
88. 1112, 1129; Bluntjchli | jchen Gtaatöverträge, welche 
8. 320; Perels 75, welde | Borjchriften über die Materie 
jämmtli den Sat bejahen auf | enthalten. 
Grund der oben bereits citirten 27 Dies erkennt auch der Nachtr. 
Reſolution des franzöſ. Staats- z. A. D. J. für die deutſchen 
rathes v. 1806; unter die „dis- Sonfuin v. 22. Febr. 1873 zu 
cipline interieure“ Tann jedodh | 8. 33 außdrüdlich an. 
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für den Fall, daß die Gericht3barfeit über ein in Staatöge- 
wäflern der genannten Staaten an Bord eined fremden 
Schiffes begangenes Delict in Anſpruch genommen wird, 
dad Recht der Nacheile und Ergreifung des Schiffes 
bezw. Verbrecher in die offene See hinaus zu fordern;?® 
jelbftverftändlih muß demgemäß englifchen und nordameri- 
kaniſchen Schiffen gegenüber Seiten? des deutjchen Reiches 
derjelbe Anjpruch geltend gemacht werden. 

V. Allerdings aber verzichten nach internationalem Her⸗ 
fommen die Staaten gegenüber fremden Handelsjchiffen in 
weiten Umfange auf ihr Territorialrecht und demgemäß enthält 
auch die deutſche See-Gefeßgebung eine ganze Anzahl von 
Borfohpriften, welche die Anwendung deutfchen Nechte auf 
deutihen Schiffen in fremden Staats: bezw. Meeresgebiete 
betreffen.” Immer ift die Anwendung jener Borjchriften 
jedoch von der Conceſſion des Territorialftaates bedingt, in 
defjen Souveränetät das Recht begründet ift, in derartigen 
Fällen jeder Zeit fein Recht zur Anmendung zu bringen. 
Um jedod den fremden Staate eine Garantie dafür zu 
bieten, daß die etwa von ihm gewährten Conceffionen nicht 
mißbraucht werden, find die deutſchen Schiffe principiell 
der Bolizeigewaltder Conſuln unterjtellt worden. 
Dieje PVolizeigemalt bezieht fich ebenfowohl auf den Schiffer 
als die Schiffsmannfchaft und umfaßt alle diejenigen Func⸗ 
tionen, welche die allgemeine oder die fpecielle Gejeggebung 
den Polizeibehörden zuweiſt. Der Schiffer kann zur Auf: 
rechthaltung der Ordnung und Disciplin, fowie zur etwaigen 


23 Bereld66. Bluntſchli | 30 ConſG. 8. 33 dazu König 
8.342. CalvolIlI 8.1126. | 8. 76. 

> Vgl. z.B. Seem. O. 88.102, 
108. | 
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Berfolgung von ftrafrechtlih zu behandelnden Vorgängen, 
der Schiffemann ebenfo zur Wahrung feiner Rechte dem 
Schiffer gegenüber die Bolizeigewalt des Confuls in Anfpruch 
nehmen. Der Conful ift dem Zerritorialftaate gegenüber 
verantwortlich dafür, daß das Schiff die Ordnung deſſelben 
nicht ftöre; eventuell Fann der Conful zur Ausübung feiner 
Polizeigewalt auch die Hilfe eines deutfchen Kriegsfchiffes®t 
fowie auch der Xocalbehörden requiriren. Ueber Teßteren 
Punkt enthalten die Staatöverträge zahlreiche Vorſchriften. 
Insbeſondre haben die Conſuln dag Necht und die Pflicht, 
auf Antrag des Schiffer zur Wiederergreifung defertirter 
Mannfchaften eventuell unter Requifition der Ortsbehörden 
behilflich zu jein;3? ferner können fie fogar im Notbfalle, 
nämlich wenn e3 die Sicherheit von Schiff und Mannjchaft 
erfordert, einen Schiffer, welcher erfranft oder aus anderem 
Grunde zur Führung des Schiffes untauglich geworden ift, 
auf Antrag der Betheiligten abjegen und an deſſen Stelle 
einen neuen einfegen. Doc ift wo möglich der Rheder von der 
Sache zu benachrichtigen und deſſen Entjcheidung einzuholen. 33 
Bon einzelnen außerdem noch in den Rahmen der Bolizei- 
gewalt fallenden Yunctionen der Conſuln wird weiterhin die 
Rede fein. — 

VI Schiffer und Conful find als Inhaber der Polizei- 
gewalt in&befondere auch verpflichtet, als Drgane der in- 
ländifchen Strafrechtspflege zu fungiren. % 


2 ConſG. 8. 29. König 311. | folgenden Erörterungen über das 
3 ConſG. $. 34, dazu zahl- Dienftverbältniß,. 
reiche Beftimmungen in Staatd- ConſG. 35. König 8. 71. 
verträgen. König $. 70. Was Laband II 266. 
unter „Dejertion” zu verftehen 34 Perels 81 fe Meves 
ſei, ergiebt fih au8 den unten | 504—510. 


Zorn, Staatsrecht IL 35 
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Begeht nämlih ein Schiffsmann — auf den Schiffer, 
Paflagiere und mitgenommene hilfsbedürftige Seeleute be- 
ziehen fich die gejeglichen Beftimmungen nicht?®° — auf See 
oder im Ausland ein Vergehen oder Verbrechen, jo hat 
der Schiffer unter Zuziehung von Sciffsofficieren und 
anderen glaubhaften PBerjonen Alles aufzuzeichnen, was auf 
den Beweiß der That und auf deren Beltrafung Einfluß 
haben kann. Insbeſondere ift ın den Fällen der Tödtung 
oder ſchweren Körperverlegung die Befchaffenheit der Wun— 
den genau zu befchreiben, auch zu vermerken, wie lange der 
Berlette etwa noch gelebt hat, ob und welche Heilmittel an— 
gewendet wurden und welche Nahrung der Berlegte zu ſich 
genommen bat. 

Der Schiffer ift überdies ermächtigt, jederzeit die Effecten 
der Schiffgleute, welche der Betheiligung an einer ftrafbaren 
Handlung verdächtig find, zu durchfuchen. 

Der Schiffer ift ferner ermächtigt, denjenigen Schiffs⸗ 
mann, der fi) einer mit jchwerer Strafe bedrohten Hand- 
lung — al folde nennt 8. 57 3.3, morauf verwiefen 
wird: Diebftahl, Betrug, Untreue, Unterfchlagung, Hehlerei, 
Fälſchung, 3° ſowie alle nad) dem RStGB. mit Zuchthaus 
bedrohten Handlungen — ſchuldig macht, feitzunehmen. Er 
ift hiezu verpflichtet, wenn das Entweichen des Thäters zu 
beſorgen ftebt. 

Der Thäter ift unter Mittheilung der aufgenommenen 
Verhandlungen an dasjenige Seemannsamt, bei welchem es 
zuerft gefchehen Tann, abzuliefern. Wenn in Auslande das 
Seemannsamt aus bejonderen Gründen?” die Webernahme 


35 &. über dieje auffällige Sn Au jolhed niit, Me- 
Lücke Meves 505 f. 
36 Dieſes Delict kennt das E S hierüber Meves 508. 


—— — — — — 


Das Seerecht in Friedenszeiten. 8.40, 547 


ablehnt, fo hat der Schiffer die Ablieferung bei demjenigen 
Seemanndamt zu bewirken, bei welchem es andermeit zuerſt 
geſchehen kann. 

In dringenden Fällen iſt der Schiffer, wenn im Aus- 
lande ein Seemanngamt nicht rechtzeitig angegangen werden 
fann, ermächtigt, den Thäter der fremden Behörde behufs 
deffen Uebermittelung an die zuftändige Behörde des 
Heimathshafens zu übergeben. Hiervon hat er bei dem 
jenigen Seemanndamt, bei welchem es zuerſt gejchehen Fann, 
Anzeige zu machen. 38 

Die vorftehenden Beitimmungen fünnen joweit „Ausland“ 
in Frage fteht, keineswegs abjolute Geltung beanjpruchen, 
jondern nad) den oben ausgeführten allgemeinen Grundfägen 
nur zur Anwendung kommen, joweit nicht der betreffende 
ausmärtige Staat felbjt die Gerichtsbarkeit und demgemäß 
auch die Unterfuchung für fih in Anfpruch nimmt, wozu er 
unbedingt beredhtigt ift: in diefem Sale hat daS deutjche 
Recht dem Territorialrecht zu meichen. ?° 


IV. Die Rechtsquellen. 

Die enorme Entfaltung des Seehandelöverfehrs in 
neuerer Zeit und der Umftand, daß der Seehandel von 
Schiffen der verfchiedenften Nationen betrieben wird, hatte 
zur Folge, daß die Staaten fich für die Behandlung der 
Kauffahrer gegenjeitig Zugeftändniffe machten, jo daß all 
mählih auf dieſem Gebiete eine nicht unerhebliche Summe 
von gemeinfamen Rechtsſätzen fich feftitellte, deren 
formelle Rechtsfraft aber doch zum größten 


Theile auf der pojitiven Öejeßgebung der Einzel- 


33 Seem. D. $$. 102, 108. 39 Died betont aud) jehr rich: 
tig Meves 506 f. 


35* 
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ftaaten beruht. Das berühmte Vorbild für diefe Ge- 
feggebung war die englifche Merchant shipping act v. 1854, 
deren Grundfäge allmählich von allen feehandeltreibenden 
Nationen angenommen wurden. Vielleicht ift die Zeit nicht 
mehr ferne, daß diefe Grundjäge auch formell durch Staats- 
vertrag zu internationalem echt erhoben merden.* 

In der Theorie des Völferrechtes pflegt man eine Reihe 
allgemeiner Grundfäge für die Behandlung der Kauffahrer 
porzutragen, welche theilmeife pofitiven Rechten, fpeciell dem 
englifchen entnommen find, theilmeife feine anderweitige 
Bedeutung als die von frommen Wünfchen haben. Das 
pofitive deutfche Recht ift in der Theorie bis jest fo gut 
wie gar nicht berüdfichtigt worden, obmohl daflelbe feit 
Aufrichtung des Norddeutichen Bundes eine jehr reiche und 
ausgezeichnete Entwidelung gefunden hat. Die nachfolgende 
Darftellung bat die fuftematifche Gliederung des pofitiven 
deutfchen Rechtes zu geben, jedoch in Befchräntung auf die 
das öffentliche Recht betreffenden Geſetze; ausgeſchloſſen 
bleibt alfo insbeſondere derjenige Theil des Seerechtes, 
welcher zum Handelsrecht gehört. Freilich fließen auch 
bier wie überhaupt die Grenzen von Privat und öffent- 
lihem Recht derart in einander über, daß eine völlig präcife 
Scheidung nicht durchführbar erfcheint. 4 


0 Bol. hieher Perels SS. 2, | dad deutiche Seerecht betreffen- 
3, deifen ganze Grörterung je- | den Gejeße wurde vor Kurzem 
doch auf unhaltbarer Grundlage | veranftaltet von Stegemann: 
beruht. | Die Seegeſetze des Deutjchen 

4 Bol. Calvo II 8. 836. Reiches. Berlin 1882. ben 

2 Dazu gehören aud) Eonj®. jetzt ferner vollftändig und in 
88.36, 37 in Bezug auf ihren guter ſyſtematiſcher Ordnung: 
Hauptinhalt. nitſchky. Seegeſetzgebung. 

* Eine nicht vollſtändige und Berlin 1883. 
nicht geordnete Sammlung der 
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Das deutſche Seerecht befteht aus folgenden Special- 
gefegen: 

Gemäß RB. a. 4 3.7 ift die Organifation des 
deutſchen Handels und der deutfhen Schifffahrt 
im Ausland Aufgabe des Reiches, desgleihen nad) 
RB. a. 4 3.9 die Ordnung der Geelhifffahrtszeichen 
(Leuchtfeuer, Tonnen, Balken und fonftige Tagesmarken), * 
Dengemäß beſtimmt die Specialvorfchrift in RP. a. 54, daß 
die Kauffahrteifhiffe aller Bundesftaaten eine 
einbeitlide Handeldmarine: bilden; das Reich hat 
1. die rehtlihen Borausfegungen der Nationalität 
und der darüber außzuftellenden öffentlichen Ur- 
funden, der Schiffscertificate, 2%. das Bers 
mejjungswefen, 3. die Bedingungen, von welden 
die Erlaubniß zur Führung eines Geefdiffes ab- 
hängig ift, zu regeln. 

Demgemäß ergingen folgende Specialgefege: 

I. die StaatSangehörigkeit betreffend: das G. v. 25. Oct. 
1867 (BGB. 35) über die Nationalität der Kauf- 
fahrteifchiffe und dazu das ©. v. 28. Juni 1873 (RGB. 
184) über die Regiftrirung der Kauffahrteifdiffe. 
Zu diefen Gefegen gehören die V. v. 25. Oct. 1867 (BGB, 
39) über die Bundesflagge, ferner v. 13. Nov. 1873 (RGB. 
367) über die Regiftrirung und Bezeichnung der Kauf- 
fahrteiſchiffe; 

II. die perſönlichen Rechtsverhältniſſe der Seefahrer be» 
treffend: die Seemannsordnung v. 27. Dec. 1872 
(RGB. 409); ferner gehören hieher das ©. v. 27. Dec. 


4 Diefe Beftimmung wurde | G. v. 3. März 1873 (RGB. 47). 
der Verfafſung eingefügt durch 
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1872 (RGB. 432) tiber die Verpflichtung deutjcher Schiffe 
zur Mitnahme Hilfsbedürftiger Seeleute; ferner über Die 
Befähigung von Sciffern und Steuerleuten Gem. D. $. 31, 
G. v. 11. Juni 1878 (RGB. 109) über die Mafchiniften, 
die Prüfungsordnungen v. 25. Sept. 1869, 30. Mat 1870 
und 30. Juni 1879 (BGB. 1869 660, 1870 314, ED. 
1879 427). 


1. Dem Schuge der Schifffahrt dienen die Stran- 
dungsordnung vd. 17. Mai 1874 (RGB. 73), das ©. v. 
9. Jan. 1875 über die Seewarte (RGB. 11), dazu B. v. 
26. Dec. 1875 (RGEB. 385), das G. v. 27. Juli 1877 
(RGB. 549) nebft V. v. 3. Mai 1878 ((Bl. 276) über die 
Unterfuhung von Seeunfällen; ferner gehören hieher 
die V. v. 14. Aug. 1876 (RGB. 187) über die Noth- und 
Tootjen-Signalordnung, v. 15. Aug. 1876 (RGB. 189) über 
das Berhalten der Schiffer bei Zufammenftoß auf See, 
ferner eine V. v. 7. Jan. 1880 (RGB. 1) über Verhütung 
pon Zufammenftößen und dazu ergänzend V. v. 16. Febr. 1881 
(RGB. 28). 


IV. Ferner enthalten wichtige ſeerechtliche Vorfchriften 
das ©. v. 8. Novbr. 1867 über die Organifation der 
Confulate; in Ergänzung diefer VBorfchriften erging unterm 
25. März 1880 (RGB. 181) das ©. über die Schiffs-— 
meldungen bei den Confulaten, dazu V. v. 28. Juli 
1880 (RGB. 183); ferner das ©. v. 6. Febr. 1875 (RGB. 
23) über Beurkunding des Perfonenftandes und die Ehe- 
ſchließung. 

V. Eine ſelbſtſtändige hieher gehörige, die allgemeine Maß— 
und Gewichtsordnung (Geſetz) ergänzende Verordnung iſt 
die Schiffsvermeſſungsordnung v. 5. Juli 1872 (RGEB. 270), 
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dazı 2. v. 5. Yan. 1873 (EBL. 156), v. 15. Febr. 1874 
(CB, 223). 


VI. Endlich enthalten die Confular-, Handels- und Schiff: 
fahrtSverträge noch zahlreiche feerechtliche Vorfchriften. 


II. Die Recdhtsverhältniffe der Schiffe. 
I. Rationalität. (Staatdangehörigfeit.)*# 

I. Die formelle Vorausſetzung der deutfchen Staatdange- 
hörigkeit von Kauffahrteifchiffen ift Eintrag in ein deut- 
ſches Schiffsregifter. Alle zur deutſchen Handels— 
marine gehörigen Schiffe müfjen in einem Schiffs— 
regifter eingetragen fein und nur der Eintrag in 
das Schiffsregifter vermittelt formell juriftifch Die 
Zugebörigfeit zur deutſchen Handel8ömarine. 

In 22 Seehäfen des deutfchen Reiches werden folche 
Regiſter geführt;“ die Regifterbehörden find von den Einzel- 
ftaaten zu beftellen, da Verzeichniß aber vom Reichskanzler 
zu publiciren, maß im Gentralblatt gejchieht.** Die Regifter 
weifen jederzeit den Stand der deutjchen Handelsmarine 
evident nad. Dieſelben find öffentlih und können während 
der gewöhnlichen Dienftftunden von Jedermann eingejehen 
werden. 

Der Eintrag in ein Regifter Tann proviforijch erjett 
werden durch ein fogenanntes Ylaggenattef. Zur Er- 


5 Perels 88. 7, 9, 10.| * Nat®. S: 2 bagu 18. 
Bluntſchli 8. 324 (beide Dar- | 7 EB. 188 
jtellungen ungenügend) Gareid | * König 911, 397 Meves 
R. 8. 118. Lewis I 7 (nur | 426. Yewidl 7. 
handeldrechtlih) HGB. a. 432 | 7 Nat®. 8.4. 
bis 438 find durch die neuere 
Geſetzgebung befeitigt. 
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theilung von folchen find die deutfchen Conſuln berechtigt 
für den Fall, daß ein fremdes Schiff im Ausland in 
deutjches Eigenthum übergegangen iſt; jobald das Schiff 
ins Inland gekommen ift, muß die Regiftrirung erfolgen; 
bis dahin hat die Ertheilung des Flaggenatteftes die Rechts— 
wirkung der Regiftrirung, jedoch höchftens auf ein Jahr, es 
jei denn daß die Dauer der Reife „durch höhere Gewalt“ 
verlängert ſei. Bon der Ertheilung des Flaggenatteftes iſt 
dag Auswärtige Amt zu benachrichtigen. 5 


II. Regiftrirt werden müffen alle zum Erwerb! 
beftimmten Seeſchiffe, ausgenommen nur folche, deren 
Bruttoraumgehalt nicht mehr als 50 Kubikmeter beträgt.°? 
Erwerb im Sinne des Gefeßes ift 1. Handelsbetrieb, 2. große 
Fiſcherei, 3. Schleppen anderer zur Seefahrt beftimmter 
Schiffe, 5° immer unter der PVorausfegung, daß der Erwerb 
auf hoher See erfolgt. 


II. Der Eintrag erfolgt auf Grund einer von dem 
Sciffgeigenthümer zu erftattenden Anzeige durch die Regifter- 
behörde des Heimaths- d. i. desjenigen Hafens, von welchem 
aus die Seefahrt betrieben werden foll.55 

Berpflichtet zur Anzeige find: 

1. Der Rheder bezw. die jänmtlichen Mitrheder, 

2. bei Actiengejellichaften der Vorftand, 


 Nat®.$.16. ConſG. 8. 37. 
Perels 58. König 231 ff. | 427. König 235 f. 
In engliſchen Häfen ift eine be- 53 V. v. 13. Nov. 1873 8.2. 
fonderd jorgfältige Prüfung der | 5* Für 17 deutihe Seehäfen 
Seetüchtigteit vorzunehmen. | ift die uk der offenen See 
CBl. 1875, 520. enau fi urch die. v. 13. 

st Yeber den Be gen, „Er: | Rov. 1873 Kr 367) 8.1. 
werb” Meves4lTf. Önig215. 55 Nat 

52 RegG. 8. 1 in Aufhebung 


von NatG. 8. 17, dazu Meves 





> 
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3. bei anderen Handelsgeſellſchaften die perſönlich haftenden 
Mitglieder, 

4. bei Eigenthumswechſel unter Deutjchen der neue Er⸗ 
werber. 

Die Verpflichtung beginnt mit dem Moment der einge- 
tretenen Renntniß der betreffenden Thatfache bei dem Ver⸗ 
pflichteten. 5 

Der Anzeige ift beizufligen der Nachweis, daß das Schiff 
im ausſchließlichen Eigenthum von deutfhen Staats— 
angehörigen ſtehe,““ die Zulafjung von Fremden wurde 
nach langer Debatte im Reichstag ausdrüdlich abgelehnt; 
bei Actiengejellichaften, Commanditgejelfchaften auf Actien 
und eingetragenen Genoſſenſchaften ift nur der Nachweis 
erforderlich, daß die Geſellſchaft im Reichsgebiete ihr Domicil 
habe, fowie bei Commanditgeſellſchaften auf Actien, daß 
die perfönlich haftenden Gejellfchafter deutſche Staatsange- 


hörige jeten. 59 


Die Regifterbehörde hat die beigebrachten Nachweiſungen 
genau zu prüfen und darf den Eintrag nur vornehmen, 
wenn der Nachweis vollftändig erbracht ift.°° 


56 NatG. 8. 122. Meves 433f. 

57 NatG. 8. 21, vgl. Calvo 
II 8.839. Vgl. die ſehr inter- 
eflanten Verhandlungen hier: 
über im Reichstag. Stenogr. 
Ber. 1867, 361 ff. Meves 419. 
Der Erwerb der Staatdange- 
hörigkeit erfolgt aber nicht, wie 
diefer Schriftiteler annimmt, 
nad) Lan de srecht, jondern nach 
Reichsrecht: G. v. 1. Zuni 1870 
(BGB. 356.) S. ob. B. IS. 261. 
Dagegen iſt die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit der Officiere und 


eines Theiles der Mannſchaft 
nach deutſchem Recht nicht, wie 
dies nach den meiſten übrigen 
Rechten der Fall, Vorausſetzung 
für die deutſche Nationalität 
eines Schiffes. (England und 
Frankreich: Officiere und ?/. 
Italien u. Uron: Officieren.?/,, 
Rußland: Officiere u. Y/, Der 
Mannichaft). 

58 NatG. 8. 22. König 216. 
Perels 55. Lewis I6f. 

9 NatG. 8.7. 
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Für die Anzeige und die Beibringung der gejeglich er- 
forderten Nachmeifungen gewährt das Geſetz eine Frift von 
6 Wochen. 6 

IV. Der Eintrag bat die Angaben zu enthalten über 

1. Nanıen und Gattung des Schiffes, 

2. Größe und Ladungsfähigkeit deffelben, 6 

3. Beit und Ort der Erbauung bezw. der Thatumftände 
de3 Ueberganges in deutſches Eigenthum, wo möglich auch 
für legteren Sal Zeit und Ort der Erbauung, 

4. den Namen des Heimathshafeng, 

5. den Namen und die nähere Bezeichnung des Rheders, 
oder, wenn eine Ahederei befteht, den Namen und die nähere 
Bezeichnung aller Mitrheder und die Größe der Schiffspart 
eined Jeden; tft eine Handelsgeſellſchaft Rheder oder Mit- 
rheder, jo find die Firma und der Ort, an weldem die 
Geſellſchaft ihren Sit hat, und wenn die Gefellichaft nicht 
eine Actiengejellfchaft ift, die Namen und die nähere Bezeich- 
nung aller die Handelsgeſellſchaft bildenden Gefellfchafter _ 
einzutragen; bei der Kommanditgefellfchaft auf Actien genügt 
ftatt der Eintragung aller Gefellfchafter die Eintragung aller 
perfönlih haftenden Geſellſchafter, 

6. den Rechtsgrund, auf welchem die Ermerbung des 
Eigenthumsd des Schiffes oder der einzelnen Schiffsparten 
beruht, 

7. die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder, 

8. den Tag der Eintragung des Schiffes. ® 

Jede Aenderung ift fofort anzumelden und im Regifter 
nachzutragen, wodurch dieſelbe erſt rechtlich exiftent wird; 


so NatG. 8.121, vermeſſenen Schiffen ſ. V. v. 13. 
6! Die Umrechnungsſätze bei | Febr. 1874 (CBl. 228). 
Regiftrirung von im Ausland 2 NatG. 8.6. Perels 56f. 
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Aenderung des Namens bedarf überdies der Genehmigung des 
Reichsamts des Innern, die nur „aus befonder8 dringenden 
Gründen“ ertheilt werden fol; der Antrag ift an die Re— 
gifterbehörde zu richten und von diefer begutachtet dem Reich$- 
amt des “Innern vorzulegen. s* 

V. Ueber den erfolgten Eintrag ift Seitens der Regifter- 
bebörde ein Certificat außzuftellen, 5 welches enthält 

1. den Inhalt des Eintrages, 6 

2. die Angabe des dem Schiff bei feiner Regiſtrirung 
ertheilten Unterfcheidungsfignales, 6” (f. ©. 562 3. 2) 

3. den ausdrüdlichen Vermerk, daß alle zum Zweck des 
Eintrages gejeglich erforderten Nachweije erbracht feien, 

4. den ausdrüdlichen Vermerk, daß das Schiff zur Führung 
der deutjchen Flagge befugt jei. 

Das Certificat ift das einzige nad deutfchem 
Recht erforderlihe Legitimationspapier für Die 
Kauffahrteifchiffe;® Seepaß oder Kaufbrief fordert das 
deutfche Recht nicht. Deutſche Schiffe erbringen durd) 
da8 Gertificat den vollgültigen Nachweis ihrer 
Nationalität nicht allein für den deutfchen fondern 
für den geſammten internationalen Berfehr; die 
internationale Anerfennung der nach dem pofitiven Necht 


eines Staates erfolgten Legitimation ift allgemein anerkannter 


ır. — 


3 NatG. 8. 111. Perel s632. 
Lewis 19f. Meves 431f. 

64 RegG. 8. 2, dazu V. v. 13. 
Nov. 1873 8. 4. 

5 Nat G. 8.8. Das For— 
mular wurde feſtgeſtellt durch 

. d. BR. v. 21. Dec. 1872, vgl. 
pereis 571. 

66 Ueber die Angabe der La⸗ 
dungsfähigkeit in den Certifi— 


caten |. V. d. RK. v. 5. San. 1873 
(CBl. 156). 

67 V. d. BR. v. 29. Juni 1868, 
Konig 220. Lewis I9. 

atG. 8.9. König 231. 

Berels 61. Bluntſchli 8.326 
(ohne jede Berüdjichtigung des 
deutfchen Rechtes). Calvo II 
8.875. Lewis I 14. 
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Rechtsſatz. Das deutfche Reich hat überdies noch mit einer 
Reihe von Staaten diefe Anerkennung ausdrüdlich gegen- 
jeitig declarirt. 


VI. Der Eintrag bat folgende rechtliche Wirkungen: 

1. Die in die Sciffsregifter der deutfchen 
Handelsmarine eingetragenen Schiffe müffen nad) 
Empfang des Certificates biß zu erfolgter Löſchung 
die deutſche Flagge führen. Die deutſche Flagge 
ift da8 äußere Zeichen der deutfhen Staatsange- 
börigfeit und der durch diefelbe begründeten Pflicht 
des Gehorſams gegen die deutfhe Staatsgemwalt 
wie des Nechtes auf deutfhen Schug, wo immer 
dag Schiff fih befinden mag. Nur regiftrirte Schiffe 
welche das Gertificat empfangen haben, dürfen die deutfche 
Flagge führen, es jei denn daß das Schiff nicht der Pe- 
giftrirung bediürfte. 70 

Die deutſche Flage ift ſchwarz-weiß-roth;'! die 
Führung von Landesflaggen auf See tft verboten, die Flagge 
der Handeldmarine bildet ein längliches Nechted, bejtehend 
aus drei gleich) breiten horizontalen Streifen in den ange- 
gebenen Farben, jo daß der fehmarze Streifen oben ift; die 
Höhe beträgt zwei Drittel der Länge; die Flagge ift anzu⸗ 
bringen am Heck oder hinteren Maſt und zwar regelmäßig 
an der Gaffel, eventuell Topp oder Want; befondere Ab- 
zeichen und Wimpel ähnlich denen der Kriegsfchiffe”? find 
verboten, 73 


9 NatG. $.1 72 Bal. überbieje Berete 8.8. 


70 NatG. 8. io. Reg. G. FS. 1. 73 a . dv. 25. Oct. 1867 
V. v. 18. Nov. 1873 8.3. (BGB. 


U RV. a. 55. König 230f. 
Perels $.9. 
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2. Die regiftrirten Schiffe müffen ſtets das Gertificat 
als Legitimationspapier mit fich führen; 

3. fte müſſen deutjche Kriegsschiffe ſowie Feftungen und 
Küftenfort3 zuerft nach dem vorgejchriebenen Seeceremoniell 
begrüßen; 7 

4. fie müflen den Sciffsnamen in gut fichtbaren und 
feft angebrachten Schriftzeichen, hell auf dunklem Grunde, 
in lateinifcher Drudicrift von beftimmter Größe (5—10 cm 
nach der Schiffsgröße) auf jeder Seite de Bugs wie am 
Hed erkennbar machen, an letterer Stelle auch) den Namen 
des Heimathshafens. ?° 

VII. Die Löfhung des Schiffes im Regifter hat zu 
erfolgen 1. bei Untergang des Schiffes, 2. bei Wegfall einer 
derjenigen Vorausfegungen, von weldhen der Eintrag bedingt 
it. Bor der Löſchung hat die Rückgabe des Certificats zu 
erfolgen und es kann hiervon nur ausnahmsmeife bei glaub- 
hafter Bejcheinigung der Unmöglichkeit der Rückgabe abge- 
ſehen mwerden.”” Die Anzeige hat in der gleichen Frift wie 
die Anzeige zum Cintrag und durch die gleichen Perjonen 
zu gefchehen.”® 

VIH. Die Durchführung der obigen Borfäriften? ift 
im Inlande durch die Polizeibehörden, im Auslande insbe⸗ 
fondere durch die Conſuln fowie jederzeit durch die Comman- 
danten der Faiferlihen Marine zu tiberwacdhen; jpeciell die 
Confuln haben dafür zu forgen, daß die deutſchen Schiffe 
die Flagge führen und zwar genau nad) Maßgabe der be- 


74 NatG. 8.9 NatG. 8. 112. 
75 ®,v. 27. Dec. 1867 (niht | 73 NatG. 8. 121. 
public) 2. 1. Berel8 601,155. | 7° ConſG. 8. 30. König 236. 
.8.3, dazu B. v. Perels 50. V. v. 27. Dec. 1867 
13. — * 1875 8.5. Perels 62. | 3.2. 
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ftehenden Vorfchriften, ſowie andererfeit3 daß fein Schiff 
unberechtigt die deutjche Flagge führe. Es gelten hierüber 
folgende Borfchriften: 

1. Schiffe, welche zur Führung der deutſchen Flagge 
verpflichtet ſind aber dieſe Führung unterlaſſen, verlieren den 
deutſchen Schutz, eine Strafſanktion für dieſen Fall beſteht 
nicht. Flaggen oder Wimpel, welche den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften nicht entſprechen, können weggenommen werden. 0 

2. Schiffe welche unberechtigter Weiſe unter deutſcher 
Flagge fahren, ſind eventuell mit Hilfe der Ortspolizeibehörde 
zum Einziehen der deutſchen Flagge zu veranlaſſen; dieſelben 
können außerdem zu Gunſten des Reichsfiscus confiscirt 
werden und die Führer ſind in Geldſtrafe bis zu 1300 Mark 
oder Gefängnißſtrafe bis zu 6 Monaten zu nehmen. ®' 

3. Der Führer eines Schiffes, bei welchem zwar materiell 
alle Borausfegungen für den Eintrag in ein deutſches Negifter 
vorliegen, der Eintrag ſelbſt bezw. der Empfang des Certi⸗ 
ficate8 aber noch nicht erwirkt ift, fällt in Geldftrafe bis zu 
300 Marf oder verhältnigmäßige Gefängnißftrafe, welche jedoch 
dur den Nachweis perfönlicher Schuldlofigfeit abgewendet 
werden Tann. 8 

4. Zuwiderhandlungen gegen die gejeglichen Vorſchriften 
über An- und Abmeldung zum NRegifter ziehen für die Ver- 
pflichteten Geldſtrafe bis zu 300 Marf oder entjprechende 
Gefängnißftrafe nach fi, falls nicht der Nachweis geführt 
wird, daß der Berpflichtete ohne fein Verſchulden außer 
Stande war, die gefegliche Verpflichtung zu erfüllen, die 


so König 236. Perels 54!, | Vereld 601. Allgemeine Rede- 
60. Meves 418. wendungen bei Bluntſchli 
1 NatG. 8. 13. V. v. 27. | 8.329. Heffter-Gefflens.TE. 
Dec. 1867 3. 2. Meves 420. 2 NatG. 8. 14. Meve 8428 ff. 
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Strafe fteigt aufs Doppelte, wenn binnen 6 Wochen nad 
eingetretener Rechtskraft des erften Strafurtheild den gejeß- 
Iihen Borjchriften noch nicht genügt ift.83 

5. Zumwiderhandlungen gegen die gejeglichen Vorſchriften 
über Anbringung des Namen! am Schiff werden am Führer 
mit Geldftrafe bis 150 Mark oder entfprechender Haftitrafe 
geahndet. | 


I. Das Bermefjungswejen.® 

1. Da8 Vermeſſungsweſen der Schiffe bildet 
einen bejonderen Beftandtheil des allgemeinen 
Maß- und Gewichtsſyſtems; mehr no) als bei letzte⸗ 
rem find bei erfterem in unferer Zeit internationale Geficht3- 
punfte maßgebend geworden. Das Schiffspermefjungswejen 
wurde nicht in der allgemeinen Maß- und Gewichtsordnung, 
welche als Geſetz erging, geordnet, fondern durch eine fpe- 
cielle B. d. Bundesrathes v. 5. Juli 1872 (RGB. 270), in 
Kraft jeit 1. Januar 1873. Diefe Sciffspermefjungsord- 
nung kann nicht als Vollzugs-Verordnung zur Maß⸗ und 
Gewichtsordnung (melche überdies der Reichskanzler zu er- 
laflen hat) qualificirt werden, fondern bildet einen integri- 
renden Beftandtheil des deutfchen Maß- und Gewichts⸗ 
ſyſtemes, hätte demnach wie die Maß- und Gewichtsordnung 
felbft in der Form des Gefeges erlafien werden follen; die 
Rechtskraft der SchiffsSermO. wird jedoch durch diefe In— 
correctheit nicht berührt. Die Bollzugsverordnungen hat 
der Reichskanzler nach Anhörung des Bundesrathsausſchuſſes 


3 NatG. 8. 15. Meves 435f. | 5 Laband II 450 — 455. 
s4 RegG. 88.3, 4. Meves | König 220ff. Lewidl10ff. 
424 ff. 6 A. A. Laband II 450 f., 
der der SchiffsvermeſſungsO. 
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für das Seemefen ſowie desjenigen für Handel und Verkehr 
zu erlaffen. 

II. Das deutſche Schiffsvermeſſungsweſen befteht aus 
folgenden Borjchriften: 

1. Ale zur Seefahrt ausſchließlich oder vorzugsweiſe 
beftimmten Schiffe unterliegen behufs Feſtſtellung ihrer 
Ladungsfähigfeit®” der Vermeſſungspflicht, ausgenommen 
nur die zur Heinen Fifcherei ausjchlieglich gebrauchten, welche 
mit durchlöchertem Fiſchbehälter verſehen find. 

2. Die Vermeſſung erfolgt entweder im vollſtändigen 88 
oder im abgekürzten Verfahren. Letzteres ift nur geftattet, 
wenn das Schiff ganz oder theilmeife beladen ift oder Um⸗ 
ftände anderer Art die Vermeffung nad dem vollftändigen 
Berfahren bindern;® der Grumd ift im Meßbrief zu ver- 
merfen und der nah nah Maßgabe des abgekürzten Ver: 
fahrens ausgeſtellte Meßbrief verliert feine Giltigfeit, ſobald 
der Grund weggefallen ift.% 

Zu vermeflen ift der Raumgehalt der ſämmtlichen inne- 
ven Räume de8 Schiffes ſammt den auf demfelben feft 
angebrachten Aufbauten, nad) Maßgabe des metrijchen 
Spyftem3;? der Nettoraumgehalt wird gewonnen durch Ab» 


die Rechtsverbindlichkeit ab- | u. E. unhaltbar: alle Ber- 
ipricht, ſoweit fie Rechtsvor⸗ waltungäuoriäriften find 
ſchriflen enthält, fie aber als Rechtsſätze. 

iltig betrachtet, joweit fie nur | 37 Shiff3ßd. 8. 1. 
Dermaftungövorirfte gibt. ss SchiffsVO. 88. 4-11. 

Es hängt dies zufammen mit | 3 SchiffsVO. ss, 3 „12, 13. 
der eigenthümlichen Unterjchei-  ShiffeVD.$.2 
dung zwiichen Rechtefägen und | SchiffsVO. 8. r) Dazu 
Berwaltungdvorichriften, welche | $. 22 u. 8.23 in der ihm durch 
Laband in der Lehre von den | B.d.BR. v. 24. Oct. 1875 (CBl. 
Rechtsquellen des Näheren aus- 718, gegebenen Yaflung. 
führt. Dieje Unterſcheidung ift 
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zug der Logis-, Maſchinen-, Dampffefjel- und Kohlenräume 
von erfterem. ? 

3. Die Bermefjung hat bei neuen Schiffen nad) Legung 
der Decks und vor Beginn der inneren Einrichtung „unbe- 
Ihadet einer nachträglichen Vermeſſung der Aufbauten auf 
dem oberften Ded und der Räume im Innern des Schiffes“ 
zu gejchehen;®3 der Erbauer des Schiffes hat den erforder- 
lichen Antrag rechtzeitig fchriftlich bei der Behörde zu ftellen 
und mit allen nöthigen Meittheilungen zu begleiten bezw. 
diefe find bei der Vermeſſung ſelbſt durch den Rheder oder 
Schiffsführer zu geben und durch dieſe bezw. ihre Leute 
überhaupt der Behörde alle geforderte Beihilfe zu Leiften. 
Ebenfo find größere Abänderungsbauten der Behörde mit- 
zutheilen und zwar „ſtets jo zeitig, daß Die Vermeſſung un⸗ 
gehindert ſtattfinden kann.“ ®5 


4. Die Behörden für Vermeſſungsweſen ſind: a) die Ver— 
meſſungs-b) die Revifionsbehörden; die Beſtellung 
beider Kategorien ift den Einzelftaaten anheimgegeben, welche 
nur verpflichtet find, den Bermeflungsbehörden einen Techniker 
beizugeben: zur Beit fungiven 66 Vermeffungd- und 15 Re- 
vifionsbehörden. Die Competenz diefer Behörden ift folgen- 
dermaßen umgrenzt: A) den Vermefjungsbehörden liegt ob: 

1. die Bermeflung der in ihrem Bezirke ſich aufhalten- 

den Schiffe, 

2. die Ausfertigung der Meßbriefe für 

a) diejenigen deutfchen Schiffe, welche in ein Sciffs- 


2 SchiffsVO. 88. 2, 15—18.| % „SäifsBo. 88. 27, 28, 
Bei Umbau von Schiffen $.25. | vb. 2 

” Schiffs VO. 8. 23 Abi. 2 ” Genaue Borichriften hier- 
3; 1 Su Er Faſſung der V. v. | über Shiff38 BD. 88. 29, 30. 

. Oct. 5. 


Zorn, Staatsrecht IT. 36 
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regifter weder eingetragen find, noch eingetragen zu 
werden brauchen, 
b) die nach dem abgefürzten Verfahren vermeffenen 
Schiffe. 
B) Den Revifionsbehörden liegt ob: 


1. die Prüfung und Berichtigung der von den Ber- 
mefjungsbehörden vorgenommenen Berechnungen — 
nach Befinden auch der Meffungen —, infomeit die- 
jelben nach dem vollfftändigen Verfahren ausgeführte 
Vermeſſungen von Schiffen betreffen, welche 

a) in ein Schiffsregifter eingetragen find oder einges 
tragen werden follen, oder 
b) unter fremder Flagge fahren; 

2. die Ausfertigung der Meßbriefe für die unter Nr. 1 
bezeichneten Schiffe; 

3. die Mittheilung der nah Nr. 2 für deutſche Schiffe 
außgefertigten Meßbriefe an die Schiffsregifter-Behör- 
den, in deren Regiſter die Schiffe eingetragen find 
oder eingetragen werden jollen; 

4. die Prüfung und Berichtigung der anzumwendenden 
Meßinftrumente nach den Probemaßen. * 

Die Oberauffiht wird vom Reiche durch bejondere dem 
Reichsamt des Innern unterjtelte Schiffsvermeſſungs— 
injpectoren geübt, welche vom Reichskanzler nad An- 
hörung der Bundesrathsausſchüſſe für das Seeweſen und 
für Handel und Berfehr ernannt werden. Sie find befugt, der 
Aufnahme der Mefjungen beizumohnen, die Nichtigkeit der 
Maße zu prüfen, von den Aufzeichnungen und Berechnungen 


% Schiffs VO. 8. 20, dazu $. 31 über Gontrolvermeffungen. 


1 
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der Vermeſſungs- und Kevifionsbehörden Einficht zu nehmen 
und auf vorgefundene Mängel aufmerffam zu machen. 

5. Ueber die erfolgte Bermefjung ift gemäß den sub 4 
angegebenen Vorſchriften ein Meßbrief auszuftellen. ° 
Der Meßbrief hat den Raumgehalt in Kubikmetern fowie 
in englifchen Regiftertond (1 km = 0,353 R.T). nad)- 
zuweilen: dieſe Nachweifungen bilden die Baſis für Er- 
bebung der Schiffsgebühren.? Neue Meßbriefe dürfen nur 
gegen Rüdgabe der früheren ausgeftellt werden. 10 Weber 
die außgeftellten Meßbriefe find genaue chronologijche Tiften 
zu führen, jowie alle Alten, welche fi auf vorgenommene 
Mefjungen beziehen, aufzubewahren. !9! 

Der Meßbrief ift eine Urkunde mit öffentlichem Glauben; 
durch jpecielle Staat3verträge ift die gegenjeitige Anerkennung 
der Meßbriefe vom deutfchen Weich vereinbart worden mit 
England, Frankreich, Defterreih-Ungarn, Italien, den nord- 
amerikaniſchen Freiftaaten, Dänemark, Schweden-Normwegen, 
den Niederlanden und Chile. 102 

Der Nettoraumgehalt muß auf dem Schiffe jelbft fennt- 
ih gemacht werden und zwar durch Einfchneiden oder Ein- 
brennen der Kubikmeterzahl auf dem Dedbalfen; vor Aus: 


” ShiffslVd. $. 21. Dejterreich-Ungarn, nordameri- 
Schiffs VBO. 88. 19, 20, dazu kaniſche Union: CBl. 1873, 163. 
8. 232 in der Faſſung der V. d. Dazu Nachträge für Defterreich- 
BR. v. 24. Det. 1875 (CBL7IB). Ungarn EBl. 1875, 324, für 
” SchiffsVBO. 8. 24. Die! Dänemarf CBL 1879, 269. 
Yormularien find der Berord- | Tranfreich und England: CBl. 
nung beigefügt. 1873, 316. Italien: CBl. 1874, 
100 ScifeBd. 88.26, 23 Abi. | 323. Schweden: EBl 1875, 688. 
23.1 in der Faflung der D. v. Chile: CBl. 1876, 26. Rorwe⸗ 
24. Oct. 1875. gen: CBl. 1876, 321. Nieder- 
101 Schiffs O. 8. 26. lande: CBl. 1877, 184. Spanien: 
‚102 Lewis1712* Dänemark CBl. 1880, 38. 


36* 
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ftellung des Meßbriefes ift dies durch die Behörde zu con= 
ftatiren. 103 

6. Die Erhebung der Gebühren für Schiffsvermeſſungen 
ift den Einzelftaaten überlaffen, der Betrag derfelben jedoch 
von Neichöwegen geordnet. Berlegung der Vorfchriften der 
Sciffsvermefiungsordnung bat Erhöhung der Gebühren auf 
den doppelten Betrag zur Folge. !% 

7. Bezüglich der Vermeſſung der zur Fahrt durch den 
Suezkanal beftimmten Schiffe gelten „im Anſchluß an die 
von der internationalen Commiſſion zur Regelung der Ab⸗ 
gaben auf dem Suezkanal gefaßten Beichlüffe und in 
Ergänzung der Schiffävermeflunggordnung“ befondere Bor- 
ichriften, welhe duch V. d. BR. v. 15. April 1879 (CBL. 
288) in Aufhebung der V. v. 8. Juli 1874 ((Bl. 282) feft- 
geftellt wurden. 


III. Der Schug der Schiffe. 
A. Das Signalwefen.!® 


1. Die gemeinfame Ordnung des Signalwejens ift für 
alle Seehandel treibenden Staaten eines der oberften Inter⸗ 
efien. Die neuere Entwidelung bat auch eine ſolche Ge— 
meinfamfeit in weiten Umfange herbeigeführt, jedoch ift die- 
felbe nur materieller Natur, nicht formeller, indem die 


13 Schiffs O. 8. 23 Abſ. 2 | 88. 19, 20. uarantänevor- 
3.2 in der Fafjung der V. v. | jchriften find für die deutſche 


24. Det. 1875 (CBl. 718). Handelömarine bis jest nicht 
108 Schiffs VO. 8. 32. erlafſen worden, die für die 
15 Bluntſchli 8. 332 ohne | Kriegsmarine geltenden theilt 


Berückſichtigung des 8 en Perels 139 mitt. 
Rechted. Ungenügend Perels 
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Vorſchriften des englifchen Rechtes in die Gefeggebung der 
übrigen feefahrenden Staaten aufgenommen wurden. 

Bereits i. 3. 1857 hatte England eine umfafjende Ordnung 

| des Signalweſens getroffen („commercial code of signals 

for the use of all nations*), die dann weiterhin von allen 

| übrigen Staaten angenommen wurde. Auf ihr beruht das 
internationale Signalbud,!% welches von jedem Kauf- 
fahrer mitgeführt werden muß. Daffelbe enthält 18 Buch— 
ftaben in Flaggen, vermittelft deren den Schiffen die Mög— 
lichkeit gegeben ift, fich über die wichtigften Angelegenheiten 
der Schifffahrt unter einander jowie mit den Stationen am 
Lande zu verftändigen. 

2. Außerdem erhält jedes Schiff bei der Regiſtrirung 
noch ein beſonderes Unterfcheidungsfignal; diefe Signale 
find amtlich zu publiciren und werden von den Staaten, die 
dag internationale Signalbuch angenommen haben, einander 
gegenfeitig mitgetbeilt. 

3. Bei Naht (Sonnenuntergang bis Aufgang) find bei 
jedem Wetter folgende Lichter zu führen: 797 

a) Ein Dampffchiff muß, wenn e8 in Fahrt ift, führen: 

«) an oder vor dem Yodmaft, in einer Höhe von nicht 

weniger als ſechs Metern über dem Schiffsrumpf, 
und, wenn die Breite des Schiffes ſechs Meter über⸗ 
fteigt, in einer Höhe von nicht weniger als der 
Sciffsbreite über dem Schiffsrumpf, ein helles weißes 
Licht, jo eingerichtet und angebracht, daß es ein gleich- 
mäßiges und umunterbrochenes Licht über einen Bogen 


106 Bal. König 218; das 17 V. v. 7. San. 1880 a. 2 bis 
Signalbuch enthält 78642 Sig- 11; a. 10 it aufgehoben durch 
nalgruppen. | B. 2 16. Yebr. 1881 (RGB. 28) 

$. 2. 
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— 


ß 


y) 


d) 


des SHorinzont3 von 20 Compasftrichen wirft, und 
zwar zehn Strich nad) jeder Seite, von recht voraus 
bis zu zwei Strich hinter die Richtung quer ab (zwei 
Strich achterlicher als dwars) auf jeder Seite, und 
von folcher Lichtftärte, daß es in dunkler Nacht bei 
klarer Luft auf eine Entfernung von mindeftens fünf 
Seemeilen fihtbar ift; 

an der Steuerbordjeite ein grünes Licht, fo eingerichtet 
und angebracht, daß e3 ein gleichmäßige und ununter- 
brochenes Licht fiber einen Bogen des Horizont von 
zehn Compaßftrichen wirft, und zwar von recht vor⸗ 
aus bis zu zwei Strich hinter die Richtung quer ab 
(zwei Strich achterlicher als dwars) an Steuerbord, 
und von ſolcher Kichtftärke, dag es in dunfler Nacht 
bei klarer Luft auf eine Entfernung von mindeftens 
zwei GSeemeilen fichtbar ift; 

an der Badbordfeite ein rothes Licht, fo eingerichtet 
und angebracht, daß e8 ein gleichmäßiges und ununter- 
brochenes Licht über einen Bogen des Horizontd von 
zehn Compaßftrichen wirft, und zwar von recht vor= 
aus bis zu zwei Stridh hinter die Richtung quer ab 
(zwei Strich achterlicher als dwars) an Backbord, 
und von folcher Lichtſtärke, dag es in dunkler Nacht 
bei klarer Luft auf eine Entfernung von mindeſtens 
zwei Seemeilen fichtbar ift. 

Die Laternen diefer grünen und rothen Seitenlichter 
müffen an der Binnenbordfeite mit Schirmen verjehen 
fein, welche mindeften® Ein Meter vor dem Richte 
vorausragen, und zwar derart, daß die Lichter nicht 
iiber den Bug hinweg von der andern Seite her ge= 
jehen werden können (a. 3). 
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b) Ein Dampfſchiff, welches ein anderes Schiff fehleppt, 
muß zur Unterfheidung von anderen Dampfjchiffen außer 
den Seitenlichtern, zwei helle weiße Lichter fentrecht tiber 
einander, nicht weniger als Ein Meter von einander entfernt, 
führen. Diefe Lichter müſſen von derjelben Einrichtung und 
Lichtſtärke fein und an derfelben Stelle geführt werden, wie 
das weiße Licht, welches andere Dampfſchiſſe zu führen 
haben (a. 4). 

c) Ein Schiff, einerlei ob Dampffchiff oder Segelichiff. 
welches ein Zelegraphentabel legt, aufnimmt oder auffilcht, 
oder welches in Folge eines Unfalles nicht manövrirfähig iſt, 
muß bei Nacht an derjelben Stelle, an welcher Dampfichiffe 
das weiße Ticht zu führen haben, und, wenn e8 ein Dampf- 
Schiff ıft, ftatt des weißen Lichtes drei rothe Lichter in kugel⸗ 
fürmigen Laternen, jede von mindeftend fünfundzwanzig 
Sentimetern Durchmeffer, ſenkrecht fiber einander und nicht 
weniger als ein Meter von einander entfernt, führen. Bei 
Tage muß es vor dem Top des Fodmaftes, aber nicht 
niedriger als diefer, drei ſchwarze Bälle oder Körper, jeden 
von fünfundſechszig Centimetern Durchmefler, ſenkrecht über 
einander und nicht weniger als Ein Meter von einander 
entiernt führen. 

Diefe Lichter und Körper follen andern Schiffen als 
Signale dafiir gelten, daß das Schiff, welches fie zeigt, 
nicht manövrirfähig ift und daher nicht aus dem Wege 
geben Tann. 

Die obengenannten Schiffe dürfen, wenn fie feine Fahrt 
durchs Waller machen, die Seitenlichter nicht führen, müſſen 
diefelben aber führen, wenn fie Fahrt machen (a. 5). 

d) Ein Segelſchiff, welches in Fahrt ift, oder gefchleppt 
wird, muß diefelben Lichter führen, welche durch Artikel 3 für 
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ein Dampfihiff in Fahrt vorgefchrieben find, mit Ausnahme 
de weißen Lichts, welches es niemals führen darf (a. 6). 

e) Wenn, wie ed bei Kleinen Wahrzeugen in fchlechten 
Wetter der Fall, die grünen und rothen Seitenlichter nicht 
feft angebracht werden fünnen, fo müfjen diefe Lichter doc) 
auf Ded an den betreffenden Seiten des Fahrzeuges zum 
Gebrauch bereit gehalten und bei jeder Annäherung von 
oder zu anderen Schiffen an den betreffenden Seiten zeitig 
genug, um einen Zuſammenſtoß zu verhüten, gezeigt werden, 
und zwar derart, daß fie möglichſt gut fichtbar find, und 
daß das grüne Licht nicht von der Badbordfeite her und 
das rothe Licht nicht von der Steuerbordfeite her geſehen 
werden kann (a. 7). 

Um den richtigen Gebrauch diefer tragbaren Lichter zu 
fihern und zu erleichtern, muß jede Laterne außen mit der 
Farbe desjenigen Lichtes, welches fie zeigt, angeftrichen und 
mit einem gehörigen Schirme verfehen fein. 

f) Ein vor Anker liegendes Schiff, einerlei ob Dampf- 
IHiff oder Segelichiff, muß ein weißes Licht in einer Tugel- 
fürmigen Laterne von mindeftens zwanzig Centimetern Durch⸗ 
mefjer führen, und zwar an der Stelle, wo dafjelbe am 
beiten gejehen werden Tann, jedoch nicht höher als ſechs 
Meter über dem Schiffsrumpf, und fo eingerichtet, daß ein 
helles, gleichmäßige und ununterbrochenes Licht über den 
ganzen Horizont und auf eine Entfernung von mindefteng 
einer Seemeile fihtbar wird (a. 8). 

g) Ein Rootjenfahrzeug, welches Lootfendienft auf feiner 
Station bat, hat nicht die für andere Schiffe vorgefchriebenen 
Lichter, ſondern ein weißes über den ganzen Horizont ſicht⸗ 
bares Licht am Mafttop zu führen und außerdem mindeſtens 
alle 15 Minuten ein oder mehrere Flackerfeuer zu zeigen. 
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Ein Lootjenfahrzeug welches feinen Stationsdienft hat, muß 
Lichter wie andere Schiffe führen (a. 9). 

h) Offene Fifcherfahrzeuge und andere offene Boote find 
nur verpflichtet, ein helles weißes Licht zu zeigen; außerdem 
können diefelben eines Flackerfeuers fich bedienen. 

i) Ein Schiff welches von einem anderen überholt wird 
muß diefem vom Hed aus ein weißes Licht oder ein Ylader- 
feuer zeigen (a. 11). 

4. Bei Nebel, didem Wetter oder Schneefall, e8 
mag Tag. oder Nacht fein, müſſen die folgenden Signale 
angewendet werden: 

a) Ein Dampfichiff in Fahrt muß mit feiner Dampf: 
pfeife oder einem anderen Dampffignalapparat min 
deftens alle zwei Minuten einen lang gezogenen Ton 
geben. 

b) Ein Segelfhiff in Fahrt muß mit feinem Nebelhorn 
mindeftend alle zwei Minuten, wenn es mit Steuer» 
bord-Haljen fegelt, Einen Ton, wenn e3 mit Badbord> 
Halfen fegelt zwei auf einander folgende Töne, und 
wenn es mit dem Winde achterlicher als dwars fegelt, 
drei auf einander folgende Töne geben. 

c) Dampfichiffe und Segeljchiffe, welche nicht in Fahrt 
find, müfjen mindeſtens alle zwei Minuten die Glocke 
läuten, 108 

5. Iſt ein Schiff in Noth oder Gefahr,!® fo find 


108 Ebenda a. 122. 3.5 und 6 des Textes beziehen 

109 Die nachfolgenden Bor: | fi „auf alle Schiffe, Fahrzeuge 
Ihriften find enthalten in der | und Boote, welche anf See oder 
K. V. v. 14. Aug. 1876 (KGB. | auf den mit der See im Zu- 
187), weldye fich ald „auf Grund | ſammenhange ftehenden, von 
bed $. 145 des StGB.” erlaffen | Seefchiffen befahrenen Gewäflern 
bezeichnet. Die Borjchriften in | verkehren“ ($. 1). 
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die anzumendenden Signale: bei Tage Kanonenſchüſſe in 
Ziwifchenräumen von ungefähr einer Minute, die Buchftaben 
N.C. des internationalen Signalbuches, eine vieredige Flagge 
über oder unter welcher ein Ball oder etwas was einem 
Ball ähnlich fieht angebradt ift (Fernfignal); bei Nacht 
gleichfalls Kanonenſchüſſe in Zwiſchenräumen von ungefähr 
einer Minute, Flammen von brennenden Del: und Theers 
tonnen, Raketen und Leuchtkugeln. 110 

6. Das Signal durch) melches ein Lootſe begehrt wird, 
— die Anwendung von anderen ift nicht geftattet — ift bei 
Tage die am Vormaſt gehißte mit einem weißen Streifen 
von 1/, der Flaggenbreite umgebene Reichsflagge (Lootſen⸗ 
flagge) oder die Buchſtaben P. T.. des internationalen 
Signalbuches, bei Naht ein alle 15 Minuten abzubrennen- 
des Blaufeuer oder ein unmittelbar über der Berfchanzung 
in Zwifchenräumen von kurzer Dauer gezeigtes helles weißes 
Licht, welches jedesmal ungefähr eine Minute lang ficht- 
bar iſt. 111 

7. Zuwiderhandlungen gegen die VBorfchriften unter 3, 4, 
5 und 6 ziehen Geldftrafe bis 1500 Mark nad fi; 1" 
ſpeciell auch unberechtigte Anwendung der Noth- oder Loot⸗ 
fenfignale. 13° Die gleihe Strafe ift verwirkt, wenn ein 
Schiffsführer verfäumt dafür zu forgen, daß „die erforder- 
Iihen Signalapparate vollftändig und in brauchbarem Zus 
flande auf feinem Schiffe vorhanden find.“ 114 


10 V. v. 14. Aug. 1876 $. 2. | einem anderen Eräftig tönenden 
111 Ebenda 88. 4,5. Dampffignal: Apparat verfehen 
m RStGB. 8. 145. fein, welche jo angebracht find, 
13 9,9.14.Aug.187688.3,5. | daß ihr Schall durch keinerlei 
18.9.7. San. 1880 Eing. | Hinderniß gehemmt wird, ferner 
dazu a. 121. „Ein Dampfihiff | mit einem wirkſamen Nebelhorn, 
muß mit einer Dampfpfeife oder | welches durch einen Blajebalg 
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B. Das Ausweichen der Schiife. 115 


1. In jedem Falle haben Schiffsführer und Mannjchaft 
diejenigen Vorſichtsmaßregeln zu befolgen, welche durch die 
gewöhnliche ſeemänniſche Praxis oder durch die befonderen 
Umftände des Falles geboten find. Jedes Dampficiff, 
welches fich einem anderen Schiff in folder Weife nähert, 
daß dadurh Gefahr des Zuſammenſtoßens entfteht, muß 
feine Fahrt mindern oder wenn nöthig ftoppen und rückwärts 
geben.!!E Insbeſondere bei Nebel, Ddidem Wetter oder 
Schneefall müfjen alle Schiffe „mit mäßiger Geſchwindigkeit 
fahren.” 117 In allen Fällen, mo ein Schiff einem anderen 
auszuweichen bat, muß leßteres feinen Curs beibehalten. 11° 
Außerdem aber find bezüglih des Ausweichens auf See 
noch mehrfach Spectalvorfchriften erlaflen worden, bei deren 
Auslegung jedoch ftetS gehörige Rückſicht auf alle Gefahren 
der Schifffahrt, ſowie auf etwaige befondere Umftände, 
welche ein Abmweichen von denfelben rechtfertigen, genommen 
werden muß, 119 

2. In engen Fahrwaſſern muß jedes Dampfſchiff, wenn 
dies ohne Gefahr ausführbar ift, ſich am derjenigen Seite 
der Yahrrinne oder der Fahrmafjermitte halten, welche an 
feiner Steuerbordfeite Liegt. 120 

3. Wenn die Gefahr eines Zuſammenſtoßes zwifchen 


oder durch eine andere mecha- | ohne Berüdfichtigung des deut- 
niſche Vorrichtung geblajen wird, | ſchen Rechtes. 

fowie mit einer fräftig tönenden 16 V. v. 7. San. 1880 a. 18. 
Glocke. Ein Segeiieiff muß UT Ebenda a. 13. 

mit einem ähnlichen Nebelhorn 118 Shenda a. 22. 

und mit einer ähnlichen Glocke 119 Ebenda a. 23. 

verſehen fein.“ 120 Ebenda a. 21. 

5 Bluntſchli SS. 330, 331 
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einen Dampf» und Segeljchiff obwaltet, hat das :Dampf- 
ſchiff auszumeichen. 121 

4. Wenn zwei Dampfſchiffe fih jo im Curſe kreuzen, 
das Gefahr eines Zufammenftoßes entfteht, jo hat dasjenige 
auszumeichen, welches das andere an der Steuerbord⸗ 
jeite hat. 122 

5. Beim Ueberholen eines Schiffes, einerlei ob Dampf: 
oder Segelſchiff, durch ein anderes, hat immer das legtere 
auszuweichen. 123 

6. Wenn zwei Segeljchiffe fih einander nähern, jo daß 
dadurch Gefahr des Zufammenftoßens entfteht, jo muß eins 
von ihnen dem anderen, wie nachftehend angegeben, aus 
dem Wege gehen, nämlich: 

a) Ein Schiff mit raumem Winde muß einem beim 
Winde fegelnden Schiffe aus dem Wege gehen. 

b) Ein Schiff, welches mit Badbord-Haljen beim Winde 
fegelt, muß einem Schiffe, welches mit Steuerbord- 
Halfen beim Winde fegelt, aus dem Wege geben. 

c) Wenn beide Schiffe raumen Wind von verfchiedenen 
Geiten haben, jo muß dasjenige, welches den Wind 
von Backbord hat, dem andern aus dem Wege 
gehen. 

d) Wenn beide Schiffe raumen Wind von derjelben 
Seite haben, jo muß das luvwärts befindliche Schiff 
dem leewärts befindlichen aus dem Wege gehen. 

e) Ein Schiff, welches vor dem Winde fegelt, muß dem 
anderen Schiffe aus dem Wege gehen. !** 

7. Wenn zwei Dampffchiffe fich in gerade entgegengefeßter 


121 Ebenda a. 17. 133 Ebenda a. 20. 
122 Ebenda a. 16. 124 Ebenda a. 14. 
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oder beinahe gerade entgegengefegter Richtung einander 
nähern, fo daß dadurh Gefahr des Zufammenftogens 
entfteht, jo muß jedes Schiff feinen Curs nach Steuerbord 
ändern, damit fie einander an Badbordjeite paffiren. 

Diefer Artifel findet nur dann Anwendung, wenn Schiffe 
fih in folcder Weife in gerade entgegengejegter oder beinahe 
gerade entgegengefegter Richtung einander nähern, Daß 
dadurch Gefahr des Zuſammenſtoßens entfteht, nicht aber 
dann, wenn zwei Schiffe, jofern fie beide ihren Curs bei- 
behalten, frei von einander paffiren müſſen. 

Derfelbe findet daher nur in folchen Fällen Anwendung, 
wenn bei Tage jede8 der beiden Schiffe die Maſten des 
anderen mit den jeinigen in einer Linie oder nahezu in 
einer Linie fieht und wenn bei Nacht jedes der beiden 
Schiffe in folder Stellung fi befindet, daß beide Geiten- 
lichter des anderen Schiffe zu ſehen find. 

Derfelbe findet feine Anmendung, wenn bei Tage das 
eine Schiff flieht, daß fein Curs vor dem Buge von dem 
anderen Schiffe gefreuzt wird, oder wenn bei Nacht das 
rothe Licht des einen Schiffes dem rothen des anderen, 
oder da8 grüne Licht des einen Schiffes dent grünen des 
anderen gegenüberfteht, oder wenn ein rothes Licht ohne 
ein grünes, oder ein grünes Licht ohne ein rothes voraus 
in Sicht ift, oder menn beide farbige Seitenlichter anderswo, 
als voraus in Sicht find. 12° 

8. Dampfichiffe können die Richtung, welche fie zum 
Bmede des Ausweichens den beftehenden Borjchriften gemäß 
nehmen, anderen in Sicht befindlichen Schiffen durch fol- 
gende Signale mit der Dampfpfeife anzeigen: 


125 Ebenda a. 15. 
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ein kurzer Ton — „ich richte meinen Curs nad) Steuer- 

bord“, zwei furze Töne — „ich richte meinen Eurs 

nah Badbord“, drei furze Töne — „ich gehe mit voller 

Kraft rückwärts“. 

Die Anwendung diefer Signale ift freigeftellt, werden 
fie jedoch angewendet, jo muß auch das dem entfprechende 
Manöver gemacht werden. 126 

9. Bejondere Borjchriften, welche über das Ausweichen 
in Häfen, auf Flüffen oder in Binnengewäflern beftehen, 
bleiben vorbehalten, 127 

10. Zumiderhandlungen gegen die obigen Borfchriften 
ziehen Geldftrafe biß zu 1500 Mark nach fich. 128 


C. Zuſammenſtößze auf See. 1 

1. Für den Fall, daß ein Zujammenftoß von Schiffen 
auf See oder auf Gewäſſern, welche mit der See in Ver- 
bindung ftehen und mit Seeſchiffen befahren werden, ers 
folgte,130 enthält das deutjche Recht zwei Reihen von Bor- 
Ichriften: die einen dienen dem Zwecke, die Schiffer gegen- 
jeitig zu möglichſt weitgehender Hilfeleiftung zu verpflichten, 
die anderen beziehen ſich auf die Unterfuchung und Bes 
ftrafung von Secunfällen. In erfter Richtung erging die 
K. DB. v. 14. Aug. 1876, in letterer das ©. v. 27. Juli 1877. 

2. Nah einen Zufammenftoß von Schiffen auf See 
bat der Führer eine8 jeden derfelben dem anderen Schiffe 


1236 Ebenda a. 19. das HGB. eingehend, vgl. dazu 
17 Ebenda a. 25. auch ConſG. $.36; dieſe Seite 
128 NSIGB. S. 145. der Materie bleibt bier außer 


19 HGB. a. 736 ff. Lewis | Betradht. 
11 82 ff. Die privatrechtlichen 1390 V. v. 15. Aug. 1876 $. 3. 
Tolgen von GSeeunfällen regelt 
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und den dazu gehörigen Perjonen zur Abwendung oder 
Berringerung der nachtheiligen Folgen des Zufammenftoßes 
den erforderlichen Beiftand zu leiften, ſoweit er dazu ohne 
erhebliche Gefahr für das eigene Schiff und die darauf be- 
findlichen Berjonen im Stande ift. 

Unter diefer Vorausſetzung find die Führer der bethei= 
ligten Schiffe verpflichtet, jo lange bei einander zu halten, 
biß fie fich darüber Gewißheit verjchafft haben, daß feines 
derjelben weiteren Beiftandes bedarf. 

Bor der Fortſetzung der Fahrt hat jeder Schiffsführer 
dem anderen den Namen, das Unterjcheidunggfignal, ſowie 
den Heimaths-, den Abgangs- und den Beitimmungshafen 
ſeines Schiffes anzugeben, wenn er diefer Verpflichtung ohne 
Gefahr für das leßtere genügen kann. '3! 

3. Zumiderhandlungen gegen die sub 2 angegebenen 
Vorſchriften find mit Gelditrafe bi8 zu 1500 Mark zu 
betrafen. !32 

4. Außerdem Tann in Yolge eines Unfalles auf See 
auch noch eine Unterfuhung im Berwaltungsftreitverfahren 
eingeleitet werden??? und zwar nicht allein bei allen Unfällen 
deutſcher Schiffe, ſondern auch bei ausländischen, wenn der 
Unfall fih im deutjchen Küftenmeere ereignete oder wenn 
die Unterfuhung ausdrücklich vom Reichskanzler angeordnet 
wurde. !3+ 

a) Zur Führung dieſes Verfahrens competent find die 
Seeämter und dad DOberjeeamt.135 

e) Die Seeänmter find Behörden der Einzelftaaten; 


131 Ebenda 88.1, 2. nig 8.72. Laband II 464 
12 RStGB. $. 145. bis 466. 

133 Bol. zum Folgenden Kö— 13° G. v. 27. Zuli 1877 8.2. 
135 Ebenda 88. 1, 27. 
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auch die Auffihtsführung ift den Einzelftaaten überlaffen; 
doch merden die Bezirke der Seeämter durch den Bundesrath 
abgegrenzt und die Oberaufficht führt das Neih.1% Die 
Organifation der Seeämter ſowie die Pflichten der Auffichts- 
behörden find jedoch vom Reihe den Einzelftaaten vor- 
gefchrieben. Jedes Seeamt muß collegial organifirt fein 
und ift befegt mit einem Porfigenden und vier Beiſfitzern. 
Der PBorfigende muß die Befähigung zum Nichteramt haben 
und wird, falls er ein Amt bekleidet, für die Dauer dieſes 
Amtes, andernfalls für Lebenszeit ernannt. Don den Bei- 
figern müffen zwei die Befähigung zum. Seefchiffer befigen 
und als folche gefahren haben. 1° Die Beftellung der Bei- 
figer erfolgt in nachitehender Weife: die AuffichtSbehörde 
beftimmt zunächſt nad) Maßgabe des Bedürfnifjes die Zahl 
der zu ernennenden Beifiger und ftellt alsdann die Lifte 
der biefür geeigneten Berfonen feit und zwar je für ein 
Jahr für jedes Seeamt; vor Feftftellung der Lifte find die 
Borihläge der etwa beftehenden Vertretung des Ahederz, 
Sciffer- und Handelsftandes einzuholen. Fähig zum 
Beifigeramt find nur Perfonen, welche zum Schöffenamt 
qualificirt find; 1% Berfonen, welche der activen Marine an⸗ 
gehören, werden zwar nicht in die Lifte aufgenommen, können 
aber mit ihrer Zuftimmung vom Vorfigenden und zwar ohne 
Rüdfiht auf das Domicil für einen concreten Fall berufen 
werden. Ablehnen dürfen die Berufung zum Beifiger 


186 Shenda 8.6. Durch DB. 139 Ebenda 8. 10, vb. GVG. 
d. BR. v. 1. Dec. 1877 (CBl. | SS. 31—34. Wobei nur an 
621) wurden 12 Seeamtöbezirfe | Stelle der „Semeinde” für das 
gebildet. Erforderniß ded Domicild der 

137 Ebenda 8. 7. „Bezirk des Seeamts“ tritt. 

138 Ebenda $. 8. 140 Ebenda 8. 11. 
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1. die Mitglieder einer Volksvertretung, 2. PBerjonen, welche 
bereit3 das 65. Lebensjahr vollendet haben, 3. Perfonen, 
welche im legten Jahr als Beifiger fungirt haben. !*1 

Die Lite wird dem PVorfigenden des Seeamtes mit- 
getheilt und diefer wählt für jede Unterfuchung die geſetzlich 
erforderlihen A Beifiger aus derjelben, bezm. 3 Beifier 
und eine der Marine angehörige Perfon, erforderlichen 
Falles auch einen Stellvertreter, beruft diefelben und ver- 
eidigt fie. 14 

Ueber Entjchuldigungsgefuche der Beifiger und über Ab- 
lehnungsanträge entjcheidet endgültig der Vorfigende, 

Beifiger, welche ohne genügende Entfehuldigung zu den 
Sigungen nicht rechtzeitig fich einfinden, oder ihren Obliegen= 
heiten in anderer Weife fich entziehen, find zu einer Ord⸗ 
nungäftrafe von 10 bis 300 Marf, fowie in die verurfachten 
Koften zu verurtbeilen. 

Die PVerurtbeilung wird durch den PVorfigenden aus⸗ 
gefprochen. Erfolgt nachträglich genfigende Entſchuldigung, 
jo kann die Berurtheilung ganz oder theilweife zurüds 
genonmen werden. Gegen Entjcheidungen in legterem Sinne 
ift Befchwerde von Seiten des Berurtheilten an die Auf: 
ſichtsbehörde geftattet. 14? 

Das Amt der Beifiger ift ein unentgeltliches Ehrenamt, 
doch werden nad Maßgabe des Landesrechtes Reiſekoſten 
und Taggelder vergütet. 1 
Außerdem fungirt bei jeden Seeant noch ein vom 
Reichskanzler zu ernennender Com miſſar, welcher Anträge 
an das Seeamt oder feinen Borfigenden zu ftellen, den 
Verhandlungen des Seeamts beizumohnen, Einfiht von den 

141 Ebenda 8. 102. | 143 Ebenda $. 12. 
142 (Shenda 88. 8,9, 11. 144 Shenda 8. 103. 
Zorn, Staatsredht LI. 37 
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Acten zu nehmen und für. den Yal, daß der Borfigende 
die Einleitung einer Unterfuchung verweigert, Anträge auf 
Anordnung einer Unterfuhung bei dem Reichskanzler zu 
ftellen berechtigt it. Diefelbe Perſon kann für mehrere 
Seeämter als Commiffar beftellt werden. ' 

P) AS Recursinftang über den Seeämtern befteht das 
Dberjeeamt in Berlin, welches Reichsbehörde iſt. 
Daſſelbe ift gleichfalls collegialifch organifirt und befteht aus 
einem Borfigenden, welcher die Qualification zum Richteramt 
baben muß! und ſechs Mitgliedern, von welch letzteren 
wenigſtens drei der Schifffahrt Fundig fein müflen. Der 
Borfigende und ein ſchifffahrtskundiger Beifiger werden von dem 
Kaifer ernannt. Für das Amt der übrigen Beifiger bringen 
die Regierungen der Bundes-Seeftaaten je drei fachkundige 
Perſonen in Vorſchlag. Der Vorſchlag gilt für je drei 
Sahre, nad Ablauf deren ein neuer Borjchlag zu machen 
ft. Aus der Gefammtzahl der Vorgefchlagenen wählt der 
Borfigende für jedem Beſchwerdefall fünf Beifiger aus, 
beruft diejelben ein und beeidigt fie auf die Erfüllung der 
Obliegenheiten ihres Amts. Die Beifiger erhalten aus 
der Reichscaſſe Erſatz ıhrer Reijefoften und Zagegelder, deren 
Höhe der ReichSfanzler beftimmt. 1* 

b) Die Einleitung der Unterfuhung bleibt in der 
Regel dem Ermefjen des Seeamtes vorbehalten, doch muß 
eine folche erfolgen 1. wenn bei dem Unfall Menfchen um- 
gefommen oder ein Schiff zu Grunde gegangen ift, 2. auf 


145 Ebenda 8.18. ‚ Die Gejhäftsordnung für dus 
146 Vgl. GeſchO. 8.1. ı Oberjeeamt zu erlaflen, wies 
17 GeſchO. 8.2. | 8.33 den Bundedrath an. Sie 
18 GeſchO. 88. 3,4 erging unterm 3. Mai 1878 


19 9.9.27. Zuli 1877 8.26. | (CBl. 276). 
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Anmeijung des NeichSfanzler8.10 Die zur Aufnahme von 
Berflarungen zuftändigen Gerichte, die Hafen- und Strand- 
.bebörden, die Seemannsämter und Schiffgregifterbehörden 
baben von den zu ihrer Kenntniß kommenden Seeunfällen 
dem comıpetenten Seeamt fofort Anzeige zu erftatten; die 
im Ausland belegenen Seemannsämter (Conjulate) überdies 
ale zur Feſtſtellung des ZThatbeftandes erforderlichen und 
feinen Aufjchub Duldenden Ermittelungen und Beweis— 
erhebungen vorzunehmen und dem Auswärtigen Amt zu 
weiterer Beranlaffung zu überfenden.!! Die Confuln dürfen 
zum Zwecke folcher Unterjuchungen eidliche Beugenverneh- 
mungen pflegen, auch wenn fie fonft das Recht zu folchen 
nicht haben. 15 

Zuftändig für die Unterfuhung ift das Seeamt: 

1. in deſſen Bezirk der Hafen liegt, welchen das Schiff 

nach dem Unfalle zunächft erreicht; 

2. deſſen Sig dem Ort des Unfalles zunächft belegen ift; 

3. in deffen Bezirk der Heimathshafen des Schiffes liegt. 

Unter mehreren hiernach zuftändigen Seeämtern gebührt 
demjenigen der Vorzug, welches die Unterfuchung zuerft eins’ 
geleitet bat. Jedoch kann die Unterfuhung einem anderen 
der zuftändigen Seeämter durch das Reichskanzleramt über- 
tragen werden. 

Entftehen Streitigfeiten oder Zweifel über die Zuftändig- 
feit, jo entjcheidet da8 Reichsamt des Innern. 153 

Ueber die Einleitung der Unterſuchung befchließt der 
Borfigende, der auch alle für die Hauptverhandlung erforder- 


150 Chenda 8.3. 132 9,9. 23. Nov. 1877 3.2. 
151 Ebenda 88. 14, 15, dazu 133 G. v. 27. Juli 1877 8.5. 
V. d. RK. v 23. Nov. 1877 
634 3.1. 
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lihen Vorbereitungen, Ladungen, u. dgl. anzuordnen hat. 
Iſt eine ftrafgerichtliche Unterfuhung wegen eines Seeunfalles 
eröffnet, jo kann der Borfigende, jedoch falls das Seeamt 
bereit3 conftitwirt if, nur dieſes, die Einleitung oder Yort- 
fegung der Unterfuhung bis zur Beendigung des ftrafrichter- 
lihen Verfahrens ausfegen. 15° 

Die Unterfuhung des Seeamtes iſt zu richten auf die 

Urſachen des Unfalles und alle damit zufammenhängenden 
Thatfachen, insbeſondere ift feftzuftellen: 

1. ob der Schiffer oder der Steuermann durch Hand- 
lungen oder Unterlafjungen den Unfall oder deflen 
Folgen verfchuldet hat; | 

2. ob Mängel in der Bauart, Beichaffenheit, Ausrüftung 
Beladung oder in der Bemannung des Schiffes, oder 

3. ob Mängel des Fahrmwaflers oder der für die Schiff⸗ 
fahrt beftimmten Hülfseinrichtungen (dev Seezeichen, 
des Lootſenweſens, der NRettungsanftalten u. |. w.) 
oder Handlungen oder Unterlafjungen der zur Hand- 
babung diefer Einrichtungen beftellten Perſonen den 
Unfall oder deſſen Folgen herbeigeführt haben; 

4. ob die zur Verhütung des Zuſammenſtoßens von 
Schiffen auf See und die über das Verhalten nad 
einem ſolchen Zufammenftoß erlaffenen Borfchriften 
befolgt worden find. !° 

c) Dad Berfahren vor dem Seeamt ift öffentlich und 

mündlid. Schiffer und Steuermann auf welche die Unter- 
ſuchung ſich bezieht, fünnen Anträge und Fragen ftellen, fich 
auch eines rechts- oder ſachkundigen Beiftandes bedienen. 
Die Entſcheidungen erfolgen mit Stimmenmehrheit. Der 


"54 Ebenda 88. 16, 17. | 155 Ebenda 8.4. 


Das Seerecht in Friedenzeiten. 8. 40. 581 


Borfigende leitet die Verhandlungen, die Beifiger und der 
- Neihscommiffar können Fragen an die zur Bernehmung 
erjchienenen Perfonen ftelen. Das Seeamt kann jede Art 
der Beweiserhebung anordnen, inSbejondere auch Zeugen und 
Sachverſtändige vorladen und eidlich vernehmen, bei Gefahr 
auf Berzug ift bierzu auch der Vorfigende allein befugt, 
wenn das Seeamt noch nicht verfammelt if. Der Schiffer 
und Steuermann des in Unterfuchung befindlichen Schiffes 
dürfen nur auf ausdrüdlihen Beſchluß des Seeamtes als 
Zeugen vereidigt und vernommen werden. Haft zur Er- 
zwingung des Zeugniſſes darf nicht angewendet merden; 
Strafen gegen ungehorfame Zeugen oder Sachverſtändige 
find von den Gerichten auszuſprechen und zu vollftreden. 
Die Gerichte und die Schifffahrtsbehörden haben den Re— 
quifitionen der Seeämter Folge zu leiften. Ueber die Ver— 
handlung ift ein Protofoll aufzunehmen und von dem Vor— 
figenden zu unterzeichnen. Im übrigen gelten für das Ver— 
fahren die Vorſchriften des GVBG. Tit. 15. 16. StPO. B. I 
Abſch. 3. 6. 7.156 

d) Das Urtheil des Seeamt3 bezieht fih an fi nur 
auf die Urfachen des Unfalls; daſſelbe iſt jchriftlich abzufaſſen 
und mit Gründen welche da8 Ergebniß der Unterfuchung 
zufammenftellen jollen, zu verjehen, fpäteftend 14 Tage nad 
Schluß der Verhandlung hat die Verfündigung in öffent- 
liher Sigung zu erfolgen. !57 

Eine weitergehende Wirkung fann das Urtheil des Gee- 
anıte® nur auf Antrag des Reichscommiſſars haben. Hat 
die Unterfuchung nämlich ergeben, daß der Unfall die Folge 
des Mangels ſolcher Eigenfchaften war, melde zur Aus— 


156 Ebenda 88. 16, 24. | 157 Ebenda $. 25. 
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übung des Gewerbes erforderlih find (Gem. O. 8. 31), 
jo fann dem Schiffer oder Steuermann auf Antrag des 
Reichscommiſſars die Befugniß zur meiteren Ausübung des 
Gewerbes, einem Schiffer auch des Steuermanndgemerbes 
entzogen werden. !38 

e) Gegen eine auf Entziehung der Befugniß zum Ge— 
werbebetrieb lautende Entjcheidung des Seeamtes hat der 
Betroffene Beſchwerde an das Oberfeeamt;'59 ebenfo der 
NReihscommiffar, wenn fein auf Entziehung gerichteter An- 
trag abgelehnt wurde; die Befchwerde ift binnen 14 Tagen 
nad) Berfündigung bezw. Zuftellung des Urtheild beim Seeamt 
Ihriftlid) oder zu Protokoll zu erklären und jpätefteng binnen 
weiterer 14 Tage zu rechtfertigen; die Beſchwerde hat in der 
Regel feinen Suspenfiveffect. Das Oberjeeamt kann eine Er- 
gänzung oder Wiederholung des Beweisverfahrens nad) Maß- 
gabe der für die Seeämter geltenden Borjchriften anordnen; 
die Verhandlung ift öffentlich und ſowohl der Befchwerde- 
führer als fein Gegner zu hören; die Entjcheidung bat 
gleichfalls in öffentlicher Sigung zu erfolgen und ift mit 
Gründen zu verfehen, von den Mitwirkenden zu unterzeichnen, 
fowie den Betheiligten zuzuftellen. Die Entjcheidungen des 
Oberfeeamts erfolgen nah Stimmenmehrheit. 1% 
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158 Ebenda $. 26. 

159 Ueber d. Verfahren |.d.Spe- 
cialvorſchriften GeſchO. 88. 6ff. 
über die Koſten auch den Nach— 
trag v. 10. Mat 1879 (CBl.37 1). 

160 G. v. 27. Juli 1877 88.27 
bis 32. Dazu GeſchO. 8. 12. Zu 
8. 28 vgl. auch die V. d. RER. v. 
23. Nov. 1877 3.3 u. 4 über die 
Einlegung von Bejchwerden bei 
Gonfulaten. $.28 lautet: „Eine 


im Auslande zu bewirfende Zu- 
ſtellung des Urtheild erfolgt mit- 
telft Erſuchens eined deutſchen 
Seemannsamts. Die Einlegung 
und Rechtfertigung der Beſchwer⸗ 
de kann alsdann bei demjelben 
Seemanndamtgefchehen.Daffelbe 
kann dem Schiffer oder Steuer- 
mann auf Antrag die Friſt für 
Rechtfertigung der Beſchwerde 
verlängern und der Einlegung 
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f) Gegenüber Urtheilen, welche auf Aberkennung des Rechtes 
zum Gewerbebetrieb lauten, hat das Reichsamt des Innern 
eine Art Begnadigungsrecht, indem nach Ablauf eines Jahres 
dem Betroffenen dies Recht wieder beigelegt werden kann, 
„wenn anzunehmen tit, daß er fernerhin den Pflichten feines 
Gewerbes genügen wird.“ :61 


D. Die Seewarte. 

1. Dem Schuge der Schifffahrt zu dienen ift aud die 
durch ©. v. 9. Januar 1875 (RGB. 11) in Hamburg auf 
Koften des Reiches errichtete Seewarte!® beftimmt, deren 
Rechte und Pflichten des Näheren dur eine K. 3. v. 26. Der. 
1875 (RGB. 385) geregelt wurden. 

Die Seewarte refjortirt von der Admiralität ;16° fie zerfällt 
in 4 Abtheilungen, deren jede von einem Vorſtand geleitet 
wird, während an der Spitze des ganzen Inſtitutes ein 
Director fteht; dazu fommt noch das nöthige Perjonal an 
Alfiftenten, Hilfsarbeitern und Unterbeamten.!% 

Unter der Seewarte ftehen ſodann Agenturen 1. und 
2. Ranges, ferner die an geeigneten Punften der Küfte 
errichteten Beobahtungd- und Signalftationen, 
welche mit dem erforderlichen Perſonal an Beobachtern und 
Perfonen, melde die Signale auszuführen haben, außge- 
ftattet find. 


der Beſchwerde aufjchiebende 
Wirkung bis ſpäteſtens zur An- 
kunft des Beſchwerdeführers, in 
einem deutſchen Hafen einräu— 
men.“ Der Conſul hat von 
dieſem Rechte Gebrauch zu 
machen, wenn das Schiff ſonſt 
des Führers oder Steuermanns 
entbehren würde; die ſämmt— 


lichen die Beſchwerde betreffen⸗ 
den Aktenſtücke ſind ſobald als 
möglich dem Auswärtigen Amte 
einzuſenden. 

161 Ebenda 8. 34. 

162 G. v. 9. San. 1875 88. 1,3. 

18 G. v. 9. San. 1875 8. 2. 
V. v. 26. Dec. 1875 8. 6. 

166 V. v. 26. Dec. 1875 88. 2,4. 
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Dem Director liegt die gefanımte Yeitung der Gejchäfte, 
jowie die Berantwortlichfeit für die Erfüllung der vorge- 
jchriebenen Thätigfeit des Inſtituts ob. Er trägt ebenjo die 
Berantwortlichkeit für die Nichtigfeit der rechnungsmäßig 
vorhandenen Inventarien- und Materialienbeftände, wie für 
einen geregelten Geſchäftsgang. Alle eingehenden Sachen 
find von ihm zu öffnen, zu präfentiren und den einzelnen 
Abtheilungen zur Bearbeitung zuzufchreiben. 


Die Vorftände der Abtheilungen haben für die Bearbeitung 
aller den legteren obliegenden Geſchäfte Sorge zu tragen. 
Sie haben die Pflicht, für fachgemäße, correcte und fchnelle 
Erledigung der Arbeiten zu forgen, und tragen aud) Die 
Berantwortung für die von den ihnen zugetheilten Ajfiftenten 
und Hülfsarbeitern angefertigten Arbeiten. Dem Director 
find die Abtheilungs-Vorftände für die Richtigkeit und gute 
Eonjervirung der ihnen reffortmäßig überwiefenen Juftrumente, 
Bücher, Inventarien ꝛc. verantmwortlid. Die dienjtlichen 
Berbältniffe de3 übrigen Perſonals der Seewarte werden 
durch ein beſonderes Regulativ feftgeftellt. !65 


2. Die Aufgabe der Seewarte ift: „die Kenntniß der 
Naturverhältniffe des Meeres ſoweit diefe für die 
Schifffahrt von Interejfe find, fowie die Kenntnig 
der Witterungderfheinungen an den deutſchen 
Küften zu fördern und zur Sicherung und Er- 
leihterung des Schifffahrtäverfehrd zu ver: 
werthen.“ 16 


Dengemäß gehören zum Geſchäftskreis der Seewarte: 197 








165 V. v. 26. Dec. 1875 8. 5. 167 V. v. 26. Dec. 1875 8.1. 
16 G. v. 9. San. 1875 8.1. 
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1. die Förderung der Seefahrten im Allgemeinen 
und zwar durd: 


a) Sammlung von Beobadhtungen über die phyfifalifchen 
Berhältniffe des Meeres, jowie ber die meteoros 
logiſchen Erjcheinungen auf hoher See, 

b) Prüfung und Berichtigung der auf Schiffen gebräud)- 
lichen, für die Sicherheit der Fahrten und die Zuver- 
läffigfeit der Beobachtungen wichtigen Inſtrumente, 
wie Barometer, Thermometer, Sertanten, Compaſſe 
und Chronometer, 


Beobadhtung der Erfcheinungen des Erdmagnetismus 

auf der See, Prüfung des PVerhaltend der Magnet: 

nadel an Bord eiferner Schiffe und Ertheilung von 

Weifungen für ihre zwedmäßige Aufftelung an Bord 

der Schiffe, 

Sammlung der wicdhtigeren, auf die Phyfiographie 

und Hydrographie des Meeres, ſowie auf die praftiiche 

Navigation bezüglichen Schriften und Karten, 

e) Unterftügung und Anregung der heimifhen Schifffahrt 
vermittelſt der aus den theoretifchen Arbeiten gewonnes 
nen practifchen Ergebniffe, und zwar: 
dem gejammten, bei der Schifffahrt betheiligten Pub- 
likum gegenüber: durch Bearbeitung der verjchiedenen 
Seewege in Segelhandbüchern, durch periodifche Ver⸗ 
öffentlihung der für die Navigation wichtigen, fonftigen 
Erfahrungen und Ermittelungen;; den einzelnen Schiffern 
gegenüber: durch Ertheilung erbetener Informationen, 
durch Ausarbeitung rationeller Segelanmweifungen für 
beftimmte Fahrten; 

2. die Sturmmwarnung, und zwar: 


C 


NL 


d 


Nr 
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a) die regelmäßige Sammlung von Beobachtungen über 
den meteorologifchen Zuftand der Atmojphäre auf be- 
ftimmten Plägen an der Küfte, fowie im Innern 
Deutjchlands, ferner auf ſolchen Plägen des Aus- 
landes, deren meteorologifche Berhältnifje für die Be- 
urtheilung der atmofphärifchen Zuftände an den deut: 
Ihen Küften von Einfluß ericheinen, 

b) die regelmäßige telegraphifche Verbreitung von Mit 
theilungen über den augenblidlihen Zuftand der At- 
mofphäre, ſowie die unverzügliche Veröffentlichung 
folder Wahrnehmungen, welche einen gefahrdrohenden 
Witterungsumfchlag erwarten lafjen, 

c) die Verarbeitung de3 in längeren Beobadhtungszeiten 
gejammelten Materiald auf die daraus für die Naviga- 
tion und Wiſſenſchaft zu gemwinnenden Refultate und 
deren periodiſche Veröffentlichung. 

Diefe Gefchäfte find unter die Abtheilungen in der Weife 
vertheilt, daß die sub Ziff. 1 (ausgenommen b. und c.) ge- 
nannten Yunctionen der erjten, die sub Ziff. 2 genannten 
der dritten Abtheilung zugehören, die vierte Abtheilung hat 
die Prüfung der Chronometer, die zweite dient fpeciell litera- 
rifchen Zwecken und hat die Bearbeitung der oben sub Ziff. 1., 
b. und c. aufgeführten Gegenftände mit Ausnahme der Prüfung 
der Ehronometer. !6% 

3. Zur Bermittelung des Verkehrs mit den Schifffahrt: 
treibenden, zur Beobachtung der Witterungserfcheinungen 
und zur Verbreitung von Warnungen vor dem unvermutheten 
Eintritt von Stürmen“ find an geeigneten Küftenplägen 
Unterbehörden eingerichtet 19 und zwar: 


168 V. v. 26. Der. 1875 8.22. | 19 G. v. 9. San. 1875 8.2. 
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a) Agenturen. Die Agenturen haben den Verkehr 
zwifchen der Seewarte und den Schiffern und Rhedern zu 
vermitteln und die Intereſſen der Seewarte wahrzunehmen. 
Sie haben auf Anjuchen für die Behandlung von Compaſſen 
an Bord eiferner Schiffe ihren Rath zu ertheilen und die 
Fehler der Compaſſe durch Unterfuchung, ſowie ihre Deviation 
durch Schwojen der Schiffe feftzuftellen, 170 

b) Beobachtungs- und Signalftationen. Die 
Beobachtungsſtationen haben durch Anftellung meteorologifcher 
Beobachtungen das Material zu liefern, welches die Grund- 
lage zur Ausübung der praftichen Wetterprognofe, ſowie zu 
den mwifjenfchaftlichen Unterfuchungen bildet. 

Die Signalftellen haben die Aufgabe, die ihnen von der 
Seewarte zugehenden Sturmmwarnungen befannt zu machen, 
auh durch eigene Beobachtungen und durch Verkehr mit 
den Seefahrern zur Bervolllommnung der Sturmmwarnungen 
beizutragen. 17! 


E. Die Strandungsordnung. !” 


1. Den Grundfägen der modernen Civilifation entfprechend 
hat auch das Deutfche Weich eine umfafjende Rechts— 


170 V. v. 26. Dec. 1875 8. 23. 
171 V. v. 26. Dec. 1875 8.3. 
1172 Sommentar von Meves 
533—553. DBgl. auch Lewis 
IT 113 ff. Gareis HR. 8.125. 
Perels s$. 23, 24. Blunt- 


nicht, Pereld und-König un- 
volftändig; die englifche Schiff. 
fahrtöacte von 1854 citirt 
Bluntſchli fortlaufend, das 
deutſche Geſetz von 1874 da- 
gegen eriftirt noch i. 3. 1878 


ſchli 8.334 ff. König 279 ff. | für dieſen Schriftiteller nicht; 


Heffter - Seffden S. 79. 
Martens Precis $$. 154, 155. 
Klüber 8. 77. Bluntſchli 
und Heffter-Geffden berüd- 


ebenfo für Geffden 1881. 
Heffter-Geffcken weiß über 
die ganze Materie nur zu jagen: 
„es ſtreitet gegen die Sitte chrift- 


fichtigen dad deutſche Recht gar | licher Nationen, fi) an Perſo⸗ 
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ordnung zum Schuße geftrandeter oder in Seenoth 
befindliher Schiffe und der auf denfelben befind- 
lihen Güter aufgeftellt, die Strandungsordnung v. 17. Mai 
1874 (RGB. 73), zu welcher eine Inftruction durch V. d. 
NER. v. 24. Nov. 1875 (CB. 751) erging und nod) eine An- 
zahl ergänzender Specialbeftimmungen fi) in Staatöverträgen 
finden. 173 Diefe Rechtsfäge find beherrfcht von den Grund: 
gedanfen, im Gegenſatz zu dem früheren barbarifchen Strand: 
rechte, welches Schiffe und Waaren dem räuberiſchen Zugriff 
der Strandbewohner preißgab, einen möglichjt hohen Grad 
von Rechtsſchutz den in Noth und Unglüd gerathenen Sciffern 
zu fichern. 

2. Zur Verwaltung des Strandweſens ift die gefammte 
deutſche Küfte in Strandbezirke eingetheilt, deren jeder 
von einem Strandamt verwaltet wird; 17* jedem GStrand- 
amt find wieder mehrere Strandpogteien !7° unterftellt, der 
Vorſtand eines Strandamtes kann zugleich für feinen Bezirk 
zum Strandvogt beftellt werden ;17% die Abgrenzung der Be— 
zirfe, die Anftellung der Beamten, die Dienftaufficht, Die 
Regelung des Berhältniffes der Strandvögte zu den Borftehern 
der Strandämter ift den Einzelftaaten überlaffen, 17° nur Die 


nen und Gütern der Schiff: 3 S. Perels 1431. 
brüchigen zu vergreifen. Das 174 StrandO. $.1. 
ſog. Strandrecht iſt ein Schand⸗ 15 StrandO. 8. 12. 
recht. Nur ein Anſpruch für 176 StrandO. 8. 22. 


Rettung und Bergung iſt be— 121 StrandO. 8. 21. Nach 


gründet, ein Eigenthum an den 
geſtrandeten Sachen erſt durch 
Ablauf der Verjährung zu ge— 
winnen. Dennoch wird hierin 
den Küſtenbewohnern noch man- 
che Immoralität nachgeſagt.“ 
Gewiß ein Muſterſatz völker⸗ 
rechtlicher Juris prudenz! 


einem im CBl. 1880, 215 pu⸗ 
blicirten Verzeichniß waren 79 
preußiiche, 7 medlenburgilche, 
5 oldenburgifche, 3 bremijche, 
2 hamburgijche und ein lübiſches 
Strandamt vorhanden. 


0 
| 
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Oberauffiht bat fih das Neich vorbehalten, 17? ohne daß 
jedoch bierfür befondere Behörden beftellt oder materielle 
Vorſchriften erlaffen worden wären. Die Strandämter find 
regelmäßig Tocalbehörden, welche in der Nähe des Strandes 
ihren Sit haben. !7° 

Außerdem liegt den deutſchen Kriegsſchiffen generell 
die Pflicht ob, in Fällen von Seenoth Hilfe jeder Art zu 
leiſten. 180 

Die Pflichten, welche im Inland den Strandämtern ob- 
liegen, haben im Ausland regelmäßig die Conſuln zu er- 
füllen, 181 jedoch bedarf es hiefür immer eines bejonderen 
Antrages; ob und inwieweit die DrtSbehörden verpflichtet 
find, Hilfe zu leiften, beftimmt fih nach der Ortsgefeggebung, 
eventuell nach den etwa vorhandenen Staatsverträgen; jeden- 
falls fol der Conſul in allen Fällen primär die Ortsbehör— 
den requiriren unter Hinweis darauf, daß auch das deutfche 
Reich allen Schiffen ohne Unterfchied der Nationalität Hilfe 
in Seenoth gewährt. 1% 

Außer den eigentlichen Strandbehörden find an den 
durch die deutfche Strandungsordnung vorgefchriebenen Maß⸗ 
regeln noch die Gemeinde⸗, Zoll- und Steuerbehörden betheiligt. 

Die Strandbebörden fünnen unter Umftänden 
jeden Strandbewohner zur SHilfeleiftung requi- 
riren und dieſe find bei ©eldftrafe bis zu 150 
Mark oder Haft verpflichtet, derartigen Requi— 
fitionen in befonderen Nothfällen („gemeine Ge- 


1 Strandd. 8. 3. | 2 ConſG. 8. 36. Laband 
119 Rewis II 127. II 265. König 280 ff. 
180 Specialvorjchriften bier- 12 4, D. J. zu ConſG. 8. 36. 
über fehlen jedoch, vgl. die An- 
gaben beißerel8145u. bei. 147. 
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fahr oder Noth“) Folge zu leiften, joweit fie ohne 
erhebliche eigene Gefahr hiezu im Stande find. !# 

Soweit Staat3verträge fremden Conſuln Rechte in Bezug 
auf Rettung und Bergung von geftrandeten Schiffen ein⸗ 
räumen, bleiben diefe Vorfchriften unberührt. 1% 

Behufs Uebernahme der Vertretung der Betheiligten in 
Bergungs- und Hülfsleiftungsfällen können von den Yandes- 
vegierungen an geeigneten Orten ein- für allemal Sad- 
verftändige beftellt werden. Diefelben find in den einzelnen 
Fällen den Betheiligten von dem Strandamt namhaft zu 
machen. Die Wahl anderer Vertreter ift hierdurch nicht 
ausgeſchloſſen. !85 


3. Ueber das Berfahren in Strandungsſachen beftimmt 


jodann das Gefeg!% Folgendes: 


a) Wer ein auf Strand gerathened oder in Seenoth 
befindlihes Schiff wahrnimmt, bat hievon jo raſch als 
möglih entweder dem Strandvpogt oder der nächften Ge- 
meindebehörde und diefe dem Strandvogt Anzeige zu 
machen.” Der Strandvogt hat ſich jofort an Ort und 
Stelle zu begeben und die zur Rettung und Bergung ſowie 
zur Aufrechthaltung der Ordnung erforderlihden Maß—⸗ 
regeln zu treffen; bis zu feinem Erfcheinen find die Strand- 
unter- eventuell die Gemeindebeamten zum Erlaß Ddiefer 
Anordnungen berechtigt. Das Strandamt, ſowie die nächſte 
Zollbehörde find von dem Falle unverzüglich durch den 
Strandvogt. in Kenntniß zu fegen. 1% Die Polizeibehörden 


1833 StrandO. 8. vb. RStGB. 
8. 360 Nr. 10. Meves 543 ff. 187 StrandO. 88. 4, 5. Me- 
Lewis II 131. ves 537 ff. 

18 StrandO. $. 47. | 188 Strandd. 8.6. Lewis 

185° Stramdd. $. 17. II 129. 


186 Bal. auch Seemd. 8. 322. 
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müſſen den Requifitionen der Strandbehörden zur Rettung 
von Menfchenleben ſowie zur Bergung und Hilfgleiftung 
Folge leiſten.i!ss Bei Strandung von fremden Schiffen iſt 
der nächſte Conful des betreffenden Staates durch das 
Strandamt zu benachrichtigen. 1% 

b) Die Rettungd- und Bergungsmaßregeln 
baben zunädhft dem Willen des Schiffer gemäß 
zu gejhehen; insbefondere darf nicht wider den ausdrück— 
lich erklärten Willen des Schiffer an das Schiff angelegt 
oder dajjelbe betreten werden, außer wenn dad Schiff von 
der Befagung!®! verlaffen iſt; im dieſem alle bedarf es 
jedoch, falls nicht dringende Gefahr auf Verzug obwaltet, 
der Erlaubniß des Strandvogts. Die Thätigfeit der Vereine 
zur Rettung Schiffbrüchiger fteht jedoch micht unter 
diefen befchränfenden Beftimmungen. Der Schiffer Tann 
die fänmtlichen zu treffenden Maßnahmen dem Strandpogt 
tiberlaffen, darf aber jederzeit auch die Leitung des DVer- 
fahrens wieder an ſich nehmen, jedoch nur gegen Cautions⸗ 
leiftung für die ermachlenen Koften; der Betrag der Kaution 
ift vom Strandoogt oder dem Vorſteher des Strandamtes 
feftzuftellen 17? jedoch) höchſtens auf ein Drittel des Werthes 
der geborgenen Gegenftände. 19 


c) Ohne jede Concurrenz des Schiffers ift der 
Strandvogt verpflichtet, für die Rettung von 
Menjchenleben Sorge zu tragen.!® Zu Ddiejem 


189 Inſtr. 8. 4. | 192 StrandO. 88. 7, 8, dazu 
% Inſtr. 8. 6. Inſtr. 8. 1. Bel. auch 8. 5. 
m Beſatzung: HGB. a. 445: | Meves 540. „ewiß II 180. 
Schiffer, Schiffsmannſchaft fo: 193 Inſtr. 8. 3 
wie alle auf dem Schiffe ange— 19 StrandO. g. 11. Vgl.auch 
ſtellten Perſonen. Meves 540f. 
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Zwecke kann derjelbe auch alle erforderlichen Fahrzeuge und 
Geräthſchaften ſowie jeden außerhalb der öffentlichen Wege 
zum Strande führenden Zugang auch ohne Einwilligung 
der Verfügungäberechtigten in Anfpruch nehmen; auch diefe 
Verpflichtung fteht unter dem obenbezeichneten flrafrechtlichen 
Schuge!% Die Vereinen zur Rettung Schiffbrüchiger ge: 
börigen Fahrzeuge und Geräthichaften Dürfen jedoch zu 
dem angegebenen Zwede vom Strandvogt nur verwendet 
werden, fomweit die Bereinsmannfchaft nicht ſelbſt ein- 
ſchreitet. 196 


d) Die Fortfhaffung der auf dem Schiffe be- 
findlihen Gegenſtände ſowie des Schiffes felbft 
hat nach den Anordnungen des Schiffers oder 
falls letzterer das Verfahren dem Strandvogt 
überlaſſen hat oder nicht dispoſitionsfähig iſt 
oder wenn die Beſatzung das Schiff verlaſſen 
hat, nach den Anordnungen dieſes letzteren zu er— 
folgen.” Die Schiffs- und Ladungspapiere, insbeſondere 
dag Schiffsjournal hat in jedem Falle der Strandvogt an 
fich zu nehmen, Ießtere® mit Datum und Unterjchrift ab- 
zufchließen und dem Schiffer zurlidzugeben. 1% In Ermans- 
gelung einer Beftimmung des Schiffer oder des Strand- 
vogts muß daS Geborgene, fofern feine Hinderniffe ent- 
gegenftehen, bei Verluſt des Anſpruchs auf Berge oder 
Hülfslohn nah dem zunächſt erreichbaren deutjchen Hafen 
oder Landungsplatze gebracht und fofort der nächſten Polizei- 
behörde oder dem Strandvogt angezeigt werden. Die aus 


15 StGB. $. 360 Nr. 10. 17 Strandd. 8.12. Meves 
16 StrandDd. 8.9. Meves | 546 ff. 
542 ff. 198 Strandd. 8. 11. 
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dem Schiffe fortgefchafften Gegenftände find, fobald dies 
thunlich, zu verzeichnen. Werden einzelne Stüde der Ladung 
oder de Schiffs oder fonftige Gegenftände, welche auf dem 
Schiffe fih befunden oder zu demfelben gehört haben, 
während der Hilfs- und Bergungsarbeiten an das Land 
getrieben, fo hat derjenige, welcher Ddiejelben birgt, dies 
einem der mitwirfenden Beamten anzuzeigen und auf Er- 
fordern die Sachen abzuliefern. Der Strandpogt hat dem 
nächſten Steuerbeamten von der Bergung fofort Nachricht 
zu geben und bis zur Ankunft defjelben das ftenerfiscalifche 
Intereſſe wahrzunehmen. Die geborgenen Gegenſtände 
werden von dem Strandamt und dem Zollbeamten gemein» 
fhaftlih in Gemahrfam genommen. Das Strandamt hat 
mit Buziehung des Schiffer und des Bollbeamten ein In: 
ventarium der geborgenen Gegenftände unter Angabe der 
etwa vorhandenen Marken und Nummern und mit Benugung 
der vorläufigen Verzeichniffe aufzunehmen, dabei auch überall 
den Werth und die Menge zu vermerken, fomweit diejelben 
ſich aus vorhandenen Schriftitüden ergeben oder anderweit 
ohne Berlegung der Verpadung”feitzuftellen find. Das In⸗ 
ventarium ift von dem Hollbeamten und dem Schiffer zu 
unterfchreiben, die Einficht defjelben oder die Fertigung einer 
Abſchrift ift auch anderen Betheiligten zu geftatten. 1% 

e) Die geborgenen Gegenftände find dem 
Schiffer bezw. demjenigen, der feine Empfangs— 
berechtigung nacdhmeift, auszuhändigen. Iſt Fein 
Empfangsberechtigter. zu ermitteln oder erachtet dad Strand» 
amt den Nachweis der Empfangsberechtigung nicht als ge- 
nügend erbracht, fo find die geborgenen Sachen vom Strand» 

19 StrandO. 8$. 12, 13—15. Meves 548f. 
Zorn, Staatsrecht II. 38 
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amt in Verwahrung zu nehmen und demnächſt das Aufgebot3- 
verfahren (ſ. unter h) einzuleiten. 

Leicht verderbliche und folche Gegenftände, deren Auf- 
bewahrung mit Gefahr oder unverhältnigmäßigen Koften 
verbunden fein würde, künnen von dem Strandamt öffentlich 
verfauft werden, jedoch bei Anmwejenheit des Empfangs⸗ 
berechtigten nur mit Zuftimmung deffelben oder nach frudt- 
(08 an ihn ergangener Aufforderung, die Gegenftände in 
Empfang zu nehmen. Die Aushändigung darf abgefehen 
von den für das augenblidlihe Bedürfnig der Mannfchaft 
und der Paffagiere erforderlichen Gegenftänden erſt nad 
erfolgter zollamtliher Behandlung fowie Bezahlung oder 
Sicherftellung der Bergekoſten und des Bergelohnes er- 
folgen, 2% 

f) Wenn außer dem alle der Seenoth eines Schiffes 
befiglo8 gewordene Gegenftände aus der See an oder auf 
den Strand getrieben (ftrandtriftig) und vom Strande aus 
geborgen werden, jo ift dies dem Strandvogt oder der 
nächften Polizeibehörde anzuzeigen und die Gegenftände der 
Behörde zur Verfügung zu ftellen; ebenfo verſunkene Schiffs- 
trümmer oder jonftige von Meeresgrund beraufgebradhte 
Gegenftände oder verlafiene Schiffe oder fonftige befiglos 
gewordene und in offener See treibende Gegenftände (feetriftig), 
die von einem Fahrzeuge geborgen werden. 

Die Verpflichtung tritt in diefem Falle ein, fobald das 
bergende Fahrzeug nach der Bergung an der deutſchen 
Küfte anlegt oder vor Anfer geht, fällt aber fort, wenn 
das Fahrzeug inzwilchen an einer fremden Küfte angelegt 
hat, oder vor Anker gegangen ift, und die Berger dort die 


200 StrandD. 88. 16, 18, 19. 
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geborgenen Gegenftände dem Eigenthüimer oder einer Behörde 
zur Derfügung geftellt haben. 

Auf Gewäflern, melde mit der See in Verbindung 
ftehen, finden dieſe Borfchriften nur dann Anwendung, wenn 
dies landesrechtlich bejtimmt iſt. 201 

Die Unzeige hat die genauen Angaben über Zeit, Ort 
und Umftände der Bergung fowie den beanſpruchten Kohn 
zu enthalten; bezüglich des aufzunehmenden Inventars, der 
Anzeige an die Zoll- und Steuerbehörden, des Verkaufes 
leicht verderblicher Gegenftände gelten die obigen Vorſchriften; 
ift der Empfangsberechtigte ſofort zu ermitteln, fo find ihm 
die Öegenftände nach Maßgabe der oben bezeichneten Vor⸗ 
Ihriften auszuhändigen, außerdem ift daS Aufgebotöverfahren 
einzuleiten. Die Einzelftaaten find überdies berechtigt, noch 
außerdem bejondere Anmeldeftellen zu errichten, welchen die 
Strandämter jede Bergung von Gegenftänden der oben bezeich- 
neten Art mitzutheilen haben; auf diefen Anmeldeftellen ift 
ein Verzeichniß dieſer Gegenftände zu führen und öffentlich 
außzulegen, jowie Auszüge aus demjelben in angemeflenen 
Friſten zu publiciren.?02 

g) Wenn auf der Rhede oder im Fahrwaſſer eines 
Hafens verjunfene Wrads, Anker oder andere Gegenftände 
die Schifffahrt beeinträchtigen und der Eigenthümer entweder 
nicht befannt oder zur Fortſchaffung derjelben nicht bereit 
ift, jo ift die Behörde befugt, die Beſeitigung zu ver: 


- anlaffen und zur Dedung der Koften die befeitigten Gegen- 


ftände öffentlich zu verkaufen. Der Reſt des Erlöfes iſt 
dem Cmpfangsberechtigten hinauszugeben, eventuell das 


201 SeemO. $. 22. Meves 550-552. Lewis II 
202 Strandd. 88. 20 — 24. | 135. 
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AufgebotSverfahren einzuleiten; bleibt letzteres fruchtlos, jo 
fällt der Erlss der Seemannscaffe bezw. Mangels einer 
foldden der Drt3armencaffe zu. 203 

h) it der Empfangsberechtigte unbekannt, fo find zunächft 
durch das Strandamt geeignete Nachforſchungen zu pflegen 
und dem durch Ddiefe ermittelten Empfangsberechtigten die 
Gegenftände auszuhändigen. Andernfalls tritt das Auf 
gebot3verfahren ein. 

Im YAufgebot3verfahren werden alle unbelannten Bered- 
tigten aufgefordert, bis zu einem beftimmten Termine bei 
dem Strandamte ihre Anfprüche anzuzeigen, widrigenfallß 
diefelben bei der Verfügung über die geborgenen Gegenftände 
unberädfichtigt bleiben würden. 

Der Termin ift auf vier Wochen bis neun Monate zu 
beftimmen. Das Aufgebot wird durch Aushang (Anfchlag) 
an der Amtsftelle ſowie nach dem Ermeſſen des Strand- 
amte8 durch eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen 
Dlättern und Anfchlag an Börfen und anderen geeigneten 
Drten befannt gemadt. Zur Erjparung von Koften Tann 
das Aufgebot fo lange außgefegt werden, bis eine angemeſſene 
Zahl von Gegenftänden angefammelt ift. 

Ein Ausſchlußbeſcheid wird nicht erlafien. ?% 

Wenn der Empfangsberechtigte auch Durch das Aufgebots⸗ 
verfahren nicht ermittelt mird, jo werden egenftände, 
welche in Seenoth vom Strande aus geborgen find, des⸗ 
gleihen Seeauswurf und ftrandtriftige Güter gegen Erlegung 
von Bergefoften und Bergelohn, ſowie nad erfolgter zoll⸗ 
amtliher Behandlung dem Landesfiscus übermiefen. 20 


> Strandd. $. 25. %5 StrandD. 89. 281, 35% 2. 
2 StrandO. 88. 26, 27. Lewis II 138, 142. 
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Unter gleicher Vorausfegung werden verfunfene und fee= 
triftige Gegenftände dem Berger überwiefen. Die Antheile 
mehrerer Mitberechtigter beftimmen fich nach den Vorjchriften 
des HGB. über PVertheilung des Berge- und Hilfslohnes 
unter mehrere Berechtigte, 20 

Hat jedoch der Berger die ihm nad dem Geſeztz oblie- 
gende Anzeige ($. 21) unterlafien, jo fällt die geborgene Sache 
oder deren Werth an die Seemannscafje des Ortes des 
Strandamtes, eventuell an die OrtSarmencaffe, 207 

Der Empfänger ift, wenn verfäumte Anjprüche fpäter 
geltend gemacht werden, injomweit, als er fich dann im Befite 
der Sache noch befindet oder durch den aus derfelben ge- 
löften Werth noch bereichert ift, dem Berechtigten zur Ent- 
Ihädigung verpflichtet. Das ihm nad) Maßgabe der vorbe- 
zeichneten gefeglichen Beftimmungen zugefprocdhene Recht ift 
demnach Fein Eigenthumsrecht. Handelt e8 fich um Gegen⸗ 
ftände, welche dem Berger zu überweiſen find, fo behält der- 
jelbe auch die Bereicherung, ſoweit diefelbe den Bergelohn 
nicht überfteigt. 208 

Sind dagegen Anfprüche angemeldet, fo fordert das 
Strandamt binnen einer beftimmten präcluſiviſchen Frift 
die eventuell Berechtigten ($. 35) zur Erklärung über die 
erhobenen Anfprüche auf. Erfolgt daraufhin kein Widerſpruch, 
jo werden die Gegenftände nach Maßgabe der obigen Be— 
flimmungen dem Antragfteller ausgehändigt; erachtet jedoch 
das Strandamt den Anfpruch nicht für völlig erwiefen, fo 
darf die Aushändigung erft nad Ablauf des Aufgebots- 
termined, falls feine weiteren Anfprüche geltend gemacht 
werden, erfolgen. Erheben die eventuell Berechtigten Wider- 


206 StrandO. 8. 853 vb. | 307 StrandO. $. 36°. 
HGB. a. 751. 208 StrandO. 8. 28°. 
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fprud, fo muß gegen den Widerfprechenden Seitens des 
Antragfteller® Klage erhoben merden; ift abgefehen von 
diefem Fall des Widerſpruchs der eventuell Berechtigten die 
Empfangsberechtigung unter mehreren Antragftellern ftreitig, 
jo beftimmt das Strandamt denjenigen, gegen welchen die 
übrigen binnen einer zugleich zu fegenden Präckufiofrift zu 
flagen haben; die Klage ift am Orte des Strandamtes an- 
zuftellen. Der Bellagte fann gegen Caution die Aushändigung 
der Gegenftände verlangen. 20° 

i) Für Rettung und Bergung von Schiff oder 
MWaaren dürfen nah Maßgabe des Geſetzes Bergungs- 
und Hilfsfoften bezw. Berge- und Hilfslohn?!? beanfprucht 
werden. 211 

e) Zu den Bergungs- und Hilfskoſten gehören die 
in der Strandungsordnung vorgefehenen Vergütungen für 
die Anzeige eines in Seenoth befindlichen Schiffes bei der 
Strand» oder Gemeindebehörde, die von leterer bezüglich 
einer derartigen Anzeige zu machenden Aufwendungen für 
Boten oder Beförderungsmittel, die Entjchädigungen für bie 
vom Strandvogt zur Rettung von Menfchenleben in Ans 
fpruch genommenen Fahrzeuge und Geräthfchaften, die Koften 
der Verhandlungen über Ermittelung der Empfangsberecdhtigten 
ſowie des Aufgebot3verfahrens, überhaupt alle Koften und 
Gebühren der Behörden, ferner die von den geborgenen oder 
geretteten Gegenftänden zu entrichtenden Zölle und fonftigen 


09 StrandO. 88. 29, 30, 31. | das Verhältniß ded „deutichen 
Zu 8.29 f. Lewis II 139. Handelsgeſetzbuches von 1864” (!!) 
210 Ueber den Unterfchied von | zur Strandungsordnung iſt 
Bergelohn und Hilfälohn f. Le- | ganz unverſtändlich; ſoll letztere 
wiö II 114. den Anſpruch auf Bergelohn 
212 Die Bemerkung von ®&eff- | bejeitigt haben? 
den zu Heffter $. 79° über 
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| Abgaben, ſowie die Koften zum Zweck der Aufbewahrung, 


Erhaltung, Abfehägung und Veräußerung derjelben. ?'? 

Die Feſtſtellung diefer Koften hat Mangels gütlicher 
Einigung nah Anhörung der Betheiligten vorläufig durch 
das Strandamt zu gejchehen; die von diefem entworfene 
Berechnung ift ſodann der AuffichtSbehörde mit gutachtlichen 
Bemerkungen mitzutheilen und von diefer eventuell (nur falls 


"das Landesrecht dies beftimmt, durch das Strandamt felbft) 


die definitive Entjcheidung nad) Maßgabe der Beſtimmungen 
des HGB. zu treffen; der Beſcheid ift jedem Betheiligten 
zu Protofoll befannt zu machen oder nad) den civilprocefiu- 
aliihen Vorſchriften in Ausfertigung zu infinuiren. ?13 Gegen 
denfelben ift Berufung auf richterliches Gehör geftattet; die 
Klage ift binnen einer Präclufivfrift von regelmäßig 14 
Tagen bei dem für den Ort des Strandamtes zuftändigen 
Gerichte anzubringen; durch Erhebung der Klage verliert 
die adminiftrative Entfcheidung ihre Kraft. ?!* Die Erhebung 
und Bertheilung der feftgefegten Koften gefchieht in der Regel 
durh das Strandamt.?° Die Bezahlung diefer Koften 
erfolgt, wenn andermweite Befriedigung nicht zu erreichen iſt, 
aus Staatsmitteln; auch kann die Zahlung derjelben aus 
StaatSmitteln vorſchußweiſe verlangt werden. 216 

#) Bon den Berge und Hilfskoften iſt zu unterfcheiden 
der Berge- und Hilfslohn,?!? welcher fich lediglich nad 
Maßgabe der im Handelsgeſetzbuch enthaltenen Borjchriften 


22 HGB. a. 7452. Strandd. | auch $. 32 über Bezahlung der 


$.10 vb. 88.4, 5, 9, 34. Koften im Yale der As nad) 
213 CPO. 8.152 ff. S. 80. Ferner HGB. a. 755. 
214 StrandO. 8.39 dazu HGB. T HGB. a. 142-766 vb. 

a. 744, 756 Sta 88. 20, 21. Vgl. dazu 


215 Santd. 88. 36—4l. auch die Specialbeftimmung in 
216 StrandO. 8. 10. Bol. | 8.45. Lewis II 112ff. 
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beftimmt. Der Anfpruch auf Bergelohn entfteht im jedem 
alle, wenn in einer Seenoth ein Schiff oder deſſen Ladung 
ganz oder theilweife, nachdem fie der Verfügung der Sciffs- 
befagung entzogen oder von derjelben verlaffen waren, von 
dritten Perfonen an fi genommen und in Sicherheit ge- 
bracht wurden. 

Wird außer dem vorftehenden Fall ein Schiff oder defien 
Ladung durch Hülfe dritter Perfonen aus einer Seenoth ge 
reftet, jo haben diejelben nur Anſpruch auf Hülfslohn. ?is 
Berner ift der Anſpruch auf Bergelohn begründet, wenn 
Seeauswurf, verfunfene, jee- oder ftrandtriftige Gegenftände 
geborgen werden. ?1? 

Auf Berge- und Hilfslohn hat feinen Anſpruch: 

1. wer feine Dienfte aufgedrungen, in&befondere ohne 
Erlaubnig des anmwejenden Sciffer8 das Schiff bes 
treten hat; _ 

2. wer von den geborgenen Gegenftänden dem Schiffer, 
dem Eigenthümer oder der zuftändigen Behörde nicht 
jofort Anzeige gemacht hat; 

3. die Schiffsbefagung des verunglüdten oder gefährdeten 
Schiffes. 27 

Der Berge- und Hilfelohn kann vertragsmäßig feftgeftellt 
werden, jedoch ift dies nicht ftatthaft, fo lange das Schiff 
fih in Seenoth befindet. In Ermangelung einer vertrags- 
mäßigen Bereinbarung entjcheidet der Richter nach billigen 
Ermeflen; zum Berge: und Hilfslohn gehören auch die Ber- 
gütungen für gemachte Aufwendungen, ??! 


218 HGB. a. 742. Dazu 743, | 79 HGB. a. 752, 742°, 
5i. 1 HGB. ca. 743, 742. Dazu 
219 StrandO. 88. 20, 21. 146. Inſtr. 3. StrO. 8.2. 
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Auf eine Duote des Werthes der geretteten oder geborgenen 
Gegenftände darf der Berge- oder Hilfslohn nur nad) über⸗ 
einftimmendem Antrag der Parteien normirt werden; 22? Der 
Bergelohn fol den dritten Theil des Werthes der geborgenen - 
Gegenftände nicht überfteigen; nur ausnahmsweife darf er 
biß zur Hälfte fteigen; der Hilfslohn muß jedenfalls unter 
dem Bergelohn bleiben. 2? 

k) Wer den Vorſchriften iiber Anzeige eines in Seenoth 
befindlichen Schiffes ($. 4), über das Betreten des Schiffes 
($. 71), Sortfchaffung der auf demfelben befindlichen Gegen- 
ftände (8. 121), Anzeige von ans Land getriebenen Sachen, 
Seeausmurf und verfuntenen Gegenftänden (88. 13, 20, 21) 
zumiderhandelt, hat Geldftrafe bi zu 150 Marf oder Haft 
ftrafe, eventuell höhere Strafe nach Maßgabe der Beftimmungen 
des allgemeinen Strafgefegbuches verwirkt. 2% 

4. Zum Strandrecht gehören fodann noch folgende all- 
gemeine Borfchriften des Strafgeſetzbuches: 

a) Wer vorfäglih ein zur Sicherung der Schifffahrt 
beſtimmtes Feuerzeihen oder ein anderes zu diefem Zwecke 
aufgeftellte8 Zeichen zerftört, wegfchafft oder unbrauchbar 
macht, oder ein ſolches Weuerzeichen außlöfcht oder feiner 
Dienftpflicht zumider nicht aufftellt, oder ein falſches Zeichen, 
welches geeignet ift, die Schifffahrt unficher zu machen, auf- 
ftellt, inSbefondere zur Nachtzeit auf der Strandhöhe Feuer 
anzlindet, melches die Schifffahrt zu gefährden geeignet ift, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. 

Iſt durch die Handlung die Strandung eines Schiffes 
verurfacht worden, fo tritt Zuchthausftrafe nicht unter fünf 

2 HGB. a. 2 Strandd. $. 43. 


333 908 a. 248 Gag, Lewis 
II 121 
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Sahren und, menn der Tod eines Menſchen verurſacht 
worden ift, Zuchthausftrafe nicht unter zehn Jahren oder 
lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 22 

b) Wer vorfäglich die Strandung oder das Sinken eines 
Schiffes bewirkt und dadurch) Gefahr für das Leben eines 
Anderen berbeiführt, wird mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren und, wenn durd) die Handlung der Tod eines Menfchen 
verurjacht worden ift, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren 
oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beftraft. 22° Neben den 
Strafen zu a) und b) fann auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht 
erfannt werden. 277 
6) ft eine der unter a) und b) bezeichneten Handlungen 
aus Fahrläffigkeit begangen morden, jo ift, wenn durd) die 
Handlung ein Schaden verurfacht worden ift, auf Gefängniß 
bi8 zu einem Jahre und, wenn der Tod eines Menfchen 
verurfacht worden ift, auf Gefängnig von einem Monat bis 
zu drei Jahren zu erkennen, 2? 


F. Seeranb,% 


Dem Schuß der Handelsfchifffahrt dienen fpeciell die 
ftrafrehtlihen Vorſchriften über Seeraub. Nah 
deutſchem Rechte wird der auf offener See begangene Raub 


235 SGB. 8. 322. Staatövertrag v. 20. Dec. 1841 
236 SGB. 8.323. der GSeeräuberei gleichgeftellt 
27 SGB. $. 325. worden. Die Sontrahenten ver- 
228 SGB. $. 326. pflichten fich allerdings in a. 1 


29 Bluntihli $. 343 ff. | „ein ſolches Gewerbe für ein 
Heffter-Geffcken 8. 104, (dad Verbrechen der Seeräuberei zu 
deutiche Strafgejegbuch eriftirt | erflären”. Bon Seiten Preu⸗ 
für die Verf. nicht). Perels126, ßens bezw. des Deutichen Rei⸗ 
Calvo II 288. Heffter zu | bed ift Died jedoch nicht ge- 
Geffcken 8. 1047 giebt an, der | jchehen, es gelten für Beftrafung 
Sklavenhandel jei durch den des Sklavenhandels nur einzel- 
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mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren beftraft.22° Diefe 
Strafbeftimmung richtet fi einmal gegen jeden Seeraub, 
welcher auf deutſchen Schiffen begangen ift, gleichgiltig ob 
von In⸗ oder Ausländern, denn deutjche Schiffe auf hoher 
See gelten als zum deutſchen Reiche gehöriges Gebiet und 
die Strafgefege des deutſchen Reiches finden Anwendung auf 
alle im Gebiete deifelben begangenen ftrafbaren Handlungen, 
auch wenn der Thäter ein Ausländer ift. 221 


Ebenjo findet jene Beftimmung Anwendung auf einen 
von Deutfchen auf einem fremden Schiffe begangenen See- 
raub, fofern die Geſetze desjenigen Staates, welchem das 
Schiff angehört, den Seeraub mit Strafe bedrohen, was 
allgemein der Yal fein wird. 232 


Dagegen kann eine Strafverfolgung von Ausländern 
wegen eined auf fremden Schiffe begangenen Seeraubes 
nach deutſchem Recht nicht ftattfinden; die Behauptung, daß 
Geeraub ein crimen generis humani fei, zu defjen Beftrafung 
in jedem alle jeder Staat die Competenz habe, entbehrt 


ftaatlihe Bartikulargejege, deren 
Nechtöfraft überdies beitritten 
if. Bal. Gareis dad Völfer- 
recht und der Menfchenhandel. 

330 RStGB. 8. 250 3. 3 
Ueber das Berfahren deutjcher 
Kriegsichiffe bei Verfolgung von 
Piratenichiffen in den chineft- 
ſchen Gewäſſern erging eine 
ſehr umfaflende und interefjante 
V. d. Kaiſ. Admiralität v. 20. 
Aug. 1877, welde Perels 
328 ff. mittheilt. Zur Berfol- 
gung ijt ein Mandarin zu re 
quiriren, „unter deſſen Auto- 


rität alle Handlungen vorzu- 
nehmen find”, welche Die Unter- 
fuchung betreffen. 

3 RSIGB. 8. 3. Dazu 
StPO. 8. 10. Dagegen |pricht 
aud nit StGB. $.8: „Aus— 
land im Sinne diejed Straf: 
gefeßed ift jedes nicht zum 
Deutſchen Reich gehörige Ge- 
biet”, denn die deutſchen Schiffe 
auf See find eben „zum Reiche 
gehöriges Gebiet”. Unzutreffend 
demnach Perels 72. 

232 RStGB. 8. 4 3.3. 
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Nur in den dhinefifchen Ges 


wäſſern haben die deutjchen Kriegsfchiffe ein weiter gehendes 


Recht. 2% 


233 Diefe Behauptung findet 
fih, foviel ich jebe, in allen 
völterrechtlichen Werfen. Auch 
Perels trägt S. 66 ff., dann 
noch einmal $$. 16—18 dieje 
Theorie vor, durch die Anmer: 
tung 3 auf ©. 130 aber, welche 
richtig tft, wird jene ganze Er⸗ 
örterung hinfällig. Calvo II 
89: „les pirates étant enne- 
mis de toutes les nations 
peuvent ötre attaqu6s, pris 
et juges partout et par 
tous les Etats“. Blunt- 
ee 8. 346: „dad Piraten: 
hiff kann in jeden Hafen 
eined civilifirten Staates ge- 
Draht und daſelbſt Die 
Mannihaft vor Gericht ge- 
ftelt und beftraft werden. — 
Dem Recht ver Berfolgung, 
woran alle civilifirten Staa⸗ 
ten gleihmäßig Theil haben, 
entipriht dad Recht der Be- 
ftrafung, woran wieder alle 
Staaten concurriren.” Dazu 
der Nachſatz: „aber das gilt nur 
von der völkerrechtlich erfann- 
ten (!) Seeräuberei und tft 
keineswegs auf Fälle audzu- 
dehnen, welche nur (!) nach be- 
jonderem Landesgeſetz als Pi— 
raterei behandelt werden. 


Für ſolche Fälle gelten die 
gewöhnlichen Grundſätze der 

erichtsbarkeit.“ Den iu: 
riſtiſchen Inhalt dieſes Satzes 
habe ich mir nicht klar 
zu machen vermocht. Pe— 
rels 67 behauptet ſogar 
für alle Staaten das Recht, 
durch ſeine Kriegsſchiffe „alle 
Verbrechen gegen dad Völker⸗ 
recht“ verfolgen zu dürfen, und 
gleichviel wo und von wen ſol⸗ 
che begangen werden, joweit 
damit nur nicht ohne Titel in 
eine fremde Rechtsſphäre ein- 
gegriffen wird. Kent I 183ff. 
„Pirates have been regarded 
by all civilized nations as 
the ennemis of the human 
race and the most atrocious 
violators of the universal law 
of societv — — they are 
every where pursued and 
punished with death — every 
nation has a right to attack 
and exterminate them — & 
pirate who is one by the 
law of nations may be 
tried and punished in any 
country where he may be 
found.“ — 

2 V. 9.20. Aug. 1877, II. 
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III. Die perfönlichen Rechtsverhältniffe der Seefahrer. 


A. Die Befähigung 

zum Schiffer, Steuermann, Maſchiniſten, Lootjen.?35 

I. Gemäß RB. a. 54? Hat da8 Reich aud, die Be- 
dingungen feftzuftellen, von melden die Erlaub- 
niß zur Führung eine Seeſchiffes abhängig ift. 

Demgemäß jchrieb die Gewerbeordnung? vor, daß See- 
ſchiffer, Seefteuerleute und Seelootfen ihr Gewerbe 
nur ausüben dürfen auf Grund eines in Folge beftandener 
Prüfung von der competenten Berwaltungsbehörde ausge- 
ftelten Befähigungszeugniffes. Dieſe Vorſchrift wurde 
fpecialgefeglich noch dahin erweitert, daß den Steuerleuten 
auh die Mafchiniften auf Seedampfichiffen gleichgeftellt 
wurden. 237 

Die nah Maßgabe der reichörechtlichen Vorſchriften er- 
worbenen Zeugniffe gelten für das ganze Reichsgebiet; nur 
die Rootfenzeugniffe beziehen fich inımer nur auf ein beftimmtes 
Fahrwaſſer. 238 

II. Zur Ausführung der obigen Borfchriften erließ der 
Bundesrath drei umfaſſende VBollzugsverordnungen v. 25. Sept. 
1869 (BGB. 660) 30. Mai 1870 (BGB. 314) und 30. Juni 
1879 (EB. 427) dazu die Specialverordnung v. 21. Dee. 
1874 (CBl. 1875, 51). 


25 König 223f. Laband | Lootje ift ein Organ der ftaat- 
II 463—466. lichen Seepolizei, vgl. Lewis 
336 GewO. 8. 311. S. oben ©. | I 137. 
140. Weber den Umtaufch älterer | 23° Bezüglich der vor dem 
Zeugnifie V. d. BR. v. 19. Sunt | 1. Mai 1870 einzelftaatlich zu- 


1875 (CHL. 371). gelafjenen Schiffer und Steuer- 
37&. v. 11. Zunt 1878 | Jeute |. V. v. 25. Sept. 1869 
(RGB. 109). 86. 14—19. 


238 GewO. 8. 31?. Der 
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Darnach ift: 

1. Die Rootfenprüfung ganz den Einzelftaaten über- 
jaſſen; das Reich fordert nur überhaupt die Prüfung, 

2. Für Steuerleute gelten folgende Vorſchriften: 24 

a) die Steuermannsprüfung ift abzulegen nad) Maßgabe 
der reich8rechtlichen Vorfchriften, die Zulafjung der Prüfung 
ift bedingt von dem Nachweis einer auf den Ablauf des 
fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindeftens 33monatlichen 
Vahrzeit zur See, von melcher mindeſtens zwölf Monate 
auf den Dienft entweder als Bollmatrofe auf Segeljchiffen der 
Handelsmarine oder als Matrofe I. oder 11. Klafje in der 
Bundes-Kriegsmarine entfallen müfjen;?* 

b) die Zulaffung als Steuermann auf großer Fahrt 
(1. ©. 608 ff.) feßt jedoch eine mindeftens 45 monatliche 
Dienftzeit auf See nad) zurüdgelegtem 15. Lebensjahr voraus, 
von welcher Zeit mindeftend 24 Monate auf den Dienft als 
Bollmatrofe auf einem Handels- oder als Dbermatrofe auf 
einen Kriegsſchiff und darunter wieder 12 Monate auf den 
Dienft auf einem Segelfchiff entfallen müfjen;?? 
0) Steuerleute, welde auf Grund des S.11 der 2. 
v. 25. Sept. 1869 als Yührer von Segelſchiffen unter 
250 Tonnen Tragfähigkeit und von Dampffchiffen jeder 
Größe in Europäifcher Fahrt zugelafien zu werden münjchen, 
haben die Zurüdlegung einer auf die Zulaffung als Steuer: 
mann folgenden mindeſtens 36 monatlichen Fahrzeit als 


20 V. v. 25. Sept. 18609 88. 8, | dazu V. d. RK. v. 25. Juni 1875 
dazu Anlage I. zu V. v. 30. | (CBl. 376). 

Mai 1870, vgl. ferner besüglic 22 V. v. 25. Sept. 1869 8. 7. 
der für Zulaffung zur Prüfung | Prüfungd-Zeugnig Yormular A 
erjorberlichen Zeugniffe die cit. | zur V. v. 30. Mai 1870. Dazu 
V. 8.3 auch Formular C. Befähigungs- 
241 V. v. 25. Sept. 1869 8. 8, Zeugniß Formular D. 
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Steuermann, davon wenigſtens 24 Monate al Einzelfteuer- 
mann, nachzumeifen;?* 

d) ehemalige Dfficiere der faiferlihen Marine fünnen 
ohne jede Prüfung als Steuerleute auf großer Fahrt zuge- 
lafjen werden. ?4 

3. Bezüglih der Maſchiniſten gelten die nachfolgenden 
Vorſchriften: 

a) Es wird unterſchieden zwiſchen Maſchiniſten dritter, 
zweiter und erſter Claſſe; die Prüfung für ſämmtliche Claſſen iſt 
abzulegen nach Maßgabe der reichsrechtlichen Beſtimmungen. ?*5 
Eine Prüfung welche für die zweite Claſſe nicht geniigt, Tann 
als für die dritte genügend erklärt werden. ?% 

b) Um zur Mafchiniftenprüfung dritter Claſſe zugelafjen 
zu werden ift erforderlich die Zurücklegung einer auf den 
Ablauf des 15. Lebensjahres folgenden mindeftens 43 monat⸗ 
lichen Lehrzeit entweder ganz im Mafchinenperfonal von 
Dampfichiffen oder theilmeife in folcdem, theilmeife in einer 
Maſchinenwerkſtatt. Bon der Lehrzeit im Mafchinenperjonal 
müffen mindeftens 12 Monate an Bord in Fahrt befindlicher 
Dampfſchiffe zugebracht fein. 

Um zur Maſchiniſtenprüfung zweiter Claſſe zugelaſſen zu 
werden, iſt erforderlich die Zurücklegung einer auf den Ab⸗ 
lauf des 15. Lebensjahres folgenden mindeſtens 60 monat» 
lichen Lehrzeit in einer Mafchinenmerkftatt oder im Mafchinen- 
perfonal von Seedampfſchiffen. Bon der Lehrzeit müſſen 
mindeftend 24 Monate in der Maſchinenwerlſtatt und min⸗ 


223 V. v. 30. Mai 1870 8.173, 
24 8. v. 21. Dec. 1874 
(CBL. 1875, 51) 8.2. 
> ®.». 30. uni 1879 $.1. 
Ueber die Umänderung der frü— 


her erworbenen Zeugnifle j. 8. 5. 
Ueber die Einrichtung der Prü- 
fung $. 11 ff., ferner die An- 
lagen T. IL, III. 

246 Ebenda 8. 4. 
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deftens 24 Monate in dem Mafchinenperfonal in Fahrt be- 
findlicher Seedampfſchiffe zugebracht fein. 

Um zur Majchiniftenprüfung erfter Claſſe zugelafjen zu 
werden, ift erforderlich die Zurüdlegung einer mindeftend 
24 monatlihen Dienftzeit als Maſchiniſt zweiter Claſſe auf 
in Fahrt befindlichen Seedampffchiffen. ** 

c) Ein Befähigungszeugniß für Mafchiniften dritter Elafje 
berechtigt zur Leitung der Mafchinen von Schleppdampffchiffen 
und von ſolchen Seedampfſchiffen, deren Fahrten fich nicht 
über 50 Seemeilen von der Küfte erftreden. 

Ein Befähigungszeugniß für Mafchiniften zweiter Claſſe 
berechtigt zur Leitung der Mafchinen von Seedampfichiffen 
auf europäifcher Fahrt. 

Ein Befähigungszeugnig für Mafchiniften erfter Claſſe 
berechtigt zur Leitung der Mafchinen auf jeder Seefahrt. *® 

d) Die Mafchiniften und Mafchineningenieure der Kriegs⸗ 
marine dürfen auf Grund ihrer Befähigungszeugnife als 
Mafchiniften auf Handelsfhiffen fahren und zwar die Ober- 
majchiniftenapplilanten als Mafchiniften dritter, die Ma- 
ihiniftenmaate und Obermafchiniftenmaate als folche zweiter, 
die Mafchiniften, Obermajciniften und Mafchineningenteure 
als folche erfter Claſſe. 24 

4. Die Schifferprüfung kann ſich beziehen: 

a) auf Küſtenſchifffahrt. 

Darunter ift zu verftehen die Fahrt in der Nordjee biß 
zum 61. Grade nördlicher Breite und in der Oſtſee a) mit 
Seeſchiffen unter 30 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) Trag⸗ 
fähigkeit, b) mit folchen Fahrzeugen jeder Größe, welche ſich 


247 (Shenda 8. 3. Ueber die 248 Ebenda 8.2. 
ber Meldung beizulegenden Nach: | 249 Ebenda $. 6. 
weijungen $. 10. 
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nicht über 20 Seemeilen von der Küfte entfernen und nicht zur 
Beförderung. von Reifenden dienen, c) mit Heinen zur Fiſcherei 
dienenden Fahrzeugen, (Kutteen, Schaluppen ꝛc.) und mit 
Lootſen⸗ und Luftfahrzeugen.?% Ob und in welcher Weife 

. für Küftenfchifffahrt eine Prüfung ftattfinden fol, haben die - 
Einzelftaaten zu beftimmen. 2° 

b) Kleine Fahrt. 

Darunter ift zu verftehen die Fahrt in der Nordfee bis 
zum 61° n. Br. und in der Oſtſee auf Schiffen von 30 big 
100 Zonnen (1000 kg) Tragfähigkeit? Borausfegung 
der Zulaffung zur Prüfung ift mindeftend 60 monatlicher 
Dienft zur See nad) zurüdgelegtem 15. Xebensjahr.?°° Der 
Inhalt der Prüfung ift genau vorgefchrieben.?* Die Prüfung 
kann ſolchen Perfonen erlaffen werden, welde die Steuer- 
manndpritfung beftanden haben;2°5 in diefem Falle ift ſolches 
unter Vorlage der Nachweife über beftandene Steuermanng- 
prüfung ſowie der oben bezeichneten Dienftzeit auf See bei 
einer PBrüfungsconmmiffion zu beantragen, deren Borfigender 
entfcheidet. 2% Ohne Prüfung find zuzulaſſen a) ehemalige 
Lieutenants zur See und Geeofficiere höherer Chargen der 
Faiferlichen Marine ohne jeden Nachweis der Fahrzeit b) ehe- 
malige Unterlieutenant® zur See nach Zurüdlegung einer 
mindeſtens 60 monatlihen Fahrzeit nach Ablauf des 15. Lebens⸗ 
jahres. 257 


350 V. v. 26. Sept. 1869 $.1. | Mai 1870. Brüfungdzeugniß 

2531 V. v. 25. Sept. 1869 $.4. | Yormular G, Befähigungszeug- 

253 V. v. 26. Sept. 1869 8.2. | nik Yormular H, I. 

2353 V. v. 26. Sept. 1869 8.6.) 25 V. v. 25. Sept. 1869 8.5. 
Bol. dazu B.v.30.Mai18708.3. 35 V. v. 30. Mai 1870, 28.19. 

24 V. v. 26. Sept. 1869 8.5, | 237 V. v. 21. Dec. 1874 8. 3. 
dazu Anlage III. zur V. v. 30. 


Zorn, Staatsrecht IL. 39 





610 Buch XI. Das äußere Staatörecht Des Deutichen Reiches. 


c) Große Fahrt. 
- Diejelbe umfaßt alle Seefahrt, die nicht unter a) und b) 
fällt und zerfällt ihrerjeitß wieder in europäiſche Fahrt 
d. i. Fahrt nach europäifchen Häfen, wobei -jedoch die ſämmt⸗ 
lichen Häfen des mittelländifchen, aſowſchen und ſchwarzen 
Meeres als europäiſche gelten und außereuropäiſche 
Fahrt. 258 
Die Zulaffung zur großen Scifferprüfung jest voraus 
1. die beftandene Stenermannsprüfung, 2. die Zurücklegung 
einer auf die Zulafjung als Steuermann folgenden mindeftens 
24 monatlihen Fahrzeit zur See als Steuermann auf Kauf: 
fabrteifchiffen, 3. die Ausführung und Schriftliche Aufzeichnung 
von Beobachtungen und Berechnungen über Kurfe und 
Diflanzen, Breite und Länge während diefer Fahrzeit. 2° 
Die Prüfung erfolgt nach Maßgabe der reichgrechtlichen 
Vorſchriften. 28 

Für die Zulaffung als Schiffer auf Europäijder 
Fahrt mit Segelfchiffen unter 250 Tonnen (zu 1000 Kilos 
gramm) Tragfähigkeit und mit Dampfichiffen jeder Größe 
genügt jedoch: 

a) die Ablegung der Steuermannzprüfung, 

b) die Zurüdlegung einer auf die Zulafjung als Steuer- 
mann folgenden mindeften® 36 monatlichen Fahrzeit 
zur See als Steuermann, von welcher mindeftend 
24 Monate als Einzelſfteuermann zugebracht ſein 


müſſen. 281 
258 V. v. 26. Sept. 1869 8.3. ebenda Formular B Be 
Dal. auch Seemd. $.7 fähigungözeugniß Formular E, 


359 V. v. 25. Sept. 1868 8.10. | für blos europäilche Fahrt F. 
Dazu B.v. 21. Dec. 1874 8.4. 31 V. v. 25. Sept. 1869 8. 11, 
Anlage II zur V. v. 30. | dazu V. v. 21. Dez. 1874 8. 4. 

Mai 1870. Prüfungszeugniß 
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Außerdem find als Schiffer auf großer Yahrt ohne 
Prüfung zuzulafien a) ehemalige Lieutenant zur See und 
Seeofficiere höherer Chargen der Taiferliden Marine nad) 
BZurüdlegung einer auf den Ablauf des 15. Lebensjahres 
folgenden mindeftend 69 monatlichen Yahrzeit zur See b) 
ehemalige UnterlieutenantS der Marine nach Zurüdlegung 
der gleichen Fahrzeit, wenn davon mindeften® 24 Monate 
als Unterlientenant oder Steuermann gedient find. 262 


II. Die Prüfungscommiffionen find von den Einzel- 
ftaaten zu beftellen, jedoch nad) Maßgabe der fehr detatllir- 
ten Borfchriften des Neiches;?® zur Ueberwachung des 
Prüfungswejens ernennt der Reichskanzler nach Bernehmung 
der Bundesrathsausſchüſſe für Handel und Verkehr befondere 
Snfpectoren.?* Die Inſpectoren können gegen die Ent- 
Iheidung der Prüfungscommilfion Einſpruch erheben und 
dann den Streitfall zur Entfcheidung des Reichskanzlers 
bringen. Weber die Prüfung ftellt die Commiffion ein 
Prüfungszeugniß aus, auf Grund deſſen jodann 
die Berwaltungsbehörde das Befähigungszeugniß 
ertheilt; die näheren Borjchriften hierüber erlaffen die 
Einzelftaaten. 265 


IV. Auf großer Fahrt müffen Schiffe von 100 Tonnen 
und mehr Tragfähigkeit einen Steuermann haben; bat ein 
Schiff auf großer Fahrt mehrere Steuerleute, jo muß einer 


262 V. d BR. v. 21. Dee. | 17,19, 28.19. Dazu auch 2. 


1874 $.1. v. 21. Dec. 1874 $$.5, 6. Der 
% V. v. 30. Mai 1870 $.1. | erjteren B. find auch die For- 
v. 30. Juni 1879 8.8 ff. mularien beigefügt. DB. v. 30. 


+ V. v. 30. Mai 1870 8.23, | Zuni 1879 88. 23 - 25. Dazu 
8.20. B.v. 30. Suni 18798. 29. | in Anlage die Yormularien. 
35 V. v. 30Mai1870, 188.16, 
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derfelben die große Schifferprüfung abgelegt haben. 2*s 
Schleppdampfſchiffe und foldhe Seedampfichiffe, deren Fahrt 
fih nicht über 50 Seemeilen von der Küfte erftredt, müſſen 
mindeftend einen Mafchiniften dritter, Seedampfichiffe auf 
europäiſcher Fahrt mindeftens je einen folchen zweiter und 
dritter, Schiffe auf großer Fahrt je einen Mafchiniften erfter 
und zweiter Claſſe an Bord haben. ?% 

V. Das Recht zur Führung eines Schiffes oder zum 
Dienft als Mafhinift und Steuermann Tann aberfannt 
werden durch Spruch des Seeamtes bezw. Oberſeeamtes. ?°% 


B. Rechte und Pflihten von Schiffer und Schiffs— 
mannihaft. 


I Schiffer und Scemannsämter. 


Außer den oben erörterten Borfchriften über die Be⸗ 
fähigung von Schiffern, Steuerleuten und Mafchiniften bat 
das Reich zur Ordnung der perfünlichen Rechtsverhältnifie 
der Seefahrer, der Schiffsführer wie der Mannfchaft auf 
Kauffahrteifchiffen noch ein umfaſſendes Geſetz, die See- 
mannsordnung v. 27. Dec. 1872 (RGB. 409) erlaffen; 
die Seemd. bezieht fich auf alle regiftrirten oder mit con⸗ 
ſulariſchem Flaggenatteft fahrenden, aber auch auf die der 
Negiftrirung nicht bedürftigen Schiffe.” Diefelbe ift theils 
privatrechtlichen, theils öffentlichrechtlichen Inhalte; an diefer 
Stelle kommt nur der letztere Theil in Betracht. Auf die 
Nechtsverhältniffe der Schiffer und Schiffsmannſchaften be- 
ziehen fich fodann noch die 88. 30—35 des Conſulargeſetzes 


366 018 v. 25. Sept. 1869 | 2% &.v. 27. Juli 1877 98.26, 
SS. 1 27. ©. oben ©. 581f. 
367 ” jr 30. Zunt 1879 8.7. 359 Seemd.$.1. Meves 440. 
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fowie da8 zur Ausführung von $. 31 des leßteren Geſetzes 
ergangene ©. v. 25. März 1880 (RGB. 181) nebft Kaiſ. 
Bold. v. 28. Juli 1880 (RGB. 183), ferner das G. v. 
27. Dec. 1872 (RGB. 432) über die Berpflichtung deut⸗ 
ſcher Kauffahrteifhiffe zur Mitnahme hilfgbedürftiger See- 
leute Durch die Seemd. iſt HGB. B. V. Tit. IV außer 
Kraft gefegt.” Ein Exemplar der Seemanndordnung fowie 
der für das Schiff geltenden bezw. vertragamäßig feftgeftell- 
ten Borfchriften über Koft und Logis muß jederzeit im 
Volkslogis der Schiffe zur Einfiht aufliegen. 27! 

Die Seemannsordnung beruht auf dem oben dargelegten 
Principe: daß das deutihe Schiff auf hoher See der deut- 
fhen Staatögewalt unterworfen bleibe. Demgemäß wird 
die Staatsgewalt auf See repräfentirt durd 
den Führer des Schiffes (Schiffer, Schiffsfapi- 
tän) bezw. deſſen Stellvertreter.?? Das Ber 
hältniß der Mannſchaft zum Führer ift in Folge 
defjen nicht ein blos privat=- (handel3-) redt- 
liches Vertrags-, fondern ein ſtaatsrechtliches 
Unterthanen verhältniß. Zur Mannſchaft in dieſem 
Sinne gehören alle im Schiffsdienſt ſtehenden Perſonen, 
einſchließlich der Officiere; aber auch die zu anderen Dienſten 
auf dem Schiffe angeſtellten Perſonen unterliegen den Rechts⸗ 
vorſchriften über die Schiffsmannſchaft, nicht dagegen die 
Paflagiere und die mitgenommenen hilfsbedürftigen See- 
leute.us Bermittelft einer jehr weitgehenden Strafgemalt 


70 Seemd. 8.110. 73 Seemö. 8.3. Weber den 
71 Seemd. 8.108. Meves | Begriff „Officter” Lewis 1135. 
513f. Vgl. auch HGB. a. 528, 554. 
71 Seemd. 8.2 = HGB. Meves 441f. 
a. 478. 
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die das Geſetz dem Schiffer einräumt,27* ift demfelben die 
rehtlihe Möglichkeit gegeben, die Erfüllung der ſpecifiſchen 
Unterthanenpflichten, die ihm die Mannfchaft fehuldet, zu 
erzwingen. 275 

Befindet ſich ein deutfche® Schiff in fremden Territorial- 
gewäflern, fo unterliegt dafjelbe nach allgemeinen Grund- 
fägen der fremden Staatshoheit. Kraft internationalen 
Herfommens verzichten jedoch die Staaten fremden Handels: 
hiffen gegenüber in weiten Umfange auf die Ausübung 
ihrer Staatsgewalt. Someit dies der Fall ift, wird nad 
deutſchem Recht die deutſche Staatögewalt in fremdem 
Staatögebiete und freinden Staatsgewäſſern nicht wie auf 
hoher See durch den Schiffer, fondern dur die See- 
mannsämter ausgeübt, als welche im Ausland die Con- 
julate fungiren. Sobald ein Schiff in den Bezirk eines 
Conſuls einläuft, ift es der Jurisdiction des legteren unter- 
worfen. Im Inland haben die Seemanndämter eine we- 
jentlic) geringere Bedeutung; inländifhe Seemannzämter 
find die von den Einzelftaaten beftellten Mufterungsbehörden, 
deren Gefchäftsführung jedoch der Oberaufficht des Reichs 
unterliegt.” Den Scemannsämtern ihre Yunctionen zu 
erleichtern dient insbeſondere das Schiffsjournal, welches 
auf jedem Kauffahrteifchiffe geführt werden muß. Es gelten 
hierüber folgende Borjchriften: 

Auf jedem Schiffe muß ein Journal geführt werden, in 
welches für jede Neife alle erheblichen Begebenheiten, feit 
“ mit dem Einnehmen der Ladung oder des Ballaftes be» 
gonnen ift, einzutragen find. Das Journal wird unter 


271 Seemd. 88. 72—80. nig 227. Vgl. auch ConſG. 
#75 Lewis 1167. ss. 29—37, ferner die princi- 
76 Seemd. 8.3, dazu Kö- | pielle Erörterung oben ©. 544f. 
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Aufſicht des Schiffers von dem Steuermann und im Falle 
der Verhinderung des Letzteren von dem Schiffer ſelbſt 
oder unter feiner Aufſicht von einem durch ihn zu beſtim⸗ 
menden geeigneten Schiffgmann geführt. Von Tag zu Tag 
find in dag Journal einzutragen: die -Bejchaffenheit von 
Wind und Wetter; die von dem Schiffe gehaltenen Curſe 
und zurüdgelegten Diftanzen; die ermittelte Breite und 
Länge; der Waflerftand bei den Pumpen. Ferner find in 
da8 Journal einzutragen: die durch das Loth ermittelte 
Waflertiefe; jedes Annehmen eines Lootſen und die Zeit 
feiner Anfunft und feine® Abganges; die Beränderung im 
Berfonal der Schiffsbefagung; die im Schiffsrath gefaßten 
Beichlüffe; alle Unfälle, welde dem Schiff oder der Ladung 
zuftoßen und die Befchreibung derſelben. Auch die auf 
dem Schiffe begangenen ftrafbaren Handlungen, Herabjegung 
der Heuer wegen Unfähigkeit, die verhängten Disciplinar- 
ftrafen, die vorgelomnenen Geburt3- und Sterbefälle, 
etwaige Aenderung oder Kürzung der Nationen, find in 
das Journal einzutragen. Die Eintragungen müflen, jomeit 
die Umftände dies nicht bindern, täglich gefchehen. Das 
Sournal ift von dem Schiffer und dem Steuermann zu 
unterfchreiben. 277 | 


II. Seetüchtigkeit und Berproviautirung der Schiffe. 
Der Schiffer hat in erfter Tinie dafür zu for- 
gen, daß das Schiff fih in feetüchtigem Zuftande 
befinde, gehörig eingerichtet, ausgerüftet, bemannt 


7 HGB.0.486,487. Lewis | Die Beftimmungen ded HGB. 
1 57. Landesrechtlich kann für find ergänzt durch SeemO. 
kleinere Fahrzeuge die Fführung SS. 34, 46, 57?, 77, 80, 85, 99*. 
des Journals erlaſſen werden. 
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und ausreichend mit Lebensmitteln verfehen ift, 
ferner die erforderliden Papiere an Bord hat.?”s 

Wenn ein Schiffsofficier?7”? oder nicht weniger als drei 
Sciffsleute bei einem Seemannsamte Beſchwerde darüber 
erheben, daß das Schiff, für melches fie angemuftert find, 
nicht ſeetüchtig ift, oder daß die Vorräthe, welche das Schiff 
für den Bedarf der Mannfchaft an Speifen und Getränfen 
mit fi führt, ungenügend oder verdorben find, jo hat das 
Seemanndamt eine Unterfuchung des Schiffes beziehungs- 
weife der Borräthe zu veranlaflen, und deren Ergebniß in 
das Schiffsjournal einzutragen. Auch bat dafjelbe, falls 
die Befchwerde fi) als begründet erweilt, für Die geeignete 
Abhilfe Sorge zu tragen. Wegen unmahrer oder leicht⸗ 
fertiger Befchwerden f. unten ©. 646 3.9. 


IIL Die Schiffämelbungen. 


Die Führer deutfher Schiffe find verpflichtet, 
über Ankunft und Abgang eines Schiffes in bezm. 
ans einem Hafen eines deutfhen Confularbe- 
zirkes mündlihe oder fohriftlide Meldung beim 
Conful zu erftatten; die Anmeldung bat binnen zwei 
Tagen nad der Ankunft, die Abmeldung vor der Abfahrt 
zu gefcheben.?**! Erfolgt die Meldung fchriftlich, fo ift die⸗ 
felbe vom Schiffer zu unterjchreiben. 282 

Die Anmeldung hat zu enthalten: 


8 HGB. a. 480, vgl. auch 390 SeemO. 8. 47. Vgl. HGB. 
481. Ferner SeemO. 8.402. | a. 444,480. Lewis I 82. 

279 Weber den Begriff „Offi⸗ #21 G. 1.25. März 1880 8. 1. 
cier“ den dad Geſetz nicht defi⸗ 3833 V. 9.28. Juli 1880 8.4. 
nirt |. oben ©. 6137, 


8. 


9, 


Das Seerecht in Friedenszeiten. 8,40, 617 


. Namen, Unterjcheidungsfignal, Heimathshafen, Gattung 


und Nettoraumgehalt des Schiffes, 


. Namen und Wohnort des Eigenthlimers oder des 


Correjpondentrheders des Schiffes, 


. Drt und Tag der Ausfertigung des Schiffscertificats 


oder des Wlaggenatteftes des Schiffes, 


. Drt und Tag der Ausfertigung der Mufterrolle, jo- 


fern Ddiefelbe nicht vorgelegt wird, fowie die Zahl der 
Schiffsmannſchaft, 


. Zahl der mit dem Schiffe angekommenen Paſſagiere, 
. ob das Schiff mit Ballaft oder mit Ladung ange 


fonınten ift, letzterenfalls unter fummarifcher Bezeich- 
nung der Ladungsgegenſtände, ' 


. Ort und Tag des Reifeantritt3 und Tag der Ankunft 


im Hafen, 

ob bezw. welche Häfen ‚von dem Schiffe während der 
Reife angelaufen worden ſind, 

die Adreſſe desjenigen, welcher die Klarirungsgeſchäfte 
des Schiffes am Orte beſorgt. 


Den unter 1 bis 3 geforderten Anzeigen kann auch durch 
Borlegung des Schiffscertificat® oder des Slaggenattefted 
genügt werden. 

Hat der Eonful in dem Hafen, welchen das Schiff be⸗ 
fucht, feinen Wohnfig, fo ift bei der Anmeldung aud die 
Mufterrolle der Mannfchaft des Schiffes vorzulegen. “Dies 
jelbe wird von dem Conſul aufbewahrt. 283 

Die Abmeldung hat anzugeben: 


1. 


den Beltimmungsort des Schiffes, 


233 9 9.28. Juli 1880 88.12. 
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2. ob das Schiff mit Ballaft oder mit Ladung abgeht, 
legterenfal8 unter fummarifcher Bezeichnung der 
Tadungsgegenftände, 

3. den Tag der Ausflarirung. ?% 

Genügt der Inhalt der Meldung dem Conful nicht, fo 
bat der Schiffsführer diefelbe auf ergangene Aufforderung 
nah Maßgabe der obigen Beitimmungen baldthunlichft zu 
verpollitändigen. 285 


Die Meldungen find nicht erforderlich, wenn das Schiff 
den Hafen nur angelaufen bat, um 
1. auf Wind oder Gezeit zu warten, 

2. den Bedarf an Proviant, Wafjer oder Ausrüſtungs⸗ 
material zu ergänzen, 

3. Lootſen einzunehmen oder abzufegen, 

4. Perfonen oder Ladung einzunehmen oder abzufegen, 
jofern der hiermit verbundene Aufenthalt nicht länger 
als 48 Stunden währt, 

5. Briefe oder Ordres in Empfang zu nehmen oder 
abzufenden, 

6. etwaigen Polizei, Zoll- oder anderen am Orte be⸗ 
ftehenden Borjchriften nachzukommen. 28 

Der Schiffsführer, welcher den Vorfchriften dieſes ©e- 

ſetzes zuwider e3 unterläßt, die Ankunft oder den Abgang 
des Schiffes rechtzeitig zu melden, wird mit Geldftrafe bis 
zu 200 Mark beitraft. 

Die gleiche Strafe trifft den Schiffsführer, welcher eine 

nicht entfprechende Meldung der Aufforderung des Confuls 
ungeachtet zu vervollfländigen unterläßt. 287 


2 V. v. 28. Juli 1880 8.3. | 2% G. v. 25. März 1880 8.2. 
2855 V. v. 28. Juli 1880 8. 5. 27 G. v. 25. März 1880 8. 4. 
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IV. Das Rechtsverhältniß zwiſchen Schiffer und Manuſchaft. 


Der Eintritt in deutfchen Schiffsdienft erfolgt durch die 
Anmufterung, der Austritt durch die Abmufterung. 
Mufterungsbebörden find die Seemannsämter. ?s® 

1. An- und Abmufterung find diejenigen behörd— 
lichen Acte, durch welde das privatrechtliche Ver— 
tragsverhältniß, der Heuervertrag, feine öffent- 
lichrechtliche Beglaubigung empfängt,?9% durch 
weldhe das Contractsverhältniß zwifhen Schiffer 
und Schiffsmann den ſtaatsrechtlichen Charafter 
des Untertbanenverhbältnifjfes empfängt. Jeder 
Sciffer Hat dafür zu forgen, daß die An- und Abmufterung 
der Mannfchaft nah Maßgabe der gejeglichen Beitimmun- - 
gen erfolge.°° Die Koften für die Mufterungsverhand- 
lungen find durch den Bundesrath einheitlich normirt.?9 
Dei der Mufterung haben die Seemannsämter insbefondere 
auch zu controliven, ob diejenigen Perfonen, welche eine vom 
Geſetz von befonderen Vorausſetzungen abhängig gemachte 
Stellung befleiven follen (Schiffer, Steuermann), Ddiefen 
Borausfegungen - genügt haben.°? Die BVorfchriften über 
die Mufterung können durch einzelftaatliche Verordnung für 
Kleinere Küftenfahrzeuge ausgefchloffen werden. ?% 

2. Angemuftert werden dürfen im Reichsgebiete nur 
Perjonen, welche ein Seefahrtsbuch befigen.* Das 


» König 241 ff. Eon. | 77 König 256f. 
8.32. Seemd. 8.4. 293. Seemd. 8.109. 
289 SeemO. 8. 11. Vgl. auch 2% Geemd. 8. 11. König 
262. 249f., hier auch die vom Bun- 
30 Seemd.$.10!, desrath feitgeftellten Yormu- 
291 Seemd. 8.232. Dazu V. | larien. 
d. BR. 0.22. Febr, 1873 (CBl. 62). 
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Seefahrtsbuch ift vom Seemanndamt auf Antrag auszu⸗ 
ftellen; Deutjchen darf ein Seefahrtsbuch nur außgeftellt 
werden nach vollendetem 14. Lebensjahre und nur auf Grund 
genauer Nachweifungen über Namen, Heimath und Alter jowie 
über die Militärverhältniffe des Antragftellers;295 fteht der 
Antragfteller noch unter väterlicher Gewalt oder ift er min⸗ 
derjährig, jo ift zugleich die Einwilligung des Vaters oder 
Bormundes nachzumweifen, welche als ein für allemal ertheilt 
gilt, falls nicht ausdrücklich anders beftimmt ift und Fraft 
deren der Antragfteller fir den Heuervertrag als großjährig 
betrachtet wird. 2% 


Wer bereit ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten bat, 
muß behufs Erlangung eines neuen Seefahrtsbuches das 


“ ältere vorlegen oder den Berluft defelben glaubhaft machen. 


Daß dies gefchehen, wird von dem Seemannsamt in dem 
neuen Seefahrtsbuch vermerkt. 

Wird der Berluft glaubhaft gemacht, fo ift dieſem Ber- 
merke zugleich eine Befcheinigung des Seemannsamtes über 
die früheren Rang- und Dienftverhältniffe, ſowie iiber Die 
Dauer der Dienftzeit, infomweit der Schiffsmann fich hierüber 
genligend ausweiſt, beizufügen. ?97 

Das Seefahrtsbuh muß über die perjönlichen, fpeciell 
auch über die Militärverhältniffe des Inhabers genaue 
Auskunft geben; im übrigen ift die Einrichtung der See- 
fahrtSbiicher durch den Bundesrath zu beftimmen; die Aus⸗ 
fertigung jelbft hat foften- und flempelfrei zu gefchehen. 28 

Mit dem Seefahrtsbuh ift dem Schiffsmann zugleich 


5 Die hierüber erlafjenen 3% Seemd. 88. 54 2,6. 
Specialvorfchriften ſ. bei König | 277 Seemd. 8.7. 
253 ff. 398 Seemd. 8.9. 
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ein Abdrud der Seemanndordnung und des Geſetzes, betreffend 
die Berpflichtung deutfcher Kauffahrteifchiffe zur Mitnahme 
hülfsbedürftiger Seeleute auszuhändigen. 9 Das Seefahrts⸗ 
buch ift nach erfolgter Anmufterung während der Dauer des 
Dienftverhältniffes vom Schiffer aufzubewahren. 300 

3. Die Anmufterung tft die öffentlichrechtliche 
Beglaubigung des Staates für den zwiſchen 
Schiffer und Shiffsmann abgejhloffenen Heuer- 
vertrag. 91 Gie erfolgt vor Antritt der Reife bezw. im 
Ausland fobald ein Seemanndamt angegangen werden kann, 3% 
Der Schiffgmann bat fih zum Zweck der Muſterung per- 
fünlih vor dem Seemannsamt zu ftellen.3 Das See— 
manndamt hat über die Anmufterungsverhandlung Die 
Mufterrolle auszufertigen. %%* 

Die Mufterrolle muß enthalten: Namen und Nationalität 
des Schiffes, Namen und Wohnort des Schiffers, Namen, 
Wohnort und dienftlihe Stellung jedes Schiffsmannes, und 
die Beftimmungen des Heuervertrages, einjchlieglich etwaiger 
befonderer Berabredungen, insbejondere muß aus der Mufter- 
rolle erhellen, was dem Schiffsmann für den Tag an Speife 
und Tranf gebührt. Wird ein Schiffsmann erft nah Aus⸗ 
fertigung der Mufterrolle angemuftert, jo hat da8 Seemanns- 
amt dies nachträglich in die Mufterrolle einzutragen. 

Bei der Anmufterung wird vom Seemannsamt bierliber 
und über die Zeit des Dienftantritt3 ein Vermerf in das 
Seefahrtsbuch jedes Schiffsmannes eingetragen, welcher zu⸗ 


39 GSeemd. 8. 5°. aud) viele dem öffentlichen Recht 
= eumd.u un | Ma Bann 


1 Auf den Heuervertrag be- 308 Seemd. $. 102, 
zieht fich der dritte Abfichnitt der | 2% Ein Formular |. König 
Seemd.; jeboch enthält derjelbe | 243. 
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gleich al8 Ausgangs» oder Seepaß dient. Außerhalb des 
Bundesgebiet8 erfolgt eine folche Eintragung nur, wenn 
das Geefahrtsbuh zu diefem Zweck vorgelegt wird. ?0 
Wer nah Inhalt feines Seefahrtsbuches angemuftert ift, 
darf nicht von neuem angemuftert werden, bevor er ſich über 
die Beendigung des früheren Dienftverhältniffes genügend 
ausgewieſen hat. ?% | 
Wenn der Beitand der Mannfchaft Aenderungen erfährt, 
bei welchen eine Mufterung nad Maßgabe vorftehender Be⸗ 
fiimmungen unausführbar ift, fo hat der Schiffer, fobald 
ein Seemannsamt angegangen werden faun, bei demfelben 
unter Darlegung der Hinderungsgründe die Mufterung nad: 
zubolen, oder jofern auch diefe nachträgliche Mufterung nicht 
mehr möglich ift, den Sachverhalt anzuzeigen. Ein Vermerk 
über die Anzeige ift vom Seemannsamt in die Mufterrolle 
und im die GSeefahrtöblicher der betheiligten Schiffgleute 
einzutragen. 307 
4. In gleiher Weife wie durch die Anmufterung 
das Dienftverhältniß öffentlihrehtlich begründet, 
wird dafjelbe durch die Abmufterung öffentlid- 
rechtlich beendet.?®% Sobald die privatrechtlicde Been⸗ 
digung des DVertragsverbältnifies erfolgt ift, hat die Ab- 
mufterung vor demjenigen Seemannsamt wo das Schiff liegt, 
eventuell wenn legtere8 zu Grunde gegangen ift, vor dem⸗ 
jenigen, welche8 zuerjt angegangen werden Tann, zu erfolgen. 
Die Löſung des Heuervertrageß erfolgt principiel nad) 
privatredhtlichen Gefichtöpunften; doch Hat das Geſetz auch 
diefen Punkt in feinen Bereich gezogen, indem es beftimmt: 
305 SeemO. 88. 12—14. 308 Lewis I 142f. König 
259 ff. 


306 Seemd. 8. 8. 
37 SeemO. $. 22. 
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Der Heuervertrag endet, wenn das Schiff durd einen 
Zufall dem Rheder verloren geht, insbeſondere a) wenn es 
verunglüdt; b) wenn e8 als reparaturunfähig oder reparatur- 
unwürdig fondemnirt (HGB. a. 444) und in dem legteren 
Falle ohne Berzug öffentlich verkauft wird; c) wenn es ge- 
raubt wird; d) wenn es aufgebracht oder angehalten und 
für gute Brife erklärt wird. 30% Weber die erfolgte Abmufterung 
ift fowohl in den einzelnen Seefahrtsbüchern als auch in 
der Meufterrolle ein Bermerf durch das Seemannsamt zu 
machen, letztere überdie8 dem Seemannsamt zu tiberliefern 
und durch diefe® dem Seemannsamt des Heimathähafeng 
zuzuftellen. 

Bor der Abmufterung hat der Schiffer jeden Schiffsmann 
in feinem Seefahrtsbuch die bisherigen Rang- und Dienft- 
verbältniffe fowie die Dauer der Dienftzeit zu befcheinigen 
jowie auf Verlangen aud ein Führung 8zeugniß zu er- 
theilen, welches jedoch in das Seefahrt3buch nicht aufgenommen 
werden darf. Befcheinigung und Zeugniß find vom See⸗— 
mannsamt foften- und ftempelfrei zu beglaubigen. Vermweigert 
der Schiffer die Ausftelung des Zeugnifjes oder erachtet der 
Schiffsmann defien Inhalt für unrichtig, jo hat das See- 
mannsamt auf Verlangen Unterfuchung zu pflegen, und deren 
Refultat dem Schiffgmann zu befcheinigen, 310 

5. Auf Grund der erfolgten Anmufterung hat 
der Schiffsmann feinen Dienft fofort anzutreten 
und fih zu diefem Zweck mit feinen Effecten an Bord zu 
begeben; wird der Dienftantritt länger als 24 Stunden 
verzögert, jo kann der Schiffer den Vertrag als gelöft be= 
trachten oder den Schiffemann zwangsweife dur das See— 


29 GeemD.g.561. | 39 SeemO. 88. 16-20 
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mannsamt zum Antritt des Dienftes anhalten laſſen.?uu it 
dem Schiffsmann durch ein unabmwendbares Hinderniß der 
Dienftantritt unmöglich gemacht, fo hat er hierüber ſobald 
als möglih dem Schiffer und dem Seemannsamt die er- 
forderlihen Ausweife zu liefern. 31? 

5. Der Schiffsmann muß bis zur Beendigung 
der Nüdreife im Dienft bleiben, falls der Heuer- 
vertrag nicht anders beftimmt und darf ohne Er- 
laubniß des Schiffer das Schiff vor der Ab- 
mufterung nicht verlajfen.?!3 Liegt das Schiff in einem 
Hafen, fo darf der Schiffer die Effecten. der Schiffslente in 


Berwahrung bis zur Abreife nehmen, um Entweichungen zu 


1 SeemO. 88. 28, 29. ©. 
oben ©. 614. 

12 Seem O. 8.15. 

318 SeemO. 88. 541,303. — 
Bezüglich der Rückreiſe enthält 
das Geſetz noch folgende Spe— 
cialvorfchrift: „Unter Rückreiſe 
im Sinne der vorftehenden DBe- 
ftimmung tft die Reife nach dem 
Hafen zu verjtehen, von wel» 
hem dad Schiff feine Ausreiſe 
angetreten bat. Wenn jedod 
das Schiff von einem nicht euro- 
päilchen Hafen oder von einem 
Hafen ded Schwarzen oder des 
Azow'ſchen Meered fommt und 
daflelbe jeine Außsreije von einem 
deutichen Hafen angetreten bat, 
jo gilt auch jede der nachſtehend 

ezeichneten Reifen ald Rückreiſe, 
fall8 der Sailer ipäteftend als⸗ 
bald nad) der Ankunft die Reife 
der Schiffömannfchaft gegenüber 
für beendigt erflärt: 


1. die Reife nach jedem an- 
deren deutfchen Hafen, 

2. Die Reife nach einem außer: 
deutſchen Hafen der Nord- 
fee oder nach einem Hafen 
des Canald oder Groß—⸗ 
britanniens, 

3. fofern das Schiff feine Aus— 
reife von einem Hafen der 
Ditfee angetreten hat, auch 

die Reife nad) einem außer: 
deutichen Hafen der Oſtſee 
oder nach einem Hafen des 
Sundes oder des Kattegats. 
Endet die Rückreiſe nicht in 
dem Hafen, von weldyem das 
Schiff feine Außreije angetreten 
bat, jo bat der Schiffsmann 
Anſpruch auf freie Zurüdbeför- 
derung ($$. 65, 66) nach dieſem 
Hafen und auf Yortbezug der 
Heuer während der Reiſe oder 
nach feiner Wahl auf eine ent- 
Iprechende Vergütung.” 
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verhindern. 34 Den Schiffsmann der fi) der Fortjegung 
des Dienftes entzieht, kann der Schiffer zwangsweiſe durch 
das Seemannsamt hierzu anhalten laffen. 3° Die Entlaffung 
nach beendigter Reife Tann erjt gefordert werden, wenn die 
Ladung gelöfcht; das Schiff gereinigt, und im Hafen oder 
an einem andern Orte feſtgemacht auch die etwa erforder- 
liche Berflarung abgelegt ift. 316 


Bor Ablauf der Dienftzeit kann der Schiffer den Schiffs- 
mann, abgejehen von befonderen Beſtimmungen des Heuer- 
vertrages aus folgenden Gründen entlaffen: 


1. fo lange die Reife noch nicht angetreten ift, wenn 
der Schiffsmann zu dem Dienfte, zu welchem er fich 
verheuert hat, untauglich ift; 

2. wenn der Schiffsmann eines groben Dienftvergeheng, 
inöbejondere des wiederholten Ungehorfams oder der 
fortgefegten Widerfpenftigfeit, der Schmuggelei fich 
ſchuldig madt; 

3. wenn der Schiffgmann des Vergehens des Diebftahls, 
Betrugs, der Untreue, Unterſchlagung, Hehlerei oder 
Fälſchung, oder einer nach dem Strafgefegbuche mit 
Zuchthaus bedrohten Handlung fich fehuldig macht; 

4. wenn der Schiffsmann mit einer fophilitiichen Krant- 
heit behaftet ift, oder wenn ev durch eine unerlaubte 
Handlung eine Krankheit oder Verwundung fich zuzieht, 
welche ihn arbeitSunfähig macht; 

5. wenn die Reife, für welche der Schiffemann geheuert 
var, wegen Krieg, Embargo oder Blofade oder wegen 
eines Ausfuhr- oder Einfuhrverbot3 oder wegen eines 


314 SeemO. 8.78. 316 Seemd. $. 55. 
35 Seemd. 8.291. 


Zorn, Staatöreht II. 40 
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anderen, Schiff oder Yadung betreffenden Zufall3 nicht 
angetreten oder fortgefet werden kann. 

Die Entlaffung, jowie der Grund derjelben muß, jobald 
e8 gejchehen Tann, dem Schiffsmann angezeigt und in den 
Fällen der Ziffern 2, 3, 4 in das Schiffsjournal einge- 
tragen werden. 

Dem Schiffsmann gebührt in den Fällen der Ziffern 
1 bis 4 nicht miehr als die verdiente Heuer, in den Fällen 
der Hiffer 5 bat er, wenn er nad Antritt der Reife ent- 
lafjen wird, nicht allein auf die verdiente Heuer, jondern 
auch auf freie Zurüdbeförderung nad) dem Hafen, von welchem 
das Schiff feine Ausreiſe angetreten hat, oder nach Wahl 
des Schiffers auf eine entjprechende Vergütung Anjprud). 

Der für eine Reife geheuerte Schiffsmann, welder aus 
anderen als aus den oben erwähnten Gründen vor Ablauf 
des Heuervertrages entlafjen wird, behält, wenn die Entlaffung 
vor Antritt der Reife erfolgt, als Entjhädigung die etwa 
empfangenen Hand= und Vorſchußgelder, foweit diefelben den 
üblichen Betrag nicht überfteigen. 

Sind Hand- und Vorjchußgelder nicht gezahlt, jo hat er 
als Entjhädigung die Heuer für einen Monat zu fordern. 

Iſt die Entlaffung erſt nad Antritt der Reiſe erfolgt, 
jo bat er Anſpruch auf freie Zurüdbeförderung nad) dem 
Hafen, von welchem das Schiff feine Außreife angetreten 
oder nah Wahl des Schifferd auf eine entfprechende Ber- 
gütung Auch erhält er außer der verdienten Heuer noch 
die Heuer für zwei oder vier Monate, je nachdem er in einem 
europäifchen oder in einem nichtenropäifhen Hafen ent- 
laffen ift, jedoch nicht mehr al3 er erhalten haben würde, 
wenn er erft nad Beendigung der Reife entlajlen worden 
wäre. Weber die in diefem Falle vorzunehmende Berechnung 


J 
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enthält das Gejeg genaue Vorſchriften. ALS europätfche 
Häfen gelten in diefem Falle alle Häfen des mittelländiichen, 
afomfchen und ſchwarzen Meeres. 317 

Andererſeits Tann in folgenden Fällen der Schiffsmann 
jeine Entlaffung vor Ablauf der Dienftzeit fordern: 


1. wenn ſich der Schiffer einer ſchweren Verlegung feiner 
ihm gegen den Schiffsmann obliegenden Pflichten, 
indbefondere durch Mißhandlung oder dur grund⸗ 
Ioje Borenthaltung von Speife und Trank ſchuldig 
madt; 

2. wenn das Schiff die Flagge wechſelt; 

3. wenn nach Beendigung der Außreife eine Zwijchenreije 
bejchlofjen, oder wenn eine Zmifchenreife beendigt ift, 
jofern feit dem Dienftantritt zwei oder drei Jahre, 
je nachdem das Schiff in einem europätfchen — als 
ſolche werden auch bier alle Häfen des mittelländifchen, 
aſowſchen und ſchwarzen Meeres betrachtet — oder 
in einem nichtenropäifchen Hafen fi) befindet, ver- 
floſſen find. 

Der Wechſel des Rheders oder Schiffer giebt dem 

Schiffsmann fein Recht, die Entlaffung zu fordern. 

In dem unter 3 genannten Falle Tann die Entlafjung 

nicht gefordert werden: 

1. wenn der Schiffsmann für eine längere al3 die da- 
jelbft angegebene Zeit fich verheuert hat. Die Ber- 
heuerung auf unbeftinmte Zeit oder mit der allge- 
meinen Beitimmung, daß nad) Beendigung der Aus- 
reife der Dienft für alle Reifen, welche noch befchlofien 


37 SeemO. $8.57—59, vb. | zu 88. 58,59 aud) 8.67. Le— 
70, über die Berechnung val. | wis I 1597. 


40* 
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werden möchten, fortzufegen fei, wird als Verheuerung 
auf folche Zeit nicht angefehen, 213 

2. fobald die Rückreiſe angeordnet ift. 

In den oben Ziff. 1 und 2 genannten Fällen bat der 
Schiffsmann die gleichen Rechtsanſprüche wie der vor Ablauf 
des Heuervertrage® aus anderen als den im Gejeg aufge: 
zählten Gründen entlaffene Schiffsmann, in dem sub 3. ge- 
nannten Falle ift nur die Heuer zu bezahlen. 

Im Auslande darf der Schiffsmann feinen Dienft in 
feinem Tale ohne Genehmigung des Seemannsamtes ver- 
lafien, ausgenommen nur bei Flaggenwechfel.31% Anderer: 
jeit8 darf auch der Schiffer ohne Genehmigung des See- 
mannsamted einen Schiffsmann nit im Auslande zurüd- 
laflen; der Conſul ift bezüglich der Gewährung oder Ber: 
fagung diefer Genehmigung vollfommen frei und auch dann 
nicht gebunden, diefelbe zu ertheilen, wenn Schiffer und 
Schiffsmann über die Zurüdlafjung einig find. Der Conſul 
fann die Genehmigung aud) davon abhängig machen, daß 
der Schiffer für den Unterhalt des Schiffsmanns GSicher- 
ftelung leiftet; folche darf bis zu 3 Monaten gefordert 
werden. 320 

Jedes ungerechtfertigte Verlaflen des Dienſtes tft als 
Defertion zu betrachten und demgemäß die Conſuln ver- 
pflichtet, eventuell mit Hilfe der Ortsbehörden, wo dieſelbe 
gewährt wird, dem Schiffer zur Wiederergreifung folcher 
Mannſchaften Beiftand zu leiften. 221 

7. Der Schiffsmann ift vom Antritt des Dienftes 
bi3 zur Beendigung deſſelben der Disciplinarge- 





318 Lewis I IGaf. ten jedoch 8. 103. Vgl. König 
319 SeemO. 88. 61—64. 195, 261. 
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walt des Schiffer3 unterworfen und hat allen den 
Schiffsdienft betreffenden Anordnungen deffelben 
unweigerlich Gehorſam zu leiften fowie alle ein- 
Ihlagenden Arbeiten zu verrichten ſowohl an Bord 
des Schiffes jelbft al8 auf den dazu gehörigen Booten und 
Leichterfahrzeugen als auf dem Lande, jowohl unter normalen 
Berhältniffen al3 unter Havarie.??? Die Pflichten des Schiffs- 
manns im Einzelnen find theils vertraggmäßige nah Maß— 
gabe des Heuervertrages, theils gejegliche nad Maßgabe der 
Seemanndordnung. 3 Im Hafen braudt ein Schiffsmann 
jedoh nur in dringenden Fällen mehr als 10 Stunden 
zu arbeiten. ?%* 


Bei Seegefahr, befonder8 bei drohendem Schiffbrud, 
fowie bei Gewalt und Angriff gegen Schiff oder Ladung 
bat der Schiffgmann alle befohlene Hülfe zur Erhaltung 
von Schiff und Ladung unmeigerlih zu leiften, und darf 
ohne Einwilligung des Schiffer, fo lange diefer felbft an 
Bord bleibt, da3 Schiff nicht verlaffen. Er bleibt verbunden, 
bei Schiffbruch für Rettung der Perfonen und ihrer Effecten, 
jowie für Sicherftellung der Schiffstheile, der Geräthſchaften 
und der Ladung, den Anordnungen des Schifferd gemäß, 
nah beften Kräften zu forgen und bei der Bergung gegen 
Fortbezug der Heuer und der Verpflegung Hülfe zur leiften. 3? 


Der Schiffsmann ift ferner verpflichtet, auf Verlangen 
bei der Verklarung mitzuwirken und feine Ausfage eidlich zu 
beſtärken. 326 


Der Schiffgmann ift verpflichtet, ſich ftet3 nüchtern zu 





32 SeemO. 88. 72, 301,2, 732. 2m Seemd. $. 32. 
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halten, den Vorgeſetzten mit Achtung zu begegnen und gegen 
jedermann fich friedfertig zu betragen; er hat dem Schiffer 
_ auf Verlangen wahrheitögemäße und vollftändige Mittheilungen 
zu machen tiber Alles was den Schiffsdienft betrifft; er darf 
ohne Erlaubnig des Schiffers Feine Güter an Bord bringen 
oder bringen laſſen, widrigenfalls dafür die höchfte Fracht 
zu bezahlen und der verurfachte erweislich höhere Schaden 
zu erjegen ift; auch können die Güter über Bord geworfen 
werden, falls fie Schiff oder Ladung gefährden, Branntwein, 
andere geiftige Getränfe und Tabak, ſoweit derfelbe den 
Dedarf auf der beabfihtigten Reife üiberfteigt, verfallen dem 
Schiffe. Anordnungen, welche der Schiffer auf Grumd 
diefer Beitimmungen trifft, find baldmöglichft in das Schiffs- 
journal einzutragen. 377 

8. Dagegen hat amdererjeit3 auch der Schiffer dem 
Schiffsmann gegenüber eine Reihe von Verpflichtungen öffent- 
lich rechtlichen Characters, 328 

Vom Beginn des Ladens an bis zur Beendigung der 
Löſchung darf der Schiffer das Schiff gleichzeitig mit 
dem Steuermann nur in dringenden Fällen verlaflen; er 
bat in ſolchen Fällen zuvor aus den Sciffsofficieren oder 
der übrigen Mannfchaft einen geeigneten Vertreter zu be- 
ftellen. 

Daffelbe gilt auch für die Zeit vor Beginn des Ladens und 
nah Beendigung der Löſchung, wenn das Schiff in einem 
nicht ficheren Hafen oder auf einer nicht ficheren Rhede Liegt. 

Bei drohender Gefahr oder, wenn das Schiff in See 
fi befindet, muß der Schiffer an Bord fein, ſofern nicht 


7 Seemd. 88. 73—76. Bezie ungen des Schifferd han- 
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eine dringende Nothwendigfeit feine Abweſenheit recht—⸗ 
fertigt. 32° 
9. Dem Schiffsmann ift ferner die bedungene 
Heuer? zu bezahlen. Das Gejeg ftellt bezüglich der 
Heuerzahlung eine große Anzahl ſehr fpecieller Borjehriften 
auf, durch welche diefer Act dem Rahmen des Privatrechtes 
in den wichtigften Beziehungen entzogen und der Schiffsmann 
bezüglich feine® Lohnes unter den Schuß des öffentlichen 
Nechtes geftellt wird; es ift dies in weit höherem Grade 
er Fall als Hinfichtlich der Lohnzahlung für gewerbliche 
Arbeiter. Die Heuer wird berechnet vom Zeitpunkt der An- 
mufterung ab, bezahlt, falls nicht Anderes vereinbart ift, 
jedoh erft nach Beendigung der Reife bezw. Auflöfung des 
Dienftverhältnifies. 31 Jedoch fünnen auch Abjchlags- und 
Borfchußzahlungen auf die Heuer nach Maßgabe der gefe- 
lichen Borfchriften gefordert werden; hierüber ift vom Schiffer 
ein Abrechnungsbuh zu führen, 3%? in welchem der Schiffs- 
mann zu quittiren bat. Der dem Schiffsmann als Lohn 
zugeftandene Theil an der Fracht oder am Gewinn darf nad) 
dem Gefeß nicht ald Heuer angerechnet werden. 33 
Die Heuerzahlungen find, falls nicht ander8 vereinbart 
wurde, baar oder durch eine auf den Rheder ausgeſtellte 
Anweiſung auf Sicht zu entrichten. 34 Wird die Zahl der 
Mannſchaft auf der Reife verringert, ohne daß eine Er- 
gänzung erfolgt, fo ift die dadurch erfparte Heuer (abgejehen 


39 HGB. a. 484. 58, ga 63 vgl. die Vorſchrift 
830 Ueber die Heuer Meves | in $.6 
447. Lewis I111f. 833 Sem. 5 2 37,39. 
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vom Fall der Defertion) unter die verbleibende Mannfchaft 
entjprechend zu vertheilen.5 Cine Ergänzung der Mann— 
haft muß jedoh — wenn die Umftände eine folche geftatten 
und die Mannjchaft dies fordert — erfolgen, fobald die Zahl 
fih um mehr als !/, verringert hat. 336 

Eine Erhöhung der Heuer tritt, wenn das Schiff mehr 
als zwei Jahre auswärts weilt, für die länger als 2 Jahre 
in Dienft befindlichen Mannfchaften nach folgenden Grund- 
fügen ein: | 

1. der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten Jahres 
in die in der Mufterrolle bejtimmte oder aus derfelben 
als Durchſchnittsbetrag fich ergebende Heuer der Leicht: 
matrofen, und mit Beginn de3 vierten Jahres in 
die in der Mujterrolle beftimmte Heuer der Voll- 
matrojen ein; 

2. der Leichtmatroje erhält mit Beginn des dritten Jahres 
die in der Mufterrolle bejtimmte Heuer der Boll- 
matrofen und mit Beginn des vierten Jahres ein 
Fünftel derfelben mehr an Heuer; 

3. für die übrige Mannfchaft fteigt die in der Muſter— 
role angegebene Heuer mit Beginn des Dritten 
Jahres um ein Fünftel und mit Beginn de3 vierten 
Jahres um ein ferneres Fünftel ihres urjprünglichen 
Betrages. 

In dem Fal der Ziffer 2 tritt der Leichtmatroje mit 
Beginn des dritten Jahres in den Rang eines Bollmatrofen 
ein. 337 

Eine Verringerung der Heuer tritt ein, wenn der Schiffer 


335 SeemO. $. 40. 337 Seemd. $. 41. 
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nah Antritt der Reife entdedt, daß der Schiffsmann zu 
dem Dienfte, zu welchem er fich verheuert hat, untauglich 
ist; ausgeſchloſſen ift jedoch die bei Steuerleuten; der Schiffer 
hat eine derartige Anordnung thunlichft bald dem Schiffs⸗ 
mann zu eröffnen und zugleich in dag Sciffsjournal ein- 
zutragen, daß und wann dieß geſchehen: erft hierdurch wird 
die Verringerung rechtskräftig. 338 

Endet das Dienftverhältnig dadurd, daß das Schiff 
durch einen Zufall verloren geht, fo hat der Schiffsmann 
die verdiente Heuer zu erhalten und ift frei nad) dem Aus- 
fahrtShafen zurüdzubefördern bezw. hierfür entfprechend zu 
entjchädigen. 339 

Iſt ein Schiff verfchollen (HGB. a. 866, 867), jo wer: - 
den die Dienft- und Heuerforderungen von Schiffer und 
Mannſchaft fällig mit Ablauf der Verfchollenheitsfrift; die 
Forderungen find zu berechnen bis zum Ablauf eines halben 
Monats nad Eintreffen der legten Nachricht von dem 
Schiffe. Das Seemannsamt des Heimathshafens hat in 
diefem Falle die Zuftellung an die Berechtigten zu ver- 
mitteln. #0 

Für die Forderungen aus den Heuerverträgen haftet der 
Rheder nicht nur mit Schiff und Fracht fondern perfönlich. 3 
Auch im Yale der Verwundung oder Erfranfung hat der 
Schiffsmann Anſpruch auf die bedungene Heuer: 1. Wenn 
er die Reife nicht antritt, bis zur Einftellung des Dienfteg, 
2. wenn er die Reife antritt und mit dem Schiff zurückkehrt, 
bis zur Beendigung der Rückreiſe, 3. wenn er während der 


338 SeemO. g. 34. . | #1 SeemO. $. 68 unter Auf- 
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Reife am Lande zurlidgelaffen werden muß, bis zu dem 
Tage an welchem er da8 Schiff verläßt. Hat fi der 
Schiffsmann die Krankheit oder Verwundung durch eine 
unerlaubte Handlung zugezogen oder ift die Krankheit eine 
Inphilitifche, fo findet die obige Beftimmung feine Anwen- 
dung. 4? Stirbt der Schiffsmann nach Antritt des Dienſtes, 
jo ift die bi8 zum Todestage verdiente Heuer zu bezahlen. 


9. Der Schiffsmann bat Anfpruh auf ent- 
[prehende und ausreihende Berpflegung Nah 
dem örtlichen Rechte des Heimathshafens bejtimmt ſich im 
Zweifel Ouantität und Dualität der zu verabreichenden 
Speijen und Getränke, die der Schiffsmann jedoch nur für 
fi verbrauchen und nicht veräußern, vergeuden oder ſonſt 
bei Seite bringen darf. Ueber daS Maß der zu ver- 
abreichenden Lebensmittel können die Einzelftaaten nähere 
Anordnungen und zwar auf dem Verordnungswege erlaflen; 
im Zweifel entjcheidet das Recht des Heimathshafens. 

Der Schiffer ift jedoch berechtigt, bei ungewöhnlich langer 
Dauer der Reife, oder wegen eingetretener Unfälle, eine 
Kürzung der Nationen oder eine Aenderung Hinfichtlich der 
Wahl der Speifen und Getränke eintreten zu lafen. 

Er hat im Schiffsjournal zu bemerken, warn, aus wel- 
hem Grunde und in welcher Weife eine Kürzung oder 
Aenderung eingetreten tft. 

Wenn dies verfäumt if, oder wenn die vom Schiffer 
getroffenen Anordnungen ſich al3 ungerechtfertigt oder durch 
fein Berfchulden herbeigeführt erweifen, jo gebührt dem 
Schiffsmann eine den erlittenen Entbehrungen entjprechende 


2 SeemD. 88. 49, 50. 2 SeemO. 8.51, vgl. über 
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Pergütung. Ueber diefen Anſpruch entjcheidet unter Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges das Seemannsamt, vor welchen 
abgemuftert wird. 3 


10. Die Schiffsmannfchaft hat ferner an Bord 
Anfpruh auf einen ihrer Zahl und der Größe 
des Schiffes entiprehenden nur für fie und ihre 
Effecten beftimmten wohlverwahrten und genügend 
zu lüftenden Logisraum. Kann diefem Anfpruche in 
Zolge eines Unfalles oder aus anderen Gründen nicht ge- 
nügt werden, fo tft für ein anderes angemeſſenes Unterfommen 
zu forgen. Größe und Einrichtung des Logisraumes be- 
ſtimmen fih im Zweifel nach dem Recht des Heimathshafens; 
die Einzelftaaten haben das Recht auch hierüber auf dent 
BDerordnungsmwege nähere Beitimmungen zu erlaffen. s 


11. Die Shiffsmannfhaft Hat ferner das 
Recht zu fordern, daß die erforderlihen Heil- 
mittel auf die Reife mitgenommen werden.’ 
Auch bezüglich des Umfanges dieſer Verpflichtung gilt das 
oben 9 und 10 Bemerkte. In folgenden Fällen bat der 
nah dem Dienftantritt erkrankte oder verwundete Schiffs- 
mann Anspruch auf unentgeltlihe Verpflegung: 


1. wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder 
Berwundung die Reife nicht antritt, bis zum Ab- 
lauf von drei Monaten jeit der Erfranfung oder 
Bermwundung; 

2. wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe nad 
einem deutjchen Hafen zurückkehrt, bis zum Ablauf 
von drei Monaten feit der Rückkehr des Schiffs; 


34 SeemO. 88.43, 45, 46. 315 SeemO. $. 45. König 
35 Seemd. 88. 44, 45. 195, 196. 
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3. wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe zurüd- 
fehrt, die Rüdreife des Schiffes jedoch nicht in einem 
deutjchen Hafen endet, bis zum Ablauf von ſechs 
Monaten jeit der Rückkehr des Schiffs; 

4. wenn er während der Reife am Lande zurüdgelaffen 
werden mußte, bis zum Ablauf von ſechs Monaten 
jeit der Weiterreife des Schiffs. 


Auch gebührt dem Schiffsmann, falls er nicht mit dem 
Schiffe nach dem Hafen zurückkehrt, von welchem das Schiff 
feine Augreife angetreten hat, freie Zurückbeförderung nad 
diefen Hafen ($$. 65, 66), oder nah Wahl des Sciffers 
eine entjprechende Vergütung. 

Der Anfpruch ift nicht begründet, wenn die Krankheit 
oder Berwundung Folge einer unerlaubten Handlung oder 
die Krankheit eine ſyphilitiſche ift. 37 

12. Stirbt der Schiffsmann nah Antritt de? 
Dienftes, fo hat der Rheder die Beftattungsfoften 
zu tragen. Ueber den an Bord befindlichen Nachlaß 
iſt durch den Schiffer unter Zuziehung von zwei Schiffs— 
officteren oder anderen glaubhaften Perfonen ein Inventar 
aufzunehmen; der Schiffer hat jodann für die Aufbewahrung 
eventuell den Verkauf der Nachlaßgegenftände zu jorgen. 
Dad Inventar und der Nachlaß bezw. der Erlös daraus 
find ſodann mit dem officielen Todesnachweis dem nächſten 
Seemannsamt zu übergeben. #9 

13. Wird der Schiffsmann bei Vertheidigung 
des Schiffes verwundet oder getödtet, fo ift dem» 
jelben bezw. feinen Erben eine angemejfene er- 


AT Seemd. 88. 48, 50. |  Seemd. $. 52% 8. 
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forderlihenfalls vom Richter feftzufegende Be- 
lohnung zu bezahlen. 3% 

14. Die Vorfchriften des Geſetzes über die Rechtsver⸗ 
hältnifje verwundeter oder erfrankter oder verftorbener See⸗ 
fahrer (Biff.11,12,13) können jedoch durch einzelftaatliche Ver- 
ordnung für Heine Küftenfahrzeuge ausgefchloffen werden. 351 

15. Der Anſpruch auf freie Zurlidbeförderung, bezw. 
die entjprechende Vergütung, welche dem Schiffsmann in 
den gejeglich beftimmt bezeichneten Fällen 5? zufteht, um: 
faßt jedenfal3 auch den Unterhalt während der Reife. 
Dem Anfpruh wird jedoch genügt dadurdh, daß dem 
Schiffsmann, welcher arbeitzfähig if, mit Genehmigung 
des Seemannsamtes ein feiner früheren Stellung ent- 
fprechender und durch angemefjene Heuer zu vergltender 
Dienft auf einem deutſchen Kauffahrteifchiffe nachgewieſen 
wird, welches nah dem Hafen, von welchem das Schiff 
feine Außsreife angetreten bat, oder einem demjelben nahe 
belegenen Hafen geht; letzteren Falles unter Gewährung 
der entfprechenden Vergütung für die weitere freie Zurüd- 
beförderung bis zu demjenigen Hafen, von melden: das 
Schiff feine Ausreife angetreten hat. Iſt der Schiffsmann 
fein Deutjcher, jo wird ein Schiff feiner Nationalität einem 
deutjchen Schiffe gleich geachtet. 353 


V. Strafbeftimmungen. 


Die materiellen Borjhriften der Seemanns— 
ordnung find dur zahlreiche theilweiſe fehr 


350 SeemO. 88. 49?, 512. gen bat), 56 ufälliger Ferluſt 
 Seemd. 8. 109. ded Schiffes), 57 3.5, 58 (Un 
352 Seemd. 88. 48 (erkrankte | terbrechung der Reife Kr: Krieg 
oder verwundete Seeleute, deren | oder dergl.). ©. oben Ziff. 11, 5. 
Berpflegung der Rheder zu tra- 353 SeemO. 88. 65, 66. 
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ftrenge Strafbeftimmungen gefhüst.?* Kompetent 
zur Verhängung diefer Strafen tft entweder der Schiffer 
als Repräfentant der Staatsgewalt auf See oder das See: 
mannsamt, oder die gewöhnlichen Strafgerichte. 

A. Schiffer: 

Der Schiffer ift befugt, alle zur Aufredter: 
haltung der Ordnung und zur Sicherung der 
NRegelmäßigkeit des Dienftes erforderliden Maß- 
regeln zu ergreifen. Zu dieſem Zwede darf er nament- 
Ich auch herkömmliche Erjehwerungen des Dienfte3 oder 
mäßige Schmälerung der Koft, leßtere jedoch auf höchſtens 
drei Tage, al3 Strafe eintreten laffen. Geldbuße, för: 
perlide Züchtigung oder Einfperrung darf er als 
Strafe nicht verhängen. 

Bei einer Widerfeglichfeit oder bei beharr— 
lihem Ungehorſam ift der Schiffer zur Anmen- 
dung aller Mittel befugt, welche erforderlich find, 
um feinen Befehlen Gehorfam zu verfhaffen. Er 
darf gegen die Betheiligten die geeigneten Siche— 
rung3maßregeln ergreifen und fie nöthigenfalls 
während der Reife fejjeln. 

Feder Schiffsmann muß dem Schiffer auf Erfordern 
Beiftand zur Aufrechthaltung der Ordnung ſowie zur Ab- 
wendung oder Unterdrüdung einer Widerjeglichkeit leiften. 

Im Auslande hat der Schiffer in dringenden Fällen 
die Commandanten der ihm zugänglichen Fahrzeuge der 
Krieggmarine des Reichs um Beiftand zur Aufrechthaltung 
der Disciplin anzugehen. 





552 Bol. zum Folgenden Me- | über die Milde der Strafbe- 
ves A444ff., bei. 445 die Kritik | ftinmungen der SeemO. 





Das Seerecht in Friedengzeiten. 8.40. 639 


Jede vom Schiffer in Gemäßheit diefer Beſtimmun⸗ 
gen getroffene Verfügung ift mit Angabe der Beran- 
lafjung, fobald es gejchehen kann, in das Sciffsjournal 
einzutragen. 355 

Das Correlat Ddiefer weitgehenden Dißciplinargemalt, 
welche den Schiffer als dem Vertreter der Staatögewalt 
auf See zufommt, bildet die Strafdrohung gegen Mißbrauch 
des Disciplinarrechtes, |. darüber unten ©. 646 Ziff. 10. 

B. Seemanndamt. 


I. Für eine große Anzahl von Vergehen ift aber als 
die in erfter Linie zur Entſcheidung competente Behörde das 
Seemannsamt beftellt al3 dasjenige Organ des Staates, 
welchen die Aufrechtbaltung der ftaatlichen Rechtsordnung 
über den Seehandelöverfehr hauptjächlih zugemiejen ift. 
Die Entſcheidung des Seemannsamtes ift jedoch nur ad⸗ 
miniftrativer Natur und demgemäß das Beichreiten des 
Rechtsweges immer offen gehalten. Die einzelnen in diefer 
Beziehung geltenden Vorſchriften find: 


1. Mit Geldftrafe bi8 zu 60 Mark wird beftraft ein 
Schiffsmann, welcher nach Abſchluß des Heuervertrages fich 
verborgen hält, um ſich dem Dienjtantritt zu entziehen; die 
Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

2. Mit Geldftrafe bis zum Betrage einer Monatsheuer 
wird ein Schiffsmann beftraft, welcher fich einer gröblichen 
Verlegung feiner Dienftpflichten ſchuldig macht. 

ALS PVerlegung der Dienftpfliht in diefem Sinne wird 
insbeſondere angefehen: 


35 Seemd. 89.79, 80. Weber 356 Seemd. S. 81!. Meves 
die „peineipieiten Gefichtspunkte 447. 
ſ. oben ©. 544 ff. 
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1. Nachläſſigkeit im Wachdienfte; 

2. Ungehorfam gegen den Dienftbefehl eines Vorgeſetzten; 

3. ungebührliches Betragen gegen Vorgeſetzte, gegen andere 
Mitglieder der Schiffsmannſchaft oder gegen 
Reiſende; 

4. Verlaſſen des Schiffes ohne Erlaubniß oder Ausbleiben 
über die feſtgeſetzte Zeit; 

5. Wegbringen eigener oder fremder Sachen von Bord 
des Schiffes und an Bord bringen oder an Bord 
bringen laſſen von Gütern oder ſonſtigen Gegen- 
ftänden ohne Erlaubniß; 

6. eigenmächtige Zulaffung fremder Perfonen an Bord 
und Geftattung des Anlegen? von Fahrzeugen an 
das Schiff; 

7. Trunkenheit im Schiffsdienſte; 

8. Vergeudung, unbefugte Veräußerung oder bei Seite 
bringen von Proviant. 


Gegen Schiffsofficiere kann die Strafe bis auf den Be—⸗ 
trag einer zweimonatlichen Heuer erhöht werden. 

Wenn die Heuer nicht zeitweile bedungen ift, jo wird 
die Strafe auf einen nach den Ermeflen des Seemanns- 
amtes der Monat3heuer entjprechenden Geldbetrag beftimmt. 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der Antrag 
it bi3 zur Abmuſterung zuläffig Der Schiffer hat jede 
Verlegung der Dienftpflicht ſobald es gefchehen kann, mit 
genauer Angabe des Sachverhaltes in das Schiffsjournal 
einzutragen und, wenn thunlid, dem Schiffsmann von dem 
Inhalt der Eintragung unter ausdrüdlicher Hinweiſung auf 
die obige Strafandrohung Mittheilung zu machen. 


Unterbleibt die Mittheilung, jo find die Gründe der 
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Unterlaffung im Journal anzugeben. ft die Eintra- 
gung verfäumt, fo tritt feine Verfolgung ein. 

3. Mit Geldftrafe biß zu 60 Marf oder mit Haft bis 

zu vierzehn Tagen wird beftraft ein Schiffgmann, welcher 

1. bei Berhandlungen, die ſich auf die Ertheilung eines 
Seefahrtsbuches, auf eine Eintragung in daſſelbe 
oder auf eine Mufterung beziehen, wahre Thatjachen 
entftellt oder unterdrüdt oder faljche vorfpiegelt, um 
ein Seemanndamt zu täufchen; 

2. e3 unterläßt, fi) dem Gefege gemäß zur Mufterung 
zu ſtellen; 

3. im Falle eined dem Dienftantritt entgegenftehenden 
Hinderniffes unterläßt, fich hierüber dem Geſetze ge- 
mäß gegen das Seemanndamt auszumeifen. 

Durch die Beitimmung der Ziffer 1 werden die ftraf- 

rechtlichen Vorfchriften über faljche Eintragungen in öffent- 
lihe Bücher nah StGB. 8. 271 nicht berührt. 358 


4. Mit Geldftrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft 

wird beftraft ein Schiffer welcher 

1. den ihm in Anfehung der Mufterung obliegenden 
Berpflichtungen nicht genügt (f. oben ©. 619 ff.); 

2. bei Verhandlungen, welche fih auf eine Mufterung 
oder eine Eintragung in ein Seefahrt3buch beziehen, 
wahre Thatſachen entftelt oder unterdrüdt, oder 
falfche vorfpiegelt, um ein Seemannsamt zu täufchen 
(f. oben sub 3 Ziff. 1.); 

3. bei Zodesfällen die Beihaffung und Vebergabe des 
porgejchriebenen Nachweiſes unterläßt oder die ihm 


357 SeemO. 88. 84,85. Me: | 358 SeemO. 8. 93. Meves 
ves 454 ff. 480 ff. 
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obliegende Fürforge für den Nachlaß verabjäumt 
(ſ. oben ©. 636 Ziff. 12); 

4. eine der in den 88.77 und 80(ſ. oben S. 638.) vorgeſchrie⸗ 
benen Eintragungen in das Schiffsjournal unterläßt; 

5. den ihm bei Bergehen und Verbrechen obliegenden 
Verpflichtungen (|. oben ©. 544 ff.) nicht genügt; 

6. dem Schiffemann ohne dringenden Grund die Ge— 
legenheit verfagt, die Entjcheidung des Seemannd- 
amtes nachzufuchen (f. unten ©. 651 f.); 

7. einem Schiffsmann grundlos Speife oder Tranf vor- 
enthält; 

8. e3 unterläßt, dafür Sorge zu tragen, daß ein Eremplar 
dieſes Geſetzes, ſowie der maßgebenden Borjchriften 
über Koft und Logis im Volkslogis zugänglich ift 
(f. oben ©. 613). 

Durd die Beftimmung der Ziffer 2 wird die Borjehrift 

des 8. 271 des Strafgeſetzbuchs nicht berührt. ?%° 
U. Das Seemanndamt bat in den bezeichneten Fällen 
den Angefchuldigten zu ‚vernehmen und den Thatbeftand 
ſummariſch feftzuftellen; eine Vereidigung von Zeugen darf 
bei der Unterfuhung nicht ftattfinden. Das Seemannsamt 
ertheilt daraufhin einen mit Gründen verjehenen Bejcheid, 
der dem Angefchuldigten zu verkünden bezm. in Ausfertigung 
zuzuſtellen ift. 360 

III. Gegen die Entjcheidung des Seemannsamtes ift binnen 
10tägiger Frift Provocation auf gerichtliches Gehör, jedoch nur 
dur) den Berurtheilten geftattet; ohne vorheriges Verfahren vor 
dem Seemannsant aber ift gerichtliches Einfchreiten in dieſen 


359 SeemD. 8.99. Mevez | 3% Geemd. $. 101. 
494 ff. | 
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Fällen nicht zuläffig; der Antrag ift beim Seemannsamt 
fchriftlich oder zu Protocol einzureichen; iſt das Seemanns⸗ 
amt im Ausland belegen, fo iſt dasjenige inländijche Straf- 
gericht competent, in defjen Bezirf der Heimath3hafen eventuell 
der zuerft nach der Straffeftfegung angelaufene Hafen liegt. 
Die Entfcheidung des Seemannsamtes ift, ſoweit fie auf 
Gelditrafe lautet, vorläufig vollftredbar. 36 

C. Strafgeridte. 

I, Direct vor die ordentlihen Strafgerichte gehören 
folgende Fälle: 

1. Ein Schiffsmann, der um fich der Fortfegung des 
Dienſtes zu entziehen, entläuft oder ſich verborgen hält, 
begeht nicht blos einen einfachen Vertragsbruch, ſondern 
wird der öffentlichrechtlichen Natur des Dienſtverhältniſſes 
gemäß analog dem militäriſchen Deſerteur betrachtet und 
demgemäß mit Geldſtrafe bis zu 300 Mark oder Gefängniß⸗ 
ſtrafe bis zu 2 Monaten beſtraft; die Verfolgung tritt 
jedoch nur auf Antrag ein; entläuft der Schiffsmann mit 
der Heuer bezw. nach Empfang irgend einer auf die Heuer 
geleiſteten Zahlung, ſo tritt Gefängnißſtrafe bis zu einem 
Jahre ein? Kehrt der Schiffsmann vor Abgang des 
Schiffes nicht wieder zur Fortfegung feines Dienſtes frei= 
vollig zurück, und wird auch nicht zwangsweiſe zurüdgebradht, 
fo verliert er auch den Anſpruch auf die bis dahin verdiente 
Heuer; Heuer und eventuell Effecten des Dejerteurd können 
zur Dedung der Schadengerfaganfprüce des Rheders in 


31 SeemO. 8.101. Meves | allgemeine StGB. aufgenom- 
500 ff. Das Verfahren erfolgt | men wurde, alle übrigen der 
nach StPO. 88.455 —458 (EG. | jpeciellen SeemO. überlafjen 
3. StPO. 8. 5). blieben, f. die richtige Kritik won 

362 SGB. 8.298. Darüber Meves 444, 450, 458. 
daß diefer einzelne Punkt in das | 
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Anſpruch genommen werden; der etwa verbleibende Reſt 
der Heuer .ift der Seemannd- bezw. Ortsarmencaſſe zu 
ibergeben. 36 

2. Berläßt ein Schiffemann im Ausland ohne Ge- 
nehmigung des Seemanndamtes den Dienft in Folge einer 
Berlegung der Pflichten des Schifferd gegen ihn oder im 
Falle von Ziwifchenreifen, zu welchen er gejeglich nicht ver- 
pflichtet ift, jo tritt Geldjtrafe bis zum Betrage einer Monat3- 
heuer em. 3% 

3. Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen 
des Schiffers oder eined anderen Vorgejegten den fehuldigen 
Gehorfam im Dienfte verweigert, wird mit Gefängniß 
bi8 zu drei Monaten oder mit Geldftrafe bis 300 Mark 
beitraft. 365 

4. Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannfchaft ge- 
hörige Perſonen dem Schiffer oder einem anderen Bor: 
gefegten den fehuldigen Gehorfam auf Verabredung gemein- 
Ihaftlih verweigern, fo tritt gegen jeden Betheiligten 
Gefängnißftrafe bis zu einem Jahre ein. Der Rädels— 
führer 36 wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beftraft. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo wird der Rädels⸗ 
führer mit Gefängniß bis zu zwei Jahren, die übrigen mit 
Geldftrafe bis zu 600 Mark beftraft. 

Gleiche Strafe wie den Nädelsführer trifft auch den- 
jenigen, welcher zwei oder mehrere zur Schiffsmannjchaft 
gehörige Perfonen zur Begehung de3 oben bezeichneten 
Delicte8 auffordert, wenn die Aufforderung die ftrafbare 


863 Seemd. 8$. 81%, 82, vb. | 365 SeemO. 8. 86. Meves 460. 
107. Meves 446 ff. 366 Ueber dieſen Begriff Me- 
36 SeemO. 88. 83 vb. 61 ves 462. 
3. 1,3, 64. 
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Handlung oder einen ftrafbaren Berfuch derfelben zur Folge 
hatte; ift die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, fo tritt 
nur Gelditrafe bis zu 300 Marf ein. 37 


5. Ein Schiffsmann, welcher es unternimmt,36 den 
Schiffer oder einen anderen PVorgefegten durch Gewalt oder 
Bedrohung mit folcher oder durch Verweigerung der Dienfte 
zur Bornahme oder zur Unterlafjung einer dienftlichen Ver- 
rihtung zu nöthigen, wird mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren beftraft; find mildernde Umftände vorhanden, fo 
fann auf Gelditrafe bis zu 600 Mark erkannt werden. 36° 


6. Die gleichen Strafen treten ein, wenn ein Sciff3- 
mann e3 unternimmt, dem Schiffer oder einem anderen 
Borgefegten durch Gewalt oder Bedrohung mit foldher vor⸗ 
ſätzlih Widerftand zu leiten oder den Schiffer oder einen 
Borgefegten thätlih anzugreifen; ob die Handlung im Dienft 
oder außer Dienft begangen wird, ift für den Thatbeſtand 
gleichgiltig. 370 

7. Wird eine der unter 5. u. 6. bezeichneten Handlungen von 
zwei oder mehreren Schiffsleuten in Berabredung gemein- 
Ichaftlich 7! begangen, jo kann die Strafe auf das “Doppelte 
des Höchftbetrages gefteigert werden ; der Rädelsführer ſowie 
diejenigen, welche gegen den Schiffer oder Vorgeſetzten Gemalt- 
thätigfeiten verüben, werden mit Zuchthaus oder Gefängniß 
von einem bis zu fünf Jahren??? beftraft, auch kann auf 
Zuläffigkeit von Polizetauffiht erfannt werden; find mil: 


367 Seemd. 88. 87, 88. Me- 369 SeemO.8.89. Meves 463. 
ves A61f. 70 SeemO. 8. 90, vgl. StGB. 

368 Ueber das Verhältniß von 8. 113. Meves 466 f. 
„Unternehmen“ zum „Berjuch” Vol. Meves 469. 
(SGB. 8.48) Meves 465. 72 Meves 471. 
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dernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter drei Monaten ein. 373 

Die Aufforderung ift gleich der Anftiftung zu beftrafen, 
wenn ihr die That oder ein ftrafbarer Verſuch derfelben 
folgt, andernfalls tritt ©efängnißftrafe bis zu einem 
Jahre ein. ?7* 

8 Als Gehilfe ift zu beftrafen der Schiffsmann, welcher 
bei derartigen Meutereien (Ziff. 5 — 7) DBefehlen des 
Schiffer oder eined anderen VBorgefegten welche ſich auf 
Unterdrüdung der Meuterei beziehen den Gehorſam 
weigert. 275 

9. Mer wider befferes Willen eine auf unmahre, d. i. 
objectiv unrichtige Behauptungen geftügte Beſchwerde über 
GSeeuntüchtigfeit des Schiffs oder Mangelhaftigkeit des Pro- 
viantS bei einem Seemanndamt anbringt, fo daß auf Grund 
diefer Behauptungen eine Unterfuhung erfolgte, wird mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten beftraft. it die Beſchwerde 
zwar nicht wider beſſeres Willen aber leichtfertig?7° ange 
bracht, fo tritt Geldftrafe biß zu 300 Mark ein. 37 

10. Der Schiffer oder fonftige den Schiffer vertretende 
Borgefegte (denn nur der Schiffer oder fein Vertreter haben 
überhaupt Disciplinargemalt), welcher einem Schiffsmann 
gegenüber feine Di8ciplinargewalt mißbraudt, wird mit 
Geldftrafe bis zu 900 Marf oder mit Gefängniß bis zu 
einem “Yahre bejtraft. 378 


3 SeemO. $.91. Meves 6 ©. über dieſen Begriff 


9 Meves 484. 

374 Seemd. 8. 88, „nal. SGB. 877 Seemd. 8. 94, vgl. 8. 47. 
5. 111. Meves 475 ff. Meves 482 ff. 

375 Seemd. 8.92, vb. StGB. 78 SeemO. $. 96, vb. 
8.49. Meves 172 ff. Meves 487f., hefonbera über 
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11. Der Schiffer oder deffen Stellvertreter, welcher vor= 
jäglich feine Verpflichtung das Schiff in gehöriger Weife 
zu verproviantiren nicht erfüllt, wird mit Gefängniß beftraft; 
daneben kann noch auf Geldftrafe bis zu 1500 Marf und 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden; 
bat der Schiffer nur fahrläffiger Weife feine Verpflichtung 
nicht erfüllt, fo ift auf Geldftrafe biß zu 600 Marf oder 
Gefängniß bis zu einem Jahre zu erfennen, jedoch nur dann 
wenn der Mannfchaft in Folge diefer Fahrläſſigkeit nicht die 
gebührende Koft gewährt werden Fann. 37° 

12. Mit Geldftrafe bis zu 300 Mark, Haft oder Ge- 
fängniß bis zu 3 Monaten ift der Schiffer zu bejtrafen, der 
ohne Genehmigung des Seemannsamtes einen Schiffsmann im 
Ausland, wozu aud) das offene Meer fowie fremde Schiffe 
zu rechnen find, zurüdläßt und zwar auch in dem Falle, 
wenn die Löſung des Dienftverhältniffes nach gegenfeitigem 
Uebereinfommen erfolgt. 3% 

II. Die Geldftrafen, welche auf Grund dieſes Gefeges 
verhängt merden, fließen der Seemannscafje eventuell der 
Drtsarmencafje des Heimathshafend des Schiffes zu, falls 
nicht Tandesrechtlich ander beftimmt ıft. 38 

III. Die oben angegebenen Strafbeftimmungen haben 
zur Anmendung zu fommen, gleichgiltig ob die ſtraf— 
bare Handlung im In- oder Ausland begangen 
iſt.s? Jedoch muß bezüglich des legteren Punktes immer 
der Vorbehalt gemacht werden: falls der auswärtige Staat 


379 Seemd. 8.97, vb. 88.12, | 382 SeemO. 8. 100 in Abäan- 
45. HGB. a. 480. Meves 488ff. | derung der in StGB. 8. 4 auf- 

380 SeemO. 88. 98 vb. 71. | geftellten Grundjäge. Vgl. Me- 
Meves 492 ff. ves 498. 

3 SeemO. 8. 107. 
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jelbft für eine innerhalb feines Gebietes begangene ftrafbare 
Handlung die GerichtSbarfeit in Anfpruch nimmt, haben prumär 
die von ihm erlaffenen ftrafrechtlihen Vorfchriften zur Ans 
wendung zu fommen und bleibt für die Anwendung des 
deutfchen Rechtes nur nach Maßgabe des freinden Rechtes 
Raum. 3% 

IV. It gegen einen Schiffsgmann bereit3 wegen einer 
der tm Vorftehenden genannten Handlungen eine Disciplinar- 
ftrafe verhängt worden, jo wird dadurch die criminalrecht- 
liche Verfolgung und Beftrafung der That nicht ausgeſchloſſen; 
jedoch Tann eine Disciplinarftrafe fomohl bei denjenigen 
Delicten, die vor da8 Seemanndamt al3 auch bei denjenigen, 
welche vor die ordentlichen Gerichte gehören, in Anrechnung 
gebracht werden. 3% 


VI. Die Verpflichtung der Kanffahrteifchiife zur Mitnahme 
bilfsbedürftiger Seeleute. 


Dem Zwecke der Erhaltung eined tüchtigen Stammes 
von Seeleuten dienen noch die nachfolgenden Vorfchriften, 
welche deutjchen Schiffen im Auslande eine unter Umftänden - 
jehr bedeutende Verpflichtung auferlegen: 


1. Alle deutfhen Kauffahrteifchiffe, melde 
nah inländiſchen Häfen fahren, find geſetzlich 
verpflichtet, HilfSbedürftige deutfhe Seeleute? 
aus dem Ausland in die Heimath mitzunehmen,?% 
als Heimath gelten neben den deutfchen Häfen auch die Häfen 


383 Bol. hieher Perels 74| 395 Weber den Begriff vgl. 
und das hier WR. 2 citirte Erf. d. | Meves 520 f. 
preuß. Obertribunald. Unrichtig | 3% König 199 ff. Meves 
v. Schwarze Comm. 52. 519 ff. 

3 SeemO.8.95. Meves 486. 
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des Kanals, Großbritanniens, des Sunds oder des Kattegats 
ſowie alle außerdeutfchen Häfen der Oft- und Nordfee von 
wo aus fodann das deutfche Seemannsamt für die Weiter- 
beförderung Sorge zu tragen hat. Den gleichen Rechtsan⸗ 
ſpruch haben auch ausländische Seeleute, welche auf deutfchen 
Schiffen Dienft genommen haben und unmittelbar darnad) im 
Ausland Hilfsbedürftig geworden find, gegenüber folchen 
deutfchen Schiffen, die nach ihrer Heimath beftimmt find. 397 

2. Die Mitnahme hat zu erfolgen auf fohriftliche 
Anweifung de3 Seemannsamtes; das Seemanndamt 
fann den Schiffer zur Erfüllung feiner gefeßlichen Ber- 
pflichtung zwangsweife anhalten; ftehen dem Seemannsamt 


- mehrere Schiffe zur Verfügung, fo find die heimzubefördernden 


x 


Geeleute verbältnigmäßig zu vertbeilen.? Während der 
Reife ift dem Mitgenommenen Koft und Logis zu gewähren. 
Derfelbe ift andrerjeit3 der Disciplinargewalt des Schiffer 
unterworfen, zu Arbeiten fann er jedoch wider feinen Willen 
nicht angehalten merden.3° 

3. Die Mitnahme kann verweigert werden aus 

folgenden Gründen: 

a) wenn und joweit an Bord fein angemefjener Play für 
die Mitzunehmenden vorhanden ift; 

b) wenn der Mitzunehmende bettlägerig frank oder mit 
einer ſyphilitiſchen oder einer fonftigen, die Geſundheit 
oder Sicherheit der Mannfchaft gefährdenden Krankheit 
behaftet if, oder megen eined Vergehens oder Ver⸗ 
brechens zurücbefördert merden foll;3% 


3877 G.v. 27. Dec. 18728. 1. Bei 388 Ebenda 88. 1, 2. 
Ausländern iſt jedoch primär der 69 Ebenda 8. 4. Meves 525. 
Staat, welchein der Seemann | °% Sm letzteren Falle And 
angehört, um Hilfe anzugehen. | nah ConſG. $. 29 die Kriegs» 
Meves 521f. ſchiffe zu requiriren. 
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c) wenn und foweit die Zahl der Mitzunehmenden ein 
Biertbeil der Schiffsmannfchaft überfteigt; 

d) wenn die Mitnahme nicht mindeftend zwei Tage vor 
dem Zeitpunft verlangt wird, an welchem das Schiff 
zum Abgehen fertig ift. 

Die Entfeheidung über den Grund der Weigerung ftebt 

dem Seemanndamt zu.’ 

4. Die Mitnahme erfolgt gegen Entfhädigung, 
welche wo möglich mit dem betreffenden Schiffer zu verein- 
baren ift. 

Die Entihädigung beträgt, in Ermangelung der Ber: 
einbarung über einen geringeren Saß, für jeden Tag des 
Aufenthalte® an Bord: a) für einen Schiffer, einen Steuer- 
mann, einen Arzt, einen Mafchiniften oder den Affiftenten 
eines folchen, einen Proviant- oder Zahlmeifter drei Mark 
auf Segelidiffen und vier und eine halbe Marf auf 
Dampfſchiffen; b) für jeden anderen Seemann ein und eine 
halbe Mark auf Segelfchiffen und zwei Mark auf Dampf: 
Ihiffen. Die Auszahlung der Entjehädigung erfolgt im 
Beitimmungshafen durch das Seemanndamt gegen Aus—⸗ 
lteferung der wegen der Mitnahme ertheilten Anmeifung. 
Der Mitgenommene haftet für die durch die Zurückbeförderung 
verurfachten Aufwendungen. Die Borfchriften, welche den 
Nheder oder andere Perſonen zur Erftattung ſolcher Auf- 
wendungen verpflichten, werden durch dieſes Geſetz nicht 
berührt, 3% 

5. Der Schiffer, welcher fi) der Erfüllung einer gefeß- 
lichen Berpflihtung entzieht, wird mit Geldftrafe bis zu 


m Ebenda $. 83. Meves | 392 Ebenda $$.1,5,6,7. Kd- 
523 ff nig 200. 
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150 Mark oder Haft beſtraft. Die Entfcheidung erfolgt 
dur das Seemanndamt nad) Maßgabe des oben erörterten 
Berfahreng. 39 


VII. Nechtsftreitigfeiten zwiſchen Schiffer und Mannichaft. 


Schiffer und Shiffsmann follen fo viel als 
möglich den gerichtlihen Austrag ihrer Streitig- 
feiten vermeiden. In keinem Falle darfein Schiffs— 
mann feinen Schiffer vor einem nihtdeutfhen Ge» 
rihte belangen, ausgenommen nur für Forderungsan- 
Iprüche aus dem Heuervertrag im Fall des Zwangsverkaufs 
eines Schiffes. Handelt er diefer Beſtimmung zumider, jo 
ift er nicht allein für den daraus entftehenden Schaden vers 
antwortlich, fondern er verliert überdies auch die biß dahin 
verdiente Heuer. 

Das in erfter Tinie zur Erledigung von Streis 
tigfeiten zwiſchen Schiffer und Schiffsmann be> 
rufene Organ tft da8 Seemanndamt. 

1. Dafjelbe bat einmal die Verpflichtung, einen gütlichen 
Ausgleich aller Streitigleiten, die zu feiner Kenntniß ges 
bracht werden, zu verfuchen; insbeſondere ift hiezu das See⸗ 
mannsdamt, vor welchen die Abmufterung erfolgt, verpflichtet. 

2. Ferner hat dad Seemannsamt formell zu entfcheiden 
alle Streitigfeiten, welche im Inland nad der Ans 
mufterung über Antritt oder Fortjegung des 
Dienftes zwiſchen Schiffer und Schiffsmann ent- 
ftehen; da8 Seemannsamt fällt auch diefe Entſcheidungen 
unter Vorbehalt des Rechtöweges; diefelben find jedoch vor⸗ 
läufig vollitredbar. 


393 Ebenda 8. 8 vb. Seemd. 8.101. Meves 529 ff. 
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3. Endlih kann auch in anderen Fällen, die feinen Auf: 
ſchub leiden, wenn deutjche Gerichte nicht angerufen werden 
können, der Schiffsmann und ebenfo umgefehrt: der Schiffer 
die vorläufige Entjcheidung des Seemannsamtes nachſuchen 
und es darf dem Schiffsmann die Gelegenheit hiezu vom 
Schiffer nicht ohne dringenden Grund verjagt werden; der: 
artige Entjcheidungen find von den Parteien zu befolgen; 
nah Beendigung der Reife find alsdann die competenten 
Gerichte anzurufen. 3% 


VIIL Beurkundung bed PBerfonenftandes auf See, 


Bejondere Borferiften gelten endlich noch bezüglich der 
Beurkundung des Perfonenftandes auf Schiffen. 

1. Geburten und Sterbefälle, die fih auf der Reife 
ereignen, find ſpäteſtens am Tage nach der Geburt bezw. 
dem Todesfall vom Schiffer unter Zuziehung von zwei 
Schiffäofficteren oder anderen glaubhaften Perfonen im 
Schiffstagebuh zu beurfunden, bei Xodesfällen unter 
Angabe der muthmaßlichen Todesurfache und die Urkunde 
von jenen Perfonen zu unterzeichnen. E83 können zum 
Zwecke folder Beurfundungen dem Schiffsjournal auch be- 
fondere Regiſter nah Maßgabe vorgefchriebener Formulare 
angeheftet werden; aber auch in Ddiefem Falle muß in das 
Schiffsjournal felbft ein kurzer Vermerk aufgenonmen werden. 

2. Der Schiffer bat ferner zwei von ihn beglaubigte 
AbjHriften jener Urkunden demjenigen Seemannsamte, bei 
welchen die zuerft geſchehen kann, zu übergeben; die eine 
diefer Urkunden ift vom Seemannsamt aufzubewahren, die 


 SeemDd. $$. 104 — 106. | Lewis I 177f. König 260, 
Laband II 259. Meves 5ILf. | 297 ff. 
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andere dem competenten Standesbeamten behufs Eintrags 
in feine Regifter zuzufertigen d. i. demjenigen, im defien 
Bezirk die Eltern ded Kindes bezw. der Berftorbene ihren 
Wohnſitz haben oder zulegt gehabt haben. 

3. Meberdies ift, fobald dag Schiff den inländifchen 
Hafen anläuft, in welchen die Reife beendet ift, dag Schiffs- 
journal der ftandesamtlichen Auffichtsbehörde des Hafen- 
orte3 zuzufertigen, welche dem competenten Standesbeamten 
gleichfalls beglaubigte Abfchrift der Urkunde behufs Eontrole 
feiner Eintragungen zuzuftellen hat. 

4. Iſt der Schiffer verftorben oder verhindert, fo bat 
der Steuermann die Beurkundung vorzunehmen. Die Ein- 
tragungen gefchehen nach Maßgabe der allgemeinen Bor: 
ſchriften. 

5. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften ſind mit 
Geldſtrafe bis 150 Mark oder mit Haft zu beftrafen.?°5 

6. Behufs Ausführung diefer gejeglihen Borjchriften 
find noch bejondere Beftimmungen unter Beifügung von 
Mufterformularen erlaffen worden. 39 

7. Die Seemanngämter haben bei der Abmuſterung die 
Ausführung der obigen Vorſchriften zu controliren. 397 


8. 521,4 erſetzt. Dagegen bleibt 
395 G. v. 6. Febr. 1875 88. 61 | in Geltung $. 58. 
bis 64, 68, vb. 88. 22, 23, 57, | 3% ©. diejelben beiKnitſchky 
59. Durch diefe Beftimmungen | Geegejeßgebung ©. 248—258. 
find die VBorfchriften in Seemd. 9 König 262. 








Sachregiſter. 
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bühren, Steuerweſen, Stempelabgaben, 

olfwejen 


3 . 
— E N nt ſchaft 
mufterung ſ. iffsmannſchaft. 
Abolition In 411. 
Abſchlußnummer beim Militärerfak- 


PR En 1, 358, , 

ftempelung d. Preisverzeichniffe f. 
Backaaren II, 148, ſ. auch Stempel⸗ 
abgaben. 

Accreditive, kaufmänniſche IL, 298. 

Actien efelli haften, Stempelpflicht II, 
301 fi. die Reichsbank e. X. II, 85. 
97 ff. 102 ff. 110. 

Admiralität f. Kriegsmarine, 

Adoption I, 261. 268. 

Adrefſen I, 274. 

Aerzte, Berbältniß 3. Gew.D. II, 127 
—131. Prüfung und Approbation 
II, 140 f. 149. Dr. med. II, 141. 
Landesrecht IE, 141. Taren IL, 147. 

wang zu ä. Hilfeleiftung II, 204. 
öffen u. Geſchworene II, 390. 
Leitungen f. Militärzwecke I, 404. 
408. 413. Geſandtſchaftsärzte IT, 453. 

Agenturen d. Banken II, 88. 91 f. d. 
Seewarte II, 583. 587. 

Agrargericdhte II, 381. 

Akademie, militär. I, 845. 


Alltanz I, 50. 52. 

Alternat II, 435 f. 

Amortifation v. Schulpverfehreibungen 
des Reichs II, 318 ff. v. Banknoten 


II, 9. 

Amt, Ber I, 207 ff. 225 ff. recht⸗ 
mäßige Ausilbung I, 276. Gleichbe⸗ 
rechtigung der Reichsangehörigen + 
Belleivung von X. I, 257 f. 292. vgl. 
auch Beanıte. 

Amt, Auswärtiges I, 213 f. II, 449. 
Verhältniß 3. Reichskanzler I, 199. 
206. 213. II, 449. 476. 499. Abthei- 
lungen I, 123. II, 449. 476. Staats- 
ecretär I, 213. 249 ff. II, 449 ff. 476. 

eanıte I, 247. 251. II, 449. Geſandt⸗ 
fhaften der Einzelftaten I, 213 f. 
dgl. auch Geſandte, Conſuln. 

Amt, hydrographiſches I, 214. 

Ant, jtatiftifche8 I, 213. II, 272. 

Amtsanwälte II, 393 f. 

Amtsgerichte II, 371 ff. 388. 392 ff. 
409. 414. 509 ff. 

Amtsverichwiegenheit I, 238. II, 18 ff. 

Anerfenntniffe f. Kriegdleiftungen I, 
406. 420. , 

Angelegenheiten, Auswärtige. 
Reichsſache I, 76. 205. Rechte des 
Kaiſers I, 166 f. II, 427 ff. 447 ff. 
des Reichskanzlers II, 448 f. Bundes⸗ 
rathsausſchuß f. d. A. A. I, 151. 

Anhalt I, 143. 

Anleiben, Begriff II, 816 f. 325 f. 
snteiheneicge II, sıı ff. Stempel II, 
303 ſ. Reichsſchulden. 

Anmuſterung ſ. Schiffsmannſchaft. 
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Anomalieen, völlerrechtl. i. Reichs⸗ 
ſtaatsrecht I, 87 f. 92 f. 152 f. II, 
212 ff. 220. 415. 445. 

Anwaltöfammern II, 397 ff. 

Apothefen II, 64. 128. 141. 147 ff. 
390. 392. 

Arbeitercompagnieen I, 355. 359. 

Arbeitsbücdher II, 158 ff. 167. 

Arbeitefarten II, 157. 

Archiv d. Reichstags I, 191. d. Eonfuln 
II, 485. 

Arntenwefen I, 237. Sonverftellung 
Bayerns I, 87. 287. 291. II, 811. 
Elſaß⸗Lothringens I, 287. 291. II, 
311. Bundesamt Er nE I, 
223. 295. Unterftüßungswohnfig I, 
293 ff. Ortsarmenverband I, 293. 
Landarmenverband I, 293. Aufnahme⸗ 
pflicht d. Heimathsſtaates f. ausgewie⸗ 
ſene Bettler I, 290. Unterſtützung 
durch die Conſuln II, 499 f. Einfünfte 
der Sarmenlaffe II, 153. 596. 644. 
647. Armenunterjtüßung u. Wahlrecht 
I, 171 f. Schöffen u. Geſchworenen⸗ 
dienft 1I, 389. 392. 

Arnimparagraph II, 459. 

Arzneimittel I, 409. II, 128. 142. 147. 
152. 178. 199. 635 f. 

Affienationen II, 298. 

Auctionswefen II, 146. 149 f. 305. 

Aupditeure I, 230. 344. 385. 

Aufbereitungsanitalten II, 133. 154. 
1 


Aufenthaltsbeichränfungen von 
Neichdangehörigen I, 266. 289. ge= 
rihtli aus dem Amt entlafjener 
Kirchendiener I, 270. 

Aufnahme von Reichsangehörigen in 
anderen Einzelftaaten I, 265. 

Auguftverträge I, 14. 24. 33, 

Ausfuhr, Zölle IL, 247. Beſchränkun⸗ 
gen II, 247 f. Berbote II, 246 ff. 
Berglitungen II, 281 ff. 295. Stati- 
ſtiſche Gebühr IL, 307. 

Ausgaben, geheime II, 361. 

Ausland, im Bunbesftaat I, 70. 258. 
ausl. Geld II, 71 ff. Organifation 
d. Handels u. d. Schifffahrt II, 549. 
Eonfuln als Seemannsämter i. A. II, 
579 ff. 614. Verluſt d. Reichsangehö⸗ 
rigleit i. A. I, 269 f. II, 490. Beamte 
i. X. I, 222. 230. 262 $; (vgl. auch 
Conſuln, Geſandte). ückberufung 
von Deu den bei Krieg I, 270. Mili- 
täriſche Rückſichten bei Aufenthalt i. 
A. I, 857. 365. 375. Schuß des Ur- 


Sadıregifter. 


heberrechte® II, 126. Eheſchließungen 
I, 102. II, 467.494. gerichtliche Zu- 
ftellungen II, 464 ff. 498. 582. e= 
licte der Schiffsleute i. A. II, 545 ff. 
647 |. Zurüdlaffung e. Shiffsmanns 
II, 628. 644. Befltafung von Ber- 
bredden i. U. I, 288. Auslieferung I, 
288. Rechtsverhältniß d. Ausländer 
I, 75. 100 ff. 252. 276 ff. 287 f. 401. 
II, 366. Aufnahme von X. in d. deut⸗ 
hen Confularfhug II, 489 f. Hau⸗ 
firſchein II, 199 f. Marktverlehr II, 
201f. Naturalifation I, 262 ff. Dienft 
i. Heer 1, 347 f. Schöffen- u. Geſchwo⸗ 
renenbienft II, 388. 392. Schaßan- 
meifungen u. Anleihen i.a. Währung 
U, 316 f. Ausland. Wertbpapiere u. 
Wechfel IT, 92. 107. 298 f. 301 ff. 
ſ. auch Gejandte, Eonfuln. 

Auslieferung I, 288. 

Auslooſung v. Militärdienft I, 354. 
358. 368 f. 

AYusmufterung I, 355. 

Ausnahmegerichte II, 380 ff. 

Ausnahmerechte d. Einzelftaaten I, 
76. 81 ff. 88 ff. 123 ff. 197. 141 ff. 
II, 256. 

Ausſchüfſe d. Bundesraths I, 149 fi. 
460. Landesausſchuß f. Elſaß⸗Lothrin⸗ 
en I, 445. d. Innungen II, 189 F. 

entralausſchuß d. Reichsbank II, 108ff. 

Bezirksausſchüſſe IL, 105. 

Austräge d. Stanbesherren IL, 415. 

Auswanderung I, 120. 213. 268. 289. 
Berbot bei Krieg oder Kriegsgefahr 
I, 289. 347 f. Befchräntungen mili⸗ 
tärijher Natur I, 347 f. 369. 376. 
Agenturen II, 127 f. 

Außdweijung I, 287 ff. 

Auszählung d. Reichstags I, 191. 

Außercursfegung II, 69 ff. 

Autonomie d. Einzeljtaaten I, 58 ff. 
61. 78 ff. 98 f. 255. 449. d. Reichs⸗ 
tags I, 183. d. Sunungen II, 181. 

Averfa I, 454. II, 241. 273. 289. 310. 


Baden I, 143. 334. II, 6. 385. Aus⸗ 
nahmerecht I, 85. 127. 141. II, 373 ff. 
290. 311. 

Banfwejen I, 121. IT, 84. Notenge- 
1wäft II, 81. 86 ff. Geſchäftsbetrieb 
d. Notenbanlen II, 89 ff. Reichscom⸗ 
miffare II, 95. Unbefugte Ausgabe v. 
Banknoten II, 92. sicht auf d. 
Notenrecht II, 91 S, Kinbigung II, 
88. 91. 96. 100. tziebung II, 96. 
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Sadıregiiter. 


Grundfapital TI, 88 ff. Reſervefond 
II, 89 ff. Notenfteuer II, 94. 298. 
Dedung u, 90. 95. Einlöſung II, 
90 ff. Einziehung IT, 95. Annahme⸗ 
fliht d. Öffentl. Kaflen II, 87. 109. 

eiterbegebung d. Noten II, 109. vgl. 
ah Reichsbank. 

Banhöfe II, 133. 

Bayern I, 82 f. 148. 150 f. Vorrechte 
I, 82. Ausnabhmerechte I, 86 ff. Mili- 
tärwefen I, 318 ff. 328 ff. II, 852. 
Militäretet I, 86. 127. 327 ff. 342. 
352. Oberbefehl I, 72. 328. Inſpec⸗ 
tionsrecht I, 329. 340. Bildungsan⸗ 
ftalten I, 345. Feſtungen I, 73. 331. 
338 Belagerungszuftand I, 330. 
Matritularbeiträge II, 241.310. Poſt⸗ 
u. Zelegraphenverwaltung L, 86. 206. 
I, 2 ff. 281, 241. 311. Averfa II, 
241. 273 f. Eifenbahnweien UI, 45 ff. 
242. Brau= u. Branntweinfteuer I, 
86. 127. 141. II, 273 ff. 290. 311. 
Kormalaichungscommiffion I, 87. I, 
60 ff. Halbpfennige II, 72. Armen⸗ 
weſen I, 86 ff. 28%. II, 311. Verehe⸗ 
lichungsweſen I, 293. Immobiliarver⸗ 
figerung I, 87. Oberftes Landesgericht 
II, 384 f. Geſandtſchaftsweſen I, 87. 
U, 311. 444 ff. 

Beamte, Behörden d. Reichs. Begriff 
I, 208 f. 225 ff. 289 ff. 247. II, 412. 
Organifation durch d. Kaifer I, 210. 
Bedeutung des Etats I, 209f. Amt 
und Gewerbe II, 131. 1. Ausland als 
Bertreter d. Staatögewalt II, 438 ff. 
468 f. 488. ald Bollövertreter I, 227. 
Mittelbare B. I, 228 f. 232. 245. 262. 
Officiere I, 180. 337. Communalb. 
I, 180. 228. 262. Schöffen u. Ge⸗ 
ſchworene I, 226. II, 382. Kichen- 
diener I, 180. 228. 262. 344. Han⸗ 
delsrichter II, 382. Notare I, 227. 
Rechtsanwälte I, 227. II, 397. Con⸗ 
fularagenten II, 478. Die B. d. Reichs⸗ 
tags I, 230. D. Reichsbevollmächtig⸗ 
ten f. Zölle II, 265. Reichsbankbe⸗ 
amte I, 217. 228. II, 98. Militär- 
beamte I, 344. 385. 396. Privatb. 
I, 227. Begrlndung des Nechtöver- 
baltnifies I, 155 ff. 231 ff. Gehalt I, 
239 ff. 363. Rang u. Titel I, 238. 239. 
244. 251. Pflichten I, 236 ff. Cau⸗ 
tion I, 284. Urlaub I, 239. Neben- 
erwerb I, 238. 247. IL, 118. Ges 
jchente I, 238. II, 483. Derehelichung 
I, 239. Prüfungsrecht gegenüber Be⸗ 


Zorn, Staatsredht II. 
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fehlen I, 236 f. Gleichberechtig b. 
Neichdangehörigen I, 257. 292. Con⸗ 
feffionelle Vorausſetzungen I, 259. 
Staatsangehörigkeit I, 262 f. Mili- 
tärperfonen I, 391 ff. Strafrechtl. 
Schuß d. B. I, 239. Privilegien d. 
B. I, 366. 404. 413. II, 389. Amts⸗ 
delicte I, 241 ff. Defecte I, 243. 8. 
im Reichstag I, 173. 175. 177 f. 180 f. 
DB. v. Elſaß⸗Lothringen I, 230. 443. 
453. 460. Behördenſyſtem d. Reichs 
I, 193. 211 ff. 218 ff. Verſetzung I, 
230. 244. 251. Beendigung I, 209 f. 
230 ff. 244 ff. Suspenfion I, 248. 
Begnadigung II, 410. 528. in Dis- 
ciplinarjadhen I, 245. in Zollfadden LI, 
270. b. Seeunfällen II, 583. 
Belagerungszuftand I, 121. 313. i. 
Bayern I. 330. Ä 
Bergung geftranpeter Güter II, 588 ff. 
Koften II, 595 ff. Bergelohn II, 592 ff. 
Bergwerfe II, 131. Arbeiterinnen II, 
154. 160. Hilfskaſſen II, 169. Salz⸗ 
werfe II, 275. Markſcheider II, 140f. 


150. 
Berichte, ftenograph. I, 192. _ 
Bettler, Aufenthalt u. Ausweifung I, 
289 ff. Päffe IL, 499. 
Beurlaubtenftand I, 337. 364. 375 ff. 


86 ff. 

Bezirfscommando I, 337. 352. 364. 
370. 375 f. 

Bezirkstage I, 435. 446 f. 

Bier, Brauzwang II, 119f. Eonceffion 
} Ausſchank II, 144f. 149 f. Reichs⸗ 

rauftener II, 255. 272. 285 ff. Preuß. 

Beto I, 126. 130. Eremtion d. fübd. 
Staaten I, 85. 430. UI, 273 ff. 310. 
Averja I, 454. II, 273. 289. Reichs⸗ 
controle II, 273, 311. Defraudation 
11, 288. Oertliche Eonfumtionsfteuern 
II, 252 ff. 273 ff. Ausfuhrverglitung 
H, 287. 

Billets à ordre II, 298. 

Binnenzölle II, 253. 274. 

Botichafter II, 450 ff. 

Brammtwein, Zwangsrechte II, 119. 
Eonzeffion 3. Ausichant II, 144 I 
Reichsſteuer II, 255. 272 fi. 290 ff. 
Preuß. Beto I, 126. 180. Exemtion 
p, filod. Staaten I, 85. IL, 274. 310f. 
Averfa IT, 273. Steuerfreiheit II, 291. 
Eontrole d. Reichs IL, 273. 292. Des 
fraudation II, 292. Dertliche Conſum⸗ 
tionsfteuer II, 254 ff. 274 ff. Ausfuhr- 
vergiltung II, 290. 


42 
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Braunichweig I, 143. Militärweſen 
I, 305 ff. Bank II, 92. Geſandte LI, 
311. 

Bremen I, 143. 305. II, 256 ff. 262. 
384. 389. 392. 

Briefe II, 18. 24. 30. 

Buchhändler IL, 135. 143. 150. 

Bund, Deutſcher I, 2. 28. 54. 142. II, 
470. Norddeutſcher I, 11. 31. 41. 
II, 210. 223. 254. 

Bundesamt f. Heimathsweſen I, 135. 
156. 222 ff. 245 ff. 251. 295. IT, 311. 
375. 381. ee 

Bundespräfidium I, 82. 126. 143. 
161. ſ. Kaiſerthum. 

Bundesrath I, 64. 79. 112. 136 ff. 
II, 480. 445. Vorrechte der Mitglie- 
der I, 82f. 93. 126 ff. 143 ff. 151. 
323. II, 247. 415. 445. Organifa⸗ 
tion I, 142. Elſaß⸗Lothringen I, 148. 
427 ff. 444 ff. Stellvertreter d. Be- 
vollmädht. I, 458. Commiſſare I, 458. 
Leitung d. Gefchäfte I, 148. 194. 200. 
459. AÄAusſchüſſe I, 82f. 148 ff. 317. 
326. 342. 460. II, 10. 54. 475 ff. 559. 
Berufung, Eröffnung, Schließung I, 
145 ff. 459. Nicht vertretene Stim- 
men T, 144. ———— L, 82. 
126. 143 f. In 
Legitimation d. Bevollm. I, 145. Ge 
richtsbarkeit Über die Bevollm. I, 158. 
II, 415. Portofreiheit II, 34. Verh. 
3. Reichstag I, 141. 155. 173. 189. 
3. Reichsgeſetzgebung I, 109 ff. 112f. 
155. 428, II, 430. Berordnungsrecht 
I, 129 ff. 301 f. Staatöverträge I, 
156. II, 427 ff. Sriegserflärungen I, 
156. cution I, 156. Verfaſſungs⸗ 
ftreitigfeiten i. d. Einzelftaaten I, 120. 
145. 159. Mitwirfung bei der Er- 
nennung von Reichsbeamten I, 155. 
232. II, 378. 407. Disciplinarcome 
petenz I, 156. 222. 232. 245. Reichs⸗ 

aushalt II, 347. 354. 363. Reichs⸗ 
chuldencommiſſion I, 157. 187. 219. 
II, 324. Reichskriegöſchatz I, 158. I, 
233. Zollweſen I, 157. II, 246 ff. 
256 fi. Tabacksſteuer II, 280. Brau⸗ 
fteuer II, 285. Branntweinfteuer II, 
291. Statift. Gebühr II, 308. Mi⸗ 
litärwejen I, 321. 398. 409. 420. Ge⸗ 
werbewefen II, 136. 141. 154. 161. 
199. Sorialiftengefe I, 282. 291. 
dei und Telegrapbhenweien II, 8. 26. 
iſenbahnweſen IT, 47. 51. I, 405. 


411. Diaß- u, Gewichtsweſen II, 59. 


truftion I, 97 f. 144 ff. | 


Sachregifter. 


Miünzweien II, 73 ff. Bankweſen II, 
90 ff. Confularweien II, 481. 576. 
Küftenfrachtfahrt IL, 359. 

Bundesftaat, Begriff I, 48 ff. 62. 298. 
II, 213. 220. Verhältniß d. Einzel- 
ftaaten I, 52. 61. 70. 78. 229. II, 
208. Zutritt neuer Glieder, 41. 65. 
Wegfall kisheriger I, 65. Staatsver- 
träge I, 53. 303 ff, Staatsangehörig- 
feit I, 53 ff. 255 ff. WYinanzgewalt II, 
208 ff. Suftizgewalt IL, 367. Aus- 
wärtige® II, 209. 424. 443. 

Bureau d. Reichötages I, 183. d. Reichs⸗ 
kanzlers I, 199. 


Cabinetsijuftiz IL, 411. 

Cadres I, 332 ff. 365. 

Sapitulanten I, 354. 377. 383 ff. 

Caſernen I, 390. 402. 

Gaution I, 234. 

&entralbehörden f. d. en J, 
195 ff. 211. 218. II, 323. 357 f. f. d. 
Finanzweſen I, 197. 218. II, 358 ff. 
Verh. 3. Reichskanzler I, 199. II, 488. 
Union m. preuß. Dinifterien I, 213 f. 
216. II, 42. 

Gentralblatt d. Deutſchen Reiches I, 
1 


Ghauffeegelder I. 85. II, 22. 256. 

Checks II, 298. 

@ivillifte I, 165. , 

Eivilrecht I, 105. Berh. 3. Poftgeihäft 
I, 15. 27. 3. Eifenba ngei@ätt u, 
52. i. d. Confulargerichtsbezixten II, 


515. 

Eivilverjorgungsichein. 392. 396 ff. 

&laffificationsverfahren d. Erſatzbe⸗ 
hörden I, 353 f. 366 f. 

Clausula rebus sic stantibus bei 
Staatöverträgen II, 436 f. 

Coalitionsfreiheit II, 204. 

Colonialweſen I, 120. 

Eompetenz s Eompetenz I, 56. |. 
Bundesftaat. 

Eompetenshöfe IL, 377 f. . 

Eonceifionen 3. ©ewerbebetrieb IL, 
142 ff. Entziehung II, 149. Stell» 
vertreter II, 148. 

Concurs, Einfluß auf d. Wahlrecht I, 
171. e. Bank II, 96. e. Innung II, 
187. Cautionen I, 235. Poftinven- 
tar i. C. U, 26. Durchbrechung bes 
Briefgeheimniſſes i. C. II, 20. 

Conferenzen, internationale II, 452. 


457. 
Gonfeffion rechtlich irrelevant I, 259. 


Sadıregifter. 


ſpeciell für Beamte I, 253 u. Gewer- 
bebetrieb II, 118. 

Confiscation von Fijchereigeräthen II, 
588. fremden Schiffen u. Waaren II, 
539 f. Schiffen unter deutſcher Flagge 
II, 558. Taback u. Getränken auf 
Schiffen II, 630. wegen Zolleontra= 
vention II, 255. 270 ff. wegen Steuer- 
contravention II, 277. 289. 296. 

Congreß, Wiener I, 2. 13. 

Congrefie, völkerrechtliche IL, 252. 257. 

Eontiitorien IL, 379. 

Eonftitutionaligmus, Princip I, 25. 
II, 428. Minifter-Berantwortlichleit 
1, 195 ff. 209. Wemterorganifation TI, 
209. im D. Reich I, 168 ff. Elſaß⸗ 
Lothringen I, 427 ff. Medlenburg I, 
168, 

Sonfuln, Begriff II, 468 ff. I, 69, 75. 
102, Privilegien II, 484 ff. 487. 1,402. 
408. Conſulargerichtsbarkeit I, 121. 
II, 370. 472. 505. 512 ff. Berufs- u. 
Wahlconfuln IL, 469. 478 f. Exequa⸗ 
tur II, 470. 480. Patent I. 156. 232. 
II, 470. 475 ff. 480. C. b. d. Einzel- 
ftaaten II, 4°6. Confularverträge I, 
101. II, 474 ff. 550 ff. Gehalt IL, 
482 f. Rang II, 477 ff. Urlaub IL, 
485. Abberufung II, 481. Amtsbe⸗ 
ie I, 477, 481. Archive II, 485 f. 

erhältniß 3. d. Gejandten II, 476. 
492. Funktionen II, 468 |. 492 ff. I, 
365. Untergebene d. C. II, 467. 488 ff. 
507 ff. Ausländer II, 489. Gebilhren- 
wein IL, 240. 473. 483. 531 ff. Verb. 
& iegsmarine II, 488. 499. 545. 649, 

echtstraft d. Geſetze in d. Conſ. Ger. 
Dez. I, 118. II, 516. Begnadigung 
II, 523. € hpien II, 506. 524 ff. 

Contantgeſchäfte II, 303. 

Sontingentsherrlichfeit J, 315 ff. 

Gontrafignatur ſ. Reihstanzler, 
Reichsverordnungen. 

Contrebande II, 270 ff. 

&ontrole, milifärifche I, 290. 837. 
350 ff. 360 ff. 370 ff. 380. 

Convention, Gafteiner I, 10. 

&orporationen I, 77 ff. 227 f. i. Ge⸗ 
werbewefen II, 119 ff. Inhaberpapiere 
von ausld. ©. II, 92. 

Corps viplomatifches II, 439. 450 ff. 

Eouriere II, 460. 466. 

Greditanitalten II, 77. 

Creditive d. Gefandten II, 454 f. 
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Dampficdhiife, Mafchiniften II, 550 
605 ff. Steuterleute II, 606. Signale 
II, 565 ff. Ausweichen II, 571 fi. 

Darlehendgeichäfte d. Banken II, 89. 
d. Reichsbank II, 103 ff. 

Decharge I, 157. 187. 218. 437. II, 
354 ff. |. Bundesrath, Etat, 
Reichskanzler, Reichstag. 

De faeto-NUnterthanen II, 488 ff. 
513. 504 ff. 

Defraudation, Poft II, 37 ff. Zoll TI, 
270 ff. Steuer I, 126 f. II, 277. 281. 
284. 288 f. 292 f. 300 f. 307 ff. 

Deierteure b. Heer I, 362. auf Schiffen 
1, 500. 545. 628. 632. 643 f. 

Diäten I, 170. 182. |. Reihstag. 

Dienfteid I, 226. 234. II, 5. 40. 328. 
387. 481. |. Beamte. 

Dienſtpflicht I, 346. 372. 376 ff. & 
jegliche I, 359. freiwillige I, 376. 
borfamspflicht I, 360. Zreupflicht I, 
362. Löhnung I, 363. |. Militär- 


nelen: 
Dienttzeit im Heer I, 363 ff. i. d. Ma⸗ 
rine I, 337. 363 ff. j. Militärwes 


fen. 

Dieciplinarwefien Princip I, 243. 361. 
über die Bevollm. 3. Bundesrath 1,152. 
über die Mitgl. d. Reichstags I, 179. 
über Beamte I, 230. 239 ff. 248. Mit- 
wirhing d. Bundesraths I, 156. 158. 
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Sachregifter. 
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IL, 352. Sadträge 1,185. IL, 338. 
Bantetat I, 228. II, 98. 358. Wußer- 
etutömäßige Einnahmen IT, 234. 345. 
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520. Rechtsanwälte II, 398 ff. 


Neichsgejeßblatt I, 116 ff. 134. ‚146. 


314. II, 91. 96. 434. 


Reichsſshaushalt |. Etat. 
Reichsheer I, 72. 307 ff. 332 ff. Oberbe- 


fehlen I, 308 ff. 315. tttemberg 
I, 85. Bayern I, 86. 230. 308. II, 281. 
Mitgl. d. Reichstags I, 172. Präfenz- 
ftand I, 312. 320 ff. 332. 364. Con⸗ 
tingentsherrlichkeit I, 315 ff. Verwal⸗ 
tung I, 318. 330. 341 ff. 385. Milit 
Freizügigkeit I, 319. ſtehendes Heer 
I, 332. 360. 364. 368. Einjährig⸗Frei⸗ 
wilfige I, 372 ff. Armeecorps I, 72. 
833. 352. Inſpeltionsbezirke I, 311. 
329. 334. Ktriegsformation I, 336. 
365. 368. Intendanturen I, 343. Sa⸗ 
nitãtsweſen I, 343. 359. 367. Gerichts⸗ 
weſen I, 348. Bildungsweſen I, 344. 
378. Mobilmachung I, 313. 329. 337, 
355. 365 ff. 376. 381. 384. 406 ff. IL, 
233. Mobilien u. Immobilien d. R. 
II, 224.230. Deferteure II, 500. Por⸗ 
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tobegünſtigungen II, 85. Aufhebung 
d. Patentſchutzes II, 127. Disciplinar⸗ 
ordnung I, 310. 318. 361. Kriegsar⸗ 
tifel I, 362. Generalftab I, 315. 335. 
344.410. ſ. au Reſerve, Land- 
Kern Landfturm, Dfficiere, 
Erjagmwejen, Erfagrejerve, 
Militäräarzte sc. 
Neicheinfignien I, 165. 
Heicheinvalidenfond f. Anvaliden- 


wejen. 

Heichsiuftigamt I, 442f. II, 338. 852. 
367. 874. 

Reichskanzlei I, 199. 

Neichskanzler I, 127 ff. 193 ff. II, 456. 
Chef d. Reichsverwaltung I, 194 ff. 
Borfik i. Bundesrath I, 147 ff. 194 ff. 
Berbältnif 3. Reichſtag I, 110. Ver⸗ 
orbnungäredt I, 131. Berantwortlid- 
feit I, 133 ff. 195. 198. 200. 202. 204. 
206. Die Stantöfecretäre I, 201. 204. 
206. 341. Preuß. Berollmächtigter I, 
147.194. Decharge durch Bundesrath 
u. Reichsſtag I, 157. 187. 218. Mili- 
tärverwaltung I, 341 ff. vgl. 161. 309. 
Elſaß⸗Lothringen I, 440. Auswärt. 
Angelegendh. II,448 ff. 431. 476. Reichs⸗ 
geſetzblatt I,116f. II, 434. Schiffs⸗ 
wejen I, 224. 551. 559f. II, 562. 575. 
578 f. 611. Maaß⸗ und Gewichtswefen 
II, 559. Specialmanbat f. Zeugenver- 
nehmung d. Eonfuln II, 500f. 579. 
ebenso e Gerichtsbarkeit IL, 508 f. f. 
Ehejchließungen II, 493ff. andere Func⸗ 
tionen i. Confularweſen II, 492. 496. 
481f. 483. 489. 512f. 514. 517. 524. 
Reichsbank I, 219. II, 98 ff. 104 ff. Ge⸗ 
werbeweſen IL, 127.156. 158. 191. 199. 
Reichsgerichts IL, 395. 386. 393. Fi— 
nanzwefen II, 354. 363 ff. 237. 814. 
802. 810. 33 f. 246, val. 197 ff. 218. 
213. Poſt⸗ u. egraphenweſen II, 
9f. ahnen Lu, 43 Fa 

en II, 70. 79f. 

Neichsfanzleramt, ehem. I, 199. 212. 
215 ff. 428. 441f. 450. II, 579. 

Neichskafſe I, 217. II, 222. Defecte 
I, 243. Verrechnung mit d. Einzel- 
ftaaten I, 157. II, 215. 222. 261 ff. 
26817. 273.277.281.284.289. 298.304 11. 
Confiscation v. Schiffen I, 568. Berei⸗ 
tefte Beftänve II,316 f. Verh. z. Reichs⸗ 
banf II, 98. 100. 110. Eonfulargebüh- 
ren II, 240. 582. vgl. 483. Bollver- 
gütung an fremde Geſandte II, 261. 
464. iebsfonb II, 237 f. 314. 316. 


Gerichtögebühren II, 240. Poft- u. 

Tel.⸗Geb. II, 15. 212. 341. Prägelohn 

II, 80. 242. Notenſteuer II, 94. Zah⸗ 

lungen in Silber II, 73. Entſchädi⸗ 

gung f. Militärlaften I, 827 ff. 401 ff. 
1 
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Reichskaffeuſcheine I, 454. IL, 69. 82. 
94. 303. 313. 

Reichskriegshäfen I, 341. 405. 

Neichskriegsſchatz II, 233f. Verwal⸗ 
tung I, 158. 187. 220. 

dan f. Elfaß=-Rothringen. 

RNeichsnormalgichungscommiſfion L, 
213. II, 59. Bayern I, 87. II, 60. 811. 
Competenz 11,59 ff. 

Neihsoberhandelsgericht I, 220. 430. 
II, 869. 384 ff. 

Reichsoberſeeamt I,224. II, 578.582. 

Reichspatentamt I, 223. II, 124 ff. 

Heichepoftamt I, 215. IL, 9ff. 311. 
Kaifer-Wilbelmftiftung II, 12. Prü⸗ 
fungsbehörde ebenda. Zelephon II, 18. 
Monopol II, 18. 32. R.cursinftanz 
II, 39f. Reichsdruckerei II, 238. 

Reihtraponcommtifion I, 224. 416ff. 
II, 375. 

Neichsrechnungshof I, 197 f. 218. 232. 
251. 11, 355 ff. 362. 364. Stellung 3. 
d. Centralbehörben II, 358 ff. Reichs⸗ 
bank I, 219. IT, 99. Reichsſchulden 
I, 219, II, 324. Disciplinarinftanz 
I, 223. 245. 248. II, 357 f. Kaifer-Wil- 
beim-Stiftung II,13. Militärverwals- 
tung I, 342. Decharge II, 368. Mo⸗ 
nita II, 368. Generalbericht II, 363. 

Rghe ſchabaut I, 217. II, 215 ff. 304. 

23 


Reichsſchulden II, 220.303.312f.315 f. 
317. 324 f. 

Reichsſchuldencommifſion I, 157.187. 
219. 400. II, 83. 109. 322 ff. 

Reiche ſchuldenverwaltung 1,157.219. 
LU, 83, 

Reichstag I, 27. 39. 168 ff. Teilnahme 
an d. Gefengesung I, 109 ff. 120 ff. 
141.158. 184 ff. Staatöverträge II, 
427. 431. I, 426. Theilnahme am 
Verordnungsrecht I, 135.185. II,576 f. 
Eontrole d. Berwaltung I, 186. Feſt⸗ 
fellung d. Etat II, 333 ff. 341 ff. 347f. 
364. Unleihen II, 318. 324. 326. Ge- 
neralbericht a. d. R. II, 358. 868 f. Des 
charge I, 187. 218. 437. II, 354. 364. 
Neicheigenthum II, 231. 329. Retor⸗ 

nei II, 262. Kriegsſchatz IL, 233. 
ab II, 160. Gefährliche Anlagen 
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II, 136. Reichsbank II, 99. Elſaß⸗ 
Lothringen I, 428. 431. 434.436. Per⸗ 
ſönl. Rechtsſtellung d. Mitglieder I, 
141. 168. 170. 173. 179. 192. II, 576. 
Disciplin 1, 180. 183. Diäten I, 170. 
182. Mandat I, 170.179. Beamte i. 
R. I, 180. 236f. Militärperfonen i. 
R. I, 386. 390. Wahlreglement I, 179. 
Wahlbezirke I, 72. 120. 169. 174. 177. 
Wahlprüfungen I, 177f. 183. 189. 
Berbältniß z. Bundesrath I, 141. 147. 
155. 166. Berufung u. Schluß I, 156. 
175.188. Verhandlungen I, 182. 188. 
191. Autonomie I, 183. 230. Ber 
faffungsftreitigfeiten d. Einzelftaaten 
I, I 


Neichstagsgebäudebaufond I, 187. 
IT, 238 


Neichsverfafſſung I,36 ff. 124 ff. Ein- 
gang I,42.80. Berfailler Verträge I, 
32 ff. 37. 85f. 89. Einführung i. El⸗ 
aß⸗Lothringen I, 428 ff. 449, II, 2.45. 

ilitärconventionen u. R. I, 297. 303. 
Abänderungen I, 124. II, 218. 247. 
837. 3ollvereindvertrag II, 243. 247. 
253. 272. 

Heich8verordnungen I, 107.120. 128ff. 
Bundesrath I, 129 ff. 155. 196. 301. 
Andere Organe I, 131. 155. 195. 302. 
II, 246 f. 430. 517.559. Form I, 133. 
135.203. Publication 1,133f. Verh. 
i militär. Oberbefehl I, 161. V. u. 

eſetz 1,128, II, 246. Preuß. Veto I, 
130. II, 247. 273. Nothverorbnungen 
II, 433. 

Neichswahlgeſetz I, 39 ff. 171 ff. 

Religionsdiener, Beamte? I, 180.228. 
262. Gewerbe II, 131. Verluſt ber 
Reichsangehörigkeit als Strafe I,270f. 
Ausweifung I, 288. Aufenthaltsbe⸗ 
ſchränkungen I,270.290 f. ale Schöf- 
fen u. Sefhiworene II, 390, 392, Mili- 
tärpfliht I, 367 f. Militärlaften I, 

408 


404. 408. 

Religionsfreiheit I, 259. 

Nejerve 1,268. 336.349. 354. 360.364 ff. 
372 ff. 379 ff. vgl. Erfagreferve, 
Reichsheer, DOfficiere 

Keiervefond II, 89. 93. 95. 99 f. 108. 

Retervatrechte |. Ausnahmsrechte. 

Retorſionszoͤlle IL, 262. 

Renß d. L. 1,143. 316. 

Reuß j. 2. I, 143. 316. 

Abe nichifffahrtögerichte II, 381. 

NRinderpeft I, 75. II, 203. 

Kübenzuderftener II, 272ff. 283 ff. 
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Fücktaufs händler II, 189. 144. 

Nüdvergütung, Zölle II, 464. Bier 
u. Branntweinfteuer II, 287. 290. Ta⸗ 
badfteuer II, 281. 


Sachſen, im Bunbesrath I, 83. 143. 
150. 151. Militärwefen I, 327. 341. 
812. 11,352. Militärconvention I, 83. 
150. 304. 305. Truppendislocation IL, 
812.313. Poft= u. Telegraphenverwals 
tung II, 5. 6. Oberlandesgericht IL, 
385. Geſandte II, 311. 

Sacdhjeu » Altenburg I, 143. 305. 312. 
316. II, 6. 

Sadjien s Coburg» Gotha I, 143. 305. 
312. 316. 

Sadjen- Meiningen I, 143. 305. 312. 
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Sadien- Weimar I, 143. 305.312. 316, 
Sacdjverftändige I, 146. 153. 159. 228. 
236. 406. II, 125. 369. 417. 581. 591. 

Säde II, 251. 

Salz, Salziteuer I, 128. 130 ff. II, 
272. 275 ff. Statiftifche Gebühr IL, 
808. Salzſteuerämter II, 276. Salz- 
magazine II, 276. Salzwerle II, 133. 
154. 275 ff. 

Sammlungen, wiffenfehaftliche IL, 251. 


Samoa II, 471. 472. 

Sanction. Begriff I, 48. 111 ff. II, 
429 ff. Bedeutung für bie Nechte- 
fegung I, 48.109. 111 ff. in der Mon⸗ 
archie I, 48. 112. im D. Reiche 1, 
138, 155. vgl. Öefeggebung. 

Schanteonee fionen II, 144. 145. 149. 
150 


Schaganweiiungen bes Reiches. Cha⸗ 
racter II, 313. 314. Ausgabe II, 314. 
315. 323. 325. ausländiſche Währung 
11,316. Stempelfteuer 11,303. Höhe 
11,315. zur Berftärtung des Betriebs⸗ 
fonds der Reichskaſſe IL, 237. 314. 
316. Verzinſung IL, 315. 316. 320. 
821. 323.325. 326. Umlauföbauer IL, 
314 ff. Kündigung, Verjährung II, 
316. Tilgung II, 315.325. 326. Amor 
tijation IL, 318 ff. 

Schaumburg ⸗Lippe I, 143. 305. 313. 

1 


Schauftellungen, öffentliche IL, 196. 
00. 201. 


200. 
ne u, 72 ff. 
Satirbräcige ‚ Berein z. Rettung II, 
Schiffer, Organe der Etaatögewalt II, 





ö—r — — 0 


Sachregifter. 671 


. 613. 614. 619. Qualificationsbedin⸗ 


gungen u. Prüfung I, 213. II, 140. 


. 549.550. 605. 608 ff. 611. Befähigungs- 


zeugniß II, 605. 611. Entziehung ber 
Gewerbeberechtigung II, 581 ff. 612. 
Einzelne Pflichten der Sch. II, 558. 
559. 561. 570. 574. 575. 591 ff. 602. 
615 ff. 619. 622. 630. 631. 636. 641. 
642. 646. 647. Schiffsjournal IL, 615. 


- 633. 634. 639 ff. Kürzung der Ratio⸗ 
.. nen II, 615. 634. 635. 642. Beurkun⸗ 


dung von Geburten u. Todesfällen IL, 


. 636. 641. 642. 652. 653. PVerhältniß 
. de8 Sch. zur Schiffsmannſchaft IL, 


544. 613 ff. 619. 623. 624 ff. 628. 629 
630. 638. 639. 640. 642. 646. 648. 652. 
zu den D. Confuln II, 544. 545. 616 ff. 
zu mitgenommenen hilfsbedürftigen 


- Seeleuten II,649. Austrag von Etrei- 


tigfeiten zwiſchen Schiffsmannſchaft 
x. Sch. II, 642. 651.652. Requiſition 
der Kriegsfchiffe II, 638. Competenz 
der d. Seemannsämter für Vergehen 


- II, 641 ff. 651. ſtrandender Sch. 


II, 591 ff. 600. 601. 629. Gntlaffung 
II, 545. 627. Auskunft der Eeewarte 
II, 585. 587. Beifiger der d. Seeäm⸗ 


ter 11,578. vol. Schifffahrt, 


Shiffsmannfdhaft, See— 
mannsämter, Seeämter, 
Strandungswejen. 


Schifffahrt, Schiffe, Schiffsfahr- 


zeuge. Rechtsquellen II, 548. 549. 
550. 551. 559. 583. 588. 601. 605. 612. 


- 613. Competenz des Reiches I, 121. 


11,549. Hanbelsmarine II, 549. Küften- 
fahrzeuge IL, 608.609. 619.637. Stantd- 


angehörigkeit II, 551 ff. Regiftrirung 


II, 549. 551 ff. 556 ff. 561. 562. 612. 


Flagge II, 549. 556 ff. Tlaggenattefte 
' Rn 531. 559. 612.617. Flaggenwechſel 


II, 627.628. Namen II, 554. 555. 557. 


559. 617. 621. Unterfcheidungsfignale 


11,555.565.575.617. Schiffscertificate 
u. 2egitimationspapiere II, 549 ff. 
555 ff. 558. 592. 616. 617. Zolffreiheit 


fiir Schiffsmtaterialien u. Schiffsuten- 
fiien II, 252. In II, 252. 


ermeffung ſ. Schiffsvermeſ⸗— 
ſungsweſen. Meßbrief II, 560. 
561 Seetüchtigkeit IL, 552. 615. 616. 
623. 646. Ladungsfähigkeit IT, 554. 


- 560. Schiffsjoumal IT, 592. 614 ff. 
- 626. 630. 633. 634. 639 ff. 562. 563. 


Mufterrolle II, 617. 621 ff. Eignale 
ſ. Shiffsfignale, Schiffer, 


Schiffsofficiere, Schiffs⸗ 
mannſchaft ſ. daſelbſt. Schiffsrath 
II, 615. Steuerleute II, 611. 612. im 
übrigen ſ. daſelbſt. Rheder II, 545. 
552. 554. 557. 561. 617. 623. 627. 631. 
633. 636. 643. 650. Paſſagiere IL, 546. 
594. 613. 617. 640. Verproviantirung 
II, 616. 618. 646. 647. Logisraum ber 
Schiffsmannfdhaft II, 613. 635. 642. 
Große Fahrt II, 606. 610. Kleine 
Fahrt II, 609. Zwiſchenreiſe II, 627. 
628. 644. Rückreiſe II, 624. Gruß 
II, 557. Sc. im Küftenmeer II, 536. 
537. 539, 540 ff. 545. 614. 650. Er⸗ 


territorialität II, 542.543. Auf bober- 


See II, 534 ff. 541. 603. 613. Beur⸗ 
fundung des Perfonenftanvdes insbeſ. 
II, 615. 636. 641. 642. 652. 653. Te⸗ 
licte an Bord II, 544 ff. 615. 638 ff. 
642 ff. Recht der Nacheile II, 544. 
Durchſuchung IL, 535 ff. Seeunfälle 
II, 550. 571 ff. 574 ff. Verflarung II, 
579. 625. 629. Strandende Sc). j. 
Strandungdmwefen. Untergang II, 
557. 578. 602. 623.633. Bergung fee= 
triftiger Gegenjtänve II, 594. 595. 597. 
600. 601. Die Eonfuln u. die D. Sch. 
II, 468. 473. 493. 544. 545. 551. 552. 
557. 614.616 ff. Requifitionen für mi⸗ 
litäriſche Zwecke I, 405. 407. 412. 413. 
feitend der Seeämter II, 581. vgl. 
Schiffer, Seeämter, See=- 
mannsämter, Strandungs— 


wefen. 
Schifffahrtszeichen I, 121. II, 549. 


580. 601. 602. 


Sanlsgehübren f. Gebühren. 


euer II, 615. 619. 621 ff. 625 ff. 
629. 631 ff. 637. 639. 640. 643. 644. 


651. 
Säifislente „Schiffsmannſchaft, 


wO. II, 128. Begriff II, 613. Staats⸗ 
angehörigkeit II, 553. Anmuſterung 
II, 619 ff. 623. 631. 641.651. Muſter⸗ 
tolfe II, 617. 621. 622. 623. Dienft- 
antritt II, 623. 624. 633 ff. 639. 641. 
651. Seetüchtigkeit, Verproviantirung 
des Schiffs II, 616. 646. Strafe u. 
Disciplinargewalt des Sc. II, 613. 
614. 619. 628. 629. 638. 639. 646. 648, 
Poligeigeiwalt der Conſuln II, 544. 
545. Schu der Confuln gegen den 
Schiffer II, 544. 545. Inhalt der 
Dienftpfliht IL, 625. 629. 630. 638. 
640.644 ff. Effecten II, 546. 623. 624. 
635. 636. 640.643. Volkslogis IT, 613 
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635. 643. Nationen II, 613. 615. 621. 
628, 634. 635. 637. 638. 640. 642. 647. 
Seefahrtsbücher II, 619. 620 ff. 641. 
Auszuhändigende Gefeße II, 620. 621. 
Erkrankung II, 625. 638 ff. 687. Tod 
nad Antritt des Dienftes II, 634. 636. 
637.641. 642. Beränderungen im Be⸗ 
ſtande II, 615. 622. 631. 632. Been- 
digung des Dienftes II, 624 ff. 626. 
631. 633. 644. Dienftaustritt u. Zu⸗ 
rüdlaffung im Auslande II, 628. 644. 
647. {Freie Rückfahrt II, 627. 633. 686. 
637. Abmufterung IL, 619. 622 ff. 640. 
641. 651.658. Dienftzeugniffe IL, 623. 
Defertion II, 545. 628. 632. 643. 644. 
Dieuterei II, 645. 646. Delicte an 
Bord u. i. Auslande II, 544ff. Com⸗ 
petenz ber ordentl. Strafgerichte IL, 
639. 642.648 ff. Der Seemannsämter 
II, 639 ff. 642. 648. Rechtftreitigleiten 
mit dem Schiffer II, 642. 651. 652. 
Die So.itranbenber Schiffe II, 594. 
629. vgl. Schiffer, Steuerleute, 
Seemanndämter. 

Schiffs officiere II, 546. 553. 613. 615. 
616. 630. 636. 640. 644 ff. 647. 652. 

Schiffsregifter II, 549. 551 ff. 561.562. 
579. 612. 

Schiifsfignale IL, 550. 565ff. Unter⸗ 
heibungefignale UI, 555. 565. 575. 
61 


Schiffsvermeſſungsweſen, Reichsfache 
1,121.11,59.589. Rechtsquellen II,59. 
549. 550. 551. 559. 564. Berfahren 
IL, 560ff. Behörden II, 561 ff. Ge 
Hilpren II, 564. Snipeltoren I, 213. 
U, 562. 563. Meßbrief II, 560 ff. 564. 

Schlachtftener II, 253. 254. 

Schlagſchatz II, 242. 

Schluhnoten II, 301 ff. 

Schöffen, Schöffengerihte I, 226. 
228. 236. 391. II, 382. 388 ff. 392. 394. 
vol. 511 u. 576, 

aomieinfeger II, 146 ff. 

Schulweien, Sade ver Einzelftanten 
I, 787. Reichsſchulcommiſſion I, 218. 

Schuggenoffen des D. Reiches I, 101. 
221. II, 467. 488. 489 ff. 492 ff. 504. 
507 ff. 518. 

Schwarzburg⸗Rudolftadt u. Sch.» 
Sondershanfen I, 143, 305. 312. 
313. 316. 

Schwimmlehrer II, 145. 

Seeämter I, 224. II, 550. 575. 582 ff. 
612. Beſchwerden II, 582 f. vgl. 
Reichsoberſeeamt. 
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—— II, 619 ff. 623. 641. 
Seehäfen, D. Grenze der See IL, 552. 
Sperrung des Fahrwaſſers II, 595. 
596. Wbgaben I, 74, Fremde Kriegs⸗ 
ſchiffe I, 75. Ausweichen der Schiffe 
U, 574. An ige von Seeunfällen durch 
bie Hafenbehörben LI, 579. Geborgene 
Gegenftände II, 592. Heimathähafen 
II, 552. Schifföregifter IL, 551. Aus 
Fan bes Be 8journals II, 653. 
achtverkehr zwiſchen S. II, 539. 
Hanbelsrichter IL, 387. vgl. Reich s⸗ 
kriegshäfen. Heimathshäfen. 
Seemannsämter, Inlänpifche IL, 614. 
619. Auslänbifhe II, 579. 583. 614. 
Zweck II,639.f.Eonjuln,Schiffs- 
manufdaft, Schifffahrt, 
Schiffer. 
Seemannskafſe II, 596. 597. 644. 647. 
Seenoth f. Stranpungswejen. 
Seeraub II, 536. 602 ff. 623. 
Seeuferftaaten, D. I, 331. 
gen j. Küſte, D. 
Seeunfälle I, 224. II, 550. 571. 572. 
574 ff. 579, 615. 
Seewarte, D. I, 214. II, 550. 583 ff. 
Seewehr |. Kriegsmarineweſen. 
Selbftverwaltung, Begriff I, 77. der 
d. Einzelftaaten I, 76 ff. 225. 449, 
Elſaß⸗ Lothringend I, 449. 452. ber 
Gemeinden I, 78. 
Separation de corps I, 264. 
Stibernünzen des Reichs LI, 72 ff. 
Stlavenhandel II, 535. 536. 602. 603. 
Socialdemokratie I, 181. 187. 218. 
281 ff. 288. 291. II, 29. 150. 
Soldatenteitamente I, 387. 888. 


im übri⸗ 


Sonderredhtevgl. Ausnahmeredte. 


Souveränetät, Mertmal des Staates 
I, 1. 47. 59. 60. II, 129. Begriff I, 
46 ff. Untheilbarkeit I, 47. 49. 253. 
422. Beſchränkung I, 48. 55ff. In⸗ 
haber I, 61. 50. 54 ff. 138. Zräger I, 
25, 61 ff. 112. 129. 138. 161. 162. 227. 
432. II, 208. 412. 428. 480. 447. 448. 
475. Mitträger im D. Reiche I, 63 ff. 
432. 448. Gebietähoheit I, 69. im 
Küftenmeer II, 536 ff. 542 ff. 547. 614. 
in gefchloffenen Meeren II, 540. 541. 
Rechtsſetzung I, 48. 54 ff. 111 ff. 129. 
U,428. Oberaufficätsrecht 1,78. Im 
Bundesftaat u. Staatenbund I, 50 ff. 
62 ff 79. 298. II, 208. 367. 443. 445. 

ga onveräne Staaten I, 47. II, 424. 

Spannbienfte I, 404. 408. II, 26. 
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Spielkarten II, 198. 29 ff. 
Spiritus, Kleinhandel mit IT, 144.145. 
149. 150. , 
Spruchcollegien der Juriftenfacnltäten 

II, 381. 382. 

Staaten, thüringiiche I, 05.312.316. 
II, 273. 274. 384. 

Staatenbund, Begriff u. Bafis 1,46 ff. 
61. II, 212. 443. Verbündete Souve- 
räne 11,213. Verlegung der B.pflich- 
ten 1,51. B.gerichtöbarfeit I, 51. Fi⸗ 
nanzfhftem II, 212. 219. Fiscus II, 
213.220. Staatsverträge II, 424. Ge- 
fanbte II, 424. 443. 

Staatsanwaltichaften IL, 372. 373. 
389. 392 ff. 405 ff. 410. 520. vgl. 513. 
518. 519. 523. 

Staatsgerichtshöfe II, 381. 

Etaatögewäfler IT, 534 ff. 536 ff. 541 ff. 

Staatsrath in Elfak-Lothringen I, 444. 


445. 

Staatsfecretäre des D.Reiches. des aus⸗ 
wärtfigen I, 206. 213. 247. II, 449. 450. 
456. Reichöfchakfecretär I, 206. vgl.217. 
des Neihspoftamt I, 206. 213.247. II, 
9. 11. für das Juſtizweſen I, 206. 216, 
247. II, 367. für bie Verwaltung ber 
Reichseiſenbahnen I, 206. 216. II, 42. 
fiir das Sinnere I, 206. 218. 247. für 
Elfaß-Lothringen I, 440. 4142 ff. 447. 
460. vgl. auch Reichskanzler. 

Staatöverträge, Begriff u. Wefen I, 
106. 107. IL,419ff. Inhalt II, 420. 
534. Gontrabenten I, 22. 106. 107. 
II, 420. 424. 425. 437, Abfchluß II, 
425 ff. 433. 434. 435. Ueberſchreitung 
der Inſtruction II, 427. 428. Ratifi- 
cation II, 428 ff. 434. 435. Perfection 
IL, 434. 435. linterzeichnung II, 426. 
435. Yorm II, 435.436. Befriftung, 
Bedingung UI, 437. Publication II, 
423. 428. 429. Aenderung von Gefeßen 
11, 475. 516. 517. Crflillung, Aufhe⸗ 
bung II, 436 ff. St. im Bundesſtaa⸗ 
ten- u. Staatenbunde I, 22. 24. 81. 
48 ff. 57. 84. 88. 303. 304. 307. 340. 
d. Lingeltaaten I, 84. 88. 304. 307. 
340. Competenz des Neiched II, 425. 

474. Buziehung der Einzelftanten II, 

428. ‘Der Kaiſer II, 427 ff. 430 ff. 

Bundesrath I, 156. II, 427. 429. 431 ff. 

Reichſtag I, 184. 185. 457. II, 427. 

431ff. iedensverträge II, 427. 4383. 

Handelsverträge mit Defterreih und 

Ungarn II, 428. 4382. Poſt- u. Tele- 

graphenverträge II, 6. 428. 


Zorn, Staatsrecht II. 
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Stammrollen I, 350. 351. 355. 359. 


Standedherren, Wehrpflicht I, 280. 
ſachl. Militärlaften I, 402. 408. Zoll⸗ 
abgaben II, 261. Geſandtſchaftl. Ber- 
fehr II, 442.443. Strafgerichte I, 284. 
Austräge II, 415. 

Standgerichte II, 380. 381. vgl. Mi- 
litärgericdte. 

Stationscontrolenre I, 156. 217. 232. 
TI, 265 ff. 276. 

Statthalter, Taiferl. in Elfaß-Lothrin- 
gen I, 437. 438 ff. 443 ff. 447. 452 ff. 
Statut ver Reichsbank ſ. Reichsbank. 
Ortsſt.ſ. Gemeinde. Verbandsſtatut 

ſ. dafelbſt. 

Stellvertreter des Reichskanzlers I, 
183. 147 f. 193 .199 ff. 211. 218. 215 ff. 
440 ff. II, 3. 9. 11. 42. 100 f. 449 f. 
des Kaiſers I, 163. 437. 438 ff. der 
Bunbesrathsbenollmächtigten I, 458 ff. 

Stefllvertretiungsfoften ber in ben 
Reichstag gemählten Beamten I, 180. 
181 


Stempel von Maafen, Gewichten :c. 
IT, 60. 61. 64 ff. 66 ff. ber Aichungs- 
ämter II, 66 ff. 

Stempelabgaben im D. Reiche. Be- 
griff IL, 294. Directe Reichöftenern 
II, 212. 294. Beſtehende St. II, 293 ff. 
Rechtsquellen II, 294. 297. 301. 302. 
308. ver Einzelftaaten II, 297. 302. 
803. 305. St.marfen II, 294. 297. 
299. 303 ff. 308. Erhebung II, 294. 
295. 301. 303. 306. 307. 362. Koften 
II, 294. 295. 297. 305. 309. St. frei⸗ 
beit II, 295. 298. 303. 309. Crebiti- 
vung II, 295. Erlaß II, 295. Con⸗ 
traventionen II, 296. 297. 299 ff. 301. 
304. 307. 309. Controle II, 294. 297. 
298. 301. 303. 306. 307. 309. Einnah⸗ 
men der Reichskaſſe II, 294. 295. 297. 
298. 304 ff. 309. der Einzelftaaten II, 
305. 306. vgl. Spiellarten, 
Wechſel, Werthpapiere n.f.w. 

Stenerleute ver D. Schiffe I, 218. 345. 
II, 580 ff. 605 ff. 606. 609 ff. 612. 615. 


619. 630. dgl. Shifffahrt, 
Skhiffsofficiere, Schiffs— 
mannſchaft. 


Steuerweſen im D. Reiche, Competenz 
des Reiches I, 121. II, 293. 294 Di— 
recte St. des Reiches II, 212. 294. 
Anpirecte Steuern I, 121. 126. 127. 
130. 181. II, 272. 273. Deciſivvotum 
Preußens I, 126. 127. 130. 181. II, 
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273. 337. Noch geltendes Recht bes 
Zollvereins II, 210 ff. 272 ff. 275. 288. 
Steuerprivilegien I, 391. Steuerpflicht 
der Untertbanen I, 280. 281. II, 206. 
209. der Militärperfonen I, 391. der 
Reichsbank II, 91. 221. des Neichs- 
fiscus II, 221. der Gefanbten II, 463. 
464. Doppelbefteterung I, 281. 391. 
innere Steuern II, 252ff. in Elfaß- 
Lothringen I, 454. Notenfteuer ber 
Banken II, 94. vgl. die Specialartifel. 

Straffammern, vetadhirte II, 383. 

Strafvollftredtung LI, 372. 

Strandungswefen an der D. Küfte. 
Rechtsquellen II, 550. 587. 588. 
Fremde Schiffe II, 589. St.bezirfe II, 
588. Stranbämter II, 588 ff. 599. 
Strandvögte II, 588 ff. 594.599. St.⸗ 
"Amter im Ausland II, 589. Zol= u. 
Steuerbehörben II, 589. 590. 598 ff. 
596.598. Gemeindebehörden II, 589. 
590. 598. Polizeibehörden II, 591. 
Fremde Confuln II, 590.591. Strand- 
anmwohner II, 589. 590. Notbfignale 
II, 550. 569. 570. Anzeige II, 590. 
598.601. Strandenmachen eines Schif- 
fe8 II, 601. 602. Rechte, Pflichten, 
Anordnungen des Schiffer® II, 591 ff. 
600. 601.629. Rettung von Menfchen- 
leben II, 591. 598. 629. Verein zur 
Rettung Schiffbrlichiger II, 591. 592. 
Bergung von Schiff u. Ladung IL, 588. 
590 ff. 593. 598. 600. 601.629. verfun- 
tener Gegenftände II, 595. 596. 597. 
600. 601. Strandtriftige Güter II, 
594 ff. 600. 601. Seetriftige Güter IL, 
594.595.597.600.601. Anzeige gebor- 
gener Gegenftände II, 592. 594. 595. 
597. 600,601. Aufgebot u. Verlauf II, 
593 ff. 598. 


Taback I, 126. IL, 129. 130. 215 ff. 249. 
272. 273. 277 ff. 306. 630. vgl. Ber⸗ 
brauböfteuern. 

Tanzlehrer II, 145. 

Zaravergütungen II, 261. 

Tarifirung frember Münzen LI, 75. 76. 

Zelegraphenwefen I, 121. II,1 ff. Ge⸗ 
fege u. Verorbnungen I, 131. II, 3. 
7ff. Staatsverträge II, 6. 428. Kai- 
fee I, 131. 167. 11,5f. 9. Reichs⸗ 
fanzler II, 9. Reichsmonopol II, 17. 
18. 21. 28 ff. 32. 38. ber X.betrieb 
fein Gewerbebetrieb II, 13 ff. 27 ff. 
83. 84. 129. 130. 241. Telegraphenein- 
beit II, 4, Bayern u. Wilrttemberg I, 
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85. 206. IL, 2. 4. 5. 6. 9. 11. 231. 241. 
911. Anlagen von Z.leitungen IL, 22. 
25. die Eifenbahnen IL, 18. 25. Reichs⸗ 
u. Landesverwaltung II, 4. 5. 6. 83. 
84. der T.verwaltung dienende Ber- 
möogensobjecte LI, 99a tr. T.beamten I, 
230. II, 4 ff. 12. Pflicht zur Annahme 
von Telegrammen II, 28. 29. Abfender 
uw. Empfänger II, 27 ff. 33ff. Fran⸗ 
firungdzjwang II, 36. Amtsverſchwie⸗ 
genbeit II, 18 ff. Beichlagnahme II, 
. 19 ff. Unbeftellbare Xelegramme II, 
30. Haftung d. Staates II, 31. Ge 
bübren II, 3. 4. 8. 31 ff. 240 ff. Porto⸗ 
freiheiten II, 3. 34. 35. 38. T.freimare 
fen II, 3. 38. 294. Defraubation II, 
38 ff. Averſum Württembergd u. 
Bayern3 II, 241. 310. Einnahmen u. 
Ausgaben II, 15. Ueberſchüſſe, Deficit 
II, 15. Reichshaushalt II, 352. 358. 
Submarine-@abel II, 567. Sturmwar⸗ 
nungen der Seewarte II, 586. 587. 
vgl. Boftwejen. 
Zelephou IL, 18. 
ZTerritorialitätsprincip I, 69. 100 ff. 
252. 273. II, 440. 442. 460. 461. 488. 
Sal ff. vgl. Erterritorialität. 
Zeftamente der preuß. Geſandten u. 
ihres Perfonal® II, 466. Soldatenteft. 
I, 387. 388, 
Thaler IT, 69. 73. 74. 
Theater II, 143. 149. 150. 196. 200. 201. 
Thierärzte I, 404 408. 413. II, 140. 
Toleranz ber Reichsgoldmünzen II. 74. 
Tranfitläger IL, 248. 249. 
Transportgefellichaften II, 301ff.303. 
Trödler II, 139. 145. 146. 
Trudtiyftem II, 152. 153. 
Turnlehrer IL, 145. 


Mebergangsabgaben II, 252. 253 ff. 
274. 290. 


Ulm I, 303. 304. 313. 340. 

Umlaufsverbote auswärtiger Münzen 
IL, 75. auswärtiger Banknoten u. In⸗ 
baberpapiere II, 92. 294. einzelftaatl. 
Banknoten II, 88 ff. 96. 

Untergewicht der Reichsmünzen II, 
74. 75. 76. 

NAnteroffiziere I, 333. 374. 377 ff. 383 ff. 
386 ff. 390 ff. 396 ff. 401. 

Unterrichtsweienf. Shulmefen. Ge- 
werbeordnung II, 127.128.131. Schul- 
pflichtige Kinder in den Fabriken II, 
155. 157. 158. Gewerbl. Fachſchulen 
II, 165. Obligatoriſcher Fortbildungs⸗ 
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unterricht IT, 158. 163. Militairdienſt, 
Schöffen, Geſchworenendienſt d. Volks⸗ 
fhullehrer I, 364. II, 390. 392. Mili- 
rairifehe Bildungsanftalten 1, 333. 345. 
378. 

Unterftaatsjecretair des D. Reiches I, 
217. vgl. 206. Elfaß-Lotbringen I, 443. 
444. 447. 460. 

Unterfuchungsrichter II, 373. 894. 
395. vgl. 519. 520. 512. 513. 579, 

Urheberrecht I, 121. IL, 120 ff. 

Urkunden, ‚Beglaubigung öffentl. U. I, 
121. II, 467.496. 497. Oeffentl. U. ver 
Conſuln über Amtshandlungen II, 496. 
Ausftellung notarieller U. durch die 
Confuln II, 497. 498. 

Urlaubepäfie I, 359. 

Urmatrizen IL, 79. 


Berantwortlichkeit des Reichskanzlers 
I, 195 ff. 200 ff. für Beſchlüſſe des 
Bundesraths I, 196. der Kaifer ift un- 
verantwortlid I, 197. des Taiferl. 
Statthalter in Elfaß = Lothringen I, 
439. 441 ff. des Staatsſecretairs f. 
Elſ.⸗Loth. I, 440. 442. 443. Selbftver- 
antwortliche Reichsbehörden I, 197. 
198. 204 ff. 218 ff. IL, 323 ff. 357. 868. 
B. der Reichstagsabgeordneten I, 170. 
179 ff. für Berihte Über Verhandlun⸗ 
gen des Reichsſtages I, 182. 183. 2, 
der Minifter der Einzelftaaten für die 
Inſtruction der Bunbesrathbevollmäd- 
tigten I, Y5ff. 139. 144. 194. f. auch 
Reichſskanzler, Stellvertreter. 

VBerbandsftatut der Hillfskafienver- 
bände II, 177. Der Innungsverbände 
II, 190. 191. 

Bean Öpefkenern f. Steuerwefen. 

Verehelichungsweſen des D. Reiches 
1, 87.102. 239. 292. 398. 359. 387. 389. 
II, 379. 380. 441. 467. 493 ff. 

Bereidigung des Kaifers auf die preuß. 
Berfaflung? 1,164. der Schöffen II, 
391. ber Gefchworenen II, 392. ber 
Beifiger in ven Confulargerichten II, 
510. der Wahlvorftände bei den Reichs⸗ 
tagswahlen I, 176. vgl. Dienfteid, 
Fahneneid. 

Verein zur Rettung Schiffbrüchiger II, 
591. 592. 

Vereinsweſen im D. Reiche I, 122. 
178. 282. 391. 

Verhaftung von Poſtbeamten im Dienſt 
u, 22. von Reichstagsmitgliedern I, 
181. 


Verkehrſsabgaben I, 74. 85. 121. II, 
255. 256. 

Berflarung der D. Schiffe II, 579.625. 
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Berfammlungen , politifhe I, 391 zu 
den Reichſtagswahlen I, 178 focial- ' 
deneratiſche I, 282. vgl. VBereind- 
wefen. 

Berficherungsweien im D. Reiche I, 
87. 120. II, 127. 128. 130. 135. 

VBerwaltungsgerihte im D. Reiche 
I, 198. 223. 224. II, 44. 45. 126. 
375 ff. 377. 878. in Elfaß -Lothringen 
in&bef. I, 445. 447. vgl. Bundes- 
amt für Heimathswejfen, 
Reichs seifenbahn, -patent=, 
soberfeeant, eichſrayon⸗ 
commiſſion, Competenzhöfe. 

Berwieguug, amtliche von Taback II, 
278. 379. 281. Rüben II, 382. Brau- 
material II, 287. 

Viceconfuln IL, 47T. 

Vicekanzler des D. Reiches I, 201 ff. 
f. Stellvertreter des Reichs— 
tanzlerß. 

Vollgewicht der Reichsmünzen II, 74. 

VBormundichaftsweien im D. Reiche. 
B.ridhter IL, 375. Militairperfonen I, 
389. Die D. Eonfuln I, 101. II, 504. 

Vorrechte der D. Einzelftaaten I, 81. 
82. 83. 


Waagegebühren II, 255. 256. 
Waagen, amtl. Stempelung II, 60. 64. 
6 


66. 

Waaren, Miünzforten des Auslandes 
II, 75. &rebitirung von W. durch Ar- 
beitgeber II, 152. Verpflichtung zur 
Entnahme aus beft. Gefhäften II, 152. 
Berbot des Trudivften 11, 152. Aufs 
fuchen von W.beftellungen II, 117. 118. 
196. Marktwaaren II, 202. 203. 254. 
SHaufirvertrieb IL, 196 ff. 198. 199. Eis 
jenbahnteandport II, 47. 52 ff. W. pro⸗ 

en II, 36. 251. Ausfuhr II, 247. 248, 
W.durchfuhr II, 248. 249. 270. W. ein⸗ 
fuhr II, 249 ff. Verzeichniß der zoll⸗ 
pflichtigen W. II, 260. 261. Confisca⸗ 
tion zollpflichtiger W. II, 255. 256. 
270 ff. verbotener Waaren IL, 255. 256. 
27075. Binnenverfehr II, 252. 253 ff. 
274.290. Statiſtiſche Gebühr II, 307 ff. 
Freipäſſe II, 264. Lombardgefchäfte 
der Neihsbant gegen W.verpfändung 
11, 107.108. 109. Stempelabgaben von 


